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Der öfterreichich-ungarifche Ausgleich. 


I. Geſchichte des Ausgleichs von 1867. 
Von Dr. Heinrich Friedjung (Wien).*) 


Als Oeſterreich nach dem Kriege von 1859, nach der Niederlage 
von Magenta und Solferino, aus vielen inneren Wunden blutete, 
erwies ſich es mehr als ſonſt nothwendig, mit Ungarn Frieden zu 
ſchließen. Es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß dies rathſam war; 
wohl aber muß die Frage aufgeworfen werden, ob der Preis, um den 
die Verſöhnung erzielt wurde, nicht zu hoch bemeſſen war. Letzteres 
war offenbar die Meinung eines der hervorragendſten politiſchen Männer 
jener Zeit, des früheren Präſidenten des Staatsrathes, Freiherrn von 
Lichtenfels, eines der hervorragendſten Mitarbeiter Schmerlings. Er 
wurde, wie man mir erzählte, 1867 am Tage vor der Unterzeichnung 
der Ausgleichsgeſetze durch den Kaiſer zu dieſem gerufen, um dem 
Monarchen, dem im letzten Augenblicke ſchwere Zweifel aufgeſtiegen 


waren, ſeine Meinung in der Frage darzulegen. Lichtenfels äußerte ſich 


nun: „Ich hätte es begriffen, wenn wir vor dem Kriege mit Preußen 
jenen Ausgleich geſchloſſen hätten, der jetzt vorliegt. Denn, wenn mir 
die Rechtseinheit auch als ein hohes Gut gilt, ſo ſehe ich ein, daß es 
nothwendig geweſen wäre, Ungarn zu verſöhnen, um, unterſtützt durch 
die öffentliche Meinung Ungarns, in den Krieg zu gehen, der über die 
Zukunft Oeſterreichs entſcheiden konnte. Was ich aber nicht zugebe, das 
iſt, daß nun, nach dem Verluſte der Stellung Oeſterreichs in Deutſch⸗ 
land und in Italien, alſo zu einer Zeit, da wir unſere inneren 
Aufgaben lediglich nach dem Geſichtspunkte der Staatsnothwendigkeit 
zu löſen haben, dieſe großen Opfer gebracht werden ſollen.“ Lichtenfels 
konnte nicht wiſſen oder wußte doch nicht im vollen Umfange, daß 
der damals einflußreichſte Rathgeber des Kaiſers, Freiherr von Beuſt, 
einen Rachekrieg gegen Preußen ins Auge gefaßt hatte, einen Krieg, 
der mit Hilfe Frankreichs, Napoleon III., zu führen war. Somit 
wurde der Ausgleich von 1867 in erſter Linie nicht aus Geſichtspunkten 
der inneren Politik geſchloſſen. 


*) Wir geben hier die beiden erſten der Vorträge wieder, die im Wiener 
„Sozialpolitiſchen Verein“ über den Ausgleich mit Ungarn gehalten wurden. Die 
Vorträge gelangen nach ſtenographiſchen Aufnahmen zur Veröffentlichung, welche 
der Vorſtand des Vereines veranſtaltete und uns freundlichſt zur Verfügung ſtellte. 

Anmerkung der Redaktion. 


„Deutſche Worte“. XIX. 1. 1 
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Allerdings ſtand ſchon nach der Niederlage von 1859 die Sache Oeſter⸗ 
reichs ſchlecht und um ſo ungünſtiger, als an die Spitze des Staates 
ein Mann von den geringen Fähigkeiten des Grafen Goluchowski be- 


rufen war. Er war vielleicht die unglücklichſte Perſönlichkeit, die in 


unſerer Zeit an die Spitze des Staates berufen worden iſt. Gegenüber 
feinen übrigen Thaten konnte man dem Grafen Goluchowski noch ver: 
zeihen, daß er, in das Palais des Miniſteriums des Innern in der 
Wipplingerſtraße einziehend, die ſchöne Bibliothek des Miniſteriums 
auf den Hof und auf die Straße werfen ließ, um ſeine Prunkzimmer 
zu erweitern, eine Verfügung, deren Spuren auch jetzt in jener 
Bücherſammlung noch nicht ausgetilgt ſind. Weniger verzeihlich iſt, daß 
er der Erfinder der berühmten Reichsraths- und Landtagsordnungen 
iſt, unter denen wir heute leiden und durch welche der Großgrund— 


beſitz einen ſo entſcheidenden Einfluß übt. Aber der ſchwächſte Theil 


ſeiner Politik iſt ſeine Haltung gegenüber Ungarn. 

Goluchowski gehörte zu jenen Staatsmännern Oeſterreichs, — wenn 
ich den Ausdruck Staatsmann auf ihn anwenden darf, — welche den be— 
güterten Adel in ſeine früheren Herrſcherrechte einſetzen wollten. Der 
Adel nahm ſeit Kaiſer Joſef II. nicht mehr die hervorragende politiſche 
Stellung früherer Zeiten ein, nicht blos unter Joſef II., auch unter 
Kaiſer Franz nicht, der viel zu viel eiferſüchtig auf ſeine Machtvoll⸗ 
kommenheit war, als daß er ſich die Mitregierung des Adels oder der 
Kirche hätte gefallen laſſen. Auch unter dem Syſtem Bach fühlte ſich 
der Adel zurückgeſetzt. Wir wiſſen aus den Briefen, die Bismarck als 
Geſandter aus Frankfurt und aus Wien ſchrieb, daß der Hochadel 
den Miniſter Bach ſeine Geringſchätzung dadurch am ſchärfſten zu er— 
kennen gab, daß er von ihm als dem „Juden Bach“ ſprach. Denn 
die Zeit von 1849 bis 1859 war eine Herrſchaft der Bureaukratie, 
der ſich Alles fügen mußte. 

Unter Graf Goluchowski nimmt der öſterreichiſche Adel wieder 
Beſitz von der alten Herrſchaft in dem Ausmaße, wie er ſie jetzt noch 
ausübt. In Ungarn regierten neben Goluchowski der ungariſche Hof— 
kanzler Baron Vay, Graf. Szecſen, Herr v. Majlath, welche dem Adel 
ihres Landes ähnliche Vorrechte zuwenden wollten. Sie gingen von der 


Anſicht aus, daß, wenn in Ungarn die Einrichtungen von 1847 her⸗ 
geſtellt würden, alſo die vor der Revolution beſtanden, wenn der Komi⸗ 


tatsadel in ſeine alten Rechte eingeſetzt würde, das ungariſche Volk 
dann die Errungenſchaften von 1848 fahren laſſen würde. Deshalb 


empfahlen die ungariſchen Rathgeber des Kaiſers, die ungariſche Komis 


tatsverfaſſung wieder herzuſtellen, bevor noch die Rechnung zwiſchen 
Oeſterreich und Ungarn bereinigt, bevor die Verfaſſung feſtgeſtellt 
war, welche die gemeinſamen Angelegenheiten regeln ſollte. So wurde 
die Verwaltung Ungarns den Komitaten überliefert. Die deutſchen 
Lehrer und Beamten wurden entfernt, an manchen Orten die Grund— 
bücher vernichtet, die Prozeßakten der früher deutſchen Gerichte hinaus— 
geworfen, kurz, es wurden alle Einrichtungen, welche vor dem Jahre 
1848 beſtanden, wieder hergeſtellt. Das Unheil war ſo groß, daß ſelbſt 
Baron Vay von Bangen ergriffen wurde. 
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Er gab ein Reſkript heraus, daß die Komitate nicht das Recht 
haben ſollten, jene Beamten zu wählen, denen die ſtaatliche Funktion 
des Steuereinhebens zuſtand. Aber die Komitate kümmerten ſich nicht 
darum; es wurde den bisherigen Steuerbeamten ebenſo wie den anderen 
Beamten des Staates der Gehorſam aufgeſagt; Fiskale und Ober⸗ 
Fiskale wurden gewählt, und dieſe haben die Steuereintreibung nicht 
durchgeführt. Man ſetzte damals alle jene Beamten ein, welche im Jahre 
1849 das entſprechende Amt bekleidet hatten, alſo die Männer der 
Revolution. 

Nyary, der Vizegeſpan des Peſter Komitates, richtete eine Ein⸗ 
gabe an die ungariſche Hofkanzlei, ſie ſolle den Komitaten den Auf: 
trag ertheilen, daß keine Steuer eingehoben werden dürfe, bevor der 
Landtag in ſeine verfaſſungsmäßigen Rechte eingeſetzt war. Man er⸗ 
zählt — ich kann nicht entſcheiden, ob es wahr iſt — daß der wieder 
einberufene Gemeinderath von Klauſenburg die Bäume der einzigen 
Promenade der Stadt umhauen ließ, weil ſie von dem widergeſetz⸗ 
lichen Gemeinderathe, der in der Bach'ſchen Zeit eingeſetzt war, ge— 
pflanzt waren. Kurz und gut, Ungarn befand ſich in vollſter Verwir⸗ 
rung, faſt in hellem Aufruhr. Wenn ich die ganze lange Reihe von 
Fehlern betrachte, welche ſeit 1859 in Oeſterreich gemacht wurden, ſo 
möchte ich den vom Miniſterium Goluchowski gemachten als den 
ärgſten bezeichnen — und dies, wiewohl mir als Deutſchen verhält: 
nismäßig gleichgiltig ſein kann, was in Ungarn damals geſchehen iſt, 
und es mir nicht gleichgiltig iſt, ſondern ans Herz geht, was ſich in 
Oeſterreich jetzt vollzieht. Ein politiſcher Fehler iſt eben diejenige 
Maßnahme, welche in direkteſtem Widerſpruche ſteht mit dem Zwecke, 
den ſie hätte erreichen ſollen. So begann der Ausgleich Oeſterreichs 
mit Ungarn. Ä | 

Die ungariſchen Rathgeber des Kaiſers ſahen dann die Noth— 
wendigkeit der Umkehr ein. Sie ſahen ſich nach einer Perſönlichkeit 
um, die Ordnung machen ſolle, und ſie verfielen darauf — es iſt das 
eine Ironie der Geſchichte —, Anton v. Schmerling als rettenden Mann 
zu empfehlen. Sie hofften, er werde ſich wohl mit ihnen in der Haupt- 
ſache vergleichen. Es war begreiflich, daß man an Schmerling dachte. 
Er war im deutſchen Beamtenthum unbedingt der fähigſte und ener— 
giſcheſte Mann. Schmerling war, als im Jahre 1848 das Frankfurter 
Parlament berufen und Erzherzog Johann zum Reichsverweſer beſtellt 
wurde, von dieſem zum Präſidenten des erſten deutſchen Reichsmini⸗ 
ſteriums ernannt worden. Als ſolcher hatte er die konſervativen Grund— 
ſätze im Frankfurter Parlament zu vertreten gegen eine Reihe der be— 
gabteſten Männer, gegenüber der Blüte der Nation. Er kämpfte 
neben Dahlmann und Gagern, er ſtand Männern gegenüber wie Robert 
Blum und es gibt nur ein Urtheil von Freunden und Gegnern, daß 
Schmerling ihnen allen als Redner und Politiker gleich ſtand. Es iſt 
eine Schwäche von mir und ich bekenne mich zu ihr, obwohl ich viel 
unter einer ſolchen Haltung gelitten habe, daß ich immer darauf dringe, 
wir müßten auch gegen diejenigen deutſchen Politiker Oeſterreichs, mit 
denen wir etwa aus politiſchen Gründen nicht übereinſtimmen, gerecht 
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ſein. Ich habe ſolche Männer immer vertheidigt, weil ich ſtets em- 
pfand, daß wir Deutſche am ungerechteſten ſind gegen diejenigen, die 
aus unſeren Reihen hervorgingen. Ich habe gefunden, daß manche 
unſerer führenden Perſönlichkeiten ganz gleich ſeien den franzöſiſchen 
oder engliſchen Staatsmännern, welche eine hervorragende, mit Dank 
aufgenommene Thätigkeit geübt haben und nicht das Unglück hatten, 
unter ſo ſchwierigen Verhältniſſen zu wirken, wie dies bei uns der 
Fall iſt. Zu ihnen gehört vor allem Schmerling. Wenn ich auch der 
Meinung bin, daß er, indem er das Zerrbild einer Wahlverfaſſung 
einführte, nicht günſtig gewirkt hat, ſo glaube ich dennoch, daß 
er ſeine Aufgabe mit großem Ernſt und großer Tüchtigkeit anfaßte. 
Er ſtand im Frankfurter Parlament an der Spitze Jener, welche die 
Aufrichtung eines Deutſchen Reiches mit dem König von Preußen an 
der Spitze verhindern wollten. Er trat von dem Reichsminiſterium 
zurück, als er erkanute, daß ihm dies nicht gelingen werde. Wir 
wiſſen, daß es nicht zum Heile Deutſchlands war, als Schmerling da— 
mals alle Künſte der Politik ſpielen ließ, um die Wahl des Königs 
von Preußen zum Kaiſer zu verhindern. Es gelang ihm, eine jo un 
günſtige Stimmung hervorzurufen, daß Friedrich Wilhelm IV. dieſe 
Krone nicht annahm. Vom Standpunkt Oeſterreichs hatte Schmerling 
opponirt; er ſcheute ſich nicht, trotzdem er ein Konſervativer war, ſich 
mit der äußerſten Linken zu verbinden, um die Verfaſſung ſo freiſinnig 
zu geſtalten, daß kein Monarch mit dieſer Konſtitution regieren konnte. 
So hinderte er die Einigung Deutſchlands unter preußiſcher Spitze. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein Mann, der Oeſterreich in Frankfurt 
ſo wirkſam vertreten hatte, in ſeiner Heimat Miniſter wurde. Als 
ſolcher leiſtete er vom Jahre 1849 —1851 Vortreffliches. Er hat die 
Geſchwornengerichte eingeführt, er hat im Rathe des Kaiſers im Jahre 
1851 für Aufrechterhaltung der konſtitutionellen Verfaſſung gewirkt. 
Als dieſe aufgehoben wurde, zog er ſich, der auf dem gemäßigt konſtitu— 
tionellen Standpunkt blieb, in die richterliche Laufbahn zurück. Schmerling 
nun wurde von den ungariſchen Konſervativen im Dezember 1860 zum 
Miniſter empfohlen. Er entwarf binnen wenigen Wochen mit ſeinen gleich⸗ 
geſinnten Freunden die Verfaſſung vom 26. Februar 1861, u. zw. mit 
dem Finanzminiſter Plener, mit dem ins Handelsminiſterium berufenen 
Kalchberg und mit dem Landesgerichtsrathe Perthaler, einem der beſten 
politiſchen Köpfe jener Tage, von dem verhältnismäßig wenig bekannt 
iſt, wenn wir auch feine Biographie aus der Feder Ambros Mayr's 
beſitzen. Schmerling beeilte ſich, eine feſte Thatſache zu ſchaffen, um 
der Verwirrung ein Ende zu machen. Baron Vay unterſchrieb dieſe 
neue Verfaſſung nicht, wohl aber ſein Kollege Graf Szecſen. Vay 
blieb dann noch kurze Zeit im Amte und trat bald zurück, ſpäter auch 
Graf Szecſen. Sie konnten die Art, wie Schmerling in Ungarn Orb: 
nung herſtellte, nicht mitmachen, obwohl ſie einſahen, daß die Nothwen⸗ 
digkeit hiezu vorlag. Was die Geſammtmonarchie betrifft, jo betrachtete 
ſich Schmerling gewiſſermaßen als Erbe der Ideen Joſefs II. Ich 
glaube, daß er einen großen Irrthum beging, indem er meinte, Un: 
garn werde ſich in ein öſterreichiſches Reichsparlament zwingen und 
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von Wien aus regieren laſſen. Er überſchätzte feine und Oeſterreichs 
Kraft. Er rechnete nicht mit dem Momente, in dem der Kaiſer ihm 
nicht mehr ſeine Unterſtützung leihen, ihm nicht mehr geſtatten werde, 
bis zu Ende zu gehen. Er ſchuf nun die neue Verfaſſung ſo, daß auch 
dann im Reichsrathe eine deutſche, konſervativ⸗liberale Mehrheit vor⸗ 
handen ſein ſolle, wenn das Parlament auch von den Ungarn beſchickt 
würde. Man muß ſich in den Gedankengang eines Staatsmannes 
hineindenken und fragen, was er wollte. Er ſchuf einen Reichsrath, 
in dem Zisleithanien mit 203 Stimmen vertreten ſein ſollte, Ungarn 
und ſeine Nebenländer mit etwa 100 Stimmen. Er mußte damit 
rechnen, 300 Deputirte vor ſich zu haben, von denen 85 durch den 
ungariſchen Landtag zu wählen waren, die unbedingt ſeine Gegner 
waren. Von dieſem Geſichtspunkte ſind auch ſeine Wahlordnungen zu 
beurtheilen. Von dieſem Geſichtspunkte aus akzeptirte er den Grundſatz 
der Goluchowski'ſchen Patente, daß in den Landtagen der Großgrund— 
beſitz einen überwiegenden Einfluß beſitzen ſolle. Da der Reichsrath 
aus den Landtagen gewählt wurde, ſo wollte er mit Hilfe des Groß— 
grundbeſitzes eine deutſch-zentraliſtiſche Mehrheit in den Reichsrath 
bringen. Er war nach ſeiner ganzen Ueberzeugung liberaler, als ſich 
dies in ſeinen Wahlordnungen ausdrückt. Er wollte aber mit Hilfe 
der Stimmen des Großgrundbeſitzes die Oppoſition der Magyaren und 
Slaven niederhalten. Das war ſein leitender Geſichtspunkt. Ich kann 
mich vielleicht über das Maß ſeines Liberalismus irren, aber man wird 
ſeine Motive aus den Memoiren, die er hinterlaſſen hat, erfahren. 
Dieſe können allerdings, wie er angeordnet hat, vor dem Tode des 
Kaiſers Franz Joſef nicht veröffentlicht werden. 

Schmerling nun ließ die Wahlen in Oeſterreich vornehmen. und 
unmittelbar vor dem Zuſammentritte des Reichsrathes haben zwei der 
hervorragendſten Männer Oeſterreichs in einer gemeinſam herausgege— 
benen Schrift ihre Meinung über das Werk Schmerlings ausgeſprochen, 
Fiſchhof und Unger. Sie gaben im März 1861, wenige Wochen nach 
der Erlaſſung der Verfaſſung, eine Broſchüre heraus unter dem Titel: 
„Zur Löſung der ungariſchen Frage.“ Dieſe kleine Schrift iſt ein 
Denkmal des politiſchen Verſtandes dieſer beiden Männer. Man 
kann ſie auch heute nur leſen mit voller Anerkennung ihrer Einſicht 
und ihrer Liebe zu freiheitlichen Einrichtungen. Ich glaube, daß dieſe 
Schrift, rein als politiſche Arbeit genommen, höher ſteht als die 
ſonſt ſtiliſtiſch gleichfalls vortrefflichen Arbeiten Fiſchhofs aus ſpäterer 
Zeit. Sie iſt präziſer, fie nimmt auf die vorhandenen Verhältniſſe 
größere Rückſicht. Vielleicht iſt dies der Fall, weil Unger Einfluß auf 
Fiſchhof genommen hat. 

Dieſe beiden Männer haben Schmerling damals vorgehalten, daß 
die Ungarn auf keinen Fall dafür zu gewinnen fein würden, in den zentra- 
liſtiſchen Reichsrath einzutreten und auf ihre ungariſche Verfaſſung zu ver- 
zichten. Sie begründeten das mit vollem Rechte damit, daß die Ver⸗ 
faſſung Ungarns, die während der Revolution vom Jahre 1848 ent— 
ſtand, eine größere Fülle von Macht in das Parlament verlegte, als 
Schmerling ſeinem Reichsrathe gewährte. Die Ungarn wären, ſo 
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meinten fie, Thoren, wenn fie die Miniſterverantwortlichkeit, die Preß⸗ 
freiheit und die anderen Errungenſchaften von 1848 zu Gunſten dieſer 
halbſchlächtigen Verfaſſung aufgeben würden. Sie würden es aber 
auch nicht thun aus Heimatliebe. Fiſchhof und Unger ſagten voraus, 
daß alle Anſtrengungen Schmerlings vergeblich ſein würden. Sie ent⸗ 
warfen deshalb einen Plan, wie nach ihrer Meinung die gemeinſamen 
Angelegenheiten zwiſchen Oeſterreich und Ungarn zu regeln wären. 
Wohl meinten auch ſie, gemeinſame Geſetze müſſen durch gemeinſame 
Organe zuſtande kommen. Sie empfahlen zu dieſem Zwecke, es möchten, 
wenn eines der Parlamente von Zis- und Transleithanien Geſetze 
vorzuſchlagen habe, zur Ausarbeitung 150 Männer aus Ungarn, näm- 
lich je 75 aus dem Magnaten- und Abgeordnetenhauſe, und in gleicher 
Weiſe 150 Männer aus dem öſterreichiſchen Parlamente zu wählen 
ſein. Das Geſetz, welches vorgeſchlagen ſei, ſei von dieſen beiden 
Körperſchaften von je 150 Mitgliedern geſondert zu berathen, u. zw. 
habe die Beſchlußfaſſung bei der erſten Leſung ſo ſtattzufinden, daß das 
öſterreichiſche Ober- und Unterhaus, die ungariſche Magnatentafel und das 
Abgeordnetenhaus beſonders abſtimmen. Wenn ſich auf dieſe Weiſe 
keine Einmüthigkeit unter den vier Kammern herausſtellen würde, ſo 
ſollten die 150 Mitglieder jedes Landes in zweiter Leſung in gemeinſamer 
Sitzung berathen und beſchließen, und erſt, wenn auch jetzt, trotz aller 
Bemühung, ein gemeinſames Geſetz über eine nothwendige Angelegen— 
heit nicht zuſtande käme, ſollten die 300 Männer zuſammentreten und 
gemeinſam einen Beſchluß faſſen. Durch dieſe Anordnungen ſollte den 
Ungarn gezeigt werden, welch' großen Vortheil für ſie eine, ich will 
nicht ſagen, Reichsvertretung, aber eine Reichsdelegation hätte, bei der 
ſie mitberathen und mit den Oeſterreichern gemeinſam abſtimmen würden. 


Indeſſen erſchrecke ich bei dem Gedanken, daß dieſer Plan angenommen 


worden wäre; denn wir hätten dann doch eine Art Reichsparlament von 
300 Mitgliedern erhalten, von denen gewiß 120 Magyaren, etwa 
100 Slaven und vielleicht 80 Deutſche geweſen wären. Ich kann den 
Vortheil, um des Reichsgedankens willen die eigene Nationalität an 
Einfluß ſo tief hinabzudrücken, nicht einſehen. 

Ob nun Fiſchhof und Unger oder ob Schmerling Recht gehabt hat, 
— Thatſache iſt, daß keiner dieſer Pläne mehr durchzuführen war, 
nachdem die ungariſche Verwaltung einmal zerſetzt und in die Hände 
des Komitatsadels übergegangen war. Schmerling machte allerdings 
Ordnung, er hob die Komitatsverwaltung wieder auf, er ſetzte wieder 
kaiſerliche Beamte ein; er führte den Ausnahmszuſtand ein, er ließ 
Kriegsgerichte ihre Thätigkeit beginnen. Er iſt gewiß an einigen 
Stellen zu hart vorgegangen, aber er hatte damals ſchwerlich eine 
andere Wahl als die Anwendung ſtrenger Mittel, wenn er die Ver⸗ 
wirrung in Ungarn nicht bis zur Spitze gedeihen laſſen wollte. 

Nun trat der ungariſche Landtag zuſammen. Dieſer nun erklärte, 
daß er unter keiner Bedingung den öſterreichiſchen Reichsrath be- 
ſchicken werde; er drang darauf, daß die Geſetze vom Jahre 1848, 


welche die Selbſtändigkeit Ungarns in vollſtem Maße gewährleiſteten, 


wieder hergeſtellt würden. Ich will mich bei der Beſprechung bekannter 
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Dinge nicht lange aufhalten. Drei Parteien bildeten ſich im unga⸗ 
e Reichsrathe,, die Adreßpartei unter Führung Deaks, die Be⸗ 
ſchlußpartei unter Führung Tiszas und Ghiczys, und die äußerſte 
Linke, die aus Anhängern Koſſuths beſtand. Dieſe äußerſte Linke 
f wollte die Loslöſung Ungarns vom Reiche; die Beſchlußpartei erhielt 
ihren Namen daher, weil ſie den nicht zum Könige von Ungarn ge— 
krönten Kaiſer nicht als rechtmäßigen Herrſcher anerkannte, an ihn 
nicht einmal eine Adreſſe richten wollte und lediglich durch Beſchlüſſe 
die Meinung der Volksvertretung kundgeben wollte. Sie berief ſich 
dem Kaiſer gegenüber auf den alten Rechtsſatz: Non est unctus, non 
est coronatus, non est rex noster, er iſt nicht geſalbt, er iſt nicht 
gekrönt, er iſt nicht unſer König. Deak nahm eine mildere Stellung 
an: man könne ſich auch an einen ungekrönten König mit einer Adreſſe 
wenden. Damals hielt Deak ſeine große Rede über die Rechte Ungarns, 
die eine unſterbliche parlamentariſche Leiſtung iſt. Er theilte dieſe Rede 
nach drei Geſichtspunkten ein, indem er drei Fragen beantwortete: 
Was ſollen wir jetzt ſagen, nachdem wir nach. zwölf Jahren der 
Militärherrſchaft einberufen ſind; wem ſollen wir es ſagen und wie 
ſollen 85 es ſagen. 

Was ſollen wir jagen? Ungarn ſolle aa re e daß es ſich 
abſolut in keine Verhandlungen einlaſſe, bevor die Verfaſſung vom 
Jahre 1848 reſtituirt ſei, bevor Siebenbürgen und Kroatien⸗Slavonien 
nicht im ungariſchen Landtag vertreten ſei, bevor der Kaiſer ſich nicht 
erklärt habe, ſich krönen zu laſſen. 

Wem ſollen wir es ſagen? In Beantwortung dieſer Frage 
drückte Deak ſich folgendermaßen aus: „Ohne Zweifel jener faktiſch 
beſtehenden Macht, welche unſere konſtitutionelle Selbſtändigkeit angriff, 
indem fie unſere weſentlichſten konſtitutionellen Rechte an den Reichs- 
rath übertragen wollte; demjenigen der unſere Grundgeſetze aufgehoben 
und ſie in Schwebe hält, der es bisher noch immer verſäumt hat, das 
verantwortliche Miniſterium zu berufen: Demjenigen, der allein die 
faktiſche Macht beſitzt, alle dieſe Poſtulate unſeres Verfaſſungslebens 
bereit zu erfüllen.“ 

Ich finde unter den drei Theilen der Rede Deaks jene der Be— 
wunderung am meiſten würdig, in der er ſich gegen die äußerſte Linke 
und Koſſuth wendet, die der Meinung waren, die Magyaren thäten am 
beiten, an die Gewalt zu appelliren. Von dieſer Seite war ihm vor⸗ 
geworfen worden, daß ſeine Politik der Kühnheit entbehre, daß ſie zu 
vorſichtig ſei, und er antwortete darauf in folgender Weiſe: 

„Furchtſam, ja feige iſt derjenige, der für ſeine eigene Perſon 
beſorgt iſt, dort, wo das Schickſal des Vaterlandes auf dem Spiele 
ſteht; derjenige aber, der ſich nicht ſeinethalben, ſondern des Vater⸗ 
landes wegen ängſtigt, der nicht deshalb behutſam iſt, damit ſeine 
Perſon keine Unbill ereile, ſondern deshalb, damit das Vaterland von 
Leiden verſchont bleibe, der — meine Herren, iſt nicht furchtſam, 
nicht feige. | 

„Ueber unſer eigenes Schickſal können wir ſelbſt verfügen; wenn 
wir es aufs Spiel ſetzen, ſo haben wir ſelbſt den Schaden zu erleiden. 
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Aber das Schickſal Anderer, welche das Vertrauen unſerer Treue über- 
antwortet, das Schickſal des Vaterlandes, das uns koſtbarer iſt als 
das eigene Leben, müſſen wir hüten vor jeder Gefahr, und wir müſſen 
es bewachen mit der Behutſamkeit der Liebe. Für das Vaterland 
dürfen wir Alles einſetzen, das Vaterland ſelbſt aber dürfen wir nicht 

einſetzen. 
| „Ich weiß ſehr wohl, daß unſere Feinde in den ſchweren Zeiten, 
die wir überſtanden, den Becher unſerer unverdienten Leiden bis an den 
Rand gefüllt haben. Ich weiß, daß es uns wohlthäte, die in unſerer 


Bruſt zuſammengepreßte Fluth des Schmerzes auszuſtrömen, und ich, 


weiß es, daß es ſehr ſchwer iſt, in dem Augenblicke, wo uns die ges 


waltſam geweckte Leidenſchaft gerechter Entrüſtung hinreißt, die Gefahr 
und den Schaden, die möglicherweiſe daraus entſtehen könnten, abzu⸗ 
wägen. Auch ich fühle es, was jeder Ungar gegen diejenigen fühlt, 
die ſo viel Leben und Lebensfreude, ſo viel an Glückſeligkeit in unſerem 
Vaterlande zerſtört haben. Aber ich trage auch die Kraft in mir, mein 
Vaterland ſtärker zu lieben, als ich unſere Feinde haſſe, und eher würge 
ich die Bitterkeit des Herzens hinab, bevor ich mich zu einem Schritt 
hinreißen laſſe, der dem Vaterlande ſchädlich werden könnte. 

„In einer Zeit, wo die Flut ungerechter Leiden die Bruſt jedes 
Patrioten empört hat, und an die Stelle des zerſtörten Vertrauens 


Mißtrauen, ja Haß getreten, iſt es leichter, die Politik der Kühnheit 


zu befolgen, als die der Behutſamkeit. In ſolchen Zeiten findet das 
bittere Wort in jeder Bruſt einen Wiederhall und die aufgeregte 
Leidenſchaft iſt eher geneigt, auf den verwegenen Rath zu horchen, 
als auf die mahnende Stimme der Vorſicht. In bewegter Zei iſt es 
leichter, mit der Flut der Leidenſchaften zu ſchwimmen, als e im 
Intereſſe des Vaterlandes zu bezähmen. x 

Und Deak ſchließt ſeine Rede mit folgenden Worten: 

„Ich hege alle Ehrfurcht vor der Macht der öffentlichen Meinung 
und ich weiß es, daß dies eine Macht iſt, welche mit ſich fortreißt oder 
vernichtet. Aber ich weiß auch, daß es in aufgeregten Zeiten oft ſehr 
ſchwer iſt, zu entſcheiden, welches die wahre öffentliche Meinung iſt, 
weil jedermann geneigt iſt, in dem, was er ſelber wünſcht, die öffent— 
liche Meinung zu erkennen — und zu wiederholtenmale habe ich er— 
fahren, daß die wahre öffentliche Meinung nicht diejenige war, die ſich 
am lauteſten ausſprach. Aber ich habe einen treuen Freund, deſſen 
Stimme mir mehr wiegt als ſelbſt die Stimme der öffentlichen 
Meinung, einen Freund, mit dem ich niemals unterhandle, da ich ſein 
Gebot ſtets für heilig halte, und deſſen Tadel ich, was mich anbelangt, 
als den ſchwerſten Schlag betrachten würde, und dieſer mein treuer 
Freund iſt: — mein eigenes Gewiſſen. Seinem Gebote habe ich auch 
jetzt Folge geleiſtet, indem ich vor Ihnen offen, entſchieden und ohne 
Rückhalt meine Ueberzeugung ausgeſprochen. Das geehrte Haus wird 
5 ſeiner Einſicht beſchließen, ich aber habe erfüllt, was mir die Pflicht 
geboten.“ 

So wendete ſich Deak in dieſer denkwürdigen Rede zuerſt mit 
aller Schroffheit gegen die in Wien herrſchende Gewalt, dann aber 
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kehrte er ſich mit gleichem Muthe gegen die äußerſte Linke. Es war 
nach den Worten, welche Deak geſprochen hatte, ausgeſchloſſen, daß 
Ungarn den Schmerling'ſchen Reichsrath beſchicke. In dieſer Rede er— 
klärte Deak auch, daß Ungarn nie in einem anderen geſetzlichen Ver— 
hältnis zu Oeſterreich geſtanden ſei als in dem der Perſonalunion. 
Dieſer hiſtoriſche Theil feiner Rede, in der der Zentralgewalt das 
Recht abgeſprochen wird, über das mit Oeſterreich vereinigte Ungarn 
zu herrſchen, iſt meines Erachtens, ein ſo großer Kenner des ungariſchen 
Staatsrechts auch Deak war, hiſtoriſch unrichtig. Es iſt bekannt, daß 
Wenzel Luſtkandl daraufhin ein Werk veröffentlichte „Das ungariſch— 
öſterreichiſche Staatsrecht“, in dem er dieſe Darſtellung des hiſtoriſchen 
Verhältniſſes Oeſterreichs zu Ungarn angriff. Wir kennen unſeren 
trefflichen Profeſſor Luſtkandl mit ſeinen Vorzügen und Schwächen, 
und ſeine Schwächen ſind auch in ſeinem Buche mit ausgeprägt. Es 
kommen darin höchſt krauſe Bemerkungen vor, beſonders über die Art, 
wie die Verfaſſung vom Jahre 1848 in Ungarn entſtanden ſei. Deak 
hat auf dieſes Buch mit einer Schrift geantwortet, durch die er einen 
großen literariſchen Erfolg nicht blos in Ungarn errungen hat; jeder, 
der heute die beiden Bücher liest, wird ſehen, daß die Schrift von 
Deak von überzeugendem, geſunden Menſchenverſtand erfüllt iſt. Mit 
trockenem Humor fertigt er den deutſchen Profeſſor ab. Er ſchreibt 
einen ſchlichten, eindrucksvollen, männlichen Stil, an dem man ſich er— 
freut. Aber über den Kern des Buches von Luſtkandl, welcher Kern 
eigentlich zwei Drittheile desſelben ausmacht, hat ſich Deak nicht aus— 
geſprochen und ich muß auf dieſes Weſentliche der Behauptungen Luſt— 
kandls zu ſprechen kommen. Dieſer letztere hat der Behauptung Deaks 
die Thatſache gegenübergeſtellt, daß es vor dem Jahre 1848 eine Reihe 
von Zentralbehörden gegeben, und daß der ungariſche Landtag in zahl— 
reichen Geſetzen das Wirken dieſer Zentralbehörden anerkannt habe. Das, 
was Luſtkandl ſagt, iſt ſpäter von anderen Forſchern näher begründet 
worden, zumal in dem zweibändigen Werke Bidermanns über die Ge— 
ſammtſtaatsidee in Oeſterreich. Nach dem ungariſchen Staatsrechte, 
das bis 1848 galt, hatten die Könige eine viel größere Macht als ſonſt 
in einem konſtitutionellen Lande, als etwa in dem England jener Zeit. 
Der ungariſche Reichstag hatte das Recht der Geſetzgebung, dann der 
Steuer⸗ und Rekrutenbewilligung. Der König dagegen beſaß eine aus— 
gedehnte ausübende Gewalt. Dieſe Befugniſſe der Könige nannte man 
die Majeſtätsrechte. Dieſe Majeſtäts rechte haben die ungariſchen Könige 
durch drei Jahrhunderte in der Weiſe ausgeübt, daß ſie deren Ver— 
waltung mit der gleichartigen Oeſterreichs zuſammenlegten und dafür 
| „ ſchufen. So entſtand der Hofkriegsrath, das ſpätere 

riegsminiſterium, als gemeinſames Organ für das öſterreichiſche 
und ungariſche Heerweſen; die Haus-, Hof- und Staatskanzlei, das 
ſpätere Miniſterium des Aeußeren, für die äußeren Angelegenheiten. 
Auch hat der ungariſche Reichstag, wie dies aus der ungariſchen Ge— 
ſetzesſammlung hervorgeht, dieſes Recht der öſterreichiſchen und unga— 
riſchen Monarchen nie beſtritten, er hat nie beſtritten, daß dieſe ge— 
meinſamen Behörden auch für Ungarn Verträge ſchließen, Kriege 
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führen und alle auswärtigen und militäriſchen Angelegenheiten leiten 
dürfen. Wohl hat der Reichstag von Zeit zu Zeit Beſchlüſſe gefaßt, 
in denen er forderte, daß in dieſen gemeinſamen Aemtern auch Ungarn 
thätig ſeien, ein Recht, welches auch von den öſterreichiſch-ungariſchen 
Herrſchern ſtets anerkannt war. Zu den wichtigſten Majeſtätsrechten 
des ungariſchen Königs gehörte auch das Recht, Handelsverträge ab= 
zuſchließen, über die Eingänge aus den indirekten Steuern zu verfügen, 
das Poſtregale zu verwalten, Stempel und Gebühren einzuheben u. ſ. w. 
Die öſterreichiſchen Herrſcher haben dieſes Recht in der Weiſe geübt, daß 
ſie die allgemeine Hofkammer, das Finanzminiſterium, in Wien einſetzten, 
und dieſe Hofkammer hatte die Geſammtverwaltung über die gemein— 
ſamen finanziellen Angelegenheiten. Daneben gab es eine ungariſche. 
Hofkammer. Bei der großen Schwierigkeit in der Auslegung der unga— 
riſchen Geſetze iſt es nicht leicht, die Grenzen zwiſchen den Befugniſſen 
der allgemeinen und der ungariſchen Hofkammer zu ziehen. Im Großen 
und Ganzen kann man ſagen, daß die ungariſche Hofkammer die Ver: 
waltung der direkten Steuern, der meiſten Staatsdomänen, Forſte, 
Bergwerke hatte, während die allgemeine Hofkammer die Verwaltung 
der indirekten Steuern, der Reichspoſt, des Lottos, des Stempel-, Tabak⸗ 
und Salzgefälles, leitete und die Einnahmen für die allgemeinen öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Zwecke verwendete. 

Das war das Verwaltungsrecht vor dem Jahre 1848, ſoweit die 
gemeinſamen Angelegenheiten in Betracht kommen, dem gegenüber ſehr 
deutlich das Recht Ungarns ſtand, daß Geſetze, auch die über gemein⸗ 
ſame Angelegenheiten, insbeſondere neue Steuern, ſeien es direkte oder 
indirekte, nur vom Reichstage beſchloſſen werden konnten. Es gab ein 
vollſtändig ausgebildetes Recht des Reichstages Geſetze zu geben und 
Steuern zu bewilligen, anderſeits war es ein volles Majeſtätsrecht, die 
Einnahmen, z. B. aus den indirekten Steuern, gemeinſam verwalten 
zu laſſen. Ä 
Ich mußte dieſe Dinge eingehend darlegen, obwohl Herr 
Dr. Seiner, der den zweiten Vortrag des Zyklus halten wird, "ala 
Juriſt darüber vielleicht eingehender ſprechen wird; ich mußte eben dar⸗ 
legen, um was es ſich in dem Streite zwiſchen Schmerling und Deak 
eigentlich handelte. Vor dem Jahre 1848 gab es kein Reichsparlament, 
es gab aber, um ein Wort zu gebrauchen, das damals nicht angewendet 
wurde, eigentlich ſehr ſtarke Reichsminiſterien, eine ausgedehnte Reichs— 
verwaltung. Die Geſetzgebung war durchaus getrennt, aber die Reichs— 
verwaltung war eine ſehr umfängliche. Als nun die Verfaſſung in Oeſter— 
reich und Ungarn eingeführt wurde, da ſtellte ſich folgendes Problem ein: 
wie ſollen gemeinſame Angelegenheiten jetzt verwaltet und Geſetze über ſie 
gefaßt werden? Ich möchte ſagen, daß Schmerling, von der That— 
ſache ausgehend, daß es vor 1848 eine umfaſſende Reichsverwaltung 
gegeben hatte, den Schluß zog, daß auch die Geſetze über dieſe gemeinſamen 
Angelegenheiten durch eine Reichskörperſchaft geſchaffen werden ſollen, 
— während Deak beanſpruchte, daß nicht blos die Geſetze geſondert zu geben 
ſeien, ſondern daß auch die Verwaltung getrennt zu handhaben ſei. Ich 
glaube nicht, daß Deak in hiſtoriſchem Sinne recht hatte. Indem er ſeine 
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Meinung durchſetzte, löste er damit die alte öſterreichiſch-ungariſche 
Reichsverwaltung, ſoweit es ſich um Handel und Finanzen handelte, 
auf. Hiſtoriſches Recht jedoch ſpielt in Fragen der Macht nur eine 
geringe Rolle. Dennoch iſt zu berichtigen, daß das hiſtoriſche Recht nicht 
ſo ganz auf Seite der Ungarn war, als die öffentliche Meinung auch 
in Oeſterreich jetzt anzunehmen geneigt it. 

Der Streit zwiſchen Schmerling und Deak währte vier Jahre 
und Schmerling erzielte den Erfolg, daß der ſiebenbürgiſche Landtag 
den öſterreichiſchen Reichsrath beſchickte. Schmerling erreichte auch ein 
Zweites. Hart vor ſeinem Sturze, zu Oſtern 1865, veröffentlichte 
Deak, der einſah, daß ſein Programm, die Perſonalunion — unter voller 
Auflöſung der Reichsverwaltung auch in Militärſachen — nicht durch- 
zuführen war, in dem „Pesti Naplo“ eine Reihe von Artikeln, in denen 
er erklärte, daß Ungarn gemeinſame Angelegenheiten anerkenne und daß 
es bereit ſei, dieſe gemeinſamen Angelegenheiten durch Delegationen 
von Fall zu Fall entſcheiden zu laſſen. 

Ich kann nicht finden, ſo oft es auch behauptet worden iſt, daß 
die ungariſche Politik Schmerlings eine volle Niederlage erlitten habe. 
Ich finde vielmehr, daß das Zugeſtändnis, welches Deak nach vierjäh— 
rigem Streite machte, ein voller Erfolg Schmerlings war. Auch war 
nicht gerade ſeine ungariſche Politik die Urſache ſeines Sturzes, ſondern 
andere Verhältniſſe. Er mußte, wenn er an dem Kaiſer eine Stütze haben 
wollte, ein großes Militärbudget vertheidigen, er mußte konſervativ 
regieren; und er gerieth dadurch mit dem öſterreichiſchen Parlamente 
in Widerſpruch⸗ Seine Feinde, hauptſächlich Graf Moriz Eszterhazy, 
unterminirten fortwährend ſeine Stellung, und durch Intriguen, über 
welche wir erſt aus ſeinen Memoiren Genaues erfahren werden, wurde 
h ſein Sturz hervorgerufen. 

Er fiel und ſein Nachfolger war bekanntlich Graf Richard Bel⸗ 
credi, der ſich mit den ungariſchen Konſervativen verband, um wieder 
die Adelsherrſchaft an Stelle der Herrſchaft der Bureaukratie und des 
Großbürgerthums zu ſetzen. Man weiß, wie Graf Belcredi dabei vor⸗ 
ging. Er ſiſtirte die öſterreichiſche Verfaſſung, aber weil die ungariſchen 
Konſervativen auf konſtitutionellem Boden ſtanden, ſo rieth er dem 
Kaiſer, eine Botſchaft an den ungariſchen Reichstag zu ſchicken, in 
welcher der Kaiſer erklärte, daß er die ungariſche Verfaſſung im Prin⸗ 
zipe als zu Recht beſtehend anerkenne. Dieſe prinzipielle Anerkennung 
der ungariſchen Verfaſſung beantwortet Deak wieder mit prächtigen 
Reden und mit einer trefflichen Adreſſe. Er erwiderte, es genüge nicht 
die grundſätzliche Anerkennung, die ungariſche Verfaſſung müſſe auch 
in Kraft treten. Wenn die exekutive Gewalt das Recht hätte, die Ver— 
faſſung ſolange in Schwebe 8 halten, bis ſeitens der Volksvertretung 
gewiſſe Bedingungen erfüllt ſeien, dann hätte die Exekutive auch die 
geſetzgebende Gewalt und es gebe keine Parlamentsrechte. Indeſſen, da 
die konſervative Regierung die ungariſche Verfaſſung anerkannte, ließ 
ſich Deak zu einem Zugeſtändniſſe herbei. Er verhandelte wohl nicht 
mit dem Miniſterium, er willigte aber ein, daß vom Parlamente eine 
Kommiſſion eingeſetzt werde, welche die Verfaſſung vom Jahre 1848 
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nach den nothwendig gewordenen Geſichtspunkten revidirte. Dieſe Kom— 
miſſion von 67 Mitgliedern ſetzte einen Unterausſchuß von 15 Mit- 
gliedern ein, der thatſächlich die ihm aufgetragene Arbeit ausführte 
und in dem Entwurfe die Grundzüge der Reichsverfaſſung feſtſtellte, 
ungefähr wie ſie jetzt in Oeſterreich gilt. 

Während dieſer Berathungen und Verhandlungen trat der Krieg 
vom Jahre 1866 ein. Die Niederlage vom Jahre 1866 ſchwächte 
Oeſterreich aufs Neue und der Kaiſer erkannte die Nothwendigkeit, 
ſich mit Ungarn zu verſöhnen. Sechzehn Tage nach der Schlacht a 
Königgrätz, am 19. Juli 1866, wurde Deak zum Kaiſer berufen. Der 
Kaiſer, der das preußiſche Heer vor Wien ſah, fragte Deak, was Un- 
garn unter dieſen Umſtänden wünſche. Und darauf gab Deak die Ant⸗ 
wort: Ungarn verlange nach der Schlacht von Königgrätz dasſelbe, was 
es vor der Schlacht von Königgrätz gefordert habe, nicht mehr. Ob 
dieſer berühmten Antwort hat Pedro, Kaiſer von Braſilien, Deak in 
Budapeſt. aufgeſucht und ihm gefagt: Zu den Dingen, die ihn nach 
Europa herübergeführt hätten, habe auch der Wunſch gehört, den 
Mann kennen zu lernen, der ſo hochherzige Worte zu ſeinem Souverän 
geſprochen habe. Aber die Worte Deaks ſind noch viel mehr klug als 
hochherzig. Denn Deak wußte genau, daß der Kaiſer vor der Nieder— 
lage die Bedingungen, die damals in dem Elaborate der Fünfzehner— 
kommiſſion aufgeſtellt waren, nicht angenommen hätte. Deak war ſich 
klar darüber, daß, wie er vom Standpunkte des Jahres 1861 zu dem 
des Jahres 1865 hatte übergehen müſſen, er jetzt, wenn die Niederlage 
nicht erfolgt wäre, auch ein weiteres Stück hätte nachgeben müſſen. 
Thatſächlich hatte Oeſterreich nach der Niederlage von 1866 nicht mehr 
die Gewalt, die es früher beſeſſen. — Aber noch ging der Aus: 
gleich nicht raſch von der Stelle. Im Auguſt 1866 wurden Andraſſy 
und Lonyay, der ſpäter ungariſcher Finanzminiſter wurde, nach Wien 
berufen, um aufs Neue mit den Miniſtern zu verhandeln. Die Ver⸗ 
handlungen gingen ſehr zähe von ſtatten. Zwar über das Sachliche 
kam man eigentlich nicht ſo ſchwer hinweg. Denn die öſterreichiſchen 
Miniſter Belcredi und Hübner verlangten eigentlich von Ungarn nur, daß 
es die gemeinſame Organiſation des Heeres beſtehen laſſe und ſie haben 
darauf das Hauptgewicht gelegt. Darin konnten Andraſſy und Lonyay 
nachgiebig ſein. Die Hauptdifferenz in dieſen Auguſtverhandlungen war 
höchſt lehrreich. Wir beſitzen jetzt genaue Kunde von dieſen Verhand— 
lungen durch das Werk von Konyi, „Reden und Briefe Deaks“. Lehrreich 
iſt in dieſem Werke beſonders das, was aus den Tagebüchern des Grafen 
Lonyay entnommen iſt. Dieſer erzählt: Als die Verhandlungen zu einem 
beſtimmten Punkte gelangt waren, fragte Belcredi unter Anderem den 
Grafen Andraſſy: „Wenn die Forderungen Ungarns bewilligt werden, 
dann können wir Oeſterreich doch ſo einrichten, wie wir für richtig 
halten? Das kann Ihnen doch gleichgiltig ſein?“ „Nein,“ ſagte An— 
draſſy, „das ſei Ungarn nicht gleichgiltig, denn Ungarn müſſe wünjchen, 
daß Oeſterreich gleichfalls ein einheitlicher Staat bleibe“, und Andraſſy 
ſagte ſpäter: „Ungarn müſſe wünſchen, daß die Deutſchen die Führung 
des öſterreichiſchen Staates haben.“ „Iſt Ihnen nicht gleichgiltig“, 
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fragte Belcredi weiter, „ob die Delegation, welche mit der ungaris 
ſchen Delegation zu verhandeln haben wird, vom öſterreichiſchen Reichs⸗ 
rathe oder von den Landtagen gewählt wird?“ „Nein,“ ſagte Andraſſy, 
„das iſt nicht gleichgiltig, wir beſtehen auf einer einheitlichen Verwal⸗ 
tung und Verfaſſung für Oeſterreich“. Das waren die Differenzpunkte. 
Belcredi wäre bereit geweſen, den Ausgleich abzuſchließen, wenn Andraſſy 
nichts dagegen gehabt hätte, daß die feudale Partei und die Slaven in 
Oeſterreich weiter regierten. Bekanntlich hat Deak und haben ſeine Lands⸗ 
leute, um zu verhindern, daß der Föderalismus in Oeſterreich eingeführt 
werde, in das Elaborat der 1867er Kommiſſion den Geſetzartikel auf- 
nehmen laſſen, daß Ungarn nur mit einem einheitlich und parlamentariſch 
regierten Oeſterreich in Verhandlung treten könne. Ich erwähne noch, 
weil dies für die Beurtheilung der heutigen Verhältniſſe intereſſant iſt, 
daß damals Tisza im G'zer Ausſchuſſe dafür eintrat, dieſe Beſtimmung 
ſolle nicht in das Geſetz aufgenommen werden; denn es ſei Ungarn 
gleichgiltig, wie in Oeſterreich regiert werde. So ſtanden auf der einen 
Seite Deak und Andraſſy, auf der anderen Tisza und jetzt auch Banffy. 
Bald darauf wurde Beuſt zum öſterreichiſchen Miniſter des Aeußern 
ernannt. Der Kaiſer fand, daß unter den öſterreichiſchen Diplomaten 
keiner dieſes Amt hätte übernehmen können. Und wenn man die Reihe 
dieſer Diplomaten betrachtet, ſo muß man dem Kaiſer Recht geben. 
Beuſt ging, wie ſchon zu Beginn dieſer Ausführungen angedeutet 
wurde, von dem Gedanken aus, es müſſe eine auf Deutſche und 
Magyaren geſtützte Regierung in Oeſterreich-Ungarn eingeſetzt werden, 
um eine Politik anzubahnen, durch die Preußen ſeine großen Erfolge 
in Deutſchland wieder entriſſen werden könnten. Vom erſten Augenblicke 
an rieth er, in Fragen des ungariſchen Staatsrechtes nachzugeben. 
Im Dezember 1866 fiel die Entſcheidung. 

Man war, bevor der letzte Band des Werkes von Konyi im 
vorigen Jahre erſchien, in einem hiſtoriſchen Irrthum begriffen. Man 
hatte angenommen, Belcredi habe ſich gegen den Dualismus geſträubt 
und ſei im Miniſterrathe gegen Beuſt unterlegen. In einer berühmten 
Rede ſagte ſpäter Graf Auersperg (Anaſtaſius Grün) in demſelben 
Sinne: Es war nothwendig, Oeſterreich-Ungarn zu zerſchneiden; das 
Meſſer aber hätte in der Hand eines Oeſterreichers gezittert; nur ein 
Fremder konnte dieſe Operation vollführen. Belcredi, jo nahm man 
an, war gegen dieſe Operation. Aus dem Werke Konyi's erſieht man, 
daß dies nicht richtig iſt. 

Der Thatbeſtand iſt vielmehr folgender. Die entſcheidenden Ver- 
handlungen zwiſchen Belcredi und Beuſt auf der einen und zwiſchen 
Andraſſy, Lonyay und Eötvös auf der anderen Seite fanden am 9. und 
10. Jänner 1867 ſtatt, und man gewinnt aus Konyi's Werke den Ein⸗ 
druck, daß Belcredi und Beuſt förmlich in Nachgiebigkeit gegen Ungarn 
gewetteifert haben. Sie waren nur darin verſchiedener Meinung, ob Oeſter— 
reich diesſeits der Leitha von den Deutſchen oder den Slaven regiert 
werden ſollte; und es handelte ſich nun darum, wer die Ungarn für ſeine 
Auffaſſung gewinnen werde. Auf dieſe Weiſe zerfällt die Anklage in 
ſich ſel bſt, daß die Deutſchen 1867 Schuld waren an der Theilung 
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des Reiches und daß die Vertreter der Slaven ſich gegen ſie geſträubt 
hätten. Thatſächlich ging auch Belcredi nahezu auf Alles ein, was da: 
mals von Ungarn verlangt wurde. Es iſt ſogar zu erwähnen, daß 
Beuſt der Meinung war, man müſſe zu gewiſſen Verhandlungen den 
öſterreichiſchen Finanzminiſter und Handelsminiſter zuziehen, Belcredi 
aber hielt dies für überflüſſig. In dem Werke von Konyi iſt ein 
Schriftſtück abgedruckt, welches Belcredi und Beuſt den ungariſchen 
Unterhändlern vorlegten und welches die Bedingungen enthält, unter 
denen die Forderungen Deaks nach ihrer ſtaatsrechtlichen Seite erfüllt 
werden könnten. Es iſt nothwendig, auf dieſes Schriftſtück näher ein- 
ugehen. | 

Sie ungariſche Verfaſſung vom Jahre 1848, welche Kaiſer Franz 
Joſef bisher anzuerkennen geſäumt hatte, ſchränkte die ſouveräne Ge⸗ 
walt des Monarchen außerordentlich ein. Sie enthielt die Beſtimmung, 
daß, wenn der Kaiſer nicht in Ungarn reſidire, ſein Stellvertreter, der 
Palatin, die Ernennung des Miniſterpräſidenten vorzunehmen das Recht 
habe und der Miniſterpräſident habe dann die anderen Miniſter vorzu- 
ſchlagen, die der Kaiſer, reſp. der Palatin zu beſtätigen habe. In der 
Verfaſſung vom Jahre 1848 war aber außer der monarchiſchen Gewalt 
auch die Zentralgewalt auf das Aeußerſte eingeſchränkt. Bei den Ver⸗ 
handlungen vom Jänner 1867 nun zeigte es ſich, daß die öſterreichiſchen 
Miniſter eigentlich nur ein Intereſſe hatten an der Ausdehnung der 
monarchiſchen Rechte in Ungarn, daß ſie aber bereit waren, auf die 
Machtbefugnis der Zentralbehörden zu verzichten — die einheitliche 
Heeresverwaltung ausgenommen. Sie ſetzten dann die Abſchaffung des 
Palatinats ab und drangen damit durch, daß die Miniſter vom Kaiſer 
nicht blos zu beſtätigen, ſondern zu ernennen waren. Nach den 1848er 
Geſetzen hatte der König nur das Recht, den Landtag dann aufzulöſen, 
wenn dieſer zuvor das Budget bewilligt hatte. Die öſterreichiſchen Miniſter 
errangen dem Könige das Recht, die ungariſchen Landtage zu jedem 
beliebigen Zeitpunkte aufzulöſen. Der Kaiſer ſollte ferner das volle Ver— 
fügungsrecht über das Heer behalten, alle militäriſchen Ernennungen ſeien 
von ihm vorzunehmen, ohne Gegenzeichnung eines Miniſters. Erzielt 
wurde ferner die Umarbeitung des Preßgeſetzes vom Jahre 1848 im Sinne 
der Einſchränkung der Preßfreiheit, die definitive Abſchaffung der unga— 
riſchen Nationalgarde, die durch das Geſetz vom Jahre 1848 eingeführt 
worden war, ſodann die Sicherung des Loſes der bisherigen Beamten 
u. a. m. Nicht vergeſſen wurde die Sicherung des Kirchenvermögens 
und des Kirchenſtiftungsvermögens gegen eine etwaige Konfiskation. 
Alle dieſe Dinge, ich nehme die letzten nicht aus, ſind ernſte und vom 
konſervativen Standpunkte nothwendige Dinge. Alle dieſe Forderungen 
wurden von den ungariſchen Unterhändlern zugeſtanden. Merkwürdiger⸗ 
weiſe aber fehlt unter den Wünſchen der öſterreichiſchen Miniſter die 
Sicherſtellung der Erhaltung des Heeres durch gemeinſame Steuern, etwa 
durch gewiſſe indirekte Abgaben. Davon wird keine Erwähnung gethan, 
ſondern willenlos zugeſtanden, daß die Deckung durch Beiträge der 
beiden Staaten zu erfolgen habe — bekanntlich die Quelle allen 
Streites. Ueber das ganze Gebiet der bis zum Jahre 1848 gemein 
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ſamen Angelegenheiten, Poſtgefälle, Stempel, Salz, Lotto, Tabak, indi⸗ 
rekte Steuern, wurde nicht ein Wort geſprochen. All das ſcheint, da 
man weder den Finanzminiſter noch den Handelsminiſter zugezogen 


hatte, vergeſſen worden zu fein, oder Beuſt und Belcredi wollten mit 


Ungarn raſch fertig werden und jeder dem anderen die Palme ent⸗ 
reißen, nachgiebiger geweſen zu ſein. Es handelte ſich alſo für die 
öſterreichiſchen Miniſter nur darum, die Macht des Kaiſers in 
ſeinem ungariſchen Königreiche zu kräftigen, während ſie 
ſchier achtlos alles bei Seite ließen, was zur Sicherung 
der Intereſſen des Geſammtreiches nothwendig war. 
Oeſterreich aber hatte damals weder einen Reichsrath — es war die 
Verfaſſung ſiſtirt worden; noch beſaß es eigentlich damals einen Finanz⸗ 
miniſter — Graf Lariſch hatte unmittelbar vorher abgedankt und der 
proviſoriſche Leiter des Finanzminiſteriums, Becke — unſeligen Ange⸗ 
denkens — hatte wahrſcheinlich nur den Wunſch, Reichs⸗Finanzminiſter 
zu werden, war alſo gegen Ungarn ganz gefügig. Wenn er nur Miniſter 
wurde, ſo war ihm eine andere Vertheilung der Rechte und Pflichten 
Oeſterreichs und Ungarns gleichgiltig. Es gab in den ſpäter folgenden 
Verhandlungen einen einzigen Mann, der ernſte Diskuſſionen hervorrief, 
der Handelsminiſter Freiherr v. Wüllerstorff, eigentlich von Haus aus 
ein Seemann, aber durchgebildet in den handelspolitiſchen Fragen. Er 
machte Schwierigkeiten und trat bald zurück. — Wie leicht man damals 
noch etwas erreichen konnte, geht aus folgender Thatſache hervor. Die 
öſterreichiſchen Unterhändler ſagten dem Grafen Andraſſy, es ſei unmög- 
lich, daß der Ausdruck „ungariſches Heer“ in der Verfaſſung ſtehen bleibe, 
und ſie legten ihm den Gedanken nahe, ob man ſich nicht eigentlich die beiden 
Landesvertheidigungsminiſter erſparen könne. Andraſſy war einverſtanden, 
man könne Sektionschefs im Miniſterium des Innern für dieſe Agenden 
beſtellen. Dem Kaiſer lag viel daran, daß kein ungariſcher Landesver— 
theidigungs⸗Miniſter beſtellt werde und Andraſſy hatte nichts dagegen. Als 
er nach Peſt zurückkehrte, erklärte Deak, das könne nicht zugeſtanden werden. 
Deak hegte Mißtrauen gegen Oeſterreich und gegen die Zentralgewalt; 
er hatte das Jahr 1848 erlebt und wollte ein ſelbſtändiges ungariſches 
Heer. Aber aus der Bereitwilligkeit, mit welcher Andraſſy nachgab, 
erhellt ziemlich beſtimmt, daß, wenn die Oeſterreicher zähe und gewiſſen⸗ 
hafte Unterhändler geweſen wären, ſie beſſere Bedingungen erreicht 
hätten. Ich wünſchte nicht mißverſtanden zu werden. Ich ſtehe nicht 
auf dem Standpunkte, daß es für Oeſterreich ein Glück wäre, wenn 
es viele gemeinſame Angelegenheiten geben würde. Es hat ſich gezeigt, 
daß bei der Gemeinſamkeit Oeſterreich eigentlich ſchlecht fahre. Und 
ſchließlich erwächſt doch die Hoffnung, daß bei der Lockerung des Ver 
hältniſſes zu Ungarn ſich eine Verbindung Oeſterreichs mit Deutſch— 
land anbahnen laſſe. Aber das war ja nicht der Standpunkt der öſter— 
reichiſchen Miniſter von 1867. Man kann ſagen, daß ſie, die das Inter— 
eſſe der Zentralgewalt und des Reichs zu vertreten hatten, damals 
nicht ſchlechter hätten operiren können als ſie es thaten. Bald zeigte 
es ſich auch, welches der leitende Gedanke Belcredis, des Miniſter— 
präſidenten, war. Er machte nämlich jetzt alle Anſtrengungen, um in 
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Oeſterreich wenigſtens die Herrſchaft des feudalen Adels und der 
Slaven zu ſichern. Er trat nicht etwa deshalb zurück, weil er die an 
Ungarn gemachten Konzeſſionen für zu groß hielt, ſondern, weil er dieſen 
ſeinen Grundgedanken nicht durchſetzen konnte. Aber auch er hätte den 
Ausgleich, allerdings mit einer ſlaviſchen Mehrheit des Reichsrathes, 
zur Annahme gebracht. i 

Bis vor kurzer Zeit gab es für die Kenntnis dieſer Vorgänge 
nur eine Quelle, die Memoiren Beuſts. Nach ſeiner Darſtellung nun 
ſpielten ſie ſich folgendermaßen ab. Nach den Jänner-Verhandlungen 
mußte im Miniſterrathe endlich die Entſcheidung darüber fallen, wie 
denn jetzt Zisleithanien zu regieren ſei. Beuſt trat nun für die 
Deutſchen ein, während Belcredi ſich mit großer Lebhaftigkeit für die 
dauernde Beſeitigung der Schmerling'ſchen Verfaſſung und für die 
Heranziehung der Slaven einſetzte. Er hielt dafür in Anweſenheit des 
Kaiſers eine höchſt eindrucksvolle Rede und rief durch ſie eine ſo ſtarke 
Wirkung hervor, daß Beuſt, der die öſterreichiſchen Verhältniſſe nicht 
ſo genau kannte, um ihn ganz widerlegen zu können, ſich für beſiegt 
hielt. Als der Kaiſer, ohne eine Entſcheidung zu fällen, den Miniſter⸗ 
rath aufhob, glaubte Beuſt, die Sache, die er vertrete, ſei verloren 
und er machte ſich auf ſeinen Rücktritt von ſeinem öſterreichiſchen Amte 
gefaßt. Am nächſten Tage aber fällte der Kaiſer die Entſcheidung, 
Beuſt ſolle die von ihm vertretene Politik durchführen und Belcredi 
erhielt ſeine Entlaſſung. In dieſer Darſtellung nun fehlt, wie aus 
den von Konyi gebrachten Thatſachen hervorgeht, die Hauptſache, nam: 
lich die Rolle, die Graf Andraſſy ſpielte. Er wurde nämlich mehreren 
Miniſterrathsſitzungen zugezogen, bevor er ſelbſt zum Miniſter ernannt 
war, und ſeiner nachdrücklichen Darlegung gelang es, den Kaiſer für 
die Sache der Deutſchen zu gewinnen. Es erfolgte dann die Wieder⸗ 
einberufung des öſterreichiſchen Reichsrathes, dem es oblag, den Aus— 
gleich mit Ungarn in die öſterreichiſche Verfaſſung einzufügen. Bel— 
credi ſelbſt hat über dieſe Ereigniſſe bis heute geſchwiegen, es ſich aber 
gerne gefallen laſſen, daß in zahlreichen Leitartikeln ſeines Organs, 
des „Vaterland“, behauptet wurde, er ſei gefallen, weil er die Zer- 
ſpaltung der öͤſterreichiſchen Monarchie in einen öſterreichiſchen und 
einen ungariſchen Theil nicht verantworten wollte. Er hüllt ſich über- 
haupt über ſeinen Antheil an den Geſchäften, beſonders über ſeine 
Mitſchuld an der übereilten Herbeiführung des Krieges von 1866 in 
vollkommenes Schweigen. Als ich mich ſeinerzeit an ihn wandte, um 
über dieſen Theil ſeiner Amtsführung von ihm Aufklärung zu erhalten, 
hielt er mir entgegen, er fühle ſich durch ſeine Amtspflicht verhindert, 
ſich über ſeine Thätigkeit zu äußern. Ob Belcredi dieſen vorſündflut— 
lichen Standpunkt für immer einhalten oder ſich veranlaßt ſehen wird, 
Memoiren zn veröffentlichen, iſt nicht bekannt geworden. 

Das iſt die Vorgeſchichte des Ausgleichs von 1867 — was noch 
nachzutragen iſt, wird wohl der zweite Vortrag über dieſen Gegen— 
ſtand ergänzen, insbeſondere wohl die rein formale Thätigkeit be— 
ſprechen, welche der nun zuſammentretende öſterreichiſche Reichsrath zu 
leiſten hatte. Mitte Februar 1867 wurde das verantwortliche unga— 


u IT 


riſche Miniſterium berufen und ihm die Regierung der Länder jenſeits 
der Leitha übertragen; der ungariſche Reichstag nahm die Reviſion der 
1848er Geſetze im Sinne der Jänner-Abmachungen an. Der öſter— 
reichiſche Reichsrath ſtand nun vor der Wahl, entweder dieſe vollzogene 
Thatſache nicht anzuerkennen — dann hätte man gewiß die Slaven 
berufen, ſie zu ſanktioniren, oder aber ſich zu fügen, unter der Be— 
dingung, daß nun auch die öſterreichiſche Verfaſſung in freiheitlichem 
Sinne ausgebaut werde. Er entſchied ſich, wie er nicht anders konnte, 
für den letzteren Weg. — Damit war die Zweitheilung der öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie eine vollzogene Thatſache. 

Auch aus dieſem wichtigen Stücke öſterreichiſcher Geſchichte iſt zu 
entnehmen, daß alle wichtigen inneren Staatskriſen unter dem Einfluſſe 
von Ereigniſſen der äußeren Politik in einer oder der anderen Weiſe 
zur Entwirrung gelangen. Die Nachgiebigkeit gegen Ungarn wäre 
1867 nicht ſo grenzenlos geweſen, wenn die Staatslenker nicht die 
Wiedergewinnung der ehemaligen Machtſtellung in Deutſchland im Auge 
gehabt hätten. Der öſterreichiſche Staat entſtand unter dem Eindrucke 
einer die Völker des Donaubeckens bedrohenden äußeren Gefahr, die 
von den Türkenſtürmen ausging. Und auch jetzt ſehen wir die innere 
Politik der Slaviſirung nur durch die europäiſche Lage ermöglicht, 
dadurch nämlich, daß ſich der 1879 geſchloſſene Bund mit dem Deutſchen 
Reiche als ſpaniſche Wand benützen läßt, um das nach 1866 und 1870 
verdächtig gewordene und mit Mißtrauen betrachtete deutſche Element 
niederzuhalten. Und wir wiſſen, mit welchem Erfolge dieſer Wolken— 
ſchleier deutſcher Sympathien von den herrſchenden Gewalten benützt 
wird. Bismarck, der während ſeines ganzen Lebens nur geringen Wert 
darauf legte, volksthümliche Bundesgenoſſeu zu erwerben, ging achtlos 
darüber hinweg, daß die Deutſchen Oeſterreichs an die Wand gedrückt 
wurden und nannte ihre Führer die Herbſtzeitloſen, — die Hauptſache 
war ihm die Allianz mit dem offiziellen Oeſterr eich, der er denn jeine 
deutſchen Landsleute in Oeſterreich zu opfern bereit war. Allerdings 
muß er ſeine Meinung von der Belangloſigkeit der Pflege des ſlavi⸗ 
ſchen Elements in Oeſterreich am Schluſſe ſeines Lebens geändert 
haben, wie deutlich aus ſeinem politiſchen Teſtament, den „Gedanken 
und Erinnerungen“, hervorgeht. Und ähnlich wie 1867 die Löſung der 
ungariſchen Frage durch äußere Verwicklungen und durch eine mili⸗ 
täriſche Kataſtrophe eintrat, wird auch die Stellung der Deutſchen in 
Oeſterreich wohl nur durch einen der großen Zuſammenſtöße der euro⸗ 
päiſchen Nationen geregelt werden. Ich bin allerdings weit davon ent— 
fernt, den Deutſchen deshalb etwa den Rath zu geben, ſich auf ähn⸗ 
liche „Glücksfälle“ zu verlaſſen, wie ſie den Ungarn in den Schoß ge⸗ 
fallen ſind. Denn das Beſte muß jedes Volk für ſich ſelbſt leiten, 
wie ja auch die Magyaren getreu der Mahnung ihres nationalen 
Dichters Vörösmarty gehandelt haben, der jie mit dem Hinweiſe auf 
ihre in der europäiſchen Völkerfamilie einſame Stellung auf ihre 
eigene Kraft verwies in den Worten „Allein auf Erden ſtehſt Du, 
o Ungar“. Alſo iſt es auch Pflicht der Deutſchen Oeſterreichs: ausgerüſtet 
zu ſein mit allen geiſtigen Waffen, insbeſondere mit voller Einſicht in 
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den geſchichtlichen Werdegang, ſich bewußt zu fein des Zuſammenhanges 
der Weltereigniſſe, — aber ſo zu handeln, als ob nur die eigene Tüch⸗ 
tigkeit ihnen helfen könnte, als ob ſie ausſchließlich auf ſich ſelbſt 
zu rechnen hätten bei Durchſetzung ihres nationalen Rechtes. 
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II. Ausgleich und Reichseinheit. 
Von Dr. Friedrich Tezuer (Wien). 


In meinem heutigen Vortrage ſoll nicht das ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Oeſterreich und Ungarn nach allen Richtungen hin 
zur Erörterung gelangen, ſondern nur von einer ganz beſtimmten 
Seite, nämlich nur vom Standpunkte des Einfluſſes der gegenwärtigen 
Geſtaltung der Verfaſſung der Monarchie, deren Begründung in das 
Jahr 1526 zurückverſetzt werden kann, auf die Einheit im Innern der 
Monarchie und nach Außen. Alſo mein eigentliches Thema iſt die 
Reichseinheit und der Ausgleich. 

Gewöhnlich, wenn man die Epoche vor dem Jahre 1867 
mit der gegenwärtigen Epoche vergleicht, ſo charakteriſirt man das 
ſtaatsrechtliche Verhältnis der Monarchie derart, daß früher nur 
die Perſonalunion beſtanden hätte, während gegenwärtig die Real⸗ 
union beſtünde. Dabei hat man Folgendes im Auge. Die Perſonal⸗ 
union ſoll beſtehen in der Einheitlichkeit des Thronfolgerechtes mehrerer 
monarchiſcher Staaten, nach einer anderen Hinſicht ſoll eine Verſch mel— 
zung der ſich verbindenden Staaten nicht beſtehen. Die Realunion ſoll 
ſich von ihr dadurch unterſcheiden, daß die Einigung der ſich verbin— 
denden monarchiſchen Staaten ſich über das Thronfolgerecht hinaus 
auf eine Reihe gemeinſamer ſtaatlicher Angelegenheiten erſtreckt. Ent⸗ 
weder hat dieſe ganze Eintheilung keinen beſonderen Wert oder ihre 
Anwendung auf die zwei Epochen des Reiches iſt nicht ganz richtig. 
Denn wenn wir die Epoche vor dem Jahre 1867 mit der gegenwärtigen 
vergleichen, ſo finden wir, daß die Gemeinſchaft eine intenſivere und 
umfaſſendere geweſen iſt als heute. 

Das hängt damit zuſammen, daß die Staaten, aus denen die 
Monarchie ſich gebildet hat, urſprünglich eine ſtändiſche Verfaſſung be— 
ſeſſen haben. Dies gilt auch von Ungarn bis zum Jahre 1848. Ungarn 
iſt gewiſſermaßen in dieſer chineſiſchen Starrheit durch volle drei Jahr— 
hunderte geblieben. Es iſt nun das Charakteriſtiſche der ſtändiſchen 
Verfaſſung, daß der unverantwortliche Monarch perſönlich regiert und 
dabei keine ausreichende Bürgſchaft beſteht für die Einhaltung der ver— 
faſſungsrechtlichen Beſtimmungen durch den unverantwortlichen Mon— 
archen. Die ſtändiſchen Verfaſſungen der verſchiedenen unter den öſter— 
reichiſchen Herrſchern vereinigten Länder, und ſo auch die Verfaſſung 
Ungarns, boten aber außerdem gar keine Bürgſchaft dafür, daß dieſe 
Herrſcher bei ihrer perſönlichen Regierung die Intereſſen ihrer ſtaats— 
rechtlich geſchiedenen Länder auseinanderhielten. Beide Umſtände haben 
die ſogenannte Zentraliſation befördert. 
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Die öſterreichiſchen Herrſcher ſchufen einheitliche Behörden mit 
der Wirkſamkeit über das ganze Reich. Solche einheitliche Behörden 
waren der Hofkriegsrath, die Hofkammer, die Hof: und Staatskanzlei 
und endlich in der letzten Phaſe der Staatsrath. In dieſem Staat3- 
rath wurde die ganze innere Politik des Reiches einſchließlich Ungarns 
in maßgebender Weiſe berathen. Wenn vom Hofe an den ungariſchen 
Reichstag königliche Regierungskommiſſäre geſendet wurden, ſo waren 
es in Wahrheit Agenten des zentraliſtiſch geſinnten Kaiſers, die ihre 
Inſtruktionen vom Staatsrathe oder anderen zentraliſtiſchen Hofſtellen 
erhielten. Daran konnte auch der Beſtand der ungariſchen Hofkanzlei 
nichts ändern. An ihre Erinnerungen und Anſtände in Verfaſſungs— 
ſachen war der König nicht gebunden, ſeine endliche Entſchließung er⸗ 
folgte auf Grund ſeiner Berathung mit dem Staatsrath und anderen 
zentraliſtiſchen Hofämtern. So beſteht denn der gewaltige Unterſchied 
zwiſchen der gegenwärtigen Epoche und derjenigen vor dem Jahre 1867 
darin, daß die ganze innere Politik, alſo auch die Handelspolitik und 
| Zollpolitik, in dieſem Staatsrath berathen wurde, und das iſt das 
Eigenthümliche, daß, während in Ungarn behauptet wird, daß alle 
dieſe genannten Organe nur eine faktiſche und eine verfaſſungswidrige 
Einwirkung auf Ungarn geübt hätten, man nachweiſen kann, daß alle 
dieſe Behörden in ungariſchen Geſetzesbeſtimmungen anerkannt ſind. 
Es muß deshalb als Preisgebung wohlerworbenen Beſitzes betrachtet 
werden, wenn 1848 dieſe Einrichtungen im Stiche gelaſſen wurden 
und Ungarn eine konſtitutionelle Verfaſſung gegeben wurde, ohne daß 
eine zeitgemäße konſtitutionelle Umgeſtaltung dieſer für Ungarn zu 
Recht beſtehenden zentraliſtiſchen Behörden zur Bedingung des unga⸗ 
riſchen Konſtitutionalismus gemacht worden wäre. 

Die ungariſche Verfaſſung vom Jahre 1848 wurde durch die 
oktroyirte Verfaſſung vom Jahre 1849 aufgehoben. Die oktroyirte 
Verfaſſung bedeutet, ſoferne fie aus der ganzen Monarchie einen Ein: 
heitsſtaat macht, einen Bruch nicht blos der 1848er, ſondern auch der 
altungariſchen ſtändiſchen Verfaſſung. Dennoch enthält ſie den bedeut⸗ 
ſamen politiſchen Gedanken, daß die ganze Monarchie verfaſſungsrecht⸗ 
lich ein Zoll⸗ und Handelsgebiet zu bilden habe, und es iſt für die 
Bedeutung, welche die Krone dieſem Gedanken beigelegt hat, bemerkens— 
wert, daß auch das Oktoberdipkom vom Jahre 1860, von der Wehr: 
geſetzgebung abgeſehen, nur die rein ſtaats- und volkswirtſchaftlichen 
Angelegenheiten zu denjenigen erhebt, welche für das ganze Reich 
e ſein ſollen. 

Wie iſt nun die gegenwärtige Reichsverfaſſung zu Stande ge⸗ 
kommen? Im Jahre 1867 ſind einfach vorher die politiſchen Forde— 
rungen der ungariſchen Nation im ſogenannten 12. Geſetzartikel aner— 
kannt worden durch den Monarchen als ungariſchen König. 

Nachdem nun jo das ungariſche Geſetz als Theilaft zur Her⸗ 
ſtellung der Reichsverfaſſung zu Stande gekommen war, wurde ein 
Geſetzentwurf von weſentlich gleichem Inhalt dem öſterreichiſchen Reichs⸗ 
rath vorgelegt. Schon in dieſer Art der Konſtituirung der Reichsver— 
faſſung ſcheidet ſich die letzte Umwandlung der Staatenverbindung, 
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welche unſere Monarchie darſtellt, von allen anderen ähnlichen Akten 
in unſerer Zeit. Wenn wir Vergleiche anſtellen, jo arbeiten die konſti⸗ 
tuirenden Faktoren der ſich verbindenden oder ihre Verbindung umgeſtalten⸗ 
den Staaten derart, daß den Organen des einen Staates die gleiche Mög— 
lichkeit zur Beſtimmung des Inhaltes des Aktes vor feiner Fertig— 
ſtellung geboten wird wie jenen des andern Staates. Hier war der eine 
konſtituirende Akt ſchon fertig und wurde dem öſterreichiſchen Reichs— 
rathe vorgelegt in Form und Faſſung eines Ultimatums. 

Daß er von dem öſterreichiſchen Reichsrathe faſt bedingungslos 
ohne weſentliche Aenderungen angenommen wurde, erklärt ſich daraus, daß 
damals die Führung der inneren Politik in der Hand des liberalen 
Zentralismus war, welcher von der Neuordnung der Verhältniſſe die 
Beſeitigung des Abſolutismus und des Klerikalismus, die Sicherung 
der Hegemonie der Deutſchen und die Sicherung des Abſatzgebietes der 
öſterreichiſchen Induſtrie erwartete. 

Nun laſſen Sie mich auf die Prinzipien des 12. Geſetzartikels 
vom Jahre 1867 eingehen. Ich ſpreche immer nur von dem ungariſchen 
Ausgleichsgeſetze und nicht von dem öſterreichiſchen Geſetze über die 
allen Ländern der öſterreichiſchen Monarchie gemeinſamen Angelegen- 
heiten, weil nach der Art und Weiſe, wie die Reichsverfaſſung zu 
Stande gekommen iſt, man ſagen kann, daß die gegenwärtige Reichs— 
verfaſſung von Ungarn mittels dieſes G. A. 12 diktirt worden iſt. Der 
öſterreichiſche Reichsrath hat einfach in die ungariſchen Forderungen 
ſubmittirt. 

Das vornehmſte Prinzip, welches dieſer Geſetzartikel an ſeine Spitze 
ſtellt, iſt das der Souveränität beider Theile, beider Staaten. Sie treten 
bei dieſer Neukonſtituirung als ſelbſtändige Staaten einander gegenüber. 
Aus dieſem Prinzipe der Souveränität wird das Prinzip der Parität, 
der Gleichheit beider Theile abgeleitet. Nur wird dieſe Gleichheit ver: 
ſtanden im Sinne einer Gleichberechtigung, nicht im Sinne einer Gleich— 
belaſtung beider Theile. Es wird vorgeſehen eine Einigung von Parla⸗ 
ment zu Parlament über die Vertheilung der Laſten, wobei von Seite 
Ungarns von vorneherein an Mehrleiſtungen Oeſterreichs gedacht iſt. Es 
ſtellt ſich ſonach unſere Staaten verbindung als das einzige Beiſpiel einer 
Staaten verbindung dar, in welcher die Rechte nicht im Verhältniſſe zur 
Beitragsleiſtung der verbundenen Staaten für den Verbandszweck 
ſtehen. Wenn wir z. B. die Staatenverbindung des Deutſchen Reiches 
betrachten, ſo finden wir, daß Preußen wegen ſeiner hervorragenden 
Leiſtungen für das Reich die Hegemonie ausübt. Wenn Sie das Ver: 
hältnis Ungarns zu Kroatien ins Auge faſſen, ſo finden Sie, daß 
Ungarn die Hegemonie ausübt, weil ſeine Leiſtungen für den Verbands— 
zweck die ungleich ſtärkeren ſind. So noch in zahlreichen anderen Fällen. 
Selbſt bei Schweden-Norwegen, das bei Weitem nicht ein ſo weit— 
reichendes gemeinſames Budget hat wie wir, ſtehen beide Staaten nicht 
im Verhältnis der Parität zu einander, wenigſtens inſoferne nicht, 
als das ſchwediſche Miniſterium des Aeußern auch die internationalen 
Intereſſen Norwegens beſorgt. Alſo, was das ungariſche Geſetz Parität 
nennt, iſt Parität der Rechte und Disparität der Pflichten. Trotzalledem 
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wird in Ungarn jeder, auch der ſchüchternſte Verſuch, nicht etwa die 
Parität der Rechte zu beſeitigen, ſondern die Härte der Disparität 
der Pflichten zu mildern, ſchroff zurückgewieſen als ein Verſuch, 
Ungarn unter die Suprematie Oeſterreichs zu beugen. 

Das dritte Prinzip, von welchem das ungariſche Ausgleichsgeſetz 
beherrſcht iſt, iſt das des Dualismus. Es ſoll die Sonderung der 
beiden Staaten ſoweit als möglich geführt werden auch in Bezug auf 
die Behandlung der gemeinſamen Angelegenheiten. Alſo das ungariſche 
Ausgleichsgeſetz anerkennt zwar den gemeinſamen Monarchen und die 
einheitlich organiſirten gemeinſamen Behörden, aber nicht die einheitliche 
parlamentariſche Behandlung der gemeinſamen Angelegenheiten. Es wird 
vielmehr bei der parlamentariſchen Behandlung der Verbandsintereſſen 
das ungariſche und öſterreichiſche Staatsintereſſe organiſirt und ſcharf 
ausgeprägt einander gegenübergeſtellt und davon erwartet man eine gedeih⸗ 
liche Entwicklung und Befriedigung der Verbandsintereſſen. Es iſt klar, 
daß dieſe ganze Einrichtung nur beſtehen kann bei einem Kräftever⸗ 
hältnis zwiſchen dem öſterreichiſchen und ungariſchen Parlamente, wie 
es gegenwärtig beſteht und welches entſchieden zu Gunſten Ungarns 
vorwaltet. In dem Augenblicke, wo zwei gleiche Kräfte einander 
gegenüberſtünden, könnte von einer dualiſtiſchen parlamentariſchen Be⸗ 
handlung von gemeinſamen Augelegenheiten keine Rede ſein. Wichtig 
iſt aber bei dieſer Gelegenheit auf zwei Prinzipien zurückzukommen, 
welche in der Reichsverfaſſung und ſomit auch im ungariſchen Aus— 
gleichsgeſetze enthalten ſind, u. zw. in letzterem ſchärfer ausgeprägt als 
bei uns. | | 

Es iſt einmal ausgeſprochen, daß dem ungariſchen Parlamente 
in Bezug auf die gemeinſamen Angelegenheiten nur ein Parlament 
für die öſterreichiſche Reichshälfte gegenübertreten kann. 

Damit iſt eine Trias von Parlamenten ausgeſchloſſen. Wenn 
jemals eine föderaliſtiſche Umgeſtaltung der öſterreichiſchen Reichshälfte 
zuſtande käme, dann würde ſie nicht ſo vor ſich gehen können, 
daß für das Gebiet der gemeinſamen Angelegenheiten noch etwa ein 
drittes Parlament hinzukäme, ſondern es wird Ungarn nur ein Parla- 
ment für die föderativ verbundenen Theile der öſterreichiſchen Reichs— 
hülfte gegenübergeſtellt werden dürfen. Ein zweites wichtiges Prinzip, 
das in dem ungariſchen Ausgleichsgeſetze ausgeſprochen iſt, und in dem 
unſerigen fehlt, iſt das, daß die konſtitutionelle Verfaſſung Oeſterreichs 
als eine Bedingung für die gegenwärtige Geſtaltung der Staatenver— 
bindung hingeſtellt wird. Als ſeinerzeit in Jahre 1867 dieſe Bedingung 
zum erſtenmale bekannt wurde, wurde ſie allſeitig dahin aufgefaßt, daß, 
wenn jemals in Oeſterreich ein abſolutiſtiſches Regiment etablirt werde, 
die verfaſſungsmäßigen Organe Ungarns verpflichtet ſeien, von allen 
verfaſſungsmäßigen Rechten Gebrauch zu machen, um die Wiederkehr 
der durch das ungariſche Geſetz ausdrücklich geforderten konſtitutionellen 
Zuſtände in Oeſterreich herbeizuführen. Im Laufe des 30jährigen Be— 
ſtandes der Verfaſſung hat ſich in Ungarn die Auffaſſung über dieſe 
Bedingung vom Grund aus geändert. In Ungarn faßt man jetzt dieſe 
Bedingung dahin auf, daß, wenn der Abſolutismus in Oeſterreich ein— 
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geführt werden ſollte, Ungarn feiner Verbindlichkeit ledig und nur mehr 
durch die pragmatiſche Sanktion, durch das gemeinſame Thronfolge— 
recht mit Oeſterreich verbunden ſei. Dieſe Auffaſſung hat wohl auch 
für Ungarn eine bedenkliche Seite. Denn wenn wirklich der 12. Geſetz⸗ 
artikel hinfällig wird durch die Etablirung des Abſolutismus in Oeſter— 
reich, dann fällt mit demſelbem jenes Geſetz zuſammen, in welchem die 
Sonderſtaatlichkeit Ungarns ſchärfer ausgeprägt iſt als in irgend einem 
vorangegangenen Staatsakt. Noch ein zweiter Nachtheil droht Ungarn 
in dieſem Fall. Es handelt ſich um eine Sache, welche weniger bekannt 
iſt. Aus den §§ 4 und 70 des ungariſch⸗kroatiſchen Ausgleichsge⸗ 
ſetzes vom Jahre 1868 erfährt man, daß der ungariſche Reichs tag, 
ſtreng genommen nicht berechtigt war, die gegenwärtige Reichsver— 
faſſung zuſammen mit dem öſterreichiſchen Reichsrathe zu beſchließen, 
daß vielmehr der kroatiſche Landtag mitzureden gehabt hätte; daß 
in Zukunft eine ſolche Präterirung des kroatiſchen Landtages bei 
der verfaſſungsmäßigen Regelung jener Angelegenheiten, welche für 
Ungarn und Oeſterreich gemeinſam ſind, nicht mehr wiederkehren dürfe. 
Wenn deshalb einmal der gegenwärtige Verband zwiſchen Oeſterreich 
und Ungarn gelöſt werden ſollte, und ſich das Bedürfnis nach einer 
Neuordnung der jetzt noch für beide Staaten gemeinſamen Angelegen— 
heiten ergibt, dann wird der kroatiſche Landtag als ſelbſtändiger, mit 
dem engeren ungariſchen Reichstag gleichberechtigter Factor in den 
Vordergrund treten. Dann hat Kroatien Gelegenheit, ſich ſein Zuge— 
ſtändnis zur Neuordnung theuer abkaufen zu laſſen. 

So einfach iſt alſo die Sache auch für Ungarn nicht. 

Fragen wir nun nach den Einheitselementen, wie ſie durch die 
neue Verfaſſung konſtituirt worden ſind? | 

Da ſind vor Allem hervorzuheben die Reichsbehörden für die ge— 
meinſamen Angelegenheiten, die einheitlich organiſirt ſind; das Reichs- 
kriegsminiſterium, das Miniſterium des Aeußeren und das Reichsfinanz— 
miniſterium, das ſtehende Heer, welches verfaſſungsrechtlich ein einheit— 
liches iſt. 

Wenn Sie die gemeinſamen Behörden betrachten, ſo werden Sie 
finden, daß ſie, ungeachtet das ungariſche Geſetz ſie als neue 
Schöpfungen hinſtellt, alte Bekannte ſind. Das Reichskriegsminiſte⸗ 
rium iſt der Nachfolger des Hofkriegsrathes, das Miniſterium des 
Aeußeren iſt die Hof- und Staatskanzlei, das Reichsfinanzminiſterium 
iſt die kaiſerliche Hofkammer. Nur jenes wichtige Reichsinſtitut, welches 
dazu beſtimmt war, einem zuweitgehenden Föderalismus und Zentra 
lismus vorzubeugen und die Gegenſätze zwiſchen den verſchiedenen 
Theilen des Reiches auszugleichen, gerade der Staatsrath bekommt in 
der neuen Verfaſſung keinen Nachfolger, ſondern die Form der Be— 
rathung iſt dualiſtiſch und findet nur durch die Parlamente ſtatt. 
Irgend eine zweckmäßige Einrichtung zur Ueberbrückung der auf— 
tauchenden Gegenſätze beſteht in der Verfaſſung nicht. Ein weiteres 
einheitliches Element äußert ſich auch darin, daß die Geſetze über die 
gemeinſamen Angelegenheiten einen gleichen Inhalt haben müſſen, daß 
dadurch jedes Parlament zu einer Art unſelbſtändigen Organs wird. 
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Während ſonſt ein Geſetz, welches vom Monarchen ſanktionirt wird, 
ſeine Wirkſamkeit ſeinem Inhalte gemäß entfaltet, gilt das von den 
gemeinſamen Geſetzen nicht. Es müſſen in beiden Staaten übereinſtim— 
mende Geſetze zuſtande gekommen ſein, ehe man von wirkſamen Geſetzen 
auf dem Gebiete der gemeinſamen Angelegenheiten reden kann. Alſo 
beiſpielsweiſe, wenn es ſich darum handeln würde, das Verfahren zu 
regeln über die Miniſteranklage gegen die Reichsminiſter, ſo könnte 
dies nur durch übereinſtimmende Doppelgeſetze in Oeſterreich und 
Ungarn geſchehen. Wenn das Bedürfnis auftauchen würde, die Frage 
der Regentſchaft für einen regierungsunfähigen Monarchen oder der 
Stellvertretung für einen anderweitig behinderten Monarchen mit Rüd- 
ſicht auf das Gebiet der gemeinſamen Angelegenheiten zu regeln, ſo 
bedürfte es auch hier paralleler Geſetze in beiden Staaten. 

Nun wird ſich jedermann die Frage vorlegen, wie ſteht es dann, 
wenn die parlamentariſchen Kollegien über den Inhalt der für die ge— 
meinſamen Angelegenheiten zu faſſenden Beſchlüſſe nicht einig werden 
können? Enthält die Verfaſſung für dieſen Fall kein Auskunfts⸗ 
mittel? Die Frage iſt zu bejahen, aber man muß die Ausgleichs— 
mittel als unzulänglich bezeichnen. Wir beſitzen auf dem Gebiete der 
gemeinſamen Angelegenheiten vier Kollegien, Reichsrath und Reichstag 
und die aus ihrer Mitte hervorgehenden Delegationen. Die Aufgabe 
der Delegationen war in dem öſterreichiſchen Geſetze weiterreichend ge— 
dacht als im ungariſchen Geſetzartikel. Wenn man unbefangen das 
öſterreichiſche Geſetz betrachtet, ſo war daran gedacht, daß die Geſetz— 
gebung über die gemeinſamen Angelegenheiten ſchlechthin den Delega— 
tionen zu überweiſen ſei. Der G.⸗Art. XII beruft aber die Delega- 
tionen mit deutlichen Worten nur zur Berathung des gemeinſamen 
Budgets, zur Prüfung der Schlußrechnungen der gemeinſamen Finanz— 
verwaltung zur Geltendmachung der politiſchen und konſtitutionellen 
Verantwortlichkeit der gemeinſamen Miniſter und man würde in Ungarn 
ausgelacht werden, wenn man behaupten wollte, die Delegationen 
ſeien auch zur Beſchlußfaſſung über Rechtsvorſchriften, wie Militär: 
ſtrafrecht u. ſ. w., berufen. Bisher iſt aber immer die ungariſche Auf— 
faſſung von der Reichsverfaſſung die politiſch maßgebende geweſen. 
Wenn nun die Delegationen nicht einig werden können und die ver— 
faſſungsmäßigen Verſuche zur Einigung durch getrennte Berathung ge— 
ſcheitert ſind, dann ſoll eine gemeinſame Berathung der beiden Dele— 
gationen ſtattfinden, aber die Theilnehmer der gemeinſamen Delega— 
tionsſitzung dürfen ſich nicht in eine meritoriſche Debatte einlaſſen, 
ſondern nur zu dem Zwecke zuſammenkommen, um über die vor— 
liegenden Anträge abzuſtimmen, und ſo beſitzen wir doch eine Art 
Parlament auf dem Gebiete der gemeinſamen Verfaſſung, allerdings 
nur ein Reichsnothabſtimmungsaugenblicksparlament. Anders ſteht die 
Sache, wenn es ſich darum handelt, wie die Einigung über die Quote 
herzuſtellen iſt, d. i. das Verhältnis, wie die beiden Staaten zu den 
gemeinſamen Laſten beizutragen haben. Da heißt es, daß die Einigung 
von Parlament zu Parlament ſtattfinden ſoll, und daß, wenn dieſer 
Verſuch ſcheitert, die Berichte der beiden von den zwei Parlamenten 
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zur Herſtellung des Ausgleichs gewählten Deputationen beiden Parla— 
menten vorzulegen ſeien und daß, wenn auch dies nichts nützt, die 
Quote vom Monarchen zu beſtimmen ſei. Jene ſtaatsrechtliche Kon: 
ſtruktion der Monarchie, die keine Einheit anerkennen will, ſondern 
nur zwei Theile, faßt die einſeitige Verfügung nur als Vertrag auf, 
welchen einerſeits der Kaiſer für die im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder und andererſeits der König von Ungarn gewiſſer— 
maßen mit ſich ſelbſt abſchließt. Ich betrachte dieſe Auffaſſung als 
eine verſchrobene und gezierte. Denn in der hier geſchilderten Ein— 
richtung drückt ſich deutlich der Gedanke aus, daß, wenn vom 
Standpunkte der Sonderintereſſen beider Theile zu einer Sicherung 
der Exiſtenzbedingungen der Monarchie nicht zu gelangen iſt, die 
Löſung der Exiſtenzfrage überzugehen hat auf ein Organ, das in der 
Lage iſt, ſich von den unvereinbaren Sonderintereſſen zu emanzipiren, 
als Richter aufzutreten, der die Vertheilung der Verbandskoſten auf 
die beiden Staaten vom Standpunkte der Gerechtigkeit und vom Stand— 
punkte der Verbandsintereſſen vorzunehmen vermag. Deshalb halte 
ich die Eutſcheidung des Monarchen für eine einheitliche, ſie iſt ein 
einheitliches, verfaſſungsmäßiges Rechtsinſtitut, und darum glaube ich, 
daß die beiden Regierungen, die ungariſche und die öſterreichiſche, die 
konſtitutionelle Verantwortung für den meritoriſchen Inhalt der Ent— 
ſcheidung nicht zu tragen und nur dafür zu haften haben, daß die 
Vorausſetzungen für die Feſtſetzung der Quote durch den Monarchen 
erfüllt ſind, daß ſie vom Standpunkte der von ihnen zu vertretenden 
Sonderſtaatsintereſſen den Monarchen vollſtändig informirt haben. So 
ſehr nun in dieſem Auskunftsmittel eine Inſolvenz- und Impotenz— 
erklärung des Prinzips der dualiſtiſchen parlamentariſchen Behandlung 
der gemeinſamen Angelegenheiten gelegen iſt, ein ſo unzuläſſiges Aus— 
kunftmittel iſt die ganze Einrichtung. 

Zuerſt ſtellt man die beiden Sonderintereſſen in organiſirter 
Form und ſcharf ausgeprägt einander gegenüber, um dann, wenn die 
Hitze des Kampfes den Siedepunkt erreicht hat, an den Monarchen mit 
der unerhörten Zumuthung heranzutreten, über die Gegenſätze hinweg 
zuſchreiten und eine Löſung zu finden, wie ſie von Volk zu Volk nicht 
gefunden wurde, eine Löſung, welche bei dem unterliegenden Theile das 
Gefühl der Zurückſetzung. und Entfremdung hervorrufen muß. Es iſt 
deshalb begreiflich, daß der gemeinſame Monarch in den beiden 
Fällen, wo ihm die Gelegenheit zur Beſtimmung der Quote eröffnet 
war, gewiſſermaßen für die ihm durch die Reichsverfaſſung zugedachte 
odioſe Rolle ſich bedankt und durch Aufrechthaltung des status quo 
die meritale Löſung der Frage den beiden Parlamenten zurückge— 
ſchoben hat. 

Einen zweiten Punkt, in welchem die Entwicklung der Monarchie 
durch den 1867er Ausgleich in jäher Weiſe abgeriſſen worden iſt, 
bildet die Ausgleichung der wirtſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen beiden 
Staaten. 

In Bezug auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, in Bezug auf 
die Zolpolitit, Handelspolitik, die Politik des Geld-, Kreditweſens 
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u. ſ. w. ſteht das ungariſche Ausgleichsgeſetz auf dem Standpunkte, 
daß beiden Staaten nicht mehr obliege, als in loyaler Weiſe eine 
Einigung über die Ausgleichung ihrer Intereſſen, namentlich im Ber: 
hältnis zu dritten Staaten mittels des ſogenannten Zoll- und Handels- 
bündniſſes herbeizuführen, daß aber, wenn eine ſolche Einigung trotz 
redlicher Verſuche nicht gelinge, jeder Staat in allen dieſen Beziehungen 
ein ſelbſtändiges Verfügungsrecht beſitze. 

Dieſe Beſtimmung ſcheint mir in ſtarkem Widerſpruche zu ſtehen 
mit einem anderen Prinzipe, welches gleichfalls im ungariſchen Aus— 
gleichsgeſetze ſchärfer zum Ausdrucke gebracht iſt als im öſterreichiſchen. 
Soweit es ſich nämlich um das Verhältnis des Staatsverbandes zu 
dritten Staaten handelt, ſteht das ungariſche Ausgleichsgeſetz auf dem 
Standpunkte, daß die internationale Erledigung aller Staatsintereſſen 
vereinigt ſein ſolle in einer Hand, nämlich in der Hand des Miniſters 
des Aeußern. Das iſt das Merkwürdige. Während es für möglich ge— 
halten wird und die verfaſſungsmäßige Möglichkeit ausdrücklich eröffnet 
wird, daß Ungarn und Oeſterreich eine ſelbſtändige Zoll- und Handels⸗ 
politik betreiben, ſetzt der § 8 des 12. Geſetzartikels ausnahmslos, alſo 
auch für den Fall der Verwirklichung dieſer Möglichkeit, feſt, daß die 
diplomatiſche und kommerzielle Vertretung des Reiches nach außen 
hin zu den gemeinſamen Agenden des Miniſteriums des Aeußern gehöre. 
Hierin ſcheint ein tiefer Gedanke gelegen zu ſein, der allerdings dem flüch⸗ 
tigen Leſer nicht von vorneherein entgegentritt. Es ſcheint mir darin die 
Erkenntnis ausgedrückt zu ſein, daß die äußere Politik eine untheil- 
bare Leiſtung iſt, daß man nicht nach der einen Richtung, wenigſtens 
nicht auf die Dauer, mit demſelben Staate in günſtigen, freundlichen, 
nach einer anderen Richtung in unfreundlichen Beziehungen ſtehen 
könne. Deshalb ſcheint es mir im § S als ein abſolutes Erfordernis 
aufgeſtellt zu ſein, daß die auswärtige Politik immer, alſo auch wenn 
es auf die Beſorgung von Staatsintereſſen jedes der beiden Staaten 
im Wege der internationalen Behandlung derſelben ankommt, 
durch den Miniſter des Aeußern geführt werden ſoll. Darnach hätten 
wir den Miniſter des Aeußern nicht als den bloßen Kommis der 
Sonderſtaatsregierungen auizufafien, der nur auszuführen und auszu— 
richten hätte, was ihm überwieſen wird, ſondern der Miniſter des 
Aeußern hätte ſelbſtändig zu prüfen, inwiefern die Zumuthungen, die 
von den Sonderſtaatsregierungen geſtellt werden, vereinbar ſind mit 
den großen Zielen der äußeren Politik für die Geſammtmonarchie. 

Alſo meine Auffaſſung des § 8 iſt die, daß die Sonderſtaats— 
intereſſen der beiden Staaten, wenn es ſich um ihre internationale Be— 
handlung, um ihre internationale Erledigung handelt, ſich in den 
Rahmen der äußeren Politik, ſoweit fie ſich auf die gemeinſamen An- 
gelegenheiten bezieht, einzufügen haben und daß ſie nur vom Stand— 
punkte ihrer Vereinbarkeit mit dieſer für beide Staaten einheitlichen 
äußeren Politik zur Befriedigung zugelaſſen werden dürfen. 

Das iſt nun allerdings theoretiſch leicht zu konſtruiren, aber 
praktiſch nicht auszudenken. Die Bedeutung der wirtſchaftlichen Intereſſen 
iſt für den modernen Staat zu groß, als daß ſich im Falle einer wirt— 
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ſchaftlichen Trennung beider Staaten der dann entfeſſelte wirtſchaftliche 
Gegenſatz zwiſchen ihnen dauernd dem im § 8 des 12. G.⸗A. ihm auf⸗ 
erlegten Zwange fügen würde. Es wird alſo in dieſem Falle die kom⸗ 
merzielle Vertretung des Reiches nicht in der Hand des Miniſters 
des Auswärtigen bleiben können, ſondern jeder der beiden Staaten 
wird ſeine beſondere kommerzielle Vertretung verlangen und erlangen. 
Dann aber wird es in der Epoche des Welthandels, in welcher auch 
unter den internationalen Intereſſen die wirtſchaftlichen in erſter Linie 
ſtehen, auf die Dauer nicht möglich ſein, daß die beiden Staaten eine 
dis parate Handelspolitik treiben und dabei dennoch die äußere Politik 
für das Gebiet der gemeinſamen Angelegenheiten einheitlich, gemein— 
ſchaftlich bleibt. Außerdem unterliegt es für mich keinem Zweifel, daß 
die Macht und das Anſehen der Monarchie in dem Augenblicke dahin 
ſind, in welchem die kommerziellen Unterhändler der beiden Staaten 
als gegeneinander arbeitende, vielleicht ſogar intriguirende Konkurrenten 
den Vertretern dritter Staaten gegenübertreten werden. Ich glaube 
alſo, daß auf die Dauer eine disparate Handelspolitik mit der Ein⸗ 
heitlichkeit der ſonſtigen äußeren Politik nicht vereinbar iſt, daß das 
eine oder andere dieſer Prinzipien zu weichen haben wird. 

In der That finden Sie, wenn Sie die Verhältniſſe in Schweden— 
Norwegen betrachten, daß gerade, weil die Verfaſſung Norwegens eine 
disparate Handelspolitik für beide Staaten zuläßt, die Trennungs- 
punkte immer ſtärker werden, daß die Norweger nunmehr auch ihre 
geſonderte kommerzielle Vertretung nach außen haben wollen. Auch iſt 
bisher, wie das Beiſpiel des deutſchen Zollbundes, die Idee Koſſuths, 
eine Konföderation Ungarns mit den Balkanläudern auf Grundlage 
eines Zollparlaments zu bilden, beweiſt, die wirtſchaftliche Einigung 
als Vorſtufe einer innigeren politiſchen Einigung mehrerer Staaten 
betrachtet worden. Daraus erſcheint der Schluß nach der entgegenge— 
ſetzten Richtung ſtatthaft, daß die Feſtigkeit einer bisher wirtſchaftlich 
geeinigten Staatenverbindung durch die wirtſchaftliche Trennung ihrer 
Glieder erſchüttert werden wird. Auch das eine möchte ich behaupten, 
daß in der Epoche des Volksheeres nicht die ganze phyſiſche Macht der 
Monarchie den Stützpunkt für die ſelbſtändige Handelspolitik jedes der 
beiden Staaten wird bieten können, weil nicht zu gewärtigen iſt, daß 
die Knochen auch nur eines einzigen öſterreichiſchen Soldaten geopfert 
werden würden, wenn es ſich um die Löſung kriegeriſcher Verhältniſſe 
handelt, die durch ein kommerzielles Intereſſe Ungarns entſtehen, durch 
deſſen Befriedigung Oeſterreich ſchwer geſchädigt würde. Ein Zuſammen⸗ 
hang kriegeriſcher Verwicklungen mit wirtſchaftlichen Intereſſen wird 
wohl nach' den geſchichtlichen Erfahrungen der Vergangenheit und der 
Gegenwart nicht geleugnet werden können. Das zweite Opfer der wirt— 
ſchaftlichen Trennung müßte die Gemeinſamkeit der Armee ſein. 

Es wäre unſtatthaft und unhiſtoriſch, wenn man ſich zum Beweiſe 
für die Möglichkeit eines ſolchen Verhältniſſes, für die Möglichkeit wirt— 
ſchaftlicher Trennung unter Aufrechthaltung der Reichseinheit darauf berufen 
würde, daß es in der zentraliſtiſch-abſolutiſtiſchen Zeit Zollſchranken zwiſchen 
beiden Staaten gegeben hat. Dieſer Hinweis kann nur einen Geſchichts— 
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unkundigen täuſchen. Es iſt merkwürdig, daß vom Beginn des 18. Jahr- 
hunderts der Kampf Ungarns gegen dieſe Zollſchranken beginnt. Die 
ſogenannte Palatinalkonferenz, die aus ungariſchen Magnaten beſtand 
und berathen ſollte, unter welchen Bedingungen die pragmatiſche 
Sanktion Ausſicht auf die Anerkennung Ungarns hätte, führte unter 
derſelben den freien Verkehr zwiſchen den ungariſchen und nichtunga— 
riſchen Ländern an. Es gab ungariſche Staatsmänner, welche ſagten, 
daß die Zwiſchenzölle ohne Schaden für die nichtungariſchen Länder 
fallen könnten. Daß die zentraliſtiſche Politik deſſenungeachtet an den 
Zwiſchenzöllen grundſätzlich feſthielt, erklärt ſich aus der verfaſſungs— 
mäßigen Steuerfreiheit des den Großgrundbeſitz repräſentirenden un 
gariſchen Adels und hohen Klerus. Deswegen galten der zentraliſtiſchen 
Politik ganz beſonders die Agrarzölle als das einzige Mittel, die ſonſt 
unvermeidliche wirtſchaftliche Ungleichheit zwiſchen Ungarn und den 
nichtungariſchen Ländern aufzuhalten und die beſteuerte öſterreichiſche 
Landwirtſchaft vor dem Verfall zu bewahren. Noch in einer anonymen 
Streitſchrift aus. dem Jahre 1846 wird von öſterreichiſcher Seite der 
ungariſchen Forderung nach Beſeitigung der Zollſchranken entgegen— 
gehalten: Verzichtet auf eure Steuerprivilegien, und in dem Augen 
blicke, wo dies geſchieht, fallen die Zollſchranken zwiſchen Oeſterreich 
und Ungarn. Dritten Staaten gegenüber wurde an der wirtſchaftlichen 
Einheit der Monarchie feſtgehalten, ſo weit dies bei dem Beſtande der 
Zollſchranken überhaupt möglich war. Insbeſondere waren die Zölle 
zwiſchen Oeſterreich und Ungarn weſentlich ermäßigt gegenüber den 
Zöllen, welche dritten Staaten auferlegt wurden. Ich will noch hinzu— 
fügen, daß in der zentraliſtiſchen Epoche, wo es kein verantwortliches 
öſterreichiſches und ungariſches Miniſterium gab, und wo die königlich 
ungariſchen Finanzbeamten den perſönlichen Weiſungen des Monarchen 
unterſtanden, die Möglichkeit der Beſeitigung von Härten des Geſetzes 
in der Praxis in ausgiebigerer Weiſe vorhanden war und benützt 
wurde, als es gegenwärtig der Fall ſein könnte. Endlich war die 
Epoche der Zollſchranken die des Prohibitivſyſtemes und nicht jene der 
Handelsverträge. 

Sehen wir zurück auf die ganze Entwicklung und vergleichen wir 
die gegenwärtigen Zuſtände mit den vergangenen, ſo müſſen wir ſagen, 
daß die Reichsverfaſſung vom Jahre 1867 einen verhängnisvollen 
Wendepunkt in der Entwicklung der Monarchie bildet. An die Stelle 
der ehemaligen Zentraliſationspolitik, die vorerſt das Ganze im Auge 
hatte, und die Intereſſen der Theile dem Geſammtintereſſe unterord— 
nete, tritt die ſogenannte Ausgleichspolitik. Dieſe erklärt ſich in fol— 
gender Weiſe: Wenn man das Kräfteverhältnis der nationalen, dyna— 
ſtiſchen und Reichsintereſſen in Ungarn vergleicht, ſo findet man, daß 
in der ganzen Geſchichte Ungarns das nationale Intereſſe im Vorder— 
grunde ſteht, das dynaſtiſche Intereſſe in zweiter Linie kommt und daß 
das Reichsintereſſe kaum empfunden, ja ſogar in der jüngſten Zeit 
durch einen leitenden Miniſter dem Spotte der Schuljugend preis— 
gegeben wird. Nun fehlen in Oeſterreich alle Vorausſetzungen für ein 
ſolches Uebergewicht des nationalen Intereſſes irgend eines Volkes 
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über das dynaſtiſche und das Reichsintereſſe, und deshalb iſt die öſter— 
reichiſche Regierung vornehmlich berufen, die Trägerin des Reichs— 
gedankens und des an denſelben ſich knüpfenden dynaſtiſchen Intereſſes zu 
ſein. Das hat dann zur Folge, daß, während früher das Geſammtintereſſe 
im Vordergrunde der öſterreichiſchen Politik geſtanden iſt, jetzt ſich 
Alles um die Frage dreht: welches ſind die Bedingungen, unter denen 
der gute Wille Ungarns für die Fortfriſtung der Monarchie, des 
Reichs in finanzieller Beziehung zu gewinnen ſein wird? Iſt dieſe 
Frage gelöſt, dann beginnen erſt die ernſteren Schwierigkeiten für die 
öſterreichiſche Politik. Denn eine unbefangene, vom Intereſſe Oeſter— 
reichs geleitete Politik iſt nicht mehr möglich, weil die ganze öſter— 
reichiſche Politik ſich um die Frage des Ausgleiches dreht. Dinge, wie 
die konfeſſionelle, die Schul-Politik, die gewerbliche, die Nationalitäten⸗ 
Politik, welche an ſich mit dem Ausgleich nicht das Mindeſte zu thun 
haben, werden nicht aus ihrem Weſen heraus, ſondern nur vom Stand— 
punkte der Frage behandelt: wie müſſen dieſe Sachen behandelt werden, 
damit wir eine Majorität für den Ausgleich bekommen? Das iſt Alles 
an die Stelle der Zentraliſationspolitik getreten. Scheinbar kommt 
dieſe ganze Politik Ungarn zu ſtatten. Aber es kann nicht ausbleiben, 
daß im Laufe der Zeiten ſich der ſtarke ungariſche Egoismus, welcher 
das ungariſche Ausgleichsgeſetz beherrſcht, auch an Ungarn rächen wird. 
Schon hat unter dem Einfluſſe der mit der Ausgleichspolitik nothwendig 
verbundenen Konzeſſionspolitik das öſterreichiſche Parlament eine Ma— 
jorität erhalten, die für alles Andere eine Garantie bietet, als für 
die Sicherung jener ungariſchen Intereſſen, welche die Schöpfer des 
ungariſchen Geſetzes durch dasſelbe geborgen zu haben glaubten. Und 
noch nach einer anderen Richtung hin bietet ſich eine auch für Ungarn 
nachtheilige Erwägung: Man hat im Jahre 1867 die eherne Klammer, 
welche früher die Monarchie an der Spitze zuſammengefaßt hat, ge— 
lockert und ſie dafür auf thönerne Füße geſtellt. Durch die periodiſch 
wiederkehrende Reichskriſe, welche die Monarchie durchzumachen hat, 
wird den politiſchen Parteien in beiden Theilen des Reiches ein 
Preſſionsmittel in die Hand gegeben, das ſo ſtark iſt, daß man dem— 
ſelben mit den Mitteln des Konſtitutionalismus ein Gleichgewicht nicht 
zu bieten vermag, und daher ſind in gleicher Weiſe auf der einen 
Seite die Herrſchaft des mit einigen Texteinſchaltungen verſehenen 
§ 14 in Oeſterreich und auf der anderen Seite der ſchriftliche Rütli— 
ſchwur der parlamentariſchen Majorität behufs antizipativer Entlaſtung 
der Regierung in Ungarn in Zuſammenhang zu bringen mit den Aus— 
gleichsſchwierigkeiten, wie ſie durch die Reichsverfaſſung gegeben ſind, und 
in der That fängt man nunmehr auch in Ungarn an, die Unzuläng— 
lichkeit der Reichsverfaſſung zu erkennen. Es iſt ein alter ungariſcher 
Parlamentarier, der den Muth findet, im „Peſter Lloyd“ zu ſagen, es 
wäre wünſchenswert, wenn die Ausgleichsangelegenheit ein Ende fände 
dadurch, daß es den Regierungen gelänge, endlich eine Einigung der 
Parlamente über die Quote herbeizuführen; durch die dreijährige Ver— 
ſchleppung der Angelegenheit würden nicht nur die wichtigſten Inter— 
eſſen der Monarchie verletzt, ſondern das 1867er Ausgleichs- 
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werk ſelbſt in ſeinen wichtigſten Punkten dem Fluche der Lächerlichkeit 
preisgegeben. Ich glaube, es ſind nicht die Verhältniſſe, welche die 
Lächerlichkeit in ſich bergen, ſondern das 1867er Ausgleichs werk ſelbſt, 
bei deſſen Schöpfung mit Aengſtlichkeit jede wirkſame Einrichtung ver— 
mieden worden iſt, um die mit einer doppelten parlamentariſchen Be⸗ 
handlung der gemeinſamen Angelegenheiten entfeſſelten Gegenſätze zu 
mildern oder zu überwinden, und es für möglich gehalten worden iſt, 
daß ſich die Einheit der äußeren Politik und des Heeresweſens mit 
einer getrennten internationalen Wirtſchaftspolitik beider Staaten ver— 
trage. So machen ſich denn die wirtſchaftlichen Wirkungen der im 
Gefolge der Ausgleichspolitik eingetretenen Verwuͤſtung des Verfaſſungs— 
lebens und Ideenverwirrung auch in Ungarn nachtheilig fühlbar. 
| Welche Entwicklung die Dinge weiter nehmen werden, läßt ſich 
ſchwer ſagen. Aber meines Erachtens beſteht nur die Alternative 
zwiſchen Diſſolution einerſeits und Reviſion der Reichsverfaſſung an— 
dererſeits, einer Reviſion, welche die in derſelben eingeſchloſſenen 
Widerſprüche zu beſeitigen unternehmen wird. Möglicherweiſe bewähren 
ſich wieder die von der Geſchichte bezeugten, von innen und außen 
wirkenden Kräfte, welche die Monarchie durch Jahrhunderte erhalten 
haben. Es gibt eine aufſtrebende Partei in Oeſterreich, welche über 
den ſogenannten Großmachtswahn der Monarchie, der durch die volle 
politiſche Trennung Oeſterreichs und Ungarns zerſtört würde, ſpottet, 
aber die Geſchichte lehrt uns, daß große kulturelle Leiſtungen, daß die 
ſozialen Reformen, welche die Monarchie aufzuweiſen hat, insbeſondere 
die Bauernbefreiung, dadurch erzielt worden ſind, daß Oeſterreich eine 
Großmacht war, nicht ſo ſehr eine Großmacht nach außen als eine 
Großmacht nach innen, und es ſcheint mir deshalb, daß auch dieſe 
Partei, welche das Bedürfnis nach ſozialen Reformen am tiefſten em: 
pfindet, alle Urſache hat, jene Veränderungen der Reichsverfaſſung zu 
ermöglichen und zu wünſchen, welche es Oeſterreich wieder möglich 
machen, ſich als Großmacht nach innen zu bethätigen. 
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Profeſſor 85 der techniſchen Hochſchule Charlottenburg: Geſchichte 
der Technik im 19. Sau Dr. Cornelius Gurlitt, Hof 
rath und Profeſſor a. d. techniſchen Hochſchule Dresden: Geſchichte der 
deutſchen Kunſt im 19. Jahrhundert. Dr. Richard M. Meyer, 
Privatdozent a. d. Univerſität Berlin: Geſchichte der deutſchen Literatur 
im 19. Jahrhundert. Dr. Heinrich Welti in Berlin: Das muſi— 
kaliſche Drama und die Muſik des 19. Jahrhunderts in Deutſchland. 
Dr. Paul Schlenther, Direktor des k. k. Hofburgtheaters zu Wien: 
Geſchichte des deutſchen Theaters im 19. Jahrhundert. 

Etwa 30—40 Druckbogen ſtark, mit künſtleriſch wertvollen Ab: 
bildungen verſehen, in der vornehmen äußeren Ausſtattung den ande— 
ren Bänden gleich, wird jedes einzelne Werk ein abgeſchloſſenes Ganze 
bilden und auch unabhängig von den anderen im Buchhandel erſcheinen. 
Jedes Werk wird in großen Zügen, ohne verwirrendes Detail die Ent— 
wicklung ſeines beſonderen Kulturgebiets vorführen, und zwar mit Be— 
rückſichtigung des Auslandes, ſoweit dies auf deutſche Kultur gewirkt 
hat oder von deutſcher Kultur beeinflußt iſt. Zumeiſt wird das Aus— 
land bei den Naturwiſſenſchaften und der Technik in Betracht kommen, 
weil hier die nationalen Schranken ſo gut wie gefallen ſind. Jedes 
Werk will durch zuſammenfaſſende Darſtellung des geſchichtlichen Ver⸗ 
laufs die wiſſenſchaftliche Erkenntnis fördern, wird aber mit ſchrift⸗ 
ſtelleriſcher Kunſt nach Form wie Inhalt ſo behandelt ſein, daß es einen 
weiteren gebildeten Leſerkreis zu feſſeln vermag. 

Da die in den einzelnen Bänden behandelten Gebiete des Kultur— 
lebens oft genug einander nicht nur berühren, ſondern ſich ſtellenweiſe 
faſt auch decken werden, ſo kann es nicht fehlen, daß der Leſer des 
Geſammtwerkes mitunter über ein und denſelben Gegenſtand verſchiedene 
Auffaſſungen und Darſtellungen kennen lernen wird, je nach den ver— 
ſchiedenen ſchriftſtelleriſchen und wiſſenſchaftlichen Individualitäten der 
Verfaſſer. Wir glauben darin keinen Mangel, ſondern einen ⸗beſonderen 
Reiz des Geſammtwerkes zu erkennen. Im Streben nach möglichſter 
Objektivität einig, werden die Autoren kraft der bei ihnen anerfann= 
ten Sachkenntnis und Urtheilsfähigkeit ihre eigene Meinung unabhängig 
von einander und unabhängig von den perſönlichen Anſchauungen des 
Herausgebers zu vertreten und zu behaupten haben.“ 
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„Das 19. Jahrhundert in Deutſchlands Entwicklung“ wird band: 
weiſe veröffentlicht. Die Subſkribenten auf das Geſammtwerk erhalten 
auch alle folgenden Bände zum gleichen Preiſe, zu dem jetzt der erſte 
Band erſchienen ift: broſch. M. 10, in Halbleder elegant geb. M. 1250. 
Die Subſkription kann bei den meiſten Buchhandlungen bewirkt und 
jederzeit wieder abbeſtellt werden. Die Bände werden auch einzeln im 
Buchhandel zu haben ſein; jedoch bleibt hierfür Preiserhöhung vor— 
behalten. N 

Profeſſor Ziegler theilt die zu behandelnde Zeit in vier Abſchnitte: 
1800-1830, 1830 — 1848, 1848—1871, 1871 bis zum Ende des 
Jahrhunderts. Im Grund genommen macht das Buch den Eindruck, 
als wollte der Verfaſſer alles das leiſten, was den in Ausſicht genom- 
menen Einzeldarſtellern zugewieſen iſt. Daher mußte er bei dem un- 
geheuren Stoffe häufig blos auf der Oberfläche bleiben. Trotzdem im⸗ 
ponirt die Fülle der Gelehrſamkeit, die in dem ſtarken Bande, wohl 
geordnet, aufgeſpeichert iſt. Der Leſer wird von ſo vielem unterrichtet, 
auf ſo vieles hingewieſen, daß die Lektüre dieſes Werkes nicht ohne 
Nutzen bleiben kann. Es liest ſich, auch in den ſchwierigeren Partien, 
leicht. Manche ſtiliſtiſche Eigenthümlichkeiten des Verfaſſers, die anfangs 
ärgerlich machen, nimmt man zuletzt, erfreut über die Menge des Ge— 
botenen, hin. So ſcheint der Verfaſſer die Worte „zuerſt“ und „zum 
erſten Male“ aus der deutſchen Sprache ausmerzen zu wollen. Statt 
ihrer gebraucht er immer das mistönende Wort „erſtmals“. Das iſt 
eine unangenehme Schrulle. Das Buch iſt mit dreizehn ſchönen Bild— 
niſſen hervorragender Geiſter des 19. Jahrhundert geſchmückt, u. zw.: 
Goethes, Schleiermachers, W. v. Humboldts, Hegels, Heines, David 
Strauß', Friedrich Wilhelm IV., Robert Meyers, Schopenhauers, Bis— 
marcks, Laſſalles, Karl Marx', Nietzſches. 

2—9. Forſchungen zur neueren Literaturgeſchichte. Her⸗ 
ausgegeben von Dr. Franz Muncker. München. Karl Haushalter. 

I. Nachklänge der Sturm: und Drangperiode in 
Fauſt dichtungen des achtzehnten und neunzehnten Jahr: 
5 Von Dr. Roderich Warkentin. 1896. VII, 101 S. 

II. Die Patientia von H. M. Moſcheroſch. Nach der 
Handſchrift der Stadtbibliothek zu Hamburg zum erſtenmal herausge— 
geben von Dr. Ludwig Pariſer. 1897. V, 120 S. M. 280. 

III. Die Brüder A. W. und F. Schlegel inihrem Ver⸗ 
hältniſſe zur bildenden Kunſt dargeſtellt von Dr. Emil 
Sulger⸗Gebing. Mit ungedruckten Briefen und Aufſätzen A. W. 
Schlegels. 1897. VII, 199 S. M. 380. 

IV. Gerhart Hauptmann. Von A. C. Woerner. 1897. 
V, 82 S. M. 180. | 

V. Studien zur Entſtehungsgeſchichte von Goethes 

nm Dichtung. Von Dr. Carl Abt. 1898. VII, 
S. M. 2. 


VI. Der Byronſche Heldentypus. Von Dr. Heinrich 
Kraeger. 1898. VII, 139 S. M. 3. 
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VII. Die deutſche Geſellſchaft in Göttingen (1738 

bis 1758). Von Dr. Paul Otto. 1898. VII, 92 S. M. 2. 
VIII. Beiträge zum Studium Gra bbes. Von Dr. Carl 
Anton Piper. 1898. 145 S. M. 240. | 

In dem von dem Herausgeber und dem Verleger unterzeichneten 
Programme der „Forſchungen“ heißt es: „Die Forſchungen zur neueren 
Literaturgeſchichte ſollen in zwangloſen Heften, die nach Inhalt und 
Umfang verſchieden, auch im Erſcheinen an keine beſtimmte Zeit und 
Reihenfolge gebunden ſind, ausſchließlich wiſſenſchaftliche Abhandlungen 
enthalten, die geeignet ſind, unſere Kenntnis der einheimiſchen wie der 
fremden Literatur der letzten Jahrhunderte zu bezeichnen oder zu ver— 
tiefen. Sie ſollen durchweg auf genauem, ſelbſtändigem Quellenſtudium 
beruhen, aber den aus den Quellen (auch aus noch ungedruckten Hand: 
ſchriften) geſchöpften Stoff ſtets wiſſenſchaftlich verarbeitet darbieten 
und, womöglich, durch ihre ſtiliſtiſche Form auch die Aufmerkſamkeit 
ſolcher Leſer, die nicht zu der kleinen Anzahl engſter Fachleute gehören, 
erregen und feſſeln. 

Wie die erſten Hefte, werden auch die folgenden zum großen 
Theile von der deutſchen Literatur ausgehen; doch ſoll die Unterſuchung 
keineswegs nur auf unſer vaterländiſches Schriftthum beſchränkt ſein. 
Vielmehr liegt es im Plan unſerer Sammlung, daß ſie auch zur Er— 
forſchung der verſchiedenen auswärtigen Literaturen, wie ſie ſich ſeit 
dem Ende des Mittelalters bis auf die unmittelbare Gegenwart ent— 
wickelt haben, beitragen und namentlich die wechſelſeitigen Einwirkun⸗ 
gen dieſer Literaturen wie nicht minder die mannigfachen Beziehungen 
zwiſchen Dichtung und Wiſſenſchaft, zwiſchen Literatur, Muſik und bil- 
dender Kunſt beleuchten ſoll. 

Keine ſchablonenhafte Gleichförmigkeit ſoll den einzelnen Abhand— 
lungen aufgezwungen werden; auch keine einſeitige Schule ſoll in ihnen 
zu Tage treten; den Verfaſſern ſoll vollkommene Selbſtändigkeit der An⸗ 
ſchauung und des Urtheils und ſelbſt die Freiheit gewahrt bleiben, ge— 
legentlich einmal ſtatt der ſtrengſten philologiſch-hiſtoriſchen Methode 
eine mehr äſthetiſch⸗pſychologiſche Betrachtungsweiſe zu wählen. Nur 
der wiſſenſchaftliche Grundcharakter ſoll allen Heften der Sammlung 
gemeinſam ſein. Und nur für die unverbrüchliche Erhaltung dieſes Grund— 
charakters trägt der Herausgeber die Verantwortung, während für die 
Anſichten und Urtheile im Einzelnen der jeweilige Verfaſſer allein ein— 
zuſtehen hat.“ Als weitere Beiträge ſind in Ausſicht genommen: Wie— 
land und Stern, von Dr. Karl Behmer, das deutſche Alterthum in den 
Anſchauungen des 16. und 17. Jahrhunderts, von Dr. Friedrich Gotthelf, 
Studien zur Hamburger Lyrik im Anfange des 18. Jahrhunderts von 
Dr. Amadeus Schmidt-Temple ꝛc. Die bisherigen Beiträge laſſen das 
Unternehmen als ein wohlgelungenes erkennen, dem raſcher Fortgang und 
dauernde Theilnahme zu wünſchen iſt. 

10. Geſchichte der franzöſiſchen Revolution von 1848 und 
der zweiten Republik in volksthümlicher Darſtellung von Louis 
Heretier. Herausgegeben und erweitert von W. Eichhoff und Ed. 
Bernſtein. Mit einem Nachtrag: Vom zweiten Kaiſerreich bis zur 
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dritten Republik. Von Ed. Bernſtein. Suttgart. Dietz. XVI, 784 ©. 
Ganzl. geb. M. 6:50. 

Es genügt auf dieſes vortreffliche Buch des leider unlängſt ge⸗ 
ſtorbenen ſchweizeriſchen Sozialiſten hinzuweiſen. Es ſchildert in leben— 
diger Sprache die bedeutſamen Ereigniſſe des achtundvierziger Jahres 
in Frankreich. Eine Reihe guter Illuſtrationen erhöhen die Volksthüm— 
lichkeit des Buches. Es ſei noch beſonders auf den gehaltvollen Anhang 
aus der Feder Bernſteins hingewieſen. 

11. Georg Röſch von Geroldshauſen: Tiroler Landreim 
und Wunſchſpruch von allerlei Welthändeln, Werkleuten 
und Gewerben ꝛc. Zwei tiroliſche Gedichte des 16. Jahrhunderts. 
Mit dem Lebensabriſſe des Verfaſſers, geſchichtlichen und ſachlichen Er- 
klärungen herausgegeben von Conrad Fiſchnaler. Innsbruck. 
Wagner. 1898. fl. 150 

Zwei intereſſante Dokumente des 16. Jahrhunderts werden uns 
hier vorgelegt. Der Herausgeber hat mit minutiöſeſter Sorgfalt über 
den Dichter alles zuſammengetragen, was erreichbar. Der poetiſche Wert 
der beiden Gedichte iſt nicht bedeutend, deſto größer ihr kulturhiſtoriſcher. 
Die Verlagsbuchhandlung hat das Büchlein prächtig ausgeſtattet, ſo 
daß der Preis als ſehr gering bezeichnet werden darf. 

12. Intimes aus dem Menſchenleben. Erzählungen und 
Skizzen von Koloman Mikszäth. Autoriſirte Ueberſetzung aus dem 
Ungariſchen von Dr. Joſef Julian Graf Zamoyski. Leipzig. 
Georg Heinrich Meyer. 1897. 156 S. In Ganzl. geb. M. 2. 

Dieſe kleine Sammlung enthält vierzehn Stücke, die in drei Gruppen 
zuſammengeordnet ſind: I. Aus dem Familienkreiſe. II. Vom Lande. 
III. Aus der Großſtadt. Sie ſind ausgezeichnet in jeder Beziehung. 
Der Preis iſt für die wirklich vornehme Ausſtattung (vorzügliches, 
. Papier, ſchöner Druck, geſchmackvoller Einband) gering. 

Aus der Paulskirche. Berichte an den Schwäbiſchen Merkur 
aus 155 Jahren 1848 und 1849 von Guſtav Rümelin. Heraus: 
gegeben und eingeleitet von H. R. „ Leipzig. Georg Heinrich 
Meyer. XI, 259 S. Halbfranz. geb. M. 

Es war ein glücklicher Gedanke der ee dieſe 
wertvollen Berichte im vorigen Jahre, dem Jubiläumsjahre auch des 
Frankfurter Parlamentes, neu herauszugeben. Es iſt wirklich von Be⸗ 
lang, heute noch nachzuleſen, was ein ſo bedeutender Kopf wie Rümelin 
unter dem unmittelbaren Eindruck der Ereigniſſe niedergeſchrieben hat. 
Dieſe Berichte ſind wichtige Dokumente der Jahre 1848 und 1849, 
Zeugniſſe eines Augen- und Ohrenzeugen, denn Rümelin war ja ſelbſt 
Mitglied der National⸗Verſammlung. Sie bilden jetzt einen nothwen⸗ 
digen Beſtandtheil der Literatur über jene Jahre. Die Ausſtattung 
iſt ſehr an 

14. Geſchichte der Wiener Revolution im Jahre 1818. 
Volksthümlich dargeſtellt von Maximilian Bach. Wien. Erſte Wiener 
Volksbuchhandlung. 1898. XV, 944 S. 

Eine kritiſche Beſprechung dieſes Buches liegt nicht in der Ab— 
ſicht dieſer Anzeige. Unſere Leſer ſollen nur auf dieſe Arbeit, die Ende 
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1898 fertig geworden iſt, hingewieſen werden. Der Verfaſſer hat ſich 
redliche Mühe gegeben, in einem lesbaren, nicht zu umfangreichen, mit 
zahlreichen Illuſtrationen ausgeſtatteten Buche eine volksthümliche 
Darſtellung der Geſchichte des Jahres 1848 zu geben. Eine ſolche hat 
bisher gefehlt. Es iſt lebhaft zu wünſchen, daß das, Buch einen guten 
Abſatz finde. 

15. Die Agrarfrage. Eine Ueberſicht über die Tendenzen der 

modernen Landwirtſchaft und die Agrarpolitik der Sozialdemokratie. 
Von Karl Kautsky. Stuttgart. J. H. W. Dietz Nachfolger. 1899. 
VIII, 452 S. M. 5. 
Aus dem Inhalt des längſterwarteten Buches theilen wir die 
- nachſtehenden Kapitel⸗Ueberſchriften mit, die wohl den beiten Ueber- 
blick geben über das, was der Autor in ſeinem Buche behandelt: 
I. Die Entwicklung der Landwirtſchaft in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. 
Der Bauer und die Induſtrie. Die Landwirtſchaft der Feudalzeit. Die 
moderne Landwirtſchaft. Der kapitaliſtiſche Charakter der modernen 
Landwirtſchaft. Großbetrieb und Kleinbetrieb. Die Schranken der 
kapitaliſtiſchen Landwirtſchaft. Die Proletariſirung der Bauern. Die 
wachſenden Schwierigkeiten der Waren produzirenden Landwirtſchaft. 
Die überſeeiſche Lebensmittelkonkurrenz und die Induſtrialiſirung der 
Land wirtſchaft. Ausblick in die Zukunft. II. Sozialdemokratiſche Agrar⸗ 
politik. Braucht die Sozialdemokratie ein Agrarprogramm? Der Schutz 
des ländlichen Proletariats. Der Schutz der Landwirtſchaft. Der Schutz 
der Landbevölkerung. Die ſoziale Revolution und die Expropriirung 
der Grundbeſitzer. — Wir hoffen auf das Buch noch des ausführlicheren 
zurückzukommen. 

16. Afrika. Bon Guy de Maupaſſant. (Im Lande der 
Sonne). Aus dem Franzöſiſchen von 17 Holm. Paris, Leipzig, 
München. A. Langen. 1898. 200 S. M. 

Eine Reiſebeſchreibung von einem es Dichter; ſo hat dieſes 
Werk Maupaſſants, das zum erſtenmal in deutſcher Sprache erſcheint, 
wenig gemein mit anderen Reiſebeſchreibungen. Die eminente Kraft 
und Originalität der Darſtellung erheben dieſes Buch bei aller Treue 
und Objektivität, mit der die Thatſachen berichtet werden, zu einer 
Dichtung von hoher Vollendung. Maupaſſant reiſte am 6. Juli 1881 
nach Algier und in die Wüſte ab. In der heißeſten Zeit reiſte er in 
das heiße Land, weil er es ganz in den harten Feſſeln ſeiner un⸗ 
barmherzigen Königin Sonne ſehen wollte. Und mit mächtiger Künſtler— 
hand führt er uns mit in dieſe Dürre und Glut. Südlich und farben— 
prächtig iſt ſein Stil, und man meint beim Leſen die Hitze über den 
gelben Wüſtenſand flimmern zu ſehen. 

17. Bauern. Von Guyde Maupaſſant. Aus dem Franzöſiſchen 
von F. Gräfin zu Reventlow. Paris, Leipzig, München. A. Langen. 
277 S. M. 350. 

In dieſem Bande, der Maupaſſants Bauerngeſchichten zum erſten— 
mal geſammelt auf den deutſchen Büchermarkt bringt, iſt der Verſuch 
gemacht worden, den Dialektſtellen des Originals in der Ueberſetzung 
durch die Anwendung deutſcher Dialekte gerecht zu werden. Der nor— 
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manniſche Bauer oder bretoniſche Fiſcher, den man ein literariſches 
Franzöſiſch ſprechen ließe, wäre ein Unding, und ebenſo müßte eine 
hochdeutſche Wiedergabe feiner Sprache wirken. Zudem treten in der 
Art und Weiſe, wie Maupaſſant durch den Dialekt der Bauern die 
urwüchſige Kraft der geſchilderten Raſſen ſowie ihre ganz ſpezielle 
Denkweiſe zum Ausdruck bringt, gerade die hervorragendſten Merkmale 
ſeiner eminent realiſtiſchen Kunſt zu Tage. Darum kann behauptet werden, 
daß der deutſche Leſer durch die vorliegende Ueberſetzung das Genie 
des franzöſiſchen Klaſſikers nicht nur von einer ſeiner intereſſanteſten 
Seiten kennen lernen wird, ſondern auch, daß ihm hiermit zum erſten⸗ 
mal ein Genuß geboten iſt, deſſen bisher nur jene theilhaftig geworden 
ſind, die Maupaſſants Werke im Original geleſen haben. 

18. Pariſer Ehemänner. Von Marcel Prévoſt. Autori⸗ 
ſirte Ueberſetzung aus dem Franzoͤſiſchen von F. Gräfin zu Revent⸗ 
low. Mit 19 Illuſtrationen von Eduard Thöny. Paris, Leipzig, 
München. A. Langen. 1898. 234 S. 

19. Die Sünde der Mutter. Von Marcel Prévoſt. 
(Chonchette). Autoriſirte Ueberſetzung aus dem Franzöſiſchen. Paris, 
Leipzig, München. A. Langen. 1898. 304 S. 

20. Eine Pariſer Ehe. Von Marcel Prévoſt. Auto⸗ 
riſirte Ueberſetzung aus dem Franzöſiſchen von F. Gräfin zu 
Reventlow mit 15 Illuſtrationen von F. Freiherrn v. Reznisek. 
Paris, Leipzig, München. A. Langen. 1898. 181 S. 

Wieder drei Bücher Preévoſt's, den die Verlagsbuchhandlung 
Langen dem deutſchen Leſepublikum durch eine Reihe von Ueberſetzungen 
bekannt gemacht hat. Alle drei ſind pikant. Am wertvollſten von dieſen 
iſt die Sünde der Mutter. 

21. Bilder aus der Geſchichte und Literatur Rußlands. 
Von Fürſt Sergei Wolkonski. Autoriſirte Ueberſetzung von 
N 3 Baſel. Friedrich Emil Perthes aus Gotha, 1898. VIII, 

1 M. 

Wer ſich über das geijtige Wachsthum des großen Nachbarreiches 
Rath erholen wollte, war bisher auf die inhalts- und umfangreiche 
Geſchichte der ruſſiſchen Literatur von A. v. Reinholdt angewieſen, die 
aber ſchwer zugänglich und, wie es ſcheint, aus dem Buchhandel ver— 
ſchwunden iſt. Die „Geſchichte der ruſſiſchen Literatur in gedrängter 
Ueberſicht von Wiskowatow“ (Dorpat und Fellin 1886) hält, was ſie 
verſpricht, bietet aber nur wenig und iſt überdies durch die zahlreichen 
ruſſiſchen Angaben mehr für Leſer berechnet, die dieſer Sprache mächtig 
ſind. Dem bekannten Honeggerſchen Werke aber, „Ruſſiſche Literatur 
und Kultur“ (Leipzig 1880), merkt man es zu ſehr an, daß bei aller 
Gelehrſamkeit der Verfaſſer dem ruſſiſchen Volksleben, auch ſprachlich, 
zu fern ſteht, um ein treffendes Urtheil über den von ihm behandelten 
Gegenſtand fällen zu können. Um ſo willkommener wird ein Zeugnis 
ſein, deſſen Gewährsmann, bei allem warmen patriotiſchen Empfinden, 
mit gerechter Würdigung weſteuropäiſcher Bildung, vor Allem aber 
mit voller Sachkenntnis ein Bild der geſchichtlichen Entwicklung und 
des geiſtigen Werdens ſeines Heimatlandes entwirft. Dazu iſt der 
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junge Fürſt in hervorragender Weiſe berufen. Als dem Gliede eines 
in hohen Ehren ſtehenden Familienkreiſes iſt ihm eine glückliche wiſſen⸗ 
ſchaftliche und äſthetiſche Bildung zutheil geworden, die ſich, gepaart 
mit natürlicher Begabung, feinem Takte und vornehmer, über alles 
Parteitreiben erhabener Denkweiſe, in dieſen Vorleſungen kund gibt. 
In geiſtvoller, gefälliger und leichtfaßlicher Darſtellung vollzieht ſich 
vor den Augen des Leſers der in ſeinen Hemmungen wie in ſeinen 
Förderungen merkwürdige Entwicklungsprozeß des ruſſiſchen Reiches, 
von ſeiner Gründung bis auf die Gegenwart, unter dem Szepter der 
Nachkommen Ruriks und dem Hauſe Romanow. Während bis auf 
Peter den Großen naturgemäß das Hauptaugenmerk der politiſchen 
Geſtaltung zufällt, iſt es von da an vorzugsweiſe der literariſchen zu— 
gewandt, in erſter Linie der Entfaltung der nationalen Poeſie, als 
des unmittelbarſten Ausdruckes der ruſſiſchen Volksſeele, welche fortan 
die treibende Kraft beſonders auf dem viel beachteten Gebiete des ruſ— 
ſiſchen Romanes wird. Dieſe Verſchiebung iſt umſo gerechtfertigter, als 
kaum in einem anderen Lande die ſchöne Literatur auf die Geſtaltung 
des öffentlichen Lebens einen ſo bedeutenden Einfluß ausübt, wie in 
Rußland. Die in neuerer Zeit auch in Deutſchland zu hohem Anſehen 
gelangten ruſſiſchen Dichter und Schriftſteller, wie — um anderer 
nicht zu gedenken — Puſchkin, Lermontow, Gogol, Turgenjew, Doſto⸗ 
jewskij. Graf L. Tolftoi, werden uns durch Wolkonskij in treffender 
Charakteriſtik vertraut. — Sympathiſch berührt der in der Einleitung 
erörterte Gedanke, daß die hervorragenden literariſchen Erzeugniſſe der 
Kulturvölker älteren und neueren Datums Gemeingut Aller ſeien, auf 
Grund des als Motto vorausgeſchickten Goetheſchen Ausſpruches 
„Nationalliteratur will jetzt nicht viel mehr ſagen; die Epoche der 
Weltliteratur iſt an der Zeit, und jeder muß mitwirken, dieſe Epoche 
zu beſchleunigen“. Die mit Zuſätzen des Fürſten bereicherte Ueberſetzung 
der ruſſiſchen Bearbeitung, die er den urſprünglich engliſchen Vor: 
leſungen hat angedeihen laſſen, iſt korrekt und anſprechend und gibt 
den Sinn, ohne ſich zu peinlich an den Wortlaut des Originals zu 
halten, auf gut Deutſch wieder — die Ausſtattung iſt eine würdige. 
Eine kurze Inhaltsangabe zu Anfang und ein Regiſter zu Ende, ſowie 
eine chronologiſche Tabelle und zwei Stammtafeln erleichtern den Ge⸗ 
brauch des Buches, das ſich, wie wir überzeugt ſind, auch bei uns in 
der deutſchen Ausgabe desſelben Beifalls erfreuen wird, den es in der 
engliſchen in Amerika und in der ruſſiſchen in Rußland gefunden hat. 

2. Chriſtian Wagner, der Bauer und Dichter zu Warm⸗ 
brann. Eine äſthetiſch-kritiſche und ſozial⸗ethiſche Studie Von 
Richard Weltrich. Mit dem Bildnis des Dichters in Lichtdruck 
nach dem Gemälde von Emilie Weiſſer. Stuttgart. Strecker und 
Moſer. 1898. XII, 497 S. 6 M. 

Seit mehreren Jahren erregt die Aufmerkſamkeit engerer Kreiſe 
ein ſchwäbiſcher Dichter, der aus dem Bauernſtande entſproſſen iſt und 
dem Bauernſtande noch heute angehört, Chriſtian Wagner zu Warm— 
bronn. In den engſten Verhältuiſſen lebend und dem Gang ſeiner 
Schickſale gemäß Autodidakt, hat er ſich doch auf eine ſolche Höhe der 


geiftigen Bildung erhoben, daß die Erſten unter uns von ihm zu 
lernen, zu empfangen vermöchten. Kenner und Freunde der Literatur 
finden in feinen dichteriſchen Erzeugniſſen lyriſche Perlen von außer: 
ordentlicher Reinheit und Schönheit; ſie bewundern den Reichthum 
ſeiner Phantaſie, deren Eigenart insbeſondere in ſeinem Verhalten zur 
Natur offenbar wird, be Gemüthstiefe, die Wärme ſeines Empfindens. 
Aber nicht nur als Schöpfer einer Phantaſiewelt will dieſer Mann 
genommen ſein: mächtige, ſittliche Ideen ſind es, die er verkünden und 
den Menſchen ans Herz legen will, religiöſe und philoſophiſche Ge⸗ 
danken, die uns an die Weisheit Indiens erinnern, beherrſchen ihn, 
und ein ſozialer Reformer, ein Veredler des Lebens führt in ihm das 
Wort. Eine umfaſſende kritiſche Erörterung der Dichtungen Chr. 
Wagners, eine zuſammenhängende Deutung ſeiner Abſichten, ſeines bei 
nur flüchtiger Kenntnisnahme zuweilen ſeltſam erſcheinenden, nicht immer 
leichtverſtändlichen Denkens und Wollens hat bisher gefehlt. Die vor: 
liegende Schrift unternimmt es, dieſe Lücke auszufüllen, ſie zeichnet in 
ſicheren Linien die Geiſtesart des Dichters, bringt die erſten genaueren 
biographiſchen Angaben, prüft unter ſtrenger Anwendung äſthetiſch⸗ 
kritiſcher Maßſtäbe die Werke und weiſt den in ihnen ausgeſprochenen 
bedeutſamen, ethiſch⸗ſozialen Beſtrebungen ihre Rolle im Zuſammenhang 
unſerer Kulturentwicklung an. Sie greift ebendeßhalb über den Inhalt 
der Dichtungen weit hinaus, indem ſie die von Chr. Wagner ver— 
tretenen Ideen der Seelenwanderung oder der Wiedergeburt und der 
Thierſchonung in das Licht allgemeiner, philoſophiſcher und geſchicht— 
licher Unterſuchungen rückt. Bei Richard Weltrich, dem geſchätzten 
Eſſayiſten, dem Verfaſſer einer großen wiſſenſchaftlichen Schiller⸗ 
biographie, verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſich auch das vorliegende 
Buch durch eine meiſterhafte Behandlung der Sprache auszeichnet. Die 
Lektüre desſelben bietet denn auch einen hohen Genuß. Alle diejenigen, 
welche Weltrichs Schillerbiographie kennen, werden auch gerne nach 
ſeinem „Chriſtian Wagner“ greifen. Die Ausſtattung iſt ſehr ſchön. 
Das beigegebene Bildnis des Dichters iſt die Reproduktion eines als 
künſtleriſche Leiſtung anerkannten Porträtwerks. 

23. Gedichte. Von Karl Henckell. an von Fidus. 
Zürich und Leipzig. Henckel & Ko. VIII, 519 S. 7 M. 

Der Dichter ſagt in einer Vorbemerkung: „Dieſe neue Ausgabe 
meiner Gedichte, die alle früheren Bücher in weſentlich kürzerer, nun⸗ 
mehr einzig giltiger Form umfaßt und außerdem am Schluſſe einen 
weiteren Abſchnitt hinzufügt, bildet das Ergebnis eines ſeit geraumer 
Zeit gehegten Wunſches, meine lyriſche Habe von allerlei Kram zu 
reinigen. Es hatte ſich dank einer haſtigen und wahlloſen Zuſammen⸗ 
raffung poetiſchen Hausrathes, im Laufe der Jahre zwiſchen den mir 
wahrhaft zugehörigen Gütern ein mehr zufälliges Gerümpel von Verſen 
aufgeſtapelt, das ſich mir unangenehm vor die Füße ſchob. Auch begann 
ſich der breitflächige Ballaſt mit einer dicken und ſchweren Staubſchichte 
zu überziehen und drohte die feineren Objekte unter ſeinem Wuſte zu 
erſticken. So legte ich, von ruhigen Augenblicken begünſtigt, endlich 
Hand an und ſäuberte mein weitläufiges lyriſches Mobiliar. Dieſer 
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Vorgang des Ausſcheidens und Vervollkommnens erfolgte lediglich nach 
äſthetiſchen Geſichtspunkten auf Grund individueller künſtleriſcher Wert⸗ 
ſchätzungen.“ Die Titel jener Sammlungen, in denen die Gedichte 
Karl Henckels erſchienen find und die in die Jahre 1882 — 189 fallen, 
lauten: 1. Poetiſches Skizzenbuch. 2. Unter Anderen. 3. Strophen. 
4. Amſelrufe. 5. Diorama. 6. Trutznachtigall. 7. Zwiſchenſpiel. 8. Wand⸗ 
lungen. — Der vorliegende Band gibt ein Bild der dichteriſchen Wirk⸗ 
ſamkeit eines modernen, in den Gedanken der Gegenwart lebenden, 
echten Dichters, der beſonders durch große Sprachgewandtheit ſich aus⸗ 
zeichnet. 

24. Geſammelte Dichtungen von John Henry Mackay. 
Mit der Photogravüre des Dichters. Zürich und Leipzig. Karl Henckell 
& Ko. 636 S. 8 M. 

Dieſe in Lieferungen, deren erſte wir ſchon ſeinerzeit ange⸗ 
zeigt haben, erſchienene Geſammtausgabe iſt nunmehr vollſtändig. 
Sie enthält jene Gedichte, die in den früheren Einzelausgaben: 
Kinder des Hochlands (1884) — Dichtungen (1882 — 1886) — 
Im Thüringer Wald (1885) — Arma parata fero! (1886) — 
Helene (1886— 1888) — Fortgang (1886— 1888) — Sturm (1887 bis 
1888) — Das ſtarke Jahr (1888— 1890) ſchon veröffentlicht worden 
ſind. Der Dichter ſagt in einer Vorbemerkung: „In dieſem Bande 
meiner geſammelten Dichtungen vereinigt ſich Alles, was ich bis zum 
Jahre 1890 in gebundener Rede geſchrieben habe; er iſt der vollitän- 
dige Wiederdruck aller bis zu dieſem Zeitpunkte von mir veröffentlichten 
poetiſchen Schriften. 

Nicht als ob ich jede unter ihnen und jede ihrem ganzen Inhalte 
nach dieſes Wiederdrucks überhaupt für wert erachtete. Im Gegentheil: 
ich ſehe ſcharf und ohne Voreingenommenheit die zahlreichen Schwächen, 
in denen die Kraft des Anfängers dem Ausdruck verſagte, und ſo nur 
unbeholfen geſagt wurde, was deshalb beſſer ungeſagt geblieben wäre. 

Mehr als einmal hat mir eine Sentimentalität, eine Selbſttäuſchung, 
eine Ueberſchwänglichkeit ein Lächeln entlockt, wenn der Stift die 
Seiten durchging, um hier und da ein Wort — abſichtlich indeſſen 
immer nur ein einzelnes — in ein anderes zu wandeln. 

Aber dieſer Band bedeutet eben eine Entwicklung und gerade 
darum dürften nicht nachträgliche, willkürliche Lücken in ihren ſelbſt— 
ſtändig entſtandenen Bau geriſſen werden, ganz abgeſehen davon, daß 
es der Wunſch, ein vollſtändiges Bild dieſer Entwicklung zu geben, 
war, dem überhaupt dieſe Ausgabe ihr Entſtehen verdankt. 

Mag daher das Stärkere das Schwache zu halten verſuchen, 
oder das Eine fallen mit dem Anderen — jedenfalls ſollte der Aus— 
ſpruch dem Einſichtigen gerecht erſcheinen: daß ein ganzer Menſch ver— 
langen darf, ganz genommen zu werden! 

Das Bedürfnis der Nachfrage allein hätte mich kaum zu einer 
Geſammtausgabe beſtimmen können. Ich weiß ſelbſt am beſten, wie 
klein der Leſerkreis meiner Dichtungen iſt. Doch habe ich die Klagen 
über den Niedergang der öffentlichen Intereſſen für die Kunſt der 
Dichtung nie begriffen und nie in ſie eingeſtimmt. Wer nie um ben 
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Erfolg des Tages geſchrieben, warum erwartet er ihn? — Ich freue 
mich der heimlichen Liebe meiner Wenigen, dieſer Hundert, aus denen 
eines Tages Tauſende geworden ſein werden. N 

Denn eine weite Kunſt gehört aller und jeder Zeit, und echte 
Dichtung ıtirbt erſt mit der Sprache, in der fie ſich gab. 

Es iſt meine Jugend, die mir in dieſem Buche noch einmal 
lebendig geworden iſt und von der ich zum letzten Mal mit ihm Ab— 
ſchied nehme. Ich liebe ſie nicht, dieſe Jugend. Dazu war ſie nicht 
heiter, nicht unbefangen, nicht frei genug. Aber ich habe Achtung vor 
ihr, vor ihrem unermüdlichen Ringen, ihrem ſchweigſamen Selbſtver— 
trauen und ihrem einſamen Kampfe. 

Alles, worauf es ankommt, iſt, ſich den Muth zur Arbeit, der 
der Muth zum Leben iſt, nicht biegen und brechen zu laſſen. So lange 
er, der Haß und Gleichgiltigkeit gleichermaßen überwindet, uns bleibt, 
ſo lange ſind wir jung — auch ohne Jugend.“ 

Auf der Rückſeite des Titelblattes findet ſich der Vermerk: Erſte 

Reihe. Jugend. 1882 — 1890. Das Bild des Dichters iſt ſehr ſchoͤn ausge— 
führt. Für diejenigen, die ſich, angeregt durch die Gedichte, auch für die 
anderen Werke Mackays intereſſiren, ſeien deren Titel hier angegeben: 
Verlag Fiſcher, Berlin: Anna Hermsdorff. Ein bürgerliches Trauerſpiel. 
1 M. Schatten. Novelliſtiſche Studien. 2 M. Der kleine Finger und 
Anderes in Proſa. 1˙»50 M. Die Menſchen der Ehe. Kleinjtadt- Schil⸗ 
derungen. 150 M. Moderne Stoffe. Berliner Novellen. 2 M. Die 
letzte Pflicht. Geſchichte ohne Handlung. 2 M. Albert Schnells Unter: 
gang. Schluß der „letzten Pflicht“. 2 M. — Verlag Schuſter & e 
Berlin: Max Stirner. Sein Leben und fein Werk. 6M. — Verlag 
Henckell, Zürich und Leipzig: Die Anarchiſten „ aus dem 
Ende des XIX. Jahrhunderts. 5 M. Volksausgabe 2 M. 

25. Reife Aehren. Betrachtungen, Gedanken und Bekenntniſſe 
aus den Schriften und Briefen von Leo Tolſt oi. Geſammelt, über- 
ſetzt und herausgegeben von Wilhelm Henckell. Mit einer Lebens⸗ 
ſkizze des Verfaſſers, ſeinem Bildnis und einem Verzeichnis feiner in 
deutſcher Ueberſetzung erſchienenen Werke. Zürich. Henckel & Ko. 

‚188 ©. 

Weſentlich eine aphoriſtiſche Sammlung, die nach gewiſſen Schlag: 
worten zuſammengeſtellt iſt. Eine recht gute Arbeit, die vielen Freunden 
Tolſtois willkommen ſein wird. Solche, die Tolſtoi noch nicht kennen, 
5 ein überſichtliches Bild der geiſtigen Weſenheit dieſes bedeutenden 

annes. 

26. Der Alkoholismus nach Weſen, Wirkung und Ver⸗ 
breitung. Von Alfred Grotjahn. Leipzig. Georg Heinrich Wigand. 
1898. X, 412 S. M. 6. 

Der Verfaſſer dieſer umfangreichen und doch dabei knappen 
Darſtellung gliedert ſeinen Stoff in drei Theile. Im erſten: Die 
Wirkung des Alkohols, behandelt er den Einfluß kleiner Alkoholgaben, 
den Rauſch, den chroniſchen Alkoholismus und die alkoholiſchen Ge— 
tränke als Heil-, Nähr⸗ und Genußmittel. Der zweite: Die Urſachen 
des Alkoholismus erörtert den Alkoholismus aus neuropathiſcher 
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Konſtitution, Klima und Raſſe, die Herſtellung der alkoholiſchen 
Getränke, Geſelligkeit und öffentliches Leben, die ſozialen Verhältniſſe 
als Urſache des Alkoholismus. Der dritte: Der Kampf gegen den 
Mißbrauch der alkoholiſchen Getränke theilt ſich in drei Kapitel: 
Die Heilung der Trunkſucht, die Mäßigkeitsbewegung, die Geſetzgebung. 
Sodaun folgt noch ein Anhang: Die Bedeutung ſozialpolitiſcher Maß⸗ 
nahmen im Kampfe gegen den Alkoholismus. Der Alkoholismus in den 
einzelnen Ländern des europäiſchen Kulturkreiſes. Der Verfaſſer ſteht 
nicht auf dem Standpunkte der totalen Abſtinenz. Er iſt ein Anhänger 
der Mäßigkeitsbewegung. Umſo eindrucksvoller müſſen ſeine Ausfüh— 
rungen wirken. Das Buch liest ſich ſehr angenehm, ſeine Lektüre iſt 
zumal in unſerer Zeit, die immer mehr dem Alkohol geradezu verfällt, 
ſehr zu empfehlen. 

27. Die Entwicklung der antiken Geſchichtſchreibung und 
andere populäre Schriften. Von Otto Seeck. Berlin. Siemen⸗ 
roth & Troſchel. 1898. 339 S. M. 5. 

Der Verfaſſer der „Geſchichte des Untergangs der antiken Welt“, 
von der bisher der 1. Band erſchienen iſt, gibt in dem vorliegenden 
Buche eine Sammlung kleinerer Aufſätze. Der ſchon im Buchtitel ge: 
nannte beſchäftigt ſich mit den hiſtoriſchen Liedern und Lokalgeſchichten, 
Heſiod, Homer, Herodot, Thukydides, den Memoiren und der Tendenz— 
geſchichte. Außer dieſem enthält der Band: Die Bildung des trojaniſchen 
Sagenkreiſes, die Entſtehung des Geldes, die Frau im römischen Recht, 
der erſte Barbar auf dem römiſchen Kaiſerthrone. Den Schluß bilden 
fünf Aufſätze, die unter dem Geſammttitel „Zeitphraſen“ zuſammen— 
gefaßt ſind: Unſer Epigonenthum, Individualität und Volksthümlichkeit, 
Künſtler und Gelehrte, der Spezialismus, die Muſeen. Von dieſen 
„Zeitphraſen“ iſt in demſelben Verlage auch eine beſondere Aus gabe 
(104 S., M. 1) erſchienen. )) 

28. Eine Vertheidigung der Rechte der Frau mit kriti⸗ 
ſchen Bemerkungen über politiſche und moraliſche Gegen⸗ 
ſtände von Mary Wollſtonecraft. London. 1792. Aus dem 
Engliſchen überſetzt 5 Berthold. Dresden u. Leipzig. E. Pierſon. 
1899. XX, 229 S. 350 M. 

Die Leſer der „D. W.“ haben in dieſen im vorigen Jahre eine 
ausführliche Würdigung Mary Wollſtonecrafts, dieſer hervorragenden 
Frau, geleſen. Für ſie wird daher dieſe Ueberſetzung ihres Haupt⸗ 
werkes von beſonderem Intereſſe ſein. Es iſt nur zu wundern, daß 
nicht ſchon früher eine Ueberſetzung dieſer ausgezeichneten Schrift er— 
ſchienen iſt. 

29. Luthers Lebensende. Eine kritiſche Unterſuchung von 
Dr. Nikolaus Paulus. Freiburg i. B. Herder. 1898. VIII, 100 S. 
1 M. 40 Pf. 

30. Nationaler Gedanke und Kaiſeridee bei den elſäſſi⸗ 
ſchen Humaniſten. Ein Beitrag zur Geſchichte des Deutſchthums 

1) Für ſolche, die ſich mit eingehenderen altklaſſiſchen Studien befaſſen, ſei 


auch noch eines älte ren Buches desſelben Verfaſſers 1 gethan: Die 
Quellen der Odyſſee. Berlin. Siemenroth. 1887. IX, 424 ©. 
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und der politiſchen Ideen im Reichslande. Von Dr. 0 Knepper. 
Freiburg i. B. Herder. 1898. XV, 207 S. 2 M. 60 Pf. 

Dieſe beiden Schriften bilden das 1 8 Heft des neuen 
Unternehmens der Herder'ſchen Verlagsbuchhandlung: Erläuterungen 
und Ergänzungen zu Janſſens Geſchichte des deutſchen Volkes, heraus— 

gegeben von Ludwig Paſtor. Ueber den Plan dieſer Unternehmung 
äußert ſich der Herausgeber folgendermaßen: „In der Vorrede zum 
erſten Bande ſeiner Geſchichte des deutſchen Volkes bemerkt Janfjen: 
‚Alle dieſe Gegenſtände find weiterer Behandlung ebenſo würdig als 
bedürftig. Ich wiederhole darum meinen dringenden Wunſch, daß von 
Anderen meine Forſchungen ergänzt, wo nöthig berichtigt und die an— 
grenzenden Fragen, wo es der Mühe wert, erörtert werden.“ Dieſe 
Worte gelten auch für die übrigen Theile des großen Geſchichtswerkes, 
in welchem der Autor nur zu oft ſich kürzer faſſen mußte als ihm 
lieb war. Von ſolchen Gedanken geleitet, hat Janſſen noch wenige 
Monate vor ſeinem Hinſcheiden teſtamentariſche Beſtimmungen getroffen, 
welche die Herausgabe von ‚Erläuterungen und Ergänzungen‘ zu ſeinem 
Lebenswerke ermöglichen. Die Leitung des Ganzen hat er dem Unter: 
zeichneten übertragen. | 

Erſtes Erfordernis für jede Arbeit, welche in die vorliegende 
Sammlung Aufnahme finden ſoll, iſt quellenmäßige Forſchung, ver⸗ 
bunden mit einer anziehenden Darſtellung, welche die Lektüre nicht 
blos den eigentlichen Fachgelehrten, ſondern auch weiteren Kreiſen mög: 
lich macht. Zur Behandlung ſollen in den Erläuterungen und Ergän— 
zungen‘ vorzugsweiſe kommen Arbeiten über die Einführung des Pro: 
teſtantismus in einzelnen deutſchen Landestheilen, ſowie Biographien 
von Vorkämpfern der katholiſchen Kirche in Deutſchland im ſechzehnten 
und ſiebzehnten Jahrhundert; daneben ſollen einzelne Fragen, die in 
Janſſens Werk nur kurz berührt werden konnten, eingehender erörtert, 
ſeltene und neue Quellen zugänglich gemacht und endlich unberechtigte 
Angriffe gegen Janſſens Werk beleuchtet und zurückgewieſen werden. 
Was letzteren Punkt anbelangt, ſo ſoll, von Ausnahmsfällen abgeſehen, 
die Zurückweiſung ſolcher Angriffe in der Form erfolgen, daß ſtets die 
poſitive Darſtellung der Streitfrage in den Vordergrund, die ſpezielle 
Polemik in den Hintergrund tritt. Hinſichtlich der neuen Geſchichts— 
quellen bleibt feſtzuhalten, daß nur wertvollere Stücke von allgemeinem 
Intereſſe in Betracht kommen, welche jedesmal auch durch eine Ein— 
leitung zu erläutern ſind. 

Format und Satzeinrichtung werden gehalten wie bei dem im 
Jahre 1894 erſchienenen achten Band von Janſſens Geſchichte. Die 
einzelnen Hefte, deren jedes ein Ganzes für ſich bilden und einzeln 
käuflich ſein ſoll, erſcheinen in zwangloſer Reihenfolge. Der Umfang 
eines Heftes ſoll durchſchnittlich ſieben bis zehn Bogen à 16 Seiten 
des genannten Formates betragen. Die Zahl der in einem Jahre er— 
ſcheinenden Hefte wird drei nicht überſteigen; je vier bis ſechs Hefte 
bilden einen Band. 

Für die Wahl des erſten Heftes der ‚Erläuterungen und Er— 
gänzungen‘ war die Erwägung maßgebend, daß Janſſen noch ſelbſt 
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ausdrücklich die Mitarbeit des Herrn Dr. Paulus gewünſcht hatte. 
Die vortreffliche Art, wie der genannte Forſcher eine Frage behandelt 
hat, über die eine ganze, theilweiſe ſehr unerfreuliche Literatur empor— 
geſchoſſen iſt, ſoll zugleich an einem praktiſchen Beiſpiele zeigen, in 
welcher Weiſe der Herausgeber ſeiner Aufgabe gerecht zu werden gedenkt.“ 

Das erſte Heft gibt eine Unterſuchung über alle Nachrichten des 
Todes Luthers. Häufig wurde von katholiſchen Schriftſtellern, um 
Luther und ſein Andenken zu verkleinern, behauptet und nachzuweiſen 
verſucht, er habe ſich ſelbſt entleibt. Der Verfaſſer der vorliegenden 
Unterſuchung kommt zu dem Ergebniſſe, daß djeſe Behauptung un⸗ 
richtig ſei. Das zweite und dritte Heft behandelt eine geſchichtlich und 
national intereſſantes Thema. Der Verfaſſer führt die Humaniſten 
Jakob Wimpheling, Hieronymus Gebwiler, Sebaſtian Brant, Beatus 
Rhenanus, Jakob Spiegel vor 7 8 unterſucht deren Leben und Schriften 
auf ihren nationalen Gehalt 

31. Henrik Ibſens ſämmtliche Werke in deutſcher Sprache. 
Durchgeſehen und eingeleitet von Georg Brandes, Julius 
Elias, Paul Schlenther. Vom Dichter autorifirt. 3. Band. 
Berlin. S. Fiſcher. 

Die Ausgabe iſt auf neun Bände berechnet, von denen zuerſt der 
zweite erſchienen iſt. Bei deſſen Anzeige haben wir ſchon in ausführ- 
licher Weiſe den Geſammtplan dieſer Ausgabe mitgetheilt. 

Soeben iſt von dieſer Geſammtausgabe der dritte Band erſchie— 
nen, der die folgenden Dramen enthält: „Die Helden auf Helgeland“ 
ehedem „Nordiſche Heerfahrt“ betitelt, das Versſpiel „Komödie der 


Liebe“ und „Die Kronprätendenten“. Mit der neuen Uebertragung der 


„Komödie der Liebe“ iſt auch der deutſchen Literatur eine neue Dich— 
tung gewonnen worden; denn ein deutſcher Dichter, Chriſtian Morgen— 
ſtern, hat ſich, als ein freier, doch treuer Ueberſetzer des Werkes, das 
aus Ibſens Leben tief herausgewachſen iſt und als ein document hu- 
main erſten Ranges gelten kann, mit ſo perſönlicher Theilnahme, mit 


ſo warmer Anempfindung bemächtigt, daß man ſeine nachſchaffende 


Arbeit als eine Poetenthat betrachten und anerkennen darf. Die älteren 
Texte der „Helden“ und der „Kronprätendenten“ ſind, feſtgeſtellten Eri- 
tiſchen Grundſätzen gemäß, von dem Redakteur der Ausgabe, der ſich 
bei den „Helden“ der liebenswürdigen Beihilfe der erſten Ueberſetzer in, 
Emma Klingenfeld, zu erfreuen hatte, einer ſo gründlichen Reviſion 
unterzogen worden, daß die an den Ausdruck und Rhythmus alter Hel- 
denlieder und Familienſagen angelehnte Ibſenſprache der Frühzeit, jetzt 
in ihrer urſprünglichen Reinheit daſteht. Georg Brandes hat zu dieſem 


Bande, der eine beſtimmte Epoche in Ibſens Schaffen abj ſchließt, eine 


literariſch⸗ hiſtoriſch⸗-äſthetiſche Einleitung geſchrieben. Er ſtellt hier die 
Kontinuität der Ibſen'ſchen Dichtung dar und beleuchtet ſcharf die Spuren 
perſönlichen Lebens, die Ibſens Dichtergenius in dieſen Werken zurück⸗ 
affe hat. 

. Quo vadis? Roman in zwei Bänden. Von Hein rich 
ante Wien, Pelt. Leipzig. A. Hartleben. 1. Bd. 160 ©. 
2. Bd. 176 S. In einen Ganzleinenband geb. M. 3. 


— 43 — 


Dieſer Roman des berühmten polniſchen Schriftſtellers hat in 
der Urſprache und vielen Ueberſetzungen einen großen Erfolg erzielt. 
Speziell in Amerika iſt derſelbe in enormer Anzahl verkauft worden. 
In anſchaulicher, feſſelnder Weiſe ſchildert „Quo vadis“ das Rom 
zur Zeit Nero's, die Kämpfe und Verfolgungen der erſten Chriſten, 
ihr Leben in den Katakomben, ihr Sterben in dem Matyrium der Arena. 
Durch alle Furchtbarkeit der Verfolgungen zieht ſich eine Liebesfabel, 
und der Gedanke des Chriſtenthums feiert ſeine Triumphe trotz aller 
wahnwitzigen Anſtrengungen feiner Widerſacher. Der Roman iſt eigen- 
artig feſſelnd, rein, ſchön, unterhaltend und dabei belehrend gejchrieben. ' 
Er ſpielt zur Zeit des heil. Petrus in Rom und ſchildert das Rom 
Nero's großartig und imponirend, ſowie den Sieg der chriſtlichen 
Liebe in der Arena und bei den ſchrecklichſten Verfolgungen unter dem 
fluchwürdigen Szepter Nero’3. 

33. Das Recht des Pſeudonyms unter beſonderer 
Beachtung des bürgerlichen Geſetzbuchs und. ausländiſchen 
Rechts. Von Alfred Manes. Göttingen. Vandenhoeck & Ruprecht. 
1899. 84 S. M. 1•60. 

Eine eindringliche juriſtiſche Studie, die ſorgfältig das geltende 
Recht unterſucht und auf Grund dieſer Unterſuchung zu dem Schluſſe 
kommt, daß der pſeudonyme Verfaſſer denſelben literariſchen Schutz 
genießen ſoll, wie derjenige, der ſeinen richtigen Namen nennt. 


34. Gotteshilfe. Geſammelte Andachten von Pfarrer Fr. Na u⸗ 
mann. Göttingen. Vandenhoeck & Ruprecht. 

a Andachten aus dem Jahre 1896. 1897. 118 S S. Kart. 
1. M. 

3. Bd. Andachten aus dem Jahre 1897. 1898. 113 S. Kart. 
1 M. 35 Pf. 

Den 1. Band dieſer Andachten haben wir ſchon angezeigt. Der 
2. und 3. Band verdienen dieſelbe Beachtung wie der erſte. Immer 
tritt bei Naumann das Chriſtenthum Chriſti in Erſcheinung. 


35. Die proteſtantiſchen Sekten der Gegenwart im Lichte 
der heiligen Schrift. Zur Belehrung und zur Warnung für das 
evangeliſche Deutſchland gemeinverſtändlich . von Ewald 
Dresbach. Elberfeld. Baedeker. VI, 356 S. M. 


Das Buch behandelt die Sekten 8 Urſprungs: die 
Schwenkfeldter, die Böhmiſten, die Mennoniten, die Pietiſten und 
Herrnhuter, die Hoffmannianer oder Jeruſalemsfreunde, die Nazar ener 
oder Neukirchlichen und die auswärtigen Urſprungs: die Socinianer 
oder Unitarier, die Arminianer oder Remonſtranten, die Quäker oder 
Freunde, die Baptiſten oder Täufer, die Methodiſten, die Irvingianer 
oder die allgemeine apoſtoliſche Kirche, die Darbyiſten oder Plymouth— 
brüder, die chriſtlichen Iſraeliten, die Perfektioniſten oder die Oneida— 
gemeinde, die Mormonen, die Adventiſten oder Milleriten, die Uni— 
verſaliſten, die Swendenborgianer oder die Kirche des neuen Jeruſalems, 
die Spiritiſten. Obwohl die Darſtellung ſelbſt von dogmatiſchem Geiſte 
beſeelt iſt, gibt ſie doch ein brauchbares Hilfsmittel. 
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36. Ledige Leute. Komödie in drei Akten von Felix Dör⸗ 
mann. Leipzig. Rob. Frieſe. 143 S. N 

Dieſes Theaterſtück wurde in Wien ſehr häufig aufgeführt. Es 
ſchildert in wirkſamer Weiſe mit guter Technik ein gewiſſes Wiener 
Milieu. Ziemlich kraß in den Mitteln, keck, bisweilen frech in der 
dramatiſchen Führung hat es auf der Bühne eingeſchlagen. Jedenfalls 
iſt es ein Zeugnis für das Talent des Verfaſſers, das nur einer feſten 
Selbſtzucht bedürfte. 

. 37. Inferno. Von Auguſt Strindberg. Autoriſirte Ueber⸗ 
ſetzung von Chriſtian Morgenſtern. 245 S. 3 M. | 

38. Der kleine Karl. Roman eines Knaben. Von Karl A. 
Tavaſtſtjerna. Autoriſirte Ueberſetzung von Guſtav Morgen— 
ſtern. 237 S. 3 M. 
| 39. Spar Lyth. Geſchichte eines Unglücklichen. Von Guſtaf 
af Gejerſtam. Autoriſirte Ueberſetzung von Guſtav Morgenſtern. 
182 S. 2 M. 

Dieſe drei Bücher ſind in der angeführten Folge 1898 erſchienene 
Bände einer „Skandinaviſchen Bibliothek“, herausgegeben von Guſtaf 
af Gejerſtam, verlegt von G. Bondi in Berlin und C. & E. Gerandt 
in Stockholm. Alle drei ſind von hervorragendem literariſchen Werte. 
Strindbergs Buch iſt eine Fortſetzung ſchon in früheren Büchern be— 
gonnener Selbſtbekenntniſſe. Sie ſind von großem, aber faſt ſchrecklichem 
Reize. Hier tritt an Stelle des pſychologiſchen ein ausgeſprochen patho— 
logiſches Intereſſe. Für die Vielen, die den Entwicklungsgang Strind— 
bergs mit Spannung verfolgen, iſt dieſes Werk beſonders merkwürdig 
und beachtenswert. Tavaſtſtjernas Kindergeſchichte iſt von köſtlicher 
Friſche. Der das geſchrieben, hat die ganze Erinnerung der Kinderzeit 
in ſein Mannesalter mitgenommen. Als Mann ſchreibt er die Geſchichte 
der Thorheiten und Streiche des Knaben mit der Ernſthaftigkeit und 
Naivetät des Kindes. Gejerſtams Geſchichte entrollt in meiſterhafter 
Schilderung Nachtſeiten des menſchlichen Lebens. Der Held der Geſchichte, 
ſeiner Begabung nach zu edelſter Entwicklung fähig, ſchreitet in ſeinem 
phyſiſchen Elend und in ſeiner geiſtigen Einſamkeit dem wahnſinnigen 
Verbrecherthume entgegen. So wird das Buch, ohne mit einem Worte 
Tendenz zu verrathen, eine flammende Anklageſchrift gegen unſere heutige 
Geſellſchaft. 

40. Ausgewählte Urkunden zur deutſchen Verfaſſungs⸗ 
geſchichte ſeit 1806. Zum Handgebrauch für Hiſtoriker und Juriſten 
herausgegeben pon Dr. Wilh. Altmann. In zwei Theilen. Berlin. 
R. Gaertner. 1898. I. Theil: 1806—1866. V, 312 S. II. Theil: 
Seit 1867. VII, 213 S. 

Ein ſehr brauchbares Hilfsbuch für Hiſtoriker, Juriſten und 
Politiker. Eine ſorgfältige Durchſicht der beiden Bände ergibt, daß 
wirklich alle wichtigen Urkunden, die ſich auf die deutſche Verfaſſungs— 
geſchichte ſeit 1806 beziehen, zuſammengeſtellt ſind. Dieſes Werk ſchließt 
ſich würdig und ergänzend den in derſelben Verlagsbuchhandlung von 
demſelben Herausgeber ſchon erſchienenen drei Sammlungen ausge— 
wählter Urkunden zur außerdeutſchen Verfaſſungsgeſchichte ſeit 1776, 


zur An 


zur brandenburgiſch-preußiſchen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte 
und zur Verfaſſungsgeſchichte Deutſchlands im Mittelalter an. 

Al. Goethes Religion und Goethes „Fauſt“. Von G. Keu⸗ 
che l. Riga. Jonck & Poliewsky. 1899. VII, 333 ©. 

Dieſes Buch iſt aus Vorträgen entſtanden. Es eröffnet manche 
neue Geſichtspunkte und iſt als Erzeugnis eines denkenden Kopfes, der 
nicht als Goetheforſcher, ſondern als gebildeter Menſch ſich mit dem 
Gegenſtande beſchäftigt hat, beachtenswert. | 

2. Moderne Philoſophen. Porträts und Charakteriſtiken 
von Dr. M. Kronenberg. Inhalt: Hermann Lotze. F. Alb. Lange. 
Viktor Couſin. Ludwig Feuerbach. Max Stirner. München. Beck. 1899. 
XI, 221 S. M. 450. 

Der Verfaſſer hat ſich durch ein vortreffliches, in demſelben Ver⸗ 
lage erſchienenes Buch über Kant ſchon vortheilhaft bekannt gemacht. 
Die vorliegenden Porträts wollen nicht, wie jenes Buch eine erſchöpfende 
Darſtellung der genannten Philoſophen geben, ſie bieten mehr über— 
ſichtliche Geſammtbilder in kleinem Umfange und ſind mehr Wegweiſer. 
Sie zeichnen ſich durch eine klare Sprache und Allgemeinverſtändlich— 
keit vortheilhaft aus. 

43. Studien zur Dramaturgie der Gegenwart. Von Hans 
Sittenberger. 1. Reihe. Das dramatiſche Schaffen in Oeſterreich. 
München. Beck. 1898. XII, 433 S. 7 M. 

Ein ſehr fleißiges und bei dem Mangel an Vorarbeiten verdienſt⸗ 
liches Buch. Der Verfaſſer behandelt nach einer Einleitung, die kurz 
zuſammenfaſſend von Grillparzer, Bauernfeld, Raimund und Neſtroy 
ſpricht, folgende Autoren: Niſſel, Moſenthal, Prechtler, Weilen, 
Hamerling, Saar, Döczi, Wartenegg, Kaim, Marie Ebner⸗Eſchenbach, 
Friedrich Marx, Bombelles, Fritz Pichler, Domanig, Müller-Gutten⸗ 
brunn, Richard Specht, Theophil Morren, Leo Ebermann, Hermann 
Bahr, Rudolf Lothar, Arthur Schnitzler, Felir Dörmann, J. J. David, 
Anzengruber, Roſegger, Margarethe Langkammer, C. Karlweis, Max 
Burckhard, Philipp Langmann. Die Unterſuchungen ſind eindringlich, 
ja bisweilen (wie bei Prechtler) zu detaillirt. Der Verfaſſer bemüht 
ſich gerecht abzuwägen und er befleißigt ſich großer Objektivität. Was 
dadurch das Buch vielleicht an Lebendigkeit verliert, gewinnt es an 
Zuverläſſigkeit, was bei einer Leiſtung, die der Wiſſenſchaft dienen will, 
doch die Hauptſache iſt. 

Ah. Das Ewig⸗Weibliche in der Welt⸗, Kultur: und 
Literaturgeſchichte. Von Dr. Adolf Kohut. Leipzig. J. N. 
Neupert's Nachf. 1898. VI, 231 S. 

Ueber das Ewig⸗Weibliche in der Welt⸗, Kultur- und Literatur⸗ 
geſchichte in alter und neuer Zeit hat der bekannte Verfaſſer, welcher 
auch die Werke: „Heine und die Frauen“, „Bismarck und die Frauen“, 
„Friedrich der Große und die Frauen“ 2c. herausgegeben hat, viel 
Neues und Intereſſantes beigebracht. Mit beſonderer Vorliebe befaßt 
er ſich mit berühmten und eigenartigen Mädchen und Frauen in der 
zweiten Hälfte des vorigen und in der erſten Hälfte dieſes Jahr— 
hunderts, aber auch die Gegenwart hat er in den Kreis ſeiner 
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Betrachtung gezogen. Das Buch gehört zu den angenehmſten Plaudereien. 
Beſonders willkommen wird es denjenigen ſein, welche daraus den 
Einfluß des Ewig⸗Weiblichen, in gutem wie in böſem Sinne, auf unſere 
Dichter erkennen, wobei der Gegenſatz in Bezug auf Liebe, Ehe und 
Frau zwiſchen dem deutſchen und franzöſiſchen Genius in bezeichnender 
Weiſe zu Tage tritt. 


45. Umriſſe und unterſuchungen zur Verfaſſungs⸗, Ver⸗ 
waltungs- und Wirtſchaftsgeſchichte beſonders des Preußiſchen 
Staates im 17. und 18. Jahrhundert. Von Guſtav Schmoller. 
Leipzig. Duncker und Humblot. 1898. XIII, 686 S. 13 M 

Dieſer wiſſenſchaftlich wertvolle Band enthält: I. Das g Mertantil 
ſyſtem in ſeiner hiſtoriſchen Bedeutung: ſtädtiſche, territoriale und 
ſtaatliche Wirtſchaftspolitik. II. Die Handelsſperre zwiſchen Branden- 
burg und Pommern im Jahre 1562. III. Die Epochen der preußiſchen 
Finanzpolitik bis zur Gründung des Deutſchen Reiches. IV. Die 
Entſtehung des preußiſchen Heeres von 1640 bis 1740. V. Der deutſche 
Beamtenſtaat vom 16. bis 18. Jahrhundert. VI. Das brandenburgiſch— 
preußiſche Innungsweſen von 1640 bis 1800, hauptſächlich die Reform 
unter Friedrich Wilhelm I. VII. Die ruſſiſche Kompagnie in Berlin. 
1724 bis 1738. Ein Beitrag zur Geſchichte der brandenburgiſchen 
Tuchinduſtrie und des preußiſchen Exports im 18. Jahrhundert. VIII. Die 
preußiſche Seideninduſtrie im 18. Jahrhundert und ihre Begründung 
durch Friedrich den Großen. IX. Die preußiſche Einwanderung und 
ländliche Koloniſation des 17. und 18. Jahrhunderts. X. Die Epochen 
der Getreidehandelsverfaſſung und -Politik. — Das Buch würde die 
eingehendſte Würdigung verdienen. An dieſer Stelle müſſen wir uns 
mit dieſem Hinweiſe begnügen. 

46. Die Enthaltſamkeit von geiſtigen Getränken eine 
Konſequenz moderner Weltanſchauung. Von Dr. med. Heinrich 
Wehberg. 1897. 69 S. 50 Pf. (Der Streitſchriften „Wider den 
Mißbrauch des Alkohols am Krankenbette“ Nr. 5). 


47. Alkohol und geiſtige Arbeit. Vortrag gehalten in der 
nr Geſellſchaft für ethiſche Kultur, Sektion München. Von 
Dr. A. Smith. 1898. 48 S. 1 M. (Tages⸗ und Lebensfragen. Nr. 23.) 

48. Amethyſta. Ein Verſuch zur Löſung der Alkoholfrage, 
zugleich ein Mah nruf an das deutſche Volk von Wilhelm Ueber⸗ 
horſt. 1899. 87 S. 1 M. 

Dieſe drei Schriften ſind bei Chr. G. Tienken in Leipzig erſchienen. 
Sie find weſentlich Agitationsſchriften. Aber doch auch etwas mehr. 
Insbeſondere iſt die Broſchüre Smiths eine populäre Wiedergabe 
exakter wiſſenſchaftlicher Studien und der aus ihr folgenden Ergeb— 
niſſe. Auf jeden Fall ſehr intereſſante und apfehlüngserte Publi⸗ 
kationen. 


49. Marie⸗Eliſa. Roman von Emmy von Egidy. 2. Auf: 
lage. Dresden und Leipzig. Pierſon. 1899. 265 S. 3 M. 

Hier tritt uns ein neues und vielverſprechendes Talent entgegen. 
Die Verfaſſerin ſoll noch ein junges Mädchen ſein. Wenn dem ſo iſt, 
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dann bekundet ſie ſchon eine merkwürdige Lebensreife und eine große 
techniſche Begabung. In eine eingehende kritiſche Würdigung dieſes 
feinen pſychologiſchen Romanes einzugehen, fehlt leider der Raum. 
Wir 3 uns, mit aller Wärme auf dieſes Buch hinzuweiſen. 


50. Hölderleins geſammelte Dichtungen. Neue durch⸗ 
geſehene und vermehrte Ausgabe in zwei Bänden. Mit biographiſcher 
Einleitung herausgegeben von Berthold Litzmann. Stuttgart. 
Cotta's Nachfolger. 2 Ganzleinen⸗Bände. 2 M. 1. Band: Gedichte. 
202 S. 2. Band: Hyperion. Empedokles. 311 S. 

Dieſe neue Ausgabe, die insbeſondere durch eine ſorgfältige 
Textreviſion ſich von den früheren, in dieſer Richtung etwas mangel⸗ 
haften, unterſcheidet, kann beſtens empfohlen werden. Auf den edlen Geiſt 
Hölderleins zurückzuweiſen, iſt beſonders in unſeren Tagen eines leider 
vielfach chauviniſtiſch⸗rohen neudeutſchen Brutalismus ſehr am Platze. 


51. Wo die Straßen enger werden. Geſchichten von 
Alfred Bock. Größenhain und Leipzig. Braunert und Ronge. 1898. 
246 S. M. 2:60. 

Eine Sammlung von ſechs Geſchichten, die mit echtem Talent 
erzählt ſind. Ohne höhere Anſprüche zu machen, ſind ſie doch tüchtige 
Arbeiten, die ſowohl dem Unterhalt ungsbedürfniſſe aufs erfreulichſte 
entgegenkommen, als auch einen in ſich beruhenden literariſchen Wert 
haben. 


52. Idyllen aus einer untergehenden Welt. Von Peter 
Roſegger. 8. Tauſend. Leipzig. L. Staackmann. 1899. IV, 459 S. 

Schier unerſchöpflich iſt unſer Roſegger. Das Schreiben iſt ihm 
Bedürfnis und immer wieder verſteht er es, feine Art deutlich und 
kurzweilig zum Ausdruck zu bringen. Er gehört zu denen, die durch ihre 
außerordentliche Fruchtbarkeit nicht oder nur ſelten Schaden an ihrer 
literariſchen Geſundheit erleiden. Man kann die einunddreißig Stücke dieſes 
ſtarken Bandes nur mit dem größten Vergnügen leſen. Sie bringen 
wieder alle Lichtſeiten dieſes prächtigen Dichters zur Erſcheinung. 

53. Das Reichsgeſetz, betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung. Vom 20. April 1892. Syſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung und Kommentar nebſt Entwürfen von Geſellſchaftsverträgen und 
praktiſcher Anleitung für die Regiſterführung von Ludolf Pariſius 
und Dr. jur. Hans Crüger. Zweite vermehrte Auflage. Gr.⸗8e, 
broſchirt M. 750; gebunden in Ganzleinen M. 8:50. 

Die Kommentatoren des Genoſſenſchaftsgeſetzes waren 1892 als 
die berufenſten Erklärer auch für dieſes Geſetz erſchienen, das eine neue 
Form von Geſellſchaften im Deutſchen Reiche ſchuf, und, wie nunmehr 
vielfach erwieſen, thatſächlich eine Lücke ausfüllte, ein Bedürfnis be— 
friedigte. | 

Die neue Geſellſchaftsform iſt weit mehr noch verwendet worden 
als man vor Erlaß des Geſetzes in den Kreiſen ſeiner Schöpfer und 
Freunde vermuthet hatte, und es war ſelbſtverſtändlich auch eine Geſetzes— 
erklärung von berufenen Männern ſehr erwünſcht. Das Buch erklärt 
aber nicht nur das Geſetz, ſondern es gibt alle diejenigen Anleitungen 
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zur Begründung von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die noth— 
wendig erſcheinen für jene Kreiſe, die ſolche errichten oder beſtehende 
Unternehmungen in die neue Rechtsform bringen wollen. 

Aber auch dem Regiſterrichter werden Anleitungen gegeben von 
Männern, die durch ihre langjährige Thätigkeit im Genoſſenſchafts⸗ 
weſen den richtigen Blick und die rechte Erfahrung dafür erworben, 
als Rathgeber auftreten zu können. 


Hat die zahlreiche Errichtung von Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung dem Buche in ſeiner erſten Auflage raſchen Abſatz verſchafft 
und ſo ſchon eine neue Auflage nöthig gemacht, jo war ſolche um jo 
nothwendiger als von 1890 das neue deutſche bürgerliche Geſetzbuch 
und die damit zuſammenhängenden vielfachen Veränderungen anderer 
Geſetze ohnehin viele Zuſätze und Aenderungen des Kommentars und 
der Anleitungen erforderlich erſcheinen ließen. 

Die zweite Auflage iſt daher eine vielfach vermehrte, denn es 
ſind neben den neuen Anleitungen auch die alten in Klammern ſtehen 
geblieben, damit das Buch ſchon jetzt bei den noch geltenden älteren 
Geſetzen benutzbar iſt, aber erſt recht benutzbar bleibt, ſeit am 1. Jänner 
1899 das neue Recht und die vielen neuen Beſtimmungen in Kraft 
getreten ſind. 

Wir brauchen dem neuen Buche keine beſonderen empfehlenden 
Worte zu widmen, es hat die Probe beſtanden, es war bisher zur Be— 
friedigung eines wirklichen Bedürfniſſes geeignet und wird das in ſeiner 
erweiterten Form in neuer Auflage nicht minder ſein. Max May. 


54. Die chineſiſche Philoſophie und der Staatscon⸗ 
fucianismus. Von M. von Brandt. Stuttgart. Strecker & Moſer. 
1898. 121 S. 2 M. 


Herr M. v. Brandt, der langjährige Geſandte und Vertreter 
des Deutſchen Reiches in Peking, ein hervorragender Kenner chineſiſcher 
Verhältniſſe, entwirft in dieſer ſeiner jüngſten Schrift eine überaus 
intereſſante Schilderung altchineſiſcher Philoſophie und deren mittel- 
baren Einwirkung auf die Entwicklung der chineſiſchen Staatsform. 
In ſpannender Weiſe entrollt der Herr Verfaſſer ein Bild der großen 
chineſiſchen Weiſen: Confucius, Mencius und Laotſe und ihrer weniger 
bekannten Schüler und Nachfolger; er ſchildert den Lebensgang der— 
ſelben und macht uns mit den bedeutendſten Ausſprüchen dieſer Männer 
bekannt, die noch heute, wie vor vielen hundert Jahren, in China als 
die Quinteſſenz aller Moralphiloſophie Geltung beſitzen. Was dieſer 
Schrift des Herrn v. Brandt aber vor allem einen bedeutenden Wert 
verleiht, iſt der kurze, dabei prägnante und faßliche Stil, in dem ſie 
geſchrieben iſt. Alles unnöthige Beiwerk vermeidend, darf dies Werk, 
ſowohl Gelehrten und Fachkreiſen, beſonders aber dem allgemein ge⸗ 
bildeten Publikum als eine ebenſo lehrreiche wie e Gabe 
empfohlen werden. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


Der öſterreichiſch-ungariſche Ausgleich. 


III. Ausgleich und Bandelspolitik. 
Vom Reichsraths- Abgeordneten Dr. Otto Lecher (Brünn). 


Der Handelspolitik unſerer Monarchie iſt jener Theil des Aus— 
gleichswerkes gewidmet, welchen man das Zoll- und Handels: 
bündnis nennt. Das Zoll- und Handelsbündnis iſt ein Vertrag, 
der zwiſchen Ungarn und Oeſterreich geſchloſſen iſt und von 10 zu 
10 Jahren erneuert wird, und der auf folgenden Geſetzen beruht. 
Das öſterreichiſche Geſetz vom 21. Dezember 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 146, 
lautet im § 2: „Außerdem ſollen nachfolgende Angelegenheiten zwar 
nicht gemeinſam verwaltet, jedoch nach gleichen von Zeit zu Zeit zu 
vereinbarenden Grundſätzen behandelt werden: 1. die kommerziellen 
Angelegenheiten, ſpeziell die Zollgeſetzgebung ꝛc.“ 

Das heißt auf ungariſch: Geſetzartikel XII vom Jahre 1867. 
„§ 58. Auch die Gemeinſamkeit der Handelsangelegenheiten fließt nicht 
aus der pragmatiſchen Sanktion: denn im Sinne der letzteren könnten 
die Länder der ungariſchen Krone als rechtlich von den übrigen Ländern 
des Monarchen abgeſonderte durch ihre eigene verantwortliche Regierung 
und Geſetzgebung Verfügungen treffen und durch Zolllinien ihre Handels— 
angelegenheiten regeln. § 59. Nachdem jedoch zwiſchen Ungarn und 
den übrigen Ländern Sr. Majeſtät die wechſelſeitigen Berührungen 
der Intereſſen zahlreich und wichtig ſind, ſo iſt der Reichstag dazu 
bereit, daß hinſichtlich der Handelsangelegenheiten einerſeits zwiſchen 
den Ländern der ungariſchen Krone, andererſeits den übrigen Ländern 
Sr. Majeſtät von Zeit zu Zeit ein Zoll- und Handelsbündnis ge— 
ſchloſſen werde. § 60. Dieſes Bündnis ſoll jene Fragen, welche ſich 
auf den Handel beziehen und die Art der Behandlung des geſammten 
Handelsweſen beſtimmen. § 61. Der Abſchluß des Bündniſſes ſoll 
durch einen gegenſeitigen Vertrag erfolgen in der Weiſe, wie ähnliche 
Vereinbarungen zweier von einander rechtlich unabhängiger Länder er— 
folgen. Die verantwortlichen Miniſterien der beiden Theile ſollen im 
gemeinſamen Einvernehmen den detaillirten Entwurf des Bündniſſes 
anfertigen, jedes denſelben dem betreffenden Reichstage unterbreiten 
und die Beſchlüſſe beider Reichstage ſind Sr. Majeſtät zur Sanktion 
vorzulegen. § 68. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, wenn und inwie⸗ 

„Deutſche Worte“. XIX. 2. 4 
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weit über die in den obigen §§ 58 — 67 angeführten Gegenſtände eine 
Vereinbarung nicht gelingen ſollte, das Land ſich ſein ſelbſtändiges Ver— 
fügungsrecht wahrt und alle ſeine Rechte auch diesfalls unverſehrt 
bleiben.“ 

Aus dieſen Geſetzesſtellen, die ich darum vorzuleſen mir erlaubt 
habe, weil ſie von der Preſſe meiſt geheim gehalten werden und dem 
Publikum nie mitgetheilt werden, wahrſcheinlich darum, weil die Sache 
weniger intereſſant iſt als gewiſſe Mordpikanterien, geht hervor, daß 
die vollkommene Zoll- und Handelsſouveränität Ungarns und Oeſter— 
reichs geſetzlich anerkannt iſt, und daß, wenn dieſe beiden Staaten 
irgend ein Zoll- und Handelsbündnis ſchließen, ſie das thun in Aus— 
übung ihrer Souveränität, aus freiem guten Willen. 

Für die Regelung der handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen 
den beiden Staaten kann nun eine Reihe von Eventualitäten in 
Betracht kommen. Es können die beiden Staaten überhaupt ein gemein— 
ſames Zollgebiet ſchaffen, d. h. es wird beſtimmt, daß die Waren, 
welche von Oeſterreich nach Ungarn gehen, gar keinen Zoll bezahlen 
ſollen, und umgekehrt, es wird alſo beſtimmt, daß die gemeinſame 
Zolllinie beide Staaten umfaßt. Das iſt die Gemeinſamkeit des 
Zollgebietes, d. i. jener Zuſtand, welcher zwiſchen Oeſterreich und 
Ungarn heute herrſcht, und der bis zu Ende des Jahres 1897 der 
geſetzliche, vertragsmäßige war, und ſeit Beginn des Jahres 1898 bis 
heute noch ein faktiſcher, allerdings auf keinem Geſetze mehr beruhender 
Zuſtand iſt. Gegenüber dieſem Zuſtande kann man ſich das andere 
Extrem denken, d. i. nämlich, daß die beiden Staaten kein gemeinſames 
Zollgebiet beſitzen, ja, daß ſie ihren gegenſeitigen Import mit beſonders 
hohen Zöllen belegen würden, daß alſo ein ſogenannter Zollkrieg 
zwiſchen beiden Staaten beſtehen würde. Es iſt in manchen Kreiſen 
Gewohnheit, daß man bei der Frage nach der Geſtaltung des handels- 
politiſchen Verhältniſſes zwiſchen beiden Reichshälften nur immer dieſe 
beiden Eventualitäten im Auge hält, daß manche unſerer Journale 
und unſere Regierung und deren Vertreter nur denken entweder an 
eine Zollgemeinſamkeit oder an eine vollkommene Entfremdung, an eine 
Art Zollkrieg. Das iſt falſch. Das wäre geradeſo, als ob das Ver— 
hältnis zwiſchen einem Herrn und einer Dame nur das Verhältnis 
der Ehe auf der einen Seite ſein könnte und auf der anderen Seite 
gleich das Vitriolfläſchchen ins Geſicht. Zwiſchen Ehe, der communitas 
omnis vitae und dem Vitriolfläſchchen kann man ſich noch allerhand 
Verhältniſſe denken. 

Sie ſehen, man kann auch außer Zollkrieg und außer Zollgebiets— 
gemeinſamkeit zwiſchen den beiden Staaten noch andere Eventualitäten 
ins Auge faſſen, und da wäre z. B. die Eventualität, daß jeder der 
beiden Staaten allerdings ein ſeparates Zollgebiet darſtellt, daß er 
aber dem Importe des ihm befreundeten, mit ihm verbündeten Staates 
oder mit ihm in einer Zollunion befindlichen Staates gewiſſe Vortheile 
gewährt, daß alſo z. B. den aus unſerem Zollgebiet nach Ungarn 
. erportirten Waren bei der Einfuhr nach Ungarn ein 50% iger Rabatt 
vom Zoll gewährt wird und umgekehrt. Ich will Ihnen das an einem 


Beiſpiel demonſtriren. Ein Meterzentner Tuch, das von uns nach 
Ungarn ausgeführt wird, hätte normal z. B. 60 fl. Zoll zu bezahlen 
und würde dann nur einen Zoll von 30 fl. bezahlen. Es wäre das 
die ſogenannte Mehrbegünſtigung. | 

Wir können uns weiter vorſtellen, daß die beiden Staaten einen 
ſolchen Handelsvertrag mit Konventionaltarif ſchließen, wie wir ihn 
gegenwärtig mit dem Deutſchen Reiche oder mit Italien beſitzen, oder 
wie er eben zwiſchen Italien und Frankreich geſchloſſen wurde. Oder, 
daß nur ein einfacher Meiſtbegünſtigungsvertrag beſteht. Alſo wie ge⸗ 
ſagt, es gibt eine ganze Reihe von Möglichkeiten, das Verhältnis 
zwiſchen Oeſterreich und Ungarn zu geſtalten, ohne daß man aus dem 
heutigen Zuſtande der Zollgebietsgemeinſamkeit' ſogleich einen Sprung 
in das äußerſte Extrem, in den Zollkrieg macht. 

Es iſt das überhaupt in dem beſtehenden Zuſtande und der beſtehen⸗ 
den Geſetzgebung eine fühlbare Lücke, daß für den Fall, als die Zollgemein⸗ 
ſamkeit nicht erneuert werden ſollte, gar keine Vorſorge getroffen iſt, und 
daß in dieſem Falle Oeſterreich und Ungarn ſich völlig fremd gegenüber: 
ſtehen. Dieſe Lücke iſt umſo bedauerlicher, wenn man bedenkt, daß doch 
beide Staaten unter dem Szepter eines Monarchen vereinigt ſind, daß 
ſie ein gemeinſames Heer beſitzen und im Falle eines Krieges Schulter 
an Schulter ihre Haut zu Markte tragen müſſen. Zwiſchen Deutſch— 
land und Frankreich iſt dieſes Verhältnis keineswegs ſo unbeſtimmt. 
Im Artikel 11 des Frankfurter Friedens iſt die Beſtimmung der ewigen 
Meiſtbegünſtigung, alſo der Meiſtbegünſtigung für alle Zeiten ent⸗ 
halten. Frankreich kann keinem mitteleuropäiſchen Staat irgendeine 
Meiſtbegünſtigung gewähren, ohne daß dieſelbe nicht auch Deutſchland 
zugute käme und umgekehrt. Ein ſolches Vertragsverhältnis beſteht 
zwiſchen zwei Staaten, welche ſich bis an die Zähne gewaffnet gegen⸗ 
überſtehen, von denen wir ſo häufig erwarten mußten, daß ſie ſich 
zum Kampfe auf Leben und Tod einander entgegenſtellen werden. 
Oeſterreich und Ungarn aber haben einen ſolchen Meiſtbegünſtigungs⸗ 
vertrag nicht. Die handelspolitiſchen Verhältniſſe zwiſchen Oeſterreich 
und Ungarn ſind in keiner Beziehung für ewige Zeiten geordnet, 
ſondern lediglich etappenweiſe, von 10 zu 10 Jahren, und das iſt 
eine grobe und auffallende Lücke. 

Wenn wir uns die Frage vorlegen nach der Bilanz aus unſerer 
politiſchen Ehe mit Ungarn, ſo iſt dieſe Frage leider nicht ziffermäßig 
genau zu beantworten, da wir eine verläßliche Statiſtik über die Waren, 
welche wir nach Ungarn exportiren, nicht beſitzen, die Ungarn aber ihre 
Statiſtik mit echt ungariſcher Sorgloſigkeit zuſammengeſtellt haben. Es 
iſt eine unglaubliche Sünde, welche ſich alle Regierungen, die bisher 
in Oeſterreich am Ruder waren, zu Schulden kommen ließen. Wenn 
wir bedenken, daß bei uns jeder Meterzentner Ware ſorgfältig notirt 
wird, welcher nach Uruguay oder nach Kanada exportirt wird, dan wir 
aber nicht wiſſen, wieviel wir nach Ungarn exportiren, nach dem Lande, 
das unſere wichtigſte Kundſchaft iſt, ſo muß das wohl Jedem als etwas 
Abſonderliches erſcheinen. Wenn ein Geſchäftsmann ſich nicht auf— 
ſchreiben würde, wem er ſeine Waren liefert, oder ein Arzt ſeinen 
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Patienten⸗Konto nicht wüßte, oder ein Advokat nicht wüßte, was er für 
ſeine Klienten gearbeitet hat, ſo würde man ſagen, das iſt ein dummer 
Kerl. Ich unterlaſſe es, die Nutzanwendung auf den Staat Oeſterreich 
zu ziehen. Nichtsdeſtoweniger iſt es uns gelungen, auf Grund der 
Eiſenbahnſtatiſtik und gewiſſer Schätzungen herauszubekommen, wie groß 
das gegenſeitige Intereſſe iſt. Unſer Saldo lautet in zwei Zahlen: 
Wir exportiren für 200 Millionen Gulden Induſtrieprodukte nach 
Ungarn, und Ungarn ſendet für 300 Millionen Gulden Agrarprodukte 
zu uns. 


Nach dieſer Zuſammenſtellung ſcheint es, daß die Bilanz auf 
Seite der Ungarn aktiv iſt, daß dieſe alſo ein größeres Intereſſe an 


der Zollgebietsgemeinſamkeit haben als wir. Das iſt aber nur ſcheinbar. 


Denn es wäre für uns nur ein ſchwacher Troſt, wenn wir dieſen Export 
von 200 Millionen Gulden nach Ungarn verlören, und dafür nur den 
Troſt hätten, daß die Ungarn ihren Export an Agrarprodukten nach 
Oeſterreich auch verlieren. Der Schaden Ungarns würde in dieſem 
Falle keineswegs ein Nutzen für uns ſein, und auch umgekehrt nicht. 
Man kann daher ruhig eingeſtehen, daß gewiß auch Oeſterreich, ſeine 
Induſtrie, ſein Kaufmannsſtand und nicht am wenigſten feine Arbeiter: 
ſchaft ein weſentliches Intereſſe daran haben, daß uns der ungariſche 
Markt erhalten bleibe. 


Wenn wir nach den Gründen uns erkundigen, welche für die 
Aufrechthaltung oder Schaffung eines gemeinſamen Zollgebietes ſprechen, 
ſo kommen in Oeſterreich wohl in erſter Linie politiſche Gründe 
in das Spiel. Es iſt ein weſentliches und namhaftes Intereſſe der 
Monarchie als ſolcher, daß ſie nicht aus zwei getrennten, einander 
feindlich gegenüberſtehenden Wirtſchaftsgebieten, ſondern daß ſie aus 
einem einzigen Körper beſtehe. Es iſt ein weſentliches Intereſſe der 
Dynaſtie, daß ſie ſich nicht blos auf ein gemeinſames Heer ſtützen kann, 
ſondern auch nach Außen hin und bei Abſchluß von Verträgen als 
Trägerin eines einzigen Reiches daſteht. Die Gemeinſamkeit der wirt— 
ſchaftlichen Intereſſen, welche in der Gemeinſamkeit eines Zollgebietes 
ihren Ausdruck findet, iſt etwas, was ohne Zweifel mit der Politik 
außerordentlich zuſammenhängt, und es wurde auch z. B. von jenen 
Männern klar erkannt, die den deutſchen Zollverein ſeinerzeit gegründet 
haben. Der deutſche Zollverein war mit einer der grundlegenden Ge— 
danken zur Aufrichtung des heutigen Deutſchen Reiches. Allerdings 
beſchreibt Heinrich Heine in ſeinem wunderſchönen Gedichte, 
„Deutſchland, ein Wintermärchen“, in Kaput 2, welches im Jahre 1844 
geſchrieben wurde, wie er aus Frankreich nach Deutſchland zurückkehrte 
und wie ihm ſeine Bagage von deutſchen Zollvereinsbeamten, e 
nach böſen Schriften viſitirt wurde. Heine ſagt: 


„Ein Paſſagier, der neben mir ſtand, 
Bemerkte mir, ich hätte 

Jetzt vor mir den preußiſchen Zollverein, 

Die große Douanenkette. 
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Der Zollverein — bemerkte er — 
Wird unſer Volksthum begründen, 
Er wird das zerſplitterte Vaterland 
Zu einem Ganzen verbinden. 


Er gibt die äußere Einheit uns, 

Die ſogenannt materielle; 

Die geiſtige Einheit gibt uns die Zensur, 
Die wahrhaft ideelle. — 


Sie gibt die innere Einheit uns, 

Die Einheit im Denken und Sinnen; 
Ein einiges Deutſchland thut uns Noth, 
Einig nach außen und innen.“ 


Wenn ich davon abſehe, daß ſich unſer großer deutſcher Lyriker 
hier ſehr ſpöttiſch — und mit Recht — über die Zenſur äußert, ſo 
müſſen wir andererſeits ſagen, daß er — und jene Stelle iſt nur ein 
Ausdruck der allgemeinen Gedanken, die man damals gehabt hat — 
über die politiſche Tragweite des deutſchen Zollvereines ſich nicht klar 
geworden iſt. Heute denkt man aber etwas vorgeſchrittener, und heute 

weiß man ſehr genau und wiſſen unſere politiſch maßgebenden Kreiſe 
ſehr gut, daß ein Zollverein zweier Staaten eine gewichtige politiſche 
Klammer vorſtellt, welche die betreffenden Staaten auch als ein poli— 
tiſches Ganzes zuſammenhält. 

Für die Zollgemeinſamkeit Oeſterreichs und Ungarns ſprechen aber 
auch hervorragende wirtſchaftliche Gründe. Die ganze moderne 
Induſtrie beruht auf dem Prinzipe der Arbeitstheilung, auf dem 
Prinzipe der immer fortſchreitenden Spezialiſirung. Es iſt das wohl 
eine Thatſache, die ja Jedem von Ihnen bekannt iſt. Ein Artikel, 
welcher für einen Markt von 100 Konſumenten überhaupt nicht oder 
nur zu einem horrenden Preiſe erzeugt werden kann, kann mit großem 
Erfolge erzeugt werden, wenn es ſich um einen Markt von hundert— 
tauſend Konſumenten handelt. Der Preis einer Schachtel Rübenzuder, 
wenn nur dieſes kleine Quantum erzeugt würde, wäre ganz unver— 
höltnismäßig. Es beruht daher auf der Spezialiſirung, auf der immer 
weitergehenden Arbeitstheilung die Entwicklung unſerer Induſtrie, die 
moderne Preisbildung und die Entwicklung des Konſums. Es kann 
daher auf eine moderne, wirklich ſpezialiſirte Induſtrie nicht gedacht 
werden, wenn nicht auf einen großen Markt, auf ein großes Abſatz— 
gebiet zu rechnen iſt. Es hat gewiß für die Induſtrie ein Konſumenten— 
gebiet von 45 Millionen, wie es die geſammte öſterr.-ung. Monarchie 
darſtellt, einen viel größeren Wert als ein ſolches von wenigen 
Millionen. 

Auch wenn die Monarchie auf dem Handelsvertrags-Markte als 
Kompaziszent auftritt für irgendwelchen Handelsvertrag, z. B. mit 
Deutſchland, ſo iſt ſie als Konſumentengebiet von 42 Millionen Menſchen 
viel wertvoller für den anderen Kompaziszenten, als wenn Oeſterreich 
und Ungarn, jedes getheilt für ſich derartige Handelsverträge abſchließen 
wollten. Ich glaube, der Handelsvertrag, der mit Oeſterreich-Ungarn 
abgeſchloſſen wird, hat für einen Staat mehr Wert als ein Vertrag 
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mit Serbien oder der Schweiz. Ich könnte dies im Detail in den 
einzelnen Induſtrien verfolgen, was aber zu weit führen würde. Das 
alles ſpricht alſo dafür, daß Oeſterreich-Ungarn als ein gemeinſames 
Zollgebiet auch fernerhin aufrecht erhalten bleibe. Wenn aber dieſe 
Frage bejaht werden muß, ſo liegt umſo näher die zweite Frage, 
welches die Bedingungen ſind für die Schaffung eines derartigen ge— 
meinſamen Zollgebietes. 

Was die Vorbedingungen für die Zollgebietgemeinſamkeit 
anbelangt, ſo geſtatten Sie mir, daß ich noch ein Zitat vorleſe. Es iſt 
ein Zitat aus den vor Kurzem erſchienenen „Gedanken und Erinnerungen“ 
des Fürſten Bismarck. An zwei Stellen dieſes ganz großartigen 
Werkes beſpricht er die Vorbedingungen für die Schaffung einer Zoll: 
einigung, nicht gerade zwiſchen Oeſterreich und Ungarn, ſondern zwiſchen 
Deutſchland und uns, ferner auch mehr im Allgemeinen theoretiſirend. 
Beide Stellen beziehen ſich auf analoge Verhältniſſe, die eine auf das 
Jahr 1864, die andere auf das Jahr 1852, beide auf die Beſtrebungen 
der öſterreichiſchen Regierung, in den deutſchen Zollverein aufgenommen 
zu werden, Beſtrebungen, denen ſich Bismarck immer feindlich entgegen⸗ 
geſtellt hat, weil er ein Deutſches Reich ohne Oeſterreich aufrichten 
wollte und er uns nicht brauchen konnte. 

Bismarck ſagt: 

„Die Zolleinigung hielt ich für eine unausführbare Utopie wegen 
der Verſchiedenheit der wirtſchaftlichen und adminiſtrativen Zuſtände 
beider Theile. Die Gegenſtände, die im Norden des Zollvereins die 
finanzielle Unterlage bildeten, gelangen in dem größern Theile des 
öſterreichiſch- ungariſchen Gebietes gar nicht zum Verbrauch. Die 
Schwierigkeiten, welche die Verſchiedenheiten der Lebensgewohnheiten 
und der Konſumtion zwiſchen Nord- und Süddeutſchland ſchon inner— 
halb des Zollvereins bedingten, mußten unüberwindlich werden, wenn 
beide Regionen mit den öſtlichen Ländern Oeſterreich-Ungarns von der: 
ſelben Zollgrenze umſchloſſen werden ſollten. Ein gerechter, der be— 
ſtehenden Konſumtion zollpflichtiger Waren entſprechender Maßſtab 
der Vertheilung würde ſich nicht vereinbaren laſſen; jeder Maßſtab 
würde entweder ungerecht für den Zollverein oder unannehmbar für 
die öffentliche Meinung in Oeſterreich-Ungarn fein. Der beduͤrfuisloſe 
Slowake und Galizier einerſeits, der Rheinländer und der Niederſachſe 
andererſeits ſind für die Beſteuerung nicht kommenſurabel. Außerdem 
fehlt mir der Glaube an die Zuverläſſigkeit des Dienſtes auf einem 
großen Theile der öſterreichiſchen Grenzen.“ 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß Fürſt Bismarck in beiden 
Stellen aus politiſcher Voreingenommenheit geſprochen hat, und daß 
er Oeſterreich unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen haben wollte aus 
dem Zollvereine. Denn gewiß iſt es, daß die oſtelbiſchen Polaken keine 
beſſeren Konſumenten ſind oder waren, als unſere Polaken. In dieſer 
Beziehung iſt die Beſorgnis nicht ſo begründet. Immerhin iſt es ein ſehr 
intereſſanter, hiſtoriſcher Beleg für einen der beiden Schulfälle, wenn 
ich ſo ſagen darf, unter welchen man anrathen kann, daß ſich zwei 
Staaten zu einem Zollgebiete gemeinſam zuſammenſchließen. Bismarck 
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hat lediglich als Bedingung den Gedanken der Homogenität der 
Produktion und Konſumtion vorausgeſetzt, wenn zwei Staaten 
ſich zu einer Zollgebietsgemeinſamkeit zuſammenſchließen wollen. Wenn 
die Homogenität nicht vorhanden iſt, iſt es nach Bismarck nicht mehr 
möglich, daß zwei Staaten mit verſchiedener Produktion und Konſumtion 
in einer Zollehe glücklich werden. 

Aber die andere Eventualität, den anderen Schulfall hat Fürſt 
Bismarck nicht erwähnt, und das iſt diejenige, daß ſich die beiden 
Produktionen ergänzen. Gerade die glücklichſten Verhältniſſe 
pflegen diejenigen zu ſein, wo ſich beide Theile gegenſeitig ergänzen. 
Es läßt ſich ganz gut denken, daß ein Induſtrieſtaat und ein Agrikultur— 
ſtaat eine zollpolitiſche Ehe eingehen, daß die induſtriellen Arbeiter des 
einen Staates die Produkte des Agrarſtaates eſſen, und daß ſich die 
Arbeiter des Agrarſtaates mit den Produkten des Induſtrieſtaates be— 
kleiden. Das war das Verhältnis zwiſchen Oeſterreich und Ungarn bis 
in die Mitte der 80er Jahre und bei dieſem Verhältniſſe waren beide 
recht glücklich und zufrieden. Die ungariſche Land wirtſchaft hat geblüht 
und der öſterreichiſchen Induſtrie iſt es damals nicht ſchlecht gegangen. 

Heute nun beſteht dieſes Verhältnis nicht mehr. In Ungarn hat 
man aus Gründen, die ich hier nicht auseinanderſetzen kann, das Be— 
ſtreben, möglichſt raſch eine Induſtrie zu ſchaffen. Die Ungarn wollen 
eben aus einem Agrar- ein Induſtrieſtaat werden und infolgedeſſen iſt 
das bisher ſo glückliche Verhältnis zwiſchen den beiden Staaten in der 
Zollgemeinſamkeit etwas verſchoben und erſchüttert worden. Ungarn 
befindet ſich jetzt in dem Uebergangsſtadium von einem Agri- 
kultur⸗ zu einem Induſtrieſtaat und dieſer Uebergang wird 
herbeigeführt durch eine ſehr raffinirte und moderniſirte Anwendung 
aller Mittel des Kolbertismus und dieſe kolbertiſtiſche Politik wird 
noch verſchärft durch den Einfluß jener in Ungarn herrſchenden Kreiſe, 
die gerade aus dem Beſtreben des Staates, eine. Induſtrie zu ſchaffen, 
einen Privatprofit für ſich herauszuſchlagen wünſchen, und denen dies 
auch gelingt. Ich werde mich über dieſes Thema nicht des Näheren 
auslaſſen, nachdem in einem ſpäteren Vortrage mein Kollege von der 
Brünner Kammer, Herr Dr. Stefan Bauer, dasſelbe näher erörtern 
wird. Das iſt genügend bekannt, daß die Ungarn ihr Möglichſtes thun, um 
ihre Induſtrie zu begünſtigen. Auch dadurch, daß ſie für ihre junge 
Induſtrie noch nicht jene ſozialpolitiſchen Maßnahmen getroffen haben, 
wie Oeſterreich, die obgleich ſie noch lange nicht auch nur einem be— 
ſcheidenen Ideal von Sozialpolitik entſprechen, dennoch in mancher 
Beziehung die Konkurrenzverhältniſſe in den beiden Produktionsgebieten 
verſchoben haben. Dadurch iſt in der That gegenwärtig ein unan— 
genehmes Verhältnis zwiſchen Oeſterreich und Ungarn entſtanden und 
die Lage eines Induſtriellen, welcher in Oeſterreich eine Fabrikation 
betreibt und ſieht, wie ihm in Ungarn eine Konkurrenz mit allen 
Mitteln der Steuerpolitik und Verkehrspolitik gezüchtet wird, iſt keine 
beneidenswerte und ich finde es daher ſehr begreiflich, daß unſere 
induſtriellen Kreiſe ſich beſchweren. Wenn aber dieſes Uebergangsſtadium 
überwunden ſein wird, dann wird die öſterreichiſche JInduſtrie in Ungarn 
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nicht mehr einen ſicheren Monopolsmarkt finden, weil ſie mit der 
ungariſchen Konkurrenz wird rechnen muͤſſen. Der ſich ergebende Rück— 
gang unſeres Abſatzes wird vielleicht dadurch ausgeglichen werden, daß 
dann die ungariſche Bevölkerung bedeutend konſumkräftiger und konſum— 
fähiger geworden ſein wird. 

Die unvermeidlichen Enttäuſchungen, welche dieſes Uebergangs— 
ſtadium für die öſterreichiſche Induſtrie mit ſich bringt, werden noch 
dadurch verſchärft, daß die Ungarn dieſe Begünſtigungen meiſt gegen 
den Wortlaut der eingegangenen Verträge verliehen haben, und daß 
man in Oeſterreich das Gefühl hat, daß die ungariſche Regierung gegen 
Geſetz und Recht vorgeht. Ich will in dieſer Beziehung nur auf den 
Mahlverkehr hinweiſen, deſſen Details hier nicht näher intereſſiren. Die 
Ungarn betreiben eine eigene Politik. Sie ſtellen jeder Rekrimination, 
die erhoben wird, gegen die von ihnen beliebte Handhabung des Zoll— 
und Handelsbündniſſes, die abſolute Negation entgegen. Sie betrachten 
jede derartige Rekrimination als eine Verletzung ihrer Souverainität 
und ſtellen ſich viel aigrirter als ſie in Wirklichkeit ſind, etwa wie 
eine Köchin, wenn es die Hausfrau unternimmt, ihr nachzurechnen, 
wieviel Körbelgeld ſie ſich gemacht hat. Die Entrüſtung iſt nicht echt. 
Sie iſt nur gemacht, um darüber hinweg zu täuſchen, daß man im . 
Trüben fiſchen will. Dieſer Praxis könnte ein Paroli geboten werden, 
wenn man das Inſtitut der Zollinſpektion, welches im Zoll- und 
Handelsbündnis vorgeſehen iſt, ausgeſtalten und die Zoll- und Handels— 
konferenz zu einer ſchieds gerichtlichen Inſtitution ausbilden 
würde, welche in Streitfällen zu interveniren hätte. Das iſt eine der 
größten Unterlaſſungen, die begangen wurden, daß in Streitfällen 
zwiſchen Oeſterreich und Ungarn keine Inſtanz da iſt, welche dieſe 
Streitfälle ſchlichten könnte. Nichts trägt eben zur gegenſeitigen Ver— 
bitterung mehr bei, als wenn man ein effektives Unrecht, welches man 
als ſolches erkennt, ſtillſchweigend ertragen muß. | 

Wenn ich mir nun geſtatte, einen Blick zu werfen auf die Ge— 
jtaltung des Exportes der öſterr.-ungar. Monarchie während der Herr— 
ſchaft unſeres Zoll- und Handelsbündniſſes, ſo iſt es wohl überflüſſig 
zu bemerken, daß durch die Gemeinſamkeit des Zoll- und Handels- 
gebietes Oeſterreich und Ungarn eine handelspolitiſche Einheit geworden 
ſind, d. h. daß ſie mit anderen Staaten als ein einheitlicher Staat 
Zoll-, und Handelsverträge ſchließen, daß ſie gemeinſame Zollgrenzen 
errichten oder erhöhen und gemeinſam nach außen hin Zollgrenzen 
erniedrigen oder niederreißen. | 

Der Export und Import der Monarchie wird naturgemäß 
unter der Herrſchaft der Zollgemeinſamkeit in den einzelnen Details 
ſich verſchieden geſtalten. Wir haben gegenwärtig zu rechnen bei der 
Ausfuhr der Geſammtmonarchie mit einem Export von rund 750 Mil: 
lionen Gulden, welchem ungefähr derſelbe Import gegenüberſteht. Die 
noch vor wenigen Jahren aktive Handelsbilanz, nach welcher wir zirka 
100 Millionen mehr exportirten als importirten, iſt unter der Herr— 
ſchaft der 1892er Handelsverträge verſchwunden. Die folgenden Ziffern 
beziehen ſich, wenn nichts anderes geſagt iſt, auf 1897 und bedeuten 


Millionen Gulden. Unſere wichtigſte ausländiſche Kundſchaft ift das 
Deutſche Reich. Nach dem Deutſchen Reiche exportiren wir ungefähr 
die Hälfte unſeres geſammten Exportes und aus Deutſchland beziehen 
wir ungefähr ein Drittel unſerer geſammten Einfuhr. Nach Deutſch-⸗ 
land ſind Staaten, mit denen wichtige Handelsbeziehungen uns ver⸗ 
binden, Großbritannien, wohin wir ungefähr 10% ausführen und 
woher ebenſoviel importirt wird. Dann Italien, wohin 7% exportirt 
und von wo ebenſoviel importirt wird. Dann vor allem der Balkan, 
wohin wir gegenwärtig 10% erportiren und von wo wir 7% im⸗ 
portiren. 

Die wichtigſten auswärtigen A bſatzgebie te ſind Deutſchland 
und der europäiſche Orient, vornehmlich der Balkan. Beide darum, 
weil ſie unſere Nachbarn ſind und bei allen Warenbewegungen natur⸗ 
gemäß die Diſtanz eine Rolle ſpielt. Weiters darum, weil wir quantitativ 
am allermeiſten im Handelsverkehre mit dieſen beiden Staaten inter- 
eſſirt ſind und endlich darum, weil der Saldo für uns ein günſtiger 
iſt, da wir nach dieſen Staaten mehr exportiren als von dort impor— 
tiren. Nach Deutſchland führen wir 370 Millionen aus und von dort 
260 Millionen ein; wir haben einen Ueberſchuß von 110 Millionen. 
Nach dem europäiſchen Orient führen wir für 75 Millionen aus und 
für 60 Millionen ein, bleibt es ſonach eine aktive Handelsbilanz von 
15 Millionen. Ich möchte noch konſtatiren, daß um die Mitte der 80er 
Jahre vor Ausbruch des rumäniſchen Zollkrieges unſere Handelsbilanz 
nach dem Balkan viel günſtiger war, daß wir mehr als 50 Millionen 
jährlich ſeit jener Zeit verloren haben. 

Damit iſt jedoch noch nichts gethan, wenn man ſich nur dieſe 
Ziffern vor Augen hält. Es entſteht nun die Frage nach dem Charakter 
des betreffenden Exports und Imports, d. h. welche Waren erportiren 
wir nach Deutſchland und welche kommen von dort? Da will ich eine 
ganz allgemeine Theilung vornehmen und zwar die Theilung in Roh— 
ſtoffe, namentlich der Landwirtſchaft, und Induſtrieprodukte. Und da 
haben wir die Thatſache, die ich feſtzuhalten bitte, daß wir nach dem 
Deutſchen Reiche für 270 Millionen Rohſtoffe exportiren und von dort 
blos für 60 Millionen Rohſtoffe importiren. Hingegen führen wir nach 
Deutſchland für 100 Millionen Induſtrieprodukte aus und bekommen 
dafür für 200 Millionen Induſtrieprodukte herein. Was heißt das? 
Das heißt, wir führen nach Deutſchland Bodenreichthuümer aus und 
führen aus Deutſchland Arbeit und Intelligenz ein. Es iſt das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und dem Deutſchen Reiche unge— 
fähr das Verhältnis des Städters zum Bauer. Wir ſind die Bauern! 

Ich will mich, hochverehrte Damen und Herren, nicht länger hier 
auslaſſen über den Wert induſtrieller Arbeit und über den Wert eines 
induſtriellen Exportes. Ich glaube, dieſes Maß von nationalökonomiſcher 
Bildung bei jedem der verehrten Beſucher und der ſchönen Beſucherinnen 
dieſes Vortrages vorausſetzen zu können. Ich glaube, daß es jedem 
Menſchen klar iſt, daß, wenn ich die Wahl habe, Induſtrieprodukte zu 
erportiren oder Agrarprodukte, z. B. Tuche, Hüte, Schuhe, oder die 
Wahl habe, Kartoffel, Getreide, Eier zu exportiren, es geſcheiter iſt, 
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Getreide, Eier, Vieh, Fleiſch unſere Arbeiter ſelbſt eſſen zu, laſſen und 
unſere gut genährten ae zu beſchäftigen mit der Erzeugung von 
Induſtrieprodukten und untere Schulden nach dem Ausland mit a 
Induſtrieprodukten zu bezahlen. Jeder wird zuſtimmen, es iſt ein ſehr 
ſchlechtes Geſchäft, wenn ein Staat das Vieh, Getreide, Mehl exportirt, 
ſein Volk aber zu Hauſe arbeitslos ſein und hungern läßt. Und das 
iſt das Los des Volkes von Oeſterreich-Ungarn. Die Handelspolitik, 
wie ſie ſich in letzter Zeit entwickelt hat, iſt immer mehr agrar— 
protektioniſtiſch geworden. Man denkt immer mehr daran, die Inter- 
eſſen jener ariſtokratiſch⸗feudalen Kreiſe zu befriedigen, welche allein 
maßgebend ſind. Man hat vergeſſen, daß es ein Wahnſinn iſt, eine 
Großmacht ſpielen zu wollen, wenn man keine Induſtrie hat, die allein 
die Großmachtsſtellung bezahlen kann. Erſcheinungen, wie wir ſie heuer 
erlebt haben, daß zwei große Baumwolldruckereien in Böhmen aufge— 
laſſen wurden, daß über 2000 Arbeiter und ſo viele Beamten entlaſſen 
wurden, ſind geradezu beſchämend für unſer Vaterland und es iſt uns 
ein ganz geringer Troſt, gerade an der Spitze jener Klique, welche dieſe 
Induſtriebeſchränkung in Oeſterreich durchgeführt hat, Großinduſtrielle 
von Ruf wie z. B. Baron Leitenberger zu ſehen. Es iſt dies nur ein 
kleines Beiſpiel, welches die Situation illuſtrirt. 

Geſtatten Sie mir, daß ich zu meinen etwas trockenen Ziffern 
zurückkehre, um Ihnen einige Details mitzutheilen. Wir exportiren nach 
Deutſchland in der Textilinduſtrie Waren um 14 Millionen Gulden, 
aus Deutſchland importiren wir für 23 Millioneu Gulden; Literatur- 
und Kunſtgegenſtände führen wir nach Deutſchlaud aus für 7 Mil⸗ 
lionen, von Deutſchland beziehen wir für 20 Millionen; Chemikalien 
hin Bir, Millionen, her für 12 Millionen; Eiſen- und Metallwaren 
hin 2% Millionen, her 12 Millionen; Maſchinen hin 1 Million, her 
12 Millionen. Nehmen Sie dieſen Import in Textilwaren, Maſchinen, 
Chemikalien u. ſ. w., ſo werden Sie einen Maßſtab dafür finden, um 
wie viel uns der preußiſche Schulmeiſter über iſt. 

Aus Deutſchland iſt überhaupt nur ein einziger Poſten der Roh⸗ 
ſtoffliſte bemerkenswert und das iſt die Steinkohlen⸗Einfuhr im Werte 
von 30 Millionen Gulden. Hingegen führen wir nach Deutſchland aus 
um 52 Millionen Cerealien; darunter für 32 Millionen Gerſte und 
für 15 Millionen Malz. Einen nennenswerten Weizenexport haben wir 
überhaupt nicht nach Deutſchland, dann für 20 Millionen Obſt, für 
33 Millionen Vieh und Thiere, für 62 Millionen thieriſche Produkte, 
für 2 Millionen Wein, um 74 Millionen Holz und Kohle, um 10 
Millionen Mineralien. Sie ſehen alſo, es iſt das von mir angewendete 
Gleichnis kein übertriebenes, wir ſind thatſächlich ein agrikoles Hinter— 
land für das Deutſche Reich, ein Abſatzmarkt für deutſche Induſtrie— 
produkte geworden. 

So alſo ſehen wir im Norden aus. Jetzt wenden wir unſere 
Blicke nach Süden und Oſten; vielleicht iſt es uns, da wir doch den 
Orientalen gegenüber etwas wie weſteuropäiſche Kultur repräſentiren, 
gelungen, im Oriente dieſelbe Rolle zu ſpielen, die das Deutſche Reich 
uns gegenüber ſpielt. 
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Seit Prinz Eugen geht die Tradition der öſterreichiſchen Politik 
nach dem Orient; dorthin fließt unſere wichtigſte Verkehrsſtraße, die 
Donau und tauſende verwandtſchaftliche Bande verknüpfen die öſter⸗ 
reichiſchen Völker mit den orientaliſchen und ſchließlich die Handels⸗ 
gewohnheiten des Orients, die wirklich manchmal einen etwas orien⸗ 
taliſchen Anſtrich haben, finden einen Theil unſerer Kaufmannſchaft 
nicht wehr⸗ und verſtändnislos. 

Allerdings iſt die Vorausſetzung eines Handelsverkehres überhaupt 
darin gelegen, daß Derjenige, der Jemandem etwas verkaufen will, dem 
Betreffenden auch etwas abkaufen muß. Es iſt undenkbar, daß wir im 
Orient auftreten und ſagen: Ihr Türken, Serben, Bulgaren, Ihr 
müßt unſere Hüte, Kleider, Schuhe ꝛc. kaufen, aber Euere Pflaumen 
und Euer Vieh dürfen nicht herein zu uns. Im internationalen Leben 
wird eben nicht mit Geld, ſondern mit Ware bezahlt und es iſt be— 
greiflich, daß die Balkanſtaaten nur von denjenigen Völkern kaufen, 
in deren Staaten fie ihre Produkte abſetzen. Unter dieſem gegenfeitigen ' 
Austauſch der Produkte hat ſich unſer Verkehr nach dem Orient ſeit 
altersher entwickelt. Da ſind nun die Ungarn auf den Gedanken ge⸗ 
kommen, daß es für ſie eine große Schädigung iſt, wenn wir Ochſen 
aus Rumänien und Schweine aus Serbien importiren und ſie haben 
ihr Möglichſtes gethan, um den Import dieſer Produkte zu uns zu 
verhindern. Um nun dieſen Zweck zu erreichen, haben die Ungarn zu 
dem beliebten Mittel der Veterinärverbote gegriffen. Es wurde einfach 
konſtatirt, daß das betreffende Vieh krank iſt und auf Grund dieſes 
Befundes wurde die Grenze einfach für die Vieheinfuhr geſperrt. Dieſe 
Maßregeln ſind oft in der willkürlichſten Weiſe, ohne Berufung auf 
das Geſetz verfügt worden. Sie ſind verfügt worden nicht etwa, weil 
das Vieh wirklich krank war, ſondern oft im Intereſſe gewiſſer ſpekula— 
tiver Kreiſe; wenn etwa der Preis der Schweine auf dem Budapeſter 
Markte nicht hoch genug war, ſo fand man, daß die ſerbiſchen Schweine 
etwas verſchnupft waren und flugs wurde die Grenze gegen die Schweine— 
einfuhr geſperrt. Die Rückſichtsloſigkeit der Ungarn ging oft ſo weit, 
daß die öſterreichiſche Regierung von derartigen Einfuhr-Verboten nicht 
einmal verſtändigt wurde. Man erfuhr erſt aus dem „Peſter Lloyd“, 
daß — entgegen den beſtehenden Handelsverträgen — Ungarn die Vieh— 
einfuhr aus den Balkanſtaaten verboten habe. So wurde es auch mit 
dem Balkan⸗Weizen und mit den ſerbiſchen Pflaumen gemacht, wobei 
man ſich wieder der ungariſchen Schienenwege als Abſperrvorrichtung 
bediente. Die Folgen waren Verſtimmungen aller dieſer Völker und 
endlich der bekannte Zollkrieg mit Rumänien um die Mitte der 80er 
Jahre. Unſer Export nach Bulgarien, Serbien und Rumänien hat ſich 
ſeit Mitte der 80er Jahre bis nach Mitte der 90er Jahre um 50 Mil: 
lionen per Jahr vermindert. Und zwar wurden hauptſächlich Induſtrie-⸗ 
produkte und insbeſondere Produkte der Textilbranche betroffen. Hätte 
man dieſe anderthalb Dezennien, ſtatt ſie zur politiſchen Entfremdung 
zur Hebung und Förderung unſerer handelspolitiſchen Beziehungen be— 
nützt, wir hätten nicht blos unſeren Export behalten, ſondern denſelben 
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noch weſentlich heben können. Ich ſchätze den Entgang für unjere In— 
duſtrie jährlich auf 70—80 Millionen. 

Ich geſtatte mir, dies durch einige Ziffern zu illuſtriren. Der 
Import Rumäniens hat ſich von 1880 auf 1890 von 123 Millionen 
auf 181 Millionen Gulden gehoben, alſo um 50% ; infolge des Zoll: 
krieges iſt der Import Oeſterreich Ungarns dorthin von 63 auf 26 Mil: 
lionen Gulden gefallen, hingegen hat ſich gehoben der Import Belgiens 
nach Rumänien von 1½ auf 10, Englands von 28 auf 48, Ftank⸗— 
reichs von 9 auf 19, Deutſchlands von 12 auf 55 Millionen Gulden; 
das waren unſere lachenden Erben. Um blos einige Artikel zu nennen, 
möchte ich darauf hinweiſen, daß Wollwaren von 5 auf 1½ Millionen, 
Zucker von 3 Millionen auf 60.000 fl., Kleider und Wäſche von 
3½ auf ½ Million, Leder von 2 auf ½ Million, Schuhe von 6 Mil: 
lionen auf 30.000 fl. zurückgegangen ſind. Der Verluſt an dieſen ſechs 
Artikeln allein beträgt 18 Millionen Gulden pro Jahr. Da darf es 
Einen wohl Wunder nehmen, wie die Wiener Handels- und Gewerbe— 
kammer, als Baron Pußwald den Rumänen den Zollkrieg erklärte, 
dieſem Leiter des öſterreichiſchen Handelsamtes das Vertrauen aus— 
ſprechen konnte. . 

Allerdings war das Mitte der 80er Jahre und da ſollte man 
meinen, daß wir ſeither etwas gelernt haben. Aber da werde ich Ihnen 
etwas aus jüngſter Zeit erzählen. Es gibt da unten ein Land, das 
heißt Bulgarien, ein ſehr ſtrebſames Land mit einer ſehr tüchtigen, 
vielleicht der tüchtigſten Bevölkerung des Balkans, ein Land, das man 
nicht blos nach der Naſe ſeines Monarchen beurtheilen ſollte. Mit 
dieſem Fürſtenthum Bulgarien haben wir im Jahre 1897 einen Handel: 
vertrag abgeſchloſſen. Nun war nichts leichter als der Handelsvertrag 
mit dem Fürſtenthum Bulgarien. Denn erſtens iſt dieſes Fürſtenthum 
kein Fürſtenthum, es iſt noch nicht ganz ſouverän; und in der That— 
ſache allein, daß ein ſo großer Staat wie Oeſterreich-Ungarn mit dieſem 
Fürſtenthum, das noch unter der Suzeränität der hohen Pforte ſteht, 
einen Handelsvertrag abſchloß — es war der erſte ſelbſtändige Handels- 
vertrag Bulgariens mit einer europäiſchen Macht — war für das 
Fürſtenthum] Bulgarien eine große Auszeichnung, eine große politiſche 
Rangserhöhung gelegen, die man ſich unſererſeits ſehr wohl hätte 
bezahlen laſſen können. Es iſt vielleicht ſo, wie wenn jemand, der ein 
Parvenu, oder ein neu geadelter Ritter iſt, die Tochter eines wirk— 
lichen Barons oder Grafen heiraten darf. Da muß er auch meiſt dafür 
zahlen, daß er nun als ebenbürtig anerkannt wird. Die Bulgaren 
hatten Hauptwünſche; ſie ſind Tabakpflanzer und ſie wollten, daß man 
ihren Tabak für die k. k. Regie ankaufe, und ſie wollten ferner, daß 
man mit ihnen eine Veterinär-Konvention, eine Vieh-Konvention zu dem 
Zwecke abſchließe, damit ſich ſeinerzeit ihr Viehimport nach Oeſterreich 
hebe. Beides hätte man ganz gut gewähren können, wenn nicht eben 
die Ungarn dagegen geweſen wären, die ſich allerdings, ſehr mit Unrecht, 
vor der Viehkonkurrenz Bulgariens fürchteten und die Tabakkonkurrenz 
vermieden wiſſen wollten. Endlich wäre es gar nicht nöthig geweſen, 
einen Handelsvertrag abzuſchließen, wenn die Bulgaren nicht auf unſere 
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Wünſche eingegangen wären, denn uns war durch den Berliner Ver— 
trag die Meiſtbegünſtigung auf alle Fälle geſichert. Es hat ſich niemals 
ein Staat in einer günſtigeren Situation befunden, als Oeſterreich⸗ 
Ungarn beim Abſchluſſe des bulgariſchen Handelsvertrages. Nun hatten 
wir nach Bulgarien zwei Hauptexportartikel, Kleider und Schuhe und 
jeder Menſch hatte denken müſſen, daß bei Abſchluß des Handelsver— 
trages auf unſere zwei Haupterportariifel Rückſicht genommen werde, 
daß wenigſtens erreicht werde, daß der Zoll auf dieſe beiden Artikel 
der bisherige bleibe. Was iſt geſchehen? Es wurde ein Handelsvertrag 
abgeſchloſſen und der Zoll gerade auf Kleider und gerade auf Schuhe 
in der Weiſe in die Höhe geſetzt, daß es abſolut nicht mehr möglich 
iſt, Kleider und Schuhe nach Bulgarien zu exportiren. Noch im ſelben 
Jahre iſt der Export in dieſen Artikeln im Vergleiche zum Jahre 1896 
zurückgegangen, bei Kleidern um 940.000 Frks., bei Schuhen um 
½ Million Frks. Die Folge war, daß der Export Oeſterreichs unter. 
der Herrſchaft dieſes Handelsvertrages nach Bulgarien um nahezu 
800.000 Franks zurückgegangen iſt, während England, Deutſchland, 
Belgien, Italien ſofort in die Lücke eingetreten ſind. Unſer Konſul in 
Widdin ſchreibt in ſeinem Jahresberichte über das Jahr 1897: 

„Unter der Importbranche unſerer Monarchie iſt kein einziger 
Artikel auf ſo ein tiefes Niveau geſunken als fertige Kleider und 
Schuhe. Ein Haupthindernis der Einfuhr dieſer Artikel iſt der hohe 
Zollſatz. Nach dem neuen zwiſchen der Monarchie und Bulgarien ab— 
geſchloſſenen Hand elsvertrag ſind für fertige Kleider 300 Frks. aus— 
ſchließlich der Oktroigebühr von 30 Frks. per 100 Kg. zu entrichten. 
Bei dieſer Sachlage konvenirt der Bezug von fertigen Kleidern aus der 
Monarchie nur theilweiſe, denn die hieſige Bevölkerung, welche früher 
billige Kleidungen zu kaufen gewöhnt war, will die jetzt mit dem 
neuen Zollſatz entſtandene Differenz von 10—15% nicht bezahlen. Die 
hieſigen Kunden, welche früher einen Winterrock ordinärer Sorte, 
welcher gewöhnlich 3—3½ Kg. ſchwer iſt, mit 20—30 Frks. kauften, 
können ſich jetzt nicht entſchließen, für denſelben 30, reſp. 40 Frks. zu 
bezahlen. Der Bezug von feineren Kleidern erſcheint etwas lohnender, 
der Umſatz iſt jedoch ſehr klein. Eine gleiche nachtheilige Veränderung 
läßt ſich bei dem Bezuge von Schuhen konſtatiren.“ 

So ſehen wir ein halbes Jahr nach dem Abſchluſſe eines Handels— 
vertrages im Jahre 1897 aus. Ich war der einzige Abgeordnete des 
öſterreichiſchen Parlamentes, der auf dieſe Gefahr aufmerkſam gemacht 
hat. Ich bin nahezu buchſtäblich allein geblieben, denn als ich Mittags 
im öſterreichiſchen Parlamente ſprach, gelang es mir durch alle Mühe 
nicht mehr als 10 bis 12 Herren um mich zu verſammeln, damit 
ich nicht vor ganz leeren Bänken meine Klage über die Gefahr für 
unſere Kleider- und Schuh⸗Induſtrie erheben müſſe. Und ein Abge— 
ordneter der Linken, Baron Schwegel, obwohl es ſich um eine Vor— 
lage des Sprachenverordnungs⸗ Miniſteriums Badeni handelte, war Be— 
richterſtatter und wußte nicht gut genug von dem Handelsvertrage zu 
ſprechen. Ein Abgeordneter der Wiener Handelskammer, Ritter von 
Kink, hat in einer Verſammlung ſeinem Bedauern Ausdruck gegeben, 


daß ein Abgeordneter, noch dazu der Sekretär der Brünner Handels— 
kammer, Dr. Lech er, gegen dieſen Handelsvertrag aufgetreten iſt. 

Dieſe Rückſichtnahme auf unſeren Handelsverkehr mit dem Orient 
und dem Balkan hat eine ſehr wichtige politiſche Seite. Sie alle 
wiſſen, daß unſere Monarchie ſehr große Opfer bringt für ihre Orient— 
politik, für das Preſtige im Oriente. Wir ſind bekanntlich auch Mit— 
ſpieler im europäiſchen Konzerte. Dieſe Opfer nun, die ſehr große ſind 
in finanzieller und militäriſcher Beziehung, könnten für unſere Monar— 
hie zu produktiven gemacht werden allein dadurch, daß unſere Handels- 
beziehungen entſprechend gepflegt werden. Die Pflege dieſer Handelsbe— 
ziehungen hat aber ihre politiſchen Folgen. Denn wenn wir uns fragen, 
was können wir in politiſcher Beziehung dem Oriente bieten, ſo ſtehen 
wir zunächſt vor der Konkurrenz Rußlands. Oeſterreich und Rußland 
ſind die beiden Staaten, welche um den Einfluß auf dem Balkan ſich 
ſtreiten. Nun iſt die Konkurrenz Rußlands eine ſehr große; denn erſtens 
iſt zwiſchen Rußland und den Balkanvölkern die religiöſe Geme inſam⸗ 
keit, welche ja dort, wo die Religion eine ſo große Rolle, wie bei 
dieſen Völkern, ſpielt, zu Gunſten des ruſſiſchen Einfluſſes gewaltig 
in die Wagſchale fällt; dann ſpricht für Rußland die nationale Ge— 
meinſamkeit; Slaven mit Slaven! Selbſt dort, wo, wie bei den Ru⸗ 
mänen, die Gemeinſamkeit nicht vorhanden iſt, gelingt es der ungariſchen 
Nationalitätenpolitik, alle nationalen Inſtinkte ſyſtematiſch gegen unſere 
Monarchie aufzuhetzen. Denn es iſt bekannt, daß Oeſterreich-Ungarn 
nach dem Süden die grün⸗-weiß⸗rothe Seite zeigt und daß in Ungarn 
eben die Nationalitäten etwas weniger gut behandelt werden wie bei 
uns. Wir können alſo in nationaler und religiöſer Beziehung mit 
Rußland nicht konkurriren, bleibt nur noch der Wettbewerb in wirt— 
ſchaftlicher Beziehung. Da können wir allerdings Rußland ein bedeuten: 
des Paroli bieten. Rußland iſt ein agrikoler Staat und kann mit uns 
nicht konkurriren; denn wir können als Leute auf dem Balkan auf— 
treten, die den Balkanvölkern ihre Agrarprodukte abkaufen, ihre In— 
duſtriebedürfniſſe prompt, reell und ſolid befriedigen und die auch in 
finanziellen Angelegenheiten einen anſtändigen Bankier des Balkan 
machen. All' das haben wir aber nicht gethan, wir haben uns das 
Warengeſchäft verdorben und wir haben das Bankgeſchäft lediglich der 
Länderbank und dem feſchen König Milan und jeinen Freunden über: 
laſſen und ſind auch in dieſer Richtung nicht gut angeſchrieben. Die 
Folge davon iſt, daß dieſe Balkanvölker immer mehr in die Intereſſen— 
ſphäre Rußlands gedrängt werden, daß ſie Häfen und Eiſenbahnen 
bauen, daß ſie große Opfer bringen, um das ägäiſche und ſchwarze 
Meer zu gewinnen. Damit ſind ſie auf ewige Zeiten für uns verloren, 
weil wir ihnen den Weg zur weſteuropäiſchen Kultur, den natürlichen 
Weg nach Norden und Weſten verlegt haben. 

Unter ähnlichen Zeichen, wie all das was ich Ihnen erzählt habe, 
vollzieht ſich die Entu icklung unſerer Handelspolitik auf der ganzen 
Linie, nicht allein die Entwicklung unſerer auswrtigen Beziehungen 
nach den beiden wichtigſten Abſatzgebieten, dem Deutſchen Reiche und 
dem Balkan. Unter dieſem agrar⸗protektioniſtiſchen Zeichen 


find auch die ſogenannten Dezemberverträge mit den mittel: 
europäiſchen Staaten entſtanden, deren Bilanz ich Ihnen bei Betrachtung 
des Handelsverkehres mit Deutſchland gegeben habe. Die Tendenz war, 
den Agrarexport auf Koſten der Induſtrie zu fördern. In Ungarn 
ſind die Agrarier ſelbſtredend tonangebend, in unſerer Reichsvertretung 
finden ſich als Bundesgenoſſen die Galizianer, der allmächtige Feudal— 
adel, die beide agrariſch ſind, und der kapitaliſtiſch entartete Großgrund— 
beſitz, der in erſter Linie die agrariſchen Intereſſen ſtützt. Freilich 
muß es Einen Wunder nehmen, wie ſich für die Dezember-Verträge, 
welche thatſächlich ſo ſchädlich waren für unſere Induſtrie, von denen 
der Handelsminiſter des Kabinets Taaffe, Marquis Bacquehem, ein— 
geſtanden hat, daß ſie im Intereſſe der Landwirtſchaft geſchloſſen find: 
und daß die Induſtrie die Koſten dafür zahlt, wie ſich, wiederhole ich, 
für dieſe Verträge als Berichterſtatter gefunden hat — Dr. Hall wich, 
der Abgeordnete des Trautenauer Städtebezirkes, der Vertreter jenes 
nordböhmiſchen Leineninduſtrie-Bezirkes, welcher den allergrößten Schaden 
von dieſen Verträgen hatte. Da darf man ſich dann nicht wundern, 
wenn dieſer Mann nicht mehr Vertreter dieſes Bezirkes iſt, und an 
ſeiner Stelle Karl Hermann Wolf gewählt wurde. 

Ich will nur mit dieſer Bemerkung populären Schlagworten ent— 
gegentreten, damit Sie nicht glauben, wenn irgendwo gewiſſe Herren 
von der Induſtrie reden, daß Alles wahr iſt, was dieſe ſagen. Die 
Sünden, die an unſerer Induſtrie und an unſerem Handel begangen 
wurden, gehören zumeiſt auf das Kouto jener Herren, die von der 
Induſtrie und Kaufmannſchaft gewählt wurden, die aber das Mandat 
Jahr um Jahr nicht zum Beſten ihrer Wähler ausgeübt haben. 

Ein charakteriſtiſches Merkmal für die handelspolitiſche Tendenz, 
welche in dem Zoll⸗ und Handelsbündnis zum Ausdrucke kommt, iſt 
die Verkehrsfrage. Für Ungarn iſt dies die Frage des Verkehres 
nach dem Weſten. Für Ungarn, das ein Agrarſtaat iſt, iſt die Frage 
der Tarife auf den öſterr. Staatsbahnen für den Export nach dem 
Weſten eine Lebensfrage, und es iſt den Ungarn auch gelungen, ſehr 
günſtige, billige Tarife auf den öſterreichiſchen Staatsbahnen zu erzielen. 
Das neue Zoll- und Handelsbündnis enthält nun die Beſtimmung, daß 
dieſe billigen Tranſittarife für den ungariſchen Export, die heute be— 
ſtehen, für die ganze Dauer des Zoll- und Handelsbündniſſes, alſo 
für 9 Jahre als Maximaltarife beibehalten werden; daß alſo dieſe 
Tarife während dieſer ganzen Zeit nicht um einen Kreuzer erhöht werden 
dürfen. Allerdings dürfen auch die Ungarn ihre Tranſittarife nicht 
erhöhen. Das hat aber für uns keine großen Vortheile, denn für die 
hochwertigen Induſtrieprodukte unſeres Exportes, bei denen ein Meter— 
zentner oft fl. 1000 wert iſt, ſpieit eine Tarifdifferenz keine ſolche Rolle 
wie etwa bei einem Agrarprodukte, das fl. 9— 10 wert iſt. Da ſpielen 
allerdings 50 Kreuzer eine bedeutende Rolle. Und dann ſind ja auch 
die Quantitäten, die Ungarn nach Weſten herüberwirft, ganz gewaltige 
und fallen deshalb beim Transporte viel mehr ins Gewicht als unſere 
Induſtrieprodukte. Die öſterreichiſchen Staatsbahnen haben ſich damit 
eines wichtigen Rechtes Ungarn gegenüber entäußert. Das Staats— 
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eiſenbahngeſchäft iſt ein Geſchäft wie jedes andere, welches ſich notabene 
ſehr ſchlecht rentirt. Es kann ſich ja im Laufe der Zeit die Noth— 
wendigkeit ergeben, daß die Tarife hinaufgeſetzt werden müſſen und 
dann wird ſich der merkwürdige Fall ereignen, daß die öſterreichiſche 
Landwirtſchaft auf derſelben Bahn für eine gleiche Strecke höhere Tarife 
wird zahlen müſſen, als die ungariſchen Agrarprodukte. Das iſt übrigens 
heute zum Theil bezüglich der Staffeltarife ſchon der Fall. Wir öſter— 
reichiſchen Steuerzahler müſſen dann darauf zahlen, daß unſer Staat 
ungariſche Waren billiger verfrachtet als öſterreichiſche. 

Ich würde nun dieſe Kalamität nicht ſo ſchwer empfinden, wenn 
nicht gerade in der Frage des Verkehrsweſens die Ungarn uns Oeſter— 
reicher in einer Weiſe behandelten, die geradezu beleidigend genannt 
werden muß. Die Ungarn haben eine Transportſteuer; dieſe 
refundiren ſie den -ungariſchen Transport-Unternehmungen in mehr 
minder verſteckter Weiſe. Das iſt allerdings ihre Sache. Aber dieſe 
Transportſteuer laſtet mit voller Wucht auf der öſterreichiſchen Donau— 
Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft und beträgt zwiſchen fl. 300.000 und einer 
halben Million. Dieſe Transportſteuer iſt vollkommen ungeſetzlich und 
widerſpricht der Donau⸗Akte, welche im Jahre 1857 geſchloſſen und von 
Ungarn mit Art. XVI vom Jahre 1867 rezipirt worden iſt. Nach 
der Donau⸗-Akte find die Ungarn nicht berechtigt, eine ſolche Trausport— 
ſteuer von Schiffen einzuheben und ſie würden es auch nicht wagen, 
von rumäniſchen, ſerbiſchen oder bulgariſchen Schiffen dieſe Transport— 
ſteuer einzuheben. Von den öſterreichiſchen Schiffen aber wird ſie ein— 
gehoben. Es iſt das wohl ein unglaublicher Beweis von der Langmuth 
der Oeſterreicher. 

Um nun zur Zollfrage zurückzukehren werde ich noch zwei Dinge 
auseinanderſetzen, es iſt dies etwas über unſere Zolltarife und dann 
über die Frage, betreffend die Zollverträge. 

Die Zollgemeinſamkeit iſt eigentlich ein leeres Gefäß. Es iſt dann 
Sache des Zolltarifs, welcher auf Grund der Zollgemeinſamkeit ge— 
ſchaffen wird, und Sache der Verträge, ob man in dieſes Gefäß Waſſer 
oder Gift gießt. Unſer Zolltarif, der beiden Staaten gemein— 
ſchaftlich iſt, heißt autonom, iſt aber in Wirklichkeit ein Vertragstarif, 
denn dieſer Zolltarif wird von Oeſterreich und Ungarn im Wege eines 
Vertrages geſchaffen. Nun kommen in Oeſterreich und Ungarn häufig 
verſchiedene Intereſſen ins Spiel. In früherer Zeit waren die Ungarn 
als Agrarier mehr Freihändler, wir mehr Schutzzöllner, heute wird ſich 
die Sache ändern. Die Ungarn werden bei Berathung des nächſten 
Tarifes Hochſchutzzöllner ſein, und wir würden gerne den status quo 
erhalten, mit Rückſicht auf die Kartelle eher mit verſchiedenen Zoll: 
poſitionen heruntergehen. Die Sache hat vielleicht gegenwärtig ein 
ſpezielles Intereſſe. Wie Ihnen bekannt iſt, liegt die Frage des Eiſen⸗ 
kartelles und deſſen Bekämpfung in der Luft. Man will dieſes ver— 
derbliche Wucherkartell bekämpfen durch Herabſetzung des Zollſatzes für 
Eiſen und Eiſenartikel, was nur möglich iſt im Einverſtändniſſe mit 
Ungarn. Denn unſer Zolltarif und unſere Eiſenzollſätze ſind mit Ungarn 
vereinbart. Ich glaube, es iſt nicht viel Ausſicht vorhanden, daß wir 


=> Br 


den Zoll für Eiſen um vieles werden herabgeſetzt bekommen. Wenn 
es auch gelungen ſein wird, den Einfluß gewiſſer Herren in Oeſterreich 
zu brechen, wird das nichts helfen, da in Ungarn Graf Stefan Tisza, 
der Sohn des Koloman Tisza, Präſident der Rima-Muranyer Geſell⸗ 
ſchaft iſt, ſo daß alſo drüben bedeutende perſönliche Intereſſen gerade 
bei den maßgebenden Politikern ins Spiel kommen. Das nur nebenbei. 

Uns intereſſirt vor allem die Frage, wie das bei Schaffung des 
neuen Zolltarifs gemacht werden ſoll, wer den größeren Einfluß auf 
die Schaffung des neuen Zolltarifes hat. Da gelangt ein alter Erfahrungs- 
ſatz zur Anwendung: Im Dualismus behält jener Theil recht, der am 
längſten „Nein“ ſagen kann. Es iſt nämlich, wenn die Aenderung 
eines Zuſtandes von der beiderſeitigen Zuſtimmung abhängt, wie dies 
beim Zolltarif der Fall iſt, genügend, wenn eine Seite „Nein“ ſagt. 
Dann bleibt Alles beim Alten. 

Durch Artikel IV des bisherigen Zoll- und Handelsbündniſſes iſt 
anerkannt, daß der bisherige Zolltarif weiter zu gelten hat, wenn 
keine Vereinbarung über ſeine Aenderung zu Stande kommt. Und das 
war ohne Zweifel ein Vortheil für Oeſterreich. Denn Ungarn als 
agilerer und entwicklungsfähigerer Theil hat gewiß gegenüber dem 
Zolltarife mehr Reformvorſchläge auf dem Herz n als wir. Es wäre 
daher die Poſition Oeſterreichs gegenüber dem neuen Zolltarife eine 
günſtige geweſen, weil wir einfach hätten ſagen können, es bleibt beim 
alten Zolltarife, wir geben unſere Zuſtimmung zu der und der be— 
antragten Aenderung nicht oder nur unter gewiſſen Bedingungen. Das 
iſt ein eminenter Vortheil für Oeſterreich geweſen, und es iſt bedauerlich, 
daß im neuen Zoll- und Handelsbündnis dieſer Vortheil aus der Hand 
gegeben iſt, daß wir die Zukunft des neuen Zolltarifes aus der Hand 
gegeben haben. Es heißt in dem neuen Artikel IV, daß bis Ende 1902 
ein neuer Zolltarif zu ſchaffen iſt; wenn der aber nicht zu Stande 
kommt, ſo hat bisher immer der alte gegolten, jetzt heißt es, daß ein 
proviſoriſcher Zolltarif zu ſchaffen iſt. Darin liegt die Beſtimmung, 
daß auf jeden Fall ein neuer Zolltarif geſchaffen werden muß, 
daß, wenn der neue Zolltarif nicht zu Stande kommt, wir Oeſter— 
reicher uns nicht mehr auf den alten Tarif verlaſſen können; daß alſo 
über einen proviſoriſchen Tarif der Kampf entbrennen wird, in welchem 
erfahrungsgemäß Oeſterreich den Kürzeren zieht, nicht weil wir un— 
erfahren ſind, ſondern weil im entſcheidenden Momente immer' eine 
höhere Macht uns in die Arme fällt, die es um keinen Preis mit 
Ungarn verderben will. 

Die öſterreichiſche Regierung hat zwar erklärt, daß dies nicht 
wahr iſt, daß im Zweifel noch immer der alte Tarif gelte; ſie hat 
dies im Ausgleichsausſchuſſe erklärt. Geſtatten Sie, daß ich Ihnen 
vorleſe, was darüber der volkswirtſchaftliche Ausſchuß im ungariſchen 
Reichstage ſagt: „Die angeführte Textirung kann nur ſo ausgelegt 
werden und kann nur den Zweck haben, daß wir bis zum Schluſſe 
des Jahres 1902 in Betreff des definitiven, oder wenn dies unmöglich 
iſt, in Betreff eines proviſoriſchen neuen Zolltarifs unbedingt eine 
Vereinbarung treffen müſſen, weil ſonſt das gemeinſame Zollgebiet am 
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Schluſſe des Jahres 1903 ohne giltigen allgemeinen Zoll⸗ 
tarif bliebe. Darin können wir die Garantie dafür erblicken, 
daß wir innerhalb der Friſt der praktiſchen Möglichkeit einen, unſere 
Intereſſen beſſer befriedigenden, unſere wirtſchaftliche Produktion beſſer 
ſchützenden allgemeinen Zolltarif zu Stande bringen können.“ 

Mit klaren Worten iſt hier die Zwangslage präziſirt, in die man 
Oeſterreich am Ende des Jahres 1902 bringen will. 

Eine zweite Frage, die ich gleichfalls berühren möchte, iſt die 
der Vertragsdauer unſerer Handels verträge. Die mittel- 
europäiſchen Verträge, deren Baſis der deutſche Handelsvertrag iſt, 
enden mit dem Jahre 1903. Das neue Zoll- und Handelsbündnis wird 
geſchloſſen bis 1907. Wenn wir aber vor dem Jahre 1903 daran gehen 
wollen, die Verträge mit den mitteleuropäiſchen Staaten, namentlich mit 
Deutſchland zu erneuern, ſo müſſen wir uns die Frage vorlegen, auf 
wie lange wollen wir dieſe neuen Handelsverträge abſchließen. Nun 
bringen dieſe Handelsverträge ja in tarifariſcher Beziehung keine großen 
Konzeſſionen, ihr Hauptwert beſteht für die Induſtrie in der Stabilität 
der Verhältniſſe, darin, daß der Induſtrielle weiß: Ich habe auf 10 
bis 12 Jahre nur mit dieſem Zollſatze zu rechnen; es kann nicht heute 
oder morgen, wenn ich mich in ein großes Geſchäft eingelaſſen habe, 
ein neuer Zolltarif kommen; das Intereſſe Oeſterreichs und Ungarns 
geht dahin, dieſe Verträge möglichſt lange, mindeſtens auf 10 Jahre 
ee daß alſo der Handelsvertrag mit Deutſchland bis 1913 
geſchloſſen werde. Es ſind dann folgende Termine: 1903 geht der 
Handelsvertrag mit Deutſchland zu Ende, 1907 das Zoll- und Handels 
bündnis zwiſchen Oeſterreich und Ungarn, und bis 1913 wollen wir 
den Handelsvertrag mit Deutſchland erneuern. Wenn man nun von 
der Vorausſetzung ausgehen dürfte, daß nach dem Jahre 1907 das 
Zoll⸗ und Handelsbündnis mit Ungarn unverändert weiter fortbeſtehen 
bleibt, dann wäre kein Haar in der Suppe zu finden. Bedenken Sie 
aber, welche Schwierigkeit heute bereits die Erneuerung des Zoll- und 
Handelsbündniſſes mit Ungarn macht, daß wir heute noch kein Zoll— 
und Handelsbündnis beſitzen, ſo können wir wohl ſagen: Es iſt noch 
nicht ausgemacht, daß im Jahre 1907 das Zoll- und Handelsbündnis 
mit Ungarn ſo leicht und glatt wird erneuert werden. Es müſſen jene 
Staaten, welche mit uns Verträge ſchließen wollen für die Zeit von 
1903-1913, ſich die Frage vorlegen, was geſchieht, wenn 1907 das 
Zoll- und Handelsbündnis nicht erneuert wird, was geſchieht in der 
Zwiſchenzeit von 1908 —1913, wenn kein Rechtsſubjekt da iſt, welches 
jene Verſprechungen, die auf die ganze Monarchie lauten, einlöſt, Ber- 
ee die man im Jahre 1903 gegeben hat? 

Sie ſehen, es war dies eine ſehr wichtige und heikle Frage. Wir 
ſind durch die Aufwerfung der Frage von Sein oder Nichtſein des 
Zoll- und Handelbündniſſes und der Zollgemeinſamkeit mit Ungarn auf 
dem mitteleuropäiſchen und internationalen Markte nicht mehr vertrags— 
fähig geworden. Man wird uns mit Mißtrauen betrachten. War es 
ja auch, wie man ſagt, im Vorjahre in erſter Linie die Rückſicht auf 
die internationalen Verträge, welche uns, Oeſterreich und Ungarn, zu— 
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ſammengehalten hat, ſonſt wäre das Verhältnis ſchon damals in die 
Brüche gegangen. | 

Und auf dieſe wichtige Frage, ob unſere Monarchie überhaupt 
in der Lage ſein wird, mit den mitteleuropäiſchen Staaten noch Handels- 
verträge zu ſchließen, gibt das Zoll- und Handelsbündnis keine Antwort. 
Ein in dieſer Beziehung von mir im Ausgleichsausſchuſſe geſtellter 
Antrag wurde natürlich nicht angenommen. 

So ſehen wir — und damit bin ich am Schluſſe angelangt — 
daß die Ausſichten, die ſich uns eröffnen, keineswegs roſige ſind. Ich 
vermuthe nicht, daß nach dem Abſchluſſe des neuen Zoll- und Handels⸗ 
bündniſſes Oeſterreich den agrar⸗protektioniſtiſchen Weg, den es zu 
ſeinem Unheil betreten, verlaſſen wird. Ich vermuthe nicht, daß wir 
unſeren Tarif, der bisher ziemlich unabhängig von Ungarn war, auch 
weiter ſo unabhängig werden erhalten können. Wir werden auch da 
in die Abhängigkeit Ungarns gerathen. Endlich wird unſere Vertrags: 
fähigkeit nach Außen hin durch dieſes Zoll- und Handelsbündnis ſehr 
gelitten haben. 

Alle Verbeſſerungsanträge, die von mir und Anderen, im Aus⸗ 
gleichs⸗Ausſchuſſe geſtellt worden find, wurden in der rückſichtsloſeſten 
Weiſe niedergeſtimmt. Niedergeſtimmt von neugebackenen geheimen 
Räthen und Ordensrittern, von einer Regierungstruppe, welche ge— 
wonnen war durch politiſche Konzeſſionen, wie das kroatiſche Gymnaſium 
in Piſino oder Zugeſtehung der Befreiung vom Gebühren-Aequivalente 
für Klöſter und Stifter, mit einem Worte von Leuten, die in der 
Mehrzahl der Fälle gar nicht gewußt haben, wofür oder wogegen ſie 
ſtimmen, die einfach blind gehorcht haben der Leitung jener altöſter— 
reichiſchen hof- und regierungsfähigen Ueberpatrioten, welche uns be: 
kanntlich nach Solferino und Königgrätz geführt haben, und die in 
dem nahenden Jahrhundert Alles aufbieten werden, um unſerem Vater: 
lande das Los Spaniens zu bereiten. 


% % 
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IV. Ausgleich und Tandwirtſchaft. 
Von Dr. Karl von Schweitzer (Wien). 


Meine Aufgabe iſt es, Ihnen die Beziehungen der öſterreichiſchen 
Landwirtſchaft zu Ungarn vorzuführen, wie fie ſich unter dem Einfluſſe 
des beſtehenden ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes geſtaltet haben, und die 
Erwartungen bekannt zu geben, welche die Angehörigen dieſes wichtigen 
Erwerbszweiges von der Anknüpfung eines neuen derartigen Bandes 
auf Grund der eingebrachten Regierungsvorlagen hegen und hegen 
können. Hiebei werde ich Ihnen namentlich die Anſichten und Wünſche 
der ſogenannten öſterreichiſchen Agrarier darzulegen haben, welche ſich 
in den letzten Jahren in mannigfachen öffentlichen Kundgebungen und 
Erzeugniſſen der Druckerpreſſe geoffenbart haben, ohne jedoch da— 
durch in jedem einzelnen Falle auch meine perſönliche 
Uebereinſtimmung mit denſelben feſtſtellen zu wollen. 

5* 
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Werfen wir zunächſt einen Blick auf die Stellung der Landwirt— 
ſchaft in der Volkswirtſchaft unſeres Vaterlandes, um daran ermeſſen 
zu können, welches Gewicht gerade ihren Bedürfniſſen bei Beurtheilung 
der Ausgleichsvereinbarungen zuzumeſſen iſt. 

Der letzte Herr Vortragende hat mir meine Aufgabe in dieſer 
Hinſicht bereits inſoferne erleichtert, als er nachwies, daß Oeſterreich— 
Ungarn „dem weſtlichen Auslande, wie ein Bauer, dem öſtlichen kaum 
wie ein Städter“ gegenüber ſtehe, indem die Ausfuhr an Rohſtoffen 
und Mehl nach Welten (i. J. 1896 beiläuſig 369 Millionen Gulden ) 
die Ausfuhr an Erzeugniſſen des Gewerbfleißes dorthin (beiläufig 
294 Mill. Gulden), ſowie auch die Geſammt Ausfuhr an Natur: 
produkten mit 394 Mill. Gulden, die an Induſtrieprodukten mit 
371 Mill. Gulden bedeutend überwiegt. Wenn derſelbe hiezu die Er— 
läuterung gab: „erſteres ſei ein Export an Boden, letzteres an Arbeit 
und Intelligenz, und die geehrte Zuhörerſchaft werde wohl genügende 
nationalökonomiſche Kenntuiſſe haben, um zu beurtheilen, was von 
Beiden für die Geſammtwirtſchaft vortheilhafter ſei,“ ſo möchte ich 
doch bitten, dieſe ſtark an die merkantiliſtiſche Schule erinnernde Be— 
hauptung mit Vorſicht aufzunehmen. Der verehrte Herr Vorredner 
ſcheint ſich die Landwirtſchaft denn doch etwas zu idylliſch vorzuſtellen, 
ſo etwa, daß der gutmüthige Ackerboden ohne beſondere Anſtrengung 
der körperlichen und geiſtigen Kräfte ſeines Beſitzers dieſem alljährlich 
eine ſchöne Ernte wachſen läßt, die dieſer dann höchſtens einzuheimſen 
und zu den, von der Börſe für landwirtſchaftliche Produkte freundlichſt 
feſtgeſtellten Preiſen an das Ausland oder den Zwiſchenhändler, der 
ihm die Sache noch erleichtert, zu verkaufen hat. Auch das liebe Vieh 
nährt ſich wohl zumeiſt ſpazieren gehend auf der Weide ſelbſt und 
bringt dem guten Herrn, der tagsüber dem Wachsthume ſeiner Feld— 
früchte in behaglicher Ruhe zugeſehen hat, abends die Milch, oder das 
Ei oder gar das junge Kälbchen bereitwilligſt ins Haus 

Nun, gar ſo einfach und bequem iſt denn die Sache — namentlich 
heutzutage — doch nicht! Jeder Meterzentner Weizen, jedes Kilogramm 
Butter, welches auf den Markt gebracht wird, enthält eine ſchöne 
Menge Arbeit und Intelligenz, und, was gerade letztere anbelangt, 
ſo will ich es dahingeſtellt ſein laſſen, ob davon zur Leitung einer 
Spinnerei mit 1000 Spindeln oder eines Landgutes von 1000 Hektar 
mehr oder weniger erforderlich iſt! Aus ſolchen und ähnlichen An— 
ſchauungen floß ja auch der Begriff der reinen Bodenrente, wie er 
derzeit aufgefaßt wird, und welcher ſchuld iſt an mancher volkswirt— 
ſchaftlichen Verirrung, manchem Mißverſtändniſſe zwiſchen den Ver— 
tretern der Landwirtſchaft und der Induſtrie. 

Schließlich möge nur noch bemerkt werden, daß es wohl weniger 
darauf ankommt, was ein Staat exportirt, als vielmehr darauf, daß 
er hiefür gerade ihm nothwendige und vollwertige Gegenleiſtungen 


1) Die ſtatiſtiſchen Daten find zumeiſt G. v. Pacher „Werte der Ein- und 
Ausfuhr der beiden Staatsgebiete der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie im 
Jahre 1896“, Wien, 1898, Eduard Sieger und Prof. Hickmann. „Taſchen-Atlas 
für Oeſterreich-Ungarn“, Wien, G. Freytag & Berndt entnommen. 
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vom Auslande empfängt: andernfalls wird er immer, ſei es nun an 
Boden oder an Arbeitskraft und Intelligenz verarmen. Die reichſten 
und glücklichſten Länder ſind die nicht, wo die Waren-Ausfuhr die 
Waren⸗Einfuhr überwiegt. 

Doch zurück zu unſeren Betrachtungen über die Wichtigkeit der 
Landwirtſchaft in Oeſterreich-Ungarn! Dieſe ergibt ſich auch daraus, 
daß 59½ %% der Bevölkerung (blfg. 251 Mill., darunter 9½ Mill. 
Arbeiter) dieſem Berufe angehören. Sollte hier der Einwand gemacht 
werden, daß auf dieſe Ziffern die ungariſchen Verhältniſſe beſonderen 
Einfluß üben, ſo möge darauf hingewieſen ſein, daß die landwirt— 
ſchaftliche Bevölkerung des anonymen Theiles der Monarchie, der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, 573% der Geſammt— 
bevölkerung ausmacht, über 14 Millionen Menſchen, von denen faſt 
die Hälfte, beiläufig 48%, Arbeiter, nur 15½% Beſitzer, der Reſt 
aber Familienangehörige ſind. Es läßt ſich demnach nicht beſtreiten, 
daß von deren Wohlbefinden zu einem ſehr großen Theile auch das 
Wohlbefinden der geſammten Bevölkerung abhängt, daß ſomit die 
Politik des Staates weſentlich auf ſie Rückſicht nehmen muß. Inwie⸗ 
weit deren erzeugende Thätigkeit für unſere Geſammtproduktion maß⸗ 
gebend iſt, mögen folgende Daten aus Prof. A. L. Hickmann's „Taſchen⸗ 
Atlas von Oeſterreich-Ungarn“ darthun. Derſelbe bewertet im Durch⸗ 
ſchnitte der Jahre 1884 — 1894 die Erzeugung 


an Weizen mit 110 Mill. Gulden 
„ Gerſte „ 8 * 
„ Roggen „ 140 „ 5 

„ e rc re & „ 100 „ 8 
„ Mais .. ä 24 „ 


an Körnerfrüchten allein N mit 459 Mill. Gulden 


oder etwa gleich dem Erzeugniſſe der Textil- (430 Mill. Gulden) und 
Glas-Induſtrie (30 Mill. Gulden), der ganzen Monarchie (460 Mill. 
Gulden); an Kartoffeln mit 170 Mill. Gulden oder gleich Metall- 
waren (120 Mill. Gulden) ＋ Leder (10 Mill.) + 1/, der Papier: 
Induſtrie (19 Mill. Gulden). Hiezu kommt dann noch Wein (beiläufig 
70 Mill. Gulden), Hopfen, Zuckerrüben (50 Mill. Meterzentner im 
Werte von mindeſtens 5 Millionen Gulden), Tabak, Geſpinnſt— 
pflanzen, Hülſenfrüchte u. ſ. w., ohne bisher die Erzeugniſſe der Vieh⸗ 
haltung an Milch, Fleiſch, Eiern, Wolle u. ſ. w., auch nur erwähnt 
zu haben! 

Dieſe ganze große Volksmaſſe hat — ſoweit ſie überhaupt die 
Fähigkeit und Gelegenheit hiezu hatte — mit ſeltener Einmüthigkeit 
ihren Willen dahin kundgegeben, daß ein Ausgleich mit Ungarn unter 
den bisherigen Bedingungen nicht wieder abgeſchloſſen werden 
ſolle. Kennzeichnend iſt, daß die bezüglichen Beſchwerden weniger gegen 
die Beſtimmungen des Ausgleiches gerichtet ſind, als gegen die Art 
und Weiſe, wie ſie von Ungarn befolgt wurden, oder, wie mir ein 
Abgeordneter aus dieſen Kreiſen jüngſt ſagte: „Die Schädlichkeit des 
Ausgleiches liegt weniger in dem, was darin ſteht, als in dem, was 
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nicht darin ſteht.“ Wir Landwirte haben die Vertragstreue der jen— 
ſeitigen Reichshälfte in den letzten Jahren von einer ſo ſchlechten Seite 
kennen gelernt, daß wir die ſchwerſten Bedenken tragen müſſen, mit 
einem ſo unzuverläſſigen Kompaziszenten einen neuen Vertrag einzu— 
gehen, wenigſtens nicht ohne daß jeder denkbare Mißbrauch durch 
uuzweideutige Beſtimmungen ausgeſchloſſen, und eine Garantie dafür 
geboten würde, daß nicht wieder eine einſeitige Auslegung durch unſere 
Nachbarn erfolge. | 

In dieſer Rückſicht wurde von verſchiedenen Seiten die Einſetzung 
einer geſammt⸗ſtaatlichen Behörde angeregt, welche etwa auftauchende 
Streitfragen über Auslegung der Vertragsbeſtimmungen zu entſcheiden 
und vertragswidrige Maßnahmen eines Theiles abzuſtellen hätte. Wie 
Ihnen in einem früheren Vortrage wohl ſchon mitgetheilt worden ſein 
dürfte, entbehrte bisher das Zoll: und Handelsbündnis, wie leider faſt 
alle internationalen Verträge, eines ſolchen Durchführungsorganes; 
doch enthält es einen Anſatz hiezu in der „Zoll- und Handels-Conferenz“, 
ſowie in der gegenſeitigen Zoll-Inſpektion, welche ſich bei einigem guten 
Willen recht leicht zu einer Aufſichtsbehörde umgeſtalten ließen. Leider 
aber fehlt der gute Wille, ſowohl Zis als Trans. 

Ich werde mir nun erlauben, die wichtigſten der erwähnten 
Beſchwerden gegenüber dem beſtehenden Vertragszuſtande an der Hand 
der einſtimmigen Beſchlüſſe des VI. öſterreichiſchen Agrartages (1896) 
und des von der k. k. Landwirtſchafts-Geſellſchaft in Wien aufgeſtellten, 
dem VII. Agrartage?) vorgelegten Agrarprogrammes zu beſprechen. 

Da iſt es denn der vielgenannte Mahl verkehr, welcher unſer 
Intereſſe erweckt. Er beruht auf Art. X des Zollgeſetzes v. J. 1882 
und wurde durch Min.⸗Verordn. v. 29. Mai 1882 geregelt, dann über 
Andrängen der öſterreichiſchen und ungariſchen Landwirte, ſowie der 
öſterreichiſchen Müller durch Min.-Verordn. v. 6. Jänner 1896 einiger: 
maßen beſchränkt und ſoll nach der Regierungsvorlage für das jetzt abzu— 
ſchließende Zoll- und Handelsbündnis aufgehoben werden. Theoretiſch 
ſtellt er ſich als ein durchaus zuläſſiger Veredlungsverkehr dar, indem 
ein ausländiſches Rohprodukt zollfrei eingeführt wird, inſoweit es durch 
inländiſches Kapital und inländiſche Arbeit veredelt, als Induſtrie— 
produkt wieder zur Ausfuhr gelangt. Eine Beſonderheit unſerer Form 
iſt es jedoch, daß hiebei nicht die ganze importirte Menge wieder 
exportirt werden mußte, ſondern nur 70% bei Weizen, 65% bei Roggen. 
Die übrigen 30, bezw. 35% blieben unter der Bezeichnung „Abfalls— 
produkte“ als Kleie unverzollt im Inlande. Damit allein iſt ſchon 
nachgewieſen, daß ein Druck auf den Preis der inländiſchen Kleie u. ſ. w. 
und in weiterer Fortſetzung des inländiſchen Getreides ausgeübt werden 
konnte. Thatſächlich iſt nun das Ausbeuteprozent an Mehl in einer 
gut eingerichteten Mühle — und ſolche ſind die Budapeſter Dampf— 
mühlen — ein größeres als 70%, jo daß nicht nur Kleie, ſondern 
auch Mehl unverzollt im Lande blieb. Weiters liegt es in der Natur 


2) Derſelbe trat im Winter 1897 zuſammen, kam jedoch aus politiſchen 
und nationalen Gründen zu keiner meritoriſchen Verhandlung. 
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des Gegenſtandes, daß ein Identitäts nachweis der zollfrei einge— 
führten und ausgeführten Subſtanz nicht leicht erbracht werden kann 
und demnach auch nicht verlangt wurde. Der ungariſche Weizen iſt 
aber von beſonderer Qualität, und wird im Auslande ſpeziell Mehl 
aus dieſem Weizen zu feinen Bäckereien unbedingt benöthigt. 
Das Ausland wäre daher unter Umſtänden genöthigt geweſen, hiefür 
einen höheren, Seltenheits-Preis zu zahlen, wenn es nicht mangels 
des Identitätsnachweiſes möglich geweſen wäre, ihm daheim minder— 
wertigen ſerbiſchen und rumäniſchen Weizen zu ſubſtituiren. Schließlich 
geſtattet auch noch die erſterwähnte Verordnung die Stundung der 
Zollzahlung auf ein Jahr, ſo daß eigentlich nicht der gezahlte Ein— 
fuhrzoll bei der Ausfuhr der veredelten Ware zurückgezahlt, ſondern 
dann eine unverzinsliche Zollforderung des Staates an die Mühlen 
gelöſcht wurde. Da die Stundung den betreffenden Mühlen mißbräuchlich 
oft weit über ein Jahr verlängert wurde, ſo arbeiteten dieſelben fort— 
während mit einem nicht unbeträchtlichen unverzinslichen Staatsvor— 
ſchuß 3). Dieſe ganze Begunſtigung, obwohl den einheimiſchen Roh: 
produzenten unbedingt ſchädlich, hätte aber vielleicht nicht denſelben 
lebhaften Widerſpruch gefunden, wenn ſie allen Mühlen dies- und 
jenſeits der Leitha gleichmäßig zugute gekommen wäre. Thatſächliche 
Verhältniſſe aber bewirkten, daß ſie nur von wenigen großen Etabliſſe— 
ments, darunter namentlich den Budapeſter Dampfmühlen ausgenutzt 
werden konnte und fo deren Konkurrenzfähigkeit gegenüber den kleineren, 
namentlich den öſterreichiſchen Mühlen unverhältnismäßig ſteigerten. 
Kämpfen dieſe ohnedies ſchon infolge der Transport-, Kapitals-, 
Arbeiter- und ſonſtigen Verhältniſſe hart um ihre Exiſtenz, ſo wurden 
ſie durch den Mahlverkehr mit Beihilfe des Staates noch mehr 
bedrängt. Der Beſtand kleinerer und mittlerer Mühlen als Konſumenten 
für Getreide in der Nähe des Erzeugungsortes liegt aber ſehr im 
Intereſſe des Landwirtes, ebenſowohl wegen der Erſparung der Traus— 
port= und Zwiſchenhandels-Speſen beim Abſatze feiner Körner als auch 
wegen des leichteren und billigeren Bezuges der Abfallprodukte der 
Müllerei als Viehfutter. So wurde durch den Mahlverkehr und feine 
Auswüchſe nicht nur die alte blühende Mühleninduſtrie Oeſterreichs 
dem Abgrunde noch näher gebracht, an deſſen Rande ſie ohnedem ſchon 
ſteht, ſondern auch noch die landbauende Bevölkerung mittelbar und 
unmittelbar geſchädigt. Die Forderung nach deſſen Aufhebung iſt daher 
durchaus berechtigt. - | 

Einen zweiten, noch wichtigeren Beſchwerdepunkt bilden die unga— 
riſchen Tarifkünſte, worüber Ihnen ſchon der letzte Vortragende einige 
Mittheilungen gemacht hat. Mit Hilfe ihres ausgebreiteten Syſtems 
von Staatsbahnen und durch geſchickte Erſtellung der Eiſenbahn- und 
Dampfſchiff-Frachten iſt es unſeren öſtlichen Nachbarn gelungen, ihr 
Land in verkehrspolitiſcher Hinſicht zu einer Art kegelförmigen Berges 


3) Die eingeführte Menge betrug in den Jahren 1896/1897: 10½ Millionen 
Meterzentner Getreide gegen eine Ausfuhr von 6½½ Mill. Meterzentner Mahl- 
produkten. Hienach kann man den geſtundeten Zoll auf durchſchnittlich 1½ —2 Mill. 
Gulden und das jährliche Zinſenerſparnis auf fl. 70.000 — 80.000 berechnen. 


zu geitalten, deſſen Spitze in Budapeſt liegt und deſſen Baſis ſich 
längs der öſterreichiſchen Grenze hinzieht, ſo daß alle Waren leicht 
aus dem Lande heraus, aber nur ſchwer in dasſelbe hineinrollen können. 
Wo das noch nicht genügte, haben ſie beiſpielsweiſe durch feine Unter— 
ſcheidung zwiſchen Haupt- und Lokal-Bahnen, für welch' letztere die 
Tarife vertragsmäßig in keiner Weiſe gebunden ſind, an den Grenzen 
eine Art kleiner Schutzdämme errichtet, ſo daß die Einfuhr auch dort 
unmöglich gemacht oder doch ſehr erſchwert iſt. Dagegen haben ſie 
durch Entgegenkommen gegenüber dem eigentlichen Auslande, durch 
billige Lagerzinſe, Ausdehnung der lagerzinsfreien Zeit und ſonſtige 
Frachtbegünſtigungen ihren Bahnen doch die erforderlichen Transport⸗ 
mengen und damit eine entſprechende Rentabilität, ihren aufblühenden 
Induſtrien aber den preiswürdigen Bezug der nöthigen Hilfsmittel 
geſichert. 

Wenn dieſe Angelegenheit wohl in erſter Linie die Induſtrie 
angeht, ſo halten ſich die öſterreichiſchen Landwirte doch mit Recht in 
doppelter Hinſicht für geſchädigt: 1. wird den ungariſchen Rohprodukten 
die Konkurrenz mit den öſterreichiſchen, ſowohl im Inlande, als im weſt— 
lichen Auslande ungebührlich erleichtert; 2. werden die ſogenannten land— 
wirtſchaftlichen Induſtrien: Mühlen, Brauereien, Spiritusbrennereien, 
Zuckerfabriken u. dgl., deren Gedeihen mit dem der Landwirtſchaft in inniger 
Wechſelwirkung ſteht, in ihrer Entwicklung, namentlich in der Ausfuhr 
gegen Oſten und der Verſorgung des ungariſchen Konſumtionsgebietes 
weſentlich beeinträchtigt. Die neue Regierungsvorlage enthält keine 
genügenden Garantien gegen eine Fortſetzung dieſer Praxis. 

Ganz ähnlich ſteht es mit der' jogenannten ſtatiſtiſchen Gebühr, 
die ohne jede Rechtsgrundlage bisher gefordert wurde und auch ferner 
gefordert werden wird. 

In einigen anderen Punkten entſpricht die Regierungsvorlage 
allerdings den geäußerten Wünſchen der Landwirte beſſer: ſo wird es 
jeder der beiden Regierungen ermöglicht, Salz zur Fütterung des 
Viehes, welches heutzutage als ein unentbehrlicher Beſtandtheil jedes 
rationellen Futters angeſehen werden muß, zu ermäßigtem Preiſe in 
der nöthigen Menge abzugeben. 

Weiters wird in Art. XXI gejagt: „Die beiden Regierungen 
werden — — — die geeigneten Vorkehrungen treffen, damit in beiden 
Staatsgebieten der Monarchie in Betreff des Kunſtweines (weinähn— 
licher und weinhaltiger Getränke), ſowie zur Hintanhaltung der Fälſchung 
von wichtigeren landwirtſchaftlichen Produkten — — — thunlichſt über— 
einſtimmende Grundſätze zur Geltung kommen.“ Eigentlich wohl nur 
ein recht platoniſcher Hinweis auf den guten Willen beider Regierungen 
„nach Thunlichkeit übereinſtimmende Grundſätze“ aufzuſtellen, nach 
welchen dann jede der beiden Regierungen vorgehen kann — oder 
nicht! Da die Hintanhaltung von Fälſchungen der wichtigeren (nur 
der wichtigeren?) Nahrungsmittel nicht nur im Intereſſe der beider: 
ſeitigen Landwirtſchaft, ſondern auch der Geſammtbevölkerung gelegen 
iſt, ſo wären hier leicht beſtimmtere und kräftigere Ausdrücke zu finden 
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geweſen, die ein Anrecht auf die Erwartung gegeben hätten, daß einmal 
auf beiden Seiten wirklich etwas geſchieht. 

Der Art. XXI, welcher die veterinärpolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen enthält, die im Wechſelverkehr der beiden Staaten zur Anwendung 
kommen ſollen, weiſt inſoferne einen Fortſchritt gegen den bisherigen 
Zuſtand auf, als ſolche früher überhaupt nicht vorhanden waren, ent⸗ 
behrt jedoch ebenfalls der nöthigen Schärfe und Deutlichkeit; namentlich 
verweiſt er viele der praktiſch wichtigſten Maßregeln auf die „von 
beiden Regierungen zu vereinbarenden Durchführungsmodalitäten“. 

Die Frage iſt eine zu wichtige, als daß wir nicht einige Augenblicke 
bei ihr verweilen ſollten. Bekanntlich iſt die Viehzucht und Viehhaltung 
derjenige Zweig der Landwirtſchaft, der dem Grundbeſitzer, namentlich 
dem kleineren, unter den gegenwärtigen traurigen Verhältniſſen über— 
haupt noch ein beſcheidenes Erträgnis abwirft; mit deren Aufblühen 
oder Niedergang iſt daher, beſonders in unſeren Alpenländern, die Exiſtenz 
des Bauernſtandes enge verknüpft. Verleiht ihr dies allein ſchon eine 
ſchwerwiegende Bedeutung, ſo kommt noch der Umſtand hinzu, daß der 
Viehſtapel einen nicht unweſentlichen Beſtandtheil unſeres Volksver— 
mögens bildet, da er gewiß mit 1400 —1500 Millionen Gulden nicht 
zu hoch bewertet wird. Die Ausfuhr Oeſterreichs allein an Vieh und 
Vieh⸗Produkten betrug beiſpielsweiſe noch 1896: 121 Mill. Gulden, 
früher jedoch viel mehr. Ein ſo wichtiger Zweig der Volkswirtſchaft 
ſcheint daher ſchon einer beſonderen ſtaatlichen Fürſorge wert, und thatſäch— 
lich wurde auch in den letzten Jahrzehnten die Abwehr der gefährlichſten 
Feinde der Viehzucht, der anſteckenden Thier-Krankheiten oder Vieh— 
ſeuchen, vom Staate und den Ländern in die Hand genommen, und 
zwar mit gutem Erfolg. Es war mit ziemlich bedeutenden finanziellen 
Opfern des Staates für die Keulung der erkrankten und ſeuchenver 
dächtigen Stücke gelungen, die Lungenſeuche der Rinder im ganzen Gebiete 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zu tilgen, ſo 
wurde die Maul- und Klauen-Seuche der Wiederkäuer und Schweine 
unter Opfern der Länder und Privaten in enge Grenzen eingeſchränkt 
(in engere als dies z. B. im Deutſchen Reiche der Fall iſt), ſo geht 
man jetzt daran, die Schweinepeſt zu tilgen und dem gefährlichſten 
Feinde von Thieren und Menſchen, der Tuberkuloſe, energiſch ent— 
gegenzutreten. Fortwährend jedoch wurden dieſe Arbeiten geſtört und 
unterbrochen durch neue Einbrüche der Seuche von Oſten her, weil 
dort die Tilgung derſelben weit läſſiger betrieben und die thier— 
ärztliche Ueberwachung und Vorbeugung nicht mit ganzer Strenge 
gehandhabt wurde. Dies hatte außer dem unmittelbaren Schaden, noch 
den weiteren Nachtheil, daß Deutſchland, geſtützt auf den Wortlaut 
der beſtehenden Veterinärkonvention unſer Vieh zu den dortigen Märkten 
und Schlachthäuſern nicht zuließ, jo daß unſere Ausfuhr an Schlacht 
und Nutz⸗Vieh nach Deutſchland, die noch vor wenigen Jahren 70 bis 
80 Millionen Gulden betragen hatte, im Jahre 1896 bis auf 15 Mill. 
Gulden herabſank, worunter namentlich die angrenzenden Alpenländer 
einen gewaltigen Gewinnentgang erleiden. Ganz ähnlich verhält es ſich 
mit der Schweiz. Es ſcheint nun die Meinung verbreitet zu ſein, daß 
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Vorſtehendes ai die wahren Gründe des Verlangens ſtrenger veterinär= 
polizeilicher Vorkehrungen gegen Ungarn und den Oſten überhaupt 
ſeien, ſondern der Wunſch, den Wiener Markt für die öſterreichiſchen 
Landwirte zu monopoliſiren. Dem kann ich nur entgegnen: wenn wir 
den deutſchen Markt wieder bekommen, verzichten wir auf den 
Wiener Markt mit Vergnügen. Denn die Marktorganiſation und 
das Fleiſchhauer⸗Gewerbe ſind hier in einem Zuſtande, daß ſie den 
Produzenten und das konſumirende Publikum in gleich unerhörter Weiſe 
ſchädigen. Es iſt noch nicht jo lange her, daß Münchener Händler viele 
fette Ochſen im Waldviertel, alſo nicht weit von den Thoren Wiens, um 
höhere Preiſe einkauften, als ſie am dortigen Markte je erreicht hätten, 
und trotzdem iſt das Fleiſch in München (wie übrigens in faſt allen 
deutſchen Städten) billiger als bei uns! Auch iſt der Geſchmack des 
Publikums im Ganzen und Großen noch nicht hinreichend geſchult, um 
es beſonders lohnend zu machen, wirklich Prima-Qualitäten von Maſt— 
ochſen für Wien zu erzeugen und die Aufnahmsfähigkeit einer noch 
ſo großen Stadt überhaupt zu enge begrenzt, um für die Maſſen, um 
die es ſich hier handelt, ſchwer ins Gewicht zu fallen. 

Dies ſind im Weſentlichen die Bedürfniſſe der Landwirtſchaft, 
ſoweit ſie mit ihrem techniſchen Betriebe zuſammenhängen und von den 
Ausgleichsbeſtimmungen unmittelbar betroffen werden. 

Andere haben ihre Begründung in allgemeineren Verhältniſſen, 
und können eine zweckentſprechende Regelung nur im Einverſtändniſſe 
mit Ungarn erfahren. Hieher gehört die Reform der Frucht- und 
Mehl-Börſen mit dem gänzlichen Verbote des Blanko-Termin-Handels. 
Dieſe verſpricht einen fühlbaren Erfolg überhaupt nur dann, wenn ſie 
auf einem größeren Gebiete gleichmäßig vorgenommen wird. Deutſch— 
land iſt mit dem guten Beiſpiele vorausgegangen und unſer Beſtreben 
ſollte ſein, ihm in Oeſterreich und Ungarn nachzufolgen. Dabei wird 
durchaus nicht die Zweckmäßigkeit eines zentralen Hauptmarktes, einer 
Börſe, für die landwirtſchaftlichen Produkte und Bedarfsartikel ver— 
kannt. Aber einerjeit3 wünſchen Diejenigen, die bei dem Handel an 
derſelben am meiſten intereſſirt ſind, nicht mit Unrecht einen maß— 
gebenden Einfluß auf deren Leitung und andererſeits wollen ſie jeden 
Mißbrauch dieſer Inſtitution verhindert wiſſen. Als ein ſolcher 
Mißbrauch muß aber das Differenzſpiel angeſehen werden, welches, ohne 
mirklichen Handelsbedürfniſſen zu dienen, nur den Gewinn aus fingirten 
Kauf⸗ und Verkaufsgeſchäften zum Zwecke hat. Ich, für meine 
Perſon, erwarte zwar nicht, daß durch deſſen Beſeitigung und das 
Verbot des enge damit verbundenen Blanko-Termin-Handels die Weizen: 
preiſe eine weſentliche Beſſerung erfahren werden. Immerhin hat aber 
dieſes gewinnſüchtige und nicht immer reinliche Spiel mit dem „Schweiße 
des Bauern und dem Brote des Arbeiters“, wie man es bezeichnet hat, 
einen in jeder Hinſicht ſo verwerflichen Charakter, daß deſſen Beſeitigung 
dringend gewünſcht werden muß. Dies wird auch von ſoliden Börſe— 
kreiſen ſelbſt zugegeben. Leider enthält der Entwurf des neuen Zoll— 
und Handelsbündniſſes hierüber nichts. 

Mit der Landwirtſchaft in enger Verbindung ſtehen die ſoge⸗ 
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nannten landwirtſchaftlichen Induſtrien, weil ſie einerſeits deren Er— 
zeugniſſe unmittelbar und maſſenhaft verarbeiten, andererſeits ihr in den 
Fabrikationsrückſtänden viel und wertvolles Viehfutter billig zur Ber: 
füg ung ſtellen. Dieſe ſind es, die den größten Theil der indirekten 
Steuern aufzubringen haben; ich nenne nur Branntweinſteuer, Bier— 
ſteu er, Zuckerſteuer. Deshalb hat auch die Veranlagung und Einhebung 
gerade dieſer Auflagen für erſtere einſchneidende Bedeutung. Sie ſoll 
nach dem neuen Zoll- und Handelsbündniſſe, wie bisher, beiderſeits 
der Leitha nach gleichen Grundſätzen vorgenommen werden. Da die 
Geſetzentwürfe, welche eine Neuregelung derſelben in der Richtung einer 
höheren Belaſtung anſtrebten, nicht zur Durchführung gelangen, ſo 
läßt ſich hierüber einſtweilen nichts ſagen, als etwa, daß die beab— 
ſichtigte Erſtattung der Bonifikationen nicht nach der Brutto-Erzeugung, 
wie bisher, ſondern nach der wirklich ausgeführten Menge, Oeſterreich 
ech höher belaſten wird, immerhin aber als eine gerechte Maßregel 
erſcheint. 

Schließlich fordert die überwiegende Mehrzahl unſerer Landwirte 
einen ausgiebigen Schutz der heimiſchen Produktion namentlich gegen 
die transatlantiſche Konkurrenz durch höhere Einfuhrzölle. Im gegen— 
wärtigen Zeitpunkte läßt ſich jedoch in dieſer Richtung nichts machen, 
weil die Zölle durch die Handelsverträge bis zum 31. Dezember 1903 
feſtgelegt ſind. Herr Dr. Otto Lecher hat Ihnen die ſchwierige Lage 
geſchildert, in welcher ſich die Monarchie und insbeſondere Oeſterreich 
zu dieſer Zeit befinden werden, wenn der vorliegende Ausgleich mit 
ſeinem lendenlahmen Art. IV auf weitere 10 Jahre, d. i. bis 1908 oder 
1909 in Geltung bleibt. Von der Anſicht ausgehend, daß mit Ende 1903 
unſere internationalen Handelsbeziehungen überhaupt durchaus neu zu 
regeln ſind, erſcheint es den Agrariern zweckmäßig, gleichzeitig 
unſer Verhältnis zu Ungarn neu zu ordnen, wobei ſie ſich allerdings 
eine Reviſion des Zolltarifes für landwirtſchaftliche Produkte in der 
Richtung nach oben vorſtellen. Hier iſt nicht Zeit und Ort, die Be— 
rechtigung dieſes letzteren Verlangens eingehender zu erörtern; doch 
muß jedenfalls zugeſtanden werden, daß es bei dem jetzt leider allgemein 
herrſchenden Protektionismus einer gewiſſen Berechtigung nicht ent— 
behrt, und daß es nur folgerichtig iſt, wenn die zeitliche Beſchränkung 
des gegenwärtig abzuſchließenden Zoll- und Handelsbündniſſes bis 
Ende 1903 begehrt wird. 

Ueberhaupt kann feſtgeſtellt werden, daß unſere Landwirte keine 
große Neigung zum Abſchluſſe eines Zoll- und Handelsbündniſſes mit 
Ungarn ſelbſt nach den neueren, ihren Wünſchen näher kommenden 
Entwürfen haben)), viel eher einen engeren wirtſchafilichen Anſchluß 
an das Deutſche Reich und Mitteleuropa überhaupt wünſchen, weil ſie 
dort ein natürliches Abſatzgebiet für die meiſten ihrer Produkte, be— 
ſonders die höherwertigen, finden und ſie in vieler Hinſicht unter wirt— 


1) Intereſſant iſt in dieſer Richtung die jüngſte Kundgebung der tſchechiſchen 
Agrarpartei, welche von den jungtſchechiſchen Reichsraths-Abgeordneten die Auf— 
gabe ihrer ausgleichsfreundlichen Stellung ganz kategoriſch forderte, ſowie die 
Petition des böhmiſchen Bezirkes Unhoſcht an den Reichsrath in demſelben Sinne. 


ſchaftlichen Verhältniſſen arbeiten, die denen der mitteleuropäiſchen 
Landwirte ähnlicher ſind, als den ungariſchen. Eine Oeffnung der 
weſtlichen Grenzen für die Ausfuhr würde auch die Hebung der Land⸗ 
wirtſchaft auf eine techniſch höhere Stufe begünſtigen, da die weſt⸗ 
lichere Bevölkerung höhere Anſprüche an die Qualität ihrer Nahrungs- 
mittel zu ſtellen gewohnt iſt und gerade dort die höherwertigen Produkte 
einer intenſiveren Landwirtſchaft, Obſt, Gemüſe, Butter, Käſe u. ſ. w., 
leichteren und beſſeren Abſatz fänden; wenn eine ſolche nur bei 
Sperrung der öſtlichen Grenze möglich ſein ſollte, ſo ſtehen die Agrarier 
auch der Errichtung einer Zwiſchenzolllinie gegen Ungarn keineswegs 
feindlich gegenüber. 

Wäre denn eine ſolche wirklich, in rein wirtſchaftlicher 
Hinſicht, ein ſo großes Unglück für Oeſterreich? Daß ſie unſere 
Beziehungen zum Auslande einigermaßen erſchweren würde, mag ja 
ohneweiteres zugegeben werden; ebenſo daß unſere Induſtrie dann in 
Ungarn den Kampf mit der deutſchen, vielleicht auch engliſchen und 


ruſſiſchen auf paritätiſchem Boden aufnehmen müßte. Wie groß aber 


dabei ihre Verluſte wären, wie groß insbeſondere auch im Verhältniſſe 
zu denen, welche ihr die aufblühende ungariſche Induſtrie ohnedies 
binnen Kurzem verurſachen wird, und ob dieſelben nicht aufgewogen 
würden durch ihre freiere Bethätigung im Oriente, ja theilweiſe viel— 
leicht auch im Weſten, könnte wohl nur ein Prophet vorausſagen, ent— 
zieht ſich aber jedesfalls meiner Beurtheilung. Bezüglich der Handels— 
bilanz möchte ich nur feſtſtellen, daß nach der v. Pacher'ſchen Tabelle 
für das Jahr 1896 ein ſelbſtändiges öſterreichiſches Zollgebiet damals 
einen Ueberſchuß der Ausfuhr über die Einfuhr von 93½ Mill. Gulden, 
dagegen ein ungariſches ein Paſſivſaldo von beiläufig 4 Mill. Gulden 
aufgewieſen hätte. Hätte damals auch die öſterreichiſche Induſtrie 20% 
ihrer Ausfuhr nach Ungarn mit 385 Mill. Gulden eingebüßt gehabt, 
jo wäre dennoch ein Aktivſaldo des Staatsgebietes mit 93½ — 77 = 
16½ Mill. Gulden geblieben. Allerdings, die Lage der induſtriellen 
Arbeiterſchaft wäre zunächſt keine günſtige. Der Verminderung des 
Arbeitsbedarfes mit ſeiner Folge, dem ſinkenden Lohne, ſtünde gleich— 
zeitig eine Steigerung der Lebensmittelpreiſe gegenüber. Doch dürfte 
letztere bei einer vernünftigen Zollpolitik keineswegs die gefürchtete 
Höhe erreichen, da die öſterreichiſche Landwirtſchaft derzeit noch in der 
Lage iſt, allein die ganze Bevölkerung mit Nahrungsmittel zu ver⸗ 
ſehen, ausgenommen Weizen und zum Theile Schlachtvieh, hinſichtlich 
deſſen jedoch eine namhafte Steigerung der Produktion binnen wenigen 
Jahren leicht möglich iſt. Weiters könnte einerſeits dieſe Lage gerade 
bei Annäherung an die weſtlichen Verhältniſſe nicht lange ungeändert 
bleiben, andererſeits fallen denn doch die 6˙9 Mill. landwirtſchaftlichen 
Arbeiter, deren Lebenshaltung entſchieden gewönne, gegen die 2˙3 Mill. 
der bei Induſtrie und Handel beſchäftigten (gerade ½ der erſteren) 
ſchwer ins Gewicht. Wenden Sie dagegen nicht ein, daß die erhöhte 
Rentabilität der Landwirtſchaft nur den ſelbſtändigen Unternehmern, 
den Beſitzern zugute käme. Denn es iſt eine bekannte Thatſache, daß, 
hat es der Bauer gut, es auch dem Knechte nicht ſchlecht geht, und die 
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dringend nothwendigen ſozialpolitiſchen Maßregeln zu Gunſten der 
Arbeiterſchaft auf größeren Landgütern können überhaupt erſt dann ins 
Werk geſetzt werden, wenn dieſe wieder einen Ertrag abwerfen. 

Doch mit dem Zoll: und Handelsbündniſſe iſt das Intereſſe der 
öſterreichiſchen Landwirte am geſammten Ausgleiche noch keineswegs 
erſchöpft. Mit Rückſicht auf ihre Zahl wird es keineswegs übertrieben 
ſein, wenn man behauptet, ſie hätten die Hälfte des Beitrages Oeſter— 
reichs zu den gemeinſamen Angelegenheiten aufzubringen; die Höhe 
dieſes Beitrages kann ihnen daher keineswegs gleichgiltig ſein und ſie 
haben ſich auch von jeher für die Herabſetzung desſelben auf ein ge— 
rechtes Maß energiſch eingeſetzt. Was nun dieſes gerechte Maß iſt, 
kann ziffermäßig ſo ohne weiteres nicht geſagt werden und es bleibt 
einem ſpäteren Vortragenden vorbehalten, Ihnen hierüber Näheres 
mitzutheilen; daß es aber das beſtehende Verhältnis von 686: 31˙4 
nicht iſt, darüber iſt wohl hierzulande Niemand mehr im Zweifel — 
ausgenommen vielleicht die Regierung. Die öſterreichiſche Quoten— 
Deputation hat 58:42 vorgeſchlagen und dies dürfte annäherungs— 
weiſe der Leiſtungsfähigkeit beider Staaten entſprechen, keinesfalls aber 
Ungarn übermäßig belaſten; die ungariſche ſtellte ſich demgegenüber auf 
den Standpunkt der reinen Negation und Belaſſung beim Alten. 

Auch der Regelung der Bankfrage ſtehen die Landwirte keines— 
wegs ſo intereſſelos gegenüber, als es etwa von Vorneherein den An— 
ſchein hat. Nicht nur, daß ſie von einer geſteigerten Antheilnahme des 
Staates am Reingewinne der Oeſterreichiſch-ungariſchen Bank eine Er— 
leichterung ihrer ſchweren Laſten erhoffen, ſondern ihr Streben geht 
auch mit Recht dahin, den Kredit dieſes Inſtitutes der Landwirtſchaft 
in ausgedehnterem Maße, als bisher, nutzbar zu machen; das kann 
aber ſchwer geſchehen, wenn die Leitung zum großen Theile in Händen 
der ebenfalls geldbedürftigen Ungarn liegt, und die verfügbaren Mittel 
der Bank in dem jenſeitigen Gebiete feſtgelegt ſind. Doch ich will dem 
nächſten Herrn Vortragenden nicht vorgreifen! 

So bliebe denn im Weſentlichen noch ein Gegenſtand des Aus— 
gleiches übrig, bezüglich deſſen auch in landwirtſchaftlichen Kreiſen die 
Meinungen noch ziemlich getheilt ſind: die Fortſetzung der Währungs— 
reform. Bekanntlich wünſcht ein großer Theil die Rückkehr zum inter— 
nationalen Bimetallismus. Vom Standpunkte des eigenen Intereſſes 
hat ja die Sache inſoferne etwas für ſich, als der Weizenpreis mit 
dem Silberpreis in einer gewiſſen engeren Verbindung zu ſtehen ſcheint, 
was ſich vielleicht am ungezwungenſten aus der Thatſache erklärt, daß 
bis vor Kurzem noch die Länder, welche die überwiegende Menge 
Weizens erzeugten, ihre Währung nicht geordnet hatten. Mag dem 
ſein, wie es will: begreiflich iſt, daß die Gruppe der Bimetalliſten 
die Geſetzesvorlagen, durch welche unſere Währung noch weiter reformirt 
werden ſoll, mit ſcheelem Auge betrachtet. 

Hoffentlich iſt es mir gelungen, meine Damen und Herren, Ihnen 
ein wenn auch lückenhaftes und unausgeführtes Bild des Verhältniſſes 
der öſterreichiſchen Landwirtſchaft zu dem Komplexe von geſetzlichen 
Beſtimmungen und volkswirtſchaftlichen Einrichtungen zu geben, welche 
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mit dem Sammelnamen „Ausgleich“ bezeichnet werden. Wenn ihre 
Intereſſen auch durchaus nicht überall mit denen der übrigen Berufs— 
arten gleich laufen, ſo ſind die Widerſprüche doch nicht ſo ſtark, daß 
ſie ein gemeinſames Vorgehen in ſo eminent wichtigen wirtſchaftlichen 
Fragen ausſchließen würden, und verdient dieſer Erwerbszweig im 
Hinblicke auf die Zahl feiner Berufsangehörigen und feine volkswirt— 
ſchaftliche Bedeutung in der Politik gewiß ebenſoviel Berückſichtigung 
als andere. Alle Werte erzeugende Thätigkeiten werden ſie aber 
ſeitens der maßgebenden Faktoren nur dann finden, wenn ſie ihre 
Kräfte nicht in fruchtloſem Kampfe gegeneinander vergeuden — iſt ja 
doch jede auf das Gedeihen der anderen angewieſen! — ſondern in 
gemeinſamer Arbeit unſere innere und internationale Geſetzgebung in 
der Weiſe geſtalten, wie es ihren Zwecken förderlich iſt. 
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55. W. H. Riehl's Geſchichten und Novellen. Geſammt⸗ 
Ausgabe. Erſcheint vollſtändig in 44 Lieferungen zu 50 Pf., alle 
14 Tage eine Lieferung. Stuttgart. J. G. Cotta'ſche Buchhandlung 
Nachfolger. 

Die Verlagsbuchhandlung jagt in ihrem Proſpekte von dieſer 
Ausgabe, ſie ſei „eine Lebensarbeit des Verfaſſers und ſein poetiſches 
Hauptwerk, das ſeine künſtleriſche und perſönliche Eigenart beſonders 
klar und anziehend ausſpricht. Der echt deutſche Charakter, ein Grund— 
zug dieſes Mannes, iſt auch für dieſe Novellen vor Allem bezeichnend 
und zwar nicht nur äußerlich, indem ſie ſämmtlich in Deutſchland oder 
wenigſtens in deutſchen Familien ſpielen, ſondern noch mehr durch ihren 
künſtleriſchen Charakter. Die markigen, altdeutſchen Holzſchnitte, nach 
denen W. H. Riehl ſelbſt gern zeichnete, und Ludwig Richters Illu— 
ſtrationen erſchienen ihm als prächtige Stilmuſter für ſeine Erzählungen. 
Daß ihn dieſe ſo beſcheidenen, aber für deutſchen Geiſt und deutſche 
Kunſt ſo bezeichnenden Werke mächtig feſſelten und anregten, gründet 
in einer tiefen, inneren Verwandtſchaft. Die rege Phantaſie, die reiche 
Erfindung, die uns bei jenen vor Allem feſſeln, ſind auch für W. H. 
Riehl und namentlich für ſeine fünfzig Novellen bezeichnend, und gleich 
jenen alten Meiſtern erzählt er ſo knapp, weil er ſo viel zu erzählen 
hat. Er will uns erzählen, nicht ſchildern, aber indem er die Perſonen 
im Geiſte ihrer Zeit erfindet und handeln läßt, gibt er ein lebens 
und charaktervolles Bild der Epoche, in der die Geſchichte ſpielt, und 
die Novellen führen uns durch die verſchiedenſten Perioden deutſcher 
Geſchichte von Karls des Großen Tagen bis zur Gegenwart. Seine 
Studien über deutſche Kulturgeſchichte, über deutſches Land und Volk, 
ſeine feine pſychologiſche Beobachtung gaben dem merkwürdig vielſeitigen 
Mann den Stoff zu ſeinen Novellen, künſtleriſch geſtaltet aber hat er 
ſie meiſt nicht in der Studierſtube, ſondern auf ſtillen Spaziergängen 
durch Wald und Feld. Daher das Friſche und Packende dieſer Er— 
zählungen, in denen uns ein kräftiger Humor ergötzt, gemüthvolles 
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Empfinden tief ergreift. Die kerngeſunde, heitere aber herzliche Art 
dieſer Novellen hat Viele erfreut, Vielen auch ſchon wahrhaft zu 
Herzen geſprochen. Möge dieſe neue Ausgabe der fünfzig Novellen 
W. H. Riehl's ſeinen Freunden willkommen ſein und möge ſie den 
phantaſievollen und gemüthreichen Dichtungen viele neue Freunde ge— 
winnen“. Dieſen Worten können wir uns nur vorbehaltlos anſchließen. 
Die Ausgabe wird folgende Sammlungen umfaſſen: Kulturgeſchichtliche 
Novellen, Geſchichten aus alter Zeit, Neues Novellenbuch, Aus der 
Ecke, Am Feierabend, Lebensräthſel. Bis jetzt ſind von der erſten 
Sammlung erſchienen: Der Stadtpfeifer, Im Jahre des Herrn, Ovid 
bei Hofe, Amphion, Werke der Barmherzigkeit, Gräfin Urſula, Meiſter 
Martin Hildebrand, Die Lehrjahre eines Humaniſten. 

56. Immaculata. Roman aus dem römiſchen Leben der 
Gegenwart von Rubert Raberti. Stuttgart. J. G. Cottas Nachf. 
1899. 1. Bd. 324 S. 2. Bd. 351 S. 8 Mk. 

Der Name des Verfaſſers begegnet uns hier zum erſtenmale. 
Wir haben die beiden Bände mit ſteigendem Intereſſe geleſen. Der 
Verfaſſer iſt ein hochgebildeter Mann, der die Gabe der Erfindung und 
auch der Darſtellung hat. Durch den Roman fluthet modernes Leben 
und der Geiſt der Gegenwart. Menſchen und Dinge ſind groß und in 
feſten Kontouren gezeichnet. Der Roman verdient geleſen zu werden. 
Er vereinigt hohen, idealen Schwung mit ſtarker realiſtiſcher An— 
ſchauung und Schilderung. Sollte das Werk ein Erſtling ſein, dann 
iſt noch Vieles vom Autor zu erwarten. 

57. Annette Freiin von Droſte⸗Hülshoffs geſammelte 
Schriften in drei Bänden. Mit Einleitung von Levin Schücking. 
Stuttgart. J. G. Cotta's Nachf. 1. Bd.: Lyriſche Gedichte. 354 S. 
2. Bd.: Das geiſtliche Jahr. — Geiſtliche Lieder. — Größere er— 
zählende Gedichte. Anhang. 379 S. 3. Bd.: Schriften in Proſa. — 
Dramatiſches. 388 S. 3 Bde. in Ganzleinen. M 3. 

Die Geſammtausgabe der Werke der bedeutendſten deutſchen 
Dichterin iſt ſehr zu begrüßen. Der fabelhaft billige Preis erleichtert 
ihre Anſchaffung bis in tiefe Schichten des Volkes hinein. Die Lektüre 
dieſer Bände iſt zugleich äſthetiſch erziehend, denn was hier geboten 
wird iſt echte, d. h. unvergängliche Poeſie. Noch iſt die Dichterin nicht 
ſo bekannt, als es ſich zu ihrem Ruhme und zur Ehre des deutſchen 
Volkes gebührte. 

58. Erbrechtspolitik, alte und neue Feudalität. Von 
Lu jo Brentano. Stuttgart. J. G. Cotta's Nachf. 1899. XII, 
592 S. M. 14. 
| Dieſes Buch bildet deu erſten Band der „Geſammelten Aufſätze“ 
L. Brentanos. Es enthält: Das droit d’ainesse unter der Reſtau⸗ 
ration und ſeitdem. Erbrecht und Bauernſtand in England. Warum 
herrſcht in Altbayern bäuerlicher Grundbeſitz? Die Agrarreform in 
Preußen. Das bäuerliche Erbrecht in Bayern. Agrariſche Behauptungen 
im Lichte der Wirklichkeit. Die feudale Grundlage der ſchleſiſchen Leinen— 
induſtrie. Wir hoffen in größerem Zuſammenhange auf das Buch noch 
zurückzukommen, bei welcher Gelegenheit auch desſelben Verfaſſers 


„Agrarpolitik. Ein Lehrbuch.“ (Stuttgart. Cotta. 1897. I. Theil. 
Theoretiſche Einleitung. VII, 145 S. M. 3) in die Beſprechung ein- 
bezogen werden ſoll. 

59. Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik. Zeit⸗ 
ſchrift zur Erforſchung der geſellſchaftlichen Zuſtände aller Länder. In 
Verbindung mit einer Reihe namhafter Fachmänner des In- und Aus— 
landes herausgegeben von Dr. Heinrich Braun. Berlin. C. Hey⸗ 
mann. 1899. 13. Band. 3. und 4. Heft. (Der Band von 6 Heften 
M. 12, einzelne Hefte M. 2-50.) 

Die beiden vorliegenden Hefte dieſer verdienſtlichen Zeitſchrift 
enthalten zwei Aufſätze, auf die wir unſere Leſer beſonders aufmerk— 
ſam machen möchten. Profeſſor Heinrich Herkner in Zürich ſpricht 
über das Frauenſtudium in der Nationalökonomie und Frau Lily 
Braun in Berlin ſchildert in einer längeren Abhandlung, die ſich 
durch außerordentliche Literaturkenntnis auszeichnet, die Anfänge der 
Frauenbewegung. Dieſe beiden Aufſätze ſind beſonders geeignet, den— 
kende und ſtrebende Frauen anzuregen. Außer dieſen beiden Artikeln 
enthält das Doppelheft an längeren Abhandlungen noch: Die Schran— 
ken der kapitaliſtiſchen Landwirtſchaft von Karl Kautsky und Die 
Italiener Chicagos von der bekannten Florence Kelley. 

60. Der römiſche Maler. Von Otto Erich Hartleben. 
Berlin. S. Fiſcher. 1898. 168 S. M. 2. 

Ein köſtliches Buch, wie ſich das bei O. E. Hartleben ja faſt 
immer von ſelbſt verſteht. Er vereinigt in dieſem Bande ſechs Skizzen: 
Der bunte Vogel, Das Kalbskotelette, Der Romanzier, Der römiſche 
Maler, Die Novelle des guten Kurt, Moritz der Sortimenter. Welche 
die beſte iſt, iſt ſchwer zu ſagen. Immer die, die man gerade lieſt. 
Natürlich ſpielt da der ſubjektive Geſchmack eine große Rolle. Daß 
auch Hartleben der Geſchmackloſigkeit huldigt, eine Sammlung unter 
dem Titel einer Skizze herauszugeben, ſoll ausdrücklich getadelt werden. 
Es wäre doch ſchade, wenn dieſe Unſitte ſich völlig einbürgern ſollte. 
Was an uns iſt, wollen wir ſie wenigſtens nicht ſchweigend erdulden. 

61. Tampete. Von Franz Ferdinand Heitmüller. 
Novellen. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 207 S. M. 2. 

Wir machen in dieſem Bande Bekanntſchaft mit einem ſtarken 
Erzählertalent. Vier Novellen werden uns dargeboten: Tampete! (der 
Dialektname eines niederdeutſchen Nationaltanzes), Eine Himmelfahrt, 
Das Paradies, Der Glückspilz. In Allem tritt eine ſtraffe Führung 
der Handlung und der Charaktere zu Tage. Es iſt das erſte, was wir 
von Heitmüller geleſen haben. Falls es deſſen erſte Darbietungen 
überhaupt ſind, dann dürfen wir von dieſem Autor noch Vieles er— 
hoffen. Damit ſoll aber nicht geſagt ſein, daß dieſe Novellen nur Ver— 
ſprechungen wären. Sie ſind ſelbſt ſchon Erfüllung. Sie gehören zu 
den ernſten Erſcheinungen unſerer gegenwärtigen Literatur. 

62. Die Lumpen. Leo Hirſchfeld. Komödie in drei Akten. 
Berlin. S. Fiſcher. 1899. 137 S. | 

Ein Milieudrama. Ort: Wien, hauptſächlich Café Größenwahn. 
Es iſt geſchickt gemacht. Daß es ſich auf der Bühne, auf der es mit 


== 38 


Beifall aufgenommen wurde, nicht halten konnte, liegt wohl darin, daß 
die Perſonen und die Anſpielungen zu viel intimen Charakter haben, 
ſo daß ſie nur einem kleinen literariſchen Kreiſe ganz verſtändlich ſind. 
Damit iſt natürlich auch ſchon ein Urtheil über den beſchränkten litera- 
riſchen 1 des Stückes gefällt. 

63. Eberhard König. Filippo 1 ee in fünf 
Aufzügen. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 180 S 

Dieſes Drama bewegt ſich in den 151 5 1 Aber an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen blitzt eine ſtarke Natur hervor, die ſich wohl noch 
durchringen wird. 

64. Shakeſpeariſche Probleme. Neue Folge. Trollus und 
Creſſida. Bearbeitet und mit einem erklärenden Vorwort verſehen von 
Adolf Gelber. Wien. Konegen. 1898. 203 S 

Der Verfaſſer hat ſich ſchon durch das Buch: Shakeſpeariſche 
Probleme, Plan und Einheit im Hamlet, Wien, Konegen, 1891, IV, 
275 S., fl. 3, vortheilhaft als Shakeſpeare-Kenner bemerkbar gemacht. 
Die jo umfängliche Hamlet-Literatur hat durch dieſe Schrift eine wirk— 
liche Bereicherung erfahren. Und das will für den Kenner dieſer 
Literatur viel ſagen. In dem neuen Bande verſucht er es, ein bisher 
noch nicht für die Bühne gewonnenes, ja überhaupt weniger bekanntes 
Stück Shakeſpeares für ſie zu bearbeiten. Er erklärt vorerſt, daß er 
„Troilus und Creſſida“ im Gegenſatz zu der bisher allgemein giltigen 
Meinung für ein Meiſterſtück Shakeſpeares halte. Er thut das gleich 
im Beginne eines Vorwortes, das ſich in fünf Kapitel theilt: I. Das 
Ethos bei Shakeſpeare und Homer. II. Der Trotlus⸗Stoff. III. Kon: 
ſtruktion des griechiſchen Stoffes. IV. Der Zorn des Achilles. V. Die 
vorliegende Bearbeitung. Er verſteht es für ſeine Anſicht überzeugend 
zu plädiren. Wie die Tagesblätter mitgetheilt haben, ſoll „Troflus 
und Creſſida“ mit Zugrundelegung der Bearbeitung von Gelber auf 
dem Wiener Burgtheater aufgeführt werden. Das wird ein intereſſanter 
Abend werden, der, wie wir hoffen, auch Herrn Dr. Gelber Genug— 
n bereiten wird. 

. J. P. Jacobſens Geſammelte Werke. Deutſch von 
. Herzfeld. Florenz und Leipzig. Eugen Diederichs. 1. Bd. 
Mit Buchſchmuck von Müller-Schoenefeld, Berlin. 1899. XLVIII, 
393 S. Mk. 4. 2. Bd. Mit Buchſchmuck von H. Vogel, Worpswede. 
1898. 347 S. Mk. 5. 3. Bd. Mit Buchſchmuck von Müller-Schoene— 
feld, Berlin. 1898. 302 S. Mk. 3. 

Der erſte Band enthält in einer Einleitung die Biographie und 
eine eindringende literariſche Würdigung Jacobſens aus der Feder der 
Ueberſetzerin, die ihrer Aufgabe in der an ihr bekannten meiſterhaften 
Weiſe gerecht geworden iſt. Nach der Einleitung folgen die Novellen: 
Mogens, Schuß in den Nebel, Zwei Welten, Es hätten Roſen da 
ſein müſſen, Peſt in Bergamo, Frau Fönß, ſodann: Fragmente, Briefe 
und Gedichte. Dieſe ſind von Robert F. Arnold überſetzt. Die 
Briefe ſind für das deutſche Publikum ganz neu. Der zweite Band 
enthält Frau Marie Grubbe, der dritte Niels Lyhne. Mit dieſer ſchön 
ausgeſtatteten und nicht theueren Ausgabe wird Jacobſen, dieſer feine 
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und zarte Repräſentant däniſchen Weſens den Deutſchen in nächſte 
Nähe gebracht. Es wäre wohl zu wünſchen, daß ſie weite Verbreitung 
fände. 

66. Das Liebesleben in der Natur. Eine Entwicklungs- 
geſchichte der Liebe. Von W. . Mit Buchſchmuck von Müller⸗ 
Schoenefeld, Berlin. 1. bis 4. Tauſend. Florenz und Leipzig. 
Eugen Diederichs. X, 402 S. M. 5. 

Der Verfaſſer die es hochintereſſanten Buches, das in feiner Art 
wohl einzig, nicht blos in der deutſchen Literatur daſtehen dürfte, ſagte 
im Vorworte: „Mein Buch wendet ſich an alle, die vernünftig denken 
können und den Muth haben, ſich eine Weltanſchauung zu bilden. Die 
Welt iſt ein zäher Sauerteig, und wer hindurch will, darf ſich vor 
keinen Himmeln und vor keinen Höllen ſcheuen. Selbſtverſtändlich habe 
ich an reife Menſchen dabei gedacht. Reif iſt aber Jeder, der einmal 
die Erleuchtungsſtunde durchlebt hat, da ihm der Drang nach Erkenntnis 
aufgegangen iſt; da er eingeſehen hat, daß dieſes flüchtige Menjchen- 
leben mit all' ſeiner Hatz durch die paar Jahre und all' ſeinen Ent⸗ 
täuſchungen ein unendlicher Blödſinn iſt, wenn wir ihm nicht einen 
höheren Sinn durch die Erkenntnis geben, durch das kleine Lichtſtümpfchen 
„Denken“, das uns in all' dem Finſtergraus verliehen iſt. Wer Er— 
kenntnis ſucht, der geht nackt und bloß, und es gibt nur ein Kleid, 
das ihn hüllt: die Wahrheit. Aber er geht auch mit eiſerner Sicherheit 
auf ein einziges Lichtziel los, und es ſind keine Mißverſtändniſſe für 
ihn möglich. Mit ihm kann ich mich vertragen — alle anderen ſind 
mir vollkommen gleichgiltig. Das Gerüſt von Thatſachen, das ich gebe, 
iſt mit mehr oder weniger Glück aus dem unabſehbaren Gebiete moderner 
phyſiologiſcher und zoologiſcher Forſchung herausgeſ ucht. Die Ver⸗ 
knüpfung und philoſophiſche Verwertung iſt durch vegs eine ſubjektive, 
für die ich allein die Verantwortung trage. Wer das Thatſachenfeld 
ſelber überſchaut, den brauche ich nicht noch beſonders zu erinnern, wie 
ſehr die Dinge dort ſtündlich im Fluſſe ſind und oft unter den Fingern 
ſchon veralten. Aber man wird von den Einzelheiten einen guten Theil 
ruhig abziehen dürfen, ſo bleibt doch der logiſche Gedanke res Ganzen 
beſtehen und wahrt ſich ſeine Wirkung weit über dieſes oder jenes 
Spinnefädchen hinaus. Und ein derbes Stück einmal gewonnener Grund— 
thatſachen iſt, denke ich, heute wirklich nicht mehr gut umzuſtoßen, wenn 
auch dem Zweifel ſein Recht ſo unbenommen wie möglich bleiben ſoll 
— ein Recht, für das ich ſelber allerwege eintreten werde. Die äußere 
Form, in der ich die Dinge vorgetragen habe, halte ich nun einmal 
für die brauchbarſte, um zum erſprießlichen Ziel zu kommen. Ich meine, 
daß die Brücke vom ſtrengen Fachgebiet, wo man gewiſſe Thatſachen 
halb⸗ oder ganzwahr anhäuft, bis zur Verſtändigung in Kreiſe hinein, 
wo man mehr große Linien des allgemeinen Denkens und Weltdurch— 
grübelns braucht, weſentlich über die Kunſt geht. Und zwar über alle 
Mittel der Kunſt: vom farbigen Pathos bis zum bunten Humor. Ver— 
ſteht ſich: die Kunſt hat noch ganz andere Aufgaben. Aber hier hat 
ſie auch eine — eine kleine freundliche, die doch unendlich wichtig iſt, 
wenn wir uns überlegen, wie viele denken wollen und nur durch Denken 
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froh werden, die aber ſonſt niemals gewiſſe beſonders ſauerteiglichen 
Thatſachen der Wiſſenſchaft in ihre Gewalt bekommen würden. Dieſer 
Band iſt innerlich rund in ſich abgeſchloſſen, er hilft dem Leſer einfach 
ein Stück weit, das als ſolches keines Kommentars mehr bedarf. Aber 
es liegt doch im Stoffe, daß ein zweiter Theil folgen kann, und das 
ſoll er auch. Er wird weſentlich vom Menſchen erzählen.“ In fünf 
zehn Kapiteln führt nun der Verfaſſer den Leſer durch verſchiedene 
Gebiete des Thierlebens, immer den Zeugungsakt in merkwürdig poetiſch⸗ 
wiſſenſchaftlicher Weiſe ſchildernd. Die einzelnen Abſätze leſen fi wie 
Märchen. Aber nichts iſt in ihnen märchenhaft als die Art der Dar— 
ſtellung. Mit Spannung darf man den zweiten Theil des Werkes 
erwarten. 

67. Novellen von Adolf von Hedenſtjerna. Aus dem 
Schwediſchen von C. Thams und M. e Halle a. S. 
Hendel. 76, 84, 91, 90 S. M. 1. 

68. Aus der Heimat. Bilder und Skizzen von A. von 
Hedenſtjerna. Deutſch von M. Langfeldt. Halle a. S., Hendel. 
208 S. 75 Pf. 

69. Marie aus dem „Goldenen Roß“. Der Majorats⸗ 
herr von Halleborg. Erzählungen von A. von Hedenſtjerna. 
Aus dem Schwediſchen von M. Hellbuſch. Halle a. S., Hendel. 
176 S. 75 Pf. 

Der Name Hedenſtjerna's iſt raſch bekannt geworden. Die drei 
hier vorliegenden Sammlungen geben ein gutes Geſammtbild über die 
Eigenart des Dichters. Sie werden die Zahl ſeiner Freunde bedeutend 
erweitern, da der billige Preis eine bedeutende Verbreitung ermöglicht. 
Dieſe Verbreitung iſt auch im hohen Grade wünſchenswert. 

70. Der Ausgleich mit Ungarn und die neue Taktik. 
Rede, gehalten in der Volks⸗Verſammlung am 26. Dezember 1898 in 
Neutitſchein vom Reichsraths⸗Abgeordneten Dr. Otto Lecher. Neu⸗ 
titſchein. Hoſch. 1899. 28 S 

Der bekannte Polititer hat hier eine ſeiner agitatoriſchen Reden 
im Druck erſcheinen laſſen. Es braucht kaum erwähnt zu werden, daß 
ſie, wie Alles, was dieſer begabte und wirklich liberale Abgeordnete 
ſagt und ſchreibt, ſachlich und belehrend iſt. 

71. Praktiſche Anleitung zur Verfaſſung des Perſonal⸗ 

einkommenſteuer⸗Bekenntniſſes von k. k. Steuer⸗Ober⸗Inſpektor 
Ernſt Weiskirchner. Neutitſchein. Hoſch. 1899. 21 S. 20 kr. 
1 Dieſer Broſchüre behandelt in einer ſehr faßlichen, leicht ver— 
ſtändlichen Form, ohne durch Wiederholung bereits bekannter Be— 
ſtimmungen des Perſonalſteuergeſetzes zu ermüden, einzelne ſchwierige 
und bisher noch nicht tiefer erörterte Geſetzesmaterien und bietet An⸗ 
haltspunkte, bei deren Beobachtung es Jedermann leicht ſein wird, 
das Perſonalſteuer⸗Bekenntnis ohne weitere Hilfe korrekt und genau 
im Sinne der geſetzlichen Vorſchriften zu verfaſſen, beſonders, da ein 
äußerſt klares und inſtruktives Beiſpiel derſelben angeſchloſſen iſt. 

72. Bau und Leben des Thieres. Von Dr. Wilhelm 
Haacke, geh. 90 Pf., geſchmackvoll geb. M. 150. („Aus Natur und 
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Geiſteswelt.“ Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellun— 
gen aus allen Gebieten des Wiſſens. 12 monatliche Bändchen zu je 
90 Pf., geſchmackvoll geb. zu je M. 1:15, oder 54 jährliche Lieferun⸗ 
gen zu je 20 Pf.) Verlag von B. G. Teubner in Leipzig. 

Die unſeren Leſern ſchon einmal angezeigte Sammlung wiſſenſchaft⸗ 
lich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens 
„Aus Natur und Geiſteswelt“ will vor allem an alltägliche und prak⸗ 
tiſche Intereſſen anknüpfend zu einer ſorgſameren Beobachtung und zu 
einem tieferen Verſtändnis unſerer Umgebung anleiten und führen. 
Dieſe Abſicht erreicht auch im vollen Maße das ſoeben erſchienene 
3. Bändchen, das, aus der Feder des durch die Herausgabe mehrerer 
größerer Werke rühmlichſt bekannten Zoologen W. Haacke ſtammend, 
eine Darſtellung vom „Bau und Leben des Thieres“ gibt. Dieſe er— 
ſcheint in der That außerordentlich geeignet, ein beſſeres Verſtändnis 
unſerer Haus- oder Arbeitsgenoſſen, unſerer Freunde in Feld und 
Wald zu vermitteln. Indem ſie aber auch die Thiere als Glieder der 
Geſammtnatur uns zeigt, lehrt ſie uns zugleich Verſtändnis und Be— 
wunderung für deren wunderbare Harmonie, die, wie im großen, in 
dem Zuſammenwirken der vielen Tauſende von Lebeweſen, ſo auch im 
Kleinſten, in der Zweckmäßigkeit auch der unſcheinbarſten Organe, ſich 
erkennen läßt. In anziehender Schilderung zeigt uns der Verfaſſer 
zunächſt die Thierformen verſchiedener Gebiete, das Thier im Rahmen 
ſeines Wohnortes und gewinnt von da aus den Uebergang zu der 
nun folgenden ausführlichen Behandlung des Thierkörpers, deſſen „Zweck— 
mäßigkeit“ nicht nur in ſeiner allgemeinen Anlage und ſeinen Funk— 
tionen, ſondern auch in ſeiner Gliederung, im Zuſammenwirken der 
Organe und im Bau eines jeden einzelnen derſelben zum Ausdruck 
kommt. Intereſſante Fragen werden in den Kapiteln „Organismen ohne 
Organe“, „Thier und Pflanze“, „Die Arbeitstheilung in der Thierwelt“ 
u. ſ. w. behandelt. Den letzten Theil bilden Ausführungen über den 
mikroſkopiſchen Bau des Thierkörpers, über Gewebe und Zellen, daran 
anſchließend ſolche über die „Entwickelung“, über den „Formenwert“ 
und den „Bauplan des Thierkörpers“, um endlich mit einem „Bild 
des Thierreiches“ abzuſchließen, das zu dem Anfang zurückführt, indem 
es uns zeigt: „Ueberall das rechte Thier am rechten Ort.“ So glauben 
wir auch dies Bändchen, ſowie die ganze Sammlung unſeren Leſern 
aufs Beſte empfehlen zu können, zumal der Preis bei dem Umfange 
und der vorzüglichen Ausſtattung ſehr niedrig zu nennen iſt. 

73. Unter jüdiſchen Proletariern. Bon S. R. Land au. 
Reiſeſchilderungen aus Oſtgalizien und Rußland. Wien. Rosner. 
1898. 87 S. 

Der bekannte Zioniſt, S. R. Landau, hat im Auftrage der Wiener 
Wochenſchrift „Welt“ (deren Redakteur er iſt) und der Londoner „Jewish 
World“ eine Studienreiſe unternommen, deren Ergebniſſe hier in Schil⸗ 
derungen vorliegen. Sie behandeln, wie der Verfaſſer im Vorwort 
ſagt, „die Lebens- und Arbeitsverhältniſſe des jüdiſchen Proletariats 
dort, wo es am dichteſten zuſammenwohnt und wo das Maſſenelend 
zuhauſe iſt. Es ſind Schilderungen und nicht Betrachtungen. Sie wollen 
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nicht zu Seufzern anregen und nicht rühren; es ſoll lediglich eine 
große Geſellſchaftslüge zerſtreut und an der Hand von Thatſachen und 
ſtatiſtiſchen Daten dargeſtellt werden: „ſo „leben“ die jüdiſchen Volks⸗ 
maſſen.“ In der Zeit und in der Stadt des Antiſemitismus, wo immer 
nur von den reichen Juden geredet wird, ſollten dieſe Skizzen auf: 
merkſam geleſen werden. 


74. Ausgewählte Schriftchen vornehmlich hiſtoriſchen 
. Von Alfred Dove. Leipzig. Duncker und Humblot, 1898. 
he ©. 

Mit allzugroßer Beſcheidenheit nennt der Verfaſſer dieſe Sammlung 
„Schriftchen“. Es ſind Produkte eines Journaliſten im beſten Sinne des 
Wortes. Dove war Redakteur der Zeitſchrift „Im neuen Reich“, von 
1891—9s3 der wiſſenſchaftlichen Beilage der Münchener „Allg. Zeitung“. 
Er hat auch die ſämmtlichen Werke Rankes, ſowie die letzten Bände 
von deſſen Weltgeſchichte herausgegeben. Seine in Buchform erſchienenen 
Werke ſind: Die Doppelchronik Reggios und die Quellen Salimbenes 
(Leipzig, S. Hirzel, 1873, VII, 226 S., 5 M.), Die Forſters und die 
Humboldts (Leipzig, Duncker und Humblot, 1881), Deutſche Geſchichte im 
Zeitalter Friedrichs d. Gr. und Joſefs II. (Gotha, F. A. Perthes, 1883), 
der hiſtoriſche Roman: „Caracoſa““) (2 Bde., Stuttgart 1894). Wollten 
wir einen vollſtändigen Ueberblick über den Reichthum der in dieſem 
Sammelbande dargebotenen Gegenſtände geben (er enthält 52 Stücke), 
ſo würde unſere Anzeige gar zu umfangreich. Wir begnügen uns mit 
einer Hervorhebung beſonders wichtiger Aufſätze. Sie ſind unter je einen 
Geſammttitel zuſammengeſtellt: I. Reden und Vorträge hiſtoriſchen 
Inhalts. Aus dieſer Gruppe heben wir heraus: Der Wiedereintritt 
des nationalen Prinzips in die Weltgeſchichte, Luthers Bedeutung für 
die Neuzeit, Kaunitz. II. Aufſätze und Veröffentlichungen zur Kenntnis 
Rankes: Rankes Leben im Umriß, Rankes Verhältnis zur Biographie. 
III. Geſchichtliche Aufſätze und Artikel: Bemerkungen zur Geſchichte 
des deutſchen Volksnamens, J. G. Droyſen, Gervinus, H. v. Treitſchke, 
Ernſt Curtius, A. v. Arneth, Jak. Burckhardt, Bismarcks literariſche 
Größe, Zur Jubelfeier der Entdeckung Amerikas. IV. Verſchiedene 
literariſche Beiträge: Der neue Glaube nach David Strauß, Forſter 
und Sömmering, Humboldt und Gauß, Goethe unter den Naturforſchern, 
Guſt. Freytag, Eine Akademie der deutſchen Sprache, Brockhaus und 
Meyer. Die Anführung dieſer wenigen Stücke kann natürlich nicht an- 
nähernd eine Vorſtellung von der Mannigfaltigkeit des Inhaltes des 
Bandes geben. Eine Fülle von Wiſſen vereinigt ſich mit der Gabe der 
ſicheren Beherrſchung und des ordnenden Geſchmackes. Wir haben in 
unſerer Literatur keinen Ueberfluß an Sammlungen von wertvollen 
Eſſays. Hier iſt eine ſolche. Sie bietet neben poſitiver Belehrung eine 
ſolche Menge von Anregungen, daß ihre Lektüre zu den genußreichſten 
und nutzbringendſten gehört. | 


*) „Caracoſa“. Hiftorifcher Roman aus dem 13. Jahrhundert. Stuttgart. 
Cotta. 1894. 1. Bd. 399 S., 2. Bd. 380 S. 10 Mk. Dieſer Roman gehört zu 
jener Gattung hiſtoriſcher Romane, die es verdienen, geleſen zu werden. 
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75. Camilla (Mademoiſelle Jauffre). Roman von Marcel 
Prévoſt. Autoriſirte Ueberſetzung aus dem 1 von Frau 
Gräfin zu Reventlow. Paris. Leipzig. München. A. Langen 1898. 
310 S. 4 Mk. 


Ein Buch, in dem die fein charakteriſirende Erzählungskunſt 
dieſes beliebten modernen Franzoſen geradezu Triumphe feiert. Mit 
Spannung wird ein Jeder die Freuden und Leiden Camillas verfolgen, 
die als unwiſſendes, ungeſchütztes Kind das Opfer eines gewiſſenloſen 
Verführers wird, ſich aber noch rechtzeitig in die Arme eines liebenden 
und geliebten Mannes rettet. Wenn dieſer dann durch einen grauſamen 
Zufall erfährt, daß die Frau, die er, ſelbſt noch unbefleckt, für das 
reinſte Geſchöpf hielt, mit ſchwerer Schuld beladen, ſein Weib wurde, 
wenn er unter unſagbaren Qualen ihr fern zu bleiben ſucht — ſo opfert 
er zuletzt doch lieber Selbſtgefühl und Mannesſtolz und kehrt zu ihr 
zurück. Eine ſolche Leidenſchaft, wie in dieſen beiden Liebenden kennt 
keine Schranken, keine konventionellen Rückſichten, eine Trennung iſt 
ihnen mehr als der Tod. „Camilla“ iſt das hohe Lied der Leidenſchaft, 
mit flammender Gluth hat der Dichter die wilde, verzehrende Macht 
der Liebe geſchildert. Tragiſcher, als ſonſt wohl Pröévoſts Art, ſind 
hier Stoff und Situation, und aus feſſelnden, dramatiſchen Szenen 
baut ſich die Handlung auf, ohne daß es dabei an den mannigfaltigſten, 
auch komiſchen Figuren aus der franzöſiſchen Stadt- und Landbevöl— 
kerung fehlt. Die Pſychologie der modernen Frauenſeele und der mo⸗ 

dernen Geſellſchaft hat durch dies Werk eine Bereicherung erfahren. 


76. Zur See. Von Guy de Maupaſſant. Aus dem Fran⸗ 
zöſiſchen von Elſe Otten. Paris. Leipzig. München. A. Langen 1899. 
205 S. Mk. 3:50. \ 


„Zur See“ erſcheint in deutſcher Sprache zum erſtenmal. Das 
Buch iſt aus Maupaſſants letzter Zeit, und man meint ſchon hie und 
da einen Schatten jenes düſteren Unglücks über ſeine Seele huſchen zu 
ſehen, jenes Unglücks, das dieſen großen Dichter in der blühenden Reife 
des Mannesalters dem Schaffen entriß. Maupaſſant ſchildert eine 
Tour auf dem mittelländiſchen Meer, die er nur in Begleitung zweier 
Matroſen auf ſeiner Yacht Bel-ami machte. Der große, gewaltige 
Zauber der See athmet aus dieſem Buch. Das Meer iſt ein Tröſter 
und Beruhiger aufgeregter Seelen, eine ſanfte Wiege der Schmerzen 
und des Lebensüberdruſſes. Alles Kleinliche, Enge, Konventionelle ver— 
rinnt und verſchwimmt in dem blauen Spiegel, deſſen heitere Majeſtät 
unſere armen Leiden ſanft hinwegträgt. Auf das Meer hinaus floh 
Maupaſſant vor den Menſchen, deren Leben und Streben, Haſſen und 
Lieben, Haſten und Treiben dieſem reifen und feinen Geiſte albern und 
lächerlich und zum Ekel geworden war. Und in wunderbar künſtleriſchem 
Kontraſt zeigt er uns ſein unruhig empörtes, immer noch ſehnendes 
Herz und die große blaue Stille der Fluth. Die Vornehmheit der 
Natur bildet den unendlichen Hintergrund zu den Betrachtungen, die 
Maupaſſant den kleinen, unvornehmen Menſchen und allen ihren fälſch— 
lich ſo hochgeſchätzten Leiden und Freuden widmet. 


a IT 


77. Meifternovellen deutſcher Frauen. Zweite Reihe. Mit 
Charakteriſtiken der Verfaſſerinnen und ihren Porträts herausgegeben 
von Ernſt Brauſewetter. Berlin und Leipzig. Schuſter und 
Löffler. 1898. XV, 446 S. 

Es werden uns in dieſer Sammlung ſechzehn deutſche Schrift— 
ſtellerinnen der Gegenwart vorgeführt: Lou Andreas-Salomé, Ada 
Chriſten, Gertrud Franke-Schievelbein, Leo Hildeck (Leonie Meyerhof), 
Sophie Hoechſtetter, Ricarda Huch, Hans von Kahlenberg, Iſolde 
Kurz, Adalbert Meinhardt, Elsbeth Meyer-Förſter, Malwida von 
Meyſenbug, Hermione von Preuſchen-Telmann, Klaus Rittland, Frida 
Schanz⸗Soyaux, Hermine Villinger, Louiſe Weſtkirch. Von jeder Schrift— 
ſtellerin wird uns ein vollſtändiges Stück ihrer eigenen Produktion 
dargeboten, dem eine literariſch-biographiſche Skizze aus der Feder des 
bekannten Herausgebers vorangeht. Eine dankenswerte Zugabe bildet 
jedesmal das Bildnis. Der ſtattliche Band iſt geeignet, ſachliches und 
perſönliches Inteeſſe zu erregen und zu befriedigen. Er gibt Kenntniſſe 
und Anregungen und dient in gleicher Weiſe jenen, die die Werke 
aller oder der meiſten der vorgeführten weiblichen Autoren kennt, wie 
jenen, die durch ihn zur Kenntnisnahme desſelben angeregt werden. 

78. Satan lachte ... und andere Geſchichten. Von Lud⸗ 
wig Jacobows ki. Leipzig. Georg Heinrich Meyer. 1898. 122 S. 
M. 150. 

Von Allem, was Jacobowski bisher geſchrieben hat, ſind dieſe 
zehn Skizzen vielleicht das beſte. Gleich die erſte (Satan lachte) iſt 
von ſo friſcher Erfindung und kecker Ausführung, daß ſie ſofort das 
beſte Vorurtheil weckt. Aber es iſt keine da, die man wegwünſchen würde. 
Sollten wir neben der erſten noch einige beſonders hervorheben, ſo 
möchten wir nennen: Ob Könige ſterben?, Wie ich einmal den lieben 
Gott vergeſſen, Parfüm, und die letzte: Frau Viehhändler Aſpaſia. 
Ein erquickendes Buch! 

79. Wie ſchützt der Arbeiter ſein Recht in Streitig⸗ 
keiten aus dem gewerblichen Arbeits⸗, Lehr⸗ und Lohnver⸗ 
hältniſſe? Eine leichtfaßliche Darſtellung des Arbeiterrechtes und der 
Mittel zu ſeiner Wahrnehmung vor Gewerbe- und Bezirksgerichten. 
Von Sigmund Kaff, Redakteur des „Arbeiterſchutzes“. Wien. Erſte 
Wiener Volksbuchhandlung (Ignaz Brand). 1898. 39 S. 6 Kreuzer. 
100 Stück fl. 450. 

Dieſe Schrift iſt außerordentlich wichtig für jeden einzelnen Ar— 
beiter, der ſelbſt Einſicht in ſeine Gewerbsverhältniſſe bekommen will. 
Ein jeder Arbeiter ſollte ſie beſitzen. 

SO. Die Frau. Ein gemeinverſtänd liches Geſundheitsbuch. Von 
Dr. med. Hermann Paull. Mit 22 Abbildungen. Zweite unver— 
änderte Auflage. Wien und Leipzig. Wilh. Braumüller. 1899. 143 S. 

Ein verdienſtliches Buch. Man ſollte es jungen Frauen und 
heranwachſenden Mädchen in die Hand geben. In faßlicher Weiſe wird 
zuerſt Alles anatomiſch und phyſiologiſch Wiſſenswerte über den weib— 
lichen Körper mitgetheilt, ſodann werden in neun folgenden Kapiteln 
insbeſondere jene Zuſtände und Umſtände verſtändig erörtert, die auf 
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das Geſchlechtsleben der Frau Bezug haben. Das Buch iſt ein Muſter 
dafür, wie man alle dieſe Dinge mit Ernſt und ohne Ziererei ſo be— 
handeln kann, daß auch prüdere Leſer ſich ſchließlich, wenn fie nicht 
ganz unheilbar verbildet ſind, zugeſtehen müſſen, daß ſich über alle 
dieſe heiklen Sachen ſehr wohl vollſtändig klar reden läßt. Leider ſind 
wir noch immer nicht ſo weit, daß wir es für ſelbſtverſtändlich hielten, 
daß die heranwachſende Jugend männlichen und weiblichen Geſchlechtes 
gerade über das jeruelle Leben eine ſachgemäße Belehrung braucht. 
81. Humanität und Kriminalſtrafen. Eine Zuſammenſtellung 
ſämmtlicher Kriminalſtrafen vom früheſten Mittelalter bis auf die 
Gegenwart, unter Berückſichtigung aller Staaten Europas, nebſt einer 
Beſprechung derſelben unter dem Geſichtswinkel der Humanität von 
J. George. Jena. Hermann Coſtenoble. 1898. XXVII, 383 S. Mk. 10. 
Dieſes Buch iſt populärwiſſenſchaftlich im beſten Sinne des 
Wortes. Auf wiſſenſchaftlichen Studien fußend, behandelt der Verfaſſer 
ſeinen Gegenſtand in einer allgemein faßlichen Weiſe. Dabei iſt er 
nicht trocken, ſondern er verſteht es, den Leſer mitzunehmen, ihn, wenn 
er nur einmal dem Verfaſſer einige Schritte gefolgt iſt, auf die Dauer 
zu feſſeln. Der Gegenſtand ſelbſt iſt heute in Aller Munde. Die Re— 
formen in der Strafgeſetzgebung, die in den letzten Jahren faſt in 
allen Kulturſtaaten (in Oeſterreich nicht) Geltung gewonnen haben, 
haben die allgemeine Aufmerkſamkeit nicht allein auf die pſychologiſche 
Seite der Sache gelenkt — auch die geſchichtliche Betrachtungsweiſe hat 
immer mehr Intereſſe und Beachtung gefunden. Der Verfaſſer geht 
den hiſtoriſchen Weg. Er unterſucht zuerſt in umfänglicher Weiſe die 
Blutrache (Kap. 1), ſodann das Fehderecht, die Fehmgerichte, die 
Rügengerichte und die Inquiſition des Mittelalters (Kap. 2). Das 
3. Kapitel beſchäftigt ſich mit den Strafmitteln in peinlichen Sachen 
vom Anfang. des 1. bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts, das 
4. Kapitel mit dem Verfahren in peinlichen Sachen. Das 5. Kapitel 
handelt von der Beſtrafung der hauptſächlichſten Delikte unter dem 
Strafſyſteme des ſpäteren Mittelalters und des Beginnes der neueren 
Zeit. Die Originaltexte der Karolina und der Halsgerichtsordnung 
Kaiſer Karl V. werden mitgetheilt. Das 6. Kapitel erörtert die Ent: 
wicklung des Strafrechtes in den hauptſächlichſten Staaten Europas 
bis zur Strafgeſetzgebung der Gegenwart. Das 7. Kapitel bringt eine 
on der Strafgeſetzgebungen in den europäiſchen Staaten. Ein 
Schlußkapitel zeigt uns die Kriminalſtrafen im Lichte der Humanität. 
Dabei geht der Verfaſſer auf jede einzelne Art der Strafen ein: Todes— 
ſtrafe, körperliche Züchtigung, Freiheitsſtrafen, Ehren- und Geldſtrafen 
u. ſ. w. Man ſieht, der Inhalt des Buches iſt reich, ſeine Lektüre iſt 
nutzbringend — es iſt daher ſehr zu empfehlen, zumal der Verfaſſer 
ſelbſt auf dem Standpunkte der Entwicklung, d. h. des organiſche n 
Fortſchrittes ſteht, daher die Dinge mit dem unbefangenen Blicke des 
Forſchers und Menſchenfreundes zugleich ſieht. 
82. Jeremias Gotthelf (Albert Bitzius) Volksausgabe 
ſeiner Werke im Urtext. Vierter Band: Die Waſſernoth im 
Emmenthal. — Fünf Mädchen. — Dursli der Brannt- 
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weinſäufer. Beſorgt von Fr. Kronauer. Bern. Schmid & Francke. 
1898. 335 S. M. 5. 


83. Beiträge zur Erklärung und Geſchichte der Werke 
Jeremias Gotthelf's. Ergänzungsband zur Volksausgabe von Jere⸗ 
mias Gotthelf's Werken im Urtext. Bern. Schmid & Francke. 1898. 
Lieferung 4 und 5. 

Wir haben im vorigen Jahre ausführlich auf die Ausgabe hin⸗ 
gewieſen und können unſere damaligen empfehlenden Worte nur wieder⸗ 
holen. Wir werden unſeren Leſern von dem Fortgange des Unter⸗ 
nehmens regelmäßig Mittheilung machen. Am beſten wäre es, wenn 
recht Viele von ihnen durch Ankauf dazu beitragen würden, daß die 
Ausgabe eine lückenlos vollſtändige wird. 


84. Guy de Maupaſſants Geſammelte Werke, frei über⸗ 
tragen von Georg Freiherrn von Ompteda. 40 Lieferungen à 50 Pf. 
oder 10 Bände à Mk. 2. Berlin. Verlag von F. Fontane & Ko. — 
Lieferung 23 bis 28. 

Mit dieſen Lieferungen iſt der ſechſte und ſiebente Band beendet. 
Sie enthalten einige ganz beſonders hervorragende Ehegeſchichten mit 
eigenartig geſtellten und geiſtvoll gelöſten Problemen, ſo „Unvorſichtig— 
keit“, „Eine Entdeckung“, „Die Schnepfen“, „An Bettes Rand“. Da⸗ 
neben finden wir ſcharfe Satiren, wie „Auf der Eiſenbahn“, „Länd⸗ 
liche Gerichtsverhandlung“, „Ca ira“ und die in vollen Tönen erklin⸗ 
genden Novellen: „Ein Wahnſinniger“ und „Die beiden kleinen Sol- 
daten“. Sodann „Der Horla“, eine der berühmteſten Arbeiten Maus 
paſſants, die vielleicht in keiner anderen Literatur ihresgleichen hat 
und ein unerreichtes Muſter für künſtleriſche Seelenmalerei iſt. Erſt 
lange nach Erſcheinen dieſer Novelle glaubte man, in derſelben die 
erſten Spuren des grauenhaften Wahnſinns zu entdecken, der in furcht— 
barer Weiſe den edlen Geiſt des Dichters zerſtören ſollte. Und doch 
muß jeder Verſtändige bekennen, daß nur ein hervorragend ſcharfer 
und klarer Kopf ein ſo formvollendetes Kunſtwerk ſchaffen konnte. 
Auch die anderen in dem Bande vereinigten Novellen zeigen Mau— 
paſſants unbegrenztes Können im glänzendſten Lichte, und an Mannig⸗ 
faltigkeit der Stoffe wird der ſiebente Band kaum von einem anderen 
erreicht, geſchweige denn übertroffen. Wir erwähnen nur, neben einer 
1 von humoriſtiſchen und feinſatiriſchen Arbeiten, die, tiefe mora⸗ 

iſche und ſoziale Schäden unbarmherzig bloßlegenden Novellen: 
„Clochette“, „Der Marquis von Fumerol“, „Dreikönigstag“, „Eine 
Familie“, „Der Landſtreicher“, die wunderbare Schweizer Tragödie: 
„Ein Wirtshaus“. Den mannigfachen Anforderungen, die der ſchillernde 
Reichthum Maupaſſant'ſcher Diktion an den Ueberſetzer ſtellt, wird 
Georg Freiherr von Ompteda wieder in bewunderungswürdiger Weiſe 
nach jeder Richtung hin gerecht. 

85. Steht die katholiſche Belletriſtik auf der Höhe der 
Zeit? Eine literariſche Gewiſſensfrage von Veremundus. 2. un⸗ 
veränderte Auflage. (3. und 4. Tauſend.) Mainz. Kirchheim. 1898. 
82 Seiten. 
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Dieſe kleine, aber erſchöpfende Schrift iſt von einem guten Katho— 
liken geſchrieben, der auf Grund vorurtheilsloſer Prüfung zu einem 
geradezu vernichtenden Urtheil über die katholiſche Belletriſtik gelangt. 
Er konſtatirt deren Rückſtändigkeit in unwiderleglicher Weiſe. 


86. Der Reformkatholizismus die Religion der Zukunft. 
Für die Gebildeten aller Bekenntniſſe dargeſtellt von Joſef Müller. 
Würzburg. Göbel. 1899. VIII, 102 S. Mk. 1:50. 

Der Verfaſſer, der ſich ſchon durch eine Reihe beachtenswerter 
Bücher hervorgethan hat!), gehört jener Gruppe von Katholiken an, 
die mit Beſorgnis ſehen, wie der jeſuitiſche Geiſt im Katholizismus 
die Kluft zwiſchen dieſer Religion und moderner Wiſſenſchaft und 
modernem Leben immer tiefer macht, und die es als gebildete Menſchen 
nicht ertragen können, daß immer mehr jede Möglichkeit eines Kom— 
promiſſes der Kirche mit Wiſſenſchaft und Leben ſchwindet. Er ver— 
ſucht in eindringlicher Sprache den herrſchenden Gewalten in der Kirche 
deutlich zu machen, daß auf dieſem Wege für den Katholizismus große 
Gefahren liegen, die zu vermeiden eine Lebensfrage für die Kirche 
wäre. Sein Warnungsruf wird wohl bei der mächtigen Strömung 
des Jeſuitismus verhallen und der Prozeß der Verſteinerung des 
Katholizismus wird raſche Fortſchritte machen. Dadurch wird dann 
vielleicht auch die Emanzipation erleichtert. 

87. Stenographiſches Protokoll der Verhandlungen des 
II. Zioniſten⸗Kongreſſes gehalten zu Baſel vom 28. bis 
31. Auguſt 1898. Wien. Verein „Erez Iſrael“. 1898. 40 kr. 

Wer ſich über das Weſen und die Ziele der zioniſtiſchen Bewegung 
unterrichten will, wird dieſes Kongreßprotokoll nicht entbehren können. 
Die Kenntnis dieſer Bewegung wird aber nachgerade eine Noth— 
wendigkeit. 

88. Sonntagskind. Roman von Friedrich Spielhagen. 
4. Aufl. Leipzig. L. Staackmann. 1897. 598 S. M. 3. 

89. Herrin. Novelle von Friedrich Spielhagen. Leipzig. 
L. Staackmann. 1899. 306 S. 

Spielhagen ſchafft in hohem Alter rüſtig und unverdroſſen weiter. 
Man kann dieſer Arbeitskraft nur Achtung zollen. Dabei ſchwindet 
ihm nicht ſein alter Vorzug: die Erfindungskraft. So ſind denn auch 
dieſe beiden letzten Romane von ihm voll Spannung. Der erſte ent— 
hält viele wirklich poetiſche Stellen, der zweite intereſſirt hauptſächlich 


) Von ihm ſind ſchon früher erſchienen im Verlage von F. Kirchheim in 
Mainz: 1. Die Philoſophie des Schönen in Natur und Kunſt. 1897. 271 S. 
Mk. 5. 2. Die Kunſtideen in ihrer geſchichtlichen Entwicklung und praktiſchen 
Bedeutung. 1897. 196 S. Mk. 3. 3. Pädagogik und Didaktik auf modern-wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage. 1898. 192 S. Mk. 3. 4. Syſtem der Philoſophie. Enthaltend: 
Erkenntnislehre, Logik und Methaphyſik, Pſychologie, Moral- und Religionsphiloſophie. 
VII, 372 S. Mk. 6. Im Verlage von Dr. H. Lüneberg in München: 5. Jean 
Paul und ſeine Bedeutung für die Gegenwart. 1894. 436 S. Mk. 9. 6. Die 
Seelenlehre Jean Pauls. 33 S. Mk. 1. 7. Das Weſen des Humors. 39 S. 
Mk. 1:50. Endlich 8. erlaubt die Kirche die eidliche Ableugnung einer wiſſentlichen 
Thatſache? Eine Vertheidigung der 1 Kirche gegen Jeſuiten und Ehren— 
domherrn. München. Pößenbacher. 1896. 20 S 
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dadurch, daß der Dichter in der Hauptgeſtalt, einer reichen und ge— 
bildeten Jüdin, an das Raſſenproblem herantritt und es lebensvoll 
und geiſtreich zu behandeln verſteht. 

90. Hermann Friedrichs Geſammelte Werke. Berlin. 
Freund & Jeckel. 1899. 1. Bd. XII, 356, 2. Bd. 347 S. 3. Bd. 
466 S. 4. Bd. 414 S. 

Hermann Friedrichs gehört nicht zu den hervorragenden, literariſchen 
Erſcheinungen der Gegenwart. Er geht ſeine eigenen Wege. In vielen 
ſeiner Hervorbringungen zeigt ſich echter dichteriſcher Geiſt und er ver— 
dient es, daß Diejenigen, die ſich gerne mit der ſchönen Literatur unſerer 
Tage beſchäftigen, an ihm nicht vorübergehen. Der erſte Band enthält 
Lyriſche Dichtungen: 1. Geſtalten. 2. Streiflichter. 3. Erloſchene 
Sterne. Der zweite Epiſch-lyriſche Dichtungen und Kampfeslieder: 
1. Oktavia. 2. Am Heiligenfeſt. 3 Das Schickſal der Unſchuld. 4. Die 
Naxierin. 5. Mit San Giovannis Beiſtand. 6. Die Liebe des Prieſters. 
7. Das Geſicht in Parthenon. 8. Keulenſchläge der Wahrheit. Der 
dritte Novellen: 1. Das Kreuz der Liebe. 2. Das Mädchen von Antiochia. 
3. Chryſſoula. 4. San Sebaſtian. 5. Der Liebesbriefträger wider 
Willen. 6. Doktor Geradeaus. 7. Reinhold Martini. Endlich der vierte 
Dramen: 1. Die Sizilianerin. 2. Koras Liebe. 3. Vor dem Streik. 
4. Die Erlöſerin. 5. Verwirktes Glück. 

91. Der Handlungsgehilfe und ſein Recht. Ein Rathgeber 
in allen, das Arbeitsverhältnis der Handlungsgehilfen betreffenden 
Fragen. Nebſt einem Anhang: Ein Geſetzentwurf zum Schutze der 
Handlungsgehilfen. Bon Sigmund Kaff. Herausgegeben im Auftrage 
des Vereines kaufmänniſcher Angeſtellter in Wien. Wiener Volksbuch— 
handlung Ignaz Brand. 52 S. 20 kr. R 

Das Büchlein behandelt in knapper, leichtfaßlicher Form die ver— 
ſchiedenen aus dem Dienſtverhältnis entſpringenden Rechtsfragen, welche 
ſich zwiſchen Chef und Angeſtellten ergeben können. Die Zahl derſelben 
iſt ebenſo groß als ihre Wichtigkeit; wir brauchen nur auf die zahl— 
reichen, aus der Kündigung, dem Proviſionsverhältnis und der Ver— 
weigerung uſueller Remunerationen entſpringenden Streitigkeiten hin— 
zuweiſen. Ebenſo groß iſt aber auch die Unklarheit über die geſetzlichen 
Beſtimmungen ſowohl bei einem großen Theile der Angeſtellten als 
auch bei den Unternehmern. Wir glauben daher, daß das vorliegende 
Büchlein Anklang bei den intereſſirten Kreiſen finden wird. 

92. Wirtſchafts⸗ und handelspolitiſche Rundſchau für 
das Jahr 1898. Von R. E. May. Berlin 1899. Puttkammer und 
Mühlbrecht. 107 S. N 
N Der Inhaber der Firma John & Ko. in Hamburg läßt ſeit 
einigen Jahren jeweils eine ſolche Rundſchau erſcheinen, und dieſelben 
ſind in mehrfacher Hinſicht ſo intereſſant geweſen, daß Theoretiker und 
Praktiker gern Kenntnis davon nehmen. 

Schon die 1897er Rundſchau beſchäftigt ſich auch mit hoher Po— 
litik, weil die Erwerbung Deutſchlands in China ein handelspoli— 
tiſch wichtigeres Ereignis war als die verſchiedenen Ko loniſations— 
verſuche in Afrika. | 
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Die 1898er Rundſchau, die nun jetzt vorliegt, iſt aber noch weit 
mehr eine hochpolitiſche Betrachtung als eine eigentliche handels- und 
wirtſchaftspolitiſche, wenn auch die Beziehungen zwiſchen allgemeiner 
Politik und Wirtſchaftspolitik, die ja ohnehin ſtets vorliegen, ſehr 
ſachlich erklärt und behandelt ſind. 

Das Inhaltsverzeichnis zeigt, womit ſich der Rundſchauer in 
lassen Arbeit beſchäftigt ſo deutlich, daß wir es am beſten hier folgen 
aſſen: 

1. Die Eroberung des größeren Deutſchlands. 2. Das engliſch— 
deutſche Bündnis. 3. Die Bedeutung des engliſch-deutſchen Bündniſſes 
für dieſe Länder und die Welt. 4. Die Vorgänge in Aſien und der 
Streit um Aſien. 5. Unſere Mandarinenwirtſchaft. 6. „Abrüſtung“. 
7. Die Militärlaſten 8. Frankreichs Niedergang. 

Eine große Freude empfindet der Rundſchauer über die Verſtän⸗ 
digung zwiſchen Deutſchland und England nach den Erwerbungen in 
China, und er ſieht in dem Prinzip der „offenen Thür“ den Weg zum 
allgemeinen Freihandel, zur allgemeinen Verbrüderung. 

Er wird in den zur Zeit maßgebenden Kreiſen in Deutſchland 
wenige Theilnehmer für ſeine Begeiſterung finden. 

Aber ſeine Darſtellungen über die Eroberungen der europäiſchen 
Staaten, über den Zerfall Chinas und die Folgen ſind doch geiſtvoll 
und intereſſant auch von Denen zu nennen, die andere Zukunftspläne 
haben als er und wie er ſie auch bei Anderen wünſcht. 

Auf die Mandarinenwirtſchaft, dem Tonangeben des Junkers, 
des Aſſeſſors, des Offiziers weiſt die Kolonialpolitik ja ganz beſonders 
hin, und hier werden denn, ebenſo wie bei der wirtſchaftlichen Be— 
ſprechung der Militärlaſten, manche intereſſante politiſche Streifzüge 
gemacht. ö 

Auch das Friedensmanifeſt des Zaren weiß der Rundſchauer 
wirtſchaftspolitiſch zu erklären, und nimmt an, daß, wenn auch der 
Zar die Initiative dazu ſelbſt ergriff, doch ſein Finanzminiſter dabei 
— ſelbſt bei der Redaktion — mitwirkte, weil Rußland zur Zeit 
ſchwer Kredit für große, neue Rüſtungen erhielt. Einen großen Raum 
nimmt das Schlußkapitel ein, das ſich mit Frankreich und ſeinem poli⸗ 
tiſchen, moraliſchen und wirtſchaftlichen Rückgang beſchäftigt, den die 
Rundſchau beſonders aus der Affaire Dreyfus zu erklären ſucht. 

Ob dieſe Erklärungen an dieſer Stelle die rechte Wirkung haben, 
wollen wir nicht unterſuchen und ſie auch nicht kritiſiren, intereſſant 
ſind ſie jedenfalls. M. M. 

93. Die Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen im 
Gewerbebetriebe in Oeſterreich während des Jahres 1897. 
Herausgegeben vom k. k. arbeitsſtatiſtiſchen Amte im Handelsminiſterium. 
Wien. Hölder. 1899. 267 S. 

Es fanden auf dem bezeichneten Gebiete im Jahre 1897 im 
Ganzen 221 Arbeitseinſtellungen ſtatt, von welchen 819 Unternehmungen 
mit 54.333 beſchäftigten Arbeitern betroffen erſcheinen; von letzteren 
ſtreikten 34.835, d. i. 6411 % und mußten 2621 Arbeiter gezwungen 
feiern. Von den ſtreikenden Arbeitern nahmen 32.156 die Arbeit wieder 


— 93 — 
auf, 2069 wurden entlaſſen, 610 verließen den Betrieb freiwillig, 
1497 Arbeiter wurden ſtatt der entlaſſenen neu aufgenommen. Ver— 
glichen mit 1896 zeigt das Jahr 1897 für das ganze Staatsgebiet 
eine Abnahme ſowohl der Anzahl der Ausſtände, wie der Zahl der 
betheiligten Unternehmungen und Arbeiter, indem 1896 294 Streiks 
in 1403 Betrieben mit 36.114 Streikenden gezählt worden waren. 
Dieſe Abnahme iſt aber keineswegs für alle Länder gleichmäßig zu 
konſtatiren; ſie iſt z. B. insbeſondere in Niederöſterreich bedeutend, 
während andere Verwaltungsgebiete, wie Oberöſterreich, Küſtenland, 
umgekehrt ſogar ein belangreiches Anwachſen der Ausſtandsbewegung 
aufweiſen. Unter dem im Jahre 1897 von Arbeitseinſtellungen betroffenen 
Unternehmungen waren 157 fabriksmäßig, und wurde das Baugewerbe 
34mal, die Induſtrie in Holz- und Schnitzwaren und Kautſchuk, und 
jene der Textilinduſtrie je 28mal, die Induſtrie in Steinen, Erden, 
Thon und Glas 27mal und die Metallverarbeitung 26mal u. ſ. f. 
von Ausſtänden betroffen. Ihrem Beginne nach fielen 85 Streiks mit 
19.136 ſtreikenden Arbeitern in das Frühjahr, 64 mit 9599 Streikenden 
in den Sommer, 38 mit 2944 Ausſtändigen in den Herbſt und 34 
mit 3156 ſtreikenden Arbeitern in den Winter. Die längſte Arbeits: 
einſtellung währte 211 Tage; die durchſchnittliche Dauer eines Aus— 
ſtandes betrug 13°20 Tage. Von ſämmtlichen Streiks waren 1810 ¾ 
Gruppenſtreiks, d. h. betrafen eine Mehrheit von Betrieben, 8190 % 
waren auf ein einzelnes Unternehmen beſchränkte Einzelſtreiks. 38 Fälle 
(d. i. 17˙19 % aller) endeten mit vollem Erfolge der Arbeiter, 102 
(d. i. 46·16 %) ohne Erfolg, bei 81 Fällen (d. i. 3665 %) war 
ein theilweiſer Erfolg zu verzeichnen, welcher ſich in 71 Fällen (d. i. 
32˙13 % aller Streiks) auf Lohnhöhe und Arbeitszeit bezog. 5245 
Arbeiter, d. i. 1508 % aller Ausſtändigen hatten vollen Erfolg, 
12.611 oder 3620 % vollen Mißerfolg, 16.979, d. i. 48:72 %, er: 
rangen einen theilweiſen Erfolg, der ſich für 14.052 Arbeiter oder 
40:34 % der Streikenden auf Lohnhöhe oder Arbeitszeit bezog. Von 
den Ausſtänden ſtellen ſich 143 als Angriffs- und 55 als Abwehr— 
ſtreiks dar, der Reſt iſt in dieſer Beſtimmung unbeſtimmbar. Was 
die Veranlaſſung zu den Streiks im Einzelnen betrifft, ſo war auch 
im Berichtsjahre die Unzufriedenheit mit den Löhnen die häufigſte 
und trat bei 106 Ausſtänden als Motiv derſelben hervor, zunächſt 
kamen ihr die Unzufriedenheit mit der Arbeitsdauer in 44 und die 
Entlaſſung der Arbeiter in 27 Fällen. Den Veranlaſſungen entſprechend 
traten auch die Lohnfragen unter den Forderungen am meiſten hervor; 
Lohnforderungen überhaupt wurden 147mal von 26.504 ſtreikenden 
Arbeitern geſtellt. Der Kampf um die Aufrechthaltung der beſtehenden 
Löhne wurde 19mal von zuſammen 1010 ausſtändigen Arbeitern, und 
zwar Zmal glücklich, 12mal erfolglos und 4mal mit theilweiſem Er— 
folge geführt. Eine Erhöhung der Taglöhne oder Akkordſätze wurde 
123mal von 25.218 Ausſtändigen, und zwar 19mal mit vollem, 48mal 
mit theilweiſem und 56mal ohne Erfolg angeſtrebt. Forderungen, die 
Arbeitszeit betreffend, wurden insgeſammt 67mal von 13.429 ſtreikenden 
Arbeitern geſtellt. Die Aufrechthaltung der beſtehenden Arbeitszeit 
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erſcheint darunter Zmal von 221 Ausſtändigen gefordert, und zwar 
2mal mit vollſtändigem und Imal ohne Erfolg, die Verkürzung der 
täglichen Arbeitszeit 52mal von 12.162 Streikenden, und zwar IImal 
mit vollem, 13mal mit theilweiſem und 28mal ohne Erfolg. Unter den 
ſonſtigen Forderungen treten jene am meiſten hervor, welche Fragen 
der Arbeitsordnung betreffen oder die Wiederaufnahme Entlaſſener, 


die Beſeitigung von Vorgeſetzten oder den Schutz der Streikenden 


gegen Entlaſſung bezwecken. Die im Wege von Ausſtänden durch— 
geſetzten Lohnerhöhungen variiren zwiſchen 23/, und 223/,%/,. Bei der 
erzielten Herabſetzung der Arbeitszeit handelte es ſich vornehmlich um 
die Erringung einer 9—10ſtündigen Arbeitszeit. Von den ſtreikenden 
34.835 Arbeitern gehörten 25.644 dem männlichen und 9191 dem 
weiblichen Geſchlechte an. Der Induſtrie gingen im Jahre 1897 durch 
Streiks zirka 400.000 Arbeitstage verloren und den Arbeitern eine 
Verdienſtſumme von zirka fl. 4— 500.000. 34 unter 126 ſpeziell darum 
befragten größeren Etabliſſements konnten ihren durch Produktions— 
ausfall, durch Schwierigkeiten infolge Perſonalwechſels ꝛc. entſtandenen 
Schaden durch Streiks ziffermäßig ſchätzen; er macht zuſammen zirka 
fl. 386.000 aus. Neben den erwähnten Arbeitseinſtellungen fanden 
1897 10 Ausſperrungen in 11 Betrieben mit 2937 beſchäftigten 
Arbeitern ſtatt. 

Sie betrafen 1544 Arbeiter und weiſen gegen 1896 eine weſent— 
liche Abnahme auf, indem in letzterem Jahre 10 Ausſperrungen in 
211 Betrieben mit 5445 ausgeſperrten Arbeitern gezählt wurden. 

Endlich ſei noch bemerkt, daß die Statiſtik neben der detaillirten 
beſchreibenden Darſtellung jedes einzelnen Falles und den rekapitulirenden 
Ueberſichten eine große Anzahl von auf die einzelnen Konflikte bezug⸗ 
habenden Dokumenten und Belegen enthält, wie Erklärungen der Arbeiter: 
ſchaft, 5 u. ſ. w. 

4. Das e der deutſchen Arbeiter in 
a und Praxis. Denkſchrift der Generalkommiſſion der Gewerk⸗ 
ſchaften Deutſchlands. Bearbeitet im Auftrage derſelben von C. Legien. 


Hamburg. Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands. 1899. 


224 S. 
95. Gewerkſchaften und Koalitionsrecht der Arbeiter. 
0 Max Schippel. Berlin. Buchhandlung Vorwärts. 1899. 48 S. 


Beide Schriften kommen gerade jetzt zur rechten Zeit, jetzt, wo 
man in Deutſchland von Neuem darauf ſinnt, wie man am beſten die 
Arbeiter auch in ihren natürlichſten Rechten behindern könne. Sie ſind 
beide ſowohl gute Agitationsſchriften, wie ſie auch wertvolle Beiträge 
zu der Frage des Koalitionsrechtes überhaupt bilden. Sie haben auch 
für uns in Oeſterreich großes Intereſſe. 

96. Der Adel oder Üiſprung und Entwicklung des Wahnes 
angeblicher Geburtsvorzüge und ſeiner Früchte für das Le⸗ 
ben der Völker im Laufe der Jahrhunderte. Ein Beitrag zur 
Säkularerinnerung an die Beſtrebungen der großen franzöſiſchen Revo— 
lution. München. Scholl. 1899. 128 S. 
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Ein ziemlich grob angefertigtes Agitationsmittel. Aber ſchließlich 
gibt die Schrift faſt nur geſchichtlich beglaubigtes Materiale und kann 
ſoweit für gewiſſe Schichten der Bevölkerung von Nutzen ſein. Der 
Verfaſſer iſt ein fanatiſcher Feind des Adels und betrachtet ihn weſent— 
lich als ein bürgerlicher Demokrat. Einſicht in die ökonomiſche Ent— 
wicklung, die auch, wie natürlich, bei Behandlung dieſes Gegenſtandes 
von Wichtigkeit wäre, hat er nicht. 

97. Chronologiſch⸗ſynchroniſtiſche Karte der allgemeinen 
Weltgeſchichte. Nach den neueſten Werken frei bearbeitet von Joſef 
Sucher. 7. Aufl. Wien. Graeſer. fl. 1. 

Dieſe Karte iſt mit Fleiß zuſammengeſtellt und mag gute Dienſte 
leiſten. Sie kann auch wie eine Landkarte an die Wand gehängt werden 
und ſie wird dann am beſten ihren Zweck erfüllen. 

98. Goethes Fauſt ein politiſches Gedicht? Literariſch⸗ 
0 Verſuch von Child Werni. e a. H. Haeckert. 

1. Theil 64 S. 2. Theil 90 S. M. 

* pſeudonyme Verfaſſer müht ſich ine ab, um jeine Hy⸗ 
potheje zu begründen. Es kommt aber dabei ſchließlich doch nichts heraus 
außer einigen gequälten Konſtruktionen, ſo daß man am Ende das 
Buch mit einem Gefühl des Aergers darüber, einige Stunden ſich der 
Schrulle eines originalitätshaſchenden Menſchen ausgeliefert zu haben, 
aus der Hand legt. 

99. Kulturarbeit! Eine Denkſchrift verfaßt aus Anlaß des 
zehnjährigen Beſtandes des Vereines der Buchbinder ꝛc. Niederöſter— 
reichs von Jul. Grünwald. Wien. „Einigkeit.“ 1898. 55 S 

Der Verfaſſer ſagt in der Einleitung: „Wer die Thätigkeit einer 
modernen Arbeitervereinigung kennen gelernt hat — ſei dieſelbe auch 
noch ſo klein und in ihrem Wirkungskreiſe beſchränkt — wird uns Recht 
geben, wenn wir deren Wirken als ‚Kulturarbeit‘ bezeichnen.“ So iſt 
es in der That und es iſt nur Schade, daß wir wenige ſolcher kleiner 
Arbeiten, wie die vorliegende, haben. Gedrängt und überſichtlich, ge⸗ 
ſtützt auf ſichere Zahlen und Daten gibt der Verfaſſer eine Geſchichte 
einer Arbeiterorganiſation eines Landes und liefert damit einen dankens⸗ 
werten Beitrag zur ſozialen Geſchichte der Gegenwart. Es wäre zu 
wünſchen, daß ſein Beiſpiel zahlreiche Nachahmung findet. 

100. In fremden Landen. Afrikaniſche Reiſebriefe von Fritz 
von Hochfeld. II. Theil. Durban. Kaiſerslautern. A. Gotthold. 
224 S. Mk. 2. 

Das Buch, welches den Untertitel „Durban“ führt, befaßt ſich 
mit einer Reiſe von Pretoria nach Laurenzo Marquez, ſchildert die 
Zuſtände an der Delagoabai und entwirft ein anſchauliches Bild von 
einer in Gemeinſchaft mit dem Rittmeiſter von S. unternommenen 
Expedition in das Swaſieland. Der Verfaſſer, ein deutſcher Arzt (Herr 
Dr. med. Hokamp⸗Kaiſerslautern), der längere Zeit in der ſüdafrika⸗ 
niſchen Republik gelebt und unter Anderem im Winter 1896 die 
kritiſche Zeit des Jameſon'ſchen Einfalls mitgemacht hat, ſpricht von 
den Begebenheiten, Verhältniſſen, Land und Leuten aus eigenſter An— 
ſchauung. Die Expedition nach Swaſieland iſt namentlich in kultur— 
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geſchichtlicher und kolonialer Beziehung äußerſt intereſſant, da ſie den 
Beweis liefert, daß Afrika beſonders für die Landwirtſchaft geeignete 
Gebiete noch in Hülle und Fülle beſitzt, deren Anbau nur infolge 
der Entlegenheit und des gänzlichen Mangels an Verkehrsmitteln un⸗ 
überwindliche Schwierigkeiten bietet. Das Buch iſt in leichtfaßlichem 
Feuilleton⸗Stil unterhaltend geſchrieben. 

101. Die Trinkerverſorgung unter dem bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche. Von Dr. med. Julius Ernſt Cotta. Verlag des deutſchen 
Vereins gegen den Mißbrauch geiſtiger Getränke. 1899. Mk. 160. 

Dieſe Schrift iſt von dem Verlag hervorgerufen worden durch 
eine Preisfrage, welche lautete: „Welche Anforderungen ſind an künftige 
Einrichtung und Verwaltung von Trinkerheilanſtalten und Trinker— 
aſylen zu ſtellen, und welcher weiteren Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Geſetzgebung, Verwaltung und Vereinsthätigkeit bedarf es zur wirk— 
ſamen Durchführung der Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches 
über die Entmündigung wegen Trunkſucht.“ Daß die Schrift dieſe 
Frage am beſten beantwortete unter den Einſendern von Antworten, 
beweiſt die Prämiirung derſelben, aber man kann auch ſagen, ſie be⸗ 
antwortet in gedrängter Form die Fragen wirklich allſeitig und gut 
und zwar nicht nur durch die eigenen Anſichten des Verfaſſers allein, 
ſondern durch Beibringung eines ſehr reichen Materials. Die Schrift 
bietet mithin weit mehr als der Titel zu ſagen ſcheint und wir können 
ſie Allen empfehlen, die ſich überhaupt mit dem Alkoholismus und deſſen 
vielſeitigen üblen Folgen beſchäftigen. Sie iſt nicht nur für den Reichs⸗ 
deutſchen empfehlenswert, wenn ſie auch an den f 
graphen des bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich anſchließt, 
ſondern für Jeden, der ſich für Heilmittel gegen die Trunkſucht intereſſirt 
und gibt Antworten auf Fragen betreffs Geſetzgebung, Verwaltung und 
freier Vereinsthätigkeit, wie es in der Preisfrage hieß. Der Schrift 
iſt im Intereſſe der Sache eine weite Verbreitung zu wünſchen, dann 
wird ſie ihre Zwecke erfüllen oder weſentlich zur nl mithelfen. 

M. M. 


102. Der Einbrecher. Von Hans Schl na e n Keine 
ernſthafte Geſchichte. Berlin und Leipzig. Schuſter und Loeffler. 
1898. 142 S 

Eine wirklich nicht ernſthafte, eine überaus luſtige Geſchichte, die 
aber in durchaus künſtleriſcher Weiſe erzählt wird. Wir kennen von 
dem Verfaſſer außer dieſem kein Buch, können ihm aber nur die beſten 
Erfolge verſprechen, wenn er in ſeiner weiteren Produktion ſeine feine, 
humorvolle Weiſe, in der er echte Menſchen ſchildert, beibehält. 

103. Die hiſtoriſche Rolle des Staates. Peter Kropotkin. 
Aus dem Franzöſiſchen überſetzt von Dr. Ladislaus Gumplowicz. 
Separat⸗Abdruck aus dem „Sozialiſt“. Berlin. Grunau. 1898. 56 S. 
75 Pf. 

Fürſt Kropotkin iſt gewiß einer der geiſtreichſten Vertreter des 
Anarchismus, daher die Kenntnisnahme ſeiner Schriften, die durch 

Ueberſetzungen erleichtert wird, empfehlenswert iſt. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtoriet. 
Genoſſenſchafts⸗ Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


Der öſterreichiſch-ungariſche Ausgleich. 


V. Der Ausgleich und das Geldweſen. 
Von Otto Wittelshöfer (Wien).!) 


Wenn ich heute darangehe, die Bedeutung und die Funktion des 
Geldweſens in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und die darauf 
bezughabenden Beſtimmungen des Ausgleichs zu beſprechen, ſo bin ich 
mir der Schwierigkeiten der geſtellten Aufgabe voll bewußt. 

In weiten Kreiſen hält man einerſeits die Fragen des 
Geldweſens für nebenſächliche, für ſolche, die nur die Banktechniker 

intereſſiren. Auf der anderen Seite entſtehen allerdings wieder 
Richtungen, — ich erwähne nur die Agitation für das Volksgeld des 
Profeſſor Schleſinger — welche dem Gelde eine myſtiſche Kraft 
zuſchreiben, und lediglich von der Einführung eines neuen Geldſyſtems 
ſich eine völlige Umgeſtaltung des Wirtſchaftslebens verſprechen. Für 
Viele ſind die Währungs- und Bankfragen Gebiete, denen ſie mit 
Scheu ausweichen. Und ſo befindet ſich denn Derjenige, welcher ſich 
öffentlich damit befaßt, oft in der unangenehmen Lage, erſt die Be— 
deutung des Themas klarmachen zu müſſen, um erſt dann zur Be- 
ſprechung der einzelnen Punkte übergehen zu können. | 

Auch ich werde heute dieſen Weg einzuſchlagen haben, und ich 
bitte Sie im Vorhinein um Entſchuldigung, wenn nach einiger Zeit 
bei Ihnen der Wunſch rege werden ſollte, daß ich nun endlich zum 
Anfang meines Themas kommen möge. 

Und nun zur Sache! 

Wir befinden uns gegenwärtig in der kapitaliſtiſchen Wirt— 
ſchaftsordnung; dieſe iſt eine höhere Entwicklungsform der Tau ſch— 
geſellſchaft. 

In dieſem gegenwärtigen Stadium, in dem der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft, ſpielt das Geld eine maßgebende Rolle im Leben der 
Völker. Der Produzent verwendet nicht mehr die eigenen Erzeugniſſe 
zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe, ſondern der Tauſch in der ent— 
wickelten Form von Kauf und Verkauf bildet die Regel. Dabei wird 
jedesmal ein Geldpreis feſtgeſtellt. Jede wirtſchaftliche Operation iſt 
mit einer Beſtimmung des Werts in Geld verbunden. 


1) Nach zwei in den ſozialpolitiſchen Vereinen von Wien und Brünn 
gehaltenen Vorträgen. 
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Wenn wir alſo vom Gelde und vom Geldweſen ſprechen, 
ſo meinen wir nicht nur das konkrete Geld, die Münzen, die 
3 1 ſondern wir müſſen immer zugleich das Geld als Wert meſſer 
aller anderen Güter berückſichtigen. Dieſe Seite des Geldes iſt ſogar die 
wichtigſte. Es verhält ſich hierbei ſo, wie bei allen Maßſtäben. Wenn 
wir von einem Liter oder Meter ſprechen, ſo denken wir in erſter 
Linie nur an ein beſtimmtes Quantum einer anderen Sache, und 
nicht an das Litergefäß oder den Meterſtab. Ebendasſelbe gilt beim 
Gelde. Das Wichtigere iſt nicht das Geldſtück, der Gulden ſelbſt, 
die Kronen⸗Münze, ſondern die Wertbemeſſung aller Güter in 
Gulden oder Kronen. 

Je höher entwickelt nun unſere Wirtſchaft iſt, umſo bedeutungs— 
voller wird die Geldbewertung, denn nicht nur die Konſumtionsgüter, 
ſondern auch alle Kapitalien (Häuſer, Grundſtücke, Fabriken ꝛc. ꝛc.) 
werden in Geld bewertet. Alle Leiſtungen und Empfänge ſind theils 
rechtlich, theils durch Gewohnheit für kürzere oder längere Zeit an 
gewiſſe Geldfixirungen gebunden. Dieſe Geldfixirungen ſind maßgebend 
für das Einkommen und für die Ausgaben jedes Einzelnen, kurz für 
unſer Aue wirtſchaftliches Leben. 
| Nun befindet ſich unſer Wirtſchaftsleben in ewigem Fluſſe. Ent⸗ 
wicklung der Technik, perſönliche Thätigkeit, natürliche Verhältniſſe 
verſchieben fort und fort die Grundlagen unſeres wirtſchaftlichen 
Daſeins. Allein, wir beſitzen weder die Ueberſicht, noch die Macht: 
mittel, um dieſe Wandlungen ſofort in den Geldbewertungen zum 
Ausdruck zu bringen. Und ſo entſtehen fortwährend Inkongruenzen 
zwiſchen den hergebrachten Geldbewertungen und den veränderten Werten. 
Nur ein Beiſpiel! Die Löhne der unqualifizirten Arbeit richten ſich 
gewöhnlich nach den Lebensbedürfniſſen an dem betreffenden Orte in 
einem beſtimmten gewohnheitsmäßigen Ausmaße. Steigen nun die 
Preiſe der Lebensmittel oder Wohnungen, ſo müßten gleichzeitig auch 
die Löhne ſteigen. Aber das erfordert meiſt längere Zeit, oft bedarf 
es großer Kämpfe, um dieſe Ausgleichung zu vollziehen. 

Sie ſehen hieraus, welche große Bedeutung der Umſtand hat, 
daß ſtets eine Geldfixirung die Grundlage der wirtſchaftlichen Trans— 
aktionen, und damit der geſammten Lebensverhältnifſſe der Bevölkerung 
bildet. Fragen des Geldweſens ſind daher in erſter Linie nicht Fragen 
des Münz⸗ und Zettelweſens, ſondern Fragen des wirtſchaftlichen 
Lebens im weiteſten Sinne. 

Hiezu kommt nun aber Eines. Die anderen Maßſtäbe, der 
Meter, Ber Liter find feſte Größen, der Wert maßſtab ijt aber in 
ſeinem Werte ſelbſt ſchwankend. Beim vollwertigen Metall geld wird 
die Wertverminderung des Geldſtoffs eine Geldveränderung nach 
ſich ziehen, beim Kredit geld wird das Vertrauen in die Einlöslichkeit 
und in die zukünftige Kaufkraft der Noten wertbeſtimmend ſein. Die 
Bedeutung dieſer Wertveränderungen des Wertmeſſers ſelbſt treffen aber, 
wie ich ſchon früher gezeigt habe, nicht blos die Geldzeichen, ſondern 
auch alle Wertfixirungen, welche auf ſolches Geld lauten, alle Einkommen, 
Leiſtungen und Verpflichtungen. 
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Dieſe Unbeſtändigkeit des Geldwertes iſt nun ein organiſcher 
Fehler des Syſtems. Ihn möglichſt zu eliminiren, iſt die erſte und 
vornehmſte Aufgabe bei der Ordnung des Geldweſens. Wir wollen 
eben nichts Anderes, als einen miglichſt ſtabilen Wertmeſſer, 
damit nicht die Früchte der Arbeit durch eine etwaige entgegengeſetzte 
Wertbewegung des Geldes aufgezehrt — oder durch eine, nur Ein- 
zelnen günſtige Wertbewegung des Geldes arbeitsloſe Einkommen er⸗ 
zeugt werden. Eine möglichſt ſtabile Währung iſt alſo ein 
wirtſchaftliches, ſoziales und ethiſches Poſtulat. 

Dieſem Grundſatze gegenüber erheben ſich nun von Zeit zu Zeit 
Schulen und Strömungen, manchmal auch nur einzelne Freunde leichten 
Erwerbes, welche zielbewußt durch eine Aenderung des Geldwertes jene 
Wirkungen und Verſchiebungen hervorrufen wollen, die mit einem 
Schwanken der Währung verbunden ſind. | 

Eine bunte Geſellſchaft kommt da zuſammen. Da find die Valuta⸗ 
Spekulanten, welchen es gleichgiltig iſt, ob der Geldwert hoch 
oder niedrig iſt, ſie wünſchen nur fortwährende Bewegungen, einmal 
Steigen, das andere Mal Fallen des Geldwertes, um aus der 
Bewegung Profit zu ziehen. Da ſind die Freunde des entwerteten 
Papiergeldes und des Silbers, dann die Bimetalliſten, 
welche das gute Goldgeld — durch Einfügung des im Werte ges 
ſunkenen Silbers in das Währungsſyſtem — in ein minderwertiges, 
weniger kaufkräftiges Doppelwährungsgeld verwandeln wollen. Sie 
rechnen darauf, daß gewiſſe Leiſtungen, insbeſondere Löhne, Gehalte, 
Steuern, Zinſen, die rechtlich oder gewohnheitsmäßig in einer be— 
ſtimmten Geldziffer fixirt ſind, im Falle der Geldentwertung eine Zeit 
lang auf ihrem bisherigen nominellen Stande verbleiben, obwohl dieſe 
Geldziffer dann einen geringeren Wert bedeutet, als früher — daß 
dagegen die Ein nahmen aus dem Verkauf der Produkte ſofort wachſen, 
ſo daß die Differenz zwiſchen den geſtiegenen Einnahmen und den 
gleichgebliebenen Ausgaben größer wird. Ein derartiges Intereſſe 
haben in erſter Linie die Grundbeſitzer uud die für den Weltmarkt 
arbeitenden Induſtriellen. 

Die Bedeutung einer ſolchen ungleichmäßigen Bewegung von 
Einnahmen und Ausgaben iſt insbeſondere unſeren Hausfrauen in 
jüngſter Zeit ſehr klar gemacht worden. Im letzten Jahre hatten wir 
infolge von Mißwachs eine Mehl- und Brottheuerung, die Ausgaben 
der Hausfrauen ſtiegen ſofort, aber die Einnahmen ſind unverändert 
geblieben oder erſt nach einigem Parlamentiren erhöht worden. Ein 
ähnliches Verhältnis ſoll durch die Geldverſchlechterung hervorgerufen 
werden. Ich brauche nicht näher auszuführen, daß Angeſtellte und 
Arbeiter die Koſten die ſes Prozeſſes in erſter Linie 
zu tragen hätten. Die Freunde der Geldverſchlechterung pflegen 
dieſen wichtigſten Punkt gewöhnlich mit Stillſchweigen zu übergehen und 
weiſen zumeiſt nur auf eine Kategorie von Leuten hin, welche ſozial 
weniger berückſichtigungswürdig iſt, und von der Geldverſchlechterung 
ebenfalls ungünſtig beeinflußt würde, nämlich auf die Gläubiger und 
Zinſenempfänger. Durch die Hervorziehung des faulen Rentners ſoll 
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für die Geldentwertung Stimmung gemacht werden. Aber, es ſcheint 
mir, daß wir bei näherer Betrachtung erkennen werden, daß in der 
überwiegenden Zahl der Fälle — und nur dieſe kann in Betracht 
kommen — vom Standpunkt der Währungspolitik aus, nicht der 
Schutz des Schuldners, ſondern der des Gläubigers ein ſoziales 
Poſtulat iſt. | 

Betrachten wir die 3—400.000 Leute, die ihr Geld in der eriten 
öſterreichiſchen Sparkaſſe liegen haben, und dagegen die paar tauſend 
Hauseigenthümer, die wenigen hundert Großinduſtriellen und Groß⸗ 
finanziers, welche die Schuldner der Sparkaſſe ſind — ſehen wir uns 
die Million Notenbeſitzer, die Gläubiger der Zettelbank auf der einen 
Seite an, und dagegen die paar tauſend Firmen, welche als Schuldner 
den größten Theil des Kredits bei der öſterreichiſch-ungariſchen Bank 
genießen; ſtellen wir die Obligationenbeſitzer der großen Bahnen 
ihren Schuldnern, den Aktionären, gegenüber, dann werden wir zu der 
Erkenntnis kommen, daß nur der große und reiche Kapitaliſt die Seg⸗ 
nungen des entwickelten Kreditſyſtems voll ausnutzen kann, und daß der 
kleine Mann meiſt in der Rolle des Gläubigers erſcheint. Etwas 
komplizirter wird die Beurtheilung allerdings bei den bäuerlichen Ver— 
hältniſſen, aber auch hier dürften die Schuldner vielfach noch immer 
der ſtärkere Theil ſein; bei den Staatsſchulden liegt die Sache allerdings 
anders, aber man muß eben berückſichtigen, daß dieſe Seite gegenwärtig 
gegenüber den andern erwähnten Fällen noch weniger bedeutungsvoll 
iſt. Es laufen ja auch bei dieſer Sache die verſchiedenſten und ver— 
wickelteſten Verhältniſſe und Wirkungen durcheinander, und, wenn wir 
regelnd in ein ſolches Gebiet eingreifen, konnen wir nur auf die Mehr: 
zahl der wichtigen Fälle Rückſicht nehmen. Geradeſo, wie wir z. B. 
die Erhöhung der Gehalte der niederen Beamten durchführen, trotzdem 
ſich unter dieſen auch viele wohlhabende Leute befinden, geradeſo werden 
wir die zahlloſen unbemittelten Leute vor der Geldverſchlechterung 
ſchützen müſſen, wenn auch mancher ſteinreiche Geldkapitaliſt davon mit 
profitirt. Mit dieſem Vorbehalte werden wir daher ſagen können: 

Jede Währungs verſchlechterung iſt antiſozial, eine ge— 
ſunde Währung iſt diejenige, welche ſtabil iſt. Das wahre Volks⸗ 
geld iſt deshalb die Goldwährung. 

Und von dieſem Standpunkte aus, von dem der Nützlichkeit der 


Goldwährung, laſſen Sie mich nun die Geſchichte und die Bedeutung 


unſerer Währungsreform betrachten. 
* * 
* 5 x 

Es iſt ein langer und ſchwieriger Weg, den Oeſterreich gemacht 
hat. Bis zum Jahre 1848 hatte bei uns die Silberwährung, Kon: 
ventionsmünze, Geltung. Die Wirren des Jahres 1848, die Revolution, 
der italieniſche Krieg zwangen zur Einſtellung der Barzahlungen. Die 
darauffolgenden Jahre bilden ein trauriges Kapitel in der öſterreichiſchen 
Finanz⸗ und Währungsgeſchichte. Der Staat gebrauchte die inſolvente 
Bank im weiteſtgehenden Ausmaße als Darlehensquelle. Die hohen 
Dividenden, welche die Bank dabei verdiente, machten ſie den Befehlen 
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des Hofkommiſſärs willig. Die Schuld des Staates an die Bank wuchs 
bis auf beinahe 300 Millionen, ſo daß die umlaufenden Noten zum 
größten Theile durch die unrealiſirbare Forderung an den Staat be⸗ 
deckt waren. Die eigentlichen bankmäßigen Anlagen, die geſchäftlichen 
Kredite, waren unbedeutend, das Eskompte-Portefeuille, heute oft über 
200 Millionen, betrug im Jahre 1852 nur 36 Millionen. Die Be⸗ 
gebung von Wechſeln bei der vom Staate beinahe gänzlich belegten 
Bank war nur den am meiſten protegirten Perſonen möglich, zumeiſt 
nur ſolchen, die der Bankverwaltung angehörten. 

Trotz der traurigen Finanzlage des Staates faßte der geniale 
Bruck den Plan, Ordnung in die Währung zu bringen. In der 
Perſon Wilhelm v. Luca m's fand ſich gleichzeitig der energiſche Mann, 
der als Generalſekretär der Bank, die Intereſſen des Geldweſens mit 
denen der Bank verbindend, eine Räumung des Augiasſtalles vornahm. 
Schon im Jahre 1858 verſuchte man, gleichzeitig mit dem Uebergang 
zur öſterreichiſchen Währung, die Barzahlungen wieder aufzunehmen. 
Es iſt allerdings ſehr zweifelhaft, ob dieſes Experiment bei dem un 
günſtigen Stande der Bank überhaupt hätte gelingen können. Die . 
äußeren Verwicklungen, der italieniſche Krieg von 1859 brachten es zum 
Scheitern, die Schuld des Staates an die Bank wurde wieder erhöht, 
die Lage war ärger denn je. 

Auf den Krieg folgte die verfaſſungsmäßige Aera des Februar— 
patents, dieſe ging wieder daran, auf dem Gebiete der Währung Ord⸗ 
nung zu machen. Im Jahre 1862 kam ein Uebereinkommen zwiſchen 
Staat und Bank zuſtande, demzufolge die Staatsſchuld ſukzeſſive bis 
auf einen Reſt von 80 Millionen abgetragen und im Jahre 1866 die 
Barzahlungen wieder aufgenommen werden ſollten. Aber, wie immer 
in Oeſterreich, wenn der vom Abſolutismus an den Rand des Abgrunds 
gebrachte Staat unter den größten Opfern der Bevölkerung auf freierer 
Grundlage wieder zu neuem Leben zu erwachen beginnt, erhoben auch 
damals wieder Militarismus und Feudaladel ihr Haupt und brachten 
den Staat neuerlich in Gefahr. Es kam das Finanzregime des Grafen 
Lariſch, deſſen einzige That die Begünſtigung ſeiner Standesgenoſſen 
war, denen er durch Einführung des Pauſchalirungsſyſtems bei der 
Zucker⸗ und Branntweinſteuer und durch die, inmitten der größten 
Finanznoth des Staates bewilligten Grundſteuernachläſſe ein reiches 
Geſchenk darbrachte, — und das zu einer Zeit, da man vergebens be— 
müht war, ein öſterreichiſches Staatsanlehen mit 10% Verzinſung in 
Paris unterzubringen. 

Die große Noth wurde endlich durch die größere beſeitigt, durch 
den Krieg von 1866, der Plan der Valutaregulirung erfuhr ein 
jähes Ende mit der Ausgabe uneinlöslicher Staatsnoten. Dieſe Maß⸗ 
nahme war urſprünglich zwar als eine vorübergehende geplant, heute 
aber, nach 32 Jahren befindet ſich noch ein Reſt dieſer Noten in 
Zirkulation. 

In dieſer Situation befand ſich unſer Geldweſen, als 1867 der 
Dualismus etablirt und der erſte Ausgleich mit Ungarn abgeſchloſſen 
wurde. Eine zahlungsunfähige Bank, mehr als 300 Millionen Gulden 
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uneinlöslicher Staatsnoten, ein Budget mit konſtantem Defizit, das 
war das Bild jener Zeit! Bei den Ausgleichsverhandlungen hatte man 
die finanziellen, die Bank- und Währungsfragen theils nur neben— 
ſächlich, theils gar nicht berührt. Vom Bankſtatut, von der 80 Millionen⸗ 
Schuld an die Bank war gar keine Rede; man wich dieſen heiklen 
Punkten gänzlich aus. Die öſterreichiſchen Miniſter, der oberflächliche 
und uninformirte Beuſt, der frivole Becke und ihre ſchwachen Kol⸗ 
legen handelten mit den Ungarn nur um die Kronrechte, vergaßen 
aber gänzlich an die wirtſchaftlichen Intereſſen der zisleithaniſchen Be: 
völkerung. 

| Der verfaſſungsmäßigen Aera war es wiederum vorbehalten, 
Ordnung in den Staatshaushalt zu bringen, die Bank- und Währungs⸗ 
frage aber blieb ungelöſt. Ungarn ſtellte ſich nach abgeſchloſſenem Aus— 
gleiche auf den Standpunkt, daß das Privilegium, welches der Bank 
im Jahre 1862 bis Ende 1876 gewährt worden war, Ungarn nicht 
berühre. Die Bank wurde nur geduldet. Nichtsdeſtoweniger verlangten 
die Ungarn, in allen Fragen der Bank zur Entſcheidung mitherange— 
zogen zu werden, und ſie forderten mit Ungeſtüm einen größeren Antheil 
an den Bankmitteln. Die Bank kam dieſen Anſprüchen bereitwillig 
entgegen. Die Dotation der Peſter Filiale für den Eskompte, welche 
1862 4 Millionen betrug, wurde ſchon 1872 auf 25, 1873 auf 
32 Millionen erhöht. Dieſes Vorgehen der Bank fand zwar eine an⸗ 
erkennende Beurtheilung ſeitens der ungariſchen Geſchäftswelt, wie wir 


aus den zu jener Zeit erſchienenen Rechenſchaftsberichten ungarischer 


Inſtitute erſehen können — allein das jeder Ausdehnung fähige Kredit— 
bedürfnis der Landwirte und Kaufleute ſetzte ſich immerfort in politiſche 
Schlagworte um. Je mehr Jemand Kredit von der Bank verlangte, 
für umſo patriotiſcher hielt er ſich und wurde er gehalten. Unter Löſung 
der Bankfrage verſtand man ſchließlich in Ungarn nur die Beiſtellung 
großen und billigen Kredits für den Adel und die Großkaufleute. Die 
eigentlichen Fragen der Währung und des Geldweſens mußten vor dem 
Heißhunger der Kreditwerber zurücktreten. 

Um die Bedeutung dieſer Thatſache und die daraus entſpringen⸗ 
den Gefahren zu verſtehen, müſſen wir uns die Funktion der Zettel— 
bank klarmachen. Ihre erſte und oberſte Aufgabe iſt die Schaffung 
und Erhaltung eines geordneten Geldweſens, die Sorge 
dafür, daß der Bedarf an Zirkulationsmitteln eine angemeſſene Be: 
friedigung finde, daß nicht zu wenig Umlaufsmittel exiſtiren, wo— 
durch der Verkehr beengt und die Durchführung volkswirtſchaftlich 
nützlicher Transaktionen lediglich durch den Mangel an Zahlungsmitteln 
gehemmt werde — aber auch, daß nicht zu viel Umlaufsmittel im 
Verkehr jind, weil dadurch ein künſtlicher, in den wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſen nicht begründeter Anſporn zur Ueberproduktion gegeben wird, 
und insbeſondere deshalb, weil im Falle, als uneinlösliche Noten 
exiſtiren, eine Entwertung dieſer Noten eintritt. Die oberſte Aufgabe 
jeder Bankpolitik muß deshalb immer die ſorgfältige Abwägung des 
Zirkulationsbedarfs ſein, und alle Maßnahmen der Bank ſollen vor 
Allem den Zweck verfolgen, das richtige Verhältnis feſtzuhalten, damit 
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weder eine Beengung des wirtſchaftlichen Lebens, noch eine Gefährdung 
der Währung und eine Geldverſchlechterung eintritt. 

Die Erhaltung einer geſunden Zirkulation iſt alſo die erſte und 
oberſte Aufgabe der Bank, die Kreditgewährung, das Leihgeſchäft, iſt 
nur eine zweite Sache, fie ift nur ein Hilfsgeſchäft, um dem eigent⸗ 
lichen Zwecke der Bank gerecht zu werden. Die Ausgabe von Noten 
erfolgt nämlich auf doppelte Art: zum Theile gegen Hinterlegung von 
Metall, zum andern Theil in der Art, daß die Bank Wechſel eskomptirt 
und Darlehen gibt und bei dieſem Anlaſſe Noten emittirt. Durch die 
erſte Art der Notenausgabe gegen Metall wird — wenn wir vom 
Auslandsverkehr hier abſehen — eine Veränderung in der Geldzirku— 
lation nicht hervorgerufen. Ob eine Zehnguldennote oder 10 Silber⸗ 
gulden im Umlaufe ſind, ändert natürlich nichts an der Umlaufsmenge 
des Geldes. 

Aber anders iſt es im zweiten Falle, wenn Noten im Leihgeſchäfte 
ausgegeben werden; dann erſcheinen Noten im Umlauf, welche die Höhe 
der Zirkulationsmittel vermehren, und umgekehrt, wenn die Bank 
Wechſel einkaſſirt, welche ſie früher eskomptirt hat, dann zieht ſie Noten 
aus dem Verkehr und vermindert den Umlauf. Damit wird das Leih⸗ 
geſchäft zum hauptſächlichen Regulator der Zirkulation. Nun aber iſt 
die Bank infolge ihrer großen und beinahe koſtenloſen Mittel in der Lage, 
ſtets große Summen im Leihgeſchäfte anzulegen. Und deshalb wird ſie 
zugleich zur hervorragendſten Kreditquelle des Landes. 

Aber, beachten wir zwei Umſtände. Dieſe Eigenſchaft der Bank 
iſt nur eine Folge der Hauptaufgabe; nämlich der Sorge für die Er- 
haltung eines geordneten Geldweſens — und zweitens, die Bank iſt 
zwar die hervorragendſte, aber nicht die einzige Kreditquelle des Landes. 

Aus dieſen Thatſachen geht nun unwiderleglich ein Weiteres hervor. 
Die Bank darf die Kreditgewährung nur ſoweit pflegen, als die Er— 
haltung des geordneten Geldweſens es erfordert und zuläßt. Die Kredit— 
gewährung iſt immer nur ein Mittel zu dem Zwecke, das Geldweſen 
zu regeln, und immer nur nach dieſer primären Aufgabe einzurichten. 

Sie ſehen ſofort den Widerſpruch zwiſchen dieſem Kardinalſatze 
der Banktheorie und den ſteten Anforderungen, die von dem Gedanken 
geleitet ſind, daß die Kreditgewährung die Hauptaufgabe der Bank iſt. 

Wir haben ſelbſt von erſten Funktionären der Bank den Satz 
aufſtellen gehört, die Bank müſſe jeden legitimen Wechſel eskomptiren. 
Die Erfüllung dieſer Forderung iſt aber unvereinbar mit der Erhaltung 
eines geordneten Geldweſens. 

Nehmen wir ganz konkrete Ziffern. Die Geſammtzirkulation 
in Oeſterreich-Ungarn beträgt 800 bis 900 Millionen Gulden. Rechnen 
wir die Metallzirkulation und jene Notenzirkulation ab, für welche der 
bare Metallſchatz erliegt, jo bleiben im äußerſten Falle 250 Millionen 
Noten, welche die Bank im Leihgeſchäfte anzulegen in der Lage iſt. 
Jede Mehremiſſion unbedeckter Noten würde heute eine Verminderung 
des Metallbeſtandes, ein Abſtrömen nach dem Auslande und eine 
Gefährdung der Währung mit ſich bringen. Alſo, etwa 250 Millionen 
ſind die Grenze für das Leihgeſchäft. 
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Die Kreditbedürfniſſe Oeſterreich⸗ Ungarns auf Grund 
legitimer Wechſel find aber ungleich größer. Ich will ganz abſehen von 
dem Bedarf für ſtabile Kredite, z. B. Hypotheken, obwohl es ſehr 
viele einflußreiche politiſche Kreiſe gibt, welche auch eine Befriedigung 
dieſes, gewiß legitimen Kreditbedarfs durch die Bank verlangen — ich 
ſpreche nur von der Kreditform, welche dem Weſen der Bank angepaßt 
iſt, vom kurzfälligen Wechſel- und Lombardkredit. 

Nun beträgt die Summe der eskomptirten Wechſel in Oeſterreich⸗ 
Ungarn 1½ — 1 ½ Milliarden, alſo 6 oder 8 Mal fo viel, als das 
Portefeuille der Bank. Der größte Theil dieſer Wechſel iſt legitimen 
Kreditbedürfniſſen entſprungen. Allein, Sie ſehen, die Bank iſt ganz 
außer Stande, auch nur einen relativ großen Theil dieſes Bedarfs mit 
ihren Mitteln zu decken, dazu muß das anderweitige Leihkapital der 
Banken, Sparkaſſen und Privaten herangezogen werden. Wir erſehen 
alſo, daß, wenn man die Funktion der Bank als oberſte Kreditquelle 
des Landes zur Hauptaufgabe macht, man auf ein ganz anderes Gebiet 
geräth, als dasjenige der Erhaltung eines geordneten Geldweſens iſt. 
Wird die Befriedigung der Kreditbedürfniſſe zum leitenden Geſichts— 
punkt gemacht und die Bankverwaltung auf dieſes Ziel eingerichtet, ſo 
kann deſſen Erreichung nur entweder auf Kol des Geldweſens 
erfolgen oder gar nicht. 

Und noch ein Weiteres: Da die Bank ihr Leihgeſchäft nur derart 
betreiben darf, daß die Notenzirkulation damit regulirt wird, ſo darf 
ſie in Bezug auf das Leihgeſchäft keine Verpflichtung eingehen, welche 
die Durchführung ihrer oberſten Aufgabe unmöglich macht; ſie darf 
alſo keine ſtändigen Darlehen geben, deren Abwicklung unmöglich iſt, 
ſondern ſie muß ihr Leihgeſchäft derart einrichten, daß ſie dasſelbe auch 
zeitweiſe einſchränken und dem Notenbedarfe anpaſſen kann. 

Und nun laſſen Sie mich die Konſequenzen aus dieſen allgemeinen 
Sätzen ziehen. 

In Ungarn und auch in einem Theile Oeſterreichs hat dieſer 
grundlegende Gedanke von den Aufgaben und der Leiſtungsfähig— 
keit der Bank bisher keinen Eingang gefunden. Ein ſo beſonnener 
Mann, wie der jetzige ungariſche Finanzminiſter, führt in ſeinen Reden 
ſtets als erſte Pflicht der Bank die Befriedigung der Kreditbedürfniſſe 
an. Wie ein rother Faden zieht ſich dieſer Irrthum durch das ganze 
Verhältnis Ungarns zur Bank. Die Forderungen Ungarns an die Bank 
nach Abſchluß des Ausgleichs richteten ſich immer nur darauf, Ungarn 
größere Kredite zuzuwenden. Ja, alle Fragen der Organiſation waren 
auf dieſen Punkt zugeſpitzt. Größere Autonomie der Peſter Direktion, 
ſelbſtändige Beſtimmung der Dotationen und Kredite, Vermehrung der 
Filialen, immer und immer das Leihgeſchäft. Die Währung war 
viele Jahre ganz unbeachtet, wieſo hierin ſpäter eine Aenderung ein— 
trat, werde ich ſofort klarmachen. 

In dieſem Geiſte kam endlich 1878 nach jahrelangen Kämpfen 
das Statut einer gemeinſamen Bank zuſtande. Ich muß leider die 


außerordentlich lehrreiche Geſchichte dieſes Statuts hier übergehen. Ich 


will nur konſtatiren, daß es der mannhaften Haltung des General: 
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ſekretärs v. Lucam gelang, eine Organiſation durchzuſetzen, welche die 
Ordnung des Geldweſens ermöglichte. Die Abmachungen zeigten aber 
deutlich, daß für Ungarn das Leihgeſchäft die Hauptſache war. Die 
Bank mußte die Zuſicherung geben, und dieſe Zuſicherung wurde im . 
Geſetze verankert, daß ſie die ungariſchen Bankanſtalten mit einer 
Dotation von mindeſtens 50 Millionen ausſtatten werde. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Kredite, die Vertheilung der Dotationen unter die einzelnen 
Plätze in Ungarn wurde der Direktion in Budapeſt überlaſſen, ebenſo 
die Nominirung der Wechſelzenſoren. Das Netz der Filialen, welche 
nur der Kreditgewährung dienten, wurde weſentlich erweitert. 

Wir ſehen alſo eine weitgehende Autonomie Ungarns in allen 
Angelegenheiten der Kreditgewährung, dagegen eine vollſtändige Gleich— 
giltigkeit in Bezug auf die Verwaltung des Geldweſens. Nur auf die 
Erlangung größerer Kredite richtete ſich das Streben der Ungarn. 
Deutlicher konnte der Mangel an Verſtändnis für die Aufgaben der 
Notenbank nicht zum Ausdruck kommen. | 

Die Bank von 1878 begann nun ihre dualiſtiſche Thätigkeit. Die 
Gegenſätze wurden ſchwächer, die Zufriedenheit in Ungarn nahm zu. 
Sehr begreiflich, denn während im Jahre 1878 die Erlangung einer 
Geſammtdotation von 50 Millionen als ein großer Erfolg betrachtet 
wurde, betrug die Dotation der ungariſchen Plätze im Jahre 1895 
ſchon 120 Millionen. Die Freigebigkeit der Bank im Kreditiren auf 
ungariſchen Plätzen war ſo groß, daß es Momente gab, in denen das 
Portefeuille in dem kleineren und wirtſchaftlich weniger entwickelten 
Ungarn ebenſo hoch war, als das öſterreichiſche. Die ungariſchen 
Plätze genoſſen den Bankkredit mit vollen Zügen. Ende des vorigen 
Jahres z. B. war das Portefeuille in Groß-Kanizſa ebenſo groß, 
wie dasjenige in Trieſt, in Debreczin waren bmal jo viel, wie 
in Reichenberg angelegt. 

Unter ſolchen Umſtänden war es erklärlich, daß ſich im Jahre 1887 
die Verlängerung des Privilegiums auf 10 Jahre ohne Schwierig— 
keiten vollzog. Als aber wieder der Endtermin des Privilegiums, das 
Jahr 1897 heranrückte, offerirte der leichtfertige öſterreichiſche Finanz⸗ 
miniſter Bilin'ski freiwillig den Ungarn eine radikale Aenderung der 
Bankverfaſſung. Bevor ich daran gehe, hierüber zu ſprechen, geſtatten 
Sie mir, die Entwicklung der Währungsfrage in der Zwiſchenzeit 
zu beleuchten. 

Ich habe ſchon erwähnt, daß das dualiſtiſche Oeſterreich-Ungarn 
bei ſeinem Neuentſtehen im Jahre 1867 den Beſtand von 300 Millionen 
Gulden Staatsnoten und eine nicht barzahlende Bank vorfand. Die 
geltende Währung war die Silberwährung, welche damals auch noch 
in Deutſchland und anderen Ländern beſtand. Im Zoll- und Handels⸗ 
bündniſſe von 1867 wurde nun der Weiterbeſtand der öſterreichiſchen 
Währung feſtgeſtellt, jedoch der Uebergang zur Goldwährung in Aus— 
ſicht genommen. Die Staatsnoten wurden unter gemeinſame Garantie 
geſtellt, die Frage der Aufnahme der Barzahlungen aber bei Seite ge⸗ 
laſſen. Das Intereſſe dafür war ein ſehr geringes, die Wiederherſtellung 
eines feſten Geldwerts war nur ein frommer Wunſch weniger Ideologen. 
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Wenn das Agio ſchwankte, gab es immer Profite, und, wo es Profite 
gibt, gibt es auch Freunde. Die Anſicht, daß das Agio einen Schutzzoll für 
die Induſtrie bedeute, ſpukte in den Köpfen, die Zinſenerſparnis bei 
der Zettelwirtſchaft gefiel den Finanzminiſtern — kein Wunder, daß 
Niemand ernſtlich an eine Währungsreform herangehen wollte. 

Während eines Zeitraumes von 20 Jahren vollzogen ſich dann 
auf dem Gebiete des Währungsweſens bei uns nur zwei Ereigniſſe. 
Das eine war wieder das Werk Lucam's. Dieſer ſcharfblickende 
Mann erkannte frühzeitig, daß das Gold das Geld der Zukunft ſei 
und tauſchte in aller Stille 80 Millionen Gulden Silber aus dem 
Barſchatz der Bank in Gold um. 

Die zweite Maßregel war die 1879 erfolgte Einſtellung der 
. Prägung von Silbergulden für private Rechnung. Es kann wohl als 
feſtſtehend betrachtet werden, daß dieſe bedeutungsvolle Maßregel, durch 
welche unſere Monarchie vor einer Ueberſchwemmung mit dem ent— 
werteten Silber bewahrt wurde, weniger einer klaren Erkenntnis der 
üblen Folgen dieſer Silberinvaſion, als dem bureaukratiſchen Mißver— 
gnügen an den großen Gewinnen der Silberimporteure zuzuſchreiben 
war. Das kleinliche Uebelwollen, ſonſt ein Hindernis der Entwicklung, 
hat hier ausnahmsweiſe gute Dienſte geleiſtet. 

Da trat endlich ein Ereignis ein, das große Intereſſen für die 
Währungsreform in Bewegung ſetzte. Im Jahre 1889 erfolgten in 
Folge des finanziellen und wirtſchaftlichen Aufſchwungs in Deutſchland 
und England große Waren- und Effekten⸗Exporte aus Oeſterreich— 
Ungarn, der Gegenwert in fremder Valuta kam zum Verkauf, das 
Agio ſank rapid. Gleichzeitig gewann die Hoffnung Oberhand, daß das 
Silber, auf welchem die öſterreichiſche Währung beruhte, durch die 
amerikaniſche Geſetzgebung wieder zu höherem Werte gebracht werden 
würde. Im September 1890 ſtand die Deviſe London auf den ſeit 
langen Jahren unerreichten Tiefpunkt von 111%. Dieſer Fall des 
Agios bedeutete eine weſentliche Werterhöhung des öſterreichiſchen Geldes. 
Es traten die umgekehrten Konſequenzen ein, wie ich ſie anfangs hin— 
ſichtlich der Geldverſchlechterung geſchildert habe. Grundbeſitzer und 
Export⸗Fabrikanten erlöſten für ihre Weltwaren weniger, wenn auch 
beſſeres öſterreichiſches Geld, ihre Leiſtungen an Löhnen, Zinſen, Steuern 
blieben aber unverändert. Die ihnen ſonach verbleibende Differenz, ihr 
Unternehmergewinn, ſank. In erſter Linie wurden hievon die landwirt— 
ſchaftlichen Großunternehmer in Ungarn getroffen; man ſuchte nach 
Abhilfe, die radikalſte war wohl die dauernde Feſtſtellung eines höheren 
Kurſes durch das Geſetz, alſo die Schaffung der Relation, dieſe war 
aber nur möglich im Zuſammenhang mit der Regelung der Valuta. 
Die im Gedankenkreiſe der landwirtſchaftlichen Großbeſitzer befangenen 
leitenden Kreiſe Ungarns erfaßten jetzt plötzlich das Projekt der 
Währungsreform mit großer Begeiſterung. 

Nach dem Stande der Dinge in Europa, wo kein Staat mehr 
eine wirkliche Silber- oder Doppelwährung hatte, ſondern thatſächlich 
überall die echte oder hinkende Goldwährung herrſchte, war der Weg 
für unſer Land gewieſen, wir mußten zur Goldwährung übergehen. 
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Die ungariſche Regierung begann ſofort, Gold und Goldwechſel zu 
kaufen, ſo daß der Kurs rapid ſtieg. Wenige Monate ſpäter war der 
althergebrachte Goldkurs und zugleich die Uebergangsrelation von 119% 
erreicht und fixirt. Die Reform, welche 25 Jahre nicht von der Stelle 
gekommen war, wurde in weniger als einem Jahre Geſetz, weil jetzt 
das Intereſſe des ungariſchen Großgrundbeſitzes dabei engagirt war. 

Nur aus dieſer Entwicklung iſt auch die Stellung zu erklären, 
welche das ungariſche Parlament zu der Währungsreform noch gegen- 
wärtig einnimmt. In allen anderen Ländern, in denen die landwirt- 
ſchaftlichen Großunternehmer politiſch ausſchlaggebend ſind, treten dieſe 
für die Doppelwährung ein, für . Syſtem, welches ihnen am 
eheſten die praktiſche Möglichkeit verſpricht, aus der Geldverſchlechte— 
rung auf Koſten der anderen Stände Profite zu ziehen. Wenn nun die 
ungariſchen Grundbeſitzer, deren Intereſſen ja die gleichen ſind, für 
die entgegengeſetzten Maßregeln und für die Goldwährung ſchwärmen, 
ſo iſt dies vor Allem hiſtoriſch zu erklären aus der Erinnerung an den 
ſinkenden Goldpreis, welcher ſie ſo ſehr erſchreckt hat. Bei einigem 
Nachdenken werden die Herren zwar bald darauf kommen, daß heute, 
wo durch Feſtſtellung der Relation eine Wiederholung dieſes Kursfalls 
unmöglich gemacht iſt, ihr Intereſſe an der Goldwährung aufgehört 
hat. Es mag ja ſein, daß die Ueberzeugung, daß Ungarn nur durch 
Herſtellung einer geordneten Währung ſeine Selbjtändigfeit in Bank- 
angelegenheiten erlangt, mitbeſtimmend iſt, aber für uns, die Freunde 
eines ehrlichen und guten Geldes, für uns Anhänger der Goldwährung 
iſt die erwähnte Thatſache eine Mahnung, die Fertigſtellung der Valuta⸗ 
reform zu beſchleunigen, ſolange dieſe Strömung in den maßgebenden 
Kreiſen Ungarns herrſcht und die Lehren der Bimetalliſten in dieſer 
kleinen, aber mächtigen Gruppe nicht Fuß gefaßt haben. 

Nachdem alſo durch den Einfluß der ungariſchen Großgrund— 
beſitzer die Valutaaktion in Fluß gekommen war, und durch die Valuta— 
geſetze vom 2. Auguſt 1892 die Durchführung der Reform in Angriff 
genommen war, trat das Währungsweſen Oeſterreich-Ungarns in ein 
neues Stadium. 

An die Stelle der Sil berwährung trat die Gol dwährung. Ge⸗ 
dacht war dieſe Goldwährung als eine reine Goldwährung, dem 
Silber ſollte der Charakter der Kourantmünze genommen werden, es 
ſollte ihm nur mehr eine beſchränkte Zahlungskraft als Scheidemünze 
zukommen. Nun beſaß aber Oeſterreich-Ungarn einen Silbervorrath von 
etwa 180 Millionen Gulden. Die Ziffer iſt verhältnismäßig nicht be— 
deutend, im Rahmen der Goldwährung war aber auch für den größten 
Theil dieſer Summe kein Platz. Der Verkauf des Silbers auf dem 
Weltmarkte hätte aber einen Verluſt von 80— 100 Millionen mit ſich 
gebracht. Zudem hat das Silber, insbeſondere in Zisleithanien, noch 
viele Freunde, welche glauben, durch die Beibehaltung des Silbers eine 
Brücke zum zukünftigen Bimetallismus zu beſitzen. Selbſt ein ſo unter— 
richteter Mann, wie der Abgeordnete Menger, hat ſeine Stimme für 
den Silbergulden erhoben, und iſt damit einem unverſtandenen dema— 
gogiſchen Schlagwort entgegengekommen. Wenn von dieſer Seite der 
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Fortbeſtand der Silbergulden verlangt wird, jo entſpringt dieſer Wunſch 
allerdings mehr einer unklaren Empfindung, als einer ernſten Ueberlegung. 
Denn, der Wert des Goldes beſtimmt ſich in Oeſterreich jetzt trotz der 
Sildergulen, nur nach dem Werte des Goldes. Die erhoffte oder geplante 
Wertverſchlechterung tritt als Folge der Silbergulden-Zirkulation nicht 
ein. Den Silbergulden iſt künſtlich der Wert des Goldes beigelegt, ſie 
ſind eine Art Kreditgeld, welches ſich von den Papierzetteln nur dadurch 
unterſcheidet, daß ihr Stoff nicht ganz wertlos, ſondern nur unter— 
wertig iſt. 
Eine ſolche Währung, wie wir ſie jetzt haben, nennt man eine 
binfende Währung. Die Belaſſung der Silbergulden hat zwar 
wiederum nur einen proviſoriſchen Charakter, aber bekanntlich iſt in. 
Oeſterreich nichts definitiver, als ein Proviſorium. Durch die Einfügung 
des minderwertigen Silbers wird die Währung zwar nicht in ihrem 
Wert verſchlechtert, wohl aber funktionirt ſie nicht ſo gut, wie die reine 
Goldwährung; ich komme auf dieſen Punkt zurück. 

kann die einzelnen Stadien und die techniſche Seite der 
Währungsreform hier wohl unberührt laſſen, ſie ſind genügend be— 
kannt, nur einzelne wichtige Geſichtspunkte möchte ich hier erwähnen. 

In zwei weſentlichen Punkten hat ſich dieſe Reform von früheren 
gleichartigen unterſchieden. 

Erſtens wurde ſie durchgeführt ohne Beengung der Zir— 
kulation. Wir haben hier einen klaſſiſchen Beleg dafür, wie groß 
der Einfluß der Theorie auf die Praxis iſt, welchen guten, aber 
auch welchen ſchädlichen Einfluß jene üben kann. Zur Zeit der früheren 
Reformverſuche ſtand die nationalökonomiſche Geldtheorie auf dem 
Standpunkte der reinen ſogenannten Quantitätstheorie. Man nahm 
an, daß das Agio bedingt ſei durch die Menge der umlaufenden Noten, 
es genüge den Umlauf zu reduziren und das Agio werde verſchwinden. 
Die Aufnahme der Barzahlungen ſollte im Jahre 1866 erfolgen, 
man begann deshalb ſchon im Jahre 1865 mit der Einſchrän— 
kung des Notenumlaufs in einem ſolchen Maße, daß eine empfind⸗ 
liche Beengung des Verkehrs eintrat. Als daher im Jahre 1892 die 
Währungsreform in Angriff genommen wurde, waren viele ältere 
Induſtrielle und Kaufleute, welche jene peinliche Epoche mitgemacht 
hatten, von ernſten Beſorgniſſen erfüllt. Allein, mittlerweile, hatte die 
Volkswirtſchafts-Theorie eine wichtige Wandlung durchgemacht, die Höhe 
des Umlaufs galt nicht mehr als das einzige beſtimmende Moment für 
den Stand des Agios, man wußte, daß der Kredit der Emittenten, 
die Zahlungsbilanz und andere Faktoren ebenſo mächtig eingreifen. Die 
Valutareform von 1892 wurde deshalb ohne Beſchränkung der Zirku— 
1 durchgeführt. Induſtrie und Handel hatten darunter nicht zu 
eiden. 

Das zweite Moment, durch welches ſich die jetzige Operation 
von früheren vortheilhaft unterſchied, war der Mangel eines 
Termins für die Aufnahme der Barzahlungen. Dieſer letzte Schritt 
iſt an ſo viele Vorausſetzungen geknüpft, welche unabhängig von der 
Geſetzgebung und vom Staate ſind, daß man den richtigen Moment 


1098 ee 


nie vorausbeſtimmen kann. Eine Mißernte, die uns zwingt, einen 
großen Getreide⸗Import zu bezahlen, wie im Vorjahre, ein großer 
Effekten⸗Import, politiſche Trübungen, eine Kriſe im Ausland und 
hundert andere Vorkommniſſe, können gerade in dem voraus beſtimmten 
Zeitpunkte die Realiſirung der geſetzlichen Pflichten unmöglich machen. 
Ja, ſelbſt die Angſt hievor kann ausreichen, um das Unternehmen 
ſchon vorher zum Scheitern zu bringen. 

Anders, wenn man den Vorgang der 1892er Valutageſetze be⸗ 
obachtet. Die Nervoſität, welche ſolchen Operationen früher anhaftete, 
verſchwindet, kein beängſtigender Termin bedrängt die handelnden Per⸗ 
ſonen. Andererſeits iſt die Möglichkeit gegeben, den Uebergang ganz 
unmerkbar zu vollziehen. Lange, bevor die geſetzliche Verpflichtung 
zur Einlöſung der Noten beſteht, iſt es bereits Jedermann moglich, 
vollwertige Münze zum gleichen Preiſe zu bekommen, wie, wenn die 
Barzahlungen ſchon aufgenommen wären. Durch eine entſprechende 
Bankpolitik kann dieſes Reſultat erreicht werden. Dieſe Methode bietet 
noch einen beſonderen Vortheil. Wenn dann die Aufnahme der Bar- 
zahlungen geſetzlich feſtgeſtellt wird, iſt der Anreiz, die Noten zur Ein⸗ 
loͤſung zu bringen und dafür Metall zu verlangen, geſchwunden. Wir 
erinnern uns, wie vor 25 Jahren jeder Silbergulden gern geſehen 
wurde, ſo lange man nicht immer ſolche haben konnte, und wie un⸗ 
beliebt dieſe Münze wenige Jahre ſpäter wurde, als ſie in beliebigen 
Quantitäten erhältlich war, ſo zwar, daß der genaueſte Kenner der 
Wiener unter allgemeinem Beifall eine Apologie auf den alten und 
ſchmutzigen Guldenzettel halten konnte. N 

Es mag ja ſein, daß der Mangel eines Termins die Finaliſirung 
der Reform verzögert hat, allein man muß beachten, daß wir nun 
ſchon ſeit faſt drei Jahren die Stabilität unſeres Geldwertes ohne 
Aufnahme der Barzahlungen, und trotz zeitweiſe ſehr ungünſtiger Ver: 
hältniſſe, genießen. Wenn wir Ende des vorigen Jahres in Gefahr 
ſtanden, dieſe vortheilhafte Poſition zu verlieren, ſo war hieran nicht 
das Syſtem, ſondern ſeine mangelhafte Durchführung ſchuld. 

Und damit gelange ich aus der Vergangenheit und Gegenwart 
zur Zukunft. Wie werden ſich die Dinge weiterentwickeln? 

Vergegenwärtigen wir uns den heutigen Stand. Die Staats— 
noten ſind bis auf einen Reſt von etwa 120 Millionen eingelöſt. 
Dieſer Betrag iſt aber bereits durch Goldbeſtände an den Staatskaſſen 
gedeckt, es fehlt nur die legislative Zuſtimmung zur Durchführung 
der nothwendigen Manipulationen. Dann werden wir einen Bank⸗— 
notenumlauf von etwa 8—850 Millionen Gulden haben, wofür eine 
Deckung von 500—550 Millionen Gold und 120 Millionen Silber 
erliegt. Wir gehen diesmal an die Barzahlungen mit einem fünffach 
größeren Metallſchatz, als 1858 und 1866, unſere Bank iſt ebenſo 
gut fundirt, wie die Bank von England, und in ihrem Goldbeſtande beſſer, 
als die Bank von Frankreich und die Deutſche Reichsbank. Es gewinnt 
alſo den Anſchein, als ob wir ohne Sorge in die Zukunft blicken 
könnten. Aber immer wieder finden ſich Zweifler, welche meinen, daß 
ein verſchuldetes Land, wie Oeſterreich⸗Ungarn, Barzahlungen nicht auf— 
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rechterhalten könne. Man berechnet, daß wir, — richtiger, Ungarn 
allein, — jährlich etwa 150 Millionen Zinſen an das Ausland zu 
bezahlen haben, und dafür werde das Gold hinausfließen. Gar mancher 
Skeptiker, etwa ein mächtiger Bankdirektor, zweifelt freilich nur des⸗ 
halb, weil die Herſtellung der Valuta ihm unangenehm iſt, weil die 
Valutagewinne ſchwinden, oder, weil die engere Verbindung Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarns mit dem Weltmarkte ihm unangenehme Geſchäftskonkur⸗ 
renten bringen kann. Aber es gibt auch Viele, die zweifeln, ohne 
Intereſſen zu haben. Dieſe möchte ich denn doch darauf aufmerkſam 
machen, daß wir ein halbes Jahrhundert lang ebenſo verſchuldet waren, 
ja, früher noch viel mehr —' und daß wir dennoch nie einen Gulden 
Gold hinausgeſchickt haben, aus dem einfachen Grunde, weil wir über: 
haupt keines hatten. Dennoch iſt unſere Valuta nach vielen Schwan— 
kungen immer wieder auf denſelben Punkt zurückgekehrt. 

Sind nun auch die Gefahren, welche aus unſerer Auslands— 
verſchuldung entſpringen, jedenfalls eingebildete, ſo dürfen wir uns 
darüber nicht täuſchen, daß die Erhaltung der Währung eine ebenſo 
ſchwierige Aufgabe iſt, wie ihre Herſtellung. Mit der Einführung 
der metalliſchen Währung haben wir die chineſiſche Mauer durchbrochen, 
welche unſer Geldweſen vom Weltmarkte trennte. Wir müſſen in Zu: 
kunft mit den Strömungen des Weltmarktes, ebenſo mit der be- 
fruchtenden, als mit der zerſtörenden Kraft des internationalen Ver— 
kehrs rechnen. Die Vortheile dieſer Verbindung liegen in der 
leichten und billigeren Unterſtützung unſeres Geld- und Kapitalmarktes, 
insbeſondere in Zeiten vorübergehenden größeren Bedarfes. Die Ge— 
fahren beſtehen vor Allem in der Rückwirkung auswärtiger ſtärkerer 
Anforderungen und auswärtiger Kriſen auf unſerem Geldmarkt. Auf: 
gabe unſerer Währungspolitik muß es ſein, uns die Vortheile moͤg— 
lichſt dienſtbar zu machen und die Gefahren möglichſt abzuwehren. 

Eine der wichtigſten Maßnahmen in dieſer Hinſicht wäre die Aus— 
geſtaltung unſerer Währung zur reinen Goldwährung. Nur, wenn der 
öſterreichiſche Wechſel ein wirklicher Goldwechſel iſt, nur, wenn der 
ausländiſche Gläubiger nicht riskirt, in Silbergulden bezahlt zu werden, 
für welche er draußen keine Verwendung hat, nur dann wird der 
öſterreichiſche Wechſel auf dem internationalen Markte den anderen 
gleichgeſtellt ſein. Ein großer Theil der Vortheile der Goldwährung 
würde durch die Belaſſung der Silbergulden verloren gehen. Die Nach— 
theile blieben aber erhalten. Wenn das Ausland Anſprüche an uns 
ſtellen würde, ſo könnte aus einem Goldvorrathe von über 500 Mil— 
lionen Gulden immer genug Gold zum Export herausgeſchöpft werden. 
Schon, um das Preſtige ſeiner Währung zu wahren, könnte Oeſterreich— 
Ungarn einer ſolchen Goldentnahme keinen ernſten Widerſtand ent- 
gegenſetzen. Bei hinkender Währung iſt alſo die Einfuhr von Gold 
und die Erlangung ausländiſcher Goldkredite ſehr erſchwert, die Aus— 
fuhr von Gold nicht ernſtlich behindert. Sie ſehen alſo, welche Ge— 
fahren aus der Beibehaltung der Silbergulden als Kourantmünzen 
entſpringen, und daß eine Sicherung der Goldwährung nur durch 
Ausgeſtaltung zur reinen Goldwährung erlangt werden kann. | 


= Al 


Aber, ich will dies gleich hier beifügen, es handelt fih nur um 
das Weſen der reinen Goldwährung, nur darum, den öſterreichiſch— 
ungariſchen Wechſel zu einem wirklichen Goldwechſel zu machen. Es 
iſt nicht ganz unerreichbar, dieſe Forderung mit dem Weiterbeſtande 
der Silbergulden in Einklang zu bringen und ſo nicht nur die ſo— 
fortige Liquidirung des Münzverluſtes zu vermeiden, ſondern auch der 
Vorliebe des öſterreichiſchen Parlaments für dieſe Münze Rechnung 
zu tragen. Ein Mittel zur Durchführung dieſes Gedankens beſtünde 
etwa darin, die Bank zum jederzeitigen Umtauſch von Silbergulden gegen 
Gold zu verpflichten, ſo daß die Beſitzer von Forderungen, ſelbſt, wenn 
ſie in Silber bezahlt würden, immer die Möglichkeit hätten, dafür 
nachträglich Gold zu erhalten. Da der Betrag des außerhalb der. 
Bank im Umlaufe befindlichen Silbers ein im Verhältnis zum Gold— 
vorrath der Bank geringer iſt, würde aus einer ſolchen Umtauſch— 
verpflichtung keine Gefährdung unſeres Goldbeſtandes entſpringen, die 
öſterreichiſchen Wechſel würden aber thatſächlich auf dem Weltmarkt 
als Goldwechſel betrachtet werden. Ich kann dieſen Gedanken hier 
nicht weiter verfolgen, halte ihn aber für ein gutes Kompromiß 
zwiſchen monetärer Nothwendigkeit und parlamentariſchen Vorurtheilen. 

Neben der Einführung der reinen Goldwährung iſt aber als 
zweite, mindeſtens ebenſo wichtige Bedingung die Erhaltung einer ge: 
ſunden Zettelbank zu ſtellen. Die Aufgaben, welche hier der 
Erfüllung harren, ſind keine geringen. Nicht nur die Bankverwaltung, 
ſondern auch die geſammte induſtrielle und kaufmänniſche Welt ſind an 
eine Bank gewöhnt, die außerhalb des Weltverkehrs ſtehend, in gemüth⸗ 
licher Ruhe fortarbeiten konnte. Eine Bankpolitik, welche die Vorgänge 
in England und Deutſchland, ja ſogar in Nordamerika und Japan 
aufmerkſam verfolgt und darnach handelt, iſt unſerem Publikum noch 
ganz unverſtändlich. Das einzige Leitmotiv für unſere alte Bank war 
der Stand ihrer Reſerve, nur ungern entſchloß ſie ſich zu einer Zins⸗ 
fußänderung, ihre Kreditpolitik ſchien ſich in der Beurtheilung der Güte 
der offerirten Wechſel zu erſchöpfen, nur ſo, daß die Bank keine Verluſte 
erleide. Eine barzahlende Bank, auch eine Bank, die auf das Ziel der Sol: 
venz hinarbeitet, muß nun freilich anders operiren. Sie muß ihr ganzes 
Geſchäft derart einrichten, daß ſie fremden Angriffen jederzeit wirkſam 
gegenübertreten kann, um das eigene Geldweſen in Ordnung zu halten 
und vor neuerlicher Zerrüttung zu bewahren. Eine ſolche Haltung 
bedeutet nun keineswegs eine dauernde Steigerung des Zinsfußes. 
Allerdings wird der Zinsfuß für vorübergehende und kurz— 
fällige Anlagen, für Wechſel, Vorſchüſſe ꝛc. zeitweiſe raſcher erhöht 
werden müſſen, als früher, aber durchſchnittlich wird er, vermöge des 
Zuſammenhanges mit dem kapitalreichen internationalen Markt, gewiß 
niedriger ſein. Der Zinsfuß für dauernde Anlagen (Effekten, 
Hypotheken ꝛc.) wird aber ſicher eine ſtändige Ermäßigung erfahren, 
was insbeſondere dem Staate, allerdings auch den Grundbeſitzern und 
Großinduſtriellen zugute kommen wird. 

Aber Eines muß ich hier hervorheben. Es handelt ſich bei einer 
guten Bank politik nicht blos um eine gute Zinsfuß politik. 
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Daß man den Stand der Bank mittels der Zinsfußveränderungen 
allein reguliren könne, iſt eine Anſchauüng der hauptſächlich auf eng— 
liſche Verhältniſſe aufgebauten Banktheorie. In weſtlichen Ländern mag 
dieſe Theorie gelten, dort, wo ein höherer Zinsfuß wirklich den Effekt 
übt, Darlehenswerber von der Bank abzuleiten, alſo die Ausgabe von 
Noten und den Abfluß von Metall zu verhindern. Ganz anders ſtehen 
die Dinge in Oeſterreich-Ungarn. Dieſes iſt aus ganz heterogenen 
Beſtandtheilen zuſammengeſetzt. In einzelnen Theilen, auf Plätzen wie 
Wien, Prag und Trieſt, iſt das Kreditweſen ſo organiſirt, daß die 
Zinsfußpolitik in der That ein wirkſames Mittel zur Regelung der 
Zirkulation iſt. Aber in Galizien und Ungarn verſagt dieſer Apparat 
gänzlich. Dort iſt die Notenbank die regelmäßige Geldquelle, welche 
ſtets nur einen Theil des immer vorhandenen Kapitalbedarfs zu be— 
friedigen vermag. Iſt ihr Zinsfuß noch ſo hoch, er iſt immer noch 
billiger, als derjenige, welcher außerhalb der Bank bezahlt werden muß. 
Ein hoher Zinsfuß vertheuert alfo.nur die Darlehen, er ſchreckt aber 
keinen Bewerber ab. Mit einer Zinsfußpolitik läßt ſich dort überhaupt 
nichts machen, da nützt nur eine Kredit politik, d. h. eine Politik der 
Bemeſſung der gewährten und benutzten Kredite. Dieſe Kreditpolitik 
muß ſich nun zur Aufgabe ſetzen, jene Grundforderung einer, auf Er— 
haltung eines geſunden Geldweſens gerichteten Bankpolitik durchzuſetzen, 
nämlich die Forderung, daß die Darlehen nicht nur ſicher, ſondern auch 
mobil ſind, d. h., daß ihre Rückzahlung zum Fälligkeitstermin, nicht 
aber ihre immerwährende Prolongirung, zu erwarten ſteht. 

Die Banktheorie hat nun wieder geglaubt, einen einfachen Schlüſſel 
hiefür gefunden zu haben, und hat den Grundſatz aufgeſtellt, daß nur 
kaufmänniſche und induſtrielle Wechſel zuzulaſſen, landwirtſchaftliche 
auszuſchließen ſeien. Es mag nun vielfach der Erfahrung entſprechen, 
daß erſterer Kategorie der Charakter der Mobilität zukommt, letzterer 
aber nicht, aber prinzipiell iſt dieſe Unterſcheidung gewiß falſch. Es 
gibt auch induſtrielle Wechſel, von denen das Wort Luca m's gilt, 
daß ihr Text eigentlich lauten ſollte: „Drei Monate a dato prolongire 
ich .. .“, und ſolchen Wechſeln muß die Bank ihre Thüre verſchließen 
— andererſeits gibt es aber auch landwirtſchaftliche Wechſel, welche nur 
dazu dienen, um einen vorübergehenden kurzen Betriebskredit, etwa 
zur Erntezeit oder beim Vieheinkauf, zu erlangen, und ſolchen muß die 
Bank offen ſtehen. 

Betrachten wir nun den gegenwärtigen Stand unſerer Notenbank, 
jo müſſen wir leider konſtatiren, daß ihre Kreditpolitik dem anzu— 
ſtrebenden Zwecke nicht entſpricht. Das Portefeuille jener Filialen, 
welche nicht imſtande ſind, zettelbankfähige, d. h. mobile Wechſel zu 
liefern, wächſt unaufhörlich, dasjenige von Plätzen, wo mobile Wechſel 
zu haben ſind, ſchrumpft zeitweiſe gänzlich zuſammen. Wenn beiſpiels— 
weiſe die Portefeuilles in agrariſchen Gegenden zur Erntezeit und im 
Winter gleich hoch find, jo zeigt dies, daß es ſich um ſtändige immo- 
bile Kredite handelt. Dies iſt nun eine für die Zukunft ſehr bedeutungs— 
volle Thatſache; denn einmal gewährte Kredite dieſer Art können nur 
ſchwer wieder eingeſchränkt werden. Unſere Bank wird in die Epoche 
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der Barzahlungen mit einem größtentheils feſtgerannten Portefeuille 
eintreten. Wie wird ſie ihre Aufgabe löſen? Damit betrete ich das 
Gebiet der aktuellſten Politik. 

Ein neues Bankſtatut iſt ausgearbeitet und als Beſtandtheil des 
Ausgleichs den Parlamenten vorgelegt worden. Dieſes Statut iſt 
vielleicht der einzige Theil der Vereinbarungen, über den eine reichere 
Literatur beſteht. Alle Autoritäten in Bankſachen, vor Allem Lu ca m 
und Bunzl, haben über dasſelbe den Stab gebrochen, und in der 
That mußten Leichtſinn, geringe Sachkenntnis und Schwäche zuſammen— 
wirken, um dieſes Werk zuſtande zu bringen. 

Ich brauche die Frage der Organiſation der Bank hier nicht im 
Einzelnen zu beſprechen. Ihre Bedeutung und die unglückliche Löſung 
ſind Ihnen aus der öffentlichen Beſprechung wohl zur Genüge be— 
kannt. Ich verweiſe nur auf die zahlreichen, aus verſchiedenen Federn 
ſtammenden, durchaus vorzüglichen Artikel, welche im Laufe der beiden 
letzten Jahre hierüber in der „Neuen Freien Preſſe“ erſchienen ſind. 

Eine unter politiſchen Geſichtspunkten zuſammengeſetzte arith— 
metiſch⸗paritätiſche Verwaltung ſoll eingerichtet, und der Staatseinfluß 
in die ungeſunde, jede feſte und zielbewußte Geſchäftsführung hindernde 
Form eines Vetorechts der Staatskommiſſäre gebracht werden. 

Auch hierbei ſehen wir wieder das Grundübel hervorbrechen, 
welches unſerer ſtaatlichen Politik gegenüber der Bank ſeit dem erſten 
Ausgleich anhaftet. Das neue Bankſtatut kümmert ſich blutwenig um 
jene Fragen, welche die Erhaltung einer geſunden Währung betreffen, 
um die Fragen der Notendeckung, der Geſchäfte der Bank u. ſ. f.; nur 
die Kredit fragen waren maßgebend für die Aenderungen des Statuts. 
Der größere Einfluß Ungarns, die größere Selbſtändigkeit der unga— 
riſchen Direktion ſollen nur die Möglichkeit geben, ungariſche Kredit— 
bedürfniſſe in erhöhtem Maße zu befriedigen, und auch der öſterreichiſche 
Staatseinfluß dürfte nur die Anwendung finden, daß die Wünſche 
galiziſcher Kreditbedürftiger der Bankverwaltung in Zukunft noch 
dringender ans Herz gelegt werden. 

Auch in finanzieller Hinſicht iſt das neue Statut für Oeſter— 
reich höchſt ungünſtig. Der höheren Einnahme aus der ſtaatlichen 
Gewinnbetheiligung ſtehen die weitaus größeren Koſten gegenüber, welche 
durch die Rückzahlung eines Theiles der 80 Millionen-Schuld haupt— 
ſächlich Zisleithanien erwachſen. Auch ſoll die Theilung des Gewinnes 
zwiſchen Oeſterreich und Ungarn nach den Bankerträgniſſen ſtattfinden, 
gegenwärtig etwa wie 60: 40%, alſo nach einem durch die Verhält— 
niſſe der Notenzirkulation in keiner Weiſe begründeten Schlüſſel, deſſen 
Anwendung wir bei den übrigen finanziellen Auseinanderſetzungen 
zwiſchen Zis und Trans, wo es ſich um Leiſtungen und nicht um Ein— 
nahmen handelt, leider vermiſſen. 

Man wendet gegenüber den Befürchtungen über die zukünftige 
Geſtaltung der Bank gewöhnlich ein, daß nicht der Buchſtabe des 
Statuts, ſondern die Männer, die es ausführen, entſcheidend ſein werden. 
Aber, das Argument: men, not measures — Menſchen, nicht Maßregeln 
— wird immer zur Vertheidigung ſchlechter Geſetze angewendet, bei denen 
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man ſich mit der Hoffnung abfindet, daß die Fehler ihrer Schöpfer 
durch die Ausführung wettgemacht werden. Ich habe nach vielen Er- 
wägungen für dieſes Statut nur eine einzige Entſchuldigung finden 
können, nämlich die, daß es ja eine auf Grund des guten alten Statuts 
eingeſetzte Verwaltung war, welche das neue ſchlechte Statut willenlos 
angenommen hat. Men not measures bedeutet hier, daß auch gute 
Maßnahmen in der Hand ſchwacher und rüdgratlojer Menſchen ſich in 
ihr Gegentheil verwandeln können. Ich könnte nur wünſchen, daß der 
Egoismus der Bankaktionäre dieſe zu der patriotiſchen That anſpornt, 
dieſem Statut ihre Zuſtimmung zu verſagen, aber. ich fürchte, daß dieſe 
Hoffnung eitel iſt, und daß, wenn auch ein Kameel nicht durch ein 
Nadelöhr gehen kann, dieſes Monſtrum von Bankſtatut ſich ſeinen Weg 
durch die engen Knopflöcher gebahnt hat. 

Wie immer aber auch die Entſcheidung fällt, wir müſſen überzeugt 
fein, daß jetzt wohl zum letzten Male die Statuten einer gemein- 
ſamen Bank zur Diskuſſion ſtehen. 

Die Errichtung einer ſelbſtändigen ungariſchen Notenbank iſt das 
heißeſte Ziel ungariſcher Nationalpolitik. In Ungarn, wo die Funktion 
der Bank als Kreditinſtitut immer noch als die Hauptſache betrachtet 
wird, erwartet man von der Errichtung einer ſelbſtändigen Bank eine 
ungeahnte Förderung des wirtſchaftlichen Lebens. Solange gemeinſame 
Staatsnoten exiſtiren und die Barzahlungen nicht aufgenommen ſind, 
war es allerdings ſelbſt den Chauviniſten klar, daß einer Trennung 
der Bank ganz außerordentliche Schwierigkeiten entgegenſtehen. Auch 
hat die reichliche Dotation Ungarns mit Bankmitteln die Leidenſchaften 
ein wenig eingedämmt. Aber noch immer hofft man, mit einer jelbjt- 
ſtändigen Bank den Schlüſſel zu großer wirtſchaftlicher Entwicklung 
in die Hand zu bekommen. Die Vorliebe der Ungarn für die Her— 
ſtellung der Valuta, ſoweit fie nicht ein Nachklang aus der Zeit ge— 
ſunkenen Agios iſt, rührt gewiß von der Erkenntnis her, daß die Auf— 
nahme der Barzahlungen den Weg für die ſelbſtändige ungariſche 
Bank ebnet. 

Selbſt Peſſimiſten werden nun zugeben, daß, wenn nicht große 
politiſche oder wirtſchaftliche Kataſtrophen eintreten, die Aufnahme der 
Barzahlungen während des neuen Privilegiums erfolgen wird. Eine 
barzahlende Bank wird aber, wenn die gegenwärtig herrſchenden 
Anſchauungen nicht mittlerweile eine gründliche Wandlung erfahren, 
keine Verlängerung ihres Privilegiums mehr erhalten; Ungarn wird 
ſeinen Traum von der ſelbſtändigen Bank erfüllt ſehen wollen. 

Ob aber die von den Ungarn erhofften Wirkungen auch that— 
ſächlich eintreten werden, erſcheint mir ſehr fraglich. Geſtatten Sie mir, 
die Chancen der getrennten ungariſchen Bank näher zu erörtern. 

Die Leiſtungsfähigkeit einer Zettelbank auf dem Gebiete des 
Kreditweſens liegt bekanntlich darin, daß ihr außer den Mitteln, über 
welche auch andere Banken verfügen, überdies noch jeune Summen zu 
Gebote ſtehen, die aus der Emiſſion unverzinslicher Noten disponibel 
ſind; das ſind nicht nur große, ſondern auch billige Mittel. Ihre ſpezielle 
Fähigkeit zur Gewährung von Krediten iſt deshalb bedingt und begrenzt 
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von der Möglichkeit, ſolche Noten auszugeben und in Zirkulation zu 
erhalten. In Kürze lautet alſo die erſte Frage jo: Wird eine jelbit- 
ſtändige ungariſche Bank im Stande ſein, in Ungarn mehr Noten im 
Umlauf zu erhalten und in Ungarn mehr Kredite zu gewähren, als 
heute die gemeinſame Bank? Ich glaube dieſe Frage mit einem ent⸗ 
ſchiedenen Nein beantworten zu müſſen und werde verſuchen, dieſe An— 
ſicht näher zu begründen. 

Oeſterreich und Ungarn bilden heute ein durch keinerlei Schranken 
getrenntes Umlaufsgebiet. Jede Note, die in einem Theile zur Aus— 
gabe gelangt, kann in dem andern zirkuliren. Entſteht in Oeſterreich 
oder in Ungarn ein Bedarf an Noten, jo werden dieſe aus dem gemein- 
ſamen Verkehr geſchöpft, und die hiedurch entſtandene Lücke kann durch 
Notenausgabe in demſelben, aber auch in dem anderen Reichs⸗ 
theile wieder ausgefüllt werden. 

Ein Beiſpiek! Nehmen wir an, die öſterreichiſche Finanzverwal⸗ 
tung benöthige anläßlich der Auszahlung des Maikoupons an öfter: 
reichiſche Rentenbeſitzer den Betrag von 5 Millionen Gulden. Die Finanz⸗ 
verwaltung hat dieſen Betrag als Guthaben bei Wiener Bankinſtituten 
ſtehen und kündigt ihn zur Rückzahlung. Die Banken laſſen ihr Wechjel- 
portefeuille bei der Oeſterr.-ungar. Bank diskontiren und zahlen mit 
den empfangenen Noten die fällige Forderung der Regierung, welche 
dieſelben wieder zur Kouponeinlöſung verwendet. Wir ſehen, bei dieſem 
ganzen Prozeß kommen nur Oeſterreicher in Betracht, der Bedarf an 
Noten iſt öſterreichiſch, die Noten gelangen in die öſterreichiſche Zirkula— 
tion, aber auch der Kreditbedarf beim Wechſeleskompte iſt öſterreichiſch. 

Nun aber laſſen wir in unſerer Suppoſition eine kleine Aende— 
rung eintreten. Nehmen wir an, daß die Wiener Banken Guthaben 
bei ungariſchen Inſtituten beſitzen. Statt ſich die 5 Millionen durch 
Wechſeldiskont zu beſchaffen, beauftragen ſie die Budapeſter Banken, 
ihnen dieſe Guthaben zurückzuzahlen. Infolgedeſſen müſſen die Buda— 
peſter Inſtitute Wechſel bei der Bank diskontiren laſſen und den 
Betrag nach Wien überweiſen. Jetzt hat ſich das Bild geändert. 
Oeſterreichiſcher Zirkulationsbedarf iſt durch Kreditgewährung der 
Bank in Ungarn gedeckt worden. Dieſer Vorgang, der ſich unzählige 
Male abſpielt, bedeutet, daß die wirtiſchaftliche Kraft der Zettelbank 
auf dem Gebiete des Kreditweſens in den Dienſt Ungarns geſtellt 
wurde, um die Notenzirkulation in Oeſterreich zu dotiren. Der öſter— 
reichiſche Zirkulationsbedarf iſt das Mittel, durch welches die unga— 
riſche Kreditgewährung erſt möglich wird, die öſterreichiſchen Noten— 
gläubiger liefern die Mittel, damit ungariſche Bankſchuldner Kredit 
erlangen können. 

Nun, wird man ſagen, das iſt ein Lehrbeiſpiel, wie verhält ſich 
die Sache aber allgemein? Liefert die öſterreichiſche Zirkulation that: 
ſächlich Mittel zur Kreditirung in Ungarn? Um dieſe Frage zu beant— 
worten, müßten wir die Höhe der Zirkulation in beiden Hälften 
feſtſtellen. Notenzirkulation heißt nichts anderes, als der Vorrath 
an Noten, welcher ſich jeweilig außerhalb der Bank in den Händen 
aller einzelnen Notenbeſitzer befindet, mögen dieſe Private, Kaſſen des 
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Staates oder der großen Inſtitute ꝛc. ſein. Verläßliche Daten hierüber 
beſitzen wir allerdings nicht. Wir wiſſen aber doch, daß von den 
300 Millionen, welche in den Staatskaſſen und in den Kaſſen großer 
Inſtitute liegen, zirka 31% auf Ungarn entfallen. Wir wiſſen ferner, 
daß die Bevölkerung Zisleithaniens 58% ͤ jene Ungarns 42% der 
Reichsbevölkerung ausmacht. Da Weſtöſterreich durchſchnittlich bemit— 


telter und induſtriereicher iſt und die Notenzirkulation mit ihrem 5 


Minimalappoint (gegenwärtig noch Staatsnote, ſpäter Banknote) von 
5 Gulden in weite Kreiſe des Oſtens nicht dringen kann, wo der 
Wochenlohn in vielen Gegenden noch nicht 5 Gulden beträgt, ſo können 
wir annehmen, daß Ungarn weit weniger als 42% von der Noten: 
zirkulation in Anſpruch nimmt. Wir wiſſen ſchließlich, daß der Noten— 
bedarf Ungarns ſich weſentlich verringert, wenn das bei der Ernte an 
die kleinen Landwirte und Arbeiter ausgegebene Geld nach einiger Zeit 
durch perſönliche Ausgaben, Sparkaſſeneinlagen, Schuldentilgungen, 
Steuerleiſtungen u. ſ. w. wieder in die Zentren zurückkehrt. Gerade 
zur Zeit des größten Kreditbedarfs, gegen Jahresſchluß, befindet ſich 
deshalb der ungariſche Zirkulationsbedarf auf einem Tiefpunkte. Kor— 
rigiren wir dementſprechend den nach der Bevölkerungszahl ermittelten 
Schlüſſel, ſo können wir annehmen, daß das Zirkulationsgebiet für 
gemeinſame Noten in Ungarn nicht nur bei den großen Kaſſen, ſon— 
dern wahrſcheinlich auch im geſammten Verkehr durchſchnittlich höchſtens 
30-32%, zu Zeiten des größten Kreditbedarfes noch weit weniger 
beträgt. 

Eine ſelbſtändige ungariſche Bank könnte alſo auch nur einen 
entſprechenden Antheil der ungedeckten Noten in Umlauf erhalten; 
das wären 40 — 70, ausnahmsweiſe 80 Millionen. Und nun ſehen wir 
uns den Antheil Ungarns am Leihgeſchäfte an. Der niedrigſte 
Leihkapitalſtand Ungarns bei der Zettelbank betrug im Jahre 1898 
Ende Februar 63 Millionen, der höchſte Ende Dezember 114 Millionen. 
30% des ungedeckten Umlaufs machten zu denſelben Terminen 35 und 
75 Millionen aus, alſo um 30—40 Millionen weniger, als das Leih— 
geſchäft in Ungarn erforderte. Ungarn partizipirt ſomit heute mit etwa 
30% an der Notenzirkulation und mit 40 — 45% an den Darlehen 
der Bank. Ungarn arbeitet alſo heute ſchon ſehr bedeutend mit Mitteln, 
welche die öſterreichiſche Zirkulation liefert. 

Es gab eine Zeit, in der man die Bedeutung dieſes Verhältniſſes 
in Ungarn ſehr wohl erkannte und es als ein Prinzip der Gerechtig— 
keit erklärte, daß das Leihgeſchäft in jeder Reichs hälfte ſich nach der 
Möglichkeit der Notenemiſſion in dem betreffenden Gebiete richten müſſe. 


Der ungariſche Finanzminiſter v. Kerkapolyi hatte in ſeiner Note 


vom 2. Juni 1872 die ungariſchen Forderungen präziſirt. In dieſer 
Note verlangte nun Kerkapolyi die Auftheilung der Dotationen 
der Bank nach der Quote zu den gemeinſamen Auslagen, alſo 31% 


des Leihgeſchäftes für Ungarn; er halte, ſo ſchrieb er, dieſes Verhältnis - 


für richtig, weil dasſelbe den praktiſchen Geldverkehrsverhältniſſen der 
beiden Reichshälften ſo ziemlich entſpreche. Sie werden verſtehen, daß 
damals die Kredite in Ungarn geringer waren als die Zirkulation, 
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daher die Erkenntnis des Zuſammenhanges, daher die Aeußerungen 
des Gerechtigkeitsgefühls. Aber ſeither haben ſich die Verhältniſſe ge— 
ändert, das Andrängen der Ungarn und die Dividendenſucht der Bank— 
verwaltung haben gleichmäßig dazu beigetragen. War ja in Zeiten des 
Geldüberfluſſes die ungariſche Klientel der Bank ſtets bereit, Darlehen 
zu nehmen, man konnte durch ſie Zinſen und Dividenden machen, wenn 
man nur hinſichtlich der Natur der angebotenen Wechſel beide Augen 
zudrückte. Seitdem Ungarn über 40%, zeitweiſe beinahe die Hälfte des 
Leihgeſchäfts für ſich erlangt hat, ſchweigen jene ungariſchen Stimmen, 
welche früher die Theilung des Leihgeſchäfts nach dem Verhältniſſe 
von 68°6:31°4°/, für gerecht und motivirt erklärt haben. 

Aber eine ſelbſtändige ungariſche Bank wird naturgemäß nur mit 
den Mitteln aus der eigenen ungariſchen Zirkulation arbeiten können, 
ſie wird, falls ſie nicht mit einem ſehr großen eigenen Kapital arbeitet, 
das Darlehensgeſchäft um 30—40 Millionen einſchränken müſſen. 

Allerdings — eine Bedingung muß hiebei geſtellt werden. Mit 
der Errichtung der ſelbſtändigen ungariſchen Bank muß auch das ge— 
meinſame Zirkulationsgebiet faktiſch getrennt werden. Es könnte viel— 
leicht wieder einmal der Fall eintreten, daß man die öſterreichiſche 
Gutmüthigkeit neuerlich mißbrauchen wollte und unter dem beliebten 


Titel des ſogenannten Reichsintereſſes, der ſogenannten Staatsnoth- 


wendigkeit, die ungariſchen Noten im öſterreichiſchen Verkehr wird zu— 


laſſen wollen. Aber der öſterreichiſche Miniſter, der eine ſolche Maß⸗ 


regel in Ausſicht ſtellen und Ungarn damit zur Trennung ermuthigen 
würde, müßte als Staatsverräther erklärt werden. Trennung der Bank 
muß Trennung der Notenzirkulation bedeuten. Es geht nicht an, daß 
Transleithanien die Rolle jener Damen ſpielt, welche zugleich die Freuden 
des Laſters und die Ehren der Tugend genießen wollen. 

Die Trennung der Bank und der Notenzirkulation würde nun 
von ungeheuren Konſequenzen begleitet ſein. Wir müſſen vorerſt aller— 
dings von der Annahme ausgehen, daß dieſe Trennung im Zuſtande 
der Barzahlungen erfolgt. Eine Wertverſchiebung zwiſchen dem öſter— 
reichiſchen und dem ungariſchen Gelde würde deshalb unmittelbar nicht 
eintreten. Aber die Gefahr einer ſolchen wäre vom erſten Augenblicke 
an gegeben. 

Die ungariſche Bank müßte die Kredite, welche die gemeinſame 
Bank auf ungariſchem Gebiete gegeben hat, übernehmen. Da, wie ſchon 
erwähnt, ihre Mittel aus der Notenemiſſion dazu nicht ausreichen 
würden, wäre fie vor die Alternative geſtellt, entweder die Kredite ein- 
zuſchränken, oder durch eine Verminderung des Metallſchatzes und der 
metalliſch bedeckten Noten Raum für unbedeckte Noten zu ſchaffen. Ver: 
muthlich würde der letztere Weg gewählt werden. 

Wie wird die ſelbſtändige ungariſche Bank aber überhaupt fundirt 
ſein? Wir können das Maximum der ungariſchen Geſammtzirkulation 
(ohne zirkulirende Silbergulden) heute mit äußerſt 230 — 260 Millionen 
Gulden annehmen. Sollen die ungariſchen Darlehen der Bank, welche, 
wie ſchon erwähnt, Ende Dezember 1898 114 Millionen betrugen, 
halbwegs berückſichtigt werden, ſo iſt nur für einen Metallſchatz bon 
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etwa 150— 170 Millionen Platz, worunter vielleicht nur 120— 140 Mil⸗ 
lionen Gold ſein würden. 

Eine Bank mit ſolchem Stande in einem Land, deſſen Zahlungs— 
bilanz mit jährlichen Zinſen von 150 Millionen Gulden belaſtet und 
vom Ausfall einzelner Ernten abhängig iſt, muß von Anfang an als 
ſehr ſchwach bezeichnet werden. Die Gefahr, daß dieſe Bank die Bar— 
zahlungen nicht aufrechterhalten kann, würde deshalb ſofort auftauchen. 
Das hätte zur Folge, daß alle Geldverpflichtungen, die in Ungarn zu 
erfüllen ſind, als monetär gefährdet betrachtet würden. Während heute 
der Gulden und die Krone öſterreichiſch-ungariſche Münzen ſind, und 
deren Wert nicht nur nach dem gemeinſamen Kredit, ſondern auch nach 
dem gemeinſamen Metallſchatz beurtheilt wird — würden dann öſter⸗ 
reichiſche Verpflichtungen nach den öſterreichiſchen Verhältniſſen und 
nach dem Stande der öſterreichiſchen Bank, ungariſche Verpflichtungen 
uach dem ungariſchen Kredite und Bankſtande beurtheilt werden. 

Dieſe veränderte Anſchauung, dieſe Sonderung würde in erſter 
Linie auf die große Summe ungariſcher Wertpapiere zurück⸗ 
wirken, welche in Oeſterreich und im Auslande plazirt iſt. 

Mit 1 Stolze weiſen die Ungarn darauf hin, daß die 
Kursdifferenz zwiſchen öſterreichiſchen und ungariſchen Papieren gleicher. 
Verzinſung heute beinahe gänzlich geſchwunden iſt, während ſie vor 
zehn Jahren noch 10%, früher ſogar 15—20% betrug. Allein man 
ſollte nicht vergeſſen, daß die wichtigſte Grundlage dieſer hohen Be⸗ 
wertung ungariſcher Papiere die unbeſtrittene, ſelbſtverſtändlich ſcheinende 
Vorausſetzung iſt, daß öſterreichiſche und ungariſche Verpflichtungen 
in der gleichen Währung erfüllt werden, in einer Währung, 
die unter der gemeinſamen Garantie einer einheitlichen Bank mit ein⸗ 
heitlichen Noten ſteht. Iſt die Trennung aber einmal erfolgt, iſt das 
öſterreichiſche Zahlungsmittel, mit dem öſterreichiſche Verpflichtungen zu 
erfüllen ſind, die Note einer gutfundirten Bank in einem wirtſchaftlich, 
insbeſondere induſtriell entwickelten Lande, während das ungariſche 
Zahlungsmittel die Note einer ſchwachen Bank in einem ſtarkverſchul— 
deten, den Erntekonjunkturen ausgeſetzten Lande iſt — dann werden 
ſich in der Bewertung der beiderſeitigen Verpflichtungen wieder größere 
Differenzen ergeben und Ungarn wird eine empfindliche Einbuße an 
ſeinem Kredit erleiden. 

Hiezu kommt noch Eines. Die Hauptverſchuldungsform in Ungarn 
neben den Staatsanleihen iſt der Hypothekar kredit. Trotz der ſonſtigen 
Kreditentwicklung iſt es auf dieſem Gebiete bis heute Ungarn nicht ge⸗ 
lungen, jene Gleichſtellung mit Oeſterreich zu erzielen, welche den 
Staatspapieren Ungarns zu theil wurde. Für allererſte Hypotheken 
muß in Ungarn häufig noch ein Zinsfuß von 4¼ % bezahlt werden, 
während in dem größten Theil Zisleithaniens, außer Galizien, ſich 
hiefür ein Zinsfuß von 4½ % eingebürgert hat. Aber auch dieſes Ver⸗ 
hältnis konnte nur zu Stande kommen, weil große Inſtitute, die mit 
gemeinſamem oder öſterreichiſchem Kredit arbeiten, hauptſächlich auf 
ungariſche Immobilien Hypothekarkredit gewähren. Die gemeinſame 
ö ſterr.⸗ arm Bank, welche zirka 139 Millionen Hypotheken 
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gegen Pfandbriefe aushaften hat, hat hievon 121 Millionen in Ungarn 
und nur 18 Millionen in Zisleithanien gegeben; die öſterreichiſche 
Boden⸗Kreditanſtalt mit ihren 80 Millionen Hypotheken und 
andere öſterreichiſche Inſtitute üben ihre Thätigkeit größtentheils in 
Ungarn aus. Die ungariſchen Hypotheken werden auf dieſem Wege in 
Oeſterreich naturaliſirt, die Pfandbriefe, die dafür ausgegeben wurden, 
gelten als öſterreichiſche Pfandbriefe. Dieſes Verhältnis müßte natür— 
lich bei Trennung der Bank ſein Ende erreichen. Ein ſolid geleitetes 
Jnuſtitut wird ſich hüten, Pfandbriefe in öſterreichiſcher Währung aus: 
zugeben, welche durch Forderungen bedeckt ſind, die einmal vielleicht 
nur in ungariſchen Noten bezahlt werden könnten. Ich glaube, die 
Leiter dieſer Inſtitute würden ſchon ſehr unangenehm von dem Impegno 
berührt ſein, welches für ihre Anſtalten in dieſer Richtung aus den 
ſchon beſtehenden Pfandbriefen erwächſt und fie werden ſich kaum in 
neue Geſchäfte auf dieſer ſchwankenden Grundlage einlaſſen. Der 
ungariſche Hypothekarkredit würde infolgedeſſen ganz auf ungarische 
Füße geſtellt ſein, die heute geläufige, nur wenigen aufmerkſamen Be— 
obachtern bekannte Transformation ungariſcher Schulden in öſter— 
reichiſche Pfandbriefe, das öſterreichiſche Giro auf ungariſche Ver— 
pflichtungen, würde aufhören. f 

Aber nicht nur bei Obligationen und Hypothekardarlehen, auch 
bei den kurzfälligen Darlehen, Wechſeln, Vorſchüſſen würde die Tren— 
nung der Bank einen für Ungarn höchſt ungünſtigen Einfluß üben. 
Heute iſt die gemeinſame Bank gezwungen, einen einheitlichen Zinsfuß 
in beiden Reichshälften aufrecht zu erhalten. Der offizielle Bank— 
zinsfuß iſt deshalb ausnahmslos, der Privatdiskont der Bank im 
Großen und Ganzen in Zisleithanien und in Ungarn gleich hoch. Die 
ungariſchen Banken halten unter patriotiſcher Fahne Wacht, daß keine 
differentielle Behandlung zu ihrem Nachtheil eintritt. Der Privaidiskont 
auf offenem Markte muß ſich dieſem Verhältniſſe mehr minder anpaſſen. 
Wenn nun der Bankzinsfuß relativ niedrig gehalten wird, ſo geſchicht 
dies mit Rückſicht auf die öſterreichiſchen Kreditnehmer, welche in flüſſi— 
geren Zeiten nicht auf die Bank beſchränkt ſind und nur durch einen 
billigeren Zinsfuß veranlaßt werden können, die Bank zu benützen. 
Vermöge der Einheitlichkeit des Zinsfußes profitiren hievon aber auch 
die ungariſchen Kreditnehmer, die auf die Bank angewieſen ſind. Die 
Stärke der öſterreichiſchen Kreditnehmer verſchafft alſo den ungariſchen 
billigen Kredit. Das hört natürlich auf, wenn zwei ſelbſtändige Banken 
beſtehen. Jeder Theil wird dann ſeine eigene Bankpolitik machen. Die 
öſterreichiſche Bank wird überdies ungariſche Wechſel als auswärtige 
zu behandeln haben, und ſelbſtverſtänd lich wird die Gleichförmigkeit des 
Zinsfußes aufhoͤren. Die öſterreichiſchen Privatbanken, welche heute 
ihre Portefeuilles mit ungariſchen Wechſeln anfüllen, welche ebenſo re— 
eskomptefähig, alſo mobil ſind, wie öſterreichiſche Wechſel, werden ſich 
mehr Zurückhaltung auferlegen müſſen und jedenfalls im Zinsfuße 
eine Prämie verlangen. | 

Wenn ich alſo refumire, jo würden ſich für Ungarn ſehr unan— 
genehme Konſequenzen aus der Trennung der Bank ergeben: Ein— 


— 120 — 


ſchränkung des Wechſelportefeuilles der Bank, verminderte Reeskompte— 
fähigkeit der ungariſchen Portefeuilles in Oeſterreich, Vertheuerung des 
Wechſelzinsfußes, ſchlechtere Kurſe für ungariſche Obligationen, Ver— 
theuerung und Erſchwerung des Hypothekarkredits und ſchließlich eine 
ſtändige Gefährdung der Bank und der Währung. Die Hoffnungen, 
welche man in Ungarn auf die Aufnahme der Barzahlungen ſetzt, 
würden ſich nicht erfüllen. Was Ungarn durch den Eintritt in das 


Weltkonzert auf dem Geldmarkte gewinnen könnte, wäre nur von ge- - 


ringer Bedeutung angeſichts des Mißtrauens, welches man einer, nur 
durch die ſchwache ungariſche Bank geſchützten Währung auf dem Welt— 
markt entgegenbringen würde. Dagegen würde Ungarn ſofort und ſicher 
die großen Vortheile verlieren, welche heute aus der Verſchmelzung 
ſeines Kreditweſens mit dem öſterreichiſchen entſpringen. Nicht nur, daß 
ſich keine neuen. Kreditgeber finden werden, welche geneigt ſind, unga— 
riſche Verpflichtungen zu herabgeſetztem Zinsfuße als Anlagen zu er— 
werben, viel eher werden Beſitzer ungaͤriſcher Titres — insbeſondere 
auch in Oeſterreich — es vorziehen, ſich dieſer, möglicherweiſe ſpäter 
in ungariſcher Landeswährung zahlbaren Effekten zu entledigen. | 

Ich glaube, kein Unbefangener kann nach dem Geſagten daran 
zweifelu, daß die Trennung der Bank ſehr zu Ungunſten Ungarns 
ausfallen würde. 

Ich habe dieſe Frage bisher nur unter der Vorausſetzung be— 
ſprochen, daß die Barzahlungen in beiden Theilen aufrecht erhalten 
werden. Ich hege die größte Zuverſicht in Bezug auf unſer Geldweſen, 
wenn eine einheitliche und geſunde Verwaltung desſelben beſtehen 
bleibt, reſp. platzgreift, allein ich glaube, daß im Falle der Banktheilung 
die Gefahr einer neuerlichen Zerrüttung ſehr nahegerüͤckt iſt. 

Schon der Umſtand, daß überhaupt zwei konkurrirende Zettel: 
banken beſtehen, würde eine ruhige und gewiſſenhafte Bankpolitik von 
Vorneherein weſentlich erſchweren. Jedes der beiden Juſtitute wird die 
Laſten und Koſten einer zurückhaltenden Gebarung gern dem andern 
überlaſſen wollen. Faſt alle europäiſchen Staaten haben das Ei n— 
bankenſyſtem oder gravitiren ihm zu. Wo das Mehrbankenſyſtem noch 
beſteht, zeitigt es Uebelſtände, ich verweiſe nur auf die troſtloſe Lage 
des italieniſchen Bankweſens. Die Schweiz hat das Einbanken— 
ſyſtem vor Kurzem durch Volksabſtimmung beſchloſſen, in Deutſch— 
land, wo von altersher mehrere Zettelbanken beſtehen, ſind dieſe auf 


den Ausſterbeetat geſetzt, und die Reichsbank iſt thatſächlich das einzige 


Inſtitut von allgemeiner Bedeutung. Dasſelbe gilt von Gro ß— 
britannien. 

Und Oeſterreich-Ungarn ſollte ohne Schaden das jetzige Syſtem ver— 
laſſen können? Ich zweifle ſehr daran. Die Theilung der Bank würde 
ſofort ihre ſchädlichen Konſequenzen offenbaren, insbeſondere die natur— 
gemäß von Haus aus ungünſtige Situation der ungariſchen Bank 
wird ſehr bald Kalamitäten erzeugen, wobei dann das Mißtrauen ſich 
leicht auf die öſterreichiſche Bank übertragen kann. Sollte es in Folge 
deſſen zur Zahlungseinſtellung auch nur in einem Theile kommen, 
dann würden unſere geſammten wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine em— 
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pfindliche Störung erfahren. Ein Zollbund ohne Zwiſchenlinie zwiſchen 
Staaten mit verſchieden ſchwankendem Geldwerte iſt ein Ding der Un⸗ 
möglichkeit. Alle Produktions- und Handelsverhältniſſe würden durch⸗ 
einander geworfen, wilde Spekulationen entfejjelt. Eine große Erregung 
würde ſich der Oeffentlichkeit bemächtigen, und in kürzeſter Zeit müßte 
die Gemeinſchaft aufgehoben werden. Dabei würde eine Fülle von, 
Schwierigkeiten und Streitigkeiten auftauchen, man denke nur an das 
gemeinſame Budget und an die Beitragsleiſtung Ungarns zur allge— 
meinen Staatsſchuld. Auf den Trümmern des gemeinſamen Geldweſens 
würde Ungarn kaum zur Blüte gelangen. Gewiß würden die Rück— 
wirkungen und Gefahren einer Trennung des gemeinſamen Geldweſens 
für Oeſterreich ſehr bedeutend ſein, aber ſowohl unmittelbar als dauernd 
würde Ungarn den größten Schaden haben. ö 

Die heutige Bank hat einen unverbältnismäßig großen Theil 
ihrer Mittel Ungarn zugewendet, ſie hat Ungarn mit dem Kredite und 
Zinsfuße der kräftigeren weſtlichen Reichshälfte ausgeſtattet, die unga— 
riſche Zirkulation iſt jetzt ein Beſtandtheil der ſtarken Geldorganiſation, 
welche über eine Golddeckung von 500 Millionen, perzentuell 60 — 70%, 
verfügt, während eine ſelbſtändige ungariſche Bank nur eine Deckung 
von 120— 140 Millionen Gulden oder höchſtens 50% erreichen könnte. 
Die gemeinſame Währung hat den ungariſchen Effekten den Kredit 
von Effekten gegeben, welche in öſterreichiſchem Gelde zahlbar ſind, 
ſie hat über 200 Millionen ungariſche Hypotheken zu öſterreichiſchen 
Sicherheiten in Form öſterreichiſcher Pfandbriefe geſtempelt. Dagegen 
hat ſie den öſterreichiſchen Produzenten den Zinsfuß vertheuert und 
den öſterreichiſchen Staatsobligationen im eigenen Lande einen ſtarken 
Konkurrenten in den ungariſchen Papieren geſchaffen. 

Wir bedauern dieſen Zuſtand nicht. Im Gegentheil, im Rahmen 
einer loyalen Gemeinſchaft wünſchen wir ſeine Erhaltung trotz aller 
dieſer Konſequenzen. Aber, dann darf uns Ungarn nicht zur Annahme 
eines ſo ungeſunden, auf die Zerrüttung des Geldweſens 
hinarbeitenden Bankſtatuts zwingen, wie es das Bilinski'ſche 
Machwerk iſt. Die Gefahren dieſes Statuts, welches den Ungarn die 
Vorherrſchaft in der Bank ſichert, find unabſehbar, ſolange die öffent— 
liche Meinung in Ungarn die Bank nur als Kreditquelle würdigt und 
ſie ausſchließlich den Kreditbedürfniſſen dienſtbar machen will. 

Bei der, wie ich glaube, von mir überzeugend nachgewieſenen 
Stärke Oeſterreichs hatten unſere Vertreter bei den Vertragsverhand— 
lungen eine überaus günſtige Stellung, welche ſie zur Aufrechterhal— 
tung und Verbeſſerung des bisherigen Statuts hätten benützen können. 
Wenn nun ſowohl die öſterreichiſche Regierung als auch die Bankver— 
waltung die gute Poſition, in der ſie ſich befanden, trotzdem freiwillig 
ohne Kampf geräumt haben, ſo verdienen ſie jenes Urtheil, welches man 
über Offiziere fällt, die im Kriege in ähnlicher Lage ähnlich handeln. 

Nun aber, da die in das Leben des Volkes tiefeingreifenden 
Ausgleichsvorlagen nur politiſche und nationale Schacherobjekte ſind, 
da jede ſachliche und fachliche Beurtheilung durch die Parlaments- 
majorität ausgeſchloſſen iſt, müſſen wir ſorgenvoll in die Zukunft 


— 122 — 


blicken. Das Werk der Valuta⸗Regulirung wurde unter glücklichen 
Zeichen begonnen und bis zu einem weitvorgerückten Punkte geführt; 
das neue Bankſtatut droht das ganze Werk wieder zu zerſtören. Faſt 
ſcheint es, als ob unſer Vaterland zwar ſchon wirtſchaftlich, aber noch 
nicht geiſtig reif für die Erhaltung einer ſolchen Ordnung iſt. 


* * 
*% 


Das Bild, welches ich Ihnen von den Beſtimmungen des Aus— 
gleichs über Geld- und Kreditweſen gebe, wäre nicht vollſtändig, wenn 
ich nicht noch einen Punkt erwähnen würde. Es iſt dies das Verhält— 
nis des Ausgleichs zur finanziellen Aſſoziation, zum Aktie n-Weſen. 
Durch den Artikel XX des Zoll- und Handelsbündniſſes wird nämlich 
den in einem Theile errichteten Aktiengeſellſchaften das Recht zum Ge— 
ſchäftsbetrieb in dem anderen Theile zuerkannt. Wir haben es auch 
hier wieder mit einer jener Beſtimmungen zu thun, die unter dem 
Scheine der Gleichberechtigung eine ganz außerordentliche Begünſtigung 
Ungarns mit ſich bringen. 

In Oeſterreich beſteht bekanntlich das Konzeſſionsſyſtem für 
Aktiengeſellſchaften, die Errichtung ſolcher iſt oft erſt nach langwierigen 
Kämpfen mit der Bureaukratie möglich. Wenn nun auch die geplante 
Erlaſſung eines Regulativs mit Normativbeſtimmungen eine weſent— 
liche Beſſerung dieſes Zuſtands verſpricht, ſo werden doch ſtrenge Vor— 
ſchriften über den Gründungsvorgang, Haftungen, Zuſammenſetzung 
der Generalverſammlungen, Staatsaufſicht 2c. Geltung haben. Solche 
Normen ſind gewiß nicht nur berechtigt, ſondern auch im Intereſſe des 
Aktienweſens gelegen. Aber ſie ſind den Perſonen unbequem, welche neue 
Geſellſchaften gruͤnden, indem ſie ihnen große Sorgfalt und Verant— 
wortung auferlegen. 

In Ungarn beſteht nun weder Konzeſſionszwang, noch jene 
Rigoroſität, welche in Oeſterreich gefordert wird, Die in Ungarn ohne 
alle dieſe Kautelen gegründeten Geſellſchaften haben aber das Recht, 
in Oeſterreich ebenſo thätig zu ſein, wie die unter ſchweren Be— 
dingungen in Oeſterreich errichteten Geſellſchaften. Ein Ergebnis 
dieſes Zuſtandes iſt ſchon heute, daß ungariſche Geſellſchaften 
für öſterreichiſche Betriebe errichtet werden. Selbſt Wiener 
Bankinſtitute ſcheuen ſich nicht, dieſes Manöver durchzuführen. In 
Folge deſſen gerathen dieſe Geſellſchaften großentheils in ungariſche 
Verwaltung, die Errichtung ungariſcher Fabriksfilialen wird künſtlich 
befördert, ein großer Theil der Steuerleiſtung fließt in die ungariſchen 
Staatskaſſen, und allen den wohlausgedachten Schutzmaßregeln gegen 
den Gründungsſchwindel wird eine Naſe gedreht. Wenn Sie die Liſte 
der Aktiengeſellſchaften durchgehen, ſo finden Sie eine von Jahr zu 
Jahr ſteigende Anzahl ungariſcher Aktiengeſellſchaften, welche in Oeſter— 
reich Geſchäfte betreiben. Wenn ein Amerikaner oder Japaner nach 
unſerer Monarchie käme und das Material über das Aktienweſen 
ſtudiren würde, dann müßte er zu dem Schluſſe kommen, daß das 
kapitalkräftige und induſtriereiche Ungarn im eigenen Lande nicht mehr 
genügende Gelegenheit zu Anlagen findet und deshalb nach Oeſterreich 
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übergreift, um dieſes Land mit Induſtrien auszuſtatten. Zu ſolchen 
Konſequenzen führt bureaukratiſche Kurzſichtigkeit und die Gleichgiltig— 
keit der öſterreichiſchen Regierungen und des Parlaments gegen die 
Intereſſen des eigenen Landes. 

Will man dieſem Widerſinn ein Ende bereiten, ſo muß darauf 
beſtanden werden, daß nur ſolche ungariſche Aktiengeſellſchaften in 
Oeſterreich zugelaſſen werden, welche nicht nur in ihrem Geſchäfts— 
betrieb, ſondern in ihrer ganzen Organiſation denſelben 
Anforderungen entſprechen, welche an öſterreichiſche Geſellſchaften geſtellt 
werden. Nur auf dieſem Wege werden wir verhindern, daß die Ge— 
ſundung des Aktienweſens, welche wir im Intereſſe der Förderung 
dieſer Aſſoziationsform wünſchen, nicht durch den, auf Grund des Zoll- 
und Handelsbündniſſes aus Ungarn importirten Schwindel unmöglich 
gemacht wird. Die von der Regierung geplante Aktienreform würde 
ein Schlag in's Waſſer ſein, wenn der Artikel XX des Zoll⸗ und 
e in der vereinbarten Form in Kraft bleibt. 

* * 
* 


Ich glaube, Ihnen die Bedeutung des Geldweſens, die ſchwierige 
und langſame Reformarbeit, den gegenwärtigen Stand der Dinge und 
die Ausſichten für die Zukunft in objektiver Weiſe dargeſtellt zu haben, 
ich kann aber nicht ſchließen, ohne von dem beſonderen Thema auf das 
allgemeine überzugreifen. 

Seitdem ich mich ernſtlich mit dieſen Dingen befaßt habe, habe 
ich ſtets zu den wärmſten und überzeugteſten Anhängern des öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Wirtſchaftsbundes gehört, und ich meine auch heute 
noch, daß beide Staaten ſich wechſelſeitig ergänzen, daß die geographi— 
ſchen und kulturellen Verhältniſſe fie auf einander anweiſen, zumal 
heute im erbitterten wirtſchaftlichen Weltkampfe nur geſchloſſene Gemein— 
ſchaften kräftig thätig ſein können. 

Aber, indem ich ein überzeugter Vertheidiger der Gemeinſchaft bin, 
ſo kann ich doch nur der Vertreter einer, beide Theile befriedigenden, 
die Verhältniſſe konſolidirenden und einer loyalen Gemeinſchaft ſein. 
Das Ausgleichselaborat, wie es uns vorliegt, ja, die Thatſache ſelbſt, 
daß es uns alle zehn Jahre, und nach der neueſten Phaſe vielleicht 
wieder in vier Jahren, vorliegt, daß immer mehrere Jahre hindurch 
das geſammte öffentliche Leben damit ausgefüllt, die politiſche und 
wirtſchaftliche Entwicklung dadurch geſtört und verfälſcht wird, dieſe 
Umſtände müſſen zur Ueberzeugung führen, daß dieſes Syſtem, daß 
ein Bündnis dieſer Art unhaltbar iſt. Ein Ausgleich für ſo kurze 
Perioden, deſſen eheſte Auflöſung der heißeſte Wunſch ungariſcher 
Nationalpolitik iſt, auf deſſen plötzliche Sprengung wir in dem Augen— 
blicke gefaßt ſein müſſen, da die Trennung den Ungarn halbwegs 
möglich erſcheint, ein ſolcher Bund iſt nur das Zerrbild einer nützlichen 
Vereinigung. 

Ungarn hat nur ſolange ein Intereſſe an der Gemeinſchaft, als 
Weſt⸗ und Mittel⸗Europa durch Getreidezölle und Viehſperre für 
ſeine Ausfuhr verſchloſſen ſind, und Oeſterreich faſt allein ſein Ab— 
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ſatzgebiet bildet. Wenn Frankreich oder Deutſchland über kurz oder 
lang die Einfuhr ungariſcher Produkte ermöglichen, dann verliert 
Ungarn ſein Intereſſe am öſterreichiſchen Markt und keine Rückſicht 
für Oeſterreich und ſeine Induſtrie bindet es mehr. Dann wird die 
Trennung plötzlich und unvorbereitet erfolgen, und es wird über 
Zisleithanien eine Kriſe hereinbrechen, gegen welche die finanzielle Kriſe 
von 1873 ein Kinderſpiel war. 

Dieſer Eventualität gegenüber gibt es nur zwei Wege: entweder 
eine Vereinigung auf lange Dauer oder eine baldige 
Trennung. Gelingt es nicht, ein Verhältnis zwiſchen Oeſterreich und 
Ungarn herzuſtellen, welches dieſem Taumeln von Kriſe zu Kriſe ein 
Ende bereitet, dann iſt es beſſer, die wirtſchaftliche Trennung heute in 
aller Ruhe, und gemildert durch einen Handelsvertrag, durchzuführen, 
heute, wo Ungarn noch auf uns angewieſen iſt. Ja, ich bin überzeugt, 
daß eine ſolche Trennung im gegenwärtigen Moment der ens 
punkt einer neuen, aber geſunden Einigung würde. 

Zisleithanien — das müſſen wir ſtets bedenken — iſt 
nicht vor die Wahl geſtellt, ob es ein Bündnis mit Un⸗ 
garn haben will, oder nicht, ſondern vor die Frage, 
wann dieſes Bündnis von Ungarn gelöſt werden wird. 
Wollen wir gedankenlos dieſen kritiſchen Moment abwarten, dann 
erklären wir uns für den vorliegenden Ausgleich. Wollen wir dagegen 
jetzt Opfer bringen, die uns aber zu einer geſunden Zukunft führen, 
dann verwerfen wir dieſes Flickwerk, welches uns nur über die großen 
Gefahren; denen wir entgegengehen, 7 kurze Zeit hinwegtäuſcht. Möge 
die Erkenntnis nicht zu ſpät kommen! Mit dieſem Wunſche laſſen Sie 


mich ſchließen. 


* * 
* 


VI. Der Ausgleich und die Induſtrie. 


Von Dr. Stephan Bauer (Brünn). 


Vor Jahresfriſt iſt in Paris ein Buch erſchienen, das den 
Titel führt: „Der Aufſchwung der Induſtrie und des Handels des 
deutſchen Volkes“. Sein Verfaſſer, Profeſſor Blondel, Schreibt mir, feine 
Schrift erſcheine jetzt in dritter Auflage. Dieſer Erfolg iſt um ſo merk⸗ 
würdiger, als das Buch weder ſenſationelle Enthüllungen bringt, noch 
dem Chauvinismus der franzöſiſchen Nation ſchmeichelt. Im Gegen— 
theil. Der größte Theil des Buches führt den ziffermäßigen Nachweis 
für die wirtſchaftliche Ueberlegenheit des deutſchen Volkes auf dem 
Feſtlande; und ſtatiſtiſche Nachweiſe ſind für die Mehrzahl nicht nur 
des leſenden Damenpublikums, ſondern auch für viele Politiker des 
gemeinen Menſchenverſtandes ein Greuel. Der Theil dieſes Buches 
aber, der aus den Ziffern die Schlüſſe zieht, enthält die bitterſten 
Wahrheiten, die man ſeiner eigenen Nation ſagen kann. 

Juvenal ſagt einmal den dekadenten Römern ſeiner Zeit: „die 
Nation iſt eine Komödiantin“. Profeſſor Blondel ſchreibt in dem 
Kapitel „die Urſachen unſerer Inferiorität“: 
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„Nicht nur unſere Induſtriellen und Kaufleute tragen Schuld. 
Von unſerem ganzen Bürgerthume kann man ſagen, daß es heute 
nicht mehr ſeine Pflicht thut. Ein Theil der franzöſiſchen Geſellſchaft, 
und zwar gerade jener, den man früher mit dem Namen der „leiten⸗ 
den Klaſſen“ bezeichnete, ſetzt ſich aus weichlichen und oberflächlichen 
Leuten zuſammen, die hie und da über ihre Beſchränktheit durch ſtarken 
Chauvinismus und ein wenig Geiſt hinwegtäuſchen, die aber vom 
volkswirtſchaftlichen Standpunkte ſtrenge zu verurtheilen ſind.“ 

Zu dieſem harten Verdikt gelangt Prof. Blondel, nachdem er 
nachgewieſen, wie ſehr die zähe Energie, die vis durans der Deutſchen, 
von der wirtſchaftlichen Indolenz der Franzoſen abſteche; er zeigt, wie 
der von der Mutter verzärtelte Franzoſe an der Scholle klebt, wie 
wenig in Frankreich die Preſſe dem ökonomiſchen Intereſſe diene, wie wenig 
für die kaufmänniſche Ausbildung durch den Staat geſchehe, wie glücklich 
dieſer in Deutſchland Staatsſozialismus mit Induſtriepolitik zu verbinden 
weiß, wie zurückgeblieben der franzöſiſche Zwiſchenhandel, wie wenig 
anpaſſungsfähig die franzöſiſche Export-Induſtrie ſei. 
| »Wenn man dieſe Vorwürfe lieſt, jo wird man unwillfürlid an 
die Klagerufe erinnert, die zur ſelben Zeit, als das Buch Blondel's 
erſchien, aus den Kreiſen öſterreichiſcher Kaufleute und Induſtrieller er: 
ſchallten: Zwei Exportenquéten ſind damals veranſtaltet worden, von 
welchen ich jedoch nur die des Exportvereins für ſehr werthvoll halte, 
während die andere, die für eine Exportbank Stimmung machte, die 
Warnung des Abbé Galiani zu wenig beherzigte, daß man jede Art 
von Export fördern ſoll, ausgenommen den Export des geſunden 
Menſchenverſtandes. Zwei weitere Enquéten, mit dem bezeichnenden 
Titel „Enquéten behufs Feſtſtellung der Urſachen des Niederganges 
unſerer Induſtrie“, von der Prager und Pilſener Kammer vortrefflich 
veranſtaltet, drei Jahresberichte der Wiener, Reichenberger und der 
Brünner Handelskammer bringen Thatſachenmaterial dafür, daß ein 
großer Theil unſerer Induſtrie nicht nur an einer vorübergehenden Kriſe, 
ſondern an inneren organiſchen Fehlern leide; daß ſie der Erſtarkung 
des mächtigen deutſchen Konkurrenten am Weltmarkte gegenüber zurück— 
weiche, daß es einer Reform, einer wirklichen Induſtriepolitik bedürfe. 

Wenn man nun von den Hauptflagen über den Niedergang der 
Induſtrie diejenigen, die wirtſchaftlich berechtigt ſind, von ſolchen, die 
nur beſtimmten Sonderintereſſen zuliebe erhoben werden, ſcheidet, ſo 
kann man nur ſagen: es fehlt wirklich an einer geſunden Induſtrie— 
politik. Jeder Menſch treibt Induſtriepolitik; er ſucht den beſten Markt 
für ſeine Erzeugniſſe oder Leiſtungen, er ſucht, wenn er ſie nicht gleich 
billig wie ſeine Mitbewerber losſchlagen kann, feine Koſten zu ver— 
ringern und feine Leiſtungsfäbigkeit zu erhöhen. Alſo Induſtriepolitik 
treibt jeder Menſch — aber die öſterreichiſche Induſtrie kennt ſie nicht. 

Vor allem wird ihr ſchon die Geburt erſchwert; die Verwand— 
lung von Handels- in induſtrielles Kapital durch den Magnetismus 
der Aktie wird, wie Sie wiſſen, durch unſer Konzeſſionsſyſtem künſtlich 
erſchwert. Ich will hier nicht die Klagen darüber weitſchweifig wieder— 
holen, daß die mit der Konzeſſionirung der Aktiengeſellſchaften betraute 
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Vereinskommiſſion ſelbſt in Zeiten der Stagnation die Entſtehung 
neuer Unternehmungen ſo erſchwert, als trieben wir einer Kriſe ent— 
gegen. Die wahren Schuldtragenden ſind ja doch jene monopoliſtiſchen 
Einflüſſe, die, trotzdem gleich nach dem Jahre 1873 der Ruf nach Re⸗ 
form der Aktiengeſetzgebung ausging, auch unter dem bis Ende der 
Siebzigerjahre noch äußerlich vorhaltenden Syſteme der wirtſchaftlichen 
Freiheit für dieſe ſo wenig gethan haben. Aber auch nach der Bewilli⸗ 
gung der Unternehmung iſt namentlich, in Böhmen die amtliche Be- 
handlung der Neuanlagen eine ſchleppende, die Beläſtigung durch waſſer— 
rechtliche Streitigkeiten keine ſeltene; das Verlangen nach einer Re⸗ 
form unſerer Verwaltung auf wirtſchaftlichem Gebiete macht ſich geltend. 
Nach den Gewerbebehörden tritt aber mitunter auch der Staatsanwalt als 
Förderer der Induſtrie auf; nicht genug mit der Unterbindung unſerer 
Buchdruck⸗ und Papierinduſtrie durch Zeitungsſtempel und Kolportage- 
verbot, konfiszirt er auch ihre Erzeugniſſe. Bei der Pilſener Enquöte 
erzählte ein Buchdrucker, eine von ihm veranſtaltete böhmiſche Ueber— 
ſetzung von Claude Tillier's köſtlichem „Mon oncle Benjamin“ ſei 
zweimal, das zweite Mal nach Auslaſſung der beanſtändeten Stellen, 
der Beſchlagnahme verfallen. 

Nach Ueberwindung der behördlichen Schwierigkeiten geht der In⸗ 
duſtrielle an den Bezug von Maſchinen, Rohprodukten und Halb— 
fabrikaten. Hat er zugleich in Deutſchland eine Unternehmung, ſo wird 
er finden, daß er in Oeſterreich in den meiſten Fällen theurer produzirt. 
Zwar die Löhne ſind bei uns unter ſonſt gleichen ſtädtiſchen oder länd— 
lichen Verhältniſſen in den meiſten Fällen billiger, die Arbeiterſchaft 
gleich willig und in manchen Zweigen ſogar anpaſſungsfähiger. Aber 
die Halbfabrikate, z. B. die Garne, ſind durch höhere Zölle und Fracht 
vertheuert. Die Maſchinen, wenn er fie aus dem Auslande bezieht, ſind 
durch Fracht und Zoll, wenn er ſie aus dem Inlande bezieht, durch 
die Preispolitik des Eiſenkartells vertheuert. 

Ueber die Preispolitik des Eiſenkartells habe ich nach Informa— 
tionen Induſtrieller im Jahre 1894 im Verein für Sozialpolitik, hat 
Prof. v. Philippovich auf Grund einer ſchriftlichen Enquéte dasjenige 
vorgebracht, was durch die letzte Eifen-Enquete, die mehr eine Enquéte 
des Eiſenkartells als über das Eiſenkartell war, nicht im mindeſten 
widerlegt worden iſt. Schon auf der Pilſener Enquéte hat ein Maſchinen⸗ 
fabrikant erklärt, er erhalte vom Kartell Exportprämien, das Kartell 
unterbinde nicht den Export. Als ob durch dieſe Kartellfeudalität der 
Export anderer Waren als jener von Maſchinen und Eiſenwaren ge— 
fördert würde! Nicht um dieſen Export allein handelt es ſich ja, ſondern 
vor allem um unſeren möglichſt reichlichen inneren Abſatz. Ganz 
treffend ſchreibt mir ein großer Induſtrieller: 


„Nicht die eiſenverarbeitenden Fabrikanten ſind diejenigen, 
welche die Kriegskoſten der Kampfzölle und Friedenskartelle tragen, 
ſondern das eiſenkonſumirende Publikum. Kein Kulturvolk der Welt 
hat ſo hohe Eiſenpreiſe wie Oeſterreich-Ungarn und keines einen ſo 
niedrigen Eiſenkonſum per Kopf der Bevölkerung gerechnet. Während 
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anderwärts für Dachſtühle und dgl. Eiſen angewendet wird, raubt 
man hierzulande die Wälder aus. 

Wie viel mehr Eiſenbahnlinien könnten eröffnet werden, wenn 
Schienen⸗ und Brückenkonſtruktionen zu vernünftigen Preiſen erhält— 
lich wären? 

Wie ſoll Oeſterreich exportiren, wenn der Fabrikant die dafür 
nothwendigen Halbfabrikate nur im Veredelungsverkehre beziehen 
kann und die Herſtellung einer öſterreichiſchen 8 doppelt ſo viel 
Kapital erfordert und feſtbindet, als einer gleichen im Auslande!“ 


Der öſterreichiſche Induſtrielle ſucht nun für ſeine koſtſpielige 
Ware die beſte Form des Vertriebes zu finden. Träger dieſes Ver⸗ 
triebes ſollte ein ſtarker Handelsſtand ſein. Er fehlt; warum? Einfach 
deshalb, weil der gute Mann zu theuer produzirt hat, weil der Markt⸗ 
preis ſchon beim Austritt der Ware aus der Fabrik erreicht iſt und 
daher keinen Zwiſchengewinn für den Händler übrig läßt. Der Fabrikant 
ſucht alſo ſelbſt die Kunden auf, ſchickt Reiſende, gründet Niederlagen; 
er ſpart an fremdem Gewinn, bindet aber ſein eigenes Betriebskapital 
im Verkauf. Und das vertheuert die Waren nicht weniger, iſt aber 
für den Abſatz, der zum Detailhandel herabſinkt, von großem Nachtheil. 

Vom Vertriebsort zum Konſumenten führt noch ein koſtſpieliger 
Weg: die Eiſenbahn. Auf den für die Induſtrie wichtigſten Routen 
ſteht ſie in Oeſterreich in der Verwaltung von Aktiengeſellſchaften. 
Auch bei der Verfrachtung kommt der Induſtrielle in Deutſchland 
beſſer weg als in Oeſterreich. Hier iſt der Einheitsſatz per Kilometer 
deſto geringer, je ferner die Empfangſtation liegt; er iſt alſo günſtig 
für ferne, ungünſtig für nahe Sendungen. Das iſt der vielverfochtene 
Staffeltarif, den die Holzinduſtriellen auch den Badeni-Tarif nennen, 
weil er die galiziſche Holzinduſtrie begünſtigt. Er iſt aber erſtens 
theurer für das weſtliche Inland und zweitens ſo komplizirt, daß ſelbſt 
Spediteure ſich in ihm nicht auskennen. In Deutſchland herrſcht das 
Syſtem des einheitlichen Satzes per Kilometer, und ſo kommt es, daß 
bei uns Leder, Garne, Wolle, Thon, Porzellan ein Drittel bis das 
Doppelte mehr zahlen, als auf der gleichen Strecke im Deutſchen 
Reiche. | 

Dasſelbe gilt von unſerer Waſſerfracht; die hohen Lloydtarife 
ſind bekannt. Aber auch die Donau-Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft ver: 
langt ihren Tribut. Von Wien nach Budapeſt zahlt 1 Meterzentner 
Zündhölzchen 60 Kreuzer, von Tetſchen nach Hamburg 65 Pfennige. 
Dieſe hohen Frachtſätze verdanken wir der ungariſchen Regierung; ſie 
hebt zwar nicht von ausländiſchen, aber von unſeren Schiffen eine 
Transportſteuer ein. Unter ſolchen Umſtänden gibt es Leute, die es 
beklagen, daß ſich die Donau die Mühe nimmt, nach Peſt zu fließen. 

So kommt es, daß unſere Induſtrie, theils aus fremder Schuld, 
theils infolge ihrer geringen Wachſamkeit über ihre handelspolitiſchen 
und Verkehrsintereſſen im Inland ihre Kaufkraft nicht geſtärkt, im 
Ausland alte Abſatzgebiete verloren hat. Und nun droht ihr noch der 
Wegfall eines Konſumenten, auf den ſie von altersher gerechnet, von 
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Ungarn, das ſeit einiger Zeit ſtarke Anläufe zu einer induſtriellen Ent— 
wicklung gemacht hat. Die Unſicherheit dieſes Marktes hat namentlich 
im letzten Jahre zugenommen. Unter welchen Bedingungen ſoll er uns 
schalten bleiben? Mit 1 Frage treten wir an die Erörterung der 
induſtriellen Bedeutung unſerer Zollgemeinſchaft mit Ungarn, die durch 
unſer Zoll⸗ und Handelsbündnis ſeit einem Menſchenalter gewähr— 
leiſtet war. 

Von den Beſtimmungen des Zoll- und Handelsbündniſſes be— 
treffen direkt eigentlich nur wenige die Induſtrie. Von dieſen wenigen 
muß ich einige ausſchalten; zum Theile deshalb, weil ſie von anderen 
Rednern im Zuſammenhange mit anderen Gegenſtänden bereits be— 
ſprochen worden ſind. So iſt die Beſtimmung in Art. IV der letzten 
Ausgleichsvorlagen, welche die für die Muhleninduſtrie wichtige Be— 
ſtimmung der Aufhebung des Mahlverkehrs enthalten, vom Reichraths— 
Abgeordneten Herrn Dr. Lecher, ſowie von Herrn Dr. v. Schweitzer, 
ebenſo vom erſteren das in Art. IX aufgeſtellte Prinzip der Tarifparität 
auf den Staatsbahnen und der Ausſchluß der geheimen Refaktien und 
der die Statiſtik des Zwiſchenverkehrs regelnde Art. XI beſprochen 
worden. Die Beſtimmungen, welche die Zulaſſung von Aktien-, Ver: 
fiherungd- und Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften behandeln 
(Art. XX) hat bereits Herr Dir. Wittelshöfer erörtert. Ueber den Art. 
XI, der die gleichartige Behandlung des Salz- und Tabakgefälles und 
der mit der induſtriellen Produktion in enger Verbindung ſtehenden in— 
direkten Abgaben, namentlich der Bier-, Branntwein-, Mineralöl: und 
Zuckerſteuer betrifft, wird Ihnen Herr Reichsraths-Abgeordneter Dr. Ver: 
kauf Bericht erſtatten. Um Ihre Aufmerkſamkeit von dem Hauptthema nicht 
abzulenken, werde ich auch die rein gewerberechtlichen Angelegenheiten 
des Patent⸗, Marken⸗ und Muſterſchutzes (Art. XVI, XVII), ſowie 
des Hauſierweſens (Art. XW) ausſchalten, und mich lediglich mit den 
Induſtriefragen beſchäftigen, die an die alte und neue Faſſung des 
Art. XIV geknüpft werden. Er lautet: 


„Die Angehörigen des einen Ländergebietes, welche in dem 
anderen Ländergebieie Handel und Gewerbe treiben wollen oder 
Arbeit ſuchen, ſollen bezüglich des Gewerbeantrittes, der Gewerbe— 
ausübung und der zahlenden Steuern und ſonſtigen öffentlichen Ab— 
gaben den Einheimiſchen gleichgeſtellt ſein. 

Die Handels- und Gewerbetreibenden des einen Ländergebietes 
ſind berechtigt, die Artikel ihres Gewerbebetriebes in dem anderen 
Ländergebiete in Kommiſſion zu geben, Zweigetabliſſements und 
Niederlagen unter denſelben Bedingungen, wie die Einheimiſchen zu 
errichten, Arbeiten auf Beſtellung zu liefern und beſtellte Arbeiten 
überall zu verrichten, Beſtellungen und Subſkriptionen zu ſammeln 
und Ankäufe zu machen. Die Angehörigen des einen Ländergebietes 
ſollen ferner bezüglich des Markt- und Meßverkehres in dem anderen 
Ländergebiete den Einheimiſchen völlig gleichgeſtellt ſein.“ 


Wer dieſe Beſtimmungen lieſt, muß eigentlich ſtaunen, daß die 
Induſtrie ſich über den Ausgleich beklagt; iſt hier nicht Alles zum 
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Beſten geordnet? Herrſcht da nicht völlige Parität? Gewiß. Aber die 
Klagen der Induſtriellen gehen dahin, daß nach wie vor die Praxis 
der ungariſchen Regierung gegen den Sinn dieſes Artikels verſtoße, und 
daß er vieles nicht enthält, was er enthalten ſollte. Die ſtarke finanzielle 
Be laſtung, die unſerer Reichshälfte durch die Zollgemeinſchaft auf⸗ 
erlegt wird, konnte nur inſolange noch einigermaßen als eine produktive 
Auslage angeſehen werden, als dadurch die Kaufkraft eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Hinterlandes gekräftigt, und unſeren Induſtrieprodukten 
ein, wie wir glaubten, ſicherer Markt erhalten wurde. Gegen den Wett: 
bewerb des Auslandes durch Zölle geſchützt, wiegte ſich unſere mittlere 
Induſtrie bei ihren jahrzehntelangen Beziehungen zum Peſter Platz in 
Sicherheit, um allmählich aus dem Traume durch die ungariſche 
Induſtriepolitik erſchreckt zu werden. 
Wieſo iſt es zu dieſer Induſtriepolitik gekommen? 

| Im alten thereſianiſchen Oeſterreich galt der durch eine kaiſerliche 
Entſchließung (18. Juni 1770) beſtätigte Grundſatz: 


„Daß die 1 mehrerer hungariſcher Fabriquen und Manu— 
fakturen wenigſt inſolange Hungarn die allgemeinen Abgaben nicht 
in einem gleichen Verhältniſſe mit den teutſchen Erblanden entrichte, 
den letzteren zum großen Nachtheil gereichen wuͤrde, folglich daß 
allerdings die wirkſamen Mittel vorzukehren, um gegenwärtig die 

Vermehrung und den weiteren Anwachs der Fabriquen in Hungarn 
zu erſchweren und möglichſt abzuhalten.“ 


Dieſes Mittel war der Appalto, die Dreißigſtmauth, wo jeder 
mit ungariſcher Ware beladene Wagen einen Zoll zu entrichten hatte. 
Gegen dieſe Mauth begann man in den Zwanziger-Jahren des 
Jahrhunderts zu agitiren. Viele verlangten ihre Abſchaffung. Wie 
mäßig damals die ungariſchen Forderungen waren, kann man daraus 
erſehen, daß Graf Stephan Szechenyi vor einem ſolchen Vorgehen 
warnte. Man ſolle nur eine Mäßigung der Zollſätze anſtreben. Eine 
Abſchaffung der Grenzmauth wäre ja ſehr ſchön, aber, meint er, 


„Wie würde das unſeren weſtlichen Nachbarn bekommen? Und ſoll 
unſer Herr für dieſe keine Sorge tragen? Sind ſie nicht ſeine 
Kinder?“ (Ueber den Kredit 1830, S. 123.) 


Trotz dieſer Mahnung richtete ſich die Bewegung des Induſtrie— 
vereines unabläſſig gegen unſere Schutz- und Finanzzölle; von ihm 
wurde die Parole ausgegeben, nur ungariſche Produkte zu beziehen; 
unter ſeiner Aegide wurden einige Mühlen und Zuckerraffinerien ge— 
gründet. Im Jahre 1850 wird die 30. Amtsmauth aufgehoben und 
die Zollgemeinſchaft mit Oeſterreich auf Antrag der öſterreichiſchen Fi— 
nanzminiſteriums hergeſtellt, u. zw. mit der Motivirung, daß dadurch 
leichter Kapitalien nach Ungarn fließen und dort Induſtrieunterneh— 
mungen entſtehen und ſich ausbreiten werden, die den dortigen Ver— 
hältniſſen angemeſſen ſind. Das geſchah; der alte Satz, daß wenn 
zwei Länder in freiem Verkehr treten, oder eine Zollgemeinſchaft bil— 
den, nicht etwa das induſtriellere das andere niederkonkurrirt, ſondern 
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daß jedes von beiden ſich auf diejenigen Induſtrien wirft, die es kraft 
ſeiner natürlichen und erworbenen Vortheile mit den verhältnismäßig 
geringſten Koſten pflegen kann, dieſer Satz kam auch Ungarn zu gute. 
Ja, nach dem erſten Ausgleich von 1867 kam es zu einer Induſtrie⸗ 
ſpekulation, die mit einer ſtarken Kriſe ſchloß. Statt auf dieſe Urſache 
die Belaſtung des ungariſchen Staatshaushaltes und die zeitweilige 
wirtſchaftliche Bedrängnis zurückzuführen, begann man vor dem zweiten 
Ausgleich für ein ſelbſtändiges Zollgebiet zu agitiren, das dem Aus— 
lande gegenüber niedrigere Schutzzölle aufweiſen ſollte als das nun— 
mehr zum Protektionismus übergehende gemeinſame öſterreichiſch-unga⸗ 
riſche Zollgebiet. Dieſer populären Agitation hieß es Paroli bieten, 
wenn man bewies, daß unter dem gemeinſamen Zollregime durch ein 
Surrogat der Zollpolitik eine ungariſche Induſtrie großgezogen werden 
könne. Dieſes Surrogat iſt die Induſtriepolitik. Sie zerfällt in zwei 
Aktionen: Die Hebung des Verkehrs und der Induſtrie. 

Die Eiſenbahnpolitik iſt der größte Triumph der ungariſchen Wirt— 
ſchaftspolitik. Sie hat zuerſt den ungariſchen Produkten das Ausfallsthor 
nach dem Balkan durch Einlöſung und Ausbau der Theißbahn 1881 
geſichert; ſie beſiegte die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft dadurch, daß 
ſie nach Norden die Strecke Loſoncz-Ruttka ſicherte, ſie ſchlug die 
Südbahn durch Verſtaatlichung der Strecken Budapeſt-Fiu me. Im 
Jahre 1891 löſte ſie das ungariſche Netz der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
gegen 74 Jahresraten von 9˙6 Millionen Gulden ein und hat damit 
die Baſis für eine einheitliche Tarifpolitik geſchaffen. Während in 
Oeſterreich die einträglichſten Linien von Privat-Geſellſchaften tarifariſch 
ausgenützt werden können, während bei uns alſo die Induſtrie in der 
Hand des Verkehres iſt, iſt in Ungarn der Verkehr in der Hand der 
Induſtrie. Dafür, wie die Tarifpolitik der ungariſchen Staatsbahnen 
induſtriepolitiſch wirkt, nur zwei Beiſpiele. 

Für 10.000 Kilogramm Eiſenwaren bezahlt bei einem Durch— 
laufe von 500 Kilometer in Ungarn: 
Eine öſterreichiſche Fabrik. . fl. 133.— 
Eine ungariſche Fabrik 
a) wenn das Gut in Ungarn bleibt. . . . .. „ 8950 
b) wenn das Gut über die ungariſche Grenze geht. „ 7050 
(K. R. Hirſch, Export⸗Enquéte 1898, S. 84.) 
Für 10.000 Kilogramm Hohlglaswaren zahlt man pro 100 Kilo: 
a) in Oeſterreich auf der Strecke Wien —Trieſt — Smyrna 
bei einem Durchlaufe von 584 Kilometern. .. fl. 331 

b) in Ungarn auf der Strecke Agoſtoufälon — Bazias — 

Smyrna bei einem Durchlaufe von 589 Kilometern „ 147 

(Summar. Bericht der Brünner Handelskammer 1899. S. 135.) 

Dieſelbe Deklaſſifikation der Tarife finden wir für Zucker, Export— 
mehl, Düngemittel, Verfügungen, die gegen die im Art. VIII des 
jetzigen Zoll- und Handelsbündniſſes ausgeſprochene Parität der Grund— 
ſätze der Eijentahnverwaltung verjtogen. 
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| Dieſe große Aktion kam ſowohl der Landwirtſchaft wie der In⸗ 
duſtrie zu gute. Aber die großen finanziellen Laſten, die ſie dem Staate 
aufbürdete und die in einer ſchweren indirekten Beſteuerung zum Aus— 
drucke gelangten, forderten zur ſtärkſter Ausnützung des Verkehres 
durch die Induſtrie auf. Und ſo kam es zu dem Gegenſtück des ver⸗ 
kehrspolitiſchen Eingreifens des Staates, zur Induſtriepolitik im eigent⸗ 
lichen Sinne. 


Im Jahre 1880 wurde unter dem Einfluſſe des Staatsſekretärs 
v. Matlekovits vom Induſtrievereine ein Memoire verfaßt, das im 
folgenden Jahre zur Erlaſſung des erſten Induſtriegeſetzes führte, 
welches vom Miniſter Baroß 1890 erneuert und erweitert wurde. Dieſes 
Geſetz befreit nicht nur Induſtrien, die Gegenſtände erzeugen, die bisher in 
Ungarn nicht erzeugt wurden, ſondern auch eine ganze Reihe anderer In— 
duſtrien von Erwerbſteuer, Umlagen und Zuſchlägen; es beſtimmt, daß 
ihnen Salz unter dem geſetzlichen Preiſe abgegeben werde; zur Errichtung 
oder Erweiterung ſolcher Fabriken nothwendige Baumaterialien, Maſchinen 
und Maſchinenbeſtandtheile werden gegen Erſatz der Selbſtkoſten traus⸗ 
portirt; ein beſonderes Expropriationsrecht erleichtert dem Staat und 
den Gemeinden gegenüber die Neuanlagen. Dieſe Begünſtigungen dauern 
längſtens 15 Jahre. Dieſelben 15jährigen Steuerprivilegien wurden 
zugleich der Induſtrie- und Handelsbank für alle Unternehmungen, ſo— 
wie für den Theil ihres Einkommens, der 6% des Aktienkapitals nicht 
überſteigt, durch die Geſetzgebung gewährleiſtet. In demſelben Jahre 
1890 entſtand als beſonderer Dispoſitionsfond des ungariſchen Han- 
delsminiſters der Landesinduſtrie- und Handelsfond; mittelſt dieſes 
Fondes kann der Miniſter bei Errichtung oder Ausbreitung von Unter— 
nehmungen als Aktionär oder als Genoſſenſchaftsmitglied ſich bethei⸗ 
ligen, Darlehen eventuell zins frei bewilligen, Unterſtützungen gewähren, 
Maſchinen beſchaffen, Einrichtungen liefern. Bis zum Jahre 1898 
wurden zur Förderung der Fabriks-Induſtrie allein fl. 1,792.771 ver⸗ 
ausgabt, davon ein Viertel für die Textilinduſtrie. 

Im Verordnungswege ging man nun daran, im Geiſte des Sn: 
duſtriegeſetzes das Lief erungsweſen zu regeln. Es iſt bekannt, 
daß die ungariſche Regierung mit der Erhebung darüber, ob Liefe— 
rungen von der nationalen Induſtrie gedeckt werden können, eine eigene 
Kommiſſion betraut hat und daß der Grundſatz der Deckung des öffent— 
lichen Bedarfes durch nationale Ware bis in die letzten Konſequenzen 
durchgeführt wird. Im öſterreichiſchen Ausgleichsausſchuſſe ſind zahl— 
reiche Fälle der Vergebung ſolcher Arbeiten an ungariſche Firmen trotz 
größerer Preiswürdigkeit des öſterreichiſchen Anbots namhaft gemacht 
worden. Oeſterreichiſche Maſchineninduſtrielle klagen wiederholt, daß 
ſie im Inlande bei Submiſſionen unter den ganz ungeregelten Ver— 
gebungsverhältniſſen, in Ungarn unter dem Chauvinismus der Ver— 
waltung leiden. Selbſt Privatunternehmungen, welchen die Bedingung 
der Beſchaffung nationaler Ware nicht vorgeſchrieben worden iſt, müſſen 
ſich fügen. Ich kenne Fälle, in welchen die ungariſche Regierung Zucker— 
fabriken mit Kampftarifen für ihre Rübenzufuhr drohte, wenn ſie nicht 
die Beſtellung einer Anlage diesſeits der Leitha rückgängig machen. 
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Dieſe Art von Induſtrieförderung geht ſo weit, daß ſelbſt für aus⸗ 
ländiſche öffentliche Lieferungen in manchen Fällen die ungariſche gegen 
die öſterreichiſche Induſtrie von der Regierung ausgeſpielt worden iſt. 
Der tertius gaudens war in ſolchen Fällen, die das Anſehen des 
Reiches nach außen gewiß nicht erhöhen, das Zollausland. 

Bei Lieferungen für öffentliche Zwecke nach Ungarn iſt die For⸗ 
derung der nationalen Provenienz auch vom Standpunkt der ungari- 
ſchen Volkswirtſchaft durchaus nicht zu billigen. Entweder ſtellt die 
ungariſche Induſtrie gleichwertige Waren her — dann bedarf es nicht 
der Nationalitätsklauſel; oder das iſt nicht der Fall, dann bildet dieſe 
Klauſel allerdings einen Schutzzoll, aber keinen Erziehungszoll, ſondern 
eine Anleitung zur Bildung von Lieferungskartellen. In manchen 
Fällen wird eine Lieferung unter der Bedingung vergeben, daß der 
betreffende Artikel in Ungarn erzeugt wird, gleichgiltig, ob dafür bereits 
eine ungariſche Induſtrie beſteht oder nicht. Oeſterreichiſche Lieferanten 
ſchicken in ſolchen Fällen ein paar Arbeiter in eine ungariſche Grenz— 
ſtadt, um dem Wortlaute des Auftrages zu genügen. Die eigentliche 
Lieferung wird in böhmiſchen Fabriken fertiggeſtellt und heimlich über 
die Grenze gebracht. In dieſem Falle kann natürlich für die Koſten 
der angeblich vaterländiſchen Fabrikation ein entſprechend höherer Preis 
verlangt werden. Der Vortheil für Ungarn iſt alſo ein recht zweifelhafter. 

Wie hat ſich nun die Regierung zu der Frage der Lieferungen 
bei Abſchluß des Zoll- und Handelsbündniſſes verhalten? Noch am 
1. Oktober 1896 erklärte der Finanzminiſter Herr v. Bilinski, daß im 
neuen Ausgleich ausdrücklich die Beſtimmung aufgenommen ſei, daß 
unter den Bedingungen der Offerten bei öffentlichen Lieferungen nicht 
die Nationalität, nicht die Staatszugehörigkeit entſcheiden ſollten; einen 
Monat vorher hatte der ungariſche Finanzminiſter erklärt, daß beide 
Staaten in Bezug auf die Entwicklung der Induſtrie ſich volle Freiheit 
vorbehalten hätten. Das widerſprach ſich einigermaßen. Die Löſung des 
Räthſels hat dann im Ausgleichsausſchuſſe vom 18. October 1898 der 
Abgeordnete Mauthner gegeben: 

„In dem urſprünglichen Ausgleiche war die Be 
ſtimmung enthalten, daß bei Staatslieferungen au⸗ 
die Nationalität der Produkte keine Rückſicht ge⸗ 
nommen werden dürfe und daß die Produkte beider Staaten 
gleiche Berückſichtigung zu erfahren haben. Sogleich folgte aber der 
Nachſatz, daß, falls einer der Staaten die nationalen 
Produkte vorziehe, dem anderen Staate eine Rekrimi⸗ 
nation nicht zuſtehe. Es ſei begreiflich, daß er, als er von dieſer 
Beſtimmung Kenntnis erhielt, ſich dafür ausſprach, daß dieſer Paſſus, 
welcher nur beſtimmt war, Sand in die Augen zu ſtreuen, ganz 
wegbleibe.“ 

Und in den Motiven zu den neuen Ausgleichsvorlagen wird 
hervorgehoben, es wurde 

„jede Vereinbarung dieſer Art für uns ein formelles Hindernis 
gebildet haben, um eine legislative Ordnung auf dem Gebiete des 
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Submiſſionsweſen unter dem ſpeziellen Geſichtspunkte der vorzugs— 
weiſen Berückſichtigung der heimiſchen Produktion herbeizuführen.“ 
(Beil. 264, XIV. Seſſ., S. 19.) 


Ich geſtehe offen, daß ich für Repreſſalien auf dieſem Gebiete 
wenig Ausſichten erblicke. Alle Motive, die gegen den wirtſchaftlichen 
Chauvinismus in Ungarn ſprechen, gelten doppelt für uns. In der 
revidirten Submiſſionsordnung Preußens vom Jahre 1885, eines 
Landes, dem es gewiß an Sinn für nationale Wirtſchaftspolitik nicht 
fehlt, heißt es ausdrücklich: 


„Bei Lieferungen darf ein beſtimmter Produktionsort nicht 
vorgeſchrieben werden, insbeſondere der ausländiſche Urſprung 
der Ware nicht zur Bedingung gemacht werden.“ 


(Huber, Submiſſionsweſen 1885, S. 461.) 


In dieſer negativen Form iſt der Schutz der inländiſchen Pro— 
duktion hinlänglich geſichert und zugleich den Mißbräuchen lokaler 
Konſortien ein Riegel vorgeſchoben. Das ſicherſte Mittel aber, um allen 
Mißbräuchen auf dieſem Gebiete vorzubeugen, iſt die volle Oeffentlich— 
keit bei der Vergebung von Lieferungen. Sie iſt auf allen Gebieten, 
die der freien Konkurrenz entzogen ſind, das einzige Gegenmittel gegen 
Protektion und Korruption. 

Der Zollkrieg im Frieden, der ſich auf dieſen Gebieten abſpielt, 
führt zu Bevorzugungen der ungariſchen Induſtrie auch auf anderen 
Gebieten: ich erwähne en passant die Erleichterungen, die der Metall: 
und Maſchineninduſtrie in Ungarn beim zollfreien Bezuge ausländiſcher 
Halbfabrikate gewährt werden. Dieſer Bezug iſt bei uns, dem Geſetze 
entſprechend, an einen Identitätsnachweis gebunden, in Ungarn — ſollte 
er es ſein. Auch die laxe Handhabung von Aichung und Punzirung, 
von welchen die erſtere in Oeſterreich vom Staate, in Ungarn von 
Pächtern gehandhabt wird, gehört in dieſes Kapitel. Am harmloſeſten 
iſt die ungariſche Induſtrieförderung dann, wenn ſie die Regierung zur 
Reklame veranlaßt; jo verlangt z. B. eine Firma, es ſolle der Unter: 
richtsminiſter durch Zirkuläre verordnen, es mögen 


„die Lehrer und Profeſſoren der vaterländiſchen Unterrichts— 
anſtalten die Schüler aufmerkſam machen, daß es nun in Ungarn 
ſchon eine Stahlfeder-, Federhalter- und Zeichenſtift-Fabrik gibt, da 
auf dieſe Weiſe die Schüler ſchon in ihrer Jugend ſich daran ge— 
wöhnen würden, die ungariſche Induſtrie zu unterſtützen.“ 

(Budapeſter Kammerbericht 1898, S. 259.) 


Wenn man dieſe ganze Induſtriepolitik recht beurtheilen ſoll, ſo 
muß man ihre Ergebniſſe betrachten. Von den 4408 Fabriken mit 
188.635 Arbeitern, die man im Jahre 1897 in Ungarn zählte, iſt 
über ein Drittel in den letzten neun Jahren entſtanden. Bis 1898 
nahmen an den Begünſtigungen 486 Fabriken und 481 landwirt— 
ſchaftliche Brennereien theil; von dem Betrage der Lieferungen für 
die ungariſchen Staatsbahnen wurden im Jahre 1887 83%, im 
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Jahre 1897 ſchon 901% von Ungarn gedeckt. Dabei ſtiegen dieſe Be⸗ 
träge von 16°6 auf 50˙1 Mill. Gulden. Die Zahl der Budapeſter 
induſtriellen Aktiengeſellſchaften betrug im Durchſchnitt der Jahre 1881 
bis 1890: 36; ſie beträgt heute 147. Das eingezahlte Kapital hat 
ſich ſeit 1890 verdreifacht. Die Erzeugung von Zucker hat ſich in den 
letzten 10 Jahren vervierfacht. Betrachtet man am Anfang und am Schluß 
des letzten Jahrzehntes die Größe des Kohlenverbrauches, die Zahl der 
Dampfmühlen, der Handeltreibenden, die Höhe der Spareinlagen, ſo 
hat ſich in dieſer kurzen Spanne Zeit die gewerbliche Bedeutung Ungarns 
verdoppelt. Dieſe Ziffern ſind es auch, die Bedenken gegen eine 
Erneuerung des Ausgleiches zu den alten Bedingungen erwecken. 

Iſt dieſe ſprunghafte, durch Induſtriepolitik und Millenniums— 
ausſtellung ſtimulirte Entwicklung eine geſunde? Darüber geben die 
offiziellen Statiſtiken keine Auskunft. Aber zahlreiche Berichte unga— 
riſcher Kammern zeigen, daß hinter der glänzenden Hülle der Induſtrie⸗ 
politik ſich zum Theil Unternehmungen befinden, welche die natürlichen 
Vorbedingungen der Prsoſperität kaum beſitzen und die einen großen 
Appetit nach weiteren Begünſtigungen an den Tag legen. Fehlt es nicht 
an Kapital, ſo ſind die Rohſtoffe theuer. Und vor allem fehlt es an 
Konſumenten und Arbeitern. So klagt die Budapeſter Handelskammer, 
der Niedergang des Kleingewerbes vollziehe ſich viel ſchneller, als die 
Schaffung einer Fabriksinduſtrie, die kaum ein Fünftel des heimiſchen 
Bedarfes decke. Aber ſelbſt dieſe Induſtrie, die man mühſam großgezogen, 
z. B. die durch Uebereinkdmmen des Handelsminiſters mit der Sanges— 
hauſer Maſchinenfabriksgeſellſchaft geſchaffene Filiale, die den Bedarf an 
Apparaten für Zuckerfabriken, Brauereien ꝛc. decken ſollte, arbeitet 
nach dem Orient und nach Rußland. Der Rückgang der ungariſchen 
Landwirtſchaft in den letzten Jahren macht ſich hier deutlich fühlbar. 
Der Hauptexport aller natürlich gewordenen, wie der künſtlich gezüch— 
teten ungariſchen Induſtrien, von Mehl und Salami bis zu Leder, 
Zement, Glas, Petroleum und Dynamit iſt und bleibt aber Oeſterreich. 
Hier macht bereits in einzelnen Artikeln die ungariſche Induſtrie dem 
öſterreichiſchen Produkt durch die wie eine Prämie wirkende Begün— 
ſtigung Konkurrenz und drückt die Preiſe. 

Fehlt es aber der ungariſchen Induſtrie, von der der Nahrungs— 
mittel abgeſehen, an heimiſchen Konſumenten, ſo macht ſich noch ſtärker der 
Mangel an gelernten Arbeitern fühlbar. Das zeigt ſich beſonders auf 
zwei Gebieten, wo der Abſatz unſerer Induſtrie in Ungarn bedroht iſt, 
der Textil⸗ und Maſchineninduſtrie. Hören wir den Bericht der Preß— 
burger Handelskammer: 

„Die Waag⸗Szereder Maſchinen-Fabrik klagt über mißliche 
Arbeiterverhältniſſe; die dortige Bevölkerung zeigt wenig Neigung für 
gewerbliche Beſchäftigung und wendet ſich mit Vorliebe den Feldarbeiten 
zu, die ausländiſchen Arbeitskräfte aber ergeben ſich nach kurzer 
Zeit dem Branntweintrinken, nachdem ihnen hier der Genuß von 
Bier, an welchen ſie gewohnt ſind, infolge der hohen Preiſe un— 
möglich iſt, ſie verkommen hiedurch in ganz kurzer Zeit dermaßen, 
daß ſie gänzlich arbeitsunfähig werden.“ 
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„Hinſichtlich der Tuchfabrikation berichtet die Firma Karl Löw 
in Sillein unter Anderem, daß die ungünſtige Lage, in welcher ihr 
Unternehmen zufolge der niedrigen Intelligenz ihrer Arbeiter ſich 
befindet, im vergangenen Jahre umſo fühlbarer wurde, als wegen 
der in der Webe⸗Branche herrſchenden allgemeinen Geſchäftsſtockung 
in der anderen Hälfte der Monarchie eine Ueberproduktion entſtand, 
die ſelbſtverſtändlich auf eine ſo junge Unternehmung, wie die Silleiner, 
nicht ohne ſchädigende Wirkung bleiben konnte u. ſ. w.“ 


Wird dieſer Mangel je behoben werden können? Man ſollte 
denken, daß durch Fachſchulen u. ſ. w. ſich allmählich eine „vater— 
ländiſche Arbeiterſchaft“ heranziehen laſſe. Aber bevor die Kinder der 
Arbeiter in die Schule gehen, müſſen ihre Eltern leben können. Und 
hier hat das Regiſter der ungariſchen Induſtriepolitik ein großes Loch. 

Die alte von Friedrich dem Großen und Joſef II. adoptirte 
Induſtriepolitik des vorigen Jahrhunderts war nicht weniger national, 
als die des heutigen Ungarn; ſie ſollte nicht nur die Kriegskaſſen 
füllen, ſondern Preußen und Oeſterreich vom wälſchen Erbfeind auch 
wirtſchaftlich emanzipiren. Zu dieſem Zwecke wurden vor Allem nicht 
nur Unternehmer durch das Verſprechen der Glaubensfreiheit, durch 
Steuer⸗, Zunftfreiheit und Prämien herangelockt, ſondern auch für 
einwandernde Arbeiter Vortheile angeboten. Sie wurden militärfrei, 
erhielten für jene Zeit gute Wohnungen, und wurden der Armenverſor— 
gung theilhaftig. | 

Von analogen Vortheilen, die den Arbeiter nach Ungarn locken 
würden, iſt nichts zu merken. Der ungariſche Arbeiterſchutz iſt gänzlich 
unzulänglich; die Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter und Frauen iſt 
ebenſo geſtattet, wie die Verlängerung des Arbeitstages der Erwachſener 
bis zu 16 Stunden. Auf dieſem Gebiete ſteht alſo Ungarn hinter 
Rußland weit zurück. Die Unfallverſicherung beſteht nicht; das Ge— 
werbe⸗Inſpektorat iſt bisher in Ungarn mehr eine Auskunftsbehörde 
des Handelsminiſteriums über den Stand der induſtriepolitiſchen 
Aktionen, als ein Organ des Arbeiterſchutzes; das Krankenkaſſen— 
weſen iſt ſo ſchlecht organiſirt, daß ſelbſt die Unternehmer in den 
Berichten der ungariſchen Handels- und Gewerbekammern darüber 
klagen, daß z. B. in manchen Bezirken der Arbeiter zum Notar 
laufen müſſe, um ſein Krankengeld zu erhalten; eine Fabrik beſchwert 
ſich darüber, daß die Krankenkaſſe nur einen Arzt angeſtellt hat, ſo daß 
im Falle derſelbe verreiſt, die erkrankten Kaſſenmitglieder ohne ärztliche 
Hilfe daſtehen. Der Landesinduſtrierath in Ungarn beſchäftigt ſich zwar 
neuerer Zeit mit einer Reform dieſer ſozialen Mißgeſetzgebung, aber 
es iſt kaum zu erwarten, daß dieſelben Kreiſe, die ſtreikende ungariſche 
Landarbeiter gemäß § 34 des Landarbeitergeſetzes „mit Brachialgewalt 
auf den Arbeitsplatz eskortiren“ laſſen, im Arbeiterſchutz je etwas 
Anderes, als eine Belaſtung der Induſtrie erblicken werden. Dieſer 
Mangel an Schutz für die Arbeiter wird dadurch verſchärft, daß von 
den hohen Nominallöhnen der einwandernden Arbeiter nicht minder 
hohe Steuern zu entrichten ſind. 
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Als eine überaus ſchwere Laſt und ein großes Hindernis für 
das Emporblühen der Induſtrie bezeichnet z. B. im Bericht der Preß— 
burger Handelskammer eine ungariſche Glasfabrik die drückende Be— 
ſteuerung der Arbeiter vom Glasbläſer und Schleifer herab bis zum 
letzten Taglöhner. Im Jahre 1896 betrug die Steuerlaſt für die Glas— 
bläſer und Schleifer der Fabrik: 


ErwerbſteuueruMu . fl. 53520 
Gemeinde-Zuſchl ghet. „ 13108 
Komitats⸗ „ . e a e e 
Gemeinde⸗Wegſ teuer . „ 2440 
Komitats⸗ . „ ar ee ee 1 6) 

Zuſammen .. fl. 81886 


„Daß dieſe drückende Steuerlaſt die fachgemäß geſchulten Arbeiter 
aus dem Lande treibt, bezw. die Ueberſiedlung fachmänniſcher Arbeiter 
aus Transleithanien unmöglich macht, iſt wohl einleuchtend, beſonders 
wenn man noch erwägt, daß in Oeſterreich keine Konſumſteuer beſteht, 
während hier durch die Konſumſteuer die Lebensmittel, beſonders 
aber das Getränk bedeutend vertheuert werden.“ 


Daß der Arbeiter die Koſten der Induſtriepolitik zahlen ſoll, 
ohne im geringſten ihre Vortheile zu genießen, iſt eben auf die Dauer 
nicht zu verlangen. Andererſeits ſchreckt man in Ungarn hinter einem 
ſtarken Zuzug gewerblicher Arbeiter zurück; man fürchtet den allzu— 
frühen Beginn der ſlaviſchen Frage. Niemand hat dies offener zuge⸗ 
ſtanden als die Budapeſter Handelskammer, die in ihrem intereſſanten 
Gutachten über den Ausgleich erklärt: 


„Es mangelt bei uns an der entſprechenden Anzahl induſtrieller 
Arbeitskräfte.“ 


„Im Falle der Schaffung eines ſelbſtändigen Zollgebietes aber 
würde die Induſtrie einen größeren Aufſchwung nehmen und die er— 
forderlichen Arbeitermaſſen hauptſächlich der Landwirtſchaft ent: 
ziehen, was den bereits vielerorts fühlbaren Arbeitermangel verſchärfen, 
zugleich die ſchon heute hohen landwirtſchaftlichen Arbeitslöhne ſteigern 
und dadurch die land wirtſchaftliche Produktion weſentlich vertheuern 
würde. Dies müßte die Landwirtſchaft in eine kritiſche Lage verſetzen 
und auf die Geſammtproduktion eine Rückwirkung ausüben. Die zu 
einer größeren Induſtrie nöthigen gewerblichen Arbeiter aus dem 
Auslande maſſenhaft herein zu bringen, wäre ſchon vom nationalen 
Standpunkte ein gefährlicher Verſuch. Uebrigens gehört zur Schaffung . 
einer Induſtrie in größerem Stile, welche im kurzen Zeitraume weniger 
Jahre zu verwirklichen nicht möglich wäre, außer der Arbeitskraft 
auch Kapital und gewerbliche Intelligenz. en beiden 
Faktoren aber waren nicht vorhanden, als wir das gemeinſame Zoll: 
gebiet ſchufen und ſtehen auch heute nicht in genügendem Maße zur 
Verfügung.“ Vor dieſem Dilemma ſteht die ungariſche Induſtriepolitik 


ſchon heute. 
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Vernünftige ungariſche Politiker rathen daher ihren Landsleuten 
zur Einkehr. Herr v. Matlekovits, der geiſtige Urheber des Induſtrie⸗ 
geſetzes ſelbſt, erklärt wiederholt, daß die Grenze überſchritten ſei, bei 
welcher die Staatshilfe noch belebend und animirend wirkt, und daß 
im Fortſchritte Ungarns in den letzten dreißig Jahren auch der 
Charakter des Forcirens bemerkbar ſei. Auch die Geſchäftsergebniſſe 
der begünſtigten Fabriken ſind nicht durchwegs roſige. Im Jahre 1896 
ſchloſſen die Bilanzen dreier Glasaktiengeſellſchaften mit einem Defizit 
von 2 Mill. Gulden. Auch im folgenden Jahre verzeichneten 38 Ge— 
ſellſchaften ähnliche Verluſte, die zum Theil einer manchmal etwas 
wüſten Ausnützung des Wechſelkredites, vorwiegend jedoch dem Mangel 
an den natürlichen Vorbedingungen der Proſperität entſprangen. Die 
durchſchnittliche Dividende der Budapeſter induſtriellen Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, die 1881—1890 noch 85% betrug, war 1897 auf 57%, 
geſunken. Unter ſolchen Umſtänden gibt es nur zwei Wege: den Weg 
der induſtriepolitiſchen Abrüſtung und Geſundung, oder den des vorüber— 
gehenden Dividendenſchutzes, der Inflation, durch Zollſchutz. Wohin ein 
Land mit ſeiner Induſtrie gelangt, die nach den Flitterwochen der durch 
die Vertheuerung eingeſtrichenen Gewinne vergeblich im In- und Aus⸗ 
lande nach Abſatz ſucht, das könnten die Ungarn nicht weit von der 
Leitha ſehr gut ſtudiren. 

Zu welchen Schlüſſen zwingt nun dieſe Sachlage? Vor Allem 
würden die Ungarn, die im Gegenſatze zu uns große Optimiſten in 
ihrer eigenen und Peſſimiſten in unſerer Sache ſind, ihre junge Induſtrie 
am ſtärkſten ſchädigen, wenn ſie durch den nationalen Boykott dieſe 
geduldige öſterreichiſche Induſtrie zu Akten der Nothwehr, zu neuen 
wirtſchaftlichen Allianzen zwingen würden. In Ungarn kann man im 
Intereſſe der Landwirtſchaft und der landwirtſchaftlichen Induſtrie nur 
wünſchen, daß Oeſterreich ein ſtändiger zahlungskräftiger Abnehmer 
bleibe, und daß ſich unter der Sonne des Ausgleiches die nationale 
Fabriksinduſtrie vielleicht etwas langſamer aber ſicherer entwickle, als 
im Treibhauſe des ſelbſtändigen Zollregimes. Denn hier hätte ſelbſt 
eine jählings aufſchießende ungariſche Induſtrie nicht gerade die beſten 
Ausſichten, ſelbſt für den Fall, daß fie die Schwierigkeiten der Arbeiter: 
frage überwände. Ihr heimiſcher Konſum würde ihr noch weniger als 
heute genügen. Um aber auf dem Weltmarkte als Mitbewerber zu er— 
ſcheinen, wäre ſie noch immer nicht genug leiſtungsfähig. Auch die 
Idee einer ungariſchen Zollgemeinſchaft mit den Balkanſtaaten iſt heute 
eine Chimäre. Denn dort hat nicht nur längſt die engliſche, deutſche, 
italieniſche, zum Theil auch die ruſſiſche Induſtrie Fuß gefaßt, ſondern 
Serbien und Rumänien beginnen nun auch nationale Induſtriepolitik 
zu treiben. Ohne Oeſterreich kommt dorthin Ungarn zu ſpät, ganz ab— 
geſehen davon, daß es gegen Oeſterreich dort nicht aufkommen könnte. 

Betrachten wir nun die unmittelbaren Wirkungen einer Zollgrenze 
auf die induſtrielle Entwicklung beider Reichshälften. Wir beſitzen be— 
kanntlich weder hüben noch drüben eine zuverläſſige Statiſtik, aus der 
wir entnehmen könnten, welche Warenmaſſen im gegenſeitigen Ein— 
und Ausfuhrhandel in Betracht kommen. Wir tappen im Dunklen. 
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Aber wenn wir auch nicht die Dimenſionen der Veränderungen kennen, 
die eine Trennung der Zollgemeinſchaft hervorrufen müßte, ſo können 
wir doch immerhin die Preisbewegung, die in dieſem Falle zum Vor⸗ 
ſchein käme, auf beiden Seiten im Großen und Ganzen vorausſagen. 
Die erſte Folge wäre eine fröhliche Hauſſe in ungariſchen Induſtrie— 
werten, Einſtrömen fremden Kapitals, Gründung neuer Fabriken — 
kurz der Himmel voller Geigen. Dann: Stauung der Ausfuhr unga— 
riſcher Bodenprodukte, daher Sinken der Preiſe der landwirtſchaftlichen 
Produkte in Ungarn; damit ſinkt auch der Abſatz der nationalen In- 
duſtrieprodukte, Baiſſe in ungariſchen Induſtriewerten. Aus hunderten 
Verwaltungsräthen erſchallt der Ruf nach Exportprämien und weiterer 
Herabſetzung der Eiſenbahntarife. Die Finanzen verſchlechtern ſich durch 
Prämien und Nothtarife. Die Steuerſchraube wird angezogen. Kapital 
und Arbeit ziehen ſich zurück; der Zinsfuß und die Verſchuldung der 
Landwirtſchaft ſteigt, und es beginnt eine unabſehbare Periode der 
wirtſchaftlichen Stagnation für Ungarn mit ihren politiſchen Konſe— 
quenzen. 

In Oeſterreich wäre die Preisbewegung nach Aufrichtung der 
Zollſchranken die umgekehrte. Die Preiſe der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
dukte würden ſteigen. In den Artikeln, deren Abſatz nach Ungarn ein 
beträchtlicher iſt, würden dagegen vorerſt Induſtriewerte fallen, ſchwächere 
Indüſtrie⸗Etabliſſements, oder ſolche, die ausſchließlich auf den unga— 
riſchen Markt in ihrer Produktionsweiſe ſich eingerichtet haben, Ein— 
bußen erleiden. Größere Werke würden aus eigenem Antriebe entweder 
den Betrieb um den Betrag des Ausfalles an ungariſchen Konſum 
einzuſchränken, oder durch techniſch fortgeſchrittene Einrichtungen die 
durch die Zollbelaſtung hervorgerufenen Koſten wettzumachen trachten. 
Geſchähe dies nicht, ſo läge die Gefahr nahe, daß auch die Arbeiter— 
ſchaft unter ſtarker Arbeitsloſigkeit und unter der Theuerung der 
Lebensmittel leiden könnte. Die agrariſchen Kreiſe in Oeſterreich würden 
nun infolge der Betriebseinſchränkung der Induſtrie nicht nur unter 
Abſatzmangel leiden, ſondern ſie würden unter dem Einfluße der durch 
Exportprämien nach Oeſterreich geworfenen ungariſchen Getreidemengen 
einen Preisfall erleben, der ihre ſchönſten Träume jählings zerſtören 
würde. Die Intereſſen von Induſtrie und Landwirtſchaft wären in 
dieſer Hinſicht plötzlich identiſch — und unzweifelhaft würde ſich die 
Formel finden um dieſer unwiderſtehlichen Solidarität der Gutsdirek— 
tionen und Verwaltungsräthe gerecht zu werden, die Formel, durch 
welche wir ein breiteres Abſatzgebiet und günſtigere Abſatzbedingungen 
finden würden. 

Doch ich will hier kein vielleicht noch fernes Zukunftsbild aus— 
malen, das in einzelnen Zügen durch die Ereigniſſe verſchoben oder 
ſelbſt überholt werden kann. Soviel iſt gewiß, daß die ſchweren Stunden, 
die unſerer Induſtrie bevorſtehen, ihr weniger anhaben könnten, wenn 
ſie innerlich geſund und bis an die Zähne gerüſtet den Ereigniſſen 
entgegentreten könnte. Ich meine, die öffentliche Meinung ſollte an 
den Fragen, welche die induſtrielle Leiſtungsfähigkeit und Kaufkraft 
betreffen, nicht auf den Zehenſpitzen wie vor einem Krankenbette 
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vorüberſchleichen, ſondern fie immer wieder der eingehendſten fach- 
kundigen Kritik unterziehen, bis allen gerechten Anforderungen an 
unſere Verkehrs- und Gewerbeverwaltung Genüge geſchehen iſt. Ich 
bin überzeugt, daß, wenn die Armeeleitung der Induſtrie in Oeſter— 
reich ihre Pflicht ſo erfüllen würde, wie es anderwärts geſchieht und 
wie es ihr dauerndes Intereſſe verlangt, wenn ſie nicht dem Mono— 
pole und der Spekulation vollkommen das Feld überließe, ſondern mit 
jener Rührigkeit, die wir vor allem an dem deutſchen Volke bewundern, 
die Sünden der Väter überwände, daß dann weder die ungariſche 
Induſtriepolitik der Gegenwart, noch ein ſelbſtändiges Zollgebiet in 
der Zukunft ihren Beſtand oder ihr Gedeihen bedrohen könnten. 


— 


Nachtrag zum Vortrage Dr. Lechers über 
„Ausgleich und Handelspolitik“. 


Bei der Wiederholung ſeines Vortrages in Brünn am 3. März 1899 
äußerte ſich Reichsraths-Abgeordneter Dr. Lecher über die neueſte 
Phaſe öſterreichiſch-ungariſcher Handelspolitik, welche durch die Propo— 
ſitionen des neuernannten ungariſchen Miniſterpräſidenten Koloman von 
Szell eingeleitet zu werden ſcheint, wie folgt: | 

So viel man über die ſogenannte Formel Szell in Erfahrung 
gebracht hat, wird ſie durch drei Umſtände charakteriſirt. Ungarn trifft 
auf parlamentariſchem Wege einſeitige Verfügungen auf Grund 
eines ſelbſtändigen Zollgebietes. Dieſe Verfügungen werden in Oeſter— 
reich mit § 14 oktroyirt. Zweitens: Der Termin dieſes Quaſi-Zoll⸗ 
und Handelsbündniſſes endet mit dem handelspolitiſchen Kometenjahr 
1903. Die eventuelle Verlängerung bis 1904 kann den Sachverſtän⸗ 
digen über die Koinzidenz der beiden Termine nicht täuſchen. Drittens 
endlich, Ungarn geſtattet, daß die Negoziirung und der Abſchluß inter— 
nationaler Handelsverträge durch den Miniſter des Aeußern für 
beide Reichshälften erfolge. Inwieferne durch die Szell'ſchen Ab— 
machungen der Geiſt der ungariſchen Verfaſſung, die ohne Zweifel ein 
Bündnis Ungarns nur mit einem konſtitutionell regierten Oeſterreich 
geſtattet, verletzt wird, das mögen die Budapeſter Machthaber mit den 
Ahnen Deaks ausmachen. Abgeſehen von allen verfaſſungsrechtlichen 
Bedenken aber liegt in der Koinzidenz der Termine des Ablaufes des 
Quaſi⸗Zoll⸗ und Handelsbündniſſes und der mitteleuropäiſchen Handels- 
verträge eine ungeheure Gefahr. Zunächſt iſt es fraglich, ob die Ver— 
tragsſtaaten, insbeſondere das Deutſche Reich, den § 14 als gleich: 
berechtigten Kontrahenten anerkennen werden. Welche Garantien kann 
ein ſo künſtlich, mit ſo viel Geſetzesverletzungen zuſammengeflicktes 
Wirtſchaftsgebiet als Kontrahent für Handelsverträge bieten? Wenn 
auch der gemeinſame Miniſter des Aeußern die Verträge formell ab— 
ſchließen wird, ſo iſt damit vielleicht bis zu einem gewiſſen Grade das 
internationale Dekorum gewahrt, daß die Intereſſen der öſterreichiſchen 
Induſtrie aber irgendwelche Berückſichtigung finden werden, iſt mehr 
als fraglich. Die Ungarn werden ſich einen Zolltarif machen, wie er 
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ihnen paßt, und ihn mit § 14 uns oktroyiren laſſen. Sie werden, aller— 
dings unter paſſiver Aſſiſtenz des Miniſters des Aeußern, Handelsverträge 
ſchließen, deren Giltigkeit auch in Oeſterreich mittelſt des § 14 oktroyirt 
werden wird, und deren Koſten die öſterreichiſche Induſtrie wird tragen 
müſſen. Das mangelnde Vertrauen auf die Stabilität und die geſetzliche 
Grundlage der wirtſchaftspolitiſchen Einheit der Monarchie werden ſich 
die Vertragsſtaaten mit einer Extraprämie bezahlen laſſen, für welche 
gleichfalls die öſterreichiſche Induſtrie das Kompenſationsobjekt wird 
liefern müſſen. Rechnen wir hinzu die unausbleiblichen Folgen des 
neuen Bankſtatuts, welches unſer ausgezeichnetes Noteninſtitut herab— 
drücken wird auf das Niveau galiziſch-ungariſcher Spar— 
faffen- Traditionen, dann iſt es wohl mehr als wahrſcheinlich, 
daß eine wirtſchaftliche Kriſis von unabſehbarer Bedeutung über unſer 
Vaterland hereinbrechen wird. Große Handels- und Erwerbskriſen 
waren von jeher der Boden der großen ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Umwälzungen. Mit fieberhafter Eile treiben wir einer ſolchen Kriſis 
entgegen, die nicht allein eine wirtſchaftliche und politiſche, die auch 
eine ſoziale und ſtaatliche ſein wird. 


Literariſche Anzeigen. 


104. Conſtatin Chriſtomanos. Tagebuchblätter. 1. Folge. 
2. Auflage. 4. Tauſend. Wien. Perles. 1899. 285 S. fl. 3. 

Man hat von mehreren Seiten die Herausgabe dieſes Buches 
als pietätlos gebrandmarkt und als einen Ausfluß der Reklameſucht 
des Herausgebers bezeichnet. Auch iſt die häufig verſtiegene und über— 
hitzte Diktion des Buches dort, wo Chriſtomanos ſpricht, heftig getadelt 
worden. Alle dieſe Vorwürfe entbehren nicht der Berechtigung. Und 
trotz alledem muß man ſagen: Es wäre doch ſchade, wenn das Buch 
nicht erſchienen wäre. Was Viele ſchon längſt vermuthet haben, daß 
die ſo ſchmählich hingemordete Kaiſerin von Oeſterreich eine bedeutende 
geiſtige Individualität war, wird durch eine Reihe von hier mitge— 
theilten Aeußerungen, die ſie im zwangloſen Geſpräche ſo nebenhin 
gemacht hat, unwiderleglich konſtatirt. Die Echtheit dieſer Aeußerungen 
immer vorausgeſetzt, muß geradezu geſagt werden, daß dieſe Frau, die 
ja im Zeremoniell des Hofes den Titel einer „hohen“ Frau geführt 
hat, dieſe Bezeichnung noch weit mehr als rein menſchliche Erſcheinung 
verdient. Es ſpricht aus ihren Gedanken ſo viel Lebensweisheit und 
innerjte Welterkenntnis, daß es jetzt erſt ganz begreiflich wird, wie 
dieſe Frau ſich aus dem leeren Strudel der Welt, ſo oft ſie nur konnte, 
in das reiche Leben der Einſamkeit geflüchtet hat. Wir wollen zum 
Belege für unſere Anſchauung nur einige wenige ihrer Ausſprüche, 
nicht etwa beſonders ausgewählte, wiedergeben: 

Die meiſten Menſchen ſind unglücklich, weil ſie ſich in fort— 
währendem Konflikte mit der Nothwendigkeit befinden. Wenn man 
nicht nach ſeiner Art glücklich ſein kann, ſo bleibt einem nichts übrig, 
als ſein Leid zu lieben. Nur das gibt die Ruhe, und die Ruhe iſt 
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die Schönheit auf der Welt. Die Schönheit iſt die Urſache und der 
Zweck aller Dinge. 

Die Seele ge Völker iſt das gemeinſam Unbewußte in jedem 
Einzelnen. Was Jeder von ſich nicht weiß, das wiſſen die Mengen. 
Wenn die Bäume blühen oder Früchte tragen, ſo thun ſie es nach den 
ſelben Geſetzen, nach welchen die Völker proſperiren. 

Titania mit dem Eſelskopfe? Das iſt der Eſelskopf 1 
Illuſionen, den wir unaufhörlich liebkoſen. 

Wir haben gewöhnlich keine Zeit, zu uns ſelbſt zu kommen, vor 
lauter Beſchäftigung mit fremden Dingen. 

Lachen und Weinen ſind wie Aſche aus der Glut unſerer Seele, 
worunter ſie erſtickt. 

Das Glück, das die Menſchen innerhalb der Wahrheit ſuchen, 
ſteht unter tragiſchen Geſetzen. Wir leben am Rande eines Abgrunds 
von Noth und Schmerz, den die Lüge der menſchlichen Geſellſchafts— 
moral gegraben. Es iſt die Kluft zwiſchen unſerm jetzigen Zuſtande 
und jenem, in welchem wir uns befinden ſollten. Eine Kluft bleibt 
immer eine Kluft. Sowie wir ſie überſchreiten wollen, ſtürzen wir ab 
und zertrümmern. Wenn der Abgrund mit menſchlichem Weh und 
Leichen von Glück voll ſein wird, wird man ungefährdet darüber hin⸗ 
ſchreiten. 

Aus meinen langen Cinſamkeiten erkenne ich, daß man die 
Schwere ſeiner Exiſtenz am meiſten fühlt, wenn man in Kontakt mit 
den Menſchen iſt. Das Meer und die Bäume nehmen uns alles 
Irdiſche ab: wir werden ſelbſt einer der Zahlloſen. Jeder Verkehr in 
der menſchlichen Geſellſchaft iſt eine Ablenkung von dieſem Aufgehen, 
er verſchärft die Empfindung unſerer eigenen Individualität, die immer 
wehe thut. Es gibt aber Menſchen, die mir ebenſo angenehm ſind wie 
die Bäume und das Meer. Das ſind die Fiſcher, die Landleute und 
die Dorfnarren, Leute, die wenig unter den vielen Menſchen ſich be⸗ 
wegen und viel mit den ewigen Dingen verkehren: ſie geben mir mehr 
als ich ihnen je als Kaiſerin geben könnte, deswegen verlaſſe ich ſie 
immer mit großer Dankbarkeit; ſie befreien mich von etwas Fremdem 
und Beengendem, das an mir haftet und mich bedrückt. 

Auf allen todten Geſichtern drückt ſich Weh und Hohn aus. Es 
iſt der Hohn des Siegs über das Leben, das ſo weh gethan hat. 

105. Die deutſche Nationalliteratur der Neuzeit von 
Karl Barthel. Zehnte Auflage. Neu bearbeitet und fortgeſetzt von 
Max Vorberg. Vollſtändig in zirka ſieben Lieferungen à Mk. 150. 
Verlag von C. Bertelsmann in Gütersloh. 

Karl Barthels Buch, welches ſeinerzeit eine hochwillkommene 
Fortſetzung der Vilmar'ſchen Literaturgeſchichte bot, hat im Laufe der 
Jahre in Schule und Haus ſeine wohlberechtigte Stelle gefunden. An 
die ſpäteren Auflagen des Werkes haben Emil Barthel, der Bruder 
des heimgegangenen Verfaſſers, und Profeſſor G. R. Roepe ihre 
fleißige Mühewaltung gewandt. Jedoch war allmählich durch die zu 
weitgehende Berückſichtigung einiger beliebter Dichter der Gegenwart 
und durch eine mit dem Hauptzwecke des Buches nicht ganz im Ein: 
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klang ſtehende Ausführlichkeit in Nebendingen der Umfang derart an— 
gewachſen, daß eine weitere Fortſetzung in entſprechender Art ſich als 
unmöglich erwies, ſollte nicht der Charakter des Werkes durchaus ver— 
ändert und der Umfang gar zu ſehr vergrößert werden. Es ſchien daher 
angemeſſen, auf die mehr knappe und das Weſentliche betonende Be⸗ 
handlungsweiſe älterer Ausgaben zurückgehen. Unter dieſem Geſichts— 
punkt hat Max Vorberg eine neue Bearbeitung unternommen. Er hat 
ſich zugleich noch eine andere Aufgabe bei ſeinem Werke geſtellt. Die 
Behandlungsweiſe in Form einzelner Vorträge ſchien dem reichen Stoffe 
und inneren Zuſammenhange nicht in genügender Weiſe gerecht werden 
zu können, indem die dadurch bedingte Zerlegung in Abſchnitte von 
annähernd gleicher Länge als eine zwangsmäßige und mechaniſirende 
ſich erwies. Max Vorberg hat dieſe Form fallen laſſen und auf Grund 
der geſchichtlichen Entwicklung den Stoff neu und ſelbſtändig einge— 
theilt, ſo daß in gewiſſer Beziehung von einem ganz neuen Werke zu 
reden iſt. Nach einer Einleitung, welche die zweite deutſche klaſſiſche 
Literaturperiode beſpricht und das Entſtehen dieſer herrlichen Geiſtes— 
blüthe auf die Renaiſſance und noch entſchiedener auf den Lebensſtrom 
der Reformation zurückführt, gelangt der Verfaſſer zur Vertheilung 
ſeines Stoffes in folgender Weiſe: Unter dem befruchtenden Einfluß 
des Herder'ſchen Geiſtes mit ſeiner tiefen, verſtändnisvollen Liebe zum 
Volke und zugleich im Kraftgefühl geiſtiger Freiheit, das ſich bis zum 
trunkenen Uebermuth des vollſtändig ſchrankenloſen Subjektivismus 
ſteigerte, entſtand die Romantik, die in ſchwerer Zeit ihre edelſte Ent⸗ 
wicklung unter dem Hauche einer geheiligten Vaterlandsliebe in den 
Sängern der Befreiungskriege darbot, dann aber unter dumpfen und 
ungeſunden Verhältniſſen zum Zerrbild der „Schickſalstragödie“ ent⸗ 
artete. Gewiſſermaßen als eine geſchichtliche Begründung der Romantik 
und zugleich als ein fruchtbarer Lebensgrund für eine neue deutſche 
Lyrik iſt die Arbeit der „Germaniſten“ zu bezeichnen, von denen 
die echt volksthümlichen Geſtalten des ſchwäbiſchen und rheiniſchen 
Dichterkreiſes eine ungemein reiche Anregung erhielten. Als dank— 
bare Empfänger klaſſiſch-romantiſcher Erbgüter, in Nachfolge des Alt- 
meiſters Goethe, aber doch in freudiger Selbſtändigkeit wandelt auf 
neuen Pfaden und im Beſitz einer mächtig erweiterten, dichteriſchen An: 
ſchauung und mannigfaltiger, allen Nationen entlehnter und wieder: 
beſcherter Stoffe eine Schar von Dichtern einher, denen in beſonderer 
Eigenthümlichkeit ein Kreis von Oeſterreichern und die Münchener 
Dichtergruppe ſich anſchließen. In einem rückſichtsloſen Bruch mit 
Vergangenheit und Gegenwart erhob das „junge Deutſchland“ ein 
internationales Panier und fand Nachfolger in politiſch-revolutionären 
Dichtern, aber auch Bekämpfung durch eine patriotiſche und geiſt— 
liche Dichtung. Neben dieſer reichen Entfaltung lyriſcher Poeſie hat 
das deutſche Drama nur einen verhältnismäßig beſcheidenen Raum, 
wie Erfolg gewonnen. Daneben weiſt der Roman als hiſtoriſcher, 
Tendenz: und pſychologiſcher Roman eine überreiche Kultur des Fleißes 
und der Beeiferung auf; daneben erſcheint eine unerhörte Fruchtbar— 
keit der Novelliſtik. Volksſchriftſteller und Dialektdichter finden einen 
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bevorzugten Platz in der literariſchen Zeitſchau. Das Werk ſteht zwar 
in einem gewiſſen Sinne auf einem beſonderen konſervativen Stand— 
punkte, iſt aber fleißig gearbeitet. Wenn es fertiggeſtellt vor uns liegt, 
wollen wir noch einmal auf dasſelbe zurückkommen. 

106. Wörterbuch der philoſophiſchen Begriffe und Aus⸗ 
drücke, quellenmäßig bearbeitet von Dr. Rudolf Eisler. Berlin. 
Ernſt Siegfried Mittler und Sohn. 1899. 1. Lieferung. VI, 96 S. 

Unſerer Zeit darf wahrlich nicht mehr vorgeworfen werden, daß 
ſie philoſophiſchen Betrachtungen abhold ſei; je mehr die Fortſchritte 
der verſchiedenſten Wiſſenſchaften unſere Kenntniſſe nach allen Seiten 
erweitern und ins Einzelne zertheilen, deſto ſtärker wird unweigerlich 
das Verlangen, ihren Zuſammenhang zu erkennen, ihre Einheit zu be⸗ 
haupten. Ein weſentliches Hindernis, eine läſtige Erſchwerung ſtellt 
ſich aber dieſer Neigung entgegen: die Ausdrucksweiſe der Philoſophie, 
ihre Terminologie. Zwar die Begriffe, die ſie unterſucht und erläutert, 
ſind ſo ſehr Gemeingut der Gebildeten, daß ſie in der geſellſchaftlichen 
Unterhaltung, im Schriftſtil des Verkehrs, in den politiſchen Verhand⸗ 
lungen wie in der Preſſe unbefangen angewendet und daher als allge⸗ 
mein verſtändlich vorausgeſetzt werden dürfen: um ſo wichtiger wird 
es nun eben darum, ihren wahren Sinn, ihre ſcharfe Begriffsbeſtim⸗ 
mung feſtgeſtellt zu ſehen. Wie viel mehr vollends, ſobald mit ihnen 
operirt, ſobald Schlüſſe aus ihnen gezogen, Erkenntniſſe gefolgert 
werden ſollen, ſobald alſo die philoſophiſche Denkweiſe ſich ihrer fach— 
wiſſenſchaftlich bedient. 

- Sm Unterſchiede von anderen ähnlichen Werken macht ſich das 
vorliegende Wörterbuch, die Frucht fleißigſter, angeſtrengteſter Arbeit, 
zur Aufgabe, die mannigfachen Begriffsbeſtimmungen, wie ſie uns im 
Geſammtgebiete der Philoſophie begegnen, in ihren wichtigeren Modi: 
fikationen vom Alterthume bis zur jüngſten Gegenwart, und zwar 
quellenmäßig und möglichſt im Wortlaute der Originale (bezw. ihrer 
Uebertragung ins Deutſche) in einer gewiſſen Ordnung aufzuführen. 
Der Hauptſache nach iſt das Werk alſo eine Geſchichte der philoſo— 

phiſchen Terminologie mit beſonderer Berückſichtigung der Begriffe, 
8 die Beziehung zu den Theorien der Philoſophen hergeſtellt 
wird, ohne daß dieſe hier den eigentlichen Gegenſtand der Bearbeitung 
bilden. Das Wörterbuch bietet ein ausgewähltes und geordnetes 
Quellenmaterial für vergleichende und kritiſche Unterſuchungen dar. In 
dieſer Hinſicht dürfte es ſelbſt dem Fachmanne nicht unwillkommen 
ſein. Vor Allem aber will es den Studirenden ſowie allen Jenen, die 
mit der Philoſophie ſich beſchäftigen, als Hand- und Hilfsbuch für die 
erſte Orientirung in der Entwicklung beſtimmter Begriffe ſowie ins— 
beſondere für die Lektüre der Philoſophen dienen. 

Durch zweckmäßige Anordnung und Gruppirung, wie durch das 
Hervorheben des Wichtigeren iſt auch der innere Zuſammenhang er— 
reicht worden. Berückſichtigt find die meiſten erkenntnis⸗theoretiſchen, 
metaphyſiſchen, logiſchen, pſychologiſchen, ethiſchen, äſthetiſchen Begriffe 
und Termini, wie ſie in der antiken, ſcholaſtiſchen, neueren und neueſten 
Philoſophie in Gebrauch kamen. Bei jedem der dargeſtellten Begriffe 
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ift auf die ihm verwandten vertiefen worden. Es kann nicht fehlen, 
daß ein ſolches Buch zu einem Handbuch, zu einem Sammelpunkte des 
Intereſſes für Jeden wird, der ſich ſeiner bedient, daß ſein Beſitzer 
neue Belegſtellen aus ſeinen eigenen Studien, ſeiner Lektüre darin 
vermerkt, den Text durch ſeine eigenen Wahrnehmungen, ſeine Leſe— 
früchte und Studienergebniſſe bereichert und erweitert. Ein Quellen: 
verzeichnis und Namenregiſter wird das Werk, von dem zunächſt die 
erſte Lieferung zur Ausgabe gelangte und das acht Lieferungen von je 
mindeſtens ſechs Bogen Umfang à Mk. 2 umfaſſen und binnen Jahres- 
friſt vollendet ſein ſoll, zweckdienlich vervollſtändigen. 

107. Beiträge zur amerikaniſchen Literatur: und Kultur: 
geſchichte von F. P. Evans. Stuttgart. Cotta. 898. XI, 424 S. M. 8. 

Dieſer ſtattliche Band enthält folgende Abhandlungen: I. Eine 
amerikaniſche Idealiſtin (Margaret Fuller). II. Ralph Waldo Emerſon. 
III. Zur Charakteriſtik des amerikaniſchen Humors. IV. Zur amerika— 
niſchen Novelliſtik: 1. Die amerikaniſche Proſadichtung im Allgemeinen. 
2. Der Roman des Jenſeits. 3. Der Roman des Alltagslebens. 4. Die 
Jugendſchriften. V. Ein amerikaniſcher Kulturkampf. VI. Ein neuer 
Religionsſtifter. VII. Andrew Dickſon White: 1. Seine Verdienſte um 
das höhere Erziehungsweſen in den Vereinigten Staaten. 2. Seine 
Würdigung der Kulturbedeutung Deutſchlands für Amerika. VIII. Bryce 
über das amerikaniſche Gemeinweſen. IX. Zur Entdeckungsgeſchichte 
Amerikas. X. Der neue Süden der Vereinigten Staaten. XI. Patrick 
Henry und Henry Clay. XII. Motleys Briefwechſel. XIII. Amerika⸗ 
niſche Dichter: 1. John Greenleaf Whittin. 2. William Cullen Bryant. 
3. James Ruſſel Lowell. 4. Oliver Wendell Holmes. 5. William 
Gilmore Simms. 6. Bayard Taylor. — Ein Perſonen- und Sach— 
regiſter ſchließt das Buch ab. Die Inhaltsangabe des Buches, ſo reich 
und vielverſprechend ſie iſt, kann doch keine Vorſtellung geben von der 
Summe des Wiſſenswerten, das dem Leſer hier mitgetheilt wird, und 
zwar in einer ſo angenehmen Form, daß die Lektüre dieſer Eſſays ein 
ſteigendes und nie ausſetzendes Intereſſe gewährt. Der Verfaſſer ver— 
ſteht es, ob er die literariſchen, die kulturellen oder die politiſchen 
Zuſtände der Vereinigten Staaten behandelt, immer in gleicher Weiſe 
zu unterhalten, indem er dabei höchſt wertvolle Kenntniſſe vermittelt. 
Den größten Theil nehmen literariſche Gegenſtände ein. Das Buch iſt 
in jeder Beziehung ſehr empfehlens- und leſenswert. 

108. Eine Reiſe nach der Teufelsinſel. Von Jean Heß. 
Autorifirte Ueberſetzung von M. Kurel la. Mit zahlreichen Illuſtra— 
tionen. Leipzig. Dieter. 1898. 116 S. 

Ein Journaliſt hat im Auftrage ſeines Blattes eine Reiſe nach 
der Teufelsinſel unternommen. Er ſchildert nun deren Ergebniſſe. Wir 
haben ſelten ein Buch in der Hand gehabt, in dem markſchreieriſche 
Reklame und lärmende Wichtigthuerei mit ſo wenig Gehalt verbunden 
geweſen wäre. Solche literariſche Unternehmungen können der gerechten 
Sache des gefangenen Dreyfus nur ſchaden. Sie ſind für den Kundigen 


freilich nichts anderes als durchſichtige Spekulationen auf den Geld— 


beutel des Leſepublikums. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 
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Der õſterreichiſch· ungariſche Ausgleich. 


VII. Ausgleich und Skeuern. 
Von Dr. Leo Verkauf (Wien). 


Die parlamentariſche Taktik der letzten Zeit, als deren Gegner 
ich mich bekenne, hat leider verhindert, daß die intimeren Reize der 
öſterreichiſchen Steuervorlagen in derſelben Weiſe der Oeffentlichkeit 
enthüllt werden konnten, wie dies in ausgiebigem Maße bezüglich des 
Zoll⸗ und Handelsbündniſſes geſchehen iſt. Der Moment ſoll — ſo 
unglaublich dieſes klingen mag — ſehr nahe ſein, wo die Steuervor— 
lagen, das ſtaatsmänniſche Werk des Grafen Badeni und des Herrn v. 
Bilinski, im öſterreichiſchen Reichsgeſetzblatte veröffentlicht werden, wo 
die Ungarn zu ihrer Beute gelangen ſollen. Umſo nothwendiger iſt es, 
nachzuholen, was im Parlament verſäumt worden iſt. Das iſt der 
Zweck, den ich mir mit dem heutigen Vortrage geſtellt habe. Allerdings 
bin ich nicht in der Lage, im Rahmen eines knappen Vortrages in ſo 
eingehender Weiſe die kleineren und größeren Reize, die den Steuer— 
vorlagen eigen ſind, vor der Oeffentlichkeit zu enthüllen; ich muß mich 
vielmehr auch dort mit kurzen Andeutungen begnügen, wo es ver— 
lockend wäre, in die Sache näher einzugehen. Entſprechend den bisher 
über den Ausgleich gehaltenen Vorträgen werde ich die Frage der 
Quote einer Erörterung unterziehen und ebenſo die Verzehrungsſteuern 
behandeln, den Zuſammenhang beider untereinander und mit dem Aus— 
gleiche darlegen. 

Ich komme vorerſt zur Frage der Quote. Wenn man in der 
Oeffentlichkeit von der Quote ſpricht, ſo hat man in der Regel den 
Quotenſchlüſſel 70: 30 vor Augen. Dieſe Verwechslung hat viel Unheil 
angeſtiftet, ſie hat es den öſterreichiſchen Staatsmännern erleichtert, 
der Oeffentlichkeit weiszumachen, daß die Quote in Oeſterreich in den 
letzten dreißig Jahren unverändert geblieben tft. Der Schlüſſel 70: 30 
gilt noch heute, wie im Jahre 1868, heißt es, und ſo ſei keine 
Aenderung in dem Quotenverhältniſſe eingetreten. Dieſe Irreführung 
der Oeffentlichkeit hat es ermöglicht, auf anderen Gebieten, von welchen 
die Quote beeinflußt wird, Zugeſtändniſſe an die Ungarn zu machen, 
und ſo die wirkliche Vertheilung der gemeinſamen Laſten zu Ungunſten 
Oeſterreichs von Ausgleich zu Ausgleich zu verſchieben. Richtig muß 
man ſagen: Die Quote iſt das Verhältnis, in welchem 
Oeſterreich und Ungarn zur Tragung der gemeinſamen 
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Laſten ſeit dem Jahre 1868 beitragen, wobei nicht nur 
die jährlich von den Delegationen zu bewilligenden 
Beträge, ſondern auch die Liquidirung der Vergangen⸗ 
heit dazu gehört. Von dieſem Geſichtspunkte betrachtet, ſteht die 
Frage anders, da handelt es ſich nicht mehr um den Schlüſſel 70:30, 
ſondern um die Frage: was iſt der wirkliche Schlüſſel, welches iſt die 
wirkliche Quote? Man muß nur wiſſen, daß neben der Feſtlegung der 
Quote im Verhältniſſe 70: 30 noch eine Reihe von Beſtimmungen 
ſchon beim erſten Ausgleiche im Jahre 1867 vereinbart worden iſt, 
die theils zum Vortheile, theils zum Nachtheile Oeſterreichs Ver— 
ſchiebungen im Quotenſchlüſſel ergaben. Die Lage war im Jahre 1867 
eine ſolche, daß, bevor das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus einberufen, 
bevor die von Belcredi verfügte Siſtirung der Verfaſſung beſeitigt 
war, zwiſchen Ungarn und der Regierung alle Beſtimmungen des 
Ausgleichs feſtgelegt worden waren. Nur die Feſtlegung des Duoten- 
ſchlüſſels blieb beiden Parlamenten überlaſſen. Das öſterreichiſche 
Abgeordnetenhaus war alſo vor vollendete Thatſachen geſtellt, als es 
zuſammentrat. Ich ſagte, daß neben dem Quotenſchlüſſel eine Reihe 
von vortheilhaften und nachtheiligen Vereinbarungen getroffen wurde. 
Die Nachtheile überwogen ſchon damals ſtark, ſie ſind geblieben und 
haben ſich zum Theile verſchärft. Die Vortheile wurden geringer, ſie 
ſind im Laufe der Zeit verſchwunden oder ſollen durch den gegen— 
wärtigen Ausgleich beſeitigt werden. In Wahrheit iſt die Sache ſo, 
daß ſchon im Jahre 1868 die Quote keineswegs 70: 30, ſondern für 
Oeſterreich höher geweſen iſt; im Laufe der 30 Jahre iſt ſie für uns 
immer ungünſtiger geworden. | | : 

Bevor ich nun frage: welches iſt die Quote heute, muß ich die 
Frage aufwerfen: welches war die wirkliche Quote im Jahre 1868 und 
wie — das iſt die weitere Frage — hat ſich ſeither das Verhältnis 
verſchoben. 

Vor allem ſind es zwei ſehr weſentliche Dinge, welche zum 
Nachtheile Oeſterreichs das Quotenverhältnis von Anbeginn verändert 
haben. Da iſt als erſtes zu nennen die Liquidierung der Vergangenheit 
durch die Beſtimmungen über die Verzinſung und Amortiſierung der 
gemeinſamen Schuld, u. zw. iſt dies eine recht unſchöne Vergangenheit. 
Sie findet ihren Ausdruck in folgenden Zahlen. Nach Beck's Expoſé 


v 13. Juli 1867 betrug die Staatsſchuld 3046 Mill. Gulden, die 


Zinſen für dieſelbe 127 Mill. Gulden, die Amortiſation jährlich 24 
Mill. Gulden, zuſammen 151 Mill. Gulden. 

Die 30% ige Quote für Ungarn hätte 45˙3 Mill. Gulden betragen. 
In Wahrheit haben die Ungarn ſich dazu verpflichtet, nur 30'338 
Mill. Gulden zu zahlen, jo daß ihr Gewinn gegenüber dem verein- 
barten Quotenſchlüſſel 15 Mill. Gulden jährlich oder nach einer ſpäteren 
Berechnung 13½ Mill. Gulden betrug. Wir finden alſo, daß beim 
erſten Ausgleich der Schlüſſel für die Liquidirung der Vergangenheit 
80: 20 geweſen iſt. Aber wir haben noch ein zweites, und dieſes betrifft die 
Gemeinſamkeit des Zollerträgniſſes. Bazant behauptet, daß wenigſtens 
in den erſten Dezennien Oeſterreich mit 82%, Ungarn mit 18% an 
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den Zöllen betheiligt war. Im Jahre 1868 betrugen die Zölle 17½ 
Millionen Gulden, es ergab ſich dadurch für Ungarn ein Gewinn von 
2 Millionen Gulden. Durch die Zölle trugen alſo die beiden Kom⸗ 
paziszenten nicht in dem Verhältniſſe von 70: 30 zu den gemeinſamen 
Laſten bei, ſondern in dem Verhältniſſe von 82: 18. Faſſen wir die 
Liquidirung der Vergangenheit und die Gemeinſamkeit des Zoll⸗ 
erträgniſſes zuſammen, jo ergibt ſich für das Jahr 1868 ein Gewinn 
für Ungarn im Betrage von 15½ —17 Mill. Gulden; der wirkliche 
N vom Jahre 1868 beträgt beſtenfalls 
75:2 


aben wir die Nachtheile kennen gelernt, welche die Quote zu 
Ungunſten Oeſterreichs verändert haben, ſo kommen wir jetzt zu dem 
recht beſcheidenen Vortheilen; die Gerechtigkeit verlangt, daß auch dieſe 
erwähnt werden. 

Bevor ich dazu gelange, will ich noch ein Wort über die Be— 
deutung der Gemeinſamkeit des Zollerträgniſſes ſprechen. Die ſchlimmſte 
Seite iſt es keineswegs, daß wir durch die Zölle 82% zu den ge— 
meinſamen Ausgaben beitragen, und die Ungarn blos 18%. Weit 
ſchlimmer iſt es, daß Ungarn nicht nur aus agrariſchen Gründen für 
die möglichſte Erhöhung der Zölle einzutreten ein Intereſſe hatte, 
ſondern auch deshalb, weil mit jeder Zollerhöhung der Quotenſchlüſſel 
für Ungarn günſtiger wurde; 70: 30 iſt für Ungarn natürlich ungünſtiger 
als 82: 18. Die Wirkungen will ich mit wenigen Zahlen beleuchten, 
wie ich überhaupt vorwiegend mit Zahlen und Thatſachen zu operiren 
gedenke. Die gemeinſamen Ausgaben ſind in den Jahren 1868 —1899 
von 107798 Mill. auf 164378 Mill. geſtiegen, alſo um mehr als 
56 Mill. Die Quote iſt blos um 13 Mill. gewachſen. Woher dies 
Wunder? Es erklärt ſich durch die Erhöhung der Zölle. Die Zölle 
ſind ſeit dem Jahre 1868 von 17½ Mill. auf 60 Mill. für das 
Jahr 1899 in die Höhe gegangen. | 

Das Ziel hat man mit allem Bewußtſein verfolgt. Bazant, der 
mitgewirkt hat bei der Entſtehung unſeres autonomen Zolltarifes, er⸗ 
klärt, daß man die Abänderung des Zolltarifes nicht in erſter Linie 
nach agrariſchen und ſchutzzöllneriſchen Geſichtspunkten, ſondern nach 
finanzpolitiſchen Grundſätzen vornahm. Wenn man das Verzeichnis 
der Tarifpoſten durchſieht, ſo findet man das erhärtet. Wir finden, daß 
auf die verſchiedenſten Gegenſtände Zölle gelegt ſind, z. B. auf Kaffee, 
Thee, Zimmt, Vanille, Südfrüchte, Häringe, Getreide, Vieh, Schweine— 
fett u. ſ. w. Wir finden, daß 55% der Einnahmen aus den Zöllen 
wenigſtens in den Achtziger Jahren als Finanzzölle bezeichnet werden. 
Dies iſt die eine Wirkung der Gemeinſamkeit, die ich bereits ge— 
kennzeichnet habe, daß wir nämlich in viel größerem Maße zur 
Tragung der gemeinſamen Laſten herangezogen werden. Die zweite 
Wirkung iſt, und das muß ich mit nicht geringem Nachdrucke hervor— 
heben, der Druck, welcher dadurch auf die Lebenshaltung der Bevölke— 
rung ausgeübt wird. Das iſt ja bekannt bei einer Reihe von Gegen— 
ſtänden, z. B. bei Kaffee. Da betrug der Zoll pro Kilo 20 kr. Er 
wurde erhöht auf 48 kr. Jede Hausfrau, die dieſe 48 kr. zahlt, wiſſe, 
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daß ſie dies nicht zahlt, um eine öſterreichiſche Kaffeeproduktion in die 
Höhe zu bringen, ſondern damit Ungarn zur Tragung der gemeinſamen 
Laſten weniger herangezogen werde. Dabei mache ich darauf aufmerkſam, 
daß ein Qualitätsunterſchied bei der Verzollung der Waren nicht ge: 
macht wird. Der Wert von Kaffee iſt vom Handelsminiſterium für 
das Jahr 1897 mit 50 kr. bis fl. 1˙12 pro Kilogramm feſtgeſetzt. Das 
bedeutet, daß die mindere Qualität des Kaffee durch den Zoll um 
100% vertheuert wird. 

Auf Roh⸗Petroleum hatten wir im Jahre 1868 keinen Zoll, auf 
raffinirtes fl. 1:80; jetzt iſt für Roh⸗Petroleum fl. 2:40 bis fl. 290, 
für raffinirtes fl. 12 Zoll zu Aa Getreide hat fl. 1:80, Mehl 
fl. 450 pro 100 kg Zoll u. ſ. w 

Weniger bekannt, als die Zölle auf Kaffee, Petroleum, Getreide 
dürften manche andere ſein. Da iſt beiſpielsweiſe Schweinefett. Wir 
müſſen amerikaniſches Schweinefett einführen, u. zw. waren es im 
Jahre 1897 181.000 Meterzentner. Der Wert wird pro Kilogramm 
mit 30 kr. angegeben. Der Zoll beträgt 20 kr. pro Kilogramm, er kann 
alſo eine Steigerung des Preiſes um zwei Drittel bewirken. Bei 
Häringen beträgt der Zoll fl. 3:60 pro Meterzentner. Man muß 
bedenken, daß der Häring in vielen Gegenden Böhmens und Mährens 
die einzige Fleiſchnahrung der Bevölkerung bildet. Dieſe „Nahrung“ 
wird durch den Zoll vertheuert. Daß dies bedeutende Wirkung hat, 
iſt ſicher. Der Umſtand, daß der Preis der Häringe geſtiegen iſt, von. 
fl. 11 auf fl. 16°5 pro Meterzentner im Jahre 1897, iſt wichtig. 

Die Wirkung der Zollerhöhung kommt durch zwei Zahlen in der 
Quote zum Ausdruck. Während im Jahre 1868 die Zölle 16.2% der 
gemeinſamen Ausgaben deckten, werden im Jahre 1899 36,5%, alſo 
weit mehr als ein Drittel der gemeinſamen Ausgaben, durch die Zölle 
gedeckt, und damit Ungarn in einem weit geringeren Maße heran: 
gezogen. Die öſterreichiſche Bevölkerung muß die Weisheit unſerer 
Staatsmänner durch den ſchweren wirtſchaftlichen Druck, den die Zölle 
bewirken, büßen. 

Ich komme nun zu denjenigen Verſchiebungen der Quote, welche 
zu unſeren Gunſten ausſchlagen. Es ſind nicht viele, aber augenblicklich, 
von großer Bedeutung, weil ſie aus dem Geſetze verſchwinden ſollen. 
Es handelt ſich dabei um komplizirtere Dinge, ſie ſind auch in der 
Oeffentlichkeit weniger bekannt. Ich will mich bemühen, mit wenigen. 
Worten ſie klarzulegen. Im erſten Ausgleich wurde beſtimmt, daß die 
Steuerreſtitutionen für die Ausfuhr von Bier, Branntwein, Zucker 
endgiltig aus dem gemeinſamen Zollerträgnis, d. h. nach dem Schlüſſel 
von 70 zu 30 zu decken ſind. Es wurde ferner beſtimmt, daß die im 
Zolle enthaltenen Verbrauchsabgaben für Bier, Zucker u. ſ. w. dem. 
gemeinſamen Zollerträgnis zu verbleiben haben. Hier war der Quoten— 
ſchlüſſel gleichfalls 70 zu 30. Endlich galt die Beſtimmung, daß die 
Verzehrungsſteuer von Bier, Branntwein, Zucker, dem Produktions- 
lande auch bei Uebergang der Ware ins Gebiet der zweiten Reichs— 
hälfte zu verbleiben hat. Das ſind Vortheile, die mit einigen Millionen 
für Oeſterreich zu beziffern ſind. Der zweite Ausgleich hat nun gleich. 
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eine Verſchlechterung gebracht. Es wurde vereinbart, daß die Steuer⸗ 
reſtitutionen beim Export von Zucker, Bier, Branntwein, Petroleum, 
nicht mehr endgiltig aus den Zolleingängen, ſondern daß ſie nach 
dem Steuer⸗Brutto⸗Erträgniſſe zu decken ſind. Im Jahre 1894, wo man 
noch nicht in Ausgleichsverhandlungen ſtand, hat man ſich veranlaßt 
geſehen, den Ungarn eine neuerliche Konzeffion zu gewähren; man er- 
richtete eine Art Zollgrenze zwiſchen Oeſterreich und Ungarn, indem 
man vereinbarte, daß mit dem Branntwein, den man hinüber-, bezw. 
herüberführte, auch die Steuer vom Produktions⸗ an das Konſumtions⸗ 
land zu entrichten ſei. | 

Es tritt alſo an Stelle des Produktionsſchlüſſels der Konſumtions⸗ 
ſchlüſſel. Die Situation iſt gegenwärtig die folgende: Im Durch— 
ſchnitte zahlen wir für die Steuerreſtitutionen beim Export heute 
816% ſtatt 70%, bei Branntwein iſt der Reſtitutionsſchlüſſel für uns 
51.3%, bei Bier 8989 %, bei Zucker 83.78%. Die Aenderungen, die 
ſeit dem Jahre 1867 eingetreten ſind, haben alſo für Oeſterreich eine 
erhebliche Mehrbelaſtung bewirkt. 

Nun kommt der neue Ausgleich, und die kleinen Vortheile, die 
in einigen Millionen beſtehen, werden völlig preisgegeben. Die neuen 
Geſetz⸗Entwürfe über die Steuern, die uns vorliegen, beſtimmen vor 
allem, daß die Steuerreſtitutionen nicht mehr nach dem Brutto-Steuer⸗ 
ertrage zu zahlen ſind, ſondern nach dem Exportſchlüſſel. Das bedeutet nicht 
nur eine momentane finanzielle Schädigung für uns. Mit der Ent⸗ 
wicklung der ungariſchen Produktion werden wir vom ungariſchen 
Markte verdrängt werden und in geſteigertem Maße genöthigt ſein, 
den Export zu pflegen, d. h. in geſteigertem Maße wird auf uns die 
Tragung der Steuerreſtitutionen übergehen. 

Während die Abgabe auf Branntwein ſchon im Jahre 1894 nach 
dem Konſumtionsſchlüſſel zwiſchen Oeſterreich und Ungarn vertheilt 
wurde, ſoll dies für Zucker, Petroleum und Bier gleichfalls geſchehen. 
Zu dieſem Zwecke wird man eine Zwiſchenzolllinie errichten müſſen, 
wenn dieſer Ausgleich zu Stande gekommen iſt. Die letzte Konzeſſion 
endlich, die wir den Ungarn machen, iſt die, daß bei den Einfuhrzöllen 
die Verbrauchsabgabe genau vom Zoll getrennt wird; die Verbrauchs⸗ 
abgabe ſoll jenem Lande zugute kommen, in deſſen freien Verkehr die 
Ware übergeht. 

Ich kann reſumirend ſagen: alle Beſtimmungen, welche eine 
Sotenberffebinig zu Gunſten Oeſterreichs im erſten Ausgleiche her— 
beigeführt haben, ſollen beſeitigt werden, die Nachtheile ſind geblieben. 

Die Regierung müßte ſich nun über dieſe Wirkungen der finan⸗ 
ziellen Nachtheile äußern. Sie, thut dies in einer Weiſe, die Niemanden 
befriedigen kann. Allerdings haben die Regierungen nichts ſo ſehr zu 
ſcheuen, als Klarheit, denn dieſe zeigt Jedermann, daß es ſich bei dieſem 
Ausgleich nur um die Preisgebung Oeſterreichs handeln kann. Was 
ſagt nun die Regierungsvorlage? Sie erklärt: die Steuerreſtitutionen 
dürften einen „namhaften Ausfall“ in den Staatseinnahmen herbei⸗ 
führen, die Aenderungen ſeien aber gerecht und billig, „wenn die 
hiedurch finanziell geſtärkte Poſition der anderen Reichshälfte in der 
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Erhöhung der Beitragsleiſtung zu den gemeinſamen Angelegenheiten 
gleichwertigen Ausdruck findet.“ Dieſes „Wenn“ hat in der anderen 
Reichshälfte großen Sturm verurſacht. Die ziffermäßige Höhe der 
Konzeſſionen wagt die Regierung nicht anzugeben, ſie wird zweifellos 
mehrere Millionen betragen. | 


Das Fazit iſt nun folgendes: Das Quotenverhältnis war ſchon 
im Jahre 1868 nicht 70: 30, es iſt das jetzt noch weit weniger der 
Fall, indem fortwährend Verſchiebungen zu Ungunſten Oeſterreichs 
1 0 gehmnben haben. Es iſt zweifellos unſere Beitragsleiſtung über 
75% hinaus geſtiegen, wir tragen mehr als 75% der gemeinſamen 
Laſten, und wenn ich heute ſage, dieſes Vertragsverhältnis iſt finanziell 
eine societas leonina, ſo iſt dies der einzig richtige Ausdruck für das⸗ 
ſelbe. Daß uns Oeſterreichern nicht die Rolle des l zufällt, das 
muß nicht erjt gejagt werden. 

Und nun mag es uns ein Troſt ſein, daß größere Gefahren, die 
uns gedroht haben, dank den Ungarn vorübergezogen ſind. Die öſter⸗ 
reichiſche Quotendeputation hat im Jahre 1867 der ungariſchen Quoten⸗ 
deputation den Vorſchlag gemacht, es möge das Erträgnis der Ver— 
zehrungsſteuern gleichfalls als gemeinſam behandelt werden. Die 
Ungarn haben dies, wohl aus dem Grunde, um nicht mehr gemeinſame 
Angelegenheiten zu ſchaffen, abgelehnt, und dem Umſtande verdanken 
wir es, daß wir von einer weiteren erheblichen Mehrbelaſtung nicht 
betroffen worden ſind. Das Reſultat wäre geweſen, daß die letzten 
10 Jahre allein für Oeſterreich einen Verluſt von 30 Millionen er: 
geben hätten, daß der Druck des öſterreichiſchen Defizits durch den 
des ungariſchen auf eine raſchere Erhöhung der Verzehrungsſteuern 
verſtärkt worden wäre. Vereinbart wurde nur die Behandlung der 
Verzehrungsſteuern nach gleichen Grundſätzen. Der Druck auf Er⸗ 
höhung der Verzehrungsſteuern iſt auch ſo groß genug geweſen. Ueber— 
dies konnte ſich unter der ſcheinbaren Unnachgiebigkeit bei der Quote 
die finanzielle Nachgiebigkeit bei der Erhöhung der Verzehrungsſteuern 
verbergen, wodurch in dieſen Kompenſationsobjekte für Ungarn ge—⸗ 
ſchaffen wurden. 


Die Verzehrungsſteuern auf Bier, Zucker, Branntwein, Petroleum 
haben bedeutende Erhöhungen erfahren. Ich will in Bezug auf die 
Wirkungen der indirekten Steuern nur Einiges bemerken. Der wich— 
tigſte Nachtheil der indirekten Abgaben für die arbeitenden Klaſſen iſt 
der, daß ſie umgekehrt progreſſiv wirken: je kleiner das Einkommen, 
deſto größer der Druck! Sie kümmern ſich dabei nicht um das Vorhanden⸗ 
ſein eines Exiſtenzminimums, ſie ergreifen mit ihren Fängen am grau⸗ 
ſamſten den arbeitenden, wie den arbeitsloſen Proletarier, mit Scheu 
nähern ſie ſich dem Großinduſtriellen und Millionär. Die indirekten 
Steuern unterſtützen die beſitzenden Klaſſen in ihrem Beſtreben auf 
Ueberwälzung der Steuern auf die beſitzloſen Klaſſen. Das ſind die— 
weſentlichen Nachtheile der indirekten Steuern, und gerade deswegen. 
haben fie in Oeſterreich eine bedeutende Höhe erreicht. Die Ausgleichs- 
vorlagen wollen ſich mit den bisherigen Erhöhungen nicht begnügen, 
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fie proponiren uns neue Steigerungen in Bezug auf Bier, Zucker, 
Branntwein und Petroleum. 

Charakteriſtiſch für die öſterreichiſche Steuerpolitik iſt die kürzlich 
durchgeführte Reform der direkten Steuern. Vom Standpunkte eines 
jeden billig Denkenden hatte dieſe Reform in Oeſterreich nicht nur die 
Aufgabe, für die direkten Steuerzahler eine angemeſſene Vertheilung 
der Laſten herbeizuführen; eine Reform der direkten Steuern mußte in 
erſter Linie die beſitzloſen Klaſſen entlaſten, die beſitzenden in ent⸗ 
ſprechendem Verhältniſſe ſchwerer belaſten. In der That iſt aber die 
Reform in Oeſterreich eine andere geweſen. Das öſterreichiſche Abgeord— 
netenhaus und die öſterreichiſche Regierung haben ſich als einen Aus— 
ſchuß der beſitzenden Klaſſen betrachtet und haben erklärt: Mehr als 
bisher ſoll auch in Zukunft nicht gezahlt werden. Die Reform ſoll 
die Laſten unter den beſitzenden Klaſſen anders vertheilen. An Kon: 
zeſſionen für die Maſſen dachte man nicht. Dieſen Grundſätzen ent— 
ſprechend wurde feſtgeſetzt: Die thunlichſte Verhütung von Mehr— 
erträgniſſen für den Staat, zu dieſem Zwecke Nachläſſe bei der Er- 
werb⸗, Grund: und Gebäudeſteuer und Betheilung der Länder. Eine 
Wirkung dieſer Beſtimmungen will ich hervorheben. Wie kurzlich von 
berufener Seite mitgetheilt wurde, haben die Nachläſſe bei Großgrund— 
beſitzern und Großbauern 6 Millionen Gulden betragen; die Ein- 
kommenſteuer — ich zitire nach einem Zeitungsberichte — dieſer Klaſſe 
beträgt 2 Millionen Gulden. Die Reform beſteht bei unſerem Hoch— 
adel und Großgrundbeſitz darin, daß ſie jetzt ſtatt 6 Millionen nur 
2 Millionen Gulden Steuern zahlen. | 

Ein weiterer Grundſatz der Reform war der, daß man die be: 
ſitzloſen Volksklaſſen, inſoweit ihr Einkommen fl. 600 erreicht, gleich: 
falls zu den direkten Steuern herangezogen hat. Durch dieſe Art von 
Steuerreform hat man mit Bewußtſein den gangbarſten und gerechteſten 
Weg verrammelt, der eine Deckung für die erforderlichen neuen 
Staatsausgaben bieten könnte. So ſieht die Reform der direkten 
Steuern aus! | | 

Gleich nachdem die neuen Steuergeſetze ſanktionirt waren, trat 
man mit der Erklärung hervor, das öſterreichiſche Staatsbudget lange 
nicht, man müſſe demnach, was bei den direkten Steuern unterlaſſen 
wurde, bei den indirekten Steuern thun: dieſelben erhöhen! Die Steuer— 
vorlagen proponiren folgende Erhöhungen: Bei Bier ſoll der Steuer— 
fuß von 16°5 auf 25 kr. per Sacharometergrad Bierwürze geſteigert 
werden, was eine Geſammtſteuerhöhung von 17 Millionen Gulden er— 
geben ſoll. Bei Branntwein wird die Erhöhung der Steuer von 35 
und 45 kr. per Liter auf 50 und 60 kr. vorgenommen und wird 
ein Mehrertrag von 14˙5 Millionen Gulden angenommen. Bei Zucker 
erfolgte im Jahre 1896 die Erhöhung von 11 auf 13 kr. per Kilo: 
gramm und jetzt kommt der Vorſchlag, die Steuer auf 19 kr. zu er⸗ 
höhen, der erwartete Erfolg wird mit 15ʃ½¼ Millionen Gulden be— 
ziffert. Bei Petroleum wurde der Zoll im Jahre 1878, 1882 und 
1887 erhöht, eine neuerliche Erhöhung iſt in Ausſicht genommen, und 
zwar auf fl. 35 für Rohpetroleum. Dem ſteht gegenüber folgende 
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Thatſache. Das öſterreichiſche Budget hat in den letzten Jahren einen 
ſtändigen Ueberſchuß ergeben. Im Jahre 1894 betrug derſelbe 20 Mil⸗ 
lionen, im Jahre 1895 335 Millionen, 1896 19 Millionen, 1897 
und 1898 je über 30 Millionen Gulden. 

Angeſichts der Lage des Staatsbudgets iſt die Regierung ver⸗ 
pflichtet, es eingehend zu rechtfertigen, wenn ſie einen folgeſchweren 
Schritt vom Parlamente verlangt oder ſelbſt thun will, wie es die 
Erhöhung der indirekten Steuern um nahezu 50 Millionen Gulden 
iſt. Selbſt in Rußland erachtet man es für geboten, die Einführung 


neuer Steuern vor der Oeffentlichkeit zu rechtfertigen. Was thut die. 


konſtitutionelle öſterreichiſche Regierung? Sie hat einen Finanzplan 
vorgelegt und äußert ſich in demſelben in folgender Weiſe: „Die im 
Laufe der letzten Jahre wiederholt betonte Nothwendigkeit einer aus— 
giebigen Erhöhung der Staatseinnahmen bedarf leider kaum eines Be- 
weiſes.“ Man macht es ſich ſehr bequem und überhebt ſich des Be⸗ 
weiſes. Aber die Regierung iſt gnädig, trotzdem es kaum eines Beweiſes 
bedarf, geht ſie daran, eine konkrete Begründung zu geben. Es ſei 
Thatſache, daß eine Reihe von Ausgaben durch die vorhandenen budgetären 
Mittel offenbar nicht gedeckt werden können. Es iſt aber, wie ich meine, 
offenbar, daß jahraus, jahrein die Ueberſchüſſe geſtiegen ſind und in 
der letzten Zeit ſogar 30 Millionen und darüber betragen haben. Zu 
dieſen „offenbar“ aus den budgetären Mitteln nicht zu bedeckenden 
Staatsausgaben gehören die Gehaltserhöhungen und die Perſonalver— 
mehrung, bewirkt durch die Juſtiz- und Steuerreform, wofür insgeſammt 
ein Erfordernis von 23 Millionen Gulden ſich ergebe. In weſſen 
Intereſſe iſt aber die Juſtizreform erfolgt? Im Intereſſe der beſitz— 
loſen Klaſſen gewiß nicht! Für die Arbeiter kommt nur das bischen 
Gewerbegericht in Betracht. Es ſind im Ganzen vier Gewerbegerichte 
bisher errichtet worden. Der Staat hat für dieſelben die Tragung der 
geſammten Koſten abgelehnt. Er wälzt die Laſt zum großen Theile 
auf die Kommunen. Die Reform der direkten Steueru habe ich bereits 
beſprochen. Wenn ich noch hinzufüge, daß die Erhöhung der Diener— 
gehalte noch immer nicht erfolgt iſt, jo zeigt ſich, daß ausſchließlich 
für Zwecke der beſitzenden Klaſſen die indirekten Steuern in Anſpruch 
genommen werden ſollen. 

Ein weiterer Grund für die Erhöhung der indirekten Steuern, 
fährt die Regierung fort, iſt die Ueberſtellung „gewiſſer Erforderniſſe“ 
aus dem Inveſtitions- in das allgemeine Budget. Warum dieſe dringend 
nothwendig geworden iſt, weiß ich nicht. Das iſt eine Liebhaberei des 


Herrn Dr. Kaizl. Dann wird noch angekündigt eine „ſyſtematiſche 


Produktionspolitik“. Die Regierung verräth das Geheimnis dieſer 
Produktionspolitik nicht. Ich fürchte, daß ſie ſelbſt noch nicht weiß, 
was darunter zu verſtehen iſt. Und um den Reigen in würdiger Weiſe 
zu ſchließen, heißt es in der Regierungsvorlage wörtlich: „Nicht minder 
wird die Fortführung der ſozialpolitiſchen Aktion finanzielle Opfer er⸗ 
heiſchen.“ Wann iſt denn überhaupt eine „ſozialpolitiſche Aktion“ in 
Oeſterreich geführt worden? Wir haben nichts von einer ſolchen ge— 
hört. Herr Dr. Kaizl möge die Güte haben, uns zu ſagen, wann und 


— 13 — 


wo die öſterreichiſche Regierung eine ſozialpolitiſche „Aktion“, die fie 
jetzt „fortführen“ will, jemals eingeleitet hat. 

Zum Schluſſe will die Regierung ſo gütig ſein, die Aufhebung 
des Lottos und des Zeitungsſtempels — ins Auge zu faſſen, nicht 
etwa durchzuführen. Die beſitzenden Klaſſen brauchen über dieſe Pläne 
nicht zu erſchrecken. Vorſichtig fügt Dr. Kaizl den Verſprechungen 
hinzu, er begnüge ſich mit weniger als dem eigentlich erforderlichen 
Betrage, da „nicht alle Punkte dieſes Programmes unbedingt ſofort 
realiſirt werden müſſen“. 

Wir wiſſen ganz gut, was nicht ſofort realiſirt werden wird, das 
iſt der Aufputz, die ſozialpolitiſche Aktion, die Beſeitigung der läſtigen 
Steuern. | 

Wenn wir nun die ganze Begründuug des Finanzplanes der 
Regierung zuſammenfaſſen, ſo finden wir nur eine einzige Ziffer, die 
23 Millionen Gulden, welche für die Erhöhung der Gehalte der Be— 
amten und Diener in Anſpruch genommen werden. Damit rechtfertigt 
man ja nicht eine Steuererhöhung von etwa 50 Millionen Gulden, 
und da weiß die Regierung einen neuen Ausweg. Wozu gibt es im 
Auslande eine Politik, wenn nicht, um ſie bei paſſender Gelegenheit 
in Oeſterreich nachzuahmen? Durch die bekannte Frankenſtein'ſche Klauſel 
wurden die Intereſſen der deutſchen Staaten mit der Erhöhung der 
Zollerträgniſſe verknüpft. Auch unſere Regierung erklärt ſich bereit, 
den Ländern zur Verbeſſerung der Landesfinanzen 10˙5 Millionen Gulden 
und 15 Prozent aus dem 98 Millionen Gulden überſteigenden 
Erträgniſſe der Verzehrungsſteuern zur Verfügung zu ſtellen. Der 
ſchlaue Zweck iſt der, die Abgeordneten aller Parteien und Länder 
an der Erhöhung der Steuern zu intereſſiren, und vor Allem — und 
dagegen kann man nicht früh genug proteſtiren — die Landesbudgets, 
welche heute vorwiegend auf Zuſchläge zu den direkten Steuern ange: 
wieſen ſind, ſachte hinüber zu ſchieben auf die Schultern der beſitzloſen 
Klaſſen, indem man die Landesfinanzen auf die Zuſchläge zu den 
indirekten Steuern verweiſt. Das iſt der ſchlaue Plan. Ich folgere 
aus dem ganzen Finanzplane: Die Regierung will oder darf nicht an- 
geben, zu welchen Zwecken die Erhöhung der indirekten Steuern noth— 
wendig iſt; zum Theile allerdings iſt ſie durch die Konzeſſionen an 
Ungarn bedingt. Wir werden aber nicht fehlgehen, wenn wir meinen, 
daß es ſich wieder um Forderungen des Militarismus handelt, der 
Oeſterreich ſo ausſaugt wie alle Kulturſtaaten, und daß für die neuen 
Millionen die Beſchaffung neuer Schiffe und neuer Geſchütze in Ausſicht 
genommen wird. a 

Bei der Forderung nach Erhöhung von indirekten Steuern ſich 
lediglich auf die Landtage zu ſtützen, ſchien der öſterreichiſchen Regierung 
nicht genügend, um die Erhöhung zu ſichern. Herr v. Bilinski hat in 
der That im Ausgleichsausſchuß recht gemüthlich ausgeplaudert, man 
habe Alles nach dem Rezepte der Intereſſenten gemacht, Alles, was die 
Unternehmer verlangt hätten, ſei in das Geſetz aufgenommen worden. 
Er appellirte damit an die Vertreter der beſitzenden Volksklaſſen, die 
Antwort iſt ihm von der Vertretung der Beſitzloſen gegeben worden. 
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Herr Dr. Kaizl verſuchte es, den Gedanken in anderer Weiſe zu variiren, 
er ſprach im Hauſe von der Sozialpolitik für die Mittelklaſſen, und 
im Ausgleichsausſchuſſe erklärte er, es handle ſich um eine Mittel⸗ 
ſtandspolitik, die Sozialdemokraten würden doch nicht verlangen, daß 
man immer nur für die arbeitenden Klaſſen die bekannten Aktionen 
fortführe. " 

In der That iſt die Sache fo, daß ſeit Dezennien die Ver: 
zehrungsſteuern in Oeſterreich-Ungarn nicht ganz, ja vielleicht nicht 
einmal in erſter Linie für den Staatsſchatz Verwendung finden. Es iſt 
wahr, man macht mit ihrer Hilfe „Mittelſtandspolitik“; wir Sozial⸗ 
demokraten nennen ſie allerdings Beutepolitik. Dabei ſind nun mehrere 
Fragen aufzuwerfen und zu beantworten. Vor Allem: Für wen wird 
die „Mittelſtandspolitik“ gemacht? Worin beſteht ſie und auf weſſen 
Koſten wird ſie gemacht? Die Intereſſenten dieſer Politik ſind die 
Beſitzer von zirka 200 Zuckerfabriken, die Beſitzer von 1500 Brauereien, 
die Eigenthümer von 1100 großen Brennereien und 200 Petroleum- 
Grubenbeſitzer; das find Alles in Allem 3000 Perſonen. Die 30.000 
bis 40.000 kleinen Brenner kommen für dieſe „Mittelſtandspolitik“ gar 
nicht in Betracht, und die Landwirtſchaft in geringem Maße, man 
ſchiebt die letztere als Dekoration vor und zahlt faktiſch den Landwirten 
jene Preiſe, die man durch die Marktlage zu zahlen genöthigt iſt, was 
man erbeutet hat durch die „Mittelſtandspolitik“, läßt man nicht los, 
wenn der Markt nicht dazu zwingt. So habe ich Ihnen die Perſonen 
genannt, welche an den Vortheilen der k. k. „Mittelſtandspolitik“ 
partizipiren, darunter iſt der geſammte Hochadel, der Großgrundbeſitz 
und ein Theil der Großinduſtriellen. Nicht die kleinen Bauern, nicht 
die Handwerker und Händler find es, zu deren Guuſten dieſe Politik, 
getrieben wird. Worin beſteht die „Mittelſtandspolitik“? Sie wiſſen, 
für unſere Handwerker — alſo für den kleinen Mann — hat man 
auch Mittelſtandspolitik betrieben, indem man ihnen Zwangsgenoſſen— 
ſchaften und den Befähigungsnachweis gewährt und fl. 150.000 jährlich 
für Kleinmotoren bewilligt hat. Ganz anders ſieht dieſe Politik für die 
3000 Leute aus, die ich genannt habe: In Geſtalt von Bonifikationen, 
Prämien, von Erleichterung bei Preisaufſchlägen kommen die Ver— 
zehrungsſteuern den etlichen tauſend Intereſſenten der Zucker-, Brau- 
und Brennereifabriken, ſowie der Petroleumgruben und Raffinerien 
zu Gute. | 
Nehmen wir vor Allem den Branntwein. Man hat nach deutſchem 
Beiſpiele die Branntweinproduktion angeblich zur Verhinderung der 
Ueberproduktion fontingentirt, und zwar mit 1,800.000 Hektoliter 
Spiritus und hat zwei Steuerſätze beſtimmt, für den kontingentirten 
Spiritus 35 kr., für den nichtkontingentirten 45 kr. per Liter; die 
Differenz ſollte der Gewinn der Brenner ſein. Die Regierungsvorlage 
ſagt: Der Zweck der Kontingentirung ſei erreicht, denn der „Preis des 
Kontingentſpiritus hat ſich .. .. ſtets nicht unbedeutend über jenem des 
Exkontingentſpiritus erhalten“. Das heißt, das Publikum muß die 
höhere Steuer auch für den Kontingentſpiritus bezahlen, und etwa 
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10 Millionen Gulden find pro 1896/97 als Liebesgabe in die Taſchen 
der Brennereibeſitzer gefloſſen. | 

Dazu kommt eine weitere Reihe von Vortheilen, die man den 
Brennereien, beſonders den landwirtſchaftlichen, zuwendet, Bonifikationen 
für die Ausfuhr, Prämien auch ſchon für die einfache Produktion; 
dafür, daß man Schnaps produzirt, bekommt man eine Belohnung; 
das Ganze dieſer Bonifikationen ergibt 7 Millionen Gulden, die aus 
Steuermitteln den Brennern zugewendet werden. | 

Die Branntweinſteuer in Oeſterreich⸗Ungarn trägt 70 Milfionen 
Gulden, 10 Millionen Gulden Liebesgaben dazugerechnet, das macht 
zuſammen 80 Millionen Gulden. Ich nehme nun an, und zwar eher 
zu niedrig als zu hoch, daß jeder Arbeiterfamilie, in der Schnaps ge— 
trunken wird, etwa 10 Gulden jährlich auferlegt werden, und zwar 
2 fl. als Liebesgabe zur Rettung der Landwirtſchaft, der Reſt als 
Steuer. Und nun kommt die öſterreichiſche Regierung und ſagt: Wir 
müſſen höhere Steuern haben, dafür müſſen wir andere Leute inter- 
eſſiren, die 1100 Brenner; das erfordert neue Liebesgaben. Sie werden 
die Schönheiten neuer Konzeſſionen ſofort würdigen, ſobald ich ſage, 
jeder Brenner erhält, ſobald der erzeugte Branntwein aus der Brenne— 
rei weggebracht wird, für den Hektoliter kontingentirten Spiritus 4 bis 
6 fl. auf die Hand, für nichtkontingentirten Spiritus 2—4 fl. Wofür? 
werden ſie fragen. Zum Lohne dafür, daß er den Branntwein produ— 
zirt. Man greift in den Steuerſäckel und zahlt die Millionen bar aus. 
Bei der Ausfuhr werden ſelbſtverſtändlich gleichfalls Prämien gezahlt, 
5 kr. pro Liter, 1899 — 1900 ſogar 10 kr. pro Liter. Das bedeutet 
alles in allem etwa 15 Millionen an neuen Liebesgaben für die 
Branntweinbrenner. | 

Ich komme zum Bier. Der Steuerſatz iſt gegenwärtig, wie 
ſchon gejagt, 167 kr.; ich will das verſtändlicher machen. Abzugbier 
iſt gewöhnlich 10grädig. Das bedeutet eine Steuer von 1˙67 Gulden 
per Hektoliter Bierwürze. Der Wirt kann ſelbſtverſtändlich 1˙67 kr. 
per Liter Bier nicht umlegen, bei Neueinführung der Steuer wird er 
den Betrag auf 2 kr. für den Liter abrunden. Es kann für Brauer 
und Wirte dadurch ein Gewinn von 33 kr. für den Hektoliter rejul- 
tiren. Die Wirkung kann die ſein, daß bei Abzugbier, wenn ich das 
Jahr 1896/97 nehme, wo 10 Millionen Hektoliter 10grädiges Ab⸗ 
zugbier erzeugt wurde, ein Gewinn für die Brauvereibeſitzer und die 
Wirte von 3½ Millionen Gulden ſich ergeben könnte. Die öſterrei— 
chiſche Regierung kommt nun mit dem Vorſchlag zu einer weiteren 
Erhöhung des Steuerſatzes und zwar auf 25 kr. pro Sacharometer— 
grad Bierwürze. Bei 10grädigem Abzugbier würde die Steigerung 
83 kr. per Hektoliter betragen. Dieſe 83 kr. können von den Brauern 
und Wirten in den meiſten Fällen auf 2 fl. abgerundet werden. Der 
Gewinn beträgt ſonach 117 fl. per Hektoliter und ergibt einen Ge⸗ 
ſammtgewinn von etwa 12 Millionen Gulden. Das allein vom 10grä— 
digen Abzugbier! Für Wien muß man bedenken, daß außerdem noch 
die hohen Zuſchläge dazukommen und die Wirkungen des im Jahre 
1873 von den Brauherren geſchloſſenen Kartells. 
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Die Regierung kam nun im Verfolg ihrer „Mittelſta ndspolitik“ 
auf den Gedanken, den kleinen Mann unter den Brauern — zu retten. 
Sie erinnern ſich an das fröhliche Gelächter, als die „Arbeiter-Zeitung“ 
dieſe kleinen Leute mit Namen anführte. Es waren Angehörige des 
Hochadels darunter, faſt keine arjjtofratiihe Familie fehlte. Die Ent: 
wicklung der Brauinduſtrie iſt eine rapide auch in Oeſterreich. Mit 
wenigen Worten möchte ich das darlegen. Die Zahl der Brauereien iſt 
vom Jahre 1875/76 bis 1896/97 um 30˙8% gefallen, gleichzeitig iſt 
die Erzeugung um 63°3%/, gewachſen, die durchſchnittliche Produktion 
einer jeden Brauerei iſt um 136% geſtiegen. Die Regierungsvorlage 
weiß zwar wohl, warum der Kleinbetrieb zu Grunde geht. Die Urſache 
dieſer Erſcheinung, erklärt ſie, liegt in den Vortheilen, die jeder Groß— 
betrieb gegenüber dem Kleinbetrieb hat. Dennoch unternimmt die Regie⸗ 
rung den Verſuch, den kleinen Brauer zu retten. Man greift wieder 
nicht etwa in die Taſche der Großbrauer, ſondern in den Steuerſäckel 
und gewährt den kleinen Brauereien Nachläſſe von der Steuer, die 5 
bis 15% betragen. Und das macht man ſo: Den 532 Bauern, die bis 
2000 Hektoliter jährlich erzeugen, ſchenkt man durchſchnittlich je 390 fl.; 
den 390 Brauern, die zwiſchen 2000 bis 5000 Hektoliter produziren, 
durchſchnittlich je 865 fl.; den 363 Brauern, die 5000 bis 15.000 Hekto⸗ 
liter im Jahre erzeugen, je 1158 fl. Insgeſammt ſoll nahezu 1 Million 
Gulden zur Rettung der kleinen Brauer verwendet werden. Wenn dabei 
im Ausgleichsausſchuß geſprochen wurde von der Unterſtützung der 
ſchwachen Unternehmungen, ſo iſt das eine offenbare Fälſchung jenes 
Grundſatzes, der bei der Perſonal-Einkommenſteuer berechtigt iſt, näm— 
lich der Progreſſion im Steuerſatze. Hier handelt es ſich aber nicht um 
Steuerträger; der Bauer iſt nicht Steuerträger, ſondern Vermittler 
zwiſchen dem Konſumenten und dem Staat, das Erträgnis aus den 
Brauereien repräſentirt nicht das geſammte Einkommen und kann nicht 
als Maßſtab für die Tragfähigkeit des Beſitzers dienen. 

komme zu jenem Theil der Mittelſtandspolitik, wonach zu 
Gunſten der 200 galiziſchen Grubenbeſitzer der Zoll erhöht werden ſoll. Die 
Regierungsvorlage behauptet, daß eine Rückwirkung auf den Preis des 
fertigen Produktes, des raffinirten Petroleums, nicht zu erwarten ſei, 
da es ſich um die Spannung zwiſchen dem Rohpetroleum und dem 
raffinirten Petroleum handle. Ich bin der Anſicht, daß das galiziſche 
Petrol eum eines weiteren Schutzes nicht bedarf. Die Einfuhr iſt im 
ſteten Rückgange und die Produktion in ſteter Steigerung, letztere 
betrug im Jahre 1886 425.000 Meterzentner, ſie ſtieg auf 3,398.000 
Meterzentner im Jahre 1896. Und was die Einträglichkeit der Gruben 
anbelangt, ſo ſcheint ſie eine ſehr bedeutende zu ſein. Die Daten, die 
der Oeffentlichkeit bekannt ſind, ſprechen dafür. In den letzten Jahren 
iſt ein ſehr ſtarkes Drängen auswärtiger und inländiſcher Kapitalien 
zur Petroleuminduſtrie zu verzeichnen. Die Aktiengeſellſchaften zahlen 
zum Theile enorme Dividenden, ſo Schodnica im Jahre 1896 22% 
Dividende und fl. 60.000 Tantièmen, die „Galiziſch-karpathiſche Petro⸗ 
leum⸗Induſtrie“ im Jahre 1895 10% ͤ und 1896 8 % Dividende. 
Ich kann nicht finden, daß dieſe Induſtrie nothleidend iſt. Vor Allem 
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muß ich entſchieden negiren, daß die Konſumenten eine Zollerhöhung 
nicht verſpüren. Inſolange die Einfuhr von ausländiſchem Rohpetroleum 
nothwendig iſt, inſolange wird der Zoll dieſes vertheuern. Und vor 
Allem darf nicht vergeſſen werden, daß ſeit Jahren das Weltmonopol 
auf dem Gebiete des Petroleums uns droht. Es ſind nur wenig Leute, 
die die wichtigſten Petroleumgebiete beherrſchen. In Deutſchland neigt 
man der Anſicht zu, daß das Weltmonopol zur Wirklichkeit geworden 
ſei und ſchreibt es dem zu, daß der Preis des Petroleums in manchen 
Orten um 100 % geſtiegen, die Dividenden auf 130 % geſteigert worden 
ſind. Je größer die Bedeutung der galiziſchen Induſtrie wird, umſo 
größer das Intereſſe Rockefellers, die galiziſche Induſtrie mit einzu⸗ 
beziehen in das Weltmonopol, und wir müſſen zu dem Augenblick 
kommen, wo eine noch rückſichtsloſere Ausbeutung der Konſumenten 
ſtattfindet zu Gunſten einiger weniger Produzenten. 

Das ſind die Momente, welche gegen die Behauptung ſprechen, 
daß die Erhöhung des Zolles beim Rohpetroleum eine Rückwirkung 
auf den Preis des Endproduktes nicht ausüben wird. Ich ſchätze die 
Erhöhung, welche für den Konſumenten herbeigeführt wird, auf etwa 

Millionen. 

Wir kommen nunmehr zu einem Induſtriezweige, wo die Beute— 
politik mit Händen zu greifen iſt, wo ſelbſt jeder, der blind bleiben 
will, nicht blind bleiben kann. Beim 1 iſt die „Mittelſtands⸗ 
politik eine altehrwürdige Einrichtung. Ich will auch darüber nur 
wenig ſagen, obwohl es gerade da verlockend wäre, ſehr viel zu ſagen. 
In den letzten 30 Jahren hat die Geſammtſteuer beim Zucker etwa 
680 Millionen Gulden betragen, davon haben die Fabrikanten als 
Geſchenk 210 Millionen Gulden, 315%, der Steuerleiſtung, er: 
halten. 

Sie ſind darüber erſtaunt. In den Siebziger und Achtziger 
Jahren waren die Verhältniſſe noch furchtbarer. In drei Jahren hat 
der Staat ſogar ein Defizit gehabt. Im Jahre 1875 ergab ſich ein 
Defizit von fl. 33.000, im Jahre 1879 ein ſolches von fl. 1,678.000 
und im Jahre 1884 von fl. 452.000. 

Ich will Ihnen das noch draſtiſcher darlegen, indem ich einzelne 
Jahre, die beſonders merkwürdige Reſultate liefern, heraushebe. Im Jahre 
1875/76 betrug die Steuer 9439 Mill. Gulden; die geſammte Steuer 
erhielten die Fabrikanten, der Staat erhielt nichts und mußte fl. 33.000 
darauf zahlen; die Fabrikanten erhielten im Ganzen fl. 9, 472.000. Im 
Jahre 1878/79 betrug die Steuer 20650 Mill. Gulden, davon bekam 
das Aerar 6 Mill. Gulden — 29%, die Fabrikanten 1465 Mill. 
Gulden = 71%, per Fabrik entfielen durchſchnittlich fl. 70.000. Im 
Jahre 1880/81 en die Steuer fl. 35,277.000, davon erhielten das 
Aerar 10 Millionen, die Fabrikanten fl. 25, 277. 000, der Quoten⸗ 
ſchlüſſel beträgt 28˙3% für das Aerar, 717 0% für die Zuckerfabri⸗ 
kanten. Im Durchſchnitte der Fabriken begnügten ſie ſich mit je 
fl. 125.000. Im Jahre 1882/83 betrug die Steuer fl. 39,090.000, davon 
erhielten das Aerar fl. 11,53 7.000, die Fabrikanten fl. 27,563.000, 
der Quotenſchlüſſel betrug 295% für das Aerar, 70˙5 % für die 
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Fabrikanten; per Fabrik ergeben ſich durchſchnittlich fl. 135.000. Das 
ſind die Jahre des Millionenregens für die Zuckerfabrikanten. Jetzt 
müſſen ſie ſich mit einem beſcheideneren Geſchenke begnügen, ſie er⸗ 
halten blos 9 Millionen Gulden, eine Kleinigkeit gegenüber den vielen 
Millionen, die ſie in den Achtziger Jahren noch bekommen haben. Für 
Oeſterreich bedeutet das heute, daß man von den Steuererträgniſſen 
22 % den Fabrikanten ausliefert, das ergibt durchſchnittlich per Fabrik 
fl. 37.000. Nunmehr geht die öſterreichiſche Regierung daran, auch da den 
„kleinen Mann“ zu retten, ſie ſtellt es ſo an, daß bei der Rückzahlung 
der über 9 Millionen Gulden betragenden Steuerreſtitutionen eine 
Abſtufung nach der Produktionshöhe erfolgen ſoll. Die Wirkung wird 
wohl die ſein, daß man eine Strafe auf die Verbeſſerung der Pro— 
duktion ſetzt, in Ungarn die Entſtehung großer Fabriken erleichtert 
und in Oeſterreich erſchwert. 

Die entſcheidende Frage liegt beim Zucker anders. Sie lautet 
ſo: Brauchen die Zuckerfabrikanten überhaupt die Hilfe der Geſetz— 
gebung und der Regierung? Die Zuckerfabrikanten haben bekanntlich 
ein Kartell geſchloſſen und dieſes hat ſolch' unerhörte Zuſtände ge⸗ 
zeitigt, daß man es nicht begreift, wenn heute ſo viel von Eiſen und 
ſo wenig von Zucker geſprochen wird. Urtheilen Sie ſelbſt! Fachleute 
ſind der Anſicht, daß bei einer Spannung zwiſchen Rohzucker und 
Raffinade von fl. 5 per Meterzentner die Fabrikanten einen anſtändigen 
Gewinn einheimſen. Das Kartell hat bewirkt, daß die Spannung 
zwiſchen Rohzucker und Raffinade in Wirklichkeit über fl. 10 beträgt, 
und jo ermöglicht, daß weitere 12 Millionen Gulden dem öſterreichi— 
ſchen Volke herausgepreßt werden. Die 9 Millionen Gulden jährliche 
Bonifikationen vom Staate zuſammen mit 12 Millionen Gulden Kartell⸗ 
gewinn ergeben 21 Millionen Gulden. Da iſt wohl die „Mittelſtands⸗ 
politik“ und der Schutz des kleinen Mannes des Herrn Dr. Kaizl 
nothwendig und vollauf gerechtfertigt! 

Was iſt die Wirkung der Generoſität des öſterreichiſchen Fiskus? 
Während der öſterreichiſche Zucker einen En gros-Preis von fl. 36 für 
die öſterreichiſchen Konſumenten hat, beträgt er etwa fl. 15 für die 
engliſchen Konſumenten. Der Konſum in England betrug 35 kg pro 
Kopf, in Oeſterreich 83 kg. Durch dieſe Steuerpolitik muß der Konſum 
bei den bejiglojen Klaſſen natürlich heruntergedrückt werden. Eine Er: 
hebung in Sachſen hat Folgendes gezeigt: Man hat gefunden, daß bei 
einem Einkommen von M. 1200 — 2000 der jährliche Zuckerkonſum 
19 kg, bei einem Einkommen von M. 800 — 1200 der jährliche Konſum 
16 kg, bei unter M. 800 4½ kg pro Familie betrug. In Oeſterreich 
ſind die Verhältniſſe ſicherlich ungünſtiger und in einem Lande mit 
einem ſo geringen Zuckerkonſum, wo der Gewinn für die kartellirten 
Fabrikanten ein ſo enormer iſt, wagt man es, den Saccharinverbrauch 
zu Gunſten des Kartells zu verbieten. So ſieht ſie aus, die öſterreichiſche 
Mittelſtandspolitik, und wenn ich die Reſultate derſelben feſtſtellen 
ſoll, ſo kommen wir zu folgenden Ergebniſſen. Wir finden, daß dieſe 
Mittelſtandspolitik ziffermäßig ihren Ausdruck findet in Liebesgaben, 
die aus den Steuern und den Taſchen der n an 3000 Per⸗ 
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ſonen gegeben werden und die in einem Jahre in Oeſterreich allein 
über 30 Millionen Gulden betragen. Werden die neuen Ausgleichs— 
geſetze durchgeführt, dann kommen wir zu weiteren 19 bis 20 Millionen 
Gülden, die nicht dem Fiskus, ſondern den Unternehmern zugeführt 
werden ſollen. | 

Ich brauche nicht zu jagen, welches die Wirkungen für die Ge: 
ſammtbevölkerung ſind. Wenn ich Zahlen angeben ſoll, ſo begnüge ich 
mich anzuführen, daß eine Berechnung der „N. Fr. Preſſe“ ergeben 
hat, daß für einen mittleren Haushalt einer Bürgerfamilie die neuen 
Steuern nicht weniger als eine Steigerung der Ausgaben um fl. 50 
jährlich bedeuten. Nach einer Berechnung, die ich angeſtellt habe, be— 
deuten die Steuervorlagen für eine Arbeiterfamilie in Wien fl. 15 
Mehrausgaben, d. h. 10 Taglöhne eines qualifizirten Ar⸗ 
beiters, oder 2 Wochenlöhne eines nicht qualifizirten 
Arbeiters. Die Ergebniſſe der Steuererhöhung ſind alſo ein Millio— 
nengeſchenk an Ungarn und an 3000 Fabrikanten, eine ſchwere Belaſtung 
der Bevölkerung und wahrſcheinlich eine Reſervirung von Millionen 
für den Militarismus. Man hat oft ſcharfe Urtheile über die indirekten 
Steuern gehört. Die meiſten Lehrer der Finanzwiſſenſchaft gehen von 
der Anſchauung aus, die direkten Steuern ſeien beſſer, rationeller, nur 
könne man die indirekten Steuern nicht entbehren. Vocke hat ein 
ſchärferen Urtheil gefällt. Sie werden dasſelbe nach Betrachtung der 
öſterreichiſchen Beſteuerung vollinhaltlich unterſchreiben. Vocke ſagt: 
„Eine je größere Rolle die Verbrauchsabgaben ſpielen, deſto unreifer 
und unfreier muß die Maſſe des Volkes, deſto ſelbſtſüchtiger und in der 
Sittlichkeit weniger fortgeſchritten müſſen dann die beſitzenden und 
herrſchenden Klaſſen ſein.“ 

Auch ich kann dieſes Urtheil unterſchreiben. 

Ich habe nur mit Thatſachen und Zahlen gearbeitet und kann zum 
Schluſſe kommen. Die öſterreichiſche Regierung hat den Ungarn alle 
Konzeſſionen gemacht, die ſie zu machen in der Lage war, fie hat nur 
einen höheren Quotenſchlüſſel gefordert. Ich habe gezeigt, daß dieſer 
nur eine Scheinkonzeſſion wäre. Es iſt in der That von der öſter— 
reichiſchen Regierung ſelbſt zugeſtanden worden, daß die Erhöhung 
des Quotenſchlüſſels lediglich eine Kompenſation ſein ſoll für die Kon⸗ 
zeſſionen bei den Steuerreſtitutionen. Graf Badeni und Herr v. Bilinski 
haben vom Anfangsjunktim geſprochen. Das Anfangsjunktim iſt todt⸗ 
geſchlagen worden durch die lex Falkenhayn. Dr. Kaizl wollte ſich mit 
dem Schlußjunktim begnügen. Auch das iſt erſchlagen durch den § 14. 
u Schlußjunktim wird jo wenig zur Wirklichkeit, wie das Anfangs: 
junktim. | 

Das Ergebnis der Politik unſerer Staatsmänner iſt alſo, daß 
der Quotenſchlüſſel unverändert bleibt, daß die Quote zu unſeren Une 
gunſten verſchoben wird, daß eine ſchwere Belaſtung der Maſſen zu 
Gunſten des ungariſchen Aerars und einiger 1000 Unternehmer eintritt 
und ſchließlich die Errichtung von Zollgrenzen zwiſchen Oeſterreich und 
Ungarn. Wir wollen den Ungarn Zeit laſſen, ſich entſprechend einzu— 
arbeiten bis zum Jahre 1904. Bis dahin werden ſchon Zollſchranken da ſein, 
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die Ungarn werden die Leute dafür halten, und ſelbſt an der erforder- 
lichen Schulung wird es nicht mehr fehlen, dank der Zwiſchenzolllinie. 
Das Fazit der Ausgleichsunterhandlungen iſt alſo ein vollſtändiger 
Bankerott der öſterreichiſchen Regierungspolitik. Heute ſtehen wir vor 
der Situation, daß in Ungarn die Kriſe gelöſt iſt, die volle Einigkeit 
iſt hergeſtellt zwiſchen Oppoſition und Majorität; die neue ungariſche 
Regierung iſt nicht gebunden mit ihrem Worte an die Verſprechungen, 
die ſeinerzeit Banffy der öſterreichiſchen Regierung gemacht hat. Der 
Ausgleich wird in Oeſterreich nicht parlamentariſch geſchloſſen werden. 
Der § 14 ſoll dazu gebraucht werden. Man hat geglaubt, dem § 13, 
jetzt § 14 die Giftzähne ausgebrochen zu haben, das war eine Täuſchung. 
Das Nothverordnungsrecht ſelbſt hätte beſeitigt werden können, und 
wir ſtünden vor der gleichen Situation. Ein machtloſes Scheinparlament, 
eine durch nationale Kämpfe zerklüftete Bevölkerung kann ſich, wie die 
bisher abgeſchloſſenen und noch abzuſchließenden Ausgleiche beweiſen, 
gegen noch ſo ungerechte Forderungen der Ungarn, gegen eine noch ſo 
arge Preisgebung der öſterreichiſchen Intereſſen nicht energiſch zur 
Wehre ſetzen. | 


Die bedrohte Schule und die daraus 
erwachſenden Gefahren. 


Rede der Frau Marianne Hainiſch (Wien), gehalten in der am 22. März 1899 
im Ronacher⸗Saale ſtattgehabten Frauenverſammlung. 


Geehrte Anweſende! 


Es obliegt mir, Ihnen Gruß und Dank im Sinne der Ein— 
beruferinnen dieſer Verſammlung zu entbieten und Ihnen mitzutheilen, 
warum eine Anzahl freiſinniger bürgerlicher Frauen Sie zu derſelben 
geladen hat. | 

Die Frauen zweier großer Parteien haben ſchon jeit einiger Zeit 
den Standpunkt verlaſſen, daß politiſche Bethätigung ſich für die Frau 
nicht zieme. Vielen Anweſenden wird es demungeachtet nicht erfreulich 
ſein, daß nun auch die gebildete Bürgerliche zu politiſcher Bethätigung 
aufgefordert werden ſoll, ſie werden finden, daß dieſe Bethätigung 
dem hergebrachten Frauenideale nicht entſpreche. Es iſt dies ein Ein— 
wand, den ich erwartet habe. Aber darauf läßt ſich erwidern, daß 
Ideale der Wandlung unterworfen ſind. Gab es denn nicht Zeiten, 
in welchen deutſche Frauen ſogar die Wagenburg zu vertheidigen 
hatten, und gab es denn nicht Zeiten, in welchen es für den wehr— 
haften Mann als ſchimpflich galt zu leſen und zu ſchreiben, während 
die Frauen der Edlen mit den Mönchen griechiſche und lateiniſche 
Urkunden entzifferten? Darum werden wir wohl zugeben müſſen, daß 
jede Zeit ihre Ideale hat, und daß unſer heutiges Frauenideal die Frau 
ſein muß, welche die Aufgaben unſerer Zeit am beſten zu erfüllen 
vermag. 
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Glauben Sie mir, es fällt auch mir ſchwer, von dem romantischen 
Frauenbilde zu laſſen, aber geſetzt wir thäten es nicht und blieben in 
der vornehmen Zurückgezogenheit, welche wir jetzt einzuhalten pflegen, 
glauben Sie, daß die chriſtlichſoziale und die ſozialdemokratiſche Frau 
deshalb die Bethätigung ihrer politiſchen Ueberzeugung aufgeben würde? 

Gewiß nicht! 

Wozu hat denn z. B. die Iſolirung und vornehme Außeracht— 
laſſung der politiſchen Propaganda die einſt führende Partei geführt? 

Es geht eben im Völkergedränge nicht mit platoniſchem Idealismus 
und platoniſchem Freiſinn. Ja, es gibt ſogar nichts Unfruchtbareres, 
als einen Idealismus, der ſich nicht bethätigt. Die Thatenloſigkeit 
erzeugt Geringſchätzung, Indifferentismus und Verſumpfung, daher 
wir uns nicht wundern dürfen, wenn beſchauliche Parteien von that— 
kräftigen überholt werden. 

Ohne feindſelig, ohne aggreſſiv zu ſein, thut deshalb Samm— 
lung der Gleichgeſinnten noth, mir ſcheint ſie Pflicht, wenn an den 
Grundfeſten des Gemeinweſens gerüttelt wird. Wiſſen Sie, geehrte 
Herren und Frauen, was mich hierher trieb, unaufhörlich antrieb, ob— 
gleich ich ſehr ungern den Kreis meiner Familie überſchreite, was mich 
nicht ruhen ließ? 

Mein Gewiſſen iſt es! Zr 

Denn bis in die Tiefe meiner Seele bin ich davon durchdrungen, 
daß die Frau von heute für Mann und Kind nicht Alles thut, was ſie 
thun kann, wenn ſie theilnahmslos den ſozialen und politiſchen Fragen 
gegenüberſteht. 

Denn was nützt es, daß ſie ihre Kinder zu tüchtigen Menſchen 
erzogen hat, zu ſittlich-reinen, geiſtig⸗hochſtehenden, beruflich-tüchtigen, 
wenn dieſe bei ihrem Eintritt ins Leben ſittliche Verwilderung, Rechts- 
unſicherheit und wirtſchaftlichen Verfall vorfinden, ſo daß ſie verzagen, 
verderben oder auswandern müſſen. 

Ich weiß, daß junge Mütter Tag und Nacht durch ihre Kinder 
in Anſpruch genommen ſind und möchte es nicht anders, aber ſie erfüllen 
doch nicht ganz ihre Pflichten gegen ſie, wenn ſie nicht Fühlung haben 
und Antheil an der Geſtaltung der Welt, für welche ſie ihre Kinder 
erziehen. | 

Wie der Mann feinen Beruf erfüllen muß und darüber hinaus 
ſtaatsbürgerliche Pflichten hat, ſo hat ſie die Frau. Der Zeitaufwand 
iſt kein großer, es braucht nur offene Augen und offene Herzen. 

Damit glaube ich den Standpunkt gekennzeichnet zu haben, von 
welchem aus dieſe Verſammlung einberufen wurde, und von welchem 
aus ich die Gefahr, welche der Volksſchule droht, zu beſprechen gedenke. 

Es iſt der Standpunkt ſtaatsbürgerlicher Verpflichtung. 

Geſtatten Sie mir, geehrte Herren und Frauen, einen kurzen 
Rückblick auf die Geſchichte des öſterreichiſchen und deutſchen Volksſchul— 
weſens; ich glaube ein ſolcher wird am klarſten veranſchaulichen, wie 
eng verknüpft mit dem jeweiligen Stand der Kultur und Politik der 
Stand der Schule iſt, und wie ihre gute oder ſchlechte Beſchaffenheit 
auf den Staat zurückwirkt. 

11 
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Mein flüchtiger Geſchichtsabriß beginnt mit der neuen Zeit. 
Luther ſteht am Eingang derſelben, und er iſt es auch, welcher die 
Reform der Volksſchule in Angriff nimmt. Im Jahre 1524 ließ er 
einen Aufruf an die Bürgermeiſter und Rathsherren aller deutſchen 
Städte ergehen, in welchem er ſie aufforderte, Schulen für Knaben und 
Mädchen zu errichten. Liest man dieſen Aufruf, ſo erſtaunt man über 
die Betonung der bürgerlichen Zwecke der Schule. „Wenngleich,“ ſagt 
er, „keine Seele wäre, und man der Schulen nicht bedürfte um ber 
Schrift Gottes Willen, ſo wäre doch allein die Urſache genügſam, daß 
die Männer wohl regieren könnten Land und Leute und die Frauen 
wohl ziehen könnten und halten Haus, Kinder und Geſinde.“ 

Um den ſo entſtandenen Schulen ein Gegengewicht zu geben und 
der Reformation in Oeſterreich Einhalt zu thun, berief Kaiſer 
Ferdinand I. im Jahre 1551 zwölf Jeſuitenpater nach Wien. Wir 
ſtaunen nicht minder auch dieſe Herren die größte Sorgfalt auf die 
Erziehung und den Unterricht für bürgerliche Zwecke legen zu ſehen. 
Nicht verdummte Menſchen, ſondern fähige, tüchtige ſtrebten ſie an, um 
durch ſie die Bekenner der neuen Lehre zu überbieten. 

Dadurch entſtand ein Wetteifer, welcher der Volksſchule ſehr 
dienlich war, und der wohl bis in ſpäte Jahrhunderte Früchte getragen 
hätte, wenn der 30jährige Krieg, der ſo vieles zerſtörte und verwüſtete, 
nicht auch die Schulen in Verfall gebracht hätte. Die ſittliche und 
geiſtige Verwilderung war ſo groß und anhaltend, daß nur ganz 
allmälig die Stimmen eines Opitz, Leibnitz, Thomaſius Gehoͤr fanden 
und Beſſerung brachten. = 

Der erſte Verſuch dazu ging von Wilhelm I. von Preußen aus; 
aber die Eltern erklärten: ihre Kinder lieber papiſtiſch werden zu 
laſſen, als in die Schule zu ſchicken. Und einem kaum geringeren 
Widerſtande begegnete noch Friedrich der Große, als er ſein Landes— 
ſchulreglement erließ. Das Volk wollte von Schulen nichts wiſſen und 
die Schulen waren auch ſo beſchaffen, daß die Abneigung des Volkes 
begründet erſcheint. | 

Es find die Aufzeichnungen eines ſchwäbiſchen Schulmeiſters auf- 
bewahrt, der im Jahre 1782 ſtarb, dieſe geben ein Bild der damaligen 
Schulzucht, weshalb ich mir erlaube, ſie vorzuleſen. Er berichtet, daß 
er während ſeiner Schulthätigkeit folgende Strafen zu verhängen 
genöthigt war: 

Er habe 911.527 Stockſchläge, 124.010 Ruthenhiebe, 20.989 
Pfötchen und Klapſe mit dem Linial, 136.715 Handſchmiſſe, 10.235 
Maulſchellen, 7905 Ohrfeigen, 1,115.800 Kopfnüſſe und 22.743 Notabenes 
mit Bibel, Katechismus, Geſangbuch und Grammatik ertheilt.. Ueber— 
dies habe er 777mal Knaben auf Erbſen knien laſſen und 613mal auf 
einem dreieckigen Holze, 5001mal habe er den Eſel tragen, 1707mal 
die Ruthe hoch halten laſſen. 

Erſcheinen dieſe Aufzeichnungen auch kaum glaubwürdig, ſo er— 
ſieht man daraus doch immerhin, welcher Zuchtmittel man ſich damals 
in der Schule bediente. Dieſe waren für Eltern und Kinder nicht ein— 
ladend. Waren es aber die Lehrer? 
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Einige Verordnungen beantworten dieſe Frage. Friedrich Wil- 
helm J. verordnete 1722, daß künftig aus dem Handwerkerſtande nur 
Schneider, Leinweber, Schmiede und Zimmerleute als Landſchullehrer 
zugelaſſen werden ſollten, und in einem ſpäteren Erlaſſe heißt es: 
„Iſt der Schullehrer ein Handwerker, kann er ſich ſchon ernähren, iſt 
er keiner, wird ihm erlaubt, in der Ernte ſechs Wochen auf Taglohn 
zu gehen.“ . 

Aehnliche Aufſchlüſſe erhalten wir durch die berühmte Schul- 
ordnung der Kaiſerin Maria Thereſia, die ich ſogleich in anderer Rich— 
tung zu beſprechen gedenke. In derſelben finden wir die Beſtimmung: 
„daß, ſo weit die Schule darunter nicht litte, die Lehrer in ihren 
Freiſtunden als Binder, Tiſchler, Schuſter, Schneider, Leinweber und 
in anderen Gewerben arbeiten dürften, dagegen ſei ihnen bei Strafe 
der Abſetzung verboten, ein Schankgewerbe zu betreiben. Auch ſollten 
ſie nicht mehr in Wirtshäuſern muſiziren und den Pfarrer nur in 
dem Falle bei Krankenbeſuchen begleiten, als hiezu andere Perſonen 
nicht beſtellt werden könnten.“ 


Vergegenwärtigt man ſich noch überdies den damaligen Schul— 
beſuch, jo erhält man ein Bild der Schulverhältniſſe beim Regierungs- 
antritt der Kaiſerin Maria Thereſia. In der Reichshauptſtadt Wien 
hatten von 100 Kindern im Alter von 5 bis 13 Jahren 24 einen 
öffentlichen Unterricht, 30 wurden privat unterrichtet und 46 waren 
dazumal in Wien ohne Unterricht. | 


Die erleuchtete Regentin erkannte ſofort den tiefen Stand der 
Volksbildung und wendete ihre Aufmerkſamkeit der Beſſerung desſelben 
zu. Aber die Aufgabe wurde ihr nicht leicht gemacht; immer wieder 
erſtatteten ihre Räthe neue Vorſchläge, ohne daß ſie ſich über einen 
derſelben einigen konnten. So wurde erſt nach langjährigen Berathungen 
am 2. Jänner 1771 im Kurhauſe zu St. Stefan die erſte Normal⸗ 
ſchule, mit welcher ein Lehrerkurs verbunden war, eröffnet. Die all- 
gemeine vom Abte Felbiger verfaßte Schulordnung für Normal ,-, 
Haupt⸗ und Trivialſchulen unterzeichnete die Kaiſerin im Dezember 
1774. Ihr leitender Grundſatz in der Schulgeſetzgebung war der be⸗ 
rühmt gewordene Ausſpruch: „Das Schulweſen iſt und bleibt 
allezeit ein Politikum.“ Dieſem Grundſatze blieb ſie treu, und 
ihre Räthe, welche zum Theile Prieſter waren, nahmen denſelben zu . 
ihrer Richtſchnur. In der vom Abte Felbiger verfaßten Schulordnung 
wurde die öffentliche Erziehung als Staatsangelegenheit erklärt. Die 
knappe Zeit erlaubt mir nicht, auf das intereſſante Schriftſtück näher 
einzugehen, ich hebe nur noch daraus hervor, daß alle Kinder 
beiderlei Geſchlechtes vom 6. bis 13. Jahre die deutſche 
Schule beſuchen ſollten. 


Geehrte Herren und Frauen, ermeſſen Sie, wo Oeſterreich ſtünde, 
wenn dieſe Schulordnung ohne Unterbrechung bis heute eingehalten 
worden wäre 

Die Regentin, welche ſie erließ, war, das muß betont werden, 
eine äußerſt fromme Katholikin; aber fie war zugleich eine Her rſcherin, 
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welche ſich fühlte und der zarten Frauenhand das Szepter nicht 
entwinden ließ. 

Ihr großer Sohn, der unvergeßliche Kaiſer Joſef II. baute aus, 
was die Mutter begründet hatte. Durch das Toleranzedikt kamen auch 
die katholiſchen Schulen zur Blüthe. Die erſte weltliche Lehrerinnen⸗ 
bildungsanſtalt danken wir ihm, und ihm danken wir, daß nur ge— 
prüfte Lehrer angeſtellt werden durften, und daß Kreisſchulkommiſſäre 
ernannt wurden. 

Leider ſtarb der Kaiſer allzufrüh. Zu Ende des vorigen Jahr— 
hunderts kam das öſterreichiſche Schulweſen wieder in Verfall. | 

Anders war es in Preußen, wo Friedrich Wilhelm III. zur 
ſelben Zeit den Grund zur Neuſchule legte, die ſeither keine Unter⸗ 
brechung erfahren hat. Ein Verſuch des Miniſters Zedwitz, die Schule 
dem Klerus beider Konfeſſionen auszuliefern, wurde vor mehreren 
Jahren von dem Volke einmüthig zurückgewieſen. 

Der Verfall der öſterreichiſchen Schule, der mit dem Tode Leo— 
polds II. begann, und nur durch die Ereigniſſe des Jahres 1848 eine . 
kurze Unterbrechung erfuhr, erreichte ſeinen Tiefſtand in der Konkor— 
datsſchule. Wie das Konkordat alle bürgerlichen Verhältniſſe beherrſchte, 
ſo z. B. die Ehegerichtsbarkeit der Kirche überlieferte, ſo nahm es den 
größten Einfluß auf die Schule. Ich glaube die Tragweite des Kon— 
kordats am beſten zu veranſchaulichen, wenn ich wörtlich Beſtimmungen 
aus demſelben zitire. Es heißt darin: 

„Der ganze Unterricht der katholiſchen Jugend wird in allen 
ſowohl öffentlichen als nicht öffentlichen Schulen der Lehre der katho— 
liſchen Religion angemeſſen ſein; die Biſchöfe aber werden kraft des 
ihnen eigenen Hirtenamtes die religiöſe Erziehung der Jugend in 
allen öffentlichen und nicht öffentlichen Lehranſtalten leiten und 
ſorgſam darüber wachen, daß bei keinem Lehrgegenſtande etwas vor— 
komme, was dem katholiſchen Glauben und der ſittlichen Reinheit 
zuwiderläuft. Niemand wird die Religionslehre in was immer für 
einer öffentlichen oder nicht öffentlichen Anſtalt vortragen, wenn er 
dazu nicht vom Biſchofe des betreffenden Kirchenſprengels die Sen— 
dung und Ermächtigung erhalten hat, welche derſelbe, wenn er es 
für zweckmäßig hält, zu widerrufen berechtigt iſt. Alle Lehrer der. 
für Katholiken beſtimmten Schulen werden der kirchlichen Beauf— 
ſichtigung unterſtehen. Den Schuloberaufſeher wird Seine Majeſtät 
aus den vom Biſchofe vorgeſchlagenen Männern ernennen. Der 
Glaube und die Sittlichkeit des zum Schullehrer zu Beſtellenden 
muß makellos ſein; wer vom rechten Pfade abirrt, wird von ſeiner 

Stelle entſetzt.“ 


Ein Wort Grillparzers, den man gewiß nicht zu den Radikalen 
zählen kann, iſt für die damalige Situation bezeichnend. Er ließ ſich 
vernehmen: 

„Hört Ihr Herren, laßt Euch ſagen, der Kultus hat den Un⸗ 
terricht erſchlagen!“ 

Und ſo wars. 
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Meine Jugend fiel in die Konkordatszeit, die man vielleicht mit⸗ 
erlebt haben muß, um die ganze Bedeutung einer dem Klerus über— 
lieferten Schule zu ermeſſen. Heuchelei und Angeberei herrſchten allent⸗ 
halben, die Charakterloſigkeit und Mittelmäßigkeit kamen obenauf, 
der Unterricht war erdenklich ſchlecht; kein Wunder, daß ein tiefes 

Bangen die Patrioten der verſchiedenſten Parteien erfüllte. Bang ſahen 
die treueſten Oeſterreicher der Zukunft entgegen, doch die peinlichen 
Erwartungen wurden durch die Ereigniſſe weit übertroffen. 

Das Jahr 1859 kam — aber damit war das Maß nicht voll, 
noch Schmerzlicheres war uns vorbehalten, wir mußten es erleben, daß 
der Kampf um die Hegemonie in Deutſchland unglücklich für uns 
endete. Wer ſie erlebt hat, die ſorgenſchweren Julitage, kann ſie nicht 
vergeſſen. Königgrätz. Niemand glaubte daran, denn wie konnte das 
Alles verloren ſein, wie konnte es geſchehen mit öſterreichiſchen Sol- 
daten, die an Muth und Tapferkeit hinter keinem Streiter zurückſtehen? 


In dieſen Tagen war es, wo das geflügelte Wort vom preußiſchen 
Schulmeiſter, der geſiegt habe, entſtand; ein Glaube, der ſich verbreitete 
und in den Geiſtern von Hoch und Niedrig Wurzel faßte. 

Als dieſer Glaube zur Ueberzeugung wurde, ging man an die 
Berathung unſeres noch heute zu Recht beſtehenden Reichs-Volksſchul— 
geſetzes, das Kaiſer Franz Joſef am 14. Mai 1869 unterzeichnete. 
Dadurch trat Oeſterreich wieder in die Reihe der Kulturſtaaten ein. 
Der Jubel, mit dem dieſes Geſetz empfangen wurde, entſprach ſeiner 
Bedeutung. Die Beſten hatten ſich dafür eingeſetzt, und ihnen bleibt 
der Dank geſichert. Denn das Reichs-Volksſchulgeſetz iſt der Stolz und 
Troſt des freiſinnigen Oeſterreichers. Es iſt unſer Troſt, weil wir 
daran die Hoffnung auf eine tüchtige Nachkommenſchaft knüpfen, welcher 
die Kraft innewohnt, die außerordentlichen Schwierigkeiten, mit denen 
unſer Vaterland zu kämpfen hat, zu überwinden. 

In wenig Wochen vollendet das Reichs-Volksſchulgeſetz 30 Jahre 
ſeiner Wirkſamkeit. Können wir nun dieſem Gedenktage freudig ent— 
gegenſehen? — Die Antwort iſt: Nein! 

Noch ſteht zwar das Geſetz, aber die es auslegen und handhaben 
verſündigen ſich gegen den Geiſt desſelben und ſuchen es auf admini— 
ſtrativem Wege unwirkſam zu machen. Dazu iſt die Zeit allgemeinen 
Rückſchrittes äußerſt günſtig. Auf dem Lande äußert ſich dieſer in 
Betreff der Schule vorläufig nur gering, weil die perſönlichen Be— 
ziehungen zwiſchen dem Ortsſchulrathe, dem Pfarrer und den Lehrern 
eine raſche Wandlung nicht begünſtigen, dagegen leiſtet die chriſtlich— 
ſoziale Gemeindeverwaltung Wiens Unglaubliches. Sie, die durch die 
Fahnenflucht eines Theiles der Lehrerſchaft zur Herrſchaft gelangt iſt, 
demonſtrirt nun den Lehrern deutlich, daß der Hort des Lehrers nimmer 
bei der Reaktion ſein kann, wenn dieſe auch augenblickliche Vortheile 
verſpricht, ſondern dort, wo der Fortſchritt und die Bildung hochge— 
halten und der Lehrer als Träger derſelben geehrt und geachtet iſt. 
Wer des Lehrers Leiſtungen ſchätzt, wird auch nach Kräften ſtreben, 
ſie zu entlohnen. 
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Die Lehrerinnen, welche leider das Wahlrecht nicht haben, und 
die große Zahl der geſinnungstüchtigen Lehrer trifft die Willfürherr- 
ſchaft wie ein Elementarereignis. Zu dieſer Lehrerſchaft muß das frei— 
ſinnige Bürgerthum ſtehen. Es muß eine allgemeine Bewegung ent— 
fachen, damit dieſe bedrängte und bedrohte Lehrerſchaft ihren Rückhalt 
findet und auch der Schule ohne Einbuße erhalten bleibt. Wir dürfen 
es nicht dulden, daß ein Lehrer wegen ſeiner religiöſen oder politiſchen 
Ueberzeugung verfolgt wird, was heute zum Alltäglichen gehört. 

Freilich wurden nur Einzelne gemaßregelt, die Fälle der unver— 
dienten Zurückſetzung find aber zahllos. Es werden den verdienteſten 
Lehrern, welche viele Dienſtjahre hinter ſich haben, ganz junge, chriſtlich— 
ſoziale Agitatoren vorgezogen; Deutſchnationale und Sozialdemokraten 
werden nicht befördert, und Juden finden überhaupt kein Fortkommen. 
Dazu kommt, daß klerikale Lehrer in eigenen Seminaren herangezogen 
werden ſollen. Lauter Umſtände, welche der Lehrerſchaft die zu ihrem 
Beruf ſo nöthige Ruhe und Sorgenloſigkeit rauben. 

Die in einzelnen Schulen durchgeführte Trennung der Schüler 
nach Konfeſſionen widerſpricht dem Geiſte der modernen Schule, und 
die angeſtrebte Verkürzung der Schulpflicht iſt nichts anderes als ein 
Verſuch, die Maſſe der Bevölkerung durch Unwiſſenheit in Abhängigkeit 
zu erhalten. 

Die Herren, die ſo bildungsfeindlich handeln, meinen, nicht ſelbſt 
Schaden dabei zu nehmen, ſondern thun ſo, um ſich am Ruder zu er— 
halten. Für die Einzelnen mag das Herabdrücken des Bildungsniveaus 
auch von Vortheil ſein, und eben darum iſt es kraſſer Egoismus. Wir 
ſind gewohnt, mit dem Klaſſenegoismus des Hochadels und der Kleriſei 
rechnen zu müſſen und haben wenig Freuden unter ihrer Herrſchaft 
erlebt, aber ſo peinlich, weil tief beſchämend für das Bürgerthum, hat 
uns noch keine Herrſchaft berührt, als die der Chriſtlichſozialen. Was 
ſie freveln, freveln ſie am eigenen Blut, denn nicht nur unſere, ſondern 
auch ihre Kinder werden an den Folgen ihres Thuns zu tragen haben. 

Darum iſt es mir ganz unbegreiflich, wie die nur auf ihren Vor— 
theil bedachten Führer zu ſolchem Beginnen Gefolgſchaft finden. 

Sollte der blinde Judenhaß die alleinige Triebfeder ſein? — 
oder ſollte es gelungen ſein, breiten Schichten den Glauben einzu— 
flößen, die Religion ſei in Gefahr? — Es wird ja jeder Angriff auf 
den Klerus als politiſche Partei als ein Angriff auf die Religion 
denunzirt, eine Identifizirung, die völlig falſch iſt, denn was hat der 
würdige, verehrenswerte, die Gebote der Liebe verkündende Prieſter, 
was hat der Menſchenfreund, der Mann des Friedens, mit den haß— 
erfüllten klerikalen Streitern gemein? Sollte es gelungen ſein, vor 
Gefahren bange zu machen, welche eine hochſtehende Schule nie herauf— 
beſchworen hat, noch heraufbeſchwören wird; ſollte es gelungen ſein, 
vor eingebildeten Gefahren bange zu machen und wirklich beſtehende 
zu verhüllen? 

Geehrte Herren und Frauen! Eine Bewegung zeigt, daß nicht alle 
Bürger in Täuſchung befangen ſind, denn was bedeutet der Ruf: „Los 
von Rom“ anderes, als Befürchtungen. Befürchtungen, welche von 
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Vielen, Vielen getheilt werden, die heute in den Ruf noch nicht ein— 
ſtimmen. Sie ſehen die Zeichen und ihnen bangt, daß es wieder Nacht 
werden ſolle in unſerem geliebten Vaterlande. 

Geehrte Herren und Frauen! Seien wir auf der Wacht; laſſen 
wir die Geſchichte unſere Lehrmeiſterin ſein, wir Oeſterreicher haben 
eine lehrreiche Geſchichte; ſtehen wir ein für die Schule, eingedenk der 
Worte der großen Kaiſerin: 

„Die Schule iſt und bleibt allezeit ein Politikum.“ 


Popularität. 

Die Geheimniſſe des Himmels und der Erde ſtanden bekanntlich 
bei den alten heidniſchen Völkern unter der ſtrengen Obhut der Prieſter. 
Wenn dieſe von den „Myſterien“ ſprachen, jo hüllten fie fie in dunkle 
Worte. Verſtehen konnte ſie nur der Eingeweihte, richtig deuten der 
der Prieſterkaſte Einverleibte. Das Volk, die Menge mußte draußen 
unter den Räthſeln des Lebens blind herumirren oder mit dem Gemüthe 
in ein ſinnberauſchendes Phantaſieleben ſich verlieren. Das iſt die 
urſprüngliche Form der alle Gemeinverſtändlichkeit ausſchließenden Ge— 
lartheit. Der Heiligenſchein, der ſie umgab, trug nur dazu bei, die 
gewöhnlichen Menſchen einzuſchüchtern, ihren Reſpekt vor dem „Unnah— 
baren“ großzuziehen. Das Schwerverſtändliche war zugleich das Unan— 
taſtbare, und ſo kam es, daß die tieferen Erkenntniſſe beziehungsweiſe 
die Sprache der Wiſſenſchaft ſchon in ihrer erſten primitivſten Geſtalt 
der Popularität entbehrten. Der Grund davon liegt alſo nicht im Weſen 
der Sache, ſondern einerſeits im Hochmuthe Derjenigen, welche die 
„Offenbarungen“ vor der Welt ſalbungsvoll vertreten haben, anderſeits 
in der Genügſamkeit der Menge, die von Natur kein ſonderliches Be— 
dürfnis hat, Schein von Wahrheit zu unterſcheiden. 

Im Gegenſatze zu den genannten Prieſtern ſtanden jene Genies, 
in denen die Geheimniſſe des Himmels und der Erde nach lebendigem 
Ausdrucke drängten. Die Sprache erſchien ihnen in dieſer Hinſicht als. 
eines der dankenswerteſten Geſchenke der Natur. Der Drang nach Mit— 
theilung alles deſſen, was in tiefer Bruſt als körperloſer Gedanke ruht, 
machte dieſe Geiſter zu Dichtern und Philoſophen und brachte ſie in 
dem Maße den Unwiſſenden näher als er ſie von den ſtolzen Prieſtern 
entfernte. Das edle Wort wurde entweder zum ſinnigem Liede oder 
zum lichtvollen Lehrſatze. Das war die erſte Form der Popularität, 
geſchaffen von Männern, die es als höchſte Lebensfreude empfinden, den 
Himmel auf Erden zu bereiten, das Ideale und Naturgemäße zu ver— 
pflanzen und den an der Erdſcholle klebenden Menſchen über ſeinen 
höheren Beruf aufzuklären. Um dieſe in reinſter Menſchenliebe geübte 
That zu vollbringen, mieden ſie alle dunklen, ſchwerfaßlichen Worte; ſie 
redeten die Sprache eines Kindes; ſie machten das Verſtändnis für die 
erhabenſten Wahrheiten unabhängig von Kommentar und Propädeutik, 
und daß man ſie verſtand, verſtehen mußte, war das große Verdienſt dieſer 
illuſtren Geiſter, die ſelbſt mit ihrer Perſon populär, das heißt 
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herablaſſend waren, um der Unmittelbarkeit, dieſer vorzüglichſten Eigen- 
ſchaft jeder hohen Natur, keinen Abbruch zu thun. Sokrates unterredete 
ſich mit ganz ungelehrten Leuten ſo lange, bis er ihnen klar gemacht, 
was fein „Dämon“ ihn gelehrt. Chriſtus ließ die tiefſinnigen Schrift— 
gelehrten beiſeite, verkehrte mit Zöllnern, Handwerkern und Fiſchern 
und erſchloß ihnen ohne allen gelehrten Pomp, blos durch das glücklich 
gefundene, einfache Wort Verſtand und Gefühl. Es gibt kaum einen 
Meiſter und Lehrer der Menſchheit, der in der Zeit ſeines Wirkens 
mit ſeinem Wiſſen und Können exkluſiv geweſen wäre. Jeder ſtrebte 
Popularität an, jeder ſetzte ſich in Beziehung zu den Niedern und 
Unbefangenen. Wie die Quelle alles Großen immer in jenen Niederungen 
entſpringt, wo zugleich Noth und Elend wuchern, ſo hat jeder bedeutende 
Menſch, der in dieſe ſtolze Welt kam, um ſie mit ſeinen Ideen zu 
beſchämen, die erſte Empfänglichkeit dort geſucht und gefunden, wo 
das Herz noch unverdorben durch Theorie und Syſteme in ſchmerzhafter 
Sehnſucht nach Wahrheit ſchlug. Die Welt iſt kokett geworden. Die 
Geiſtesſchätze, die das Genie mit blutendem Herzen aus der Tiefe des 
Lebens ſchöpft und ſie ihr zum Eigenthum gibt, werden nicht ſo ſehr 
dazu benützt, um ſie zum Gemeingut zu machen, als vielmehr dazu, 
um damit literariſch oder künſtleriſch großzuthun, das Ego sum des 
Zeitgeiſtes in gewiſſen Perſonen, in gewiſſen Klaſſen, in gewiſſen 
Schulen laut werden zu laſſen, wodurch der Unterſchied zwiſchen Bildung 
und Nichtbildung, Wiſſen und Nichtwiſſen, jener weiten Kluft ähnlich 
wird, die zwiſchen Reich und Arm, hoher und niederer Geburt, über— 
haupt beſteht. Solches Wirtſchaften mit den Geiſtesſchätzen untergräbt 
die Gemeinverſtändlichkeit deſſen, was des Geiſtes iſt und iſt in des 
Wortes weiteſtem Sinne das Grab der Popularität. 

Mit den Erkenntniſſen des Menſchen und der Dinge verhält es 
ſich gerade ſo wie mit den Gütern dieſer Welt, die ungleich unter den 
Menſchen vertheilt ſind. Wie dieſe zu Differenzen führen, welche 
moraliſche Mißſtände erzeugen, jo führt die ungleiche Vertheilung der 
Bildung zu Differenzen, welche intellektuelle Mißſtände (Vorurtheile, 
Irrthümer, Aberglauben u. ſ. w.) bewirken. Der Mangel an Erwerb 
oder an Geld gibt dem Menſchenelend Formen, die der menſchlichen 
Geſellſchaft zur Schmach gereichen; der Mangel an Erkenntniſſen — 
worunter ich den Mangel an innerem Leben verſtanden wiſſen will — 
gibt der öffentlichen Geiſtesmiſere Formen, über die das „fortgeſchrittene 
Jahrhundert“ ſich zu ſchämen Urſache hätte. Im ſozialen Leben der 
Gegenwart iſt der Beſitzende der Mächtige, der für ſeine Perſon das 
Prinzip des Kapitalismus höher ſtellt als das Prinzip der Arbeit; im 
modernen Geiſtesleben ſteht das Prinzip des Wiſſens höher und führt 
ſchneller zu Anſehen und Gewinn als das Prinzip des Schaffens, an 
welchem Schweißtropfen, mitunter auch Thränen der Verkennung hängen. 
Im Reich der Kapitaliſten beginnt der Menſch beim Baron, im Reich 
der Geiſter beginnt heutzutage der Menſch beim Doktor oder Profeſſor. 
Die Kreme der Weiſen ſind die Gelehrten, und dieſe dünken ſich über 
jenen Gebildeten, welche ihr Wiſſen der Allgemeinheit widmen, ſo 
erhaben wie die Ariſtokraten über den Demokraten. Es iſt nicht wahr, 
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daß die Popularität heuzutage eine in jeder Beziehung unangefochtene 
Errungenſchaft ſei. Sie hat noch immer an der Katheder⸗Weisheit eine 
unerbittliche Feindin. Wer zu ihr hält — und wäre er zehnmal 
Profeſſor — wird als der akademiſchen Würde unfähig befunden. 
Wehe dem, der im Beſitze des Doktorhutes, den unſeligen Gedanken 
faßt, jenen Dingen zwiſchen Himmel und Erde öffentlich Ausdruck zu 
geben, von denen die „Schulweisheit ſich nichts träumen laſſen will“. 
Er wird verhöhnt und verlacht aus keinem anderen Grunde, als weil 
er mit dieſen „Dingen“ ins Gedankenleben der Menge Ideen ſtreut, 
die möglicherweiſe zur Unzufriedenheit mit dem Beſtehenden, d. i. zur 
Unzufriedenheit mit der akademiſch ſanktionirten Weltordnung führen. 
Ja, die Popularität iſt in Dingen, welche den Fortſchritt der 
Welt bedingen, zum Bedürfnis geworden, und dieſe ſind die erkennt⸗ 
nistheoretiſchen Grundſätze — ob ſie nun den Bau des Himmels, 
den Bau der Erde, den Bau der Zellengewebe oder den Bau der 
menſchlichen Verfaſſung betreffen. Wer dieſe Erkenntniſſe innehat, 
und das Bedürfnis hat, ſie populär zu machen, der liebt die 
Menſchen, nicht ſo ſehr um deſſentwillen was ſie ſind, als viel— 
mehr um deſſentwillen was ſie werden können. Es muß aber 
gleichzeitig hervorgehoben werden, daß Popularität auf dieſem Gebiete 
nicht ſo leicht zu erwerben iſt, ſie iſt eine objektive Kunſt, die wahr— 
haft auszuüben nur dem künſtleriſchen Talente möglich iſt. Den Men- 
ſchen Licht geben oder ſie ans Licht gewöhnen, iſt nicht eins und das— 
ſelbe. Mit den Erkenntnislichtern hat man ſchon viel Unheil unter 
Jenen angerichtet, die das Unglück hatten, Zeit ihres Lebens in Dunkel— 
heit zu wandeln. Die Populariſirung der Erkenntniswiſſenſchaft kann 
daher nur der künſtleriſche Geiſt, der Geiſt, deſſen Objektivität aus 
der Selbſtloſigkeit hervorgeht, zuſtande bringen. Wer die Menſchen um 
ihres beſſeren Selbſt willen wirklich, das heißt, tief und aufrichtig 
liebt, muß im Gebrauche ſeines ſchriftſtelleriſchen Talentes ſuggeſtiv, 
d. h. gedankenübertragend oder produktiv wirken. Um dieſe Eigen⸗ 
ſchaft ſteht der Künſtler immer höher als der Philoſoph, das Talent 
immer höher als der Wille. Im vorigen Jahrhundert z. B. beſaßen 
die Deutſchen ein ſo reichhaltiges Gemüthsleben, eine ſo erhabene 
Idealität, wie ſie keine zweite Nation der Erde jemals entfaltete. 
Allein, ich muß geſtehen, daß dieſe Geiſter, dieſe Philoſophen, dieſe 
Dichter — bis auf wenige, wenige Ausnahmen — jenes Talentes 
entbehrten, welches nothwendig war, die Fülle ihrer Ideen zum gemein 
verſtändlichen Ausdruck zu bringen. Der Brennpunkt ihrer Leidenſchaften 
- lag nicht in der Menſchenliebe; er lag allerdings in der Wahrheits— 
liebe, aber wenn man die Wahrheit nicht um der Menſchen willen liebt, 
ſo bleibt ſie im Ausdruck abſtrakt. Die Sprache eines Kant iſt eine 
ſpezifizirte, ſchematiſch, ſie regt den Verſtand in hohem Grade an, aber 
den ganzen Menſchen ergreift ſie nicht. Kant iſt der unpopulärſte aller 
deutſchen Philoſophen, weil ſeine Liebe — wie er ſelbſt geſtand — in 
der Metaphyſik ruhte. Unfähig der populären Sprache war auch der 
rhetoriſche Fichte, war auch der myſtiſche Schelling, der lyriſche Schleier— 
macher und der dialektiſche Virtuos Hegel. Es fehlte ihnen ſammt und 
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ſonders der Künſtler; ſie hatten keinen Geſchmack, und darum auch 
keinen eigentlichen Stil, kein produktives Element, keine Popularität. 
Wie unendlich hoch über ihnen ſtand in dieſer Hinſicht Leſſing! Leſſing 
wußte, wie man das zum Gemeingut macht, was im Innerſten der 
Seele ſpricht. Oft ſchrieb er über Dinge, die an ſich ſelber ſcheinbar 
von keinem allgemeinen Intereſſe ſind; durch die Art der Behandlung. 
aber belebte ſie Leſſing in einer Weiſe, daß ſie allgemein intereſſiren 
mußten. Er weckte mit ſeiner Feder die menſchliche Pſyche dort, wo ein 
Anderer ſie kaum vermuthet hätte, und dieſe Pſyche war von unwider⸗ 
ſtehlichem Zauber. Leſſing liebte die Menſchen, und wenn er ihre Züge 
entwarf, ſo gab er ihnen ein unendlich Liebenswertes mit. Schrieb er 
über Kunſt, Religion oder Geſchichte, ſo hatte ſeine Schreibweiſe das— 
jenige, was ich die Humanität des Stils nennen möchte, eine Eigen— 
ſchaft, in welcher allein das ſchriftſtelleriſch Populäre liegt. Leſſing be— 
rückſichtigte in ſeinen Darſtellungen das Verſtändnis wie Keiner ſeiner 
Zeitgenoſſen. Das Dargeſtellte war aber darum leichtfaßlich, weil es 
zugleich liebenswürdig, gefällig, ſeeliſch-ſchön war. Man darf wohl 
dieſen Klaſſiker als den allerpopulärſten Schriftſteller in dem damaligen 
hochgelehrten, hochphiloſophiſchen und hochpoetiſchen Jahrhundert be: 
zeichnen. 

Die großen Schätze der Erkenntnis, mit welchen die Philoſophen 
des vorigen Jahrhunderts, als Denker überhaupt, Deutſchland be— 
reicherten, ließen es als wünſchenswert erſcheinen, dieſe Schätze, welche 
für das große Publikum ungenießbar waren, in Prägungen umzuſetzen, 
die ſie für das Allgemeine nutzbringend geſtalten. Wieder waren es 
Freunde des Menſchen, die dies anſtrebten, und es bildete ſich dann 
die große Reaktion gegen die dentſche Syſtem-Philoſophie, welche gar 
bald zu einem Kampfe entflammte, zum Kampfe — um Popularität. 
In dieſem Kampf, dem reine Menſchenliebe zu Grunde lag, regene— 
rirten ſich ſo manche Ideen, die für die ſoziale Stellung des Menſchen 
von großem Einfluſſe waren. Das Selbſtgefühl begann die breiten 
Maſſen des Volkes zu durchdringen. Die Mühſeligen und Bedürftigen 
ſahen ſich ethiſch erhoben zu jener Höhe, die ſie als Menſchen mit dem 
Reichen gemein haben. Der ganze moraliſche Idealismus, wie er in 
Kant und Fichte, bezogen auf die Menſchen wie er ſein ſoll, in erkennt— 
nistheoretiſchen Formen ſich ausſprach, nahm hier im edlen Kampf um 
Popularität konkrete Geſtalt an, im neugeſchaffenen Verhältnis der 
Arbeiter zum Arbeitgeber, in der Befreiung vom Frohndienſte, in der 
Herſtellung der Autonomie des Menſchenrechts und der menſchlichen 
Würde, die an keine von den Zufälligkeiten des Lebens geſchaffene 
Norm, wie arm und reich, hoch und nieder ꝛc., gebunden iſt. 

Wie in der Ethik, ſo hatte auch auf dem Gebiete der Natur— 
erkenntnis, die als Naturphiloſophie durch Schelling und Hegel eingeführt 
worden war, der Kampf um Popularität bedeutende Erfolge erzielt. 
Die hypothetiſche Naturphiloſophie iſt zur poſitiven Naturwiſſenſchaft 
geworden, iſt durch Schule und Haus gedrungen und hat als praktiſche 
Wehr gegen Dummheit und Aberglauben der Menſchheit große Dienſte 
geleiſtet. Das war ihre Popularität und darin beſteht noch heute ihr 
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unbedingter, über Gold und Gut erhabener Wert. Diefelbe Sozial- 
philoſophie, welche die moraliſche Wiedergeburt des Menſchengeſchlechtes 
begründet und ihre Maximen in der umfaſſendſten Weiſe verallgemeinert 
hat, aſſimilirte ſich mit den Prinzipien der Naturwiſſenſchaft, um die 
Segnungen ihrer Popularität intellektuell zu erhöhen. Aber wie alles 
Große in der Welt, von gewiſſen Hinderniſſen und Schranken beengt, 
nicht auf jedem Gebiete des Geiſteslebens ſich zu behaupten vermag, 
ſo mußte auch der Kampf um Popularität nur auf die beiden genannten 
Gebiete, auf das der Ethik und das der Naturerkenntnis lokaliſirt 
bleiben. Auf dem Gebiete der Literatur z. B. hat ſich der Kampf um 
Popularität keine Lorbeeren geholt. Die Poeſie, welche im vorigen 
Jahrhundert ſo herrliche Blüthen entfaltete, ſteht welk auf den Gefilden 
des modernen Lebens und mit ihr die geſammte ſchöngeiſtige Technik, 
welche die Aufgabe hat, den Stil, das Wort mit den Grazien des 
Idealismus zu durchdringen und für das Gemeingefühl der Leſewelt 
zu beleben. Wohl erzählt die Literaturgeſchichte von Geiſtern, die in 
dieſer Hinſicht den Kampf um Popularität wacker führten, allein ſie 
verbluteten gar arg und mußten den Kampf bald aufgeben. Da hat 
es Schriftſteller gegeben, die, um nicht abſtrakt zu erſcheinen, auf 
dichteriſche Art philoſophirten; Andere haben, um nicht als allzuſinn— 
lich zu erſcheinen, auf philoſophiſche Weiſe gedichtet; ſie war aber 
dadurch weder der Dichtkunſt noch der Philoſophie gerecht worden. 
Strengere Geiſter führten den Kampf um Popularität ſo, daß ſie alle 
Kathederweisheit, alle Syſtem-Philoſophie ſammt ihrem akademiſchen 
Pomp zum Gegenſtande des Spottes machten, dabei aber verzweifelt 
nach einer Univerſalform ſuchten, um die ideale Fülle ihres bewegten 
Gemüthes der allgemeinen Empfänglichkeit zum Genuſſe darzubieten. 
Ein großes Beiſpiel davon ſehen wir in Friedrich Schlegel. 
Dieſer war, möchte ich ſagen, ein Märtyrer der Popularität. 
Es that ihm im Herzen weh, daß die höchſten Erkenntniſſe des 
Menſchengeiſtes in Formen eingefangen und dargeſtellt wurden, welche 
dem allgemeinen Verſtändniſſe vollſtändig entrückt waren. Es verdroß 
ihn in der Seele, daß die volksmäßigen, natürlichen und einfachen 
Menſchen mit den Großen der Schule durch den Dolmetſch Kommentar 
verkehren mußten. Er hätte ihnen ſo gern auf das unmittelbarſte und 
aus voller Bruſt gegeben, was die Gottheit ſelbſt aus Gnade ihm ge— 
geben. Aus purer Menſchenliebe wollte er jene kalten, außerweltlichen 
Formen zerbrechen und lebendige, greifbare an deren Stelle ſetzen. Er 
plante eine Philoſophie, eine Philoſophie, die man nicht die Schlegel'ſche, 
ſondern Philoſophie überhaupt nennen ſollte. Er ging ſogar daran, 
Kant ins Populäre zu überſetzen. Wahrheiten, welche die Metaphyſik 
jo hoch über die Erde ſtellte, daß ſie wie ferne Firxſterne blos funkelten, 
wollte er der Erde ſo nahe bringen, daß ſie wie Sonnen wärmen und 
taghell leuchten ſollten. Aber wie ſchade, daß dieſer treffliche Mann 
nicht ſo bedeutend und urwüchſig dem Talent nach war, wie er es 
ſeinem Willen nach geweſen! Der Drang nach Popularität hat ihn 
leider ins Gewöhnliche, konventionell Empiriſche gebracht. Das Ideal 
löſte ſich ihm unter der Hand in tendenziöſe Ideen auf. Beglückt im 
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Wahn, daß die „Zeit der Popularität“ gekommen ſei, mußte er im 
vorgerückten Alter die Wahrnehmung machen, daß er ſich in einen 
Proſaismus hineingearbeitet hatte, unwillkürlich, unabſichtlich — und 
daran verblutete fein an Idealen jo überreiches Herz. 

Ja, Popularität iſt kein ſo leicht zu erringendes Ziel. Volks⸗ 
gefällig im Ausdruck und ideal dem Gehalte nach ſein, das iſt die 
höchſte Errungenſchaft des ſchriftſtelleriſchen Talents. Da muß man 
ſich wohl in Acht nehmen, über die Gemeinverſtändlichkeit im Stil den 
über die Gewöhnlichkeit hinausragenden Geiſt nicht einzubüßen. Die 
Welt iſt ſchlechterdings denkfaul, und für die Denkfaulheit ſchreiben 
heißt, den Sinnen, den leicht erregbaren Leidenſchaften ſchmeicheln. In 
dieſem Falle iſt die Herablaſſung zum Niederen Entweihung des Höch— 
ſten. Da iſt die Humanität des Stils (in welchem allein das Weſen 
der Popularität beſteht) brutale Knechtung der Seele ans geiſtig Leere 
und Gemeine. Der „lebendige Ausdruck“ ſteht dann ebenſo iſolirt vom 
lebendigen Gefühl, wie der ſchematiſche Ausdruck der der Popularität 
entgegengeſetzten Gelahrtheit. Leider muß man dieſe Wahrnehmung in 
der modernen Literatur machen, ihr ganzes Elend beruht auf der falſch 
verſtandenen und falſch gebrauchten Popularität. Man hat ſich die 
Arbeit, gemeinverſtändlich zu ſein, dadurch erleichtert, indem man das 
Oberflächliche ſtiliſirte. Man ſchreibt „leichtfaßlich“, weil man da nichts 
zu faſſen hat als das leichte Wort, das wie eine Hülſe ohne Kern 
dahinweht. Talent haben, heißt heutzutage die Fähigkeit beſitzen, den 
Schaum abzuſchöpfen vom mouſſirenden Leben, um ihn als ſcheinbar 
erfriſchendes Getränk der kritikloſen Menge vorzuſetzen. Kein Dichter— 
wort iſt jemals ſo mißbraucht worden, wie das bekannte „Greift nur 
hinein ins volle Menſchenleben!“ Ja, greift nur hinein in alle Geiſt— 
loſigkeiten und Seichtheiten eines zuſammengewürfelten, unharmoniſchen, 
unverklärten und unvernünftigen Daſeins, gebt dann dem ‚jo Ge— 
wonnenen den Firnis ſprachlichen Glanzes, die Schminke des farben— 
reichen Pathos oder die Glätte, Ebenheit und Flachheit eines charakter— 
los fließenden Stils und ihr habt Ohr und Auge des Publikums ge— 
wonnen! So ruft der Geiſt der modernen Popularität unſeren Alltags— 
ſchriftſtellern, den überaus klaren, überaus einfachen, überaus leichten 
— ins leichtfertige Herz hinein. Eine ſolche Popularität iſt eine 
Schmach für ein aufgeklärtes Jahrhundert, iſt eine Beleidigung und 
Unterſchätzung des für eine beſſere Kultur empfänglich gewordenen 
Volksgeiſtes. Mit Recht darf die Wiſſenſchaft eine ſolche Popularität 
verachten; ihr abſtrakter Stil iſt in ſolchem Falle heilſamer, ja an— 
regender als der populäre Stil eines roh-ſinnlichen, roh-materialiſtiſchen 
Gemeinverſtandes. Nichts gefährdet ſo ſehr die Wiſſenſchaft, als wenn 
man ſie in dieſem Sinne populariſiren will; das hieße ihre Wahrheiten 
um ein Linſengericht an die Phantaſie verkaufen, die müßige Neugier 
mit dem unterhalten, was die redliche Wißbegier unter großen An- 
ſtrengungen erworben. Es gibt keine abſcheulichere Ausgeburt unſerer 
Zeit als jene wiſſenſchaftlichen Romane, wiſſenſchaftlichen Gedichte und 
wiſſenſchaftlichen Kauſerien, die da ſpielend und ſingend den Geiſt der 
Wiſſenſchaft in die Menge verpflanzen ſollen! Darin liegt mehr Prahlerei 
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des Wiſſens als Macht des Könnens. Der Geiſt der Wiſſenſchaft wird 
unter ganz anderen Bedingungen produzirt. Den Geiſt der Wiſſenſchaft 
erreicht man nicht durch die „gefällige“ Wiedergabe ſo und ſo vieler 
phyſikaliſcher oder chemiſcher, aſtronomiſcher oder biologiſcher Erfah— 
rungen. Der Ernſt dieſes Geiſtes liegt im Streben, nicht im Großthun 
mit dem Erſtrebten. Geſetzt, ein Künſtler wollte den wiſſenſchaftlichen 
Geiſt der Zeit zur Darſtellung bringen. Was würde er thun? Würde 
er eine wohlgeordnete Ausſtellung liefern von ſämmtlichen Resultaten 
moderner Forſchung — oder würde er vielmehr die Art modernen 
Forſchens, den Weg zur wiſſenſchaftlichen Erkenntnis ſchildern? Offenbar 
letzteres; denn dort. würde er nur ein gebildetes Abſtraktum, hier das 
Ringen der menſchlichen Natur zum Ausdruck bringen, in dem einen 
Falle würde das Jahrhundert angeſtaunt, in dem anderen das 
Bedürfnis nach Wiſſenſchaft rege erhalten. Das allein hieße ihrem 
Geiſt zur Geltung, zur Macht, zur Popularität verhelfen. Wiſſenſchaft 
als ſolche dagegen (und ich verſtehe darunter die Summe aller Fach— 
wiſſenſchaften) bedarf durchaus nicht der populären Form im Aus— 
druck; ihr Stil muß ein vom Bildlichen emanzipirter Stil bleiben. Es 
iſt nicht die Aufgabe der Wiſſenſchaft, auf die Stimmungen zu wirken, 
die Wahrheiten, die ſie verkündet, ſind reine Verſtandeswahrheiten, 
Spezialismen, die um ihr Individualrecht nicht verkürzt werden dürfen. 
Dem Denker ſteht es nur frei, das geiſtige Band um ſie zu 
ſchlingen, damit ſie in der Totalität als Weltweisheit 
empfunden werden! Dieſe muß populär in der Form ſein, nicht 

die Fachwiſſenſchaft. Das Streben macht gemeinverſtändlich, ihr Träger 
der Kultur, und die Wiſſenſchaft wird dann Gemeingut! Sie ſelbſt in 
die volksgefällige Sprache zu überſetzen — das raubt ihren Begriffen. 
alle Prägnanz und Klarheit. Die ſogenannten „populär-wiſſenſchaft— 
lichen“ Abhandlungen und Vorträge ſind bei all' ihrer Korrektheit in 
der That äußerſt mangelhafte Erzeugniſſe, ſie ziehen die Wiſſenſchaften 
zum Volke herab, ſtatt das Volk zu ihnen zu erheben, dagegen bieten 
die populär-philoſophiſchen Abhandlungen mehr Anhaltspunkte für das 
nach innen hinein ſich entwickelnde Gemüthsleben als alle Abſtrakta der 
Syſtem-Philoſophie zuſammengenommen. Wir leben ein ganz verfehrtes 
Leben, wenn wir das, was ſeiner Natur ſpezialiſtiſch iſt, allgemein 
machen, und das, was ſeiner Natur nach univerſal iſt, ſpezialiſtiſch 
verengen. Leider iſt das aber auch der Grundzug des modernen Geiſtes— 
lebens. Als Folge ergibt ſich, daß auch auf ſozialem Gebiete der 
Charakter des Einzelnen dort ſeine Individualität aufgibt, wo ſie noth— 
wendig iſt, und dort ſie hervorkehrt, wo ſie im Allgemeingefühl der 
Menſchheit aufgehen ſoll. Der Eine macht ſein ſubjektives Weſen. 
populär und bläht feine privaten Angelegenheiten zu allgemein menſch⸗ 
lichen auf, während ein Anderer die wahre Humanität in die Grenzen 
des Egoismus einengt und der Arbeit am allgemeinen Wohl die Sig— 
natur der perſönlichen Glückſeligkeit aufdrückt. Auf dem Gebiete der 
Kunſt herrſcht dieſelbe Verkehrtheit. Kleinliche Dinge, die nur von 
äußerſt eingeſchränktem Spezialintereſſe ſind, werden mit der eng— 
herzigſten Einſeitigkeit behandelt werden. Das Intereſſe an denſelben 
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ſchrumpft zu einem Sonderintereſſe zuſammen oder fie erwecken überhaupt 
keines. Popularität und Alltäglichkeit ſind eben heutzutage identiſch. Doch 
nicht lange wird es dauern und das Alltägliche wird in die ihm von 
der Natur angewieſenen Grenzen zurückgedrängt und das Nichtalltäg- 
liche allein als der Popularität würdig befunden werden. Wir müſſen 
warten, bis der Schwarm der Krämertalente ſich verzogen und das 
Univerſalgenie der Menſchheit in Individuen Sprache gewinnt, welche 
das in tauſend Sonderintereſſen zerſplitterte Leben wieder einigen zum 
Allgemeingefühl des Unvergänglichen, Göttlichen! J. R. E. 


Literariſche Anzeigen. 


109. Verſuch über die Ungleichheit der Menſchenraſſen. 
Vom Grafen Gobineau. Deutſche Ausgabe von Ludwig Sche— 
mann. Stuttgart. Fr. Frommann. (E. Hauff.) 1. Bd. 1898. XVIII, 
290 S. Mk. 3:50. 2. Bd. 1899. 382 S. Mk. 420. 

Nachdem durch die mit großem Beifall aufgenommenen Ver⸗ 
deutſchungen von Gobineaus „Aſiatiſche Novellen“ (Reklams Univerſal⸗ 
Bibl. Nr. 3104/5) und „Renaiſſance“ (ebenda Nr. 3511 —15) dieſer 
Autor dem beſſeren Theile des deutſchen Publikums ſchnell lieb und 
wert geworden, erſchien es an der Zeit, nunmehr auch an die Einbürge⸗ 
rung feines wiſſenſchaftlichen Hauptwerkes, des „Verſuchs über die 
Ungleichheit der Menſchenraſſen“ ernſtlich zu denken. 
| Dieſes Buch, in Frankreich zuerſt in den 50er Jahren erſchienen, 
dann 1884 wieder aufgelegt, iſt in Deutſchland ſeither ſo gut wie gar 
nicht beachtet worden. Nur wenige, freilich umſo bedeutendere Perjön- 
lichkeiten haben es auf ſeinen wahren, durchaus ungewöhnlichen Wert 
erkannt und als ein epochemachendes Werk, gleichſam als eine Kultur: 
geſchichte größten Stiles begrüßt, deren Entdeckungen, deren 
weittragenden Grundgedanken nicht mehr, wie bisher aus Anlaß ver— 
einzelter Erwähnungen, in verſtändnisloſer Amalgamiſirung mit Mode— 
begriffen des Tages, ſondern als Licht- und Wärmezentrum einer eigenen, 
ganz neuen geſchichtlichen Weltanſchauung wirken zu laſſen, der Zweck 
der vorliegenden Veröffentlichung iſt. 

Wie nebelhaft die bisherigen „Kulturgeſchichten“ geweſen, erſieht 
man am deutlichſten, wenn man ſelbſt die gewaltigſte unter ihnen, 
Herders „Ideen“, einmal auf ihre eigentliche Baſis hin unterſucht. 
Es ſind dort ſo gut, wie allerwärts ſonſt, meiſt ſpekulative Gedanken, 
moraliſche Raiſonnements, abſtrakte Formeln. Wohl wird die Menſch- 
heit in ihren allgemein kosmiſchen, wie in klimatiſchen und ſonſtigen 
Zuſammenhängen und Abhängigkeiten mit betrachtet, aber im Ganzen 
doch vorwiegend, wenn nicht ausſchließlich, wie wir's auch vom einzelnen 
Menſchen nur zu lange gewohnt geweſen ſind, als ein Moraliſch— 
Geiſtiges gefaßt. Gobineau zuerſt hat methodiſch gelehrt und 
bewieſen, daß die Menſchheit, daß Völker und Generationen nicht 
nur als Forſchungsobjekt des Anthropologen und Ethnologen, ſondern 
gerade auch als das des Kulturhiſtorikers und Sozialethikers, vor 
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Allem ein leiblicher Organismus ſind, und daß alle größten und 
kleinſten Leiſtungen des Menſchengeiſtes, alle Vorzüge und Fehler der 
Nationen, daß jegliche Erhebung und jeglicher Sturz einer Ziviliſation, 
kurz, daß alles und jedes moraliſche und geiſtige Moment in der 
Weltgeſchichte auf jenes Leibliche zurückzuführen und aus ihm zu er— 
klären iſt. Jenes Leibliche aber iſt die Raſſe: eine Nation iſt in dem 
Maße nach Anlage-, Leiſtungs- und Entwicklungsmöglichkeiten bevor⸗ 
zugt, als ſie einer bevorzugten Raſſe angehört (denn mit dem Märchen 
der Gleichheit in der Veranlagung der Menſchenraſſen räumt Gobineau 
ein für alle Mal auf), oder — da die Raſſen ſich gänzlich unver miſcht 
ſo gut wie gar nicht erhalten haben, vielmehr die Miſchung der 
Raſſen der eigentliche phyſiologiſche Hauptprozeß der Weltgeſchichte 
geweſen iſt — in dem Maße, als bei ihren Miſchungen das Blut der 
höheren Raſſe ſiegreich geblieben iſt. 

Stolz und groß hat Gobineau es ausgeſprochen, er glaube zuerſt 
die wirkliche noch unerkannte Baſis der Geſchichte auf 
gedeckt zu haben. Schwerlich möchte er ſich mit dieſem Glauben über: 
hoben haben! Und wäre dem ſo — auf alle Fälle iſt er einer von 
den Denkern, welche, wenn ſie ihre eine Kardinaltheſe aufgeſtellt, aus 
ſich geboren haben, eine ſolche Fülle tiefer und geiſtvoller Belehrungen 
zu deren Deutung und Begründung beizubringen wiſſen, daß am Ende 
ihre materielle Richtigkeit für den ſinnvollen Leſer gar nicht 
einmal ausſchließlich in Betracht kommt. Uebrigens hat ſich Gobineau 
wiederholt mit Recht darauf berufen, daß nicht nur die zahlreichen 
Entdeckungen und Funde aus der Vergangenheit aller Völker und 
Länder, daß namentlich auch die zeitgenöſſiſchen und noch immer ſich 
anbahnenden Entwicklungen des Völkerlebens ſprechendes Zeugnis für 
ſeine Doktrin ablegen. | 

So ſcheint es in der That, als ob die Entſcheidung über Wahr— 
heit oder Irrthum der Gobineauſchen Theſe den Gelehrten, mit ihren 
Theorien, von der Weltgeſchichte ſelber, mit ihren wuchtigen Wirklich— 
keiten, aus der Hand geriſſen ſei. Der „Nationalitäten“- d. h. eben 
der Raſſengedanke durchzieht das moderne Völkerleben heute mehr denn 
je, und keiner kann ſich mehr der Empfindung erwehren, daß alle 
modernen Nationen vor eine Entſcheidung, eine Prüfung geſtellt ſind, 
was ſie als Nationen — d. h. eben nach ihrer Raſſen-Anlage, ihren 
Miſchungsbeſtandtheilen, dem Ergebniſſe ihrer Raſſenmiſchungen — 
wert ſeien, in wie weit ſie dunkel geahnten, vielleicht mit Vernichtung 
drohenden Stürmen der Zukunft gewachſen ſein werden. 

Daß Gobineau in jene Zukunft ernſt und düſter hineingeblickt 
und, was er da erſchaut, mit rückſichtsloſer, ja erbarmungsloſer Wahr— 
haftigkeit ausgeſprochen hat, gerade das iſt wohl, wie ihm ſelbſt nicht 
entgangen ſein mag, vorwiegend mit der Grund geweſen, warum ſein 
im Uebrigen von Geiſt wahrhaft überquellendes, von den intereſſanteſten 
Fragen des Kultur- und Völkerlebens durchzogenes Werk bei den 
Völkern von heute keine Heimat gefunden hat. Sie hören gemeiniglich 
ganz andere Wahrheit lieber, als daß ſie degenerirt, und daß keine 
ſonderlich großen Dinge mehr von ihnen zu erwarten ſeien. Und doch. 
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ſteht zu hoffen, daß gerade wir Deutſchen Gobineau trotz alledem gern 
hören werden. Denn er hat es als unumſtößlichen Schlußſchatz ſeiner 
geſammten ethnographiſchen Erkenntniſſe hingeſtellt, daß in der ger: 
maniſchen Raſſe (die er einmal ſogar geradezu die „weltordnende“ 
genannt hat) die höchſte Blüthe weltgeſchichtlicher Entwick⸗ 
lung getrieben ſei, daß die in ſie gelegten Keime die wahrhaft 
befruchtenden, die edelſten Lebenskeime geweſen ſeien, und daß noch 
fort und fort einem Volke in dem Maße Leben beſchieden ſein werde, 


als es germaniſches Blut in ſeinen Adern rein bewahrt habe. Nun 


wohlan — das iſt immerhin ein Troſt, ſelbſt bei ernſteſten Blicken in 
die Zukunft. Wir ſind relativ mit die wenigſt Degenerirten, und das 
iſt ſchon Etwas. Wohl uns, wenn uns Gobineaus Wort zum Wort 
des Lebens werden könnte! Der Ueberſetzer ſchreibt in feinem Vor— 
worte: „Die deutſche Ausgabe von Gobineaus Raſſenwerk ſoll in vier 
Bänden zu durchſchnittlich 20—25 Bogen im Laufe der nächſten Jahre 
erſcheinen, ein Nachtragsband, enthaltend eine allgemeine Einleitung, 
Anmerkungen und Regiſter, ſpäter das Ganze. zum Abſchluß bringen .. 

Der Text der deutſchen Ausgabe iſt genau der des Originals, 
ohne jede, auch die leiſeſte Aenderung. Die einzigen Zuthaten, die ich 
mir erlaubt und alsdann durch eckige Klammern kenntlich gemacht 
habe, betreffen die Zitate, welche Gobineau häufig unvollſtändig se 
laſſen hat und welche ich, wo es mir nur irgend möglich, d. h. in faſt 
ſämmtlichen Fällen, kompletirt habe. 

Da Gobineaus Werk vor faſt einem halben Jahrhundert erſchienen 
iſt, ſo trat die Frage eindringlich an mich heran, ob nicht eine völlige 
Neubearbeitung desſelben ins Auge zu faſſen ſei. Ich habe dieſe 
aber nach jahrelanger reiflicher Erwägung verneinen zu 
müſſen geglaubt. Die nähere Begründung dieſer meiner Entſchlie— 
ßung muß ich mir für meine ausführliche Einleitung vorbehalten; hier 
vorerſt nur in Kürze Folgendes: 

So gewiß man die Ergebniſſe der neueren Forſchung gegen viele 
Einzelheiten der Gobineauſchen Beweisführung mit Recht wird ins Feld 
führen können, fo gewiß erſchien es mir anderſeits, daß fie die Quint— 
eſſenz des Ganzen, den eigentlichen Kern- und Grundgedanken des 
Werkes, nicht tangiren werden. Damit aber war es mir dann als 
Pietätsgebot gegeben, ein ſolches Werk, deſſen Umarbeitungen ohnehin 
immer eine durchaus willkürliche, vergängliche, vielleicht nach einem 
Jahrzehnt ſchon wieder zu ändernde Geſtalt tragen müßten, in ſeiner 
monumentalen Urgeſtalt zu belaſſen, als eine jener gewaltigen 
Schöpfungen des denkenden Geiſtes, die kraft ihrer überragenden Be— 
deutung den Rang und die Unantaſtbarkeit von Kunſtwerken bean— 
ſpruchen dürfen. Einer ſpäteren, von fachmänniſcher Seite zu 
liefernden, berichtigenden und ergänzenden Sonderarbeit über Gobi— 
neaus Raſſenbuch wird durch die ſtrikte Feſthaltung ſeines Original⸗ 
textes in der deutſchen Ausgabe nicht nur nicht präjudizirt, ſondern ſie 
bleibt ſogar in hohem Grade wünſchenswert und wird auch zweifellos 
nicht ausbleiben, wenn erſt, woran ebenſowenig zu zweifeln iſt, Gobi— 
neaus Gedanke im Geiſtesleben der Deutſchen Wurzel geſchlagen haben 
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wird.“ Bisher ſind die beiden erſten Bände der Ueberſetzung erſchienen. 
Sobald ſie vollſtändig vorliegen wird, werden wir auf das Werk wieder 
zurückkommen. 


110. Bismarck posthumus. Von Ludwig Bamberger. 
Sonderabdruck aus der Wochenſchrift „Die Nation“. 3. und 4. Tauſend. 
Berlin. Verlagsgeſellſchaft „Harmonie“. 1899. 64 S. M. 1. 

Bismarcks Tod hat die Meuſchheit von Neuem veranlaßt, über 
dieſe eigenartige Perſönlichkeit und die in ihr verkörperten Probleme 
abermals nachzuſinnen. Nicht blos das längſt Bekannte iſt wieder zu— 
ſammengefaßt worden, auch Neues kam hinzu, in vielen Bänden breit 
angelegte Beobachtungen und ausführliche Mittheilungen. Zwar erſt 
zuletzt gekommen, aber natürlich Allem vorgehend, Alles hoch über— 
ragend, mit der äußerſten Spannung erwartet, kam das eigene zwei— 
bändige Werk, die „Gedanken und Erinnerungen“. Dieſes, ſowie 
Moritz Buſch' nun auch in deutſcher Ausgabe vorliegendes, großes 
dreibändiges Werk „Tagebuchblätter“ haben den alten bekannten 
Politiker Ludwig Bamberger veranlaßt, auch ſeinerſeits das Wort zu 
ergreifen, um in der vorliegenden Schrift die genannten zwei Werke 
und andere neuere Bismarck-Literatur einer umfaſſenden ſtrengen Kritik 
zu unterziehen, und dabei höchſt wichtige und wertvolle Ergänzungen, 
Erklärungen, ſowie zahlreiche authentiſche Berichtigungen niederzulegen, 
welche die weiteſtgehende Beachtung verdienen. Bamberger, deſſen glän— 
zender, packender Stil aus ſeinen vielgeleſenen „Studien und Medi— 
tationen“, feinen geradezu klaſſiſchen „Charakteriſtiken“ und ſeinen zahl— 
reichen, weit verbreiteten „politiſchen Schriften“ zur Genüge bekannt 
iſt!), ſchreibt im Anfang feiner neuen Schrift über Bismarcks Gedanken 
und Erinnerungen, die er „ein höchſt inhaltreiches, hiſtoriſches, poli— 
tiſches und pſychologiſches Denkmal menſchlicher Geiſtes- und Cha— 
rakterſtärke“ nennt: „Bismarck hat ſich ein ſchriftliches Monument ge— 
ſetzt, welches von keinem ähnlichen Werk unter ſeinen Vorgängern in 
der Herrſchaft über Völker und Zeiten übertroffen wird, man kann 
wohl ſagen, welchem kein ſolches an Vielſeitigkeit, Zuſammenfaſſung 


) Wir verweiſen bei dieſer Gelegenheit auf die nicht genug zu empfehlenden 
„Geſammelten Schriften“ von Ludwig Bamberger hin, die im 
Verlage von S. Roſenbaum in Berlin in fünf Bänden erſchienen ſind. Bd. I: 
Studien und Meditationen. 463 S.: Weihnachtsbriefe: 1. Die Kunſt 
zu ſchenken. 2. Etwas über das Briefſchreiben. 3. Ein Weihnachtsbrief. 4. Ueber 
Toaſte. 5. Fragen an die ewigen Sterne. 6. Ueber einige Formen des geſelligen 
Verkehrs. 7. Ueber das Alter. — Die Franzöſelei am Rhein, wie ſie kam und 
wie fie ging. — Ein Vademecum für deutſche Unterthanen. — Die deutſche Kolonie. 
— Das Reich und die Wiſſenſchaft. — Verdirbt die Politik den Charakter? — 


Staatsmänniſche Indiskretionen. — Die wahre Militärpartei. — Dunkle Vor— 
ſtellungen. — Die Aera der Toaſte. — Fleiſch und Brot .. oder Papier? — Der 
ſtaatserhaltende Beruf der Hölle. — Unſere Neueſten. — Die neueſte Aera der 
Spekulation. — Vor 25 Jahren. — Frankreich und Rußland. — Bd. II: Cha- 
rakteriſtiken. 328 S.: Adam Lux — Moriz Hartmann. — Reminiszenzen 
an Napoleon III. — Eduard Lasker. — Laskers Briefwechſel aus dem Kriegsjahre. 
— Zur Erinnerung an Friedrich Kapp. — Karl Hillebrand. — Heinrich von 
Treitſchke. — In Ferienſtimmung. — Heinrich Homburgers Eſſays. — 5905 


Renan. — Adolf Soetbeer. — Arthur Chuquet. — Otto Gildemeiſter. — Bd. III 
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und Darſtellungskunſt an die Seite zu ſtellen iſt. Weder Cäſar, noch 
Friedrich der Große, noch Napoleon haben in ſo eigenartigen, blen- 
denden, ſchriftſtelleriſch vollkommenen Schilderungen ihrer Perſon und 
ihrer Thaten ein fo weit- und tiefgehendes Bild hinterlaſſen. Wohl 
auch keines, welches ſo feſſelnd den Leſer in Beſchlag nimmt, von der 
erſten Zeile bis zur letzten. Wer es mit Verſtändnis und mit Kenntnis 
der Dinge, beſonders auch vergleichend mit dem Selbſterlebten, durch— 
wandert, wird in Bewunderung, aber auch freilich im Proteſtiren, kein 
Ende finden.“ Vergleichend mit dem Selbſterlebten geht nun Bam— 
berger, der all die Jahre hindurch mitten im politiſchen Leben geſtanden, 
und oft und viel mit Bismarck zuſammenarbeitend in engſte Berührung 
gekommen iſt,' das Bismarck'ſche Werk durch —, bewundernd, wo zu 
bewundern iſt, aber auch offen und ehrlich proteſtirend, wo es zu pro— 
teſtiren gibt. Dem Geſammtbild des Männes, wie er ſich ſelbſt auf— 
faßt und wie er von der Welt erfaßt und geſehen ſein will, dieſem 
„Bismarck peint par lui-méme“, wie ihn die „Gedanken und Er: 
innerungen“ zeichnen und wie ihn auch Buſch malt, dem Bismarck 
ſelbſt zu dieſem Zwecke — in der Abſicht, es früher oder ſpäter ver— 
öffentlicht zu ſehen — zahlreiches Material übergab — dieſem Bis— 
marck ſtellt Bamberger ein objektiv geſehenes, naturgetreu entworfenes 
Charakterbild entgegen, welches nicht nur eine der bedeutendſten „Cha- 
rakteriſtiken“ des Verfaſſers geworden iſt, ſondern wohl überhaupt zu 
den beiten Charakteriſtiken Bismarcks zu zählen iſt. Bamberger Eon: 
ſtruirt ſich das Charakterbild unter Berückſichtigung zahlreicher, ſcheinbar 
kleiner Züge, die er — kühl beobachtend — im Laufe der Zeit auf 
ſich hat wirken laſſen. Er gehört weder zu den unbedingten Verehrern, 
die jedes Wort Bismarcks nachbeten, jede ſeiner Thaten vergöttern, 
noch zu denen, die nichts an ihm und nichts von ihm gelten laſſen 
wollen; er ſteht vielmehr über dem Gegenſtand ſeiner Beobachtungen, 
ohne ſich von ſeinen perſönlichen Gefühlen mit fortreißen zu laſſen. 
So ſchreibt er ſelbſt: „Bismarck war für die Menſchen ſeiner nächſten 
Umgebung in ſeinen Manieren gewinnend. Man weiß, wie dankbar 


Politiſche Schriften von 1848 — 1868. 443 S.: Flitterwochen der 
Preßfreiheit. — Erlebniſſe aus der Pfälzer Erhebung. — Juchhe nach Italia. — 
Aus den demokratiſchen Studien: Vorwort. Des Michael Pro Schriftenwechſel 
mit Thomas Contra aus dem Jahre 1859. — Berlin in Paris. — Ueber die 
Grenzen des Humors in der Politik. — Alte Parteien und neue Zuſtände. — 
Monſieur de Bismarck. — Bd. IV: Politiſche Schriften von 1868 — 1878. 
438 S.: Eine Stimme aus der Fremde. — Kandidaten-Rede. — Vertrauliche Briefe 
aus dem Zoll-⸗Parlament. — Die fünf Milliarden. — Zur Embryologie des Bank— 


Geſetzes. — Zur Geburt des Bankgeſetzes. — Das Gold der Zukunft. — Bd. V: 


Politiſche Schriften von 1879 —1892. 439 S.: Deutſchthum und Juden— 
thum. — Die Sezeſſion. — Die Kunſt, ſein Glück beim Zoll zu machen. — Geht 
die Welt beſſeren Zeiten entgegen? — Warum eſſe ich? — Kaiſerthum und Reichs— 


tag. — National. — Die Reichsbank. — Der wunde Punkt. — Die deutſche 
Tagespreſſe. — Ueber Kompromiſſe. — Zum Jahrestag der Entlaſſung Bis— 
marcks. — Marſeillaiſe und Afrikalotterie. — Silber. — Die Kriſis in Deutſch— 


land und der deutſche Kaiſer. 
Preis aller fünf Bände geh. M. 25, elegant geb. M. 30, jeder einzelne 
Band geh. M. 5, eleg. geb. M. 6. 
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den Großen der Welt, ſeien ſie durch ihre Geburt oder ihr Genie ge— 
worden, jedes freundliche Verhalten angerechnet wird. Was unter 
Gleichen nur gute Lebensart wäre, wird hier zur holden Liebenswür— 
digkeit. Wird die menſchliche Behandlung nun gar mit der Geſchicklich—⸗ 
keit und Grazie, wie ſie Bismarck zu handhaben verſtand, geübt, ſo 
bezaubert ſie natürlich mit verdoppelter Gewalt.“ Unter dieſem Zauber 
ſtand jedoch Bamberger nicht, er bleibt ſtets der Beobachtende; er 
ſchreibt weiterhin: „Bismarck konnte, wenn er wollte, einen von ihm 
Empfangenen mit Liebenswürdigkeit in Beſchlag nehmen, beſonders 
durch den Ton überſprudelnder Vertraulichkeit, den er leicht auſchlug. 
Er wär, was man in Frankreich „un enjöleur* nennt... Seine 
Liebe aber konzentrirte ſich auf die ihm Nächſten, die ein Stück ſeiner 
ſelbſt waren und ſolidariſch zu ſeiner Selbſtvertheidigung gehörten, die 
Familie. .. Auch feine Hundefreundſchaft hängt mit dieſer auf die 
nächſte Umgebung beſchränkten Zärtlichkeit zuſammen. Nicht ſelten ſind 
die exaltirten Hundefreunde Menſchenverächter. Siehe Friedrich den 
Großen in ſeinen alten Tagen und Schopenhauer! Wenn an ſeinen 
parlamentariſchen Empfangsabenden der „Reichshund“ gemeſſenen 
Schrittes durch die Reihen der Gäſte ging, drängte ſich mir der Ge— 
danke auf: das ſoll wohl heißen: dieſe Geſellſchaft iſt für ihn gerade 
gut genug.“ Zahlreiche perſönliche Erinnerungen und kleine Anekdoten 
laufen in Bambergers intereſſanter Schrift mit unter, und zwar immer 
zu dem beſtimmten Zwecke, das Charakterbild zu vervollſtändigen und 
möglichſt lebhaft zu geſtalten. So erzählt er an anderer Stelle: „Trotz 
dem Bismarck ein Junker war, hatte er gar keine ariſtokratiſchen Vorur— 
theile. Er kannte nur einen Unterſchied zwiſchen den Menſchen: ob ſie ſich 
ihm anpaßten oder nicht; daher war er Jedem gegenüber, wenn er ihn 
nicht als verdächtigen Feind behandelte, rückhaltlos geſprächig und un: 
bedacht, ſeinen kauſtiſchen Witz anzubringen. Das war ſozuſagen ein 
reiner Sport für ihn. An einem feiner Samſtag-Abende ſaß ich einmal 
neben ihm auf dem Sopha. Ein Herr tritt grüßend ein und ſchreitet 
an ihm mit ehrfurchtsvoller Verbeugung vorüber. „Sit das nicht 
Staatsſekretär von Thiele?“ , fragte ich ihn. „Ich hab' es ſchaudernd 
ſelbſt erfahren“, antwortete er mir leiſe. Wir hatten uns im Uebrigen 
gar nicht mit dem Mann beſchäftigt. In anderen Fällen lief freilich 
Berechnung mit unter. Eines Tages, es war zufällig auch ein Sams— 
tag, hatte ich Stephan wegen ſeiner Leiſtungen in der Organiſation 
der Feldpoſt im Reichstage gelobt. Als ich des Abends zum großen 
Empfang kam, nahm mich Bismarck bei Seite: „Sie haben mir heute 
Stephan zu ſehr gelobt, der Mann iſt ohnedies zu eitel. Eitelkeit iſt 
wie eine Hypothek auf ein Grundſtück; ſie entwertet es um ihren Be— 
trag.“ Er hat ſpäter den Spruch auch ſonſt noch gebraucht. Am größten 
war ſeine Meiſterſchaft in der Kunſt, ſcheinbar unabſichtlich dem Zu— 
hörer eine Meinung beizubringen, damit er ſie weiter verbreite. Be— 
kanntlich ſagte er einmal von Jemand: „Der Kerl iſt ſo dumm, man 
kann ihm nicht einmal ein Geheimnis anvertrauen, damit er es weiter 
erzähle.“ Wir brauchen kaum noch näher auf die leſenswerte Schrift 
einzugehen. Durch die kleinen Proben glauben wir ſchon gezeigt zu 
12* 
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haben, daß Bambergers „Bismarck“ nicht nur leſenswert iſt, ſondern 
vor Allem auch angenehm, intereſſant und anregend zu leſen! 

111. Im Reiche der Freiheit. (Merrie England.) Briefe 
über den Sozialismus. Von Robert Blatchford. Aus dem Eng— 
liſchen frei überſetzt von Henry Wright. Wien. Wiener Volksbuch⸗ 
handlung (J. Brand), XII. 227 S., 60 kr. 

R. Blatchford, dieſer glänzende und geiſtvolle engliſche Journaliſt, 
iſt Heraus geber der Zeitſchrift „The Clarion“, eines der gelejeniten. 
Blätter ſozialiſtiſcher Richtung. Sein berühmtes Buch „Merrie Eng— 
land“, deſſen deutſche Ueberſetzung hier vorliegt, hat in der engliſchen 
Ausgabe in mehr als einer Million Exemplaren Verbreitung gefunden 
und gilt unbeſtritten als die verbreitetſte und wirkſamſte Agitations⸗ 
ſchrift in engliſcher Sprache. Daß ſo Manches darin dem deutſchen 
Sozialdemokraten fremdartig erſcheint und hie und da ſogar ſeinen 
Widerſpruch hervorruft, iſt nicht zu leugnen; bei aller Tiefe ſozialiſtiſchen 
Empfindens, bei aller kritiſcher Einſicht in die ökonomiſchen Zuſammen— 
hänge, mangelt Blatchford die ſyſtematiſche Zuſammenfaſſung des 
ſozialiſtiſchen Gedankenbaues, mangelt ihm insbeſondere auch die tiefe 
Erkenntnis der geſchichtlichen Entwicklung und der Rolle des Klaſſen— 
kampfes in ihr, die uns Deutſchen durch Marx und Engels in Fleiſch 
und Blut übergegangen. Trotzdem wird Blatchford's geiſtblitzende 
Schrift, deren Vorzug die Wärme, Unmittelbarkeit und echte Volks— 
thümlichkeit iſt, auch den deutſ ſchen Arbeitern willkommen ſein. Sie iſt 
vortrefflich geeignet, Indifferente in unſere Ideenwelt einzuführen und 
den Parteigenoſſen ſcharfe Waffen für die tägliche Polemik in die Hand 
zu geben. Das vorliegende Buch iſt urſprünglich in einem Verlage er— 
ſchienen, deſſen Spezialität evangeliſch-ſoziale Schriften ſind; die Ueber— 
ſetzung rührt von einem Evangeliſch-Sozialen, Herrn Wright, her und 
trägt an vielen Stellen die Spuren davon. Seine Vorrede gibt Zeugnis 
davon, welche Hoffnungen er an das Erwachen „chriſtlichen und ſozialen“ 
Empfindens im Bürgerthum knüpfte. Faſt die ganze Auflage des Buches 
iſt unverkauft liegen geblieben: das mag Herrn Wright ahnen laſſen, 
daß er ſich an eine falſche Adreſſe gewendet. Die Volksbuchhandlung 
hat nun das Buch erworben und will es jenem Leſerkreis zuführen, 
für den Blatchford geſchrieben und der allein ihn voll verſtehen wird. 
Die deutſchen Arbeiter werden das Werk zu würdigen wiſſen, das von 
ihren engliſchen Leidensbrüdern und Kampfgenoſſen mit Begeiſterung. 
5 wurde. Der billige Preis ſichert dem Buch weiteſte Ver— 
reitung 

112. Soziale Bewegungen und Theorien bis zur modernen 
Arbeiterbewegung von Guſtav Maier. Leipzig. B. G. Teubner. 
1898. IV, 172 S. Mk 1:15. (Aus Natur und Geiſteswelt. Samm— 
lung wiſfenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Ge— 
bieten des Wiſſens. 2. Bändchen. 12 monatliche Bändchen zu je 90 Pf., 
geſchmackvoll gebunden zu je Mk. 1:15, oder 54 jährliche Lieferungen 
zu je 20 Pf.) 

Die iR tale Frage“ beherrſcht die Gegenwart. Mit Recht widmet 
ihr darum die neue Sammlung widſſenſchaftlich-gemeinverſtändlicher— 
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Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens „Aus Natur und Geiſtes— 
welt“ (Verlag von B. G. Teubner in Leipzig) das zweite Bändchen 
von Guſtav Maier, das ſich „Soziale Bewegungen und Theorien bis 
zur modernen Arbeiterbewegung“ betitelt. Das Büchlein will in gemein— 
verſtändlicher Behandlung den Leſer, auch wenn ihm Vorkenntniſſe 
fehlen, in einer nicht ermüdenden, vielmehr möglichſt unterhaltenden 
Weiſe auf hiſtoriſchem Wege in die Wirtſchaftslehre einführen, den 
Siun für ſoziale Fragen wecken und klären und erreicht dieſen Zweck 
vollkommen, zumal im Verlaufe der gedrängten Darſtellung in ge— 
ſchickter Weiſe auch die wichtigſten Theorien des praktiſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens zur Beleuchtung gelangen. Nach einem Blick auf die altorientali— 
ſchen Völker — Babylonier, Aſſyrer, Egypter — auf die moſaiſchen 
Agrargeſetze und die eigenartige Entwicklung und Wirtſchaft des chine— 
ſiſchen Volkes geht die Betrachtung zur antiken Wirtſchaft der Griechen 
und Römer über, die erſtere an den ökonomiſchen Schriften Platos, 
die letztere an der Gracchiſchen Bewegung erörternd. — Die Utopia 
von Thomas Morus ſoll einen Begriff vermitteln von den engliſchen 
Zuſtänden am Ausgange des Mittelalters, die Beſprechung des Bauern— 
krieges von der gleichzeitigen Lage in Deutſchland. — Colbert und das 
Merkantilſyſtem einerſeits, die Phyſiokraten und die erſten wiſſenſchaft— 
lichen Nationalökonomen — Smith, Ricardo, Malthus — andererſeits 
führen zu den großen Problemen der Neuzeit. An der Hand von Fourier, 
St. Simon, Cabet, Proudhon, Owen ſoll die Entſtehung des modernen 
Sozialismus zum Verſtändnis gebracht werden, während Friedrich Liſt, 
Cobden und andere zur neueſten Entwicklung der Handels-, Zoll- und 
Verkehrspolitik überleiten. Da ſich der Verfaſſer mit Erfolg möglichſter 
Objektivität, gleicher Würdigung aller Anſchauungen und Richtungen 
befleißigt, kann das Bändchen jedem, der auf dem ſchwierigen und 
intereſſanten Gebiete Belehrung ſucht, beſtens empfohlen werden, zumal 
der billige Preis die Anſchaffung desſelben (wie der ganzen teffligjen 
Sammlung) außerordentlich erleichtert. 

113. Schrift⸗ und Buchweſen in alter und neuer Zeit 
von Prof. Dr. O. Weiſe. 152 S. Geh. 90 Pf., geſchmackvoll geb. 
Mk. 1:15. („Aus Natur und Geiſteswelt“. Sammlung wiſſenſchaftlich— 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens. 
3. Bändchen. 12 monatliche Bändchen zu je 90 Pf., geſchmackvoll ge— 
bunden zu je Mk. 115, oder 54 wöchentliche Lieferungen zu je 20 Pf.) 
Verlag von B. G. Teubner in Leipzig. 

Schreiben und Leſen ſind wie der Anfang jeder höheren Kultur, 
ſo die nothwendige Grundlage für Jeden, der an ihr theilnehmen will. 
Mit Intereſſe wird darum Jeder auch einmal hören, was wir über 
Entſtehung und Entwicklung dieſer beiden Künſte wiſſen, zumal wenn 
es in ſo gefälliger Form, in 5 in ſich geſchloſſenen Kultur— 
bildern auf Grund der neueſten Forſchungen geboten wird, wie in dem 
ſoeben erſchienenen Bändchen über „Schrift- und Buchweſen in alter 
und neuer Zeit“, der Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ gemeinverſtändlicher 
Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens „Aus Natur und 
Geiſteswelt“. Der Verfaſſer, Prof. Dr. O. Weiſe, bekannt durch ſein 
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außerordentlich günſtig aufgenommenes Büchlein, „Unſere Mutter: 
ſprache, ihr Werden und ihr Weſen“, verfolgt durch mehr als vier 
Jahrtauſende die einſchlägigen Erſcheinungen; wir hören von den Biblio- 
theken der Babylonier, von den Zeitungen im alten Rom, vor Allem 
aber von der großartigen Entwicklung, die „Schrift- und Buchweſen“ 
in der neueſten Zeit, insbeſondere ſeit Erfindung der Buchdruckerkunſt, 
genommen haben. ö 

Das Büchlein gliedert ſich in drei Theile, von denen der erſte, 
die Entſtehung und Vervollkommnung der Schrift ſowie die zum 
Schreiben erforderlichen Geräthſchaften, ſodann die Geſchichte und die 
verſchiedenen Arten des Druckverfahrens ſchildert; der zweite die klei- 
neren Schriftſtücke (Briefe, Zeitungen, In- und Aufſchriften) in ihrer 
allmählichen Ausbildung vorführt, und der dritte das Buchweſen (Buch⸗ 
handel, Bibliotheken, Bücherliebhaberei) behandelt. 

Ueberall ſind die im Laufe der Jahrhunderte gemachten Fort— 
ſchritte betont, und wenn auch naturgemäß die Errungenſchaften unjeres 
Volkes in den Vordergrund gerückt werden, ſo iſt doch durch ver- 
gleichende Zuſammenſtellung mit anderen Nationen reichlich dafür ge— 
ſorgt, daß man einen Ueberblick über die entſprechenden Zuſtände bei 
den wichtigſten Völkern unſeres Erdtheils erhält. Das Techniſche durfte 
aber nicht ausgeſchloſſen werden, iſt aber dem Kulturgeſchichtlichen 

durchweg untergeordnet worden. Eine Auswahl von mehr als 30 Ab— 
bildungen, die zum beſſeren Verſtändnis der erörterten Anſichten dienen, 
erhöht den Wert des Buches, deſſen Preis im Vergleich zu dem Ge— 
botenen ein außerordentlich niedriger genannt werden kann und das 
nach Inhalt und Ausſtattung aufs beſte empfohlen werden darf. 

114. Acht Vorträge aus der Geſundheitslehre. Von Pro⸗ 
feſſor Dr. H. Buchner. 139 S. Geh. 90 Pf., geſchmackvoll geb. 
M. 115. („Aus Natur und Geiſteswelt.“ Sammlung wiſſenſchaftlich— 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens. 
1. Bändchen. 12 monatliche Bändchen zu je 90 Pf., geſchmackvoll ge— 
bunden zu je M. 115, oder 54 jährliche Lieferungen zu je 20 Pf.) 
Verlag von B. G. Teubner in Leipzig. 

Die Geſundheitslehre, welche die Beziehungen der Außenwelt zum 
menſchlichen Organismus behandelt, umfaßt in ihrer Vielgeſtaltigkeit 
ein ungemein weites und doch für jedermann intereſſantes und wichtiges 
Gebiet. So wenig es darum für den Einzelnen möglich iſt, ſich ein— 
gehender mit ihr zu beſchäftigen, ſo nothwendig und wünſchenswert iſt 
es, daß ein Jeder mit den Grundſätzen und den wichtigſten Ergebniſſen 
dieſer Wiſſenſchaft vertraut iſt. Es darf darum als ein richtiger Griff 
bezeichnet werden, daß die neue Sammlung wiſſenſchaftlich-gemeinver⸗ 
ſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens, die ſoeben 
unter dem Titel „Aus Natur und Geiſteswelt“ im Verlag von B. G. 
Teubner in Leipzig zu erſcheinen begonnen hät, mit einem Bändchen. 
beginnt, das „acht Vorträge aus der Geſundheitslehre“ des bekannten 
Münchener Profeſſors der Hygiene Hans Buchner enthält. Der Ver⸗ 
faſſer verſteht es, uns in klarer und überaus feſſelnder Darjtellung 
über die äußeren Lebensbedingungen des Menſchen, über das Ver— 
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hältnis von Luft, Licht und Wärme zum menſchlichen Körper, über 
Kleidung und Wohnung, Bodenverhältniſſe und Waſſerverſorgung, die 

Krankheiten erzeugenden Pilze und die Natur der Infektionskrank— 
heiten, kurz über alle wichtigen Fragen der Hygiene zu unterrichten. 
Sorgfältig ausgeführte Illuſtrationen begleiten den Text, das Ver— 
ſtändnis erleichternd. So kann das Bändchen einem Jeden, der ſich 
etwas näher mit der Geſundheitslehre bekannt machen möchte, warm 
empfohlen werden, zumal der außerordentlich billige Preis (90 Pf., 
in geſchmackvollem Einband M. 115) die Anſchaffung auch thatſächlich 
einem Jeden ermöglicht. Nicht minder aber ſei auf die ganze Samm— 
lung die Aufmerkſamkeit unſerer Leſer gelenkt. Sie will dem immer 
größer werdenden Bedürfnis nach bildender, zugleich belehrender und 
unterhaltender Lektüre in beſonderer Weiſe entgegenkommen. In ſorg⸗ 
ſamer Auswahl ſollen in einzelnen, in ſich abgeſchloſſenen Bändchen 
Darſtellungen kleinerer wichtiger Gebiete aus allen Zweigen des Wiſſens 
gebrächt werden. Um die Erwerbung des Ganzen noch weiter zu er— 
leichtern, iſt die Sammlung außer in Bändchen in Lieferungen zu 
20 Pf. zu beziehen. 

115. Das hypnotiſche Hellſeh⸗Experiment im Dienſte 
der naturwiſſenſchaftlichen Seelenforſchung. Von Rudolf 
Müller. Leipzig. Arwed Strauch. I. Bd. Das Veränderungsgeſetz. 
VIII, 168 S. M. 5. II. Bd. Das normale Bewußtſein. S. 169 bis 
322. M. 4. 

Das ſchwierigſte, zugleich wichtigſte aller Probleme, die den 
Menſchengeiſt ſeit jeher beſchäftigten, iſt unzweifelhaft das unſeres 
Bewußtſeins oder desjenigen, was wir unter den Begriff des Sub— 
jektivismus ſubſumiren. Lange Zeit ſehr vernachläſſigt, ſteht gegen— 
wärtig die pſychologiſche Forſchung im Vordergrunde des allgemeinen 
Intereſſes und hat eine täglich weitere Kreiſe umfaſſende mächtige 
geiſtige Bewegung geſchaffen, Wieder entbrannte der alte Streit zwiſchen 
den Spiritualiſten, welche für ihre Lehre von der Immaterialität und 
Kauſalitätsloſigkeit der pſychiſchen Erſcheinungen im Hypnotismus eine 
Stütze gefunden zu haben wähnen, und den Materialiſten, welche ihrer 
„Psychologie ohne Pſyche“ die jüngſten Forſchungsergebniſſe der Ge— 
hirnanatomie und Phyſiologie zu nutze zu machen ſuchen. Zu dieſen 
zwei grundverſchiedenen und ſich einander widerſtreitenden und unver- 
einbarlichen Anſchauungen geſellt ſich die aus der unnatürlichen Zu— 
ſammenſchmiedung beider hervorgegangene phyſiologiſche Pſychologie. 
Alle drei genannten Syſteme haben für jene ſelteneren pſpchiſchen 
Phänomene, auf welche die Spiritiſten und Okkultiſten ihre eigenen 
ipefulativ = pſychologiſchen Anſchauungen und Lehren gründen zu 
können glauben, keinen Raum, wiewohl weniger in der Behauptung 
der ſonderbaren Erſcheinungen der Telepathie und Clairvoyance, als 
vielmehr in den überaus weitgehenden Konſequenzen, welche die Spiri— 
tiſten aus denſelben zu ziehen ſich erlauben, der Grund gelegen ſein 
mag, weshalb dieſer vierten pſychologiſchen Richtung eine offizielle Anz 
erkennung ihrer Exiſtenz verſagt bleibt. Wenn in dieſem unentwirr bar 
ſcheinenden Streite ſo vieler Parteien auf pſychologiſchem Gebiete ſich 
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immer mehr die Anſicht feſtzuſetzen droht, daß ein Ausweg aus dieſem 
Chaos nicht zu finden ſei, jo iſt es gewiß interejjant, auch einmal 


einen Vertreter dieſer legten Richtung zu hören, zumal wenn er wie 


hier, es verſucht, feine Anſichten ausführlich und methodiſch vorzutragen. 

116. Geſchichte des Lebensmagnetismus und des Hypnotis⸗ 
mus von den älteſten Zeiten bis auf die Gegenwart. Verfaßt 
von H. R. Paul Schroeder. Mit vielen Illuſtrationen und den 
Bildniſſen der hervorragendſten Vertreter beider Methoden. Leipzig. 
Arwed Strauch. 1899. Das Werk erſcheint in 12 Lieferungen & M. 1, 
kann aber auch in einem Bande zum Preiſe von M. 12 bezogen 
werden. Umfang zk. 40 Bogen Lexikonformates. 

Keine andere Wiſſenſchaft hat ſo viel verſchiedene Meinungen leiden— 
ſchaftlich entfacht, wie die des Magnetismus und die des Hypnotismus. 
Die Zahl der über beide Richtungen geſchriebenen Bücher iſt Legion. 
Im Alterthum und Mittelalter bietet die betreffende Literatur ein ver⸗ 
ſchleiertes Bild zu Sais, welches ſchließlich als ein nebelhaftes Phantom 
erſchien. Die modernen Schriftſteller litten unter Punkten, die nicht 
geeignet waren, einen freieren oder gar gründlichen Einblick in das 
Weſen dieſer Wiſſenſchaften zu geſtatten: abſichtliche Betrügereien oder 
ehrliche Unwiſſenheit führten die Feder, welche im glücklichſten Falle 
für den Autor Propaganda zu machen beſtimmt war. Zum Ueberfluß 
erſchien eine ganze Reihe von Werken, die unter dem größten aller 
Fehler litten, nämlich dem, daß die Theorie und Praxis ſich die Hand 
nicht reichten, und ſomit der eigentliche Wert eines derartigen Werkes, 
die kritiſche Beleuchtung, fehlte. Bei der Erklärung der Phänomene des 
Lebensmagnetismus und des Hypnotismus müſſen ſich aber die exakte 
Wiſſenſchaft und die Praxis gegenſeitig ergänzen, um etwas Vollkommenes 
zu erreichen, eine unerbittliche Kritik iſt durchaus nöthig, um ein Geſchichts— 
werk zu ſchreiben, und der Laie iſt nicht im ſtande, einen derartigen 
Stoff wertvoll zu beſprechen. Ein Schwärmer, den zwar der gute Wille 


treibt, iſt nicht ernſt zu nehmen, weil ihm die Fähigkeit der kritiſchen 


Beleuchtung mangelt; die prinzipiellen Gegner, die um jeden Preis 
die Verneinung auf ihre Fahne ſchreiben und die blindlings über That— 
ſachen und Fakta hinwegſchreiten, unbekümmert um die warnende Stimme 
der eigenen Vernunft, haben zur Klärung der Situation am wenigſten 


beigebracht. Seit Ennemoſer fein Werk ſchrieb, welches eigentlich mehr - 


eine Geſchichte der Magie zu nennen iſt, da er ſich von dem myſtiſchen 
Wuſt nicht frei machen konnte, iſt das vorliegende Buch das erſte, 
welches eine abgeſchloſſene ausführliche und ganze Geſchichte des Lebens— 
magnetismus und des Hypnotismus darbietet. Es ſoll damit dem 
großen Publikum ein Werk geboten werden, das nicht nur einer ſtrengen 
Kritik voll und ganz gerecht zu werden imſtande iſt, ſondern das auch 
in ſeiner Eigenart als ein Lehrbuch beim Studium beider Richtungen 
zu betrachten ſein ſoll. Der Verfaſſer des Werkes führt den Leſer am 
Faden der Kritik durch das Labyrinth des Magnetismus, in deſſen 
Irrgängen ſchon ſo mancher ſeiner Vorgänger den rechten Weg verfehlt 
hat. Aller unwiſſenſchaftlichen Schwärmerei abhold, weiß der Autor, auf 
den kontrolirbaren Thatſachen der eigenen Erfahrung fußend, den echten 
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Kern der Sache von dem ihn verhüllenden ſpekulativen Beiwerk zu ſichten, 
und entrollt in rein ſachlicher, anſchaulicher Darſtellung vor unſeren 
Augen ein feſſelndes Bild der verſchiedenen Phaſen des Magnetismus 
und des von ihm abzweigenden Hypnotismus, dabei die tiefgreifenden 
Unterſchiede dieſer beiden in mancher Hinſicht verwandt erſcheinenden 
Disziplinen ſcharf auseinanderhaltend. Das reichhaltige Material ſoll 
auf zk. 40 Druckbogen Lexikonformates ein Geſammtbild der magnetiſchen 
und hypnotiſchen Bewegung aller Völker und aller Zeiten bieten, und 
wo immer es nöthig und zweckmäßig erſcheint, ſoll die beſte Illuſtration 
das Verſtändnis unterſtützen. 

117. Jugenderinnerungen eines alten Mannes. (Wilhelm 
von . Geſchenkausgabe. Berlin. Wöpke. 1898. VIII. 
511 S. M. 

Dieſes 1805 Buch, das die weiteſte Verbreitung verdient, iſt 
jetzt in einer billigen und doch ſchönen Ausgabe erſchienen. Es kann 
nunmehr von vielen Tauſenden gekauft "und geleſen werden und fo 
wirken durch das, was, durch die Art, wie es erzählt wird und nicht 
zuletzt durch die Perſönlichkeit des Erzählers ſelbſt. 

118. Die Reichsrathswahlen in Oſtgalizien im Jahre 
1897. Verfaßt vom Ausſchuſſe des rutheniſchen Landeswahlkomités. 
Wien. Verlag des rutheniſchen Landeswahlkomités. 1898. 271 S. 

Daß ſich das rutheniſche Landeswahlkomité der Mühe unterzogen 
hat, das ganze Material, das ſich auf die oſtgaliziſchen Reichsraths⸗ 
wahlen im Jahre 1897 bezieht, zuſammenzuſtellen, bedeutet eine große 
Erleichterung für den künftigen Geſchichtſchreiber, ſowie mit dieſem 
Buche auch ein bequemes Hilfsmittel für den Politiker geſchaffen iſt. Es 
wird uns in dieſem Bande eine zwar intereſſante, aber eigentlich doch 
entſetzliche Lektüre dargeboten, ein Bild grauenhafter politiſcher Korruption. 

119. Die Kunſt der Beredſamkeit. Eine auf Erfahrung 
begründete Anleitung, des geſchriebenen und lebendigen Wortes in der 
Umgangs- und Schriftſprache durch Selbſtunterricht Meiſter zu werden. 
Enthaltend: Sämmtliche Elemente der Beredſamkeit ſowohl jener des 
alltäglichen Lebens als auch der höheren Rhetorik, zahlreiche vollendete 
Muſterbeiſpiele nebſt halb ausgearbeiteten Themas und einem Anhang 
über den öffentlichen Vortrag. Von Otto Müller. Dritte, vollſtändig 
umgearbeitete Auflage. Wien. Peſt. Leipzig. Hartleben. XIII, 167 S. 
90 kr. 


In einer Epoche, gleich der gegenwärtigen, in welcher jedem 
Gebildeten ſich zu often Malen der Fall aufdringen kann, bald bei 
ernſtem, bald bei heiterem Anlaſſe ſein Wort an irgend eine Ver— 
ſammlung zu richten, kann ein praktiſcher Führer in die Geheimniſſe 
der Redekunſt nur erwünſcht ſein, und als ſolcher ſoll das nunmehr 
ſchon in dritter Auflage vorliegende Werk dienen. Zur ſtufenweiſen 
Erreichung des vorgeſteckten Zieles werden dem Leſer zunächſt die erſten 
Elemente der Redekunſt, die Verbindung der einzelnen Sätze zu Perioden 
u. ſ. w. an die Hand gegeben. Nach dieſen Grundlinien iſt die Er— 
zielung einer gewählten Ausdrucksweiſe in der Konverſation des all— 
täglichen Umganges die nächſte Aufgabe des Buches, nach deren Löſung 
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es verſucht, ſeine Leſer zu gewandten und angenehmen Erzählern zu 
machen. Hiermit iſt der erſte Abſchnitt geſchloſſen. Der zweite Abſchnitt 
lehrt die eigentliche Rhetorik. Nach Erklärung der einzelnen Beſtand— 
theile einer wohlgeſetzten Rede und deren Verbindung zu einer ſolchen, 
werden Muſterbeiſpiele aufgeſtellt und halb ausgearbeitete Themas 
mit der Anleitung gegeben, ſie zu vollendeten Reden auszuarbeiten. 
Der Anhang über den öffentlichen Vortrag ſoll endlich lehren, die zu 
dieſer oder jener Gelegenheit verfaßte Rede in würdiger und anſtands— 
voller Weiſe zu Gehör zu bringen. Natürlich kann niemand durch die 
Anleitungen eines Buches, ſei es noch fo gut, zum Redner werden; 
jedermann aber kann es nach der aufmerkſamen Durcharbeitung dieſes 
Werkes mindeſtens ſo weit bringen, ſich im gegebenen Falle des öffent— 
lichen Vortrages mit Anſtand aus der Affaire zu ziehen. 


120. A. Hartleben's Statiſtiſche Tabelle über alle Staaten 
der Erde. VII. Jahrgang. 1899. Ueberſichtliche Zuſammenſtellung von 
Regierungsform, Staatsoberhaupt, Thronfolger, Flächeninhalt, abſoluter 
und relativer Bevölkerung, Staatsfinanzen (Einnahmen, Ausgaben, 
Staatsſchuld), Handelsflotte, Handel (Einfuhr und Ausfuhr), Eijen- 
bahnen, Telegraphen, Zahl der Poſtämter, Wert der Landesmünzen 
in deutſchen Reichsmark und öſterreichiſchen Kronen, Gewichten, Längen— 
und Flächenmaßen, Hohlmaßen, Armee, Kriegsflotte, Landesfarben, 
Hauptſtadt und wichtigſten Orten mit Einwohnerzahl nach den neueſten 
Angaben für jeden einzelnen Staat. Wien. Peſt. Leipzig. A. Hartleben. 
1899. Ein großes Tableau (70/100 Zent.). Gefalzt 30 kr. 

A. Hartleben's Statiſtiſche Tabelle vereinigt eine reiche Fülle 
von geographiſch-ſtatiſtiſchen Angaben über alle Staaten der Erde in 
ungemein überſichtlicher Anordnung und klarem präziſen Drucke. Was 
immer für ein Wunſch oder Bedürfnis nach dem raſchen Auffinden 
eines wichtigeren ſtatiſtiſchen Zahlennachweiſes dem Zeitungsleſer oder 
dem Freunde der Erdkunde, dem Laien oder dem Fachmanne auftauchen 
mag, er wird in der vorliegenden Tabelle die geſuchte Auskunft finden. 
Denn dieſelbe enthält in ihren einzelnen Rubriken: Regierungsform, 
Staatsoberhaupt, Thronfolger, Größe und Bevölkerung, Staatsfinanzen, 
Handel und Handelsflotte, Eiſenbahnen, Telegraphen, Zahl der Poſt— 
ämter, Geld, Maße und Gewichte, Armee und Kriegsflotte, Landesfarben, 


Hauptſtadt und andere wichtigſte Orte mit Einwohnerzahl. Und alle 


ihre Angaben entſprechen dem neueſten Stande der Verhältniſſe und 
ſind aus den beſten Quellen geſchöpft, daher vollkommen verläßlich. 


121. A. Hartleben's Kleines Statiſtiſches Taſchenbuch 
über alle Länder der Erde. VI. Jahrgang. 1899. Nach den 
neueſten Angaben bearbeitet von Profeſſor Dr. Friedrich Um lauft. 
Wien. Peſt. Leipzig. A. Hartleben. 96 S. Eleg. geb. 80 kr. 

Zum ſechstenmale erſcheint „A. Hartleben's Kleines Statiſtiſches 
Taſchenbuch“, welches ſich in kurzer Zeit einen ausgedehnten Freundes— 
kreis erworben hat. In der That gibt es keinen beſſeren Behelf, uns 
gleichſam auf einen Griff die wichtigſten ſtatiſtiſchen Angaben neueſten 
Datums über alle Staaten und Länder der Erde auffinden zu laſſen. 
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Von jedem derſelben werden Regierungsform, Staatsoberhaupt, Größe 
und Einwohnerzahl, Staatsfinanzen, Handel und Handelsflotte, Eiſen— 


bahnen, Telegraphen, Zahl der Poſtämter, Münzen, Maße und Ge— 


wichte, Stärke der Armee und Marine nach dem Friedens- und Kriegs- 
fuße, Landesfarben und Einwohnerzahlen der vorzüglichſten Städte 
angegeben. Da dieſe Angaben alle nach dem gleichen Schema, die 
Staaten ſelbſt aber alphabetiſch angeordnet ſind, iſt man im Stande, 
ſich auf das ſchnellſte in dem Büchlein zu orientiren. Ein Anhang 
ſtellt noch Größe und Bevölkerung der Erdtheile, die Eiſenbahnen der 
Erde und der Staaten Europas, die Telegraphenlinien der Erde und 
Europas, die Handelsflotten, Staatsſchulden, Armeen und Kriegsflotten 
unſeres Erdtheils, endlich die größten Städte der Erde mit mindeſtens 
500.000 Einwohnern, deren man gegenwärtig 38 zählt, zuſammen. 

122. Paris 1870/71. Von Karl Bleibtreu. AIlluſtrirt 
von Chr. Speyer. Stuttgart. Krabbe. 196 S. M. 2. 

Unter allen bisherigen zahlreichen Schlachtenſchilderungen Bleib— 
treus nimmt ſein „Paris“ vielleicht die hervorragendſte Stelle ein. Mit 
wunderbarer Anſchaulichkeit tritt uns das ganze weltgeſchichtliche Er— 
eignis der Belagerung von Paris entgegen. Vornehmlich hat Bleibtreu 
die beim deutſchen Publikum wenig bekannten Zuſtände auf franzöſiſcher 
Seite beleuchtet und manch neues Streiflicht fällt auf die inneren Ver— 
hältniſſe der belagerten Rieſenſtadt, ſowie die mannigfache Lähmung der 
höheren Befehlführung theils durch egoiſtiſche Zwiſtigkeiten der Führer 


untereinander, theils durch demagogiſche Umtriebe. Trochu und Ducrot 


werden überall redend und handelnd eingeführt, mit voller Anerkennung 
ihrer braven Geſinnung, doch nicht ohne Anflug beißender Ironie. Der 
Streber Carré de Bellemare und der Haudegen Renault, der unfähige 
Exea und vor allem der heldenmüthige Ober-Artilleriekommandant 
Boiſſonnet, der feine unfruchtbaren Anſtrengungen mit dem Tode be— 
zahlte, ſpielen ihre entſprechende Rolle. Daneben treten noch manche 
Nebenperſonen auf, die Intereſſe erregen, wie z. B. Boulanger und 


Miribel, die ſpäteren Revancheheroen. In dem großen Gemälde fehlt 


kein charakteriſtiſcher Zug, keine Einzelheit. Alles lebt, alles vibrirt 
von leidenſchaftlicher Bewegung. 

123. Pierres de Straß. Imitationen von Theodor von 
Sosnosky. Wien. Peſt. Leipzig. Hartleben. 1899. VIII, 141 S. 
fl. 110. 

Der Verfaſſer will, wie er ausdrücklich im Vorworte jagt, Imi— 


tationen, keine Parodien geben. In dieſem Sinne mag ſein Büchlein 


harmloſes Vergnügen gewähren. Er imitirt in Proſa und in Verſen. 
Er imitirt Goethe und Schwarzkopf, Klaſſiker und Moderne, Deutſche, 
Franzoſen, Skandinavier und Ruſſen. Er liefert ſechzehn proſaiſche 
und zwölf poetiſche Imit ationen. Das Büchlein dürfte unter Kennern 
des modernen Schriftthu ms Intereſſe erregen. 

124. Hundert J ahre deutſcher Dichtung in Steiermark 
1785 bis 1885. Von Dr. Anton Schloſſar. Mit 10 Abbildungen. 
Zweite unverän derte Auflage. Wien. Graeſer. 1898. XI, 193 S. In 
Ganzl. geb. 80 kr. 
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Der bekannte ſteiriſche Schriftſteller hat hier ein verdienſtliches 
Büchlein zuſammengeſtellt. Nach einer kurzen Ueberſicht über die Kultur— 
und Literaturverhältniſſe der Steiermark in den früheren Zeiten, be⸗ 
ginnt er mit ſteiriſchen Muſen-Almanachen aus dem Ende des vorigen 
Jahrhunderts und mit Joh. Ritter v. Kalchberg, behandelt ſeinen 
Stoff in elf Kapiteln und ſchließt mit Karl Morre. Es begegnen uns 
da ganz bedeutende Namen: Freih. v. Hammer-Purgſtall, Graf von 
Prokeſch⸗Oſten, Anaſtaſius Grün, P. Roſegger. Das huͤbſch aus— 
geſtattete, kleine, billige Büchlein iſt ein ſchöner Beitrag zur deutſchen 
Literaturgeſchichte. 

125. Robert Burns. Studien zu ſeiner dichteriſchen Ent— 
wicklung von Dr. phil. 9 Meyerfeld, Berlin. Mayer & Müller. 
1899. VIII, 138 S. M. 

Der Verfaſſer nal in einer eindringlichen Unterſuchung die 
literariſche Stellung Burns zu beſtimmen. Er weiſt ihn auf in ſeinem 
geiſtigen Zuſammenhange mit der literariſchen Vergangenheit ſeines 
Landes und deckt ſeine Quellen, die ſowohl im engliſchen wie ſchottiſchen 
Geiſtesleben liegen, auf. Die fleißige Arbeit darf wohl als eine den. 
. erſchöpfende und abſchließende bezeichnet werden. 

126. Ideale. Schauſpiel in fünf Aufzügen von Ernſt 
Schrader. Hannover. Schaper. 1898. 88 S. 

Eine zwar nicht hervorragende, aber tüchtige Arbeit, die das 
Eheproblem in ernſter Weiſe behandelt und eine Aufführung wohl 
verdiente. 

127. Leile. Novelle. Bon Otto Stoeßl. Berlin. Deutſches 
Verlagshaus Vita. 140 S. 

Eine Wiener Geſchichte eines Wiener Autors. Eine feine pſycho⸗ 
logiſche Studie. Die Darſtellung der Entwicklung einer weiblichen 
Pſyche, die in ſich verblutet, weil fie „nicht ſondern gelernt hat das 
Leben der Seele von dem rohen Wirklichkeitsdaſein des Körpers, nicht 
ſondern Himmel von Erde, Tag von Nacht“. Der Verfaſſer hat ent- 
ſchieden eine vielverſprechende Begabung. 

128. Jüdiſche Charaktere bei Grillparzer, Hebbel und 
Otto Ludwig. Literariſche Studien von S. Lublins ki. Berlin. 
S. Cronbach. 1899. 120 S. M. 2. 

Der Verfaſſer behandelt von Hebbel die Judith, den Juden in 
der Genovefa, Herodes und Mariamne, Otto Ludwig's Makkabäer 
und von Grillparzer die Eſther und die Rachel in der Jüdin von 
Toledo. Der Gegenſtand, den der Verfaſſer unterſucht, wobei er ver— 
ſucht jedesmal möglichſt in die Tiefe zu gehen, iſt hochintereſſant und 
gerade jetzt mehr an der Zeit als ſonſt. Die Studien ſind mit Liebe 
und Geſchmack geſchrieben und können mit gutem Gewiſſen Allen 
empfohlen werden, die ſich für literariſche Unterſuchungen intereſſiren, 
aber auch denen, die das ſtofflich Zeitgemäße in dieſen Studien in erſter 
Linie reizt. 

129. Hirten⸗ und Weihnachtslieder aus dem öſter⸗ 
reichiſchen Gebirge. Geſammelt von Fanni Gröger. Leipzig. 
Dieter. 1898. 101 S. 
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Es werden uns hier dreiundvierzig Stücke geboten, die alle 
prächtig ſind. Einige darunter ſind geradezu klaſſiſche Produkte der 
Volkspoeſie und man kann der Sammlerin nicht dankbar dafür genug. 
ſein, daß ſie die Mühe nicht geſcheut hat, ſie aufzuſchreiben und heraus— 
zugeben. Wer einen Blick in das Buch gethan hat, kauft es ſich, wenn 
er Sinn für echte Poeſie und echte Volksart hat. 

130. Die gewerblichen Genoſſenſchaften Niederöſterreichs 
in den Jahren 1854, 1865 und 1898. Verfaßt vom ſtatiſtiſchen 
Bureau der niederöſterreichiſchen Handels- und Gewerbekammer. Wien. 
Verlag der Handels- und Gewerbekammer. 1899. XLVII, 238 S. 

Dieſe Statiſtik der gewerblichen Genoſſenſchaften Niederöſterreichs 
in den Jahren 1854, 1865 und 1898 iſt auf Grund des Genoſſen— 
ſchafts⸗Kataſters und der Jahresausweiſe der Genoſſenſchaften verfaßt 
und wird als 4. Heft der ſtatiſtiſchen Mittheilungen der niederöſter— 
reichiſchen Handels- und Gewerbekammer der Oeffentlichkeit übergeben. 
Die Kammer verfolgt mit dieſer Veröffentlichung den Zweck, ein über— 
ſicht liches Bild des Genoſſenſchaftsweſens in Niederöſterreich zu ge— 
winnen, die Verbreitung der verſchiedenen Organiſationsformen feſtzu— 
ſtellen und die Fehler und Mängel klarzulegen, welche bei der Er— 
richtung der Genoſſenſchaften unterlaufen find. Es ſchien dies umſo— 
wichtiger, als die Reviſion der Genoſſenſchafts-Statuten auf Grund 
der Gewerbe-Novelle vom Jahre 1897 gegenwärtig im Zuge iſt und— 
eine Handhabe für die Verbeſſerung ſolcher Mängel bietet. Die bis— 
herigen Genoſſenſchafts-Verzeichniſſe reichten für dieſen Zweck nicht aus, 
da fie keine Angaben über den ſachlichen und örtlichen Umfang der 
Genoſſenſchaften enthielten und dieſelben nicht nach ihrer räumlichen 
Umgrenzung, ſondern nach ihrem Sitze anordneten. Da oft Genoſſen— 
ſchaften mit ſehr verſchiedenem Gebiete in ein und demſelben Orte 
ihren Sitz haben, wurde hiedurch eine Ueberſicht über die Art ihrer 
Organiſation nicht ermöglicht. Die neueſte Veröffentlichung der Kammer 
hilft dieſem Mangel ab. Sie geht in der Anordnung der Tabelle von 
der geographiſchen Umgrenzung der Genoſſenſchaftsbezirke aus, jo daß. 
alle Genoſſenſchaften, die ſich räumlich auf dasſelbe Gebiet erſtrecken, 
unmittelbar aneinander gereiht werden und ſie gibt für jede Genoſſen— 
ſchaft nicht nur den Namen und Sitz, ſondern auch die genaue Um— 
grenzung des Genoſſenſchaftsbezirkes, die einverleibten Gewerbe und 
die Mitgliederzahl an. Vom großen Intereſſe ſind die in der Tabelle I 
aufgenommenen Angaben über die niederöſterreichiſchen Innungen und 
Genoſſenſchaften in den Jahren 1854 und 1865. Den tabellariſchen 
Ueberſichten iſt ein allgemeiner Theil vorausgeſchickt, welcher zunächſt 
die verſchiedenen Formen der Genoſſenſchaftsorganiſation — Fach— 
genoſſenſchaften, Fachgruppen-Genoſſenſchaften, Lokalgenoſſenſchaften — 
und die Vorausſetzungen für ihr Auftreten einer Beſprechung unter— 
zieht und ſodann die Grund züge für die ſachliche Gliederung der nieder— 
öſterreichiſchen Genoſſenſchaften, ſowie die Genoſſenſchaftsorganiſation. 
innerhalb der einzelnen Bezirke zur Darſtellung bringt. Insbeſondere 
der letztere Abſchnitt dürfte bei der Reviſion der Genoſſenſchafts— 
Statuten durch die Behörden einen willkommenen Behelf bieten, da er 
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zeigt, daß in vielen Gebieten erhebliche Widerſprüche und Unklarheiten 
zwiſchen den Statuten der einzelnen Genoſſenſchaften beſtehen, und daß 
die Genoſſenſchaftsorganiſation da und dort noch manche Lücken auf⸗ 
weiſt. Ein noch größeres Gewicht aber iſt darauf zu legen, daß die 
genaue Darſtellung der genoſſenſchaftlichen Organiſation eines ſo 
großen und zugleich in feinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen fo mannig— 
faltigen Gebietes, wie es das Kronland Niederöſterreich iſt, auch die 
Grundlage für eine beſſere Erkenntnis der Bedingungen genoſſenſchaft— 
lichen Lebens und jener Fehler in den Grundzügen der Organiſation 
bildet, welche bisher eine regere Entfaltung der genoſſenſchaftlichen 
Thätigkeit nicht aufkommen ließen. So bildet dieſe Veröffentlichung eine 
unentbehrliche Vorarbeit für eine eingehendere Darſtellung des genoſſen— 
ſchaftlichen Lebens auf Grund der bei der Kammer jährlich einlaufenden 
Berichte, wie für die Behandlung der Frage einer Neuorganiſation der 
Genoſſenſchaften. 

131. Das Dresdener Zuchthaus⸗Urtheil vor dem Reichs⸗ 
tage. Nach dem offiziellen ſtenographiſchen Bericht über die Verhand— 
lungen des deutſchen Reichstages am 22. und 23. Februar 1899. Mit 
einer Einleitung. Berlin. Vorwärts. 1899. 64 S. 20 Pf. 

Es iſt ſehr dankenswert, daß die Reichstagsdebatte über den 
Dresdener Gerichtsſkandal im Sonderabdruck zu ſo billigem Preiſe im 
Buchhandel erſchienen iſt. Es hat Niemand nun eine Ausrede, er ſei 
den Reichstagsverhandlungen damals nicht gefolgt, er kenne die An— 
gelegenheit nicht. Insbeſonders den deutſchen Chauviniſten ſei dieſer 
Abdruck empfohlen. Wer nicht klar erkennt, daß in ſolchen Vorkomm⸗ 
niſſen, wie es das Dresdener Urtheil eines iſt, eine Schmach des deutſchen 
Namens liegt, der gehört vergangenen Zeiten an. Die deutſche Sozial— 
demokratie iſt es auch in dieſem Falle, wie ſchon jo oft, die für. die 
Ehre des deutſchen Namens eingetreten iſt. Bei einer zweiten Auflage 
wäre zu wünſchen, daß in einem Anhang eine Ueberſicht über die 
deutſche Gerichtspraxis in Bezug auf Gewaltthätigkeiten, wenn es ſich 
um Angehörige der beſitzenden Klaſſen handelt, gegeben werde. Die 
Anführung von etwa einem Dutzend beſonders kraſſer Fälle würde ja 
genügen. 

132. Der Student und das Weib. Von Klara Zetkin. 
Berlin 1899. Verlag der Sozialiſtiſchen Monatshefte. 20 S. 50 Pf. 

Es wird für den künftigen Geſchichtsſchreiber der Frauenbewegung 
einmal recht intereſſant ſein, die verſchiedenen „neuen Frauen“ zu 
ſtudiren, die ſich in den Köpfen ihrer Vorkämpferinnen um die Wende 
des Jahrhunderts malen. Es ſind recht armſelige Geſchöpfe darunter. 
Zum Glück gibt auch hier die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsbetrachtung 
die Grundlage für eine weiterausſchauende und reichere Auffaſſung dieſes 
werdenden Typus. Klara Zetkin vereint mit dem ſozialiſtiſchen Stand— 
punkt nicht nur geſchichtlichen Blick, ſondern vor Allem den Reichthum 
einer eigenen, kraftvoll und vielſeitig entwickelten Perſönlichkeit. Dieſe 
Perſönlichkeit durchleuchtet jedes ihrer Worte und leiht ihrer Kritik der 
Frauenbewegung, ihren Anſchauungen über die Berufsthätigkeit der 
Frau und den daraus ſich ergebenden Konflikten, ihren Ideen über Ehe 
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und Erziehung ein ſehr eigenartiges Gepräge. Ihre Kritik umfaßt 
nicht nur das Weib in ſeinem Ringen um endliche Entfaltung aller 
geiſtigen und ſeeliſchen Kräfte; ſie umfaßt auch die Stellung des Mannes 
zu dieſem Emanzipationskampfe, vorwiegend des Gelehrten und Aka— 
demikers, der dem Aufſchwung der Frau nur Verſtändnisloſigkeit, 
Vorurtheil und Konkurrenzfurcht entgegenbringt. Vom Standpunkt 
ſeiner materiellen Lage nicht mit Unrecht. Von einer höheren Warte 
aber als der des egoiſtiſchen Intereſſes iſt das Sichem porringen 
des Weibes keine ſoziale Einzelerſcheinung, ſondern nur ein Ausdruck 
des gährenden Triebes nach Erlöſung und Freiheit, der heute in den 
Geknechteten und Enterbten allerorten mächtig emporwächſt. „Durch 
unſere Zeit rauſcht die Flutwelle einer gewaltigen Sehnſucht, der 
Sehnſucht nach dem Emporblühen und Ausleben der freien, ſtarken 
Perſönlichkeit.“ Und darum ſollten die Träger des geiſtigen Lebens, 
die Gelehrten und Künſtler, die Erſten ſein, „dieſe Sehnſucht zu theilen, 
dieſen Kampf mitzukämpfen“. Es wäre ſehr zu wünſchen, daß die 
ausgezeichnete kleine Schrift eine recht weite Verbreitung fände; ſie 
dürfte für Jedermann eine Fülle des Intereſſanten bieten, und manch' 
Einer wird vielleicht aus ihr die Erkenntnis ſchöpfen, auf welcher Seite 
heute die vielberufenen „heiligſten Güter der Nation“ zu finden ſind. 


| | — V. 
133. Brauch und Sitte. Geſammelte kulturhiſtoriſche Skizzen 

und Miszellen. Von ne Eckart. Oldenburg und Leipzig. 

Schulzeſche Hof— a andlung, A. Schwartz. 80 S. M. 1:20. 

Dieſe kleine, aber inhaltreiche Schrift enthält folgende Aufſätze: 
Todtengebräuche bei Heiden und Chriſten. Beluſtigungen der Hand- 
werker im Mittelalter. Die Seele ohne Körper, ruſſiſche Volksſage. 
Schalksnarren. Ein Fehmgericht des 18. Jahrhunderts. Gaunerweſen 
im Mittelalter. Die Marktſchreier in alten Zeiten. Miszellen. Be⸗ 
ſchäftigung eines Studenten im 16. Jahrhundert. Das Nieſen. Ein 
alter Schulmeiſter. Ein furſtliches Leichenmahl. Handelslehrprobe. 
i Die Zahl 7. Der Verfaſſer erzählt angenehm und kurz— 
weilig. 

134. Zur modernen Dramaturgie. Studien und Kritiken 
über das ausländiſche Theater von Eugen Zabel. Oldenburg und 
Leipzig. Schulzeſche Hofbuchhandlung, A. Schwartz. 1899. 454 S. M. 5. 

Dieſes Buch eines ſachkundigen Verfaſſers vereinigt ſechzehn Auf⸗ 
ſätze, von denen er in der Einleitung ſagt, „ſie ſind nicht aus grauer 
Theorie hervorgegangen, ſondern ſetzen ſich aus unmittelbaren Ans 
ſchauungen und Beobachtungen zuſammen, wie ſie dem Verfaſſer bei 
ſeiner kritiſchen Thätigkeit in der Berliner „Nationalzeitung“ in reicher 
Fülle beſchieden waren. Sie dienen keiner Partei, welchen Namen ſie 
auch führen mag, ſtreben nach ſachlicher Begründung des Urtheils und 
wollen ohne Voreingenommenheit zeigen, wie nachhaltige Wirkungen 
von fremden Nationen auf unſere dramatiſche Kunſt und Literatur aus— 
geübt worden find”. Die Titel der ſechzehn Aufſätze lauten: Eugéne 
Scribe; Emile Augier; Eugene Labiche; Alexander Dumas der Jüngere; 
Der Niedergang des franzöſiſchen Theaters und die neueſten Dramen 


— 192 


Sardous; Franzöſiſche Gäſte auf deutſchen Bühnen; Molièriſche Dramen 
auf deutſchen Bühnen; Spaniſche Dramen; Gogols „Reviſor“; Die 
Tragödie des Menſchen von Madach; Vaſantaſena; Ibſens Jugend⸗ 
dramen und John Gabriel Borkmaͤnn; Der Sixpence-Shakeſpeare: 
Richard II., Heinrich IV., Heinrich V., Coriolan, Timon von Athen, 
Viel Lärm um Nichts; Engliſche Dramen; die italieniſche Schauſpiel— 
kunſt in Deutſchland: Adelaide Riſtori, Roſſi und Salvini, Eleonore 
Duſe, Giovanni Emanuel, Tina di Lorenzo, Ermete Zacconi; Nach— 
trag: Cyrano de Bergerac von Edmond Roſtand. — Man kann aus 
dieſen fleißigen Arbeiten mancherlei lernen, ſowie ſie für den Theater— 
freund auch ſonſt eine angenehme Lektüre bilden. 

135. Die Nenaifjance. Ein Dramazyklus. Von Wilhelm 
Weigand. München. Lukaſchik. 1899. 1. Band: Teſſa. — Savo⸗ 
narola. 279 S. 2. Band: Cäſar Borgia. — Lorenzino. 
276 S. 
Wilhelm Weigand iſt ein fleißiger, ſtiller Arbeiter !), der wohl 
verdient, beachtet zu werden. Hier bietet er vier dramatiſche Werke, 
deren Lektüre durchaus anziehend iſt und oft den Wunſch erweckt, dieſe 
dichteriſchen Geſtalten auch auf der Bühne zu ſehen. Es liegt viel 
Geſtaltungskraft in W. Weigand's Talent, und wenn er auch kein 
Neuer im modernen Sinne iſt, ſo iſt er doch kein Gewöhnlicher und 
Keiner, an dem man ſo leichthin vorübergehen ſollte. Sein künſtleriſches 
Schaffen iſt vor Allem ſehr ernſt. 

136. Joſephine. Ein Spiel in vier Akten von Hermann 
Bahr. Berlin. S. Fiſcher. 1899. XV, 211 S. Mk. 250. 

Der Autor ſagt in ſeinem Vorworte: „Man hat mir nachgeſagt, 
daß ich in meiner ‚Joſephine“ den Bonaparte verſpotten wollte. Manche 
haben das gelobt, Viele hat es geärgert; aber Niemand hat gezweifelt, 
daß es der Sinn des Spieles war, einen Helden lächerlich und klein 
zu machen. Mir iſt das ſeltſam zu vernehmen geweſen: denn daran 
hätte ich niemals gedacht, ſondern ich habe gerade an einem unzweifel— 
haft großen Menſchen zeigen wollen, was das Leben iſt. Das wird 
freilich erſt durch das Ganze ausgeſprochen werden. Die ‚Sojephine‘ 
iſt nämlich das erſte Stück einer Trilogie. Dieſe ſoll an dem furcht— 
baren Fall des Napoleon zeigen, was Jeder von uns auf ſeine Weiſe, 
im Umfange ſeines Weſens, erfahren muß. So ſoll ſie, indem ſie eine 
Trilogie des Korſen iſt, eine Trilogie des menſchlichen Lebens werden, 


die drei Theile unſeres Daſeins enthaltend; wie der Menſch für ſich 


zu leben glaubt, aber dann vom Schickſal zu ſeiner Beſtimmung ein— 
gefangen wird, bis er ſein Amt gethan, ſein Geſchäft verrichtet, ſeine 
Rolle ausgeſpielt hat und nun wieder vom Schickſal entlaſſen werden 
kann. . . .“ Warten wir alſo auf das Ganze. 


1) Von ihm find u. A. in demſelben Verlage ſchon früher erſchienen: 
Sommer. Neue Gedichte. 1894. 210 S. M. 3. — Die Frankenthaler. Roman. 
Zweite umgearbeitete Auflage. 1894. 256 S. M. 3:50. — Das Clend der Kritik. 
1895. 126 S. M. 2˙40. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Pernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 
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Nationale Demokratie 


und internationale Sozialdemokratie. 
Von O. W. Payer (Wien). 
Es iſt eine für das öffentliche Leben Oeſterreichs bezeichnende 


Thatſache, daß das Nationalitätenproblem, dieſe Exiſtenzfrage unſeres 


Staates, ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlich fo wenig behandelt iſt. 
Nahezu die ganze darauf bezügliche Literatur beſteht aus parteipolitiſchen 
Tagesbroſchüren, aus deren Maſſe allerdings einige ſtatiſtiſche Arbeiten 
wiſſenſchaftlichen Charakters hervorragen. 1) Die juriſtiſche Seite der 
Frage blieb faſt unerörtert. Erſt in der letzten Zeit iſt eine Publika⸗ 
tion erſchienen, die die juriſtiſche Möglichkeit und die formalen Voraus⸗ 
ſetzungen eines Nationalitätengeſetzes zum Gegenſtande hat: Syno- 
pticus: Staat und Nation. Zur öſterreichiſchen Nationalitätenfrage. 
Staatsrechtliche Unterſuchung über die möglichen Prinzipien einer Löſung 
und die juriſtiſchen Vorausſetzungen eines Nationalitätengeſetzes. Mit 
einer Literaturüberſicht. Wien 1899, Verlag von Joſef Dietl, Wien, 
VII. Kaiſerſtraße 86. 

Der Ausgangspunkt der Unterſuchung iſt ein ſtreng formal— 
juriſtiſcher. „Jedes Parteiprogramm, jedes politiſche Poſtulat iſt, 
wie der Verfaſſer betont, wenn nicht befähigt, jo doch beſtimmt, Rechts⸗ 
ſatz zu werden und juriſtiſches Gewand anzunehmen. Der Juriſt iſt 
als ſolcher nicht Politiker. Seine Aufgabe iſt es, gegebene politiſche 
Poſtulate in die Form zu kleiden, wie ſie rechtlich möglich ſind. Und 
nur ſo kann man finden, was realiſirbar iſt. Nur wenn man politiſche 
Poſtulate auf die entſprechenden Kategorien des Staatsrechts zurück— 
führt, kann Verſtändnis und Klärung in die Tagespolitik gebracht 
werden.“ | 

In der That iſt dieſe Broſchüre im Stande, eine Klärung der 
Begriffe herbeizuführen und Licht über die Sache zu verbreiten, die 
uns Allen bis jetzt als wirres Chaos von Meinungen erſchien. Durch 
ſcharfe Erfaſſung des Problems kommt der Verfaſſer von rein for— 
malen Erforderniſſen jeden Geſetzes und insbeſondere eines Nationali⸗ 
tätengeſetzes ausgehend durch zwingende Schlüſſe zu einem ſehr poli— 
tiſchen Ergebnis, das ich kurz ſo formuliren möchte: 

Die Nationalitätenfrage in Oeſterreich kann endgiltig und zu 
dauerndem Frieden nur gelöſt werden durch vollkommenſte natio⸗ 


1) S. insbeſ. die Schriften von Hainiſch, Herkner und Wittelshöfer. 
„Deutſche Worte“. XIX. 5. , 13 
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nale Demokratie. Ohne dieſe iſt ein wirkſames Sprachengeſetz 
ſchon formal gar nicht möglich. 

Der Beweis dafür iſt in einer jo konziſen und wiſſenſchaftlich 
geſchloſſenen Form und doch in ſo erſchöpfender Weiſe erbracht, daß 
es ſchwer iſt, den Gedankengang kurz wiederzugeben, ohne wenigſtens 
dem Nichtjuriſten unklar zu ſein. Darum will ich verſuchen, den poli⸗ 
tiſchen Inhalt der Broſchüre aus ſeiner juriſtiſchen Umkleidung loszu⸗ 
ſchälen und den genau umgekehrten Weg einzuſchlagen wie der Ver⸗ 
faſſer, indem ich aus politiſchen Vorausſetzungen Inhalt und Form 
eines Sprachengeſetzes zu gewinnen ſuche. So werden die folgenden 
Ausführungen einerſeits das von Synoptikus Geſagte in keiner Weiſe 
erſchöpfen und manche Punkte unberührt laſſen, anderſeits über dasſelbe 
hinausgehen und Manches im Einzelnen in praktiſcher Durchführung 
herausarbeiten, was dort bei der theoretiſchen Natur der Abhandlung 
nur angedeutet zu werden brauchte. | 


I. Die Demokratie. 
1. Sprachenfrage — Nationale Frage? 

Wenn ein Fernſtehender den Kampf um die verſchiedenen Sprachen- 
verordnungen betrachtet, muß es ihm ſonderbar erſcheinen, wie man 
um derartige Fragen der inneren Verwaltungsorganiſation ſo lange 
und erbittert ſtreiten koͤnne. Wie man die Behörden einrichtet, iſt doch 
in allen Staaten der Welt ein einfaches techniſches Problem, das man 
nach inneren Zweckmäßigkeitsgründen in vernünftiger Weiſe zu löſen 
ſucht, etwa wie die Frage der Organiſation von Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, von Patentämtern, Eiſenbahnminiſterien u. dgl. 

Dabei benehmen ſich auch Alle bei ihren konkreten Vorſchlägen 
immer ſo, als ob es ſich um nichts anderes handle als die zweck— 
mäßigſte Einrichtung der Behörden. Nur zeigt ſich die merkwürdige 
Erſcheinung, daß heute der einen Partei das am unzweckmäßigſten er⸗ 
ſcheint, was ſie früher ſelbſt als zweckmäßig erklärt hat, daß die Partei 
ſich bei keiner dieſer Organiſationsformen recht beruhigen kann, daß 
man endlos hin⸗ und herſchwankt, bis man am Ende irgend eine 
Regelung gar nicht mehr vorzuſchlagen wagt, weil ſie ſonſt der 
„Feind“ einführen und die Programmſchmiede vor dem ganzen Volke 


bloßſtellen könnte. 2) Sit da nicht der Gedanke naheliegend, daß es ſich 


dem Volke ſelbſt und auch der Partei gar nicht direkt um dieſe tech⸗ 
niſchen Formeln und Klauſeln handelt, daß jenes etwas anderes will, 
was es nicht ausſpricht oder was ſeine Vertreter nicht auszuſprechen 
wagen? Iſt nicht die nationale Frage ſchon etwas ganz anderes ge— 
worden als die Amtsſprachenfrage? Jeder fühlt, daß ſie mehr iſt, 
ſelbſt wenn er an das Aufgehen der Deutſchen in Alldeutſchland und 
an den tſchechiſchen Zukunftsſtaat nicht glaubt. 


2) In dieſer Beziehung ſei auf Kaizls Auseinanderſetzungen in der Ceskä Revue 
hingewieſen, welche darthun, wie heute die Deutſchen, morgen die Tſchechen bald die 
„einſprachige“, bald die „doppelſprachige Gleichberechtigung“ vertreten haben, wie 
die Deutſchen heute für ſich verlangen, was ſie ſelbſt, als die Tſchechen es forderten, 
als undurchführbar oder ſchädlich abgelehnt haben u. ſ. w. 


— 


— 
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Nehmen wir an, es wäre möglich, daß eine für die öſterreichiſche 
Verwaltung ausreichende Zahl von Deutſchen, ſagen wir alle ſieben 
oder acht zisleithaniſchen Sprachen ſpräche, und der Staat dieſe Deut⸗ 
ſchen allein anſtellte: Wäre nicht den techniſchen Anforderungen der 
Staatsverwaltung auf das ni entſprochen? Wären dann 
nicht alle „Sprachen“ in Amt, Schule und öffentlichem Leben 
vollſtändig gleichberechtigt? Wären aber unter dieſen Umſtänden die 
Nationen befriedigt? Wäre dies nicht erſt der Anfang des nationalen 
Kampfes? Ich frage: Können die Tſchechen ſelbſt ſich bei ihrer geprie: 
ſenen Errungenſchaft der Doppelſprachigkeit beruhigen, wenn beiſpiels⸗ 
weiſe ein durch Dezennien am Ruder befindliches deutſches Miniſterium 
alle Aemter der Sudetenländer mit Deutſchen beſetzte, die das Tſche⸗ 
chiſche „zum Dienſtgebrauch genügend“ beherrſchten? Oder wären die 
Polen zufrieden, wenn die Lemberger Statthalterei u. ſ. w. mit böh⸗ 
miſchen Feudalherren beſetzt würde, die vier Jahre eine polniſche Gouver⸗ 


nante gehabt haben? 


Wenn es nun offenſichtlich iſt, daß die nationale Frage in ihrem 
Weſen etwas ganz anderes bedeutet, das ſich hinter formalen, in der 
Praxis leicht zu umgehenden Klauſeln verſteckt, wozu dieſes unaufrich⸗ 
tige Spiel? Was iſt dieſes Unausſprechliche, Unfaßbare, De. natio⸗ 
nale Frage? 


2. Volk — Nation. 


Um dies zu beantworten, müſſen wir etwas weiter ausholen. 
Seit J. J. Rouſſeaus Tagen ſpuckt in den Köpfen der Menſchen die 
Idee der Volksſouveränität: „Das Volk will ſein eigener Herr ſein!“ 
Nicht daß es Niemandem gehorchen wollte, ſondern es will nur dem⸗ 
jenigen folgen, dem es vertraut, von dem es die Gewißheit hat, daß 
er ſeine Leiden verſteht und abzuhelfen den Verſtand und den guten 
Willen hat. In den Vereinigten Staaten und Frankreich hat es ſeinen 
Willen durchgeſetzt, und obgleich es von dieſen Leuten ſeines Vertrauens 
oft grauſam enttäuſcht und betrogen ward, auch an dem Errungenen 
feſtgehalten, an dem Rechte der Selbſtbeſtimmung ſeines Loſes: die ge⸗ 
wählten Vertreter des Volkes geben ihm Geſetze (Autonomie) und ver⸗ 
walten ſeine gemeinſamen Intereſſen (Selbſtverwaltung). In den 
anderen Staaten war die Idee nur theilweiſe ſiegreich. Aus dem 
Selbſtbeſtimmungsrechte (Volksſouveränität) wurde ein verfaſſungs⸗ 
mäßiges Recht der Theilnahme des Volkes an der ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung (das konſtitutionelle Prinzip). Die „Konſtitution“ war das 
Loſungswort des Volkes im Jahre 1848. In allen europäiſchen Staaten 
mit Ausnahme Rußlands wurden Verfaſſungen eingeführt, ſo daß das 


Volk entweder das volle Selbſtbeſtimmungsrecht oder wenigſtens das 


Recht der Antheilnahme am ſtaatlichen Leben beſaß. Das „Volk“ in 
dieſem Sinne bedeutete die Geſammtheit der im Staate Lebenden oder 
wenigſtens denjenigen Theil derſelben, der nicht den regierenden, herr⸗ 
ſchenden Klaſſen angehörte. Gegen dieſe, den Adel, die Hierarchie und 
Bureaukratie richtete ſich die Bewegung des Volkes wie gegen eine 
aufgedrungene, dem Volke fremde Herrſchaft. 
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Im demokratiſchen oder konſtitutionellen Staate ſah das Volk 
ſeine politiſchen Wünſche zum größten Theile befriedigt und wen⸗ 
dete ſich den ſozialen Aufgaben zu. Wie aber in ſolchen Staaten, deren 
„Volk“ aus verſchiedenen Volksſtämmen (Nationalitäten) beſteht? Hier 
nimmt die Idee der Volksſouveränität naturnothwendig eine andere 
Geſtalt an: Nicht nur die feudale und bureaukratiſche Fremdherrſchaft, 
ſondern auch die Herrſchaft von Nichtnationsgenoſſen wird bekämpft. 
Jede Nation will ihre eigene Herrin ſein und will das Recht der 
Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung (Autonomie und Selfgovern⸗ 
ment). So die Italiener, die Ungarn, die Polen und Tſchechen, die 
Iren. Naturnothwendig geht das Streben der Nationalitäten auf eigene 
ſtaatliche Sonderexiſtenz (das Nationalitätsprinzip). 

Nun aber beſtimmen ſich die Grenzen der Staaten vielfach nach 
ganz anderen Faktoren. Aeußere Gefahren und innere wirtſchaftliche 
Bedingungen bringen es mit ſich, daß eine Nation durch Staatsgrenzen 
in zwei oder drei Theile getheilt wird wie die polniſche, daß mehrere 
Nationen zuſammen ein Staatsweſen zu bilden gezwungen ſind, wie 
Deutſche, Italiener und Franzoſen die Schweiz, Vlämen und Wallonen 
Belgien, Deutſche, Tſchechen, Polen, Ruthenen, Slovenen, Italiener 
und Serbokroaten Oeſterreich. Durch dieſe geſchichtliche und ökonomiſche 
Nothwendigkeit kann aber das mächtige Streben nach nationalem Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechte nicht ausgetilgt, ſondern höchſtens beſchränkt werden, 
der Gedanke der Volksſouveränität wird durch dieſe Thatſachen nid! 
ertödtet. Er äußert ſich nur in zweierlei Forderungen, wie auch Volk 
in ſolchen Staaten ein Zweifaches bedeutet: einmal die Geſammtheit der 
nicht herrſchenden Klaſſen des Staates (Volk im politiſchen und ſozialen 
Sinne im Gegenſatze zu Adel, Bureaukratie u. ſ. w.) und die Geſammt⸗ 
heit derjenigen, welche eine Sprache ſprechen und durch ſie einem be— 
ſtimmten Kulturkreis angehören (Volk im nationalen Sinne, deutſches, 
tſchechiſches, polniſches Volk). 

Und ſo iſt das Streben des Volkes in gemiſchtſprachigen Staaten 
ein- doppeltes: die Geſammtheit der Staatsangehörigen aller Nationa⸗ 
litäten kämpft gegen jede Herrſchaft, die nicht ihrem Vertrauen ent— 
ſprungen iſt, die fie als Fremdherrſchaft empfindet (politiſche Demo— 
kratie) und jede einzelne Nation für ſich will nur beherrſcht ſein von 
ihren Nationsgenoſſen, deren Führung ſie ſich anvertraut (nationale 
Demokratie). Zwiſchen nationaler und politiſcher Demokratie kann nie 
ein Gegenſatz beſtehen. Denn beide ſind nur zwei Seiten einer Sache, 
der Volksſouveränität. 

Widerſprüche ergeben ſich erſt dann, wenn die Demokratie nur 
politiſch und nicht zugleich national ſein will, wenn die Gleichheit 
als nationale Unterſchiedsloſigkeit aufgefaßt und das Volk 


nach franzöſiſchem Muſter ſchabloniſch behandelt wird. Eine Demokratie, 


die von den nationalen Verſchiedenheiten abſieht, muß naturgemäß 
allen Völkern mit Ausnahme der Deutſchen unleidlich erſcheinen und 
ſie verbittern. Nur durch dieſen Umſtand erklärt es ſich, wie Fiſchhof 
jagt, „daß die Deutſchen — in der Verfaſſungsära — höchſt erſtaunt 
über die Erbitterung der Nationalitäten, und dieſe höchſt erbittert über 
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das Erſtaunen der Deutſchen ſind; daß es ferner den Deutſchen un— 
begreiflich erſcheint, wie man die Freiheit als etwas Unleidliches, und 
den Nationalitäten, wie man das Unleidliche als Freiheit bezeichnen 
könne“. (Bürgſchaften, S. 102.) Es gibt eben in Oeſterreich ohne 
nationale Freiheit eine politiſche ebenſowenig wie ohne politiſche eine 
nationale. Es gibt kein Selbſtbeſtimmungsrecht des Volkes, ſolange 
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker nicht verwirklicht iſt. ö 


3. Das nationale Recht. 


Die Menſchen ſchließen ſich zu Gemeinweſen, zu Staaten zu— 
ſammen, um gemeinſchaftliche Intereſſen zu verwirklichen. Nun iſt es 
offenbar, daß das Volk?) als ſolches gemeinſame Jutereſſen hat, ohne 
Rückſicht auf den Ort, wo es wohnt, und auf die Sprache, die es 
ſpricht: der tſchechiſche und deutſche, der polniſche und rutheniſche Arbeiter 
haben das gemeinſame Intereſſe an einer wirkſamen Gewerbe⸗Inſpek⸗ 
tion, an hohen Löhnen, an der Verkürzung der Arbeitszeit. Der tſche⸗ 
chiſche und deutſche Bauer haben das gleiche Intereſſe, von Advokaten 
nicht hintergangen, von Zwiſchenhändlern nicht ausgebeutet zu werden, 
ohne Rückſicht darauf, ob dieſe deutſch oder tſchechiſch ſind. Der tſche— 
chiſche Arbeiter ſteht dem deutſchen ſozial näher als dem ſozuſagen auch 
tſchechiſchen Fürſten Schwarzenberg. Ebenſo ſtehen der tſchechiſche und 
polniſche Feudale ſich näher als der polniſche Graf und ſein geknech⸗ 
teter Taglöhner gleicher Nationalität. Um ihre ſozialen und politiſchen 
Intereſſen zu wahren, bedürfen alle Glieder des Volkes ohne Rückſicht 
auf ihre Nationalität einer einheitlichen politiſchen Vertretung, in der 
ſie — nicht auf Grund von Wahlprivilegien — ſondern nach ihrer 
faktiſchen Macht auf Grund des allgemeinen, gleichen und direkten 
Wahlrechtes um ihre Intereſſen kämpfen und nach dem Intereſſe der 
überwiegenden Mehrheit ausgleichen. 

Aber ebenſo unzweifelhaft haben alle Nationsgenoſſen das ein⸗ 
heitliche Intereſſe, ihre nationalen Angelegenheiten für ſich zu ordnen, 
ihre nationalen Rechte zu wahren, ihre nationale Kultur und Eigenart 
zu pflegen und insbeſondere dafür zu ſorgen, daß auch in nichtnatio- 
nalen Angelegenheiten kein Fremder ſie beherrſche. Zu dieſem Zwecke 
muß auch jede Nation als Ganzes ſowie jeder Nationsgenoſſe einen 
eigenen Kreis von Rechten haben, um die ſie nicht erſt in jedem ein⸗ 
zelnen Falle kämpfen müſſen, ſondern die ihnen ſtaatsgrundgeſetzlich 
zuſtehen und durch eine unabhängige Rechtſprechung geſichert ſind. 
Welche Rechte haben heute die Nationen? Gar keine! Weder dürfen 
ſie ihr Schulweſen ſelbſt ordnen, wie es ihren Bedürfniſſen entſpricht, 
noch ſind ſie im Stande, mit ihren Mitteln ihre Literatur und Kunſt 
zu fördern. Sie können keine Univerſität, kein Krankenhaus, kein 
Theater errichten, und das Alles aus dem ſehr einfachen, wenn auch 
kaum verſtändlichen Grunde, weil fie gar nicht eriftiren! Es iſt 
ein Verdienſt, daß dieſer Widerſpruch zwiſchen der thatſächlichen Lage 
und der rechtlichen Ordnung der Dinge einmal ausgeſprochen iſt. 


3) Volk bezeichnet von nun an immer das Volk im politiſchen und ſozialen, 
Nation das Volk im nationalen Sinne. 
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Nehmen wir an, ein Tſcheche ſetze zum Erben ſeines großen Ver⸗ 
mögens die tſchechiſche Nation ein. Das Teſtament wird jeder Richter 
für ungiltig erklären, weil es im Rechtsleben keine Perſon „tſchechiſche 
Nation“ gibt, weil es keinen Menſchen und keine Körperichaft gibt, 
der das Recht zuſtünde, im Namen der tſchechiſchen Nation die 
Erbſchaft anzutreten. Wenn derſelbe Herr aber irgend einen Herrn 
Zapletal zum Erben einſetzt mit der Auflage, die Gelder zu Gunſten 
der tſchechiſchen Nation zu verwenden, dann gilt das Teſtament, voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſer die Gnade hat, der Nation feine Perſönlichkeit zu 
leihen und die Erbſchaft nicht auszuſchlagen. So iſt die Nation ein 
umgekehrter Peter Schlemihl: ein Schatten ohne Perſon. Sie kann kein 
Vermögen beſitzen, kann wegen Rechtsverletzungen nicht klagen, kann ſich 
keines ihrer Angehörigen annehmen.“) 
| 155 ebenſo hat kein Einzelner als Nationsgenoſſe irgend ein 
Recht gegen ſeine Nation, er kann ihren Schutz nicht fordern, er hat 
kein Recht auf ihre Kulturgüter. Nur gegen den Staat hat er ein 
kümmerliches Recht, das ihn ſofort verläßt, wenn er aus ſeiner Heimat 
fortgeht, das er auf einer Reiſe ſo oft verliert und wieder bekommt, 
als er durch ein fremdes oder nationales Dorfgebiet fährt. ö 

Die augenfällige Thatſache, daß wir ein Staat aus vielen Na⸗ 
tionalitäten ſind, die Thatſache, die unſer ganzes öffentliches Leben 
beherrſcht und Oeſterreich ſeinen Charakter gibt, dieſe Thatſache iſt an 
unſerer Rechtsordnung nahezu ſpurlos vorübergegangen! 

Und fragen wir einmal die nationalen Parteien: Welche Rechte 
habt Ihr Eurem Volke und Euren Brüdern verſchafft? Welche wollt 
Ihr ihnen verſchaffen? Wir wollen klipp und klar die Antwort: Welche 
Rechte! Ihr ſprecht von Univerſitäten! Hat die Nation ein Recht, 
Univerſitäten zu gründen, oder habt Ihr durch geopferte Millionen 
Steuergelder die miniſterielle Begünſtigung erkauft, daß einige tauſend 
Gulden für Univerſitäten ausgegeben werden, deren Lehrer zu berufen 
die Nation kein Recht hat? Ihr ſprecht von Sprachenverordnungen, die 
Ihr erkämpft, bezw. die ihr beſeitigt wollt. Bekommt dadurch die 
Nation ein Recht, die Beamten nach ihrem Vertrauen zu beſtimmen, 
hat ſie ein Recht, fremdnationale Beamte fernzuhalten, wenn ſie nur 
dem Erfordernis der Doppelſprachigkeit genügen? Hat ſie auch nur 
ein Recht auf dieſe kümmerlichen Sprachenverordnungen ſelbſt, oder 
kann jedes beliebige Miniſterium, wenn Ihr nicht mehr neue Millionen 
von Ausgleichsgulden zu opfern habt, dieſe Verordnungen durch einen 
Federſtrich vernichten? Nennt uns nur ein Recht, das ihr der Nation 
zu verſchaffen muthig genug wart! Geht es uns mit Euren Errungen: 


4) Die Nation iſt „für Recht und Gericht ein metaphyſiſches, transzendentales 
Gebilde“. (Synoptikus, Staat und Nation, S. 18.) Dieſer eklatante Widerſpruch 
zwiſchen den Thatſachen und der Rechtsordnung, die doch das gedankliche Abbild 
jener ſein muß, wenn ſie das Gebiet der Thatſachen beherrſchen und in allen 
Punkten Friedensordnung ſein ſoll, beweiſt die Lückenhaftigkeit unſerer Inſtitutionen 
ſchlagend. Unſere eng hat einfach von den Nationen gar noch nicht Notiz 
e Wie denn auch? Wo hätten wir ſolche Inſtitutionen — abſchreiben 
können | 
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haften nicht wie Hiob, der eines Tages jagen muß: Der Herr hat | 
es gegeben, der Herr hat es genommen, geprieſen ſei der Herr! 


4. Das Staatsrecht. 


Um die Millionen des Volkes erkaufen die ſogenannten natio⸗ 
nalen Parteien wandelbare Miniſtergunſt, die der Nation als Ganzem 
nichts nützt und nur einige Bureaukraten erhöht hat oder erhöhen 
kann. Dem Volke aber bringen ſie nicht den Splitter eines nationalen 
Rechtes! | 

Aber das Staatsrecht? 

Bis jetzt hatten die Tſchechen blos ihr Staatsrecht, nun haben auch 
die Deutſchen das ihrige.?) Die Deutſchen erklären, die ehemaligen 
deutſchen Bundesländer, alſo Oeſterreich ohne Galizien und Dalmatien, 
bilden hiſtoriſch eine Einheit, einen Staat für ſich. Woher dieſe 
Staatsrechte? . 

Die Nationen miſchen ſich im Gebiete. Der Kampf um das täg⸗ 
liche Brot, um den Ackerboden und die Arbeitsgelegenheit zwingt den 
geiſtigen und Handarbeiter, der Nachfrage zu folgen., Es iſt nicht 
nationale Eroberungsſucht, ſondern die ökonomiſche Macht der That⸗ 
ſachen, welche die inneren Wanderungen des Volkes hervorruft. Das 
ſind Wandlungen, die ſich durch papierene Paragraphen nicht aufhalten 
laſſen. Keine Nation bewohnt ein abgerundetes, abgeſchloſſenes Gebiet. 
Wohin zielt nun die Gebietspolitik der bürgerlichen Parteien? Jede 
der bürgerlichen Parteien will ein ſolches Gebiet als ihren „Staat“ 
erklären, das ihr die ſtändige Majorität und die rückſichtsloſe Unter⸗ 
werfung der Minorität ſicherſtellt. Nicht um das Recht der nationalen 
Selbſtbeſtimmung zu ſichern, ſondern um ſelbſt nationale Fremdherr⸗ 
ſchaft aufzurichten, ſchaffen ſie durch gebietspolitiſche Kunſtſtücke unter⸗ 
drückte Minoritäten, zwingen ſie zur nationalen Nothwehr, um ſo den 
Nationalitätenkampf zum Schaden der allgemeinen Kulturentwicklung 
zu verewigen. Und ihr angeblich nur nationales Empfinden ſchreckt 
dabei nicht zurück, eigene Minoritäten auf fremdem Boden der Recht: 
loſigkeit und der Rache ihrer Gegner preiszugeben, denen ſie logiſcher⸗ 
weiſe das gleiche Recht der Autonomie zugeſtehen müſſen. a 

In dieſem eigennützigen Streben zu Gunſten einer dünnen Schichte 
jeder Nationalität vergeſſen ſie alle demokratiſchen Verpflichtungen gegen 
das Volk ſo ſehr, daß ſie es Feudalen und Klerikalen, die geſchichtlich 
berufen waren, Würger und Verderber bald der eigenen, bald der 
fremden Nationalität zu ſein, ermöglichen, ſich von klientelſüchtigen 
Advokaten zur eigenen inneren Beluſtigung — national nennen zu 
laſſen, während das Volk keiner Nationalität mit dieſen je etwas ge⸗ 
mein haben kann, am allerwenigſten unter der Vorſpiegelung irgend 
einer Nationsgenoſſenſchaft! 


5) Es iſt ein Verdienſt der Broſchüre, die ſtaats rechtliche Natur der jung⸗ 
deutſchen Forderung betont zu haben. Alſo ein Kampf zwiſchen dem jungen deutſchen 
und dem etwa hundert Jahre älteren tſchechiſchen Staatsrecht! Das Egerer natür« 
lich nicht zu vergeſſen. | 


5. Nation — Gebiet. 


Die Nationalität hat ihrer inneren Natur nach zunächſt keine 
Beziehung zum Gebiet. Man verliert ſie nicht, wenn man das Gebiet 
verläßt, man gewinnt ſie nicht, wenn man das Gebiet betritt oder 
einige tauſend Hektar davon erheiratet und den Schweiß ſeiner Be— 
bauer in ferner Großſtadt in klingender Münze ausgibt. Jedes geſunde 
Nationalitätsbewußtſein muß gegen eine ſolche Nationszugehörigkeit 
proteſtiren. Die Nation iſt ein Verband gleichredender und gleichden⸗ 
kender Perſonen, eine Kulturgemeinſchaft moderner Menſchen, die nicht 
mehr an die Scholle gebunden ſind. Und wenn Allen ihre Heimat heilig 
iſt, ſo muß jedem doch die Welt offen ſtehen, zum mindeſten das ganze 
Staatsweſen, deſſen Einheit er gegen außen mit ſeinem Blute zu ver— 
theidigen hat. Diejenigen aber, die den Staat, ſtatt ihn in eine freie 
Föderation freier Nationen umzuwandeln, in Gebietsherrſchaften auf⸗ 
zulöſen trachten, machen jeden ihrer Nationsgenoſſen rechtlos, ſobald 
er die Grenzen ſeiner Heimat überſchreitet. Indem ſie ihn ſo in der 
Fremde zum Paria verurtheilen, erſchweren ſie Tauſenden das wirt⸗ 


ſchaftliche Fortkommen, um ſie, wie die galiziſchen und böhmiſchen Feu⸗ 


dalen, bei elenden Löhnen als billige Ausbeutungsobjekte zurückzuhalten. 
Jeder Nationsgenoſſe kann und muß in allen Theilen des Reiches 
den vollen Schutz ſeiner Nation genießen, zu welchem Behufe ihm ein 
klagbarer Anſpruch gegen dieſelbe zuſteht. Nur das kann Ziel einer 
wahrhaft nationalen Politik ſein. Seine Nation hat es zu vermitteln, 
daß er überall ſein Recht in ſeiner Sprache findet. Die Nation iſt 
eben als Perſonenkörperſchaft auf demokratiſch-moderner Baſis, als eine 
nationale Rechtsſchutzorganiſation, nicht aber als feudal-patrimoniale 
Gebietsherrſchaft zu Eonjtituiren. Daß dies rechtlich und praktiſch mög: 
lich iſt, beweiſen die zahlreichen nichtſtaatlichen, das ganze Reich um: 
faſſenden, in hoher Blüte und Lebenskraft ſtehenden Korporationen, 
insbeſondere die ebenfalls auf Grund des Perſonal- und nicht des 
Territorialprinzips konſtituirten Religionsgeſellſchaften, deren reale 
Macht Niemand bezweifelt. Iſt doch die katholiſche Kirche heute ein 
einziger univerſeller Weltverband ohne jede Territorialherrſchaft.“?) 
Gerade das Beiſpiel der Kirche beweiſt, daß die nationale Demo: 
kratie und ein Friede zwiſchen den Nationen auf gebietlicher Baſis 
ebenſowenig möglich iſt, wie dereinſt der Religionsfriede, ſolange der 
Grundſatz galt: Cuius regio illius religio (Wem das Gebiet gehört, 
der beſtimmt auch das Religionsbekenntnis). 
Erſt wenn trotz des Beiſammenwohnens im Gebiete die Nationen 
geſonderte Körperſchaften bilden und trotz der territorialen Getrennt⸗ 
heit der Angehörigen eines Volksſtammes dieſer zu einer Einheit 
zuſammengefaßt wird, wenn alſo die Reibungsflächen zwiſchen ver- 


6) Ich muß es dem Leſer überlaſſen, die grundlegende, volle Klarheit ſchaffende 
Bedeutung der Begriffe Perſonalitäts⸗- und Territorialprinzip bei Synoptikus 
nachzuleſen. Der Gegenſatz derſelben iſt der ſpringende Punkt der Nationalitäten⸗ 
frage, 10 fundamentale Einſicht, die uns erſt das Verſtändnis des Problems 
vermittelt. 
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ſchiedenen Nationen beſeitigt, die Einheit jeder Nation hergeſtellt iſt, 
erſt dann iſt die nationale Autonomie möglich, erſt dann kann die 
Nation Trägerin von Rechten ſein, was ihr immanentes Streben 
iſt. Die Organiſirung von National-Gemeinden, Nationalkreiſen und 
Nationalräthen als juriſtiſchen Perſonen auf Grundlage des Perſo— 
nalitätsprinzips iſt erſte Vorausſetzung des nationalen Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechtes.“) | 

6. Machtfaktor — Rechtsfaktor. 


Sind einmal die Nationalgemeinden, die Nationalkreiſe und die 
Nationalräthe konſtituirt, ſo wird es auch möglich ſein, ſie zu Trägern 
von Rechten und Pflichten zu machen und ihnen den gebührenden Ein⸗ 
fluß auf die Staatsverwaltung zuzuweiſen. Nur ſo können fie gewich⸗ 
tige Rechtsfaktoren im Staate werden. 

Es iſt nicht ehrliche, offene Demokratie, ſondern heuchleriſche De— 
magogie, wenn man vorgibt, dem Volke oder der Nation Rechte zu 
verſchaffen und ſtatt deſſen ſich miniſterielle Macht für moraliſche und 
materielle Opfer auf Zeit erkauft, wie es in Oeſterreich abwechſelnd 
die deutſchbürgerlichen und die tſchechiſchbürgerlichen Parteien thun. 
Fragen ſich die Nationen niemals, welche geſicherten Rechte und Vor⸗ 
theile in nationalen Dingen ihre Politiker heim bringen, die doch 
bereitwilligſt jeden wirtſchaftlichen Fortſchritt, ja die ökonomiſchen 
Exiſtenzbedingungen ihrer Wähler preisgeben, ungezählte Millionen 
den Ungarn, ungezählte Millionen dem feudalen Bureaukratismus 
und Militarismus in den Rachen werfen, die politiſche Demokratie 
und die politiſche Ehre ihres eigenen Volkes opfern, Alles um an— 
geblicher nationaler Rechte willen? Fragen ſie nie, ob die Errungen⸗ 
ſchaft des Opfers wert iſt? Und dieſe papierenen Klauſeln, die jedes 
Miniſterium ungeſtraft zerreißen, die jeder Windhauch von oben oder 
„drüben“ wie dürres Laub fortblaſen kann, dieſe „Gunſt auf Zeit“ 
ſoll den Hunger des Volkes nach Brot und Recht ſtillen? 

Heißt das nicht das Volk im Namen der Nation ans Kreuz 
ſchlagen? Die wahre Aufgabe einer nationalen Partei kann nur ſein, 
die nationale Demokratie zu verwirklichen, d. h. durchzuſetzen, daß der 
Nation alle diejenigen Hoheitsrechte, die zur wirkſamen Förderung der 
geiſtigen Kultur der Nation dienen, als ihr unveräußerliches Recht 
unmittelbar zur eigenen Verwaltung zuſtehen. Denn wenn ſie nur als 
politiſche Partei faktiſche Macht im Staate ausüben will, muß ſie 
naturnothwendig morgen als Minorität all' die prekären Vortheile, die 
ſie heute als Majorität mit ſchweren Einbußen an Ehre und Geld 
gewonnen, ohne Rückerſtattung der Opfer verlieren, und kann alſo 
niemals in den ruhigen Genuß irgend eines ſicheren Rechtes, ſondern 
nur in die ärgere Abhängigkeit jener ſelbſtſüchtigen Reaktionäre ge⸗ 
langen, die immer abwechſelnd eine Nation gegen die andere ausſpielen, 
um ſo ſelbſt im ruhigen Genuß ihrer, jeder Demokratie, jeder modernen 
Staatsverfaſſung Hohn ſprechenden Privilegien zu bleiben. 


7) Nähere Darſtellung der Verwaltungs⸗Organiſation im Anſchluß an Synop⸗ 
tikus, jedoch im Einzelnen ausführlicher, ſiehe S. 206 ff. 
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Es iſt auf den erſten Blick ganz unverſtändlich, wieſo eine Po⸗ 
litik, die ſich ſelbſt als national ausgibt und von Allen für national 
gehalten wird, ganz davon abſehen kann, konkrete nationale Rechte für 
die ganze Nation und die einzelnen Nationsgenoſſen zu fordern und 
zu erkämpfen, was doch logiſcherweiſe ihr einziges Ziel ſein könnte, 
wieſo ſie nur auf dem Umwege gebiets⸗ und verwaltungspolitiſcher 
Reformen, die erſt mittelbar für die Nationen von Bedeutung ſind, 
Vortheile für ſie zu erlangen hofft. Was dem Volke in ſeiner Maſſe 
vorſchwebt, iſt die Idee der Volksſouveränität, deren Realiſirung nur 
auf dem geraden Wege möglich iſt. Das volle und ganze Streben der 
Nationen der Erfüllung zuzuführen, iſt die öſterreichiſche Bourgeoiſie 
von jeher zu ſchwach und zu halb geweſen. Denn dies würde die Be⸗ 
ſeitigung der feudalen und klerikalen Vorherrſchaft nothwendig machen. 
Schon der Gedanke daran ſcheint den Bürgerlichen zu kühn. Aber daß 
ſie ihre Kämpfe gerade auf die Territorien und Aemterfrage gerichtet, 
hat ſeine tieferen Gründe. 

Durch unſer künſtliches Vertretungsſyſtem ſind die Nationen nicht 
ganz vertreten, ſondern nur einige Schichten derſelben: Zunächſt die 
Großgrundbeſitzer, die alte Feudalität, die alle hohen Staatsämter 
innehat und von hier aus direkt und indirekt die Beſetzung aller 
niederen Stellen in Händen hält. Ihre Lebensaufgabe iſt nicht die 
Bewirtſchaftung ihrer Güter, ſondern der Staatsdienſt. Sie ſind ge⸗ 
borene Bezirkshauptleute, Statthalter und Miniſter. Dann die ſtädtiſche 
Bourgeoiſie, die Trägerin der Induſtrie und des Handels. Die öſterrei⸗ 
chiſche Bürgerſchaft gleicht in keiner Beziehung derjenigen anderer 
Staaten. Ihr Stolz iſt nicht, Kaufleute, Induſtrielle, Techniker, Ge: 
lehrte und Künſtler hervorzubringen. Wenn ſchon ein Sohn, in der 
Regel derjenige, der im Studium als der Talentloſeſte nicht reuſſirte, 
das „Geſchäft“ übernimmt und im ererbten Schlendrian fortführt, ſo 
drängen doch alle hoffnungsvollen Söhnchen zur Staatskrippe. War 
doch die Aufgabe unſerer Bourgeoiſte Jahrhunderte lang nur, Haus⸗, 
Hof⸗ und Staatsbeamte für ein länderreiches Herrſcherhaus zu ſtellen. 
Gerade daraus reſultirt ihre ererbte Hyperloyalität und politiſche Ver⸗ 
ſtändnisloſigkeit. 

Die dritte Gruppe bildet das beſſerſituirte Bauernthum, deſſen 
Söhne theilweiſe den ererbten Beſitz fortſetzen, theilweiſe das Heer der 
Unteroffiziere, Kanzliſten, Schreiber, niederen Beamten und der Geilt- 
lichkeit ſtellen. 

So drängen gerade die drei allein wirkſam vertretenen Volks⸗ 
ſchichten in einer gegliederten Phalanx zum Staatstrog. Politik iſt 
ihnen die nähere oder entferntere Beziehung zum Trog, zum Amt: die 
Aemterfrage iſt ihnen die materielle Lebensfrage. Und wie ſie ſich nun 
um jeden Biſſen, um jede Pfarre, Gerichtsſtelle, um jede Hofraths— 
ſtelle beißen, erfüllen ſie mit ihrem Lärm den ganzen Staat. In dieſem 
Konkurrenzneid denunziren ſie nun den Mitbewerber nach allen moͤg— 
lichen Geſichtspunkten, bald als Juden, bald als Tſchechen, als Vater⸗ 
landsverräther, als Demokraten, und beſchwören die Lynchjuſtiz der 
Geſetzgebung und Verwaltung herab auf das Haupt des ſchändlichen 
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Konkurrenten im Namen des Chriſtenthums, des Katholizismus, des 
Nationalismus, des Patriotismus! Und da ſie die parlamentariſche Urne 
und Tribüne ſowie die Preſſe beherrſchen, machen ſie auch die öffent⸗ 
liche Meinung und das öffentliche Recht. 

Darum iſt die nationale Frage mit ihrer römiſch⸗orientaliſchen 
Spielart, der Judenfrage, bei uns nichts als die Aemterfrage. Und da 
die Vorkämpfer den Kampf führen müſſen, gibt es auch keinen Frieden 
für die Nationen, die im Schlepptau derſelben liegen. Es iſt einfach 
utopiſch, von ihnen einen Ausgleich zu hoffen. Mit dem Tage, an dem 
er geſchloſſen wäre, hätten alle dieſe nationalen Politiker auch ihren 
Daſeinsgrund verloren. Das wäre rein die Schopenhauer'ſche Negation 
des Lebens willens! 

Die Schuld daran liegt nicht an den Abgeordneten, die ja zu 
neun Zehntel biedere Bezirksgrößen mit einem durch gläubige Leib- 
blattlektüre erweiterten Kirchthurmshorizonte ſind. Schuld iſt einzig die 
Intereſſenvertretung, die alle diejenigen Abgeordneten hinausbefördert, 
die nicht 99 0 auf die Intereſſen einer beſtimmten Intereſſenſchichte 
ſchwören und mit Fauſt und Lunge für dieſelben arbeiten, mag auch 
das Ganze in Franſen gehen! Eine Volksvertretung kann überhaupt 
nur den Sinn haben, die tauſenderlei auseinandergehenden Intereſſen 
der Staatsangehörigen zu einem Kompromiß im Sinne der Wohlfahrt 
der Mehrzahl zu bringen. Wie iſt das möglich, wenn jeder Abgeordnete 
nur von einer einzigen Wählerſchichte abhängt und ſofort ausgeräuchert 
wird, wenn er aus Rückſicht für die Geſammtheit nur ein Haar davon 
vergibt? Der Fall Grabmayer iſt der jüngſte Fall dieſer Art. O dieſes 
weiſe politiſche Syſtem, das jede Anwandlung ſtaatlichen Gemein⸗ 
bewußtſeins mit dem politiſchen Tode ahndet! Ein Syſtem — nicht 
zur Bildung eines ſtaatlichen Geſammtwillens, ſondern zur „Heraus: 
arbeitung der Widerſprüche, zur Sprengung des Ganzen“. Und das 
ſollte konſervativ wirken! 

Das ganze Vertretungsſyſtem läßt gar kein Kompromiß zu. Jede 
Partei, die ein ſolches wagt, wird hinweggefegt, wie die Alttſchechen 
durch die Jungtſchechen, die Altliberalen durch die Jungradikalen. Wir 
ſind zu Ende, ihr konſervativen Staatsmänner! Lasciate ogni speranza ! 


7. Demokratiſcher und bureaukratiſcher Nationalismus. 


Der Nationalismus der Aemterfragen, der bureaukratiſche Na— 
tionalismus, hat den Nationen und den einzelnen Nationsgenoſſen kein 
neues Recht gebracht, ja, er kann den Bureaukraten nicht einmal die 
Aemter ſichern. Denn alle Formeln, die einer Gruppe derſelben die 
mehr oder weniger ausſchließliche Aemterfähigkeit bringen ſollen, die 
Ein= und Zweiſprachigkeit ſind nicht feſte rechtliche Schranken, find 
Spinnwebenfeſſeln.?) Es gibt keine Verantwortlichkeit mehr, die den 


8) Die Geſchichte hat bewieſen, daß die Doppelſprachigkeit der Beamtenſchaft 
an ſich nicht die geringſte Garantie für die iſchechiſche Nation bedeutet. Nach einer 
Verordnung Ferdinands III. vom Jahre 1644, alſo zwei Jahrzehnte nach der 
Schlacht am weißen Berge, mußten ſämmtliche Räthe des Appellationsgerichtes 
in Prag der deutſchen und der tſchechiſchen Sprache mächtig ſein. Dadurch war 
im geſammten Gebiete der Länder der böhmiſchen Krone die allgemeine Doppel- 
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Sprenger derſelben treffen könnte: Die einzige Garantie, die 
Miniſterverantwortlichkeit, iſt zerbrochen, heute zerbrochen 
von Denen, die ſie morgen brauchen werden! Es gibt auch keine Ga— 
rantie mehr für die Einhaltung von Wahl- und Geſchäftsordnungen, 
deren Bruch heute Diejenigen propagiren, die ſich wahrſcheinlich morgen 
darauf werden berufen müſſen. Der bureaukratiſche Nationalismus der 
Wahl- und Geſchäftsordnungsklauſeln, der Aemterbeſetzungsformeln iſt 
ebenſo bankerott wie der Intereſſen⸗Feudalismus! 

| Sind alſo die Nationen ſchutzlos? Sie find ſchutzlos, wenn 
nicht der demokratiſche Nationalismus in die Schranken tritt und ſtatt 
Klauſeln und Formeln garantirte, richterlich geſchützte 
Rechte ihnen vindizirt und erobert, das Recht der Selbſtbeſtimmung 
und Selbſtverwaltung, wenn nicht die Nationen die Souveränität 


in nationalen, das Volk aber die Souveränität in politiſchen und 


ſozialen Angelegenheiten erlangt. Die nationale Frage wächſt über die 
bürgerlich-feudale Politik hinaus. Dieſe ſpielen und drohen mit dem 
Feuer, die Völker aber dürfen ſich durch dieſe Funkenkunſtſtücke nicht 
täuſchen laſſen: Her das Holz und eingeheizt! Wir wollen uns unſer 
Heim warm und behaglich machen. Wir wollen die volle und ganze 
Demokratie! 

Die Nationen werden ſich ihre Behörden ſelbſt wählen und er- 
nennen: Dann gibt es keine nationale Fremdherrſchaft. Sie wollen es 


zunächſt auf konſtitutionellem Wege, unter Mitwirkung der 


Krone. Sie werden Vorſchläge machen und die Krone wird ernennen. 
Iſt das etwa radikal? Iſt das nicht ein in der chriſtkatholiſchen Kirche 
beliebter und unangefochtener Grundſatz? Sollen die Nationen nicht 
ſoviel Recht haben wie die Konfeſſionen? Geſchieht dasſelbe nicht heute 
verſteckt, hinter den parlamentariſchen Kouliſſen? Wer weiß nicht, daß 
der galiziſche Statthalter, der polniſche Landsmannminiſter Vertrauens- 
mann des Polenklubs iſt? Haben nicht die Tſchechen die Ernennung von 
Vertrauensmännern zu Räthen des Oberſten Gerichtshofes durchgeſetzt? 
Offenes Spiel, meine Herren! Ja, wir ſind ſo weit, ihr konſervativen 
Staatsmänner, wir wollen die Gepflogenheiten nur für Alle in ordent— 
liche Rechtsform bringen. Weiter gar nichts! Und wird die Krone 
nicht unſagbaren Gewinn daraus ziehen, wenn ſie von Vertrauens⸗ 
männern — nicht einer Kaſte, ſondern aller Nationen — berathſchlagt 
wird? Wird ſie nicht feſter baſirt ſein als heute, wo man nach Berlin, 
Moskau, Warſchau und Rom nicht ſchielt, ſondern winkt? Die natio— 
nale Demokratie — wohlgemerkt, die nationale demokratiſche Monarchie 
— das iſt die Löſung, das iſt die Loſung! 


ſprachigkeit eingeführt. Für die böhmiſche Sprache wurde dieſe Einrichtung ver⸗ 
hängnisvoll. Infolge der größeren Verbreitung und höheren Entwicklung der 
deutſchen Sprache erwies ſich dieſe als die ſtärkere und verdrängte ohne Kampf, 
unmerklich aber unaufhaltſam die tſchechiſche Sprache. „Ein Jahrhundert der 
Doppelſprachigkeit genügte, den Niedergang der ehemals herrſchenden böhmiſchen 


Sprache fo gründlich zu bewirken, daß Maria Thereſia 1747 die arge Vernach⸗ 


läſſigung der böhmiſchen Sprache zu rügen ſich veranlaßt fand, und der OÖberft- 
Burggraf Graf Wieſchnik Klage führen konnte, es mangle an „böhmiſchen Sub— 
jekten für die höheren Aemter.“ (Onciul.) 
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War Bismarck ein Konſervativer? War er der Begründer des 
einigen Deutſchen Reiches, der Ueberwinder der Vielſtaaterei? Wenn 
ja, wodurch hat er das einige Deutſche Reich aufgerichtet? Nicht durch 
das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht, die Demokratie der Ge— 
ſetzgebung? Und dabei kam ihm die Einheit der Nation zu gute. Das 
öſterreichiſche Problem iſt doppelt ſchwierig. Denn neben der Vielheit 
der Staatsrechte haben wir auch die Vielheit der Sprachen zu über- 
winden! Wir brauchen ein Mittel mehr, die Demokratie der Verwal: 
tung. Wie glücklich ſind wir, daß uns die polniſchen und böhmiſchen 
Feudalen, die Jaworski und Thun den Weg gewieſen, ſo konſervative, 
monarchiſche Männer! Die Nationen müſſen für die ſtaatlichen Aemter 
die nationalen Vertrauensmänner in Vorſchlag bringen! Dieſe ganz 
einfache und in der Praxis immer geübte Regel braucht nur aus einem 
faktiſchen Vorgehen der jeweiligen Majoritätsparteien in eine rechtliche 
Befugnis der Nationen nach dem einfachen Schlüſſel der Volkszahl 
umgewandelt zu werden: Der ſelbſt gewählte Funktionär germaniſirt, 
tſchechiſirt und poloniſirt feine Wähler nicht. Der demokratiſche Natio— 
nalismus iſt die Löſung für jede einzelne und für alle Nationen: Das 
iſt theoretiſch ſicher. Es bleibt nur noch die Frage der praktiſchen Ver: 
wirklichung dieſes Grundſatzes zu erörtern. 


II. Die Verwirklichung der nationalen Demokratie. 


Die politiſche Demokratie auf der Baſis des Territorialprinzips, 
die nationale Demokratie auf der des Perſonalitätsprinzips, ſind alſo 
unumgängliche Poſtulate des öſterreichiſchen Staates. Es war zuerſt 

iſchhof, der die Nothwendigkeit der Demokratie für den Nationalitäten⸗ 
ah an dem Beiſpiele der Schweiz bewieſen hat. Aber fein Beweis 
konnte die nationalen Minderheiten nicht überzeugen. Weil er die 
Eigenart und Siedlungsweiſe der Nationalitäten der Schweiz und die 
Unterſchiede dieſer Faktoren in der Eidgenoſſenſchaft und in Oeſter⸗ 
reich nicht vollkommen würdigte, blieb er bei der politiſchen Demokratie 
ſtehen und ſetzte an Stelle der nationalen Autonomie die der Kron— 
länder in der ausgeſprochenen Intention, durch die Länderföderation 
die Völkerföderation zu bewirken. Sein Ziel war das gleiche, das 
Mittel aber verfehlt. Nicht im Stande, das Einheitsintereſſe der in je 
mehrere Kronländer vertheilten Nationen und das Schutzbedürfnis der 
Minderheiten durch wirkſame Garantien zu befriedigen, blieb er un: 
gehört, die Fülle von Wahrheit und Einſicht, die ſeine Werke ent: 
halten, blieb insbeſondere ohne Einfluß auf die Deutſchen. Und ſo 
arm an politiſchen Talenten ſind wir, daß Fiſchhof nicht einmal 
Rudimente einer Schule hinterlaſſen hat, die ſein Lebenswerk weiter⸗ 
geführt hätte. Was iſt unter dieſen Umſtänden aus der bürgerlichen 
Politik Oeſterreichs geworden! Ein Tummelplatz von Strebern, die, 
weil ſie nichts gelernt haben, Alles zu wiſſen glauben und, weil ſie 
zu nichts fähig ſind, zu Allem fähig ſind. Und dies in einem Momente, 
wo „eine ſtaatsrechtliche Aufgabe zu löſen iſt, an deren Größe keine 
unſeres Jahrhunderts reicht!“ (Bürgſchaften, S. 225.) ö 


ö 
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Und die Arbeiterſchaft? In ihrer politiſchen Jugend beinahe 
durch die Größe ihrer bkonomiſchen und ſozialen Aufgaben ſchon ver⸗ 
wirrt, im Kleinkampf gegen bureaukratiſche Rückſtändigkeit, wie von 
Mücken gepeinigt, ſteht ſie plötzlich vor einem Problem, das nicht ihr 
Problem, vor Gegenwartsfragen, die vor einem halben Jahrhundert 
hätten die Tagesfrage bilden müſſen, vor Gegnern, die in ihrer Rath⸗ 
loſigkeit mehr zum Erbarmen als zum Kampfe reizen. Kein Wunder, 
wenn auch ſie reſignirt wird. Und ſo muß man ſich unwillkürlich die 
Fut vorlegen: Gibt es überhaupt noch Jemand in dieſem 
ande, der, wenner auch das Nöthige einſähe, es wirklich 
wollte? — — 
Nichtsdeſtoweniger ſei der Verſuch gemacht, das für Oeſterreich 
Nothwendige in ſeiner praktiſchen Realiſirbarkeit und Zweckmäßigkeit 
darzuſtellen und anſchaulich zu machen, wie ſich in Bezirk, Kreis, Land 
und Reich die politiſche und nationale Demokratie ſondert und immer 
wieder organiſch verbindet. Immer muß man dabei vor Augen haben, 
daß dieſe Zwieſchlächtigkeit der Verwaltung nur in den gemiſcht⸗ 
ſprachigen Zonen, alſo in engem Gebiete, vorzüglich in Erſcheinung 
tritt, daß ſie mit der Wiederkehr des nationalen Friedens auf Grund 
freier Vereinbarung der an der Billigkeit der ſtaatlichen Adminiſtration 
intereſſirten Nationalitäten auch vereinfacht wird. 


1. Die Gemeinde. 


Im § 6 der Gemeindeordnungen werden in der Regel Gemeinde⸗ 
mitglieder und Auswärtige unterſchieden. Die Gemeindemitglieder zer- 
fallen in die in der Gemeinde heimats berechtigten Gemeindean⸗ 
gehörigen und in Diejenigen, die von einem Haus- oder Grundbeſitz 
oder von einem ſelbſtändig betriebenen Gewerbe oder Erwerbe eine 
direkte Steuer entrichten. 

Schon in der Zelle des Staatsorganismus, in der Gemeinde, 
zeigt ſich die oberſte Tendenz unſerer ganzen Rechtsordnung, ihr feudal⸗ 
patrimonialer Charakter, den Synopticus gut charakteriſirt hat: „Sie 
iſt der Ausdruck der Herrſchaft, nicht der Gleichberechtigung; der Herr— 
ſchaft des Anſäſſigen über den Zugewanderten, des Beſitzenden, der 
bei ſeinem Beſitzthum feſtgehalten iſt, über den Beſitzloſen, der der 
Nachfrage folgen muß, zum mindeſten der Majorität über die Minorität, 
wenn nicht der ſeßhaften Minorität über die Majorität.“ Das betrifft 
hauptſächlich die ärmeren, unterdrückten ſlaviſchen Nationalitäten, wie 
die Slovenen und Ruthenen, aber auch die Tſchechen gegenüber den 
Deutſchen. Offenbar hat Jeder ein Intereſſe an der Verwaltung jener 
Gemeinde, in der er ſein Domizil hat. Da der Gemeinde gerade die 
b für diejenigen Dinge obliegt, die unſer materielles und geiſtiges 

ohl zu allernächſt berühren, die Lebensmittelpolizei, die Geſundheits⸗ 
polizei, Armen: und Wohlthätigkeitsweſen, Schulweſen u. ſ. w. ($ 27, 
R.⸗G.⸗O.), jo find naturnothwendig auch alle Diejenigen, die in der 
Gemeinde ihren dauernden Wohnſitz aufzuſchlagen beſchloſſen haben, 
von dem Momente ihres Seßhaftwerdens in gleicher Weiſe am Gemein⸗ 
weſen intereſſirt, wie ſie alle faktiſch durch ihre Anweſenheit, ihre 
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produktive Thätigkeit und die Konſumtion der Güter des Ortes die 
Größe und Bedeutung des Ortes ausmachen. Daß der Staat aus dem 
langen Umſatzprozeß des rollenden Geldes gerade dasjenige Stadium 
zum „ſteuerbaren“ macht, wo es beim Kaufmann im Schranke ſich an⸗ 
ſammelt, weil es hier am leichteſten erfaßbar iſt, iſt eine ſteuertechniſche 
Thatſache, die für die Gemeindeverwaltung, für das Sanitätsweſen, für 
Beleuchtung, Waſſerverſorgung u. ſ. w. gleichgiltig iſt. | 

Darum iſt es das erſte Gebot der Demokratie — und hier decken 
ſich politiſche und nationale Demokratie — die Gemeindeverwaltung 
überall auf die Baſis der Vollberechtigung aller in der Gemeinde 
domizilirenden Großjährigen zu ſtellen. Der jungtſchechiſche Landtags— 
beſchluß, der die nationale Frage für die autonomen Behörden regeln 
ſoll, hat dieſes demokratiſche Erfordernis gar nicht berührt, er ſieht 
auch hier in der Frage nur eine Sprachenfrage der autonomen Be— 
hörden, eine bureaukratiſche, nicht eine allgemein⸗nationale Aufgabe. 

Die Geſammtheit der in der Gemeinde wohnhaften Großjährigen, 
das Volk im politiſch⸗ſozialen Sinn, wird nun in eine Schul- und 
Wahlmatrik aufgenommen. Es iſt, wie neueſtens Herrnritt in Grün: | 
hut's Zeitſchrift betont und eine bohmiſche Landtagsreſolution fordert, 
eine Nationalitätenkonſkription anzuordnen und am zweckmäßigſten im 
Anſchluß an die nächſte Volkszählung durchzuführen. Jede unzuläſſige 
Beeinfluſſung der freien Nationalitätserklärung des Individuums, die 
Beeinträchtigung des Selbſtbeſtimmungsrechtes desſelben wird ſtrafge— 
richtlich geahndet. | 

Das Reſultat der matrikularen Feſtſtellung kann Einſprachigkeit 
oder Mehrſprachigkeit ergeben. Letzterer Fall intereſſirt uns zunächſt. 

Die Mehrſprachigkeit kann nun perzentuell die mannigfachſte 
ſein, und gerade darin erblickt die Mehrzahl die größte Schwierigkeit: 
Ja bei wie viel Perzent ſoll man eine berechtigte Minorität aner⸗ 
kennen? Bei ein Viertel oder ein Fünftel oder ein Zwanzigſtel? Nun 
iſt es ſofort in die Augen ſpringend, daß dieſe Frageſtellung ſelbſt 
ganz falſch iſt, daß ſie uns durch jenen bureaukratiſchen Nationalismus 
ſuggerirt iſt! | | 

Vergleichen wir eine Stadt mit 20.000 Einwohnern mit einem 
Markte von 2000 Einwohnern. Der böhmiſche Landtagsbeſchluß nimmt 
eine ſprachenberechtigte Gemeindeminorität dann an, wenn mindeſtens 
ein Viertel der Bevölkerung der anderen Nationalität angehört, alſo 
in unſerer Stadt 5000, im Markte 500. Setzen wir nun den Fall, 
im Markte lebten 800, in der Stadt aber „nur“ 4000 Minoritäts⸗ 
angehörige, ſo ergibt ſich die Konſequenz, daß hier 4000 zu wenig und 
rechtlos, dort aber 800 mehr als genug und berechtigt ſind. Wie ſo 
kommt dies? — Wenn man von vornherein die Frage ſo ſtellt: Wer 
fol über den andern herrſchen, wer ſoll abſolut oder relativ vor- 
herrſchen, wenn man alſo die Frage vom Anbeginne bu reaukratiſch 
ſtellt, kann man natürlich zu keinem anderen Reſultate kommen. 

Aber liegt die Frage vom Standpunkte des Volkes ſelbſt ſo? 
Ueberall dort, wo Nationsgenoſſen zuſammentreffen, empfinden ſie das 
Bedürfnis nach einem nationalen Gemeinweſen, durch das ſie ſich 
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kollektiv in ihren Rechten und in ihrer Eigenart ſchützen können. Für 
ſie kommt nur in Betracht, ob ſie auch, abſolut genommen, zahlreich 
genug ſind, ein Gemeinweſen wirkſam und thätig zu bilden. Und das 
iſt in der Regel durch das Merkmal beſtimmt, ob ſie eine Schule 
zu erhalten im Stande ſind, weil ja in der Schulfrage für 
die Nation ſelbſt das höchſte nationale Intereſſe begründet iſt. Es 
kann aber durch örtliche und individuelle Verhältniſſe ohne irgend einen 
äußeren Zwang bedingt fein, daß Eltern, die ſelbſt ihre nationale 
Eigenart hochſchätzen und insbeſondere in rechtlichem Kontakt mit ihrer 
Nation bleiben wollen, ihren Kindern doch eine ſolche Erziehung geben, 
welche ihnen ihr Fortkommen in der einmal gewählten Heimat thunlichſt 
zu erleichtern geeignet iſt. Das kann ihnen kein Billigdenkender ver⸗ 
wehren. 
f Darum iſt es auch nothwendig, daß, wie über das geſammte 
geiſtige und phyſiſche Wohl der Kinder der Vater, bezw. der ſonſtige 
Gewalthaber entſcheidet, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Kinder eben 
auch hier erſetzt wird durch das Beſtimmungsrecht der Gewalthaber, 
wie es ſonſt in konfeſſionellen Dingen eintritt. Es iſt ein offenbares 
Erfordernis, einen Zwang zur Nationsänderung in gleichem Maße 
auszuſchließen wie einen Zwang zur Bewahrung derſelben, geradeſo 
wie das Staatsgeſetz Niemand eine Konfeſſion anzunehmen oder ab— 
zulegen zwingt: Gerade das iſt die eigentliche Aufgabe der nationalen 
Kulturarbeit, durch Propaganda und werkthätige Förderung der geiſtigen 
und materiellen Güter der Nation, durch den inneren Kampf das; 
Nationalgefühl zu ſteigern, wie es Beruf der Kirchen iſt, den kirch— 
lichen Glauben wach zu halten und werkthätig zu machen. Es iſt eben 
im Weſen eines Nationalitätenrechtes gelegen, daß es alle rechtlichen 
Schranken und Zwangsmittel aufhebt, daß der Staat den Völkern zu— 
ruft: „Entfaltet Euch nach Euerer inneren Lebenskraft, ich als Staat 
will Euch keine Schranken ſetzen und mich daher ſo einrichten, daß 
meine Inſtitutionen keiner etwas zu lieb oder zu leide thun. Ich 
wache nur, daß keine unlauteren Mittel ergriffen werden.“ Es iſt ein 
verderbliches und ungehöriges, ja ein feiges Mittel des Nationalitäten⸗ 
kampfes, das Geſetz an Stelle der eigenen Arbeit, den Zwang an 
Stelle der Propaganda, die fremde Börſe an Stelle der eigenen 
Opferwilligkeit zu ſetzen. Und gerade das iſt das vorzüglichſte 
Kampfmittel unſerer Parteien, das ihnen werkthätige Kulturarbeit 
erſpart und blos an Lungen und Fäuſte Anſprüche erhebt. Das treibt 
auch dieſe „Vorkämpfer“ an die Oberfläche, die die nationale Kultur 
um keinen Deut zu fördern befähigt, die Nationen höchſtens zur 
Barbarei des Rauf- und Saufheldenthums zurückführen können. Von 
ihrem Standpunkte iſt die relative Zahl der „Streitkräfte“ allerdings 
ausſchlaggebend, nicht aber für denjenigen, dem Nationalitätenfrage 
innere Kulturarbeit iſt. 

Darum kommt es bei der Minoritätenfrage in erſter Linie darauf 
an, ob die für die Minorität erklärten Kinder die Errichtung einer 
Schule ausſichtsvoll erſcheinen laſſen. In dieſer Richtung iſt eine aus⸗ 
reichende Vorſchrift im § 59 des Reichs-Volksſchulgeſetzes gegeben, welcher 
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ſagt: Die Verpflichtung zur Errichtung einer Schule iſt dort vorhanden, 
wo ſich im Umkreis einer Stunde und nach einem fünfjährigen Durch- 
ſchnitt mehr als 40 Kinder vorfinden, welche eine über vier Kilometer 
entfernte Schule beſuchen müſſen. 

Ebenſo wären auch objektive Merkmale feſtzuſetzen für den Fall, 
wo die Anzahl der Kinder zu gering, der für die Minorität erklärten 
Erwachſenen groß genug wäre, ein Gemeinweſen für nationalen Rechts⸗ 
ſchutz zu gründen und aufrechtzuerhalten. Im erſten Falle bildete 
die Minorität eine Schulgemeinde, im zweiten Fall eine Rechtsſchutz⸗ 
gemeinde, alſo eine öffentlichrechtliche Körperſchaft, welche im Rahmen 
eines ſpäter zu erörternden Inſtanzenzuges ihre nationalen Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt regelt und verwaltet, wie die Majoritätsgemeinde. Wir 
hätten alſo zwei Nationalgemeinden an einem Orte, beide ſich ſcheidend 
nach perſönlichen Merkmalen, die durch die Matrikulirung feſtgeſetzt ſind. 

Und nun muß es zum oberſten Grundſatz der geſammten Ge— 
meindeorganiſation gemacht werden: 1. Alle Angelegenheiten, die allein 
eine Nationalität treffen, werden von dieſer autonom geregelt. 2. Auch 
alle diejenigen Angelegenheiten, die einheitlich für das ganze Gemeinde- 
gebiet beſchloſſen werden müſſen, aber nach Perſonen getrennt 
durchgeführt werden können, ſind trotz des einheitlichen Beſchluſſes 
getrennt durch die Obmänner der Nationalvertretung durchzuführen. 
3. Alle diejenigen Geſchäfte, die eine einheitliche Durchführung er⸗ 
fordern, ſind immer kommiſſionell durch das an beider Obmänner 
zu erledigen (Konſularprinzip), jo zwar, daß Jeder die Intereſſen feiner 
Nation bei der Ausführung geltend macht und unter Umſtänden der 
Minoritätsobmann die Ausführung bis zur Entſcheidung des Gemeinde— 
ſchiedsrichters ſuspendiren kann. 

Zur Beſchlußfaſſung über territoriale, alſo nicht nationale 
Angelegenheiten delegieren beide Nationalvertretungen eine pro— 
portionelle Anzahl ihrer Mitglieder in den Gemeindeausſchuß. Dieſer 
hat den Obmann der Majoritätsgemeinde zum Vorſitzenden, den der 
Minoritätsgemeinde zum Stellvertreter. Der Gemeindeausſchuß iſt das 
beſchlußfaſſende Organ der Geſammtgemeinde in Geſchäften des 
eigenen Wirkungskreiſes, die beiden Obmänner ſind einzeln oder 
kommiſſionell die durchführenden Organe. Beide Vertretungen nominiren 
je ein Mitglied als Schiedsrichter, dieſe haben ſich innerhalb einer 
kurzen Friſt auf einen Unparteiiſchen zu einigen, widrigenfalls der 
Bezirksſchiedsrichter denſelben, bis es zu einer Einigung kommt, aus 
der Zahl der Gemeindemitglieder beſtellt. Angeſtellte der Geſammt⸗ 
gemeinde, deren Thütigkeit ſich auf beide Nationen erſtreckt, werden 
* durch beide Obmänner beſtellt. Iſt kein Einverſtändnis 
zu erzielen, ſo ſchlägt der Gemeindeſchiedsrichter drei Kompetenten vor, 
der Bezirksſchiedsrichter ernennt denjenigen, der ihm der Unparteiiſcheſte 
erſcheint. Das Gemeindeamt hat ſomit zwei Sektionen unter der 
Leitung der beiden Obmänner, eventuell eine gemeinſame Sektion unter 
kommiſſioneller Leitung beider Obmänner und ein Schiedsamt. Die 
Vertretungen können, wenn ihnen die materiellen Erforderniſſe dieſer 
Organiſation zu groß erſcheinen, einverſtändlich die Ausdehnung der 
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gemeinſamen Agenden mit Zweidrittelmajorität beſchließen, der Beſchluß 
jedoch kann nur auf beiderſeitiges Verlangen oder durch Zweidrittel⸗ 
majoritätsbeſchluß einer Vertretung wieder aufgehoben werden. 

Selbſtverſtändlich müſſen Landgemeindeordnungen und Gtädte- 
ordnungen im Einzelnen verſchiedene Verwirklichungsformen des Grund: 
gedankens ſein, insbeſondere ſind für Städte über 20.000 Ein⸗ 
wohner nach den individuellen Verhältniſſen eingerichtete, auf Ver⸗ 
einbarung beruhende Statute für den gemeinſamen Gemeindeausſchuß 
(hier Stadtrath) nothwendig, denen ſubſidiär eine allgemeine Städte⸗ 
ordnung gegenüberſteht, die ſolange wirkt, als ein einverſtändliches 
Statut nicht zuſtande kommt. Die rigoroſeſte Durchführung der 
nationalen Autonomie in dieſer ſubſidiären Städteordnung, die in der 
Mehrzahl der Fälle über das Maß des Praktiſchen hinausgeht und 
zu koſtſpielig wird, iſt der mächtigſte Anſporn zur Schaffung verein- 
barter Statute. 

Nun könnte man ſagen: Iſt das nicht einfach ein konſequentes 
Kurienſyſtem, Proportionalwahl, Minoritätenvertretung und Vetorecht? 
Nein, es iſt etwas anderes! Alle dieſe Auskunftsmittel find nur wahl- 
und geſchäftsordnungsmäßige, ihre rechtlichen Garantien ſind minimale: 
Verwaltungsbeſchwerde, Miniſterverantwortlichkeit und in einzelnen 
Punkten eine zweifelhafte Judikatur. Der fundamentale Unterſchied 
des oben ausgeführten Syſtems iſt, daß jede Einrichtung getragen iſt 
von dem klaren ſubjektiven öffentlichen Rechte einer genau individuali— 
ſirten juriſtiſchen oder phyſiſchen Perſon, daß alſo die ganze rechtliche 
Ordnung nicht Aufträge und Vollmachten von Behörden enthält, über 
deren Einhaltung im Inſtanzenzuge der „verantwortliche“ Miniſter 
entſcheidet, ſondern Rechte und Pflichten der Bürger, über die der 
Richter, das iſt ein Inſtanzenzug von „internationalen“ Schiedsrichtern, 
nach Rechtsnormen, nicht nach Zweckmäßigkeitsgründen richtet, unab— 
hängig von politiſchen Tagesbedürfniſſen. 


Und nun noch zur Frage der „Amtsſprache“. Daß es nations— 
feindliche Beamte ſein könnten, die auf dieſe Weiſe gewählt werden, 
läßt ſich kaum vermuthen. Immer aber kämen auf gemeinſame Poſten 
nur Leute neutralen Empfindens, die eben nicht den Ehrgeiz, das 
Gemeinintereſſe als nationale Heißſporne in den Dienſt einer Partei 
zu ſtellen, ſondern fachmänniſches Verſtändnis und Kenntnis beider 
Sprachen beſitzen. Uebrigens ſei in dieſer Beziehung auf das Folgende 
(Der Bezirk) verwieſen. 

Die Gemeinden machen Zuſchläge zu den Perſonalſteuern; zu— 
nächſt der Gemeindeausſchuß einen allgemeinen auf alle Gemeinde— 
mitglieder, ſodann jede Nationalvertretung geſondert auf ihre Nations— 
genoſſen für ihre ſpeziellen Ausgaben. Daß verſchieden hochbemeſſene 
Zuſchläge auf verſchiedene Perſonengruppen finanztechniſch leicht möglich 
ſind, ſieht man aus den Handelskammerabgaben ꝛc. Indirekte Abgaben 
können — im Rahmen der allgemeinen Geſetzgebung — nur vom Gemeinde— 
ausſchuß vorgeſchrieben werden, da ſie immer beide Nationen in gleicher 
Weiſe treffen. | 
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Dort wo in einer Gemeinde Angehörige fremder Nationalitäten 
in einer geringen Zahl vorhanden ſind, ſo daß ſie ein eigenes 
Gemeinweſen nicht aufrechterhalten können, bleiben ſie zwar für die 
Organiſation der Gemeinde außer Betracht, behalten aber ihren 
nationalen Status, ſchließen ſich entweder an Nachbargemeinden an 
oder bezirksweiſe zuſammen und finden in weiterem Kreiſe ihren 
nationalen Rechtsſchutz ſowie die ar ihrer Nation, ſoweit dies 
faktiſch realiſirbar erſcheint. 


4 


2. Der Bezirk. 


Die Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz mit prinzipieller Univer- 
ſalität der Staatsaufgaben ſind die Bezirkshauptmannſchaften. Die 
richtige Organiſation dieſer für die ganze Staatsverwaltung funda— 
mentalen Behörde iſt in letzter Linie entſcheidend für die ordnungs- 
mäßige Funktion der ganzen Staatsmaſchinerie. In den höheren In⸗ 
ſtanzen können Fehler der Einrichtungen durch die Tüchtigkeit der Per— 
ſonen noch theilweiſe ausgeglichen werden. In der unterſten Inſtanz 
aber iſt der Punkt, wo der Staat und das Volk ſich unmittelbar 
und jederzeit berühren: Hier muß der Staat ſich eng anſchmiegen 
an die Bedürfniſſe des Volkes, während er ſich in den höheren 
Inſtanzen immer mehr von ſeiner Baſis abhebt, hier wird der ſtaat⸗ 
liche Wille in That umgeſetzt, hier muß der Staat vor Allem jedem 


Bürger in ſeiner Sprache gegenüberſtehen, damit er verſtanden werde 


und verſtehe. 

Und gerade hier iſt die öſterreichiſche Verwaltungsorganiſation 
perſönlich und ſachlich unvollkommen. Das erſte perſönliche Erfordernis 
iſt die vollſtändige Vertrautheit mit Menſchen und Dingen, mit den 
Bedürfniſſen des Volkes und Ortes, welche nur bei demjenigen voraus⸗ 
geſetzt werden kann, der im Orte aufgewachſen und durch die Schule 
des Lebens mit ihm verwachſen iſt, dem die Thätigkeit im Bezirke, das 


Wohl und Wehe desſelben abgeſchloſſener Selbſtzweck iſt. Jedes Brück⸗ 


lein dieſes Gebietes, jede Mauthſchranke, jeder Weideplatz, jedes Ge⸗ 
werbe haben ihre individuelle Bedeutung und Geſchichte für die Be⸗ 
wohner, die demjenigen verſchloſſen bleiben, der nur vorübergehend 
ſich hier aufhält. Und gerade dieſer Poſten iſt nur eine kurze, raſch— 
genommene Vorſtufe für ariſtokratiſche aufſteigende Geſtirne, die durch 
die Abſonderung ihres Standes ebenſo wie durch die Kürze ihres Auf— 
enthaltes im Bezirk von dem Eindringen in die detaillirte Mannigfal- 
tigkeit der Intereſſen des Ackerbaues und Gewerbes immer meilenfern 
Kun So hat ſich an Stelle thätiger, perſönlicher Verwaltung von 
Dingen ein unperſönliches, bureaukratiſches Papierregiment über Per⸗ 
ſonen, dieſer Schlupfwinkel der Unfähigkeit und Vetternwirtſchaft, aus— 
gebildet, was unſerer wirtſchaftlichen und kulturellen Entwicklung einen 
ungeheuren Schaden zugefügt hat und noch zufügt. Es genügt in dieſer 
Beziehung auf die Ergebniſſe unſerer Induſtrieenquéten hinzuweiſen. Nein, 
die Bezirksverwaltung muß Selbſtzweck, Lebenszweck von ortskundigen, 
einheimiſchen Perſonen, nicht Durchgangsſtadium beförderungsſüchtiger 
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Streber werden. Die Selbſtverwaltung allein ift imſtande, dieſe Auf— 
gabe zu löjen. 9 

Die erſte Inſtanz iſt weiters eine univerſelle, nahezu alle ſtaat— 
lichen Aufgaben berührende Behörde. Die einſeitige, und noch dazu un— 
vollkommene juriſtiſche Bildung reicht nicht aus zur Regelung von 
Angelegenheiten, die die mannigfaltigſten Fachkenntniſſe erfordern. Da— 
bei iſt die erſte Inſtanz einheitlich für geringfügige und bedeutende 
Sachen. Während in geringeren Rechtsſachen das Bezirksgericht, in 
wichtigen das Kreis- (Landes-) Gericht die erſte Inſtanz bildet, iſt die 
Bezirkshauptmannſchaft eine Behörde für alle Angelegenheiten, der 
Sprengel der politiſchen Bezirke für die einen zu groß, für die andern 
zu klein. Dazu kommt noch der nicht gering zu achtende Nachtheil, daß 
die Amtsſitze der erſten Inſtanz nicht dieſelben ſind. Nehmen wir den 
leicht möglichen Fall, daß Jemand am ſelben Tage zugleich eine Vor— 
ladung zum Bezirksgericht und zur politiſchen Behörde bekommt, ſo iſt 
der Konflikt zu Tage liegend. Da der Weg zur Bezirkshauptmannſchaft 
oft eine Tagereiſe für die arme Partei bedeutet, ſo iſt die Organiſa— 
tion für geringfügige Angelegenheiten zu umſtändlich, während ſie für 
wichtige zu wenig fachmäuniſch und zu viel juriſtiſch iſt. Mit einem 
Worte: An jeden Bezirksgerichtsſitz gehört ein Bezirksamt für gering— 
fügige, an jeden Kreisgerichtsſitz ein fachmänniſches, kollegial entſchei— 
dendes Kreisamt für wichtige Agenden erſter Inſtanz. 

Der Widerſpruch in der Einrichtung der politiſchen und der 
Juſtizverwaltung iſt auch offenkundig zu Tage getreten, nicht nur in 
der Form, daß beiſpielsweiſe in Böhmen die am Kreisort befindlichen 
Bezirkshauptmannſchaften die Dienſtaufſicht über die anderen ausüben, 
ſondern auch in echt bureaukratiſcher Weiſe im letzten Budget des 
Miniſteriums des Innern (Staatsvoranſchlag 1899, VII. S. 129 am 
Ende). Dort heißt es: 

„Schon ſeit mehreren Jahren hat ſich das Bedürfnis herausge⸗ 
ſtellt, mit der Leitung wichtigerer Bezirkshauptmannſchaften Statthalterei⸗ 
räthe zu betrauen, und ſind auch bereits zu dieſem Behufe in mehreren 
Ländern Statthaltereirathspoſten, bezw. ſeinerzeit für den Leiter der 
Bezirkshauptmannſchaft in Krakau ein Hofrathspoſten ſyſtemiſirt wor— 
den. Durch die beabſichtigte Schaffung dieſer neuen Statthaltereiralhs⸗ 
ſtellen würden ſich nicht allein die Avancementsverhältniſſe weſentlich 
beſſern, ſondern es würde hiedurch den Bezirkshauptleuten in gewiſſer 
Beziehung auch der ihnen als Chefs der politiſchen Verwaltung ge— 
bührende Rang eingeräumt werden. Derzeit bekleiden nämlich überall, 
wo an dem Amtsſitze der Bezirkshauptmannſchaften Kreisgerichte und 


9) Es iſt ein Beweis der Klugheit der katholiſchen Kirche, daß ſie den Orts⸗ 
pfarrer in der Regel für ſeine Lebenszeit in das Amt einſetzt. Sie vergleicht 
die Verbindung des Benefiziaten mit ſeinem Amte der Ehe: Der Wirkungskreis, 
der ihm zugewieſen wird, iſt ſeine Lebensaufgabe. Er verwächſt mit dem Boden 
und den Menſchen. Er leitet die thätige Generation, erzieht ſich die kommende 
und tröſtet die ſcheidende. Lehrer, Bürgermeiſter, Beamte kommen und gehn: er 
bleibt. Die eingewurzelte Demokratie der Schweiz zeitigt die gleiche Frucht: 
Ihre Wahlbeamten erfreuen ſich im Allgemeinen einer Stabilität, um die ſie 
öſterreichiſche Statthalter und Miniſter beneiden können. 
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Finanzbezirksdirektionen beſtehen, die Chefs dieſer letzteren Behörden 
eine höhere Rangsklaſſe als die Vorſtände der politiſchen Bezirksbe— 
hörde. Zudem ſind in vielen Orten auch die Truppenkommandanten 
ſowie die Vorſtände der übrigen Aemter, dann die Kirchenfürſten und 
hohen geiſtlichen Würdenträger hinſichtlich des Rangsverhältniſſes in 
Betracht zu ziehen. Eine Erhöhung des Ranges der Vorſtände ſolch' 
wichtigerer Bezirksbehörden würde daher dazu beitragen, deren Autori— 
tät und Amtsanſehen in der erwünſchten Art und Weiſe zu heben.“ 

Ob nicht alle Fragen in Oeſterreich ausſchließlich vom Stand— 
punkte des perſönlichen Intereſſes des Amtsträgers, vom Rangsklaſſen— 
und Repräſentations⸗Standpunkte aufgefaßt werden müſſen! Daß das 
ſachliche Erfordernis des wechſelſeitigen Zuſammenwirkens der poli— 
tiſchen, Juſtiz- und Steuerbehörden und alſo ihrer analogen Gliederung 
vorliegt, überſieht man oder übergeht man: Müßte man ja ſonſt 
organiſatoriſche Arbeit leiſten! Wie einfach! Man erhöht die Rangs⸗ 
klaſſe! Die perſönlichen Schmerzen ſind geſtillt, das ſachliche Bedürfnis 
muß ſchweigen. Das Beſtehen eines ſolchen nachzuweiſen, wäre eine 
Aufgabe für ſich. Auch fürchte ich kaum, daß es in Abrede geſtellt 
wird. Insbeſondere iſt eine fachmänniſche, kollegiale Behandlung von 
bedeutenderen Gewerbe: und Landwirtſchafts-Angelegenheiten unbedingt 
nöthig. Wenn der Landtafelbeſitz den Gerichtsſtand vor dem Kreis— 
gericht beſitzt, ſollen Fabriksanlagen und landwirtſchaftliche Induſtrien, 
von denen die Exiſtenz hunderter und tauſender arbeitender Menſchen 
abhängt, nicht auf eine ſach- und fachgemäße Beurtheilung einer Be— 
hörde Anſpruch haben, die einen größeren territorialen Sprengel über⸗ 
ſehen und in Folge ihrer Größe auch detaillirter und ſpezialiſirter 
zuſammengeſetzt fein könnte? 

Ich ſetze alſo im Folgenden Bezirksämter im Umfange der Bezirks⸗ 
gerichtsſprengel, und Kreisämter im Umfange der Kreisgerichtsſprengel 
voraus, und frage mich, wie die Verwaltungsorganiſation nach dem 
Grundſatze nationaler Demokratie beſchaffen ſein müßte. 


. *. 
* 


Das Bezirksamt iſt ein Selbſtgeſetzgebungs- und Selbſtverwaltungs⸗ 
körper zur Realiſirung der politiſchen und nationalen Demokratie. Auf 
Grund der Nationalmatriken wählt jede Nation ihre Nationalvertretung. 
Dieſen Vertretungen ſtehen alle Befugniſſe dem Rechte nach zu. 
Auch hier iſt die Minorität nicht dann erſt berechtigt, eine eigene 
Körperſchaft zu bilden, wenn ſie in einem beſtimmten Verhältnis zur 
Geſammtbevölkerung vertreten iſt, ſondern wenn ſie mit ihren eigenen 
perſönlichen und ſachlichen Mitteln eine lebens fähige nationale Organi⸗ 
ſation zu ſchaffen und zu erhalten imſtande iſt. Auch das läßt ſich 
durch objektive Merkmale feſtſtellen. Entweder muß die Zahl der für 
eine Nationalität erklärten Kinder ſo groß fein, daß ein ergänzen⸗ 
der Unterricht derſelben in ihrer Mutterſprache durch das Inſtitut der 
Wanderlehrer möglich iſt, oder die Zahl der Erwachſenen ſo groß, 
daß ſie eine wirkſame Rechtsſchutzorganiſation mit eigenen Mitteln 
aufrecht zu erhalten vermögen. Wann dieſe Bedingungen gegeben ſind, 
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wird man in Anbetracht der im Folgenden ausgeführten Bedeutung 
und Aufgabe der Rechtsſchutzorganiſation leicht objektiv feſtſtellen und 
kodifikationsfähig formuliren können. 

Den nationalen Bezirksvertretungen ſteh'n alſo dem Rechte 
nach die Geſammtheit der ſtaatlichen Befugniſſe des übertragenen und 
alle Befugniſſe des eigenen Wirkungskreiſes zu. Für diejenigen Agenden, 
bei denen einheitliche Beſchlu ß faſſung nothwendig iſt, beſteht abermals 
ein proportionaler Bezirksausſchuß; Bezirksvorſtand iſt der Obmann 
der Majoritätsvertretung, ſein Stellvertreter iſt der Obmann der Minori⸗ 
tätsvertretung. Die Kundmachung erfolgt durch die beiden Obmänner 
in ihrer Sprache an ihre Nationsgenoſſen, beziehungsweiſe an ihre 
Vertretung, die dieſe Beſchlüſſe getrennt für ihre Angehörigen durch— 
führt. So ſchreibt jede Vertretung (reſp. ihr Obmann) die Perſonal⸗ 
ſteuern den Nationsgenoſſen in ihrer Sprache vor und hebt ſie ein. 
Alle ſtaatlichen Angelegenheiten werden den Staatsbürgern gegenüber 


immer nur von ſeinem Nationsgenoſſen, von dem Manne ſeiner Wahl 


verwaltet. Zuſchriften von Militärbehörden und Gerichten an Einzelne 
werden immer an die zuſtändige Nationalvertretung gerichtet, welche 


die Verpflichtung hat, dieſelbe eventuell zu überſetzen und dem Einzelnen 


in feiner Mutterſprache zu intimiren. Kurz überall, wo die Staats- 
und Rechtsordnung mit dem Individuum in Beziehung tritt, iſt die 
Nationalvertretung des Bezirkes durch ihre angeſtellten Organe Mittel: 
glied. Dieſes Organ iſt bei, Gericht ſein Dolmetſch und Vertreter, der 
Wahrer ſeiner Rechte bei allen Anſtalten und Behörden. Es iſt die 
Bezirksvertretung der Punkt, in dem Staat und Nation ſich berühren, 
an dem ſich die ſtaatliche Verwaltung in die nationale umſetzt. Das 
iſt unter der nationalen Rechtsſchutzfunktion der Bezirksvertretung 
emeint. | 

g Nun muß unzweifelhaft die Mehrzahl der bezirksämtlichen Agenden 
eine ſolche ſein, daß ſie nicht nur einheitliche Beſchlußfaſſung, ſondern 
auch einheitliche Ausführung erfordern. In allen dieſen Agenden bilden 
die beiden Obmänner mit einem über einverſtändlichen Vorſchlag der 
beiden Vertretungen von einer höheren Staatsbehörde auf Lebenszeit 
ernannten ſtaatlichen Bezirkskommiſſär den Bezirksvorſtand. Läßt ſich 
innerhalb einer beſtimmten Zeit ein Einverſtändnis nicht erzielen, ſo 
geht das Vorſchlagsrecht auf den Unparteiiſchen des Bezirksſchiedsgerichts 
über. Es ſteht ſowohl dem Bezirksausſchuß wie den einzelnen Ver— 
tretungen das Recht zu, mit ihren Mitteln gemeinnützige Anſtalten für 
die Geſammtheit, beziehentlich für die betreffenden Nationsangehörigen zu 
begründen. In Angelegenheiten und in Zeitläuften, wo individuelles 
Handeln mit individueller Verantwortlichkeit nothwendig iſt, geht das 
Amtsrecht ausſchließlich auf den Kommiſſär über, die Obmänner bilden 
ſeine obligatoriſchen Beiräthe und durchführenden Organe. So zur 
Zeit der Mobiliſirung. Selbſtverſtändlich bleibt es den Nationalver⸗ 
tretungen freigeſtellt, wegen zu großer Koſtſpieligkeit dieſes Apparates 
Vereinfachungen zu vereinbaren, die erſt durch qualifizirte Majoritäten 
oder einverſtändlich wieder beſeitigt werden können. Dies bezieht ſich 
hauptſächlich auf die Anſtellung gemeinſamer Hilfsorgane. Können ſich 
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die Parteien nicht einigen, weil ſie nationale Unterdrückung fürchten 
oder beabſichtigen, ſo iſt es nur billig, daß ſie die höheren Koſten der 
Organiſation eines in zwei Sektionen getheilten Bezirksamtes zahlen. 
Und nun die Frage des bureaukratiſchen Nationalismus, die 
Amtsſprache. Daß jede Nationalvertretung in ihrer Sprache verhandelt, 
iſt klar. Im Bezirksausſchuß ſpricht jeder die Sprache, die er will. 
Da es ſich hier um Straßen. Brücken u. ſ. w. handelt, alſo um nicht 
nationale Angelegenheiten, ſind nationale Gegenſätze ſchwer denkbar, 
wohl aber ſoziale, die alle Nationen in gleicher Richtung ſpalten und 
alſo international ſind. Nun iſt es eine bekannte Thatſache, daß in 
gemiſchtſprachigen Bezirken jeder geiſtig etwas hervorragende Mann in 
der Regel beide Sprachen verſteht. Und da es im materiellen Inter- 
eſſe der Wähler liegt, daß ihr Vertreter verſtanden wird und verſteht, 
daß ins beſondere die angeſtellten Organe, die von vornherein die Aufgabe 
haben, gegen Nationsverſchiedene (Einzelne ſowohl als Behörden) Rechts⸗ 
ſchutz zu gewähren, die nothwendigen Sprachkenntniſſe haben, ſo iſt es 
gar nicht anders möglich, als daß im Bezirke vollſtändige Doppel- 
ſprachigkeit der Funktionäre von ſelbſt Regel iſt. Das aber iſt eben 
der Segen der Demokratie: Sie verhindert trotz der Doppelſprachig— 
keit, die ſie zwanglos herbeiführt, nationale Fremdherrſchaft und 
Unterdrückung. Gewiß wählt jede Nation nur Nationsgenoſſen, denen 
ſie national vertraut, die ſelbſt durch den Gebrauch einer fremden 
Sprache ihr Nationalbewußtſein nicht einbüßen. Sie wählt aber fähige, 
auch der andern Sprache mächtige Nationsgenoſſen. Wenn aber das 
enge Gebiet eines Bezirkes doppelſprachig iſt, und zwar in dem Um— 
fange, daß mindeſtens ein ergänzender Unterricht in der anderen Sprache 
realiſirt iſt, verurſacht es Niemandem das geringſte materielle Opfer, 
die andere Sprache zu lernen, und hat Jeder die ſtändige Gelegenheit 
ſie zu üben. Wem ohne Opfer die Vortheile der Doppelſprachig⸗ 
keit geboten ſind, benützt die Gelegenheit ſich dieſe Vortheile zu ſichern, 
ohne natürlich ſein Narionalitätsbewußtſein irgendwie einzubüßen. Unter 
einer demokratiſchen Selbſtverwaltung kann ſelbſt ohne die vorge— 
ſchlagenen Kautelen ein Nationalitätenkampf gar nicht entſtehen: Un d 
das, nur das iſt die Urſache, warum die Schweiz von 
demſelben vollſtändig verſchont blieb. Wo der Beamte 
nicht der Herr des Volkes, nicht Bureaukrat, ſondern Diener, Ver— 
trauensmann und ſelbſtgewählter Führer desſelben iſt, da paßt er ſeine 
Kenntniſſe ſeiner Aufgabe, ſeinem Berufe an, während er bei uns das 
Volk ſeiner Unkenntnis zu unterwerfen, zu entnationaliſiren ſucht. Die 
Demokratie iſt die einzige Löſung der Nationalitätenfrage, iſt die 
Löſung der öſterreichiſchen Frage. Ohne ſie kann Oeſterreich, können 
die öſterreichiſchen Nationalitäten nicht beſtehen. Die elementare Macht 
dieſer Einſicht wird, ſo wahr den Völkern der Selbſterhaltungstrieb 
ebenſo mächtig innewohnt wie allen Lebeweſen, alle Widerſtrebenden 
zwingen oder hinwegfegen. Sich zum Organ dieſer Einſicht zu machen, 
iſt die nächſte Aufgabe der Sozialdemokratie, die heute allein noch 
die Vernunft in dieſem Staatsweſen repräſentirt, es iſt aber auch die 
Aufgabe aller wirtſchaftlich Thätigen, aller lebensfähigen Elemente des 
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Staates. Die Emanzipation des Volkes von der Führung der Bureau— 
kratie iſt für den Induſtriellen. Handwerker und Bauern ebenſogut 
Exiſtenznothwendigkeit wie für den Arbeiter. Wir befinden uns im 
Stande der Auflöſung, des Flüſſigwerdens aller Dinge. Das iſt der 
status nascendi. Wenn Oeſterreich noch die Kraft hat, ſich umzu— 
geſtalten, ſo liegen in unſerer Zeit die Anfänge, die Keime des Werdens. 
Unglückſelig Diejenigen, die fie vernichten! 

Aber den Muth des Denkens, den Muth der That bedürfen 
dieſe Völker, für die immer — und gar nicht zu ihrem Glücke — 
gedacht und gehandelt wurde von Leuten, deren Unfähigkeit Bismarck 
zu Danke gar kein europäiſches Geheimnis mehr iſt. Was ſollen dieſe 
Völker noch verlieren, die ihre äußere Stellung in Deutſchland, Italien, 
Ungarn und im Orient, ihre innere Feſtigkeit und Kraft verloren haben, 
bis ſie ſich deſſen bewußt werden, daß ſie ſich ſelbſt führen müſſen? 
Allerdings — dieſer lähmende Peſſimismus, der annoch Alles erfaßt 
hat, verkündet keine Wiedergeburt — —. Ja, „es gibt Fataliſten, eine 
erſchrecklich große Anzahl von Fataliſten, welche jede Mühe, jede 
organiſatoriſche Arbeit im Hinblick auf den ſicheren Verfall des Reiches 
für nutzlos halten“. Aber das fallende Gebäude begräbt auch ſeine 
Bewohner. Es fällt kein Staat, und ſei er noch ſo todreif, ohne daß 
das Volk in Mitleidenſchaft gezogen würde. Darum ſoll es ſich 
heute nicht mehr handeln „um die Ein- und Zbweiſprachigkeit der 
Straßentafeln und ähnliche Querelen, auch nicht um die Aemteraus— 
ſichten deutſcher, tſchechiſcher und polniſcher Angehöriger der höchſten 
und mittleren Volksklaſſen, ſondern um die Organiſation, um den 
Wiederaufbau Oeſterreichs nach ſeiner vollſtändigen Desorganiſation. 
Das Oeſterreich iſt zu ſchaffen, wo ſich alle Nationalitäten ſelbſt 
regieren und verwalten, jede ihre Angelegenheiten allein, alle ihre ge— 
meinſamen zuſammen“. Ja, das iſt unſere Aufgabe. Hoffentlich lehrt 
der Selbſterhaltungstrieb die Völker ſie verſtehen und erfüllen! 


3. Der Kreis. 


Die Organiſation der Kreiſe muß ihrer Aufgabe angepaßt ſein. 
Sie ſoll eine ſachliche und fachliche Entſcheidung aller derjenigen Ange: 
ſtellten ermöglichen, die wegen ihrer beſonderen Wichtigkeit nicht dem 
Ermeſſen eines einzelnen, nur juriſtiſch ausgebildeten Beamten über: 
laſſen werden dürfen. Das iſt zunächſt die rein ſtaatliche Funktion der 
Kreiſe. Außerdem ſollen ſie der Erfüllung immerhin noch nachbarſchaft— 
licher, lokaler Aufgaben dienen, für die der Bezirk zu klein iſt, wie 
größere Straßen-, Waſſer⸗ und Lokalbahnbauten, Kranken- und Irren⸗ 
. anftalten, land: und forſtwirtſchaftliche, gewerbliche Lehranſtalten, Obſt— 
baum⸗ und Rebſchulen u. ſ. w. Viele Angelegenheiten, die heute den 
Landtagen zuſtehen, fallen naturnothwendig in die Kompetenz der Kreiſe. 

Die Richtigkeit deſſen ergibt ſich insbeſondere aus folgendem Um⸗ 
ſtande. Alle obigen Maßnahmen beziehen ſich nur auf einen Theil des 
Landes, doch entſcheidet über ſie der geſammte Landtag. Und ſo ſind ſie 
zu Geſchenken für politiſches Wohlverhalten gegenüber der Landtags- 
majorität geworden, ſo ſind weite Diſtrikte kulturell verwahrloſt worden. 
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Wo die Minorität aber dazu noch eine nationale iſt, nimmt dieſe Ge— 
pflogenheit den Charakter böswilliger nationaler Gehäſſigkeit an und 
iſt Urſache endloſer, fruchtloſer Rekriminationen. Wie gerade dadurch 
das nationale Empfinden bis zur Empörung angeſtachelt werden kann, 
dafür iſt Oſtgalizien ein muſterhaftes Beiſpiel, das jedoch. noch zahl- 
reiche Analoga findet. 

Darum kann der Kreis nicht blos eine politiſche, ſondern muß 
auch eine wirtſchaftliche Einheit darſtellen. Dazu kommt noch, daß er 
auch die grundlegende nationale Einheit vorſtellt, die möglichſt ein- 
ſprachig zuſammengeſetzt ſein ſoll. Nach allen dieſen Prinzipien iſt eine 
Reviſion unſerer Gebietseintheilung nothwendig, bevor man überhaupt 
noch an die „Länderfrage“, dieſes noli tangere der öſterreichiſchen 
Politik herantritt. Auch hier gibt es kein beſſeres Mittel als das demo⸗ 
kratiſche: die Bezirke zu konſtituiren und die Intereſſenten zu ver- 
nehmen. Denn ihnen zu dienen iſt der Staat da. Für das Folgende 
nehme ich die Eintheilung unſerer Kreisgerichtsſprengel, die ja im 
großen Ganzen obigen Anſprüchen gerecht werden dürfte, als gegeben an. 

Beide Nationalitäten wählen ihre Kreisvertretung, die das natio— 
nale Schulweſen einſchließlich des Fachſchulweſens, jede mit eigenen 
Mitteln regeln und verwalten. Ihnen ſtehen auch alle anderen natio— 
nalen Angelegenheiten zu, insbeſondere die Förderung des nationalen 
Kulturlebens, der Kunſt, Literatur, Geſchichte und Gebräuche, ſoweit 
eben ihre eigenen Mittel reichen. Sie können auch für ihre Nations: 
angehörigen Wohlfahrtsmaßnahmen aller Art, wirtſchaftlicher und ſozialer 
Natur treffen. Diesbezüglich ſind ſie vollkommen autonom. Sie ſtehen 
in direkter Unterordnung unter ihrem Nationalrath, deſſen Beſchlüſſe 
ſie binden. Andererſeits iſt die nationale Kreisvertretung ſelbſt den 
Bezirks- und Gemeindevertretungen ihrer Nationalität übergeordnet, 
deren Obmänner die Beſchlüſſe der Kreisvertretung auszuführen haben. 
So bildet die ſprachliche Majorität und Minorität im Kreiſe je eine 
geſchloſſene, organiſirte Einheit, Herrin ihrer Ziele und Mittel, ins⸗ 
beſondere des Schulweſens. Und da ſie in der überwiegenden Zahl der 
Fälle in einem Bezirk Majorität, im anderen Minorität iſt, und doch 
nur einheitlich vorgehen kann, ſo iſt es in die Augen fallend, daß ſie 
als Majorität nicht herriſch, als Minorität nicht zu anſpruchsvoll ſein 
darf. Denn wie ſie als Mehrheit Uebergebürliches verlangt, gibt ſie 
ſich ſelbſt dort, wo ſie Minderheit iſt, den Repreſſalien der anderen 
Nation preis, wogegen Niemand mehr proteſtiren muß als die betroffenen 
Minoritätsbezirke. Und ſo ergibt ſich das merkwürdige Verhältnis, daß 
gerade ſie, die heute Kampffaktoren ſind, zu Friedensfaktoren werden, 
und die beachtenswerte Thatſache, daß eben durch die Konſtituirung die 
Nationalitäten erſt fähig gemacht werden, ſich zu vertragen, was bei 
der Erörterung der Nationalräthe noch klarer werden wird. | 

Nun gibt es gewiß manche Kreiſe, in denen nach den obenange— 
führten Kriterien die Minorität nicht in allen Bezirken ihre ſelbſtändige 
Vertretung hat. In dieſem Falle beſtellt die nationale Kreisvertretung 
auf ihre Koſten einen oder nach Bedarf mehrere Dolmetſche am Sitze 
des Bezirksamtes, welche der Partei vor allen Behörden unentgeltlich 
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beiſtehen. Jedenfalls ſteht es der Minorität3vertretung frei, wegen all⸗ 
zugroßer Koſten der Kreisorganiſation ſich auf die Beiſtellung einer 
ausreichenden Zahl von Dolmetſchen und Vertretern bei allen Behörden 
zu beſchränken, in welchem Fall ſie das Wahlrecht für den Kreis in der 
Kurie der Majorität ausübt. Niemals kann der anderen Nationalität 
zugemuthet werden, auf ihre Koſten Organiſationen der Nationsfremden 
aufrecht zu erhalten, wohl aber können dieſe die Hilfe ihrer eigenen 
Nation in Anſpruch nehmen. Darüber beſchließt der Nationalrath der⸗ 
ſelben. Er hat auch die Beſtellung von Vertretern bei den Zentralſtellen 
zu beſtreiten, ohne Rückſicht darauf, ob daſelbſt eine Nationalgemeinde 
beſteht oder nicht. Die vom Nationalrath autoriſirten Dragomane 
ſind bei allen ſtaatlichen Aemtern beglaubigt. 

Sind die Kreiſe alſo geſchloſſene Nationaleinheiten, ſo auch poli— 


tiſch einheitliche Köͤrperſchaften. Nach der immatrikulirten Zahl ihrer 


Nationsgenoſſen beſchicken die Nationalvertretungen den Kreisausſchuß, 
der in ſeiner Organiſation dem Bezirksausſchuſſe analog iſt. An Stelle 
des Bezirkskommiſſärs ſteht hier der Kreishauptmann, der in ein— 
ſprachigen Kreiſen von dem Nationalrath, in doppelſprachigen von den 
beiden in Betracht kommenden Nationalräthen einverſtändlich zur Er— 
nennung vorgeſchlagen wird. Kommt das Einverſtändnis nicht zuſtande, 
ſo devolvirt das Ernennungsrecht an die Krone, die nicht anders als 
unparteiiſch ſein kann. Um jedoch die Ernennung von momentanen 
politiſchen Zwangslagen des Miniſteriums unabhängig zu machen, iſt 
zu dieſem Akte nicht die Kontraſignatur des Miniſteriums, ſondern die 
des Präſidenten des internationalen Schiedsgerichtes erforderlich. 

Das Kreisamt, an deſſen Spitze der Kreishauptmann ſteht, iſt 
nun nicht eine individuelle, ſondern eine kollegiale Behörde mit fach— 
männiſchen Senaten wie in ſeiner Kompetenz der Kreisgerichtshof. Es 
iſt aber keine bureaukratiſche, ſondern eine Selbſtverwaltungsbehörde. 
Die landwirtſchaftlichen, gewerblichen, ſozialen, Schulreferenten u. ſ. w. 
ſind gewählt aus der Mitte der Intereſſenten, ſie ſind beſtellt von den 
landwirtſchaftlichen, den gewerblichen u. ſ. w. Berufsgenoſſenſchaften, 
den Handels-, Gewerbe-, Aerzte-, Arbeiterkammern u. |. w. Die in 
einer Frage entſcheidenden Senate bilden ſich aus den Vertrauensmännern 
derjenigen Berufe und wirtſchaftlichen Klaſſen, deren Intereſſe durch 
den vorliegenden Fall berührt wird. So entſcheidet über die Genehmi— 
gung einer Betriebsanlage ein Senat aus den Vertretern der Gewerbe 
und Arbeiterkammer unter Vorſitz des Kreishauptmannes. Nur ſo läßt 
ſich eine fach- und ſachgemäße Entſcheidung unter Wahrung aller 
Intereſſen erzielen, nur ſo wird das wirtſchaftliche Leben außerhalb 
der Einflüſſe miniſterieller Gunſt und Ungunſt gerückt und aus einer 
Herrſchaft über Perſonen zu einer Verwaltung von Dingen umge— 
wandelt. Nur in Fällen und Zeitläuften, in denen es auf raſches in⸗ 
dividuelles Handeln unter eigener Verantwortlichkeit aukommt, wie bei 
einer Mobiliſirung, geht die Verwaltung in das diskretionäre Ermeſſen 
des Kreishauptmannes, die Mitentſcheidung des Kreisamtes und Kreis— 
ausſchuſſes in deren obligatoriſchen Beirath über. 

Die Kreisſtadt vereinigt in ſich — nach dem wichtigen Gebote 


— 219 — 


der Einheit des Ortes, das für unfere Verwaltung ganz außer Acht 
gelaſſen wird — das Kreisamt, das Kreisgericht, die Finanz⸗Bezirks⸗ 
direktion, die wirtſchaftlichen Kammern, und wenn nur immer thunlich, 
das Ergänzungsbezirks⸗ Kommando. So iſt der Kreis das Fundament 
der ganzen Staatsordnung, die bei der weitgehendſten Dezentraliſation, 
Autonomie und Selbſtverwaltung doch einen einheitlichen, überſichtlichen 
Charakter erhält. 8 
Städte über 20.000 Einwohner haben das Statut eines Bezirkes, 
über 100.000 Einwohner das eines Kreiſes mit einigen das a 
Leben berückſichtigenden Modifikationen. 


4. Nation, Staat und Kronland. 


Sämmtliche Kreisangehörige einer Nationalität wählen im Ver⸗ 
hältnis zu der im Kreiſe immatrikulirten Zahl der Nationsgenoſſen auf 
Grund des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts den National: 
rath. Dieſem ſteht im Verein mit der Krone das volle, unbeſchränkte 
Geſetzgebungsrecht in nationalen Angelegenheiten zu, dieſem ins— 
beſondere die geſammte direkte Beſteuerung dem Ausmaße nach. Der 
Anlage nach muß es im ganzen Reich gleichmäßig ſein. Den Steuerfuß 
aber ſetzt der Nationalrath feſt. Mit dieſen Mitteln realiſirt er ſeine 
Aufgaben, errichtet Univerſitäten, Theater und andere nationale An⸗ 
ſtalten mit Zuſtimmung der Krone. Das geſammtſtaatliche Parlament 
ſetzt das Minimum der Volksſchulbildung und den Grad ſeiner An- 
ſprüche an Mittel⸗ und Hochſchulabſolventen feſt, er garantirt den 
ärmeren Nationen das zur Erreichung dieſes Minimums der Volks— 
ſchulbildung nothwendige Maß der Mittel. Im übrigen iſt die Nation 
vollſtändig ſouverän. 

Sie iſt insbeſondere eine Einheit, und das iſt ein unſchätzbarer 
Gewinn. Zunächſt aus folgendem Grunde. Die Deutſchen in Tirol 
ſind Autonomiſten, ebenſo in Niederöſterreich, Oberöſterreich, Steier— 
mark, Kärnten und Schleſien. So hoffen ſie der anderen Nationalität 
Herr zu werden. In Böhmen und Mähren ſind ſie Separatiſten einer: 
ſeits, Reichszentraliſten anderſeits. So iſt den Deutſchen als einer 
Summe von Fraktionen gar nichts recht, man kann es ihnen niemals 
recht machen. Hier unterdrücken und ſteinigen ſie fremde Minoritäten, 
ohne dem Nationsganzen irgend verantwortlich zu fein. Der Stein⸗ 
hagel, den ſie ſenden, trifft aber pünktlich am andern Orte die deutſchen 
Minoritäten. Wenn ſie alle eine Körperſchaft ſind und endlich zu einem 
einheitlichen Entſchluß kommen müſſen, wenn ſie einer für den andern 
verantwortlich ſind, dann erſt hört dieſer leichtſinnige Chauvinismus 
un verantwortlicher Ortsfanatiker auf. Dasſelbe gilt für die Tſchechen. 
Die einheitliche tſchechiſche Nation wird nicht leichthin die Ausmerzung 
der Deutſchen in Prag beſchließen können, da ſie naturnothwendig die 
einheitliche ſyſtematiſche Unterdrückung der Tſchechen in Wien und 
Reichenberg zur Folge hat. Iſt den Tſchechen als Geſammtheit das 
boͤhmiſche Staatsrecht recht, jo muß ihnen das niederöſterreichiſche und 
ſchleſiſche billig ſein. Darum iſt die Repräſentativhoheit der Nationen 
nothwendig für Oeſterreich: Die Nationen hören auf hier Majorität 
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und dort Minorität zu fein, fie find immer Majorität und Minorität 
zugleich. Sie tragen das Kompromiß ſchon in ſich und können alſo 
auch mit einander Kompromiſſe ſchließen. Nur auf dieſem Wege 
liegt der Friede. 

Iſt die Autonomie der Nationen und die Selbſtverwaltung in 
Bezirk und Kreis ſtaatsgrundgeſetzlich feſtgelegt, dann verliert die 
„Länderfrage“ alle ihre Gefahren, dann läßt ſich auch über das böhmiſche 
Staatsrecht reden. Wäre den Tſchechen das böhmiſche Staatsrecht um 
ſeiner ſelbſt willen theuer, nicht aber um der bureaukratiſchen Vor— 
herrſchaft willen, dann wüßten ſie es gewiß auch zu realiſiren auf dem 
einzigen Wege, der dahin führt: im Bunde mit den Sudetendeutſchen! 
Gegen ſie werden ſie es nie realiſiren, nimmermehr! Und wenn ſie es 
realiſirten, wäre es das Unglück ihrer Nation. Ein Haus, in dem 
feindliche Brüder einen jahrhundertelangen Vernichtungskrieg führen, 
gedeiht nicht, insbeſondere wenn ſelbſtſüchtige Nachbarn ſich in den 
Streit miſchen. Unter der Wirkſamkeit der nationalen Demokratie würde 
das gemeinſchaftliche kulturelle und wirtſchaftliche Intereſſe der Sudeten⸗ 
länder erſt wirkſam werden können, dann wäre das böhmiſche Staats— 
recht ſeiner Realiſirung näher, fraglich iſt es aber, ob die mit dem 
Frieden eintretende wirtſchaftliche Blüte nicht die Grenzen des Landes 
zu eng fände. Denn ohne den unſeligen Nationalitätenzwiſt wären die 
Sudetenländer nicht nur Herren im eigenen Lande, ſie wären die Herren 
Oeſterreichs. Wie aber ſteht es heute damit? Die kulturell höchſtſtehenden 
Nationalitäten ſind immer ſozial am meiſten differenzirt, ſie bilden 
keine einheitliche reaktionäre Maſſe, insbeſondere haben ſie ihre Ab- 
geordneten durch politiſche Kontrole immer in der Hand, und ſind daher 
als Nation in Oeſterreich nie regierungsfähig. Auch die Tſchechen ſind 
es nicht. Die furchtbare moraliſche und materielle Einbuße der kurzen 
Regierungsperiode müſſen ſie mit der Auflöſung ihrer Partei über kurz 
oder lang bezahlen, wie es die Deutſchen mußten. Unter dieſen Um: 
ſtänden fällt die Regierung immer mehr den Vertretern der rückſtändigſten 
Nationen, die politiſch einfach unverantwortlich und alſo zu allem zu 
haben ſind, anheim. Es iſt unter dieſen Umſtänden ein Naturgeſetz für 
Oeſterreich: Der Dümmſte muß Bürgermeiſter werden. So treibt der 
bureaukratiſche Nationalismus naturnothwendig zur materiellen 
Fremdherrſchaft: Die Intereſſen der zurückgebliebenſten Volksſtämme 
beherrſchen die Intereſſen der fortgeſchrittenſten Nationen, um der 
Aemterausſichten einer ſchmalen Schichte willen! Das Volk wird im 
Namen der Nation ans Kreuz geſchlagen! 

Es gibt kein Mittel als den demokratiſchen Nationalismus, der 
in ſeinem Ergebnis das Verhältnis des Volkes und des Beamten 
geradezu umkehrt. Der bürgerliche Nationalismus will dem nationalen 
Beamten die Herrſchaft ſichern, und müßte eventuell um des Beamten 
willen das beherrſchte Volk auch ſeine Nationalität aufgeben. Die 
Demokratie will, daß jeder ſeine Nationalität bewahre, daß auch nur 
ein nationaler Beamter ihn regiere. Da ſich aber die Nationen 
miſchen, ſoll dem Volke, der Mehrzahl der fremde Sprachzwang 
erſpart werden, indem es von ſeinem Beamten die Kenntnis der fremden 
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Sprache fordert, damit er dem Volke als Dolmetſch und Führer dienen 
könne. Auf dieſer Baſis gibt es eine Verſtändigung, auf jener nie. Man 
hat den Staat mit einer Pyramide verglichen, deren Baſis das Volk, 
deren nach oben ſpitz zulaufende Form der Behördenorganismus iſt. 
Solange der Staat auf der ſpitzen Seite der Bureaukratie ſteht, muß 
er bei jedem Anſtoß ſofort in's Schwanken kommen. Da hilft kein 
noch ſo ſchlau ausgeklügelter Stabiliſirungsplan: Wir müſſen die 
Pyramide auf die Baſis ſtellen. 

Dieſe iſt die Maſſe der Erwerbsthätigen, Arbeitenden ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Klaſſenſtellung in ihrer doppelten Funktion; als Volk, 
d. i. als Geſammtheit ökonomiſcher und ſozialer Intereſſen, und als 
Nation, d. i. als Geſammtheit geiſtiger Kulturintereſſen. Auf dieſer 
doppelten Baſis baut ſich ein doppeltes Gebäude der Selbſtgeſetzgebung 
und Selbſtverwaltung, auf die politiſche und die nationale Autonomie, an 
jeder Stelle ſich trennend und wieder verbindend bis zur Spitze, wo 
beide Elemente zuſammenlaufen, bis zur Reichsvertretung. 

Die Reichsvertretung ſetzt ſich zuſammen aus 2 Kammern: Dem 
Volkshaus und dem Nationalitätenhaus. 

Das Volkshaus iſt der Ort, wo die ökonomiſch— ſozialen Intereſſen 
zur Vertretung, aber auch zum Ausgleich kommen müſſen. Eben aus 
dieſem Grunde darf es nicht eine ſogenannte Intereſſenvertretung ſein, 
wie parador das auch klingen mag. Man kann die Natur unſerer 
ſogenannten Jensen deren nicht beſſer und kürzer charakteriſiren, 
als Synoptikus es thut: 

„Hierzulande it das natürliche Verhältnis aller Dinge verſchoben. 
Denn als hätten wir Scheu, die Thatſachen zu ſehen wie ſie ſind, 
konſtruiren wir ein Syſtem von brechenden Prismen, und das Bild, 
das uns ſo an die Wand geworfen wird, nehmen wir ſo ſehr für 
Wirklichkeit, daß wir mit dem Pinſel kommen und das Zerrbild um⸗ 
malen, damit die Wirklichkeit anders werde. Die großen ſozialen Zeit— 
intereffen, die in den Thatſachen herrſchen, find jo ſtark „gebrochen“, 
daß nur am Rande der 1 links ein kleines „rothes“ Streifchen 
ſichtbar iſt. Die Intereſſen unſerer Induſtrie, bei der bald der größte 
Theil unſeres Volkes ſein Brot finden wird, erſcheinen auf dem 
Spektrum der Intereſſenvertretung nur als blaßblauer Dunſt ganz 
ſchattenhaften Charakters. Der ehrenwerte Gevatter Handſchuhmacher, 
der Kramladen und die Boutique mit ihrem ſchwachen Verſtandes— 
flämmchen geben im Spektrum den größten Lichteffekt: eine einzige 
große Judennaſe. Alles andere ſchwarz: der Reflex der 5000 Groß— 
grundbeſitzer der Monarchie und der Geiſtlichkeit. Dieſes Spektrum 
wird von unſerer öffentlichen Meinung wiedergeſpiegelt. Iſt man darüber 
oder wenigſtens über eine Farbennuanze empört, ſo nimmt man den 
Blauſtift und ſtreicht die betreffende Partie des Spiegelbildes der 
öffentlichen Meinung durch — ſo, nun iſt es beſſer! 

Man hat die Schuld an unſeren politiſchen Verhältniſſen dem 
imperativen Mandat zugeſchoben, das doch rechtlich nicht beſteht. Indes 
beſteht faktiſch etwas Aehnliches. Aber gerade das, was man jetzt be— 
klagt, gerade das iſt es ja, was man gewollt hat: Der Abgeordnete 
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klammert ſich an ſein Mandat und an die Intereſſen der dünnen 
Wählerſchichte, die er vertritt, mag dabei der Staat in Franſen geh'n. 
Da habt ihr die Früchte der Intereſſenvertretung: So habt ihr ſie 
gewollt! 

Es gibt auf der ganzen Welt keinen Vertreter, der nicht Intereſſen 
verträte. Aber der Vertreter eines allgemeinen Wahlbezirks, der auch 
nur die herrſchenden Intereſſen repräſentirt, iſt dennoch nicht blind 
gegen die Intereſſen der Wahlbezirksminoritäten. Denn ſowie er das 
individuelle Intereſſe einer Volksſchichte höher ſtellt als das der Ge- 
ſammtheit, wird die gegneriſche Minorität zur Majorität. In ſeinem 
Innern ſchließen die obwaltenden Intereſſen fortwährend Kompromiſſe, 
er iſt auch den Anderen gegenüber in der Lage, um des Geſammt⸗ 
vortheils willen Kompromiſſe zu ſchließen: Verliert er dieſe Wähler: 
ſchichte, ſo gewinnt er die andere: Der egoiſtiſche Vortheil fällt hier 
— abgeſehen von effektivem Volksbetrug — immer in die Richtung 
des Geſammtintereſſes. Wie aber, wenn der Abgeordnete nur eine 
einzige ſchmale Intereſſenſchichte vertritt? Dann ſteht und fällt er mit 
dieſen Intereſſen, dann gibt es kein Kompromiß, dann gibt es nur 
Kampf bis zum Sieg oder Untergang! Iſt unſere parlamentariſche 
Geſchichte ſeit zwei Jahrzehnten etwas Anderes, als ein ununterbrochener 
Reuterungsprozeß, durch den alle diejenigen Volksvertreter, die ihr 
Verhalten nicht ausſchließlich in den Dienſt extremer und exkluſiver 
Sonderintereſſen ſtellten, erbarmungslos durchgeſiebt wurden, ſo daß 
nur mehr unvermittelte und unverſöhnbare Gegenſätze oben blieben? 
Da habt ihr das Syſtem zur Herausarbeitung der Widerſprüche, zur 
1 des Ganzen! Ihr habt es gewollt — nun denn, es hat 
gewirkt. N en 

Unſer Wahlſyſtem nimmt aus der großen Zahl ſtets wandelnder 
materieller und geiſtiger Intereſſen wenige heraus, fixirt ſie ein für 
alle Mal und ſtellt ſie in unvermitteltem Widerſtreit einander gegen— 
über. Mag inzwiſchen die Induſtrie ganz Oeſterreich neugeſtaltet haben, 
was thut das? Nahezu das ganze Parlament iſt agrariſch, ſelbſt Wien 
hat eine im Grunde agrariſche Vertretung. Aber das liegt uns hier 
ferner. Konſtatirt ſei nur, daß blos diejenigen Schichten der Nationali— 
täten wirkſam vertreten ſind, die ſich nie und nimmer verſtändigen 
wollen, deren materielles Intereſſe feindlich iſt, die im nationalen Kampfe 
ihren Vertretern nicht leicht irgendwelche bürgerliche Gewiſſenhaftigkeit 
verzeihen. (Siehe den Fall Steinwender und Grabmayer.) Für dieſe 
hat die nationale Frage nur die eine Seite, den Kampf um die Aemter. 
Ihm können ſie alles opfern, da ihre ſonſtigen materiellen Intereſſen 
in guter Hut ſind. Zu dieſen gibt und von dieſen nimmt ihnen die 
Verfaſſung nichts. Sie iſt ihnen in dieſer Hinſicht Hekuba. — Die 
einzige Möglichkeit die Kriſis zu überwinden iſt, allen Intereſſen ihren 
natürlichen Einfluß wiederzugeben, eine wahre Intereſſenvertretung zu 
ſchaffen, indem man die Intereſſenvertretung beſeitigt.“ 

Auch im abſolutiſtiſchen Staate erfährt die Regierung die Inter⸗ 
eſſen der Bevölkerung, theils durch die Wahrnehmung der Staatsorgane, 
theils durch die Preſſe und die öffentliche Meinung. Nur iſt dieſe Ver⸗ 
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tretung eine ungeordnete, außerrechtliche. Es iſt nicht die weſent— 
lichſte Funktion der Volksvertretung, die Intereſſen an den Tag zu 
bringen. Aber die widerſtreitenden Intereſſen in ihrem natürlichen 
Gewichte dar- und einander gegenüber zu ſtellen, die Intereſſen wage 
zu bilden, jo daß das Staatsweſen immer in die Richtung des über- 
wiegenden Wohles der Geſammtheit gedrängt wird, die richtige Reſul⸗ 
tirende herauszuarbeiten, die nie ein einzelner Sterblicher mit Gewiß⸗ 
heit angeben kann, dieſe ausgleichende Funktion iſt das Weſen der 
Volksvertretung. Und deshalb iſt nur das allgemeine, gleiche und direkte 
Wahlrecht allein eine wahre Intereſſen vertretung, die dem Staate eine 
ruhige Entwicklung im richtigen Geleiſe verbürgt. Es iſt die konſerva⸗ 
tivſte Vertretungsform, ſie vermeidet jeden Ruck und Stoß in der Ent⸗ 
wicklung. Indem ſie wie ein guter Anzeigeapparat allſogleich die Bil- 
dung neuer Intereſſen ſignaliſirt und die Geſetzgebung zwingt, ſie in 
den Kreis des ſtaatlichen Lebens einzubeziehen, wird und wandelt ſich 
das ſtaatliche Leben in ruhiger Geſetzmäßigkeit, wie in der Schweiz. 

Unſere Intereſſenvertretung iſt ein Syſtem von Dezimal:, Zente⸗ 
ſimal⸗ und Milleſimal⸗Wagen. Da gilt als 10, 100 oder 1000, was 
draußen nur 1 iſt. Und was iſt damit gewonnen? Glaubt man, die 
Maſſen ſind nicht mehr die Maſſen, wenn ſie mit 72 tarifirt ſind? 
Wenn ein Krieg, ein oder zwei Mißjahre, eine innere Kriſe an dem 
Syſtem rüttelt, haben ſofort alle Dinge wieder ihr natürliches Gewicht. 
In welche Situation immer die 1000 Kg. gebracht werden, ſie wiegen 
1000, und wenn die Wagemaſchinerie ins Stocken geräth, dann iſt der 
Wahn vorbei, man könne mit eins 1000 Kilo bewegen, dann heißt es 
anpacken und reale tauſend aufheben. Aber auch im Zuſtand der Ruhe 
verliere ich am Wege, was ich an Kraft gewonnen. wovon unſere 
Miniſterien ein Lied zu ſingen wiſſen, die mit Kometengeſchwindigkeit 
kommen und fallen. Je größer ſcheinbar ihre Kraft, deſto kürzer ihre 
Bahn. 

Die zweite Kammer des Reichsrathes muß ein Volkshaus auf 
Grund des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts werden. Wenn 
irgendwo, müſſen hier die großen ſtaatenbildenden Intereſſen zur Macht 
kommen, die ökonomiſchen und ſozialen Bedürfniſſe des Volkes. 

Die erſte Kammer aber muß ganz im Anſchluß an das Hamilton— 
Gay'ſche Prinzip ein Nationalitätenhaus ſein, welches zum Ausdruck 
bringt, was Oeſterreich iſt: eine Föderation von Nationen. Darum 
delegiren die Nationalräthe eine proportionale Zahl von Vertretern 
nach einem ſehr einfachen Wahlmodus, dem Modus der Akzeſſion. 
Jeder, der dem Präſidenten die genügende Anzahl von auf feine Per- 
ſon lautenden Stimmzetteln aufweiſt, iſt gewählt. In kleineren Körper- 
ſchaften läßt ſich die Proportionalwahl am einfachſten ſo bewerkſtelligen. 
Die Delegirten der Nationalräthe bilden einen einheitlichen Berathungs— 
körper wie der Senat in der Union. Das Herrenhaus geht in einen 
fakultativen Beirath der Krone über, der dem von Offermann befür— 
worteten Staatsrath entſpricht. 

Iſt die nationale Demokratie realiſirt, die freie Föderation der 
Nationalitäten geſchaffen, dann erſt kann die Länderfrage friedlich und 
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gedeihlich gelöſt werden. Denn erſt dann wird das Intereſſe der durch— 
einander gewirbelten, innig verwachſenen Völker in ſeiner Reinheit und 
doch auch in ſeiner wechſelſeitigen Bedingtheit in Erſcheinung treten. 
Ob ſie dann noch nebenbei das Beſtreben haben werden, ſich als Ge— 
bietskörperſchaften zu konſtituiren, obwohl ſie Perſonal— 
körperſchaften find, das müßte die Zukunft zeigen. Meines Er- 
achtens würden ſie dadurch nur verlieren. 

Aber gewiß iſt, daß die auf der Grundlage der nationalen 
Demokratie ſich vollziehende Föderaliſirung ohne Gefahr des Bürger— 
krieges, ohne Sprengung Oeſterreichs, ohne Schädigung der materiellen 
und geiſtigen Kultur der Völker denkbar iſt. Darum iſt die nationale 
Demokratie kein Schritt zum und keiner vom Staatsrechte: Sie iſt die 
Vorbedingung, daß wir überhaupt erſt einen Schritt machen können, 
ſie iſt die unerläßliche Vorausſetzung der Entwicklung Oeſterreichs über 
den todten Punkt hinaus. Dem letzten Willen der Nationen, insbe— 
ſondere den territorial-ſtaatlichen Idealen, präjudizirt ſie nicht, da fie 
den Völkern erſt das Organ eines einheitlichen Willens gibt. 

Bevor ich zur Erörterung der Juſtizverwaltung übergehe, noch 
eine Bemerkung, die Synoptikus vollſtändig entgangen zu ſein ſcheint. 
Meiner Meinung nach vindizirt er den Nationen ſelbſt das Staats- 
recht. Und dieſe meine Meinung ſtütze ich auf folgende Erwägung: 

Die Jungtſchechen ſelbſt denken ſich das Königreich Böhmen nicht 
vollſtändig ſouverän. Sie nehmen nicht blos einen völkerrechtlichen, 
durch Verträge gebildeten, ſondern einen ſtaatsrechtlichen, durch 
verfaſſungsmäßige Uebertragung gewiſſer Hoheitsrechte auf den 
Geſammtſtaat geſchaffenen Verband der Reichsrathsländer an. 

Das Land, und alſo mittelbar erſt das tſchechiſche Volk, beſäße 
nicht alle ſtaatlichen Hoheitsrechte. Sie ſelbſt willigen ein in die Thei⸗ 
lung derſelben, ihr Staat iſt von vorneherein nur Gliedſtaat. | 

Aber ebenſo berechtigt kann man die, wie oben geſchildert, konſti— 
tuirten Nationen Gliedſtaaten nennen. Denn ſie ſind Träger einer 
ganz beſtimmten Zahl ſtaatlicher Hoheitsrechte, während die reſtlichen 
dem Geſammtſtaat zufallen, den die Nationen in organiſchem, ver: 
faſſungsmäßigem Aufbau zuſammenſetzen. Verſchieden iſt nur die Art 
und Weiſe, wie die Theilung der Hoheitsrechte und die verfaſſungs— 
mäßige Organiſation der Geſammtheit vorgenommen iſt. Staats— 
recht iſt das eine wie das andere, nur iſt dieſes ein Per- 
ſonalſtaatsrecht, jenes ein Territorialſtaatsrecht, das eine 
iſt dadurch charakteriſirt, daß die Perſonalhoheit, das andere dadurch, daß 
die Territorialhoheit das Rückgrat der ſtaatlichen Körperſchaft bildet. 
Darum iſt die Frage nicht, wie Synoptikus zu glauben ſcheint „Staats— 
recht oder Nichtſtaatsrecht?“, ſondern „welches Staatsrecht iſt 
den Bedürfniſſen der Nationen entſprechender?“ 

Und da möchte ich rund heraus erklären: Das Perſonalſtaats— 
recht iſt für jede einzelne Nation das zweckmäßigere, es iſt das einzig 
nationale! Es gibt keinen Splitter der Nation preis, es erfaßt die 
Nation als das, was ſie begrifflich iſt, als kulturellen Perſonenverband, 
es gewährleiſtet die kampf- und reibungsloſe innere Kulturarbeit und er— 
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möglicht ſo die immer innigere Verſchmelzung aller Nationsglieder. 
Das Territorialſtaatsrecht aber opfert eigene Nationsminoritäten, um 
fremde beherrſchen zu können, bindet die Nation an ein engeres Gebiet 
als ihr ſonſt offen ſtünde, verwickelt die Nation in endloſe innere 
Kämpfe, die jede Kulturarbeit lahm legen und insbeſondere die kultu— 
relle Hebung der unteren Volksklaſſen unmöglich machen, entfremdet 
ihr alſo die Maſſen und verſchärft noch den ſozialen Hader im Lager 
der Nation, während er ſonſt auf das internationale Gebiet abgelenkt 
würde. Es kann gar kein Zweifel fein, daß das Perſonalſtaatsrecht 
allein ein nationales genannt zu werden verdient. 

Aber auch für die Geſammtheit der öſterreichiſchen Völker iſt es 
unzweifelhaft heilſam. Es beendet für ſie den unglückſeligen Sprachen— 
kampf durch das Nationalitätenrecht. Jede Nation kann ſich nach ihrer 
inneren Kraft entwickeln, ohne an andere rechtliche Schranken zu ſtoßen 
als an das Verbot rechtswidriger Mittel. Sie braucht nicht, um ein Un— 
recht abzuwehren, jahrelange politiſche Kämpfe mit Aufopferung ihres 
materiellen Wohles führen, ſondern klagt einfach auf Grund klarer 
Rechtsſätze bei dem internationalen unparteiiſchen Schiedsgerichte. zu 
dem das Reichsgericht umzugeſtalten iſt. Wenn es ein Mittel gibt, 
Oeſterreichs Wirren zu beenden, jo iſt es nur das Perſonalſtaats— 
recht! 

Es erübrigen uns noch einige Worte über die Aemterfrage, ins— 
beſondere im Juſtizdienſt, ohne daß es uns der Raum geſtattet, auf 
die m. E. ſehr fruchtbaren Bemerkungen über die noch ſehr von patri— 
monialen Anſchauungen beeinflußte Betrachtungsweiſe der Aemterorga— 
niſation einzugehen. Dieſer Punkt wäre allein eine Monographie wert. 


5. Die Aemter. Die Juſtiz verwaltung. 


Es iſt uns eine unvollziehbare Vorſtellung, daß auch Richter 
durch Volkswahlen beſtellt werden können, obwohl das Wahlprinzip 
beiſpielsweiſe in der Schweiz das herrſchende iſt. Sehen wir einmal 
zu, wie die Beſetzung der Aemter im Allgemeinen erfolgt. Juriſtiſch 
betrachtet, erfolgt ſie auf Grund der unbedingten Amtshoheit der Krone, 
die ſie in geringeren Fällen den Miniſterien delegirt. Die Bekleidung 
mit der Amtsgewalt erfolgt immer auf dieſe Weiſe. Faktiſch aber 
ſtellt die Bureaukratie die Ernennungsanträge. Ueber die faktiſche 
Auswahl des Anzuſtellenden entſcheidet, ob es ſich um hohe Amtspoſten 
oder Amtsdienerſtellen handelt, ein Komplex individueller Beziehungen, 
die man Protektion im guten oder üblen Sinne nennen kann. Vermöge 
einer eingewurzelten Tradition hat der Hochadel die hohen Stellen der 
Bureaukratie inne, und Familienkonventikel ſind für die Stellenver— 
theilung maßgebend. Die mittleren Stellen werden — wohl auch mit 
Berückſichtigung des Verdienſtes — von jenem beſetzt, die niederen von 
den Inhabern der mittleren Poſten. Infolge dieſes Syſtems hat ſich 
eine unter der Patronanz des Hochadels ſtehende weltliche Hierarchie 
entwickelt, der die Amtsinhaberſchaft nicht nur Beruf, ſondern auch 
Selbſtzweck iſt, die ſich ſelbſt ergänzt und nach außen abſchließt. Sie 
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ſteht dem Volke, deſſen Wohl und Wehe von ihr abhängt, fremd oder 
wenigſtens kühl gegenüber. 

Dieſelbe Ordnung finden wir auch im republikaniſchen Frankreich. 
Revolutionen kommen, beſeitigen die läſtig gewordene Bureaukratie und 
ſetzen an ihre Stelle eine neue. Kaum iſt dieſe ſattelfeſt geworden, ſo 
wird ſie ein Körper für ſich, ſchafft ſich ihren Generaliſſimus und er⸗ 
würgt die Revolution. So herrſcht ſie eine Zeit lang, bis das Volk 
zu mächtig, die ſelbſtherrliche Bureaukratie zu läſtig geworden. Dann 
erwürgt wieder das Volk die alte Bureaukratie und ſchafft ſich die 
neue. Amerika hat dieſen abwechslungsreichen Mechanismus in ein un— 
blutiges aber nicht weniger ſchädliches Syſtem verwandelt, das jetzt 
auch bei uns offenbar einreißt. Die jeweilig herrſchenden politiſchen 
Parteien beſetzen de facto die wichtigſten Staats- und Landesämter. 
Damit iſt allerdings Breſche gelegt in die alte bureaukratiſche Ordnung, 
aber das Uebel iſt durch ein größeres erſetzt. Wir haben die nicht zu 
leugnenden Vortheile einer monarchiſchen Amtsordnung verloren und 
die Vortheile einer rechtlich geregelten Demokratie nicht erlangt. Nicht 
in ihrem Beſtande feſte und gleichmäßig handelnde öffentliche Körper⸗ 
ſchaften, ſondern wandelnde politiſche Machtfaktoren üben die Amts- 
hoheit aus. Für Staat und Volk erwachſen daraus, wenn dieſes Syſtem 
dauernd wird, unendliche Nachtheile. 

Nicht nur aus dem Geſichtspunkte nationaler Demokratie, ſondern 
aus rein ſtaatlichen Rückſichten iſt eine beſtimmte rechtliche Beziehung 
zwiſchen den körperſchaftlich-organiſirten Völkern und den Aemtern er— 
forderlich. Die nationalen Körperſchaften ſind nun konſtante, in ihrem 
inneren Aufbau für lange Zeit unveränderliche Rechtsfaktoren. Der 
Inhalt des nationalen Lebens bringt für ſie eine gleichmäßige 
kulturelle Thätigkeit mit ſich, die wenig Raum für parteiliche Zänkerei 
und ſtändige Umwälzung läßt. Zudem iſt Nationalpolitik nichts als 
Förderung von Kunſt, Wiſſenſchaft und Literatur, insbeſondere des 
Hochſchulweſens und Heranbildung von Beamten. Die Nation ſteht 
in unmittelbarem Kontakt mit ihren Univerſitäten, die ſie erhält. Die 
tüchtigſten Abſolventen derſelben ſind ihre Elitetruppe. Gerade ihre 
tüchtigſten Elemente zu verſorgen, muß ihr vorzüglichſtes Intereſſe ſein. 
Aus dieſen Gründen iſt es am angemeſſenſten, gerade den National- 
räthen Einfluß auf die ſtaätliche Stellenbeſetzung einzuräumen. Es iſt 
alſo die Uebertragung der Amtshoheit auf die Nationalräthe auch 
zweckmäßig, wie ſie ja für die endliche Schlichtung des Nationalitäten⸗ 
haders nothwendig iſt. 

Zweckmäßig iſt ſie aber noch aus einem anderen Grunde. Das 
Hochſchulweſen den Nationalitäten einzuräumen, wird auf die Dauer 
unerläßlich ſein. Es gibt aber dann kein Mittel, planloſe Schulgründerei 
zu verhindern, als indem man eine meßbare Beziehung zwiſchen Schule 
und Amt herſtellt. Dann wird die planloſe Beamtenzüchterei und die 
Konkurrenz, die ja eine der Haupturſachen der nationalen Ueberhitzung 
iſt, aufhören und die Intelligenz auf andere Bahnen gedrängt werden: 
Auf Technik, Induſtrie, Landwirtſchaft und das kaufmänniſche Gewerbe. 
Das aber thut uns gerade noth. | 
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Um nun zum eigentlichen Thema zurückzukehren: Die Richter | 
werden über Vorſchlag der Nationalräthe ernannt. Selbſtverſtändlich 
ſchlagen die Nationalräthe zunächſt die Abſolventen ihrer Fakultäten 
vor. Es wäre gut, ſie beim Vorſchlag an den Kalkül des Prüfungs⸗ 
ergebniſſes zu binden. Für die doppelſprachigen Bezirke iſt ein einver⸗ 
ſtändlicher Vorſchlag nothwendig. Fehlt es an dieſem, ſo tritt dasſelbe 
Auskunftsmittel wie bei den Kreishauptleuten ein: Das freie Er— 
nennungsrecht devolvirt an die Krone. Es iſt vortheilhaft für dieſe 
Kompetenten die Frequenz zweier oder einer utraquiſtiſchen Univerſität 
zur Anſtellungsbedingung zu machen. Unter dieſen Vorausſetzungen 
regelt ſich die Sprachenfrage automatiſch. Da Konkurrenzrückſichten es 
jedem nützlich erſcheinen laſſen, wenigſtens im Nothfalle um eine Stellung 
im gemiſchtſprachigen Gebiete kompetiren zu können, wird ſich die 
Neigung, fremde Sprachen zu ſtudiren, gewiß ſteigern, die Verſuchung, 
eine national prononzirte Stellung einzunehmen für die Jugend mindern. 
Die geiſtige Ausbildung wird mehr im Sinne einer Anpaſſung an die 
Bedürfniſſe des Volkes als der Beherrſchung desſelben erfolgen. Das 
weſentlichſte Bedürfnis des durch den wirtſchaftlichen Kampf ums 
Daſein vollauf in Anſpruch genommenen Volksgenoſſen iſt in gemiſcht⸗ 
ſprachigen Ländern eben, daß der Beamte ihm die Laſt und Schwierig- 
keit der Doppelſprachigkeit abnimmt. Dazu iſt ja die Nationalitäten⸗ 
Organiſation hauptſächlich Rechtsſchutz⸗Organiſation. 

Die Poſten bei den Zentralbehörden, beiſpielsweiſe beim Oberſten 
Gerichtshofe, müßten im Verhältnis zur Volkszahl der Nationalitäten 
dieſen zur Beſetzung vorbehalten ſein. Jedoch wäre Mehrſprachigkeit 
für Alle, auch für die Deutſchen, erforderlich. Nach den Ergebniſſen 
der letzten Volkszählung entfielen, wenn man 50 ſyſtemiſirte Hofraths⸗ 
poſten annimmt, auf die deutſche Nation 18, auf die tſchechiſche 12 bis 
13, auf die polniſche 8, die rutheniſche 6, die ſloveniſche 2, die ſerbo— 
kroatiſche 1, die italieniſche 1, außerdem (zur Ausgleichung der Bruch— 
theile) auf Rumänen und Ruthenen einverſtändlich 1, die Italiener 
und Serben einverſtändlich 1 Hofrath. In jeder Sache iſt derjenige 
Hofrath Referent, deſſen Nationalität die Streitſache angehört. Die 
Partei ſelbſt iſt unterſtützt durch den von ihrer Nationalität an der 
Zentralſtelle beſtellten Dragoman. Der Beſchluß wird deutſch gefaßt 
und unter Kontrole des Referenten und Gegenfertigung des Dragomans, 
der als Leiter der betreffenden Expeditsſektion fungirt, in der Sprache 
der Partei hinausgegeben. — — 

Dies der konkrete Inhalt von „Staat und Nation“, der ſich 
aus dem Gewande der ſcholaſtiſch-juriſtiſchen Deduktionen des Synoptikus 
losſchälen läßt, und deſſen Tragweite ihm wohl nicht ganz bewußt ge— 
worden. Sonſt hätte er wahrlich einen anderen Ausgangspunkt gewählt 
als die Frage: „Wie iſt ein wirkſames Geſetz immateriellen 
Sinne in der Sprachenfrage juriſtiſch möglich? Wer iſt Rechtsſub— 
jekt, was iſt denkbarer Rechtsinhalt?“ Ob er ſeine juriſtiſchen 
Schulformeln, ſein Handwerkszeug richtig angewendet hat, entzieht ſich 
meiner Beurtheilung. Das mögen die Juriſten beurtheilen, wenn auch 
dieſe Fachmänner in Oeſterreich nur einen Beruf zu haben ſcheinen, zu 
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allen Rechtsverletzungen, zu allen rechtlichen und ſtaatlichen Fragen 
fachmänniſch zu ſchweigen oder ihr pfaffenmäßiges Amen zu murmeln. 
Ja, die „wiſſenſchaftliche Politik iſt kleinlaut, die politiſche Wiſſen— 
ſchaft ſtumm geworden“. Und nur das Volk der Kibitze ſchnattert um 
ſo lauter und unbeſcheidener, je unwiſſender es iſt. Hätte doch dieſe 
Broſchüre den Erfolg, die Berufenen zum Reden zu zwingen, damit 
die Debatte endlich ſachlich und wiſſenſchaftlich werde! 


III. Nationalismus und Internationalismus. 
Die Sozialdemokratie. 


Kehren wir zurück zu unſerem Ausgangspunkte, der Idee der 
Volksſouveränität. Wir haben erkannt, daß dieſelbe in einem Nationali- 
tätenſtaate eine doppelte Bedeutung gewinnt: Sie iſt zunächſt das 
Selbſtbeſtimmungsrecht des Volkes als einer ſozialen und politiſchen 
Einheit, richtet ſich gegen feudale, klerikale und bureaukratiſche Fremd— 
herrſchaft (negative Seite derſelben) und dient zur Realiſirung der 
ökonomiſchen und ſozialen Wohlfahrtszwecke der Geſammtheit (poſitive 
Seite). Sodann bedeutet ſie das Selbſtbeſtimmmungsrecht der Nation 
als einer ſprachlichen und kulturellen Einheit, kehrt ihre Spitze gegen 
nationale Fremdherrſchaft (negative Seite) und dient zur Verwirk— 
lichung möglichſt hoher nationaler Geiſteskultur (poſitive Seite). Beide 
Aeußerungsformen gehen auf dieſelbe Grundidee zurück: Der demokratiſche 
Nationalismus und der demokratiſche Internationalismus ſind die zwei 
Seiten einer und derſelben Sache. Weit entfernt ſich zu widerſprechen, 
bildet jeder die nothwendige Ergänzung des andern: Ohne nationale 
Demokratie gibt es in Oeſterreich keine politiſche, ohne politiſche keine 
nationale. Die bureaukratiſch-feudale Auffaſſung der Sprachenfrage 
vermag das öſterreichiſche Problem nicht zu löſen: Sie verſchafft den 
Nationen nicht dauernde Rechte, garantirt ihnen nicht den kampfloſen 
Genuß einer Rechtſtellung, ſondern vermag höchſtens eine vorüber— 
gehende faktiſche Machtſtellung mit unverhältnismäßigen materiellen 
und geiſtigen Opfern zu erkaufen, indem ſie „das Volk im Namen 
der Nation ans Kreuz ſchlägt“. 

Wer aber ſoll die politiſche und nationale Demokratie verwirk— 
lichen? Freilich liegt ſie im Intereſſe aller Klaſſen, die nicht unmittelbar 
an dem Beſtande der Bureaukratie intereſſirt ſind, insbeſondere der— 
jenigen, die wirtſchaftlich thätig ſind, der Arbeiter, Bauern, Hand— 
werker und Induſtriellen. Aber von allen dieſen beſitzt allein der 
„Arbeiter politiſches Verſtändnis und unparteiliches Urtheil. Wenn 
Oeſterreich verjüngt werden ſoll, ſo kann es nur durch die Arbeiter— 
ſchaft oder wenigſtens mit ihrer Hilfe geſchehen. Für dieſe iſt die 
politiſche und ſoziale Gemeinbürgſchaft des Pro le— 
tariats aller Nationalitäten nothwendige Bedingung 
des Emanzipationskampfes. Es gibt für den deutſchen Arbeiter 
keine höheren Löhne, keine Mehrung der Freiheitsrechte, wenn nicht 
auch der ſlaviſche Arbeiter ſie erkämpft, es gibt keinen Kulturfortſchritt 
des tſchechiſchen Arbeiters ohne gleichzeitigen des deutſchen. Dieſe 
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unumgängliche Gemeinbürgſchaft des Proletariats würde durch die 
Einführung der Landarbeiterſchaft in die Politik noch nothwendiger. 
Denn wenn es gewiß iſt, daß das ländliche Proletariat nicht ſozial— 
demokratiſch würde, ſo iſt es noch gewiſſer, daß es nicht national 
wählte, weil ſeine ſoziale Lage beredter zu ihm ſpricht als das Unglück 
des „Cillier Gymnaſiums“. Zudem iſt der Proletarier vermöge des 
Zwanges, Arbeit auch außerhalb ſeiner Heimat zu ſuchen, eher Anhänger 
einer perſonalen als territorialen Regelung. Die nothwendige 
Gemeinbürgſchaft des Proletariats iſt die feſteſte 
Klammer Oeſterréichs: Gelänge es, dieſe zu ſprengen, dann 
wäre Oeſterreichs Schickſal beſiegelt. f 

Wie aber der Jungtſcheche nicht aufhört, national zu ſein, wenn 
er mit Deutſchen zuſammen den Autonomiſtenring bildet, ſo iſt ein 
kräftiges Nationalbewußtſein des tſchechiſchen Arbeiters wohl verträglich 
mit der politiſchen und ſozialen Gemeinbürgſchaft des Proletariats. 
Der Bund des tſchechiſchen Bourgeois mit dem deutſchen Klerikalen iſt 
kein Hochverrath, des tſchechiſchen Arbeiters mit dem deutſchen aber 
wohl? Im Gegenſatz zu dieſer Behauptung erkläre ich: Das poli— 
tiſche Bündnis aller demokratiſchen Fraktionen aller 
Nationalitäten iſt nothwendige Vorausſetzung einer 
wahrhaft nationalen Politik. Denn nur auf dieſem Wege kann 
die Nation zur gedeihlichen Entwicklung ihrer Kultur und zum ruhigen 
Genuß ihrer Rechte gelangen. Wie ſoll ein dauerndes Recht einer 
Nationalität beſtehen, „ſolange das Votum einiger Edelleute 
darüber entſcheidet, ob die Herrſchaft im böhmiſchen 
und mähriſchen Landtage und... die im Reichsrathe den Deutſchen 
oder den Slaven zufalle“? (Fiſchhof, Buͤrgſchaften S. 184.) 
Mit dem bloßen Beſtande der Großgrundbeſitzerkurie iſt die Rechts⸗ 
ſicherheit der Nationen einfach negirt. Darum iſt das Bündnis der 
Jungtſchechen mit den Feudalen nicht nur Verrath an der politiſchen 
Demokratie — das muß man ſich in Oeſterreich nachgerade gewöhnen 
leicht zu nehmen — ſondern Verrath an der eigenen Nation. 

Politiſche und nationale Demokratie ſind alſo nicht nur mit. 
einander verträglich, ſie ſind nothwendige Ergänzungen. Die Sozial— 
demokratie, die die Internationalität auf ihre Fahne geſchrieben hat, 
iſt allein imſtande, den wahren Nationalismus zu verwirklichen. Wenn 
ſie wirklich hofft, aus dem Europa des kommenden Jahrhunderts ein 
Reich des Friedens und der Eintracht zu machen, dann darf ſie die 
Nationalität nicht als zu vernachläſſigende Größe betrachten, ſondern 
muß die Einheit trotz der nationalen Verſchiedenheit ſuchen, indem ſie 
die Nationalität als wirkſamen und ſtaatbildenden Faktor anerkennt. 
Das Verhalten der öſterreichiſchen Sozialdemokratie 
iſt das Vorbild der Sozialdemokratie überhaupt: Jene 
muß heute löſen, was einſt die allgemeine Aufgabe dieſer ſein wird. 
Das iſt der hiſtoriſche Beruf der öſterreichiſchen Arbeiterſchaft: Gibt 
die deutſche Sozialdemokratie dem Proletariat die ökonomiſche Theorie, 
die engliſche Arbeiterſchaft die ökonomiſche Praxis, die belgiſche die 
wirtſchaftliche, die franzöſiſche die politiſche Demokratie, ſo iſt es die 
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hiſtoriſche Beſtimmung der öſterreichiſchen Arbeiterſchaft, dem Prole- 
tariate die internationale Theorie und Praxis zu überliefern. Sie hat 
vielleicht die ſchwierigſte Aufgabe: Sie gelöſt zu haben wird ihr welt— 
hiſtoriſcher Ruhm, fie verſäumt zu haben, ihre geſchichtliche Verant- 
wortung ſein! 

Macht ſie die nationale Demokratie, die zugleich Exiſtenz⸗ 
bedingung des Staates iſt, nicht blos zu einem Auskunfts mittel 
in der Noth, ſondern zur Kampfparole, dann hat fie, weil jene 
dem Staate nothwendig iſt, auch die Ausſicht, als Frucht des Sieges 
auch die politiſche Demokratie zu ernten, ſich alle nicht proletariſchen 
Anhänger der Demokratie, wenn nicht zu Verbündeten, ſo doch zu 
Freunden zu machen und ſich jo den Weg zum Ziele zu kürzen. Von 
ihrer Kraft und Einſicht hängt nicht nur die Entwicklung 
Oeſterreichs, ſondern ihr eigener Erfolg und Ruhm ab. 


% % 
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Aus all' dieſen Gründen halte ich „Staat und Nation“ für 
unmittelbar aktuell, nicht für die bürgerlichen Parteien, ſondern für die 
Sozialdemokratie, einmal in Hinſicht auf die parlamentariſche Kritik 
der bürgerlichen und miniſteriellen Nationalitätenpolitik und ferner in 
Hinſicht auf ihre poſitive Stellungnahme zum Nationalitätenproblem. 
Um dies zu beweiſen, mußte ich viele Nutzanwendungen aus der 
Broſchüre ziehen, die in derſelben nicht enthalten ſind, während ich 
noch mehr übergehen konnte, was für dieſen Zweck von geringerer 
Bedeutung iſt. Das gedruckte Wort iſt einmal Beute der politiſchen 
Parteien: Sie bedienen ſich deſſen, was ihnen dient, das Dogmatiſche 
den Dogmatikern überlaſſend. Gerade der Sozjaldemofratie bietet die 
Nationalitätenfrage Gelegenheit, über das Weſen der Demokratie 
Aufklärung zu verbreiten und die Maſſen politiſch zu erziehen. — 

Die menſchliche Geſellſchaft war nach dem Zeugnis der Geſchichte 
auskunftsreich wie der göttliche Odyſſeus in der Auffindung von 
Mitteln und iſt der größten Schwierigkeit Herr geworden. Sie hat 
ariſtokratiſche Republiken, demokratiſche Monarchien, ja auch Repu⸗ 
bliken mit erblicher Statthalterſchaft erfunden. Sie hat Vertretungs⸗ 
und Aemterordnungen ausgebildet von ſo mannigfacher Geſtaltung wie 
die Spielarten der Feldtaube. Sie hat Hinderniſſe überwunden, die 
den ſpäten Enkel an Heroenkraft und göttliche Sendung glauben 
machen. Das allmächtige Bedürfnis hat ſeinen Willen Berge zu ver— 
ſetzen und Meere zu überbrücken angeſpornt und ſeinem Geiſt die Welt 
unterthan gemacht. Die Kraft des Wollens und Denkens, ſie macht 
den Menſchen aus. 

Das öſterreichiſche Problem iſt vielleicht das ſchwierigſte aller 
modernen ſtaatlichen Probleme, doppelt ſchwierig, weil es ohne Muſter 
und Beiſpiel iſt. Hinfällig iſt der Glaube an kleine Mittel, hinfällig 
das Vertrauen auf ein Werden ohne unſer Zuthun. Die Menſchen 
machen ihre Geſchichte ſelbſt, wenn ſie ſie auch nach den ewigen Geſetzen 
der Nothwendigkeit machen. Durch ihre Denk- und Willenskraft werden 
ſie Organe der Nothwendigkeit. Gedanke und Wille des Einzelnen 


— 231 — 


löſt tauſend ſchlummernde Gedanken, weckt tauſend keimende Willen. 
Und iſt des Einzelnen Denken Irrthum, ſein Wille unrealiſirbar, daß 
er den Anſtoß gegeben, iſt ſein Verdienſt. Die Anerkennung, gedacht 
und gewollt zu haben, kann man Synoptikus nicht verſagen. In magnis 
voluisse sat est. 

Das Ergebnis unſerer politiſchen Unterſuchung, das ſich ganz 
an das Reſultat der juriſtiſchen des Synoptikus anlehnt, zeigt uns 
ein neues Oeſterreich, ein freies friedliches Oeſterreich, das durch eine 
Foͤderation autonomer Völker auf der Baſis gleichen Rechtes gebildet 
iſt. Dieſes Zukunftsbild zu realiſiren wäre eine Aufgabe, des Schweißes 
der Edlen wert. Ich glaube, daß es die Intereſſen und Bedürfniſſe 
aller Völker klaglos befriedigen könnte. Aber die Völker Oeſterreichs 
haben in dieſem Reiche nicht das Wort. Der Anfang und das Ende 
aller unſerer Uebel iſt unſere Wahlverfaſſung, die nach der inneren 
Folgerichtigkeit ihres Widerſinns Oeſterreich ſprengen muß. Ob eine 
langſame Umbildung oder der Zuſammenbruch das Durchgangsſtadium 
der Entwicklung iſt, liegt in der Hand derjenigen Faktoren, die heute 
unſer Geſchick entſcheiden. Ob Umbau oder Neubau auf Trümmern, 
erheben wird ſich das geräumige Wohnhaus der nach uns Kommenden: 


Die freie Föderation freier Völker. 


Literariſche Anzeigen. 


137. König Ludwig II. von Bayern und die Kunſt. 
Von Louiſe v. Kobell. Mit zahlreichen, zum Theil bisher noch 
unveröffentlichten Illuſtrationen und Kunſtbeilagen, ſowie mit einem 
Titelbild in Heliogravüre. Vollſtändig in 21 Lieferungen à 50 Pf. 
München. Joſ. Albert. Jede Lieferung umfaßt 24 S. Text mit 24 großen 

Textilluſtrationen und 2 Kunſtbeilagen. 

| Die uns bisher zugegangenen Lieferungen (I—IX) dieſes billigen 
und dabei doch techniſch vollendet ſchöͤnen Prachtwerkes bringen eine 
reiche Fülle des Intereſſanten, Herrlichen und des gänzlich Neuen aus 
dem Kunſtzeitalter unter Ludwig II. Schon im zweiten Heft ſchließt 
die Verfaſſerin die allgemeinen, einleitenden Bemerkungen über den 
königlichen Hauptförderer des deutſchen Kunſthandwerkes, den großen 
Künſtlerkönig Ludwig II., ab und wendet ſich nun zur Entſtehung ſeiner 
Hauptſchöpfungen. Die Monographie über Schloß Linderhof beginnt 
die Reihe und wird im 3. und 4. Heft fortgeſetzt. Aber man erwarte 
keine trockene Beſchreibung des Prachtbaues, der nun etwa Zimmer 
für Zimmer durchgenommen werden würde! Wir bewegen uns größten— 
theils in der Zeit der Entſtehung des Schloſſes. Anfangs rauſcht noch 
die alte Linde im einſamen Graswangthal, bis die dröhnenden Aexte 
den Beginn der großen Zeit für das grüne Stück Erde ankündigen. 
Wir hören die tadelnden und anerkennenden Worte des Königs ſeinen 
ſchaffenden Künſtlern gegenüber, begleiten ihn auf ſeinen nächtlichen 
Beſuchen der blauen Grotte, ergötzen uns mit ihm an den altgermaniſchen 
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Methgelagen in der Hundingshütte u. ſ. w. Ueber das Alles hat der 
Verlag von Joſ. Albert das ganze Füllhorn ſeines ihm, wie niemand 
Anderem, zu Gebote ſtehenden Illuſtrationsmaterials ausgeſchüttet. In 
die alten Tage zurück verſetzt das Forſthaus und die einſame Linde, 
die wir dann ſtaunend inmitten der zierlichen Terraſſen der fertigen 
Schloßanlage wieder ſehen. Nicht nur die bereits bekannten Geſammt— 
Außen⸗ und Innenanſichten, ſondern auch vor allen Dingen die zum 
erſten Mal in die Oeffentlichkeit gelangenden Detail-Abbildungen der 
Wand⸗, Plafond- und Sürporte-Bilder (gegen 20), der Möbel, Lüfter 
und andere Gebrauchsgegenſtänden feſſeln das Auge, das Jich gar nicht 
losreißen kann von dieſen formenſchönen Schöpfungen. In der achten 
Lieferung iſt das Bild des prunkvollen Palaſttorſos Herrenchiemſee 
nun vollſtändig aufgerollt und dürfte ſeine Aufgabe, eine Schilderung 
desſelben in Wort und Bild zu geben, wohl vollſtändig erfüllen. Alle 
im Schloſſe aufgeſtellten Kunſt- und kunſtgewerblichen Gegenſtände von 
Bedeutung ſind neben den Geſammtanſichten der einzelnen Prachträume 
im Bilde wiedergegeben, die künſtleriſche Wirkung der letzteren noch 
durch Abbildungen der Details (geſchnitzte Thür- und Wandfüllungen, 
Ornamente in Stuck, Schnitzerei und Bronze, Uhren, Leuchter, Kande— 
laber, Koloſſalvaſen, Möbel, Gemälde ꝛc.) beſonders veranſchaulicht. 
Der herrliche Figurenſchmuck des weltberühmten, ohne Seitenſtück 
daſtehenden Prachttreppenhauſes iſt faſt vollſtändig zur Abbildung 
gelangt. Im gleichen Hefte beginnt die reich illuſtrierte Abhandlung 
über Schloß Hohenſchwangau, einen der Lieblingsaufenthaltsorte König 
Ludwigs. Dieſer romantiſch gelegene und ausgeſchmückte Bau war es, 
der die Formenwelt des Mittelalters dem Könige ſchon in ſeinen erſten 
Jugendjahren lieb und vertraut machte und damit den Hauptanſtoß 
gab zur idealſten und reinſten Schöpfung des kunſtbegeiſterten Fürſten, 
zu dem prachtvollen Bergſchloſſe Neuſchwanſtein. Ein Hauptfaktor bei 
der Ausbildung dieſer Seite des künſtleriſchen Geſchmacks König Ludwigs 
bildet der Freskenſchmuck Hohenſchwangaus, unvergleichlich poetiſche 
Kompoſitionen Moritz von Schwinds. Dieſe Bilder unſeres großen 
deutſchen Malerpoeten jollen nahezu ſämmtlich in dem Werke zum Ab: 
druck kommen, und zwar in der Originalfaſſung Schwinds; alſo, wo 
nöthig, nach den aquarellirten Originalſkizzen des Meiſters, die ge⸗ 
ſammelt als Hohenſchwangau-Album in der Privatbibliothek des Königs 
zu München aufbewahrt werden und deren Reproduktion für vorliegenden 
Zweck bewilligt worden iſt. Bekanntlich wurden die Schwind'ſchen Ent— 
würfe von anderer Hand ausgeführt und erfuhren dabei mannigfache, 
nicht immer günſtige Umgeſtaltungen. Dieſes Album (und damit auch 
die Reproduktionen danach) hat ſomit für die deutſche Kunſt im allgemeinen 
eine originale Bedeutung; das Zurückgehen auf dasſelbe für die Zwecke 
dieſes neuen Prachtwerkes rechtfertigt ſich dadurch, daß König Ludwig 
die Mappe gewöhnlich in ſeiner Nähe hatte, ſie ſogar auf Reiſen mit 
ſich führte, um häufig darin zu blättern, daß alſo die Wachhaltung 
ſeines Intereſſes für die Romantik, aus welchem ſeine Idealſchöpfungen 
im mittelalterlichen Stile erblühten, weſentlich dieſer einzigartigen kleinen 
Kunſtſammlung zuzuſchreiben iſt. Die köſtlichen Kompoſitionen gehören 
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zu den herrlichſten Erzeugniſſen der Schwind'ſchen Muſe und Wüaſſen 
Bilderzyklen zu Taſſos „Befreitem Jeruſalem“, zur Karlsſage, Niflungen— 
ſage, Wyleinaſage und anderen Sagenkreiſen, einzelne allegoriſche 
Figuren von bekannter Formenſchönheit und edlem Linienfluß ꝛc. Sie 
werden wohl ſämmtlich hiermit zum erſten Male publizirt und damit 
der unverdienten Vergeſſenheit entriſſen. Das gilt ſchon von der Serie 
der Blätter zur ſagenhaften Geburt Karls des Großen in der Reismühle 
im lieblichen Würmthal, unweit dem Geſtade des blauer Starnberger 
Sees, die im 9. Heft vollſtändig enthalten iſt. Es iſt ſo recht ein Stoff 
nach dem Herzen Schwinds: Berth, die vom ungetreuen Geſandten Pipins 
unterdrückte Königstochter, findet nach langem Herumirren Aufnahme 
in der Reismühle; Pipins Jagd im Walde; ſeine Verirrung in der 
Wildnis zwiſcher Ammer- und Würmſee: ſein Zuſammentreffen mit 
Bertha, um die er betrogen worden war; der ungekannten Königs— 
tochter emſiges Schaffen am Webſtuhl; die Erkennungs- und Abſchieds— 
ſzene; der Einzug Pipins und Berthas mit ihrem Söhnlein Karl dem 
Großen in Weihenſtephan — alle dieſe Bilder rufen gewiß bei jedem 
Kunſtfreund Entzücken hervor. — Das lebhafte und verdiente Intereſſe, 
das das ſchöne Werk gefunden hat, erfährt mit jedem Hefte eine be⸗ 
deutende Steigerung; in kunſtgeſchichtlichen Bibliotheken wird es nicht 
entbehrt werden können. 

138. Ueber Zierſchriften im Dienſte der Kunſt. Von 
Rudolf von Lariſch. Mit mehreren Abbildungen. München. Joſef 
Albert. 1899. 44 S. M. 1:50. 

Die für Künſtler und Laien gleich intereſſante Abhandlung geht 
von der bedauerlichen Thatſache aus, daß Künſtler ihre Werke durch 
Zierſchrift meiſt verunzieren. Der Verfaſſer weiſt in einer großen 
Anzahl von graphiſch dargeſtellten Beiſpielen nach, daß dies namentlich 
in den letzten Jahrzehnten bei der Antiqua hervortritt und in dem 
durch den Unterricht verbreiteten linearen Abſtandsprinzip bei Ver⸗ 
theilung von Schrift ſeinen Grund hat. Von dieſem kritiſchen Aus— 
gangspunkte kommt der Verfaſſer ſehr bald zu poſitiver Arbeit und 
bietet viel Anregung und Belehrung, indem er — im ſteten Ausblick 
auf die Moderne — entweder auf die Darſtellung des Buchſtaben— 
Umriſſes oder auf die Stellung der Buchſtaben zu einander hinweiſt. 
Wie in ſeiner vielbeſprochenen anthropometriſch⸗äſthetiſchen Schrift „Der 
„Schönheitsfehler“ des Weibes“ liefert Lariſch auch hier wieder eine 
anregende Studie über ornamentale Maſſenvertheilung und Linien⸗ 
führung, welche geeignet erſcheint, durch ſeine eigenartige Auffaſſung 
und lichtvolle Darſtellung ernſte Beachtung zu erregen. Die Beweis— 
führung iſt überzeugend, ſo daß das hübſch ausgeſtattete Heftchen be— 
rufen erſcheint, auf dieſem engeren Gebiete der Kunſt eine Wendung 
zum Beſſeren herbeizuführen und ihm eine äſthetiſche Fürſorge zuzu— 
wenden, deren es trotz der lebhaften Kunſtbeſtrebungen unſerer Tage 
vielfach noch entbehrt hat. Jedem denkenden Kunſtfreund, Künſtler und 
Typographen ſei das Heftchen beſtens empfohlen. 

139. Jeremias Gotthelf (Albert Bitzius). Volksausgabe 
ſeiner Werke im Urtext. Bern. Schmid & Franke. Fünfter Band. 
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Beſorgt von Ferdinand Vetter. 1899. Wie Uli, der Knecht, 
glücklich wird. Eine Gabe für Dienſtboten und Meiſterleute. 442 S. 

140. Beiträge zur Erklärung und Geſchichte der Werke 
Jeremias Gotthelfs. Ergänzungsband zur Volksausgabe von Jere— 
mias Gotthelfs Werken im Urtext. Bern. Schmid & Franke. Liefe⸗ 
rung 6 und 7. 

Wiederholt haben wir auf dieſe Ausgabe hingewieſen und ſie 
empfohlen. Wir thun dies neuerlich und machen insbeſondere Biblio⸗ 
theken aufmerkſam. Sie werden gut thun, dieſe Ausgabe Gotthelfs an— 
zuſchaffen. Es ſollen noch 4 Bände erſcheinen. Jeder Band iſt um den 
billigen Preis von 1 Frank 80 Rappen zu haben. 

41. Grundriß des Gewerberechts und der Arbeiter⸗ 
verſicherung. Von Dr. Viktor Mataja, k. = e 
Leipzig. Duncker & Humblot. 1899. VI, 137 S. fl. 2 

Dieſes Buch bildet die fünfte Abtheilung des ee Bandes des 
Werkes: Grundriß des öſterreichiſchen Rechts, das von den Profeſſoren 
Finger, Frankl und Ullmann herausgegeben wird. In äußerſt knapper, 
aber erſchöpfender Weiſe behandelt es den geſammten Stoff der öſter⸗ 
reichiſchen Gewerbegeſetzgebung nach dem neueſten Stande und iſt daher 
ein unentbehrliches Hilfsmittel für alle, welche mit dieſen Dingen zu 
thun haben. Der Verfaſſer iſt ein klaſſiſcher Fachmann. 

142. Im todten Waſſer. Ein Wiener Roman. Von Ludwig 
Wolff. Mit einem Vorwort von Jakob Waſſermann. Dresden 
u. Leipzig. Karl Reißner. VII, 207 S. 

Wie wir aus dem Vorwort erfahren, haben wir es hier mit 
einem Erſtlingswerke zu thun. Um ſo mehr Anerkennung verdient es. 
Der Verfaſſer hat eine gute Fähigkeit zu ſehen und darzuſtellen. Wir 
haben ſo gut wie keinen Schriftſteller, der den Wiener Roman von 
heute ſchreiben könnte. Wolff hat alle Qualitäten hiezu. In dieſem 
Buche freilich zeigt er nur eine Stelle des Sumpfes, in dem wir hier— 
zulande zu waten haben. Aber um dieſe aufzufinden, mußte er ihn ganz 
kennen, und es wäre zu wünſchen, daß er in einer Reihe von ähnlichen 
Büchern künſtleriſche Bilder des Wiener Lebens gäbe. Es iſt mit Be— 
ſtimmtheit zu erwarten, daß ſein Können mit jeder Arbeit wachſen 
wird, denn ſein Erſtlingsbuch iſt voll von Zeichen einer ſtarken Be— 
gabung. Wenn es auch noch große Mängel aufweiſt, die ſich insbe— 
ſondere in einem gewiſſen Beſtreben, al fresco zu zeichnen, zeigen, ſo 
iſt es doch ſchon aus dieſer Probe unzweifelhaft, daß durch ernſte 
Arbeit der Verfaſſer zu einer ſicheren künſtleriſchen Geſchloſſenheit 
kommen wird. 

143. Die Brüder Grimm. Ihr Leben und Wirken, in gemein⸗ 
faßlicher Weiſe dargeſtellt von Dr. Karl Franke. Dresden u. Leip⸗ 
zig. Karl Reißner. 1899. 176 S. | 

Es war ein glücklicher Gedanke, eine lesbare Biographie des 
Brüderpaares Grimm dem größeren Publikum darzubieten. Die Popu⸗ 
larität dieſer beiden iſt ganz enorm. Ihre „Kinder- und Hausmärchen“ 
haben ihren Namen weithin getragen. Die ganze Bedeutung dieſes 
herrlichen Menſchenpaares zu erſchöpfen, iſt nicht leicht, denn obwohl 
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ihre Thätigkeit auf ein beſtimmtes Gebiet ſich beſchränkte, haben ſie 
ſelbſt dieſes Gebiet ſo ſehr erweitert und ſelbſt nach allen Richtungen 
hin beſchritten, daß viel Arbeit und Wiſſen dazu gehört, ſich nur über- 
haupt in ihm orientiren zu können. Aber es galt bei dieſer Darſtellung 
ja nicht nur, die Thätigkeit dieſer Männer zu erzählen, es mußte auch 
ihr perſönliches Weſen aufgedeckt werden. Dieſe doppelt ſchwierige, 
aber auch reizvolle Aufgabe hat der Verfaſſer vortrefflich gelöſt. Er 
gibt in beſcheidenem Umfange ein volles Bild. Das Buch gehört zu 
jenen, denen man die allerweiteſte Verbreitung wünſchen möchte „ſoweit 
die deutſche Zunge klingt“. In einem dankenswerten Anhang gibt der 
Verfaſſer noch ein chronologiſches Verzeichnis der Schriften der Brüder 
Grimm bei, ſowie der Ausgaben ihrer Briefe und ſchließlich der Schriften 
über ſie. Die bekannte rührige Verlagsbuchhandlung, die durch ihre 
Biographien (Männer der Zeit, bisher 7 Bände) ein verdienſtvolles 
Unternehmen begonnen hat, kann auch für dieſes Buch Anerkennung 
. 

144. Gegen die Dunkelmänner. Ein Mahnwort an den 
Geiſtesadel des deutſchen Volkes von Ulrich Hutten dem Jünge⸗ 
ren. Bamberg. Handelsdruckerei. 91 S. 

Eine tapfere Schrift gegen Obſkurantismus, wie ſie von der 
bekannten Verlagsbuchhandlung ſchon des öfteren in die Welt geſchickt 
wurden. Als Agitationsmittel nützlich und anregend. 

145. Luft, Waſſer, Licht und Wärme. Acht Vorträge aus 
dem Gebiete der Experimental⸗Chemie von Prof. Dr. Blochmann. 
(„Aus Natur und Geiſteswelt.“ Sammlung wiſſenſchaftlich-gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens. 5. Bändchen. 
12 monatliche Bändchen zu je 90 Pf., geſchmackvoll gebunden zu je 
M. 115, oder 54 wöchentliche Lieferungen zu je 20 Pf.) Leipzig. 
B. G. Teubner. 137 S. 

Luft, Waſſer, Licht und Wärme find uns unentbehrlich. Doch 
beachten wir dies kaum, da wir uns fortwährend unbewußt in den 
mannigfachſten Beziehungen zu dieſen Lebensbedingungen befinden. Wir 
ſind gewohnt ſie als etwas von der Natur Gegebenes zu betrachten, 
das wir nur hinzunehmen brauchen, um uns wohl zu befinden. Dem 
iſt aber nicht ſo. Ein näherer Einblick in dieſe Beziehungen zum 
täglichen Leben, welche zumeiſt auf chemiſchen Vorgängen beruhen, 
lehrt uns eines Beſſeren und zeigt, wie ſehr wir es in der Hand 
haben unſer Wohlbefinden zu überwachen und zu fördern. Dieſen Ein— 
blick gewährt uns das 5. Bändchen der neuen Sammlung wiſſenſchaftlich— 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens. 
„Aus Natur und Geiſteswelt.“ (Verlag von B. G. Teubner in 
Leipzig.) Der Verfaſſer des Büchleins, Prof. Dr. R. Blochmann in 
Königsberg i. Pr., hat es meiſterhaft verſtanden, den Laien in das 
Gebiet der Chemie einzuführen nnd ihm eine Fülle von Anregungen 
zu geben. Das Experiment, welches in den zahlreichen Abbildungen 
(103) ſich gewiſſermaßen vor den Augen des Leſers vollzieht, bildet 
die Grundlage aller Erörterungen. Die Luft erſcheint als ein Reich 
des Unſichtbaren, welches in wunderbar einfacher Weiſe die Beziehungen 
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zwiſchen der Pflanzen- und Thierwelt regelt und in neueſter Zeit eine 
Fundſtätte bisher unbekannter Grundſtoffe wurde. Das Waſſer, nichts 
anderes, als das Produkt der chemiſchen Vereinigung von zwei gas— 
förmigen Grundſtoffen, übte und übt die wichtigſten chemiſchen pyyſi⸗ 
kaliſchen (meteorologiſchen) und geologiſchen Einflüſſe in der Natur 
aus. Licht und Wärme begleiten den Verbrennungsprozeß, deſſen 
mannigfache Geſtaltungen klarzulegen Endzweck der acht Vorträge iſt. 
Hierbei wurde auf die alltäglichen Erſcheinungen und auf das praktiſche 
Leben beſonders Rückſicht genommen. Daher finden die Vorgänge in 
der Kerzenflamme ebenſo Beachtung, wie das Feuer in unſeren Oefen 
und die Verwendung des Gaſes zum Kochen. Die unvollſtändige Ver: 
brennung und die langſame Verbrennung, die Quelle der Körper— 
wärme bilden den Schluß der Betrachtungen, die vielfach einen tiefen 
Einblick in das Walten der Natur gewähren. Die Grundbegriffe der 
Chemie, Molekül und Atom, Element, chemiſche Zeichen und Formeln 
ſind an geeigneter Stelle abgeleitet nnd erörtert, jo daß der aufmerk— 
ſame Leſer, auch wenn er ohne alle Vorkenntniſſe an das Büchlein 
herantritt, es mit vollem Verſtändnis des Geleſenen aus der Hand 
legen wird. Auch dieſes neue Bändchen der Sammlung „Aus Natur 
und Geiſteswelt“ zeigt uns, wie die Verlagsbuchhandlung beſtrebt iſt, 
nur von hervorragenden Fachmännern leichtverſtändliche, aber auf 
wiſſenſchaftlicher Grundlage ruhende Darſtellungen zu einem ganz 
billigen Preiſe zu bringen. Wir können deshalb auch dieſes reich 
illuſtrirte Bändchen warm empfehlen und möchten bei dem jetzigen 
Beſtreben zur Schaffung freier öffentlicher wie Vereinsbibliotheken 
nicht unterlaſſen, auf dieſe nutzbringende und wirkliche Befriedigung 
gewährende Sammlung hinzuweiſen. 

146. Geſchichte der öſterreichiſchen Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft und ihrer Induſtrien 1848 — 1898. Feſtſchrift zur Feier 
der am 2. Dezember 1898 erfolgten fünfzigjährigen Wiederkehr der 
Thronbeſteigung Sr. Majeſtät des Kaiſers Franz Joſef J., herausge— 
geben von dem hiezu gebildeten, unter dem Protektorate Sr. Exzellenz 
des k. k. Ackerbau⸗Miniſters Michael Freiherrn von Kaſt ſtehenden 
Komité. Wien. M. Perles. 1899. Erſter Band. XXIV, 1028 S. 

Dieſes auf vier Bände berechnete Monumentalwerk iſt der höchſten— 
Beachtung wert. Eine einfache Inhaltsangabe des 1. Bandes gibt eine 
annähernde Vorſtellung von der Reichhaltigkeit desſelben. Nach einer 
in allen Landesſprachen abgedruckten Einleitung folgen: I. Geſchichte 
der Agrarverfaſſung 1848 —1898: A. Die Grundentlaſtung von Dr. 
Karl Grünberg. B. Die Regulirung und Ablöſung der Wald- und 
Weide⸗Servituten, von Dr. Walter Schiff. C. Die Geſetzgebung über 
agrariſche Gemeinſchaften, von Dr. Walter Schiff. D. Die Arrondirung 
und Zuſammenlegung der Grundſtücke, von Dr. Walter Schiff. E. Die 
Beſeitigung des Beſtiftungszwanges und der Wuchergeſetze, von Dr. 
Hermann Ritter v. Schullern zu Schrattenhofen: a) Der Beſtiftungs— 
zwaug und die Erbtheilungsvorſchriften für Bauerngüter. b) Die Wucher— 
geſetze. F. Das öſterreichiſche Grundbuchs- und Exekutionsrecht, von 
Dr. Friedrich von Némethy: 1. Das Grundbuchsrecht. 2. Das Exe— 
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kutionsrecht. G. Verſuche einer Agrarreform in Oeſterreich, von Dr. 
Moritz Ertl: 1. Legislative Beſtrebungen zur Einführung von Be— 
ſchränkungen der Vererbung von landwirtſchaftlichen Beſitzungen mittlerer 
Größe und Theilung derſelben. 2. Verſuche in Betreff der Organiſation 
des landwirtſchaftlichen Berufsſtandes. 3. Verſuche in Betreff einer 
Löſung der Verſchuldungsfrage. II. Geſchichte der agrariſchen Verwaltung 
1848 — 1849, von Dr. Leo Ritter von Herz. III. Geſchichtliche Dar— 
ſtellung der Entwickelung des Agrar⸗Kredites: A. Der landwirtſchaftliche 
Hypothekar⸗Kredit in Oeſterreich während der letzten 50 Jahre, von 
Dr. Albin Bräf. B. Der landwirtſchaftliche Perſonal- und Mobiliar- 
Kredit in Oeſterreich während der letzten 50 Jahre: 1. Der landwirt- 
ſchaftliche Perſonal-Kredit, von Dr. Ferdinand Schmid. 2. Der land— 
wirtſchaftliche Mobiliar-Kredit, von Dr. Karl Adler. IV. Geſchichtliche 
Darſtellung des land- und forſtwirtſchaftlichen Verkehrsweſen. A. Die 
Transportwege und Transportmittel für land⸗ und forſtwirtſchaftliche 
Produkte: 1. Die Entwickelung des Straßenweſens in Oeſterreich, von 
Alfred Birk. 2. Die Entwickelung des Lokomotiv-Eiſenbahnweſens in 
Oeſterreich, von Alfred Birk. 3. Die Waſſerſtraßen, von Arthur Oel— 
wein. B. Das Marktweſen: 1. Allgemeiner Theil, von Dr. Anton von 
Gorski. 2. Die Approviſionirungs-Verhältniſſe, von Johann Lichten- 
ſtadt. C. Landwirtſchaftliche Börſen, von Dr. E. Horasek. D. Das 
Zollweſen im Getreide-Verkehr, von Dr. Joſef Fort. V. Geſchichtliche 
Darſtellung der Beſteuerung der Land- und Forſtwirtſchaft, von Dr. 
Hermann Ritter von Schullern zu Schrattenhofen. 

147. Der Seelenbegriff im alten Teſtament. Von Dr. 
Simon Roſenblüth. Bern. Verlag von Steiger & Komp. 1898. 
62 S. Groß⸗Oktav M. 175. (10. Band der von Prof. Dr. Ludwig 
Steiner herausgegebenen Berner Studien zur Philoſophie und ihrer 
Geſchichte.) 

Ohne Zaghaftigkeit macht ſich der Verfaſſer an ein ſehr ſchwieriges 
Problem, das manchen Anderen abgeſchreckt hätte. Der heutige Stand 
der Bibelkritik iſt ein ſolcher, daß man derartige Fragen kaum anpacken 
kann, ohne ſelbſt von tauſend Zweifeln und Bedenken angepackt zu - 
werden. Aber der Verfaſſer iſt mit einer durch die modernen natur— 
wiſſenſchaftlichen und philoſophiſchen Methoden noch nicht getrübten 
Naivetät begabt, und ſo ſpekulirt er ſich denn tapfer durch das alte 
Teſtament hindurch, um die Bedeutung der Worte Nefeſch, Neſchama 
und Ruach zu ergründen. Von einer Quellenſcheidung iſt keine Rede, 
von einer hiſtoriſchen Betrachtungsweiſe eben ſowenig. Das alte Teſtament, 
für die moderne Wiſſenſchaft eine Sammlung ſehr verſchiedenartiger 
Denkmäler der althebräiſchen Literatur, iſt für ihn augenſcheinlich eine 
Einheit im Sinne der Kirche und der Synagoge. Jeder Kundige weiß, 
wie ſehr die Bedeutung von Wörtern wie: Nochri, Amhaarez, Goj, 
um nur einige Beiſpiele anzuführen, im Rabbiniſchen von dem alt— 
teſtamentlichen Sprachgebrauche abweicht, und daß die Anfänge dieſer 
Wandlung zum Theil in der Zeit der Entſtehung der jüngeren Beſtand— 
theile des Kanons zu ſuchen ſind; und ſo wird es auch Begriffen wie 
Nefeſch, Neſchama und Ruach ergangen ſein, wenn ſich auch ihr Inhalt 
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nicht ſo auffallend geändert hat, wie bei den oben angeführten. Im 
Deutſchen verhält es ſich nicht anders; man denke an den Bedeutungs⸗ 
wandel von Wörtern, wie: Gemein, ſchlecht, krank, keuſch, hübſch, Knecht, 
Leiche — zu welchen Mißverſtändniſſen müßte es führen, wenn die 
Belege für einen dieſer Begriffe aus den verſchiedenſten Literatur-Perioden 
genommen würden! j 

Und weiters glaube ich nicht fehl zu gehen mit der Annahme, 
daß der philologiſche Geſichtskreis des Verfaſſers durch Geſenius, der 
philoſophiſche durch Rudolf Wagner und Ulrici, der theologiſche durch 
den gelehrten aber ſtockorthodoxen Franz Delitzſch begrenzt iſt; alſo 
Rückſtändigkeit auf allen Gebieten. Allerdings muß die Gedankenarbeit 
mehrerer Generationen ignoriren, wer ſich ſeine philoſophiſche Unſchuld 
bewahren will. 

Die Schrift, ſo wie ſie iſt, beweiſt, daß die Scholaſtik auch heute 
noch nicht ausgeſtorben iſt, und daß die jüdiſchen Gelehrten den Jeſuiten 
hierin den Rang ablaufen. Könnte man ihr wenigſtens das Geleitwort 
mitgeben: Verfehlt, aber intereſſant. Intereſſiren könnte nur Eines davon: 
Die Art und Weiſe, wie der Verfaſſer Exegeſe treibt, um die derbe 
Leiblichkeit des alten Teſtamentes ins Sublime zu verklären; wenn 
er damit Recht hätte, ſo müßte man glauben, Moſes Mendelsſohn 
oder ſonſt ein moderner Schöngeiſt habe die althebräiſchen Schriftſteller 
inſpirirt. 

148. Lectures on elementary mathematies by Joseph 
Louis Lagrange. Translated by Thomas J. Mc Cormack. Chicago, 
the Open Court Publishing Company. London Agents: Kegan Paul, 
Trench, Truebner & Comp. 1898. Preis 1$. XVI. u. 156 S. Oktav. 

Dieſe engliſche Ueberſetzung der Vorleſungen des berühmten 
franzöſiſchen Mathematikers über ausgewählte Partien der Arithmetik 
und Algebra iſt, wie uns die Vorrede belehrt, neben der von Nieder— 
müller beſorgten deutſchen Ueberſetzung die einzige Separatausgabe der 
Lecons élémentaires sur les mathematiques. Die erſte Vorleſung 
handelt von der Arithmetik im Allgemeinen, von den ganzen Zahlen 
und Brüchen, von den Proportionen“) und Logarithmen; die zweite 
von der gemeinen Arithmetik und den Elementen der Zahlentheorie; 
die dritte von der algebraiſchen, die vierte von der numeriſchen Auf— 
löſung der höheren Gleichungen, die fünfte von den Elementen der 
geometriſchen Analyſe. Der Ueberſetzer hat ein Namen- und Sachregiſter 
und eine kurze Biographie des großen Forſchers beigegeben. Der Ver— 
leger hat das Buch ſehr gut ausgeſtattet und mit einem Portrait 
Lagranges verſehen. 

Mathematiker werden dieſe Vorleſungen, obwohl ſie ihnen nichts 


Neues ſagen, gewiß mit Genuß leſen; denn nicht mit Unrecht hat 


E. Dühring den Werken Lagranges einen äſthetiſchen Wert zuerkannt. 
Außerhalb der Fachkreiſe werden ſie wohl wenig Leſer finden, da die 
Mathematik heute noch keinen Antheil an der Populariſirung der 
Wiſſenſchaften hat. Immerhin ſoll das kleine Buch den Wenigen, die 


*) S. 14 ſteht irrthümlich: Progreſſions. 


gern einen Schritt in das bei Laien jo verrufene Gebiet wagen möchten, 
wärmſtens empfohlen ſein: Seine Lektüre ſetzt keine Rechenkünſte voraus, 
es iſt alſo jedem Gebildeten zugänglich; es enthält ſehr wenig Kalkül; 
und ſehr viel Text — allgemeine Betrachtungen und intereſſante hiſtoriſche 
Exkurſe; es iſt, mit einem Worte, ſo anziehend geſchrieben, daß es 
ſich faſt wie ein Werk der ſchönen Literatur lieſt. In Mittelſchulen, 
an denen Engliſch gelehrt wird, dürfte es zur Anſchaffung für die 
Schülerbibliothek zu empfehlen ſein, da es wohl im Stande wäre, 
ſchlummernde mathematiſche Talente zu erwecken. 

149. Guſtav Freytag. Von. Friedrich Seiler. Mit 28 

Abbildungen. Leipzig. Voigtländer. 1898. VIII, 224 S. M. 2. (Bio⸗ 
graphiſche Volksbücher.) 
- Guſtav Freitag iſt eine markante Erſcheinung in der Geſchichte 
des deutſchen Volkes im 19. Jahrhundert. Außer den von Freytag 
ſelbſt verfaßten Lebenserinnerungen iſt bis jetzt keine eingehende und 
vollſtändige Darſtellung ſeines Lebens erſchienen. Allerdings: für eine 
umfangreiche, den Anforderungen der Literaturwiſſenſchaft entſprechende 
Lebensbeſchreibung Guſtav Freytags iſt die Zeit noch nicht gekommen. 
Die auf ſein Leben bezüglichen Papiere, Aufzeichnungen und Briefe 
befinden ſich im Privatbeſitz und ſind zur Zeit noch unzugänglich; nur 
von den Briefen, die er ſelbſt geſchrieben hat, ſind einige wenige be— 
kannt geworden. Dennoch ſchien es möglich, ſchon jetzt einen Abriß 
von dem Leben dieſes Mannes zu geben. Denn bis eine wiſſenſchaftliche 
Biographie geſchrieben werden kann und geſchrieben wird, mögen noch 
Jahre vergehen, und zu einem einigermaßen abgerundeten und farben— 
hellen Bilde reichen ſchon heute die Mittel aus. Das vorliegende Werk 
des bereits durch andere Arbeiten auf dem Gebiete der deutſchen 
Literatur und Sprache bekannten Profeſſors Dr. Friedrich Seiler iſt 
bis auf den geringfügigſten Zug aus zuverläſſigen Quellen geſchöpft; 
auch der Witwe des Dichters, Frau Geheimrath Anna Freytag, ver— 
dankt der Verfaſſer wertvolle Mittheilungen. Mit der Darſtellung von 
Freytags Lebensgang iſt eine eindringende, doch nicht gelehrt ſcheinen 
wollende Würdigung ſeiner Werke verbunden. Sie iſt ſo gehalten, daß 
der Leſer, der Freytag kennt, ihr mit Vergnügen und ohne Anſtrengung 
folgt und das Buch doch mit dem Bewußtſein aus der Hand legt, in 
ſeinem Verſtändnis gefördert zu ſein. Das kleine und doch inhaltreiche 
Buch iſt mit 28 Abbildungen geſchmückt. Das Titelbild iſt eine mit 
Genehmigung der Nationalgalerie in Berlin angefertigte Nachbildung 
des von Stauffer⸗Bern auf Staatskoſten gemalten Bildniſſes Freytags; 
ein anderes Bild ſtellt ihn im beſten Mannesalter dar, zwei weitere 
mit ſeiner dritten Gattin, ein fünftes auf dem Todtenbett. Ferner ſehen 
wir ſein Geburtshaus, ſein Arbeitszimmer, ſein Grab u. |. w. Beſonders 
anziehend ſind die Abbildungen von berühmten Freunden des Dichters, 
von Auerbach, Holtei, Gutzkow, Rich. Wagner, Kaiſer und Kaiſerin 
Friedrich, Herzog Ernſt, Mathy u. ſ. w., umſo mehr, als dieſe 
Perſönlichkeiten alle in ihren jüngeren Jahren, in denen ſie mit Freytag 
verkehrten, dargeſtellt ſind, zu einer Zeit alſo, aus der man nur noch 
ſelten Bilder von ihnen ſieht. 
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150. Die Befreiten. Ein Einakter⸗Zyklus. Von Otto Erich 
Hartleben. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 144 S. 
| Dieſer Zyklus enthält vier Stücke: Die Lore. Die ſittliche Forde— 
rung. Abſchied vom Regiment. Der Fremde. Sie ſtammen aus den 
Jahren 1893, 1895, 1897, 1898. Die beiden erſten ſind ſchon vor 
längerer Zeit auf verſchiedenen Bühnen aufgeführt worden. Das 
ſchwächſte Stück iſt wohl das erſte. Die beiden ſtärkſten und wirkſamſten 
die zwei mittleren. Beſonders der „Abſchied“ iſt ein ſtarker drama⸗ 
tiſcher Wurf. In Berlin ſind alle vier Stücke an einem Theaterabend 
aufgeführt worden. Gerne möchten auch wir ſie auf der Bühne ſehen. 
O. E. Hartleben weiß immer zu feſſeln. Neben Ruederer iſt er heute 
der beſte deutſche Satiriker. Als ſolcher erſcheint er auch in den Ein— 
aktern, wenigſtens in den erſten drei. 

151. Auf Tod und Leben. Zwei Erzählungen von Her⸗ 
mann Stehr. Berlin. S. Fiſcher. 1898. 202 S. 

Die beiden Erzählungen heißen: Der Graveur, eine pſychologiſche 
Monographie, und Meicke, der Teufel. Beide spielen auf der Nachtſeite 
des menſchlichen Lebens. Der Verfaſſer tritt mit ihnen zum erſten Male 
in die Oeffentlichkeit. Er hat ſchon durch dieſe zwei Erzählungen die 
literariſche Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt. Hier iſt der deutſchen No⸗ 
velle ein junger Meiſter erſtanden, der es verſteht, ſeine ſo wenig an— 
muthigen Stoffe ſo ernſt, tief und künſtleriſch zu behandeln, daß er 
allen Widerſtand gegen das ſtofflich Abſtoßende beſiegt und den Leſer 
feſt in ſeinem Banne hält. 

152. Wiener Theater. Von Hermann Bahr. (1892 — 1898). 
Berlin. S. Fiſcher. 1899. 509 S. 

Der Verfaſſer ſammelt in dieſem ſtattlichen Bande Theaterreferate, 
die urſprünglich in der „Deutſchen Zeitung“ und in der „Zeit“ 
erſchienen ſind und wie es nach einigen Stichproben ſcheint, ganz in 
der Form, wie ſie zuerſt veröffentlicht worden ſind. Man wird aus ihnen 
nicht ſo ſehr ein Bild der Theaterentwicklung Wiens bekommen, als 
vielmehr ein Bild der Perſönlichkeit Bahrs als Kritiker, dem die ein— 
zelnen Theaterſtücke oder Schauſpieler eine willkommene Veranlaſſung 
zu nicht ſelten geiſtreichen Plaudereien ſind, die mit dem eigentlichen 
Gegenſtand, der angeblich kritiſch beſprochen ſein ſoll, wenig oder gar 
nichts zu thun haben. Das Buch ſollte heißen: Hermann Bahr im 
Spiegel des Wiener Theaters. „ 

153. Die Dichtkunſt. Von Boil eau. Getreu überſetzt von 
Peter Lang. Mit Boileau's Bildnis. Frankfurt a. M. Gebrüder 
Knauer. 62 S. 80 Pf. 

Boileau's Einfluß als klaſſiſcher Zuchtme iſter nicht nur auf die 
franzöſiſchen Literaten, ſondern auf die Geſammtheit des gebildeten und 
auch nur halbgebildeten Frankreichs dauert bis auf die heutige Stunde 
fort. Dem Ueberſetzer iſt es in hohem Grade gelungen, das Original 
mit aller Treue wiederzugeben, ſoweit dies die Verſchiedenheit des 
deutſchen und franzöſiſchen Sprachgeiſtes zuläßt. Das mit einem 
hübſchen Bildnis Boileau's gezierte Büchlein empfiehlt ſich überdies 
durch elegante Ausſtattung und den billigen Preis. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


* 


Bernſtein und die Sozialdemokratie. 
Vortrag von Friedrich Hertz (Wien). 


Bevor wir unſere Diskuſſion beginnen, iſt es nöthig, den 
Kampfplatz abzuſtecken. Die von Bernſtein aufgeworfenen Fragen 
ſind ſo zahlreich, daß Kautsky mit Recht ſagte, es müßte ein zweites 
Buch geſchrieben werden, um ſie gründlich von ſeinem Standpunkte aus 
zu beantworten. Heute gibt uns jedoch ſchon das Thema der Dis— 
kuſſion eine gewiſſe Beſchränkung. „Bernſtein und die Sozialdemokratie“ 
lautet es, das heißt, wir betrachten nur jene Theile der Bernſtein'ſchen 
Kritik, die ſich auf die Sozialdemokratie beziehen; von ſelbſt fallen 
alſo alle jene Fragen aus dem Bereich des heutigen Abends, die zur. 
Sozialdemokratie in keinem näheren Verhältniſſe ſtehen, wie die philo⸗ 
ſophiſchen Fragen, die Werttheorie, die Geſchichtsauffaſſung u. dgl. 

Ich habe nachgedacht, welchen Punkt ich wohl als Haupt- und 
Kernpunkt der Bernſtein'ſchen Kritik der Marx' ſchen Lehre herausgreifen 
könnte, damit unſere Diskuſſion nicht in lauter Einzelfragen ver⸗ 
ſchwimmt und einen feſten Mittelpunkt erhält. Die Angriffe der Gegner 
Bernſteins zeigten mir, daß fie die Frage nach der abfoluten. 
ökonomiſchen Nothwendigkeit des Sozialismus als 
Hauptpunkt betrachten, und ich fand, daß ſie dabei vollſtändig im 
Rechte ſich befinden. 

Was bedeutet nun dieſer Ausdruck? 

Nirgends findet er eine beſſere Illuſtration als in den erſten 
vier Abſchnitten des Erfurter Programmes. Wenn ſich die dort ge— 
zeichnete Entwicklung wirklich abſpielt, ſo muß dereinſt ein Tag kommen, 
wo der Kleinbetrieb völlig verſchwunden, die ganze Induſtrie und 
Landwirtſchaft in Rieſenbetrieben konzentrirt iſt. Der geſellſchaftliche 
Reichthum konzentrirt ſich ebenfalls immer mehr in den Händen 
einer kleinen, ſtets abnehmenden Zahl von Kapitaliſten, während der 
Arbeiter immer tiefer ſinkt. Gleichzeitig wächſt die Anarchie der Pro— 
duktion derart, daß die Herrſchaft über die Produktivkräfte in einer 
Weltkriſe von ungeheurem Umfang den Händen der Kapitaliſten 
entgleitet. Doch zur ſelben Stunde iſt das rieſenhaft angewachſene 
Proletariat, das bis jetzt nicht aktiv in die Entwicklung eingriff, zur 
Stelle, um die der Hand des Kapitals entfallenen Zügel der Pro— 
duktion aufzunehmen, und die ſozialiſtiſche Geſellſchaft iſt fertig. Nichts 
hat ſich geändert, als daß die Geſellſchaft an Stelle der Privat— 
kapitaliſten geſetzt wurde. Das Proletariat, das in der gegenwärtigen 
Geſellſchaft auf keine Weiſe ſeine Lage verbeſſern kann, greift erſt ernſt— 
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haft ein, nachdem der Mechanismus der kapitaliſtiſchen Produktion abge: 
laufen iſt, um dann ſelbſt die Uhr aufzuziehen. Sie ſehen: in derſelben 
Weiſe, wie nach den Anſichten der Liberalen der Mechanismus der freien 
Konkurrenz hinreicht, um ohne jedes Eingreifen der politiſch organi— 
ſirten Intereſſengruppen den beſtmöglichen volkswirtſchaftlichen Zuſtand 
herzuſtellen, ebenſo zwingt die immanente Dialektik der ökonomiſchen 


Entwicklung die menſchliche „ mit abſoluter Nothwendigkeit. 


in den Sozialismus hinein, für den fie gleichzeitig alle materiellen 


und geiſtigen Vorbedingungen herſtellt. Natürlich wird dieſe Theorie 
von ihren Anhängern mit ſehr verſchiedenen Graden von Konſequenz 
und Schärfe vertreten — je nach dem Temperament der Betreffenden. 


Mit thatſächlich hervorragendem Temperament hat ſie neulich Fräulein 


Roſa Luxemburg vertreten, auf die ich als Kronzeugin verweiſen möchte. 

Dieſe Auffaſſung, als ob unſere Geſellſchaft geradewegs nach 
dem mechaniſchen Geſetz der Anziehung in den Sozialismus hineinfiele 
und das Proletariat im Grunde nichts zu thun habe, als zu warten, 
bis die Fallende gerade auf dem richtigen Fleck — mitten im Sozialis⸗ 


mus — niedergefallen ſei, um ihr dann blos auf die Beine zu helfen, 


dieſe Anſicht hat Bernſtein bekämpft und dies wird ihm beſonders 
vorgeworfen. Genoſſin Luxemburg hat dieſen Vorwurf ſo formulirt, 
daß Bernſtein dem Sozialismus ſeine ökonomiſche Begründung 
genommen und ihm eine idealiſtiſche Begründung gegeben habe. 
Wir werden unterſuchen, inwieweit dieſer Vorwurf der Wahrheit 
entſpricht. 

Nach dieſer kurzen Vorbemerkung zur Sache. 


Der Marxismus nimmt ein vollſtändiges Verſchwinden des 
Kleinbetriebes in Induſtrie und Landwirtſchaft an, alle unſere Pro— 
gramme bezeugen dies. Ich weiß wohl, daß Kautsky u. A. ihre 
Anſicht jetzt einigermaßen modifizirt haben, daß erſterer in der „Agrar: 
frage“ ſogar eine Zunahme der Kleinbetriebe in der ſozialiſtiſchen 
Geſellſchaft für wahrſcheinlich hält, aber ebenſo genau weiß ich, daß 
dies bereits eine Modifikation der urſprünglichen Theorie Marx' iſt. 
Nirgends finden wir bei Marx die Spur einer derartigen Annahme, 
überall wird die vollſtändige Verdrängung des Kleinbetriebes durch die 
Groß- und Rieſenbetriebe angenommen. 


Bernſtein beſtreitet nun keineswegs die vorhandene Tendenz zum 
Großbetrieb, im Gegentheil; was er kritiſirt ſind die ganz maßloſen 
Uebertreibungen, die in dieſer Beziehung verbreitet werden und Glauben 


finden. Wir ſehen zunächſt in der Induſtrie, daß ſelbſt in dem kapi⸗ 


taliſtiſcheſten Land der Welt, im Lande der Großinduſtrie par excellence, 
in England, auf die Großbetriebe zirka 3½ —4 Millionen Perſonen, 
auf die Klein- und Mittelbetriebe zirka 5½ Millionen entfallen. Kein 
Kritiker Bernſteins hat auf dieſe Ziffer reagirt. In Deutſchland ent— 
fielen 1895 auf die Kleinbetriebe 4¼ Millionen, auf die Mittelbetriebe 
2½ Millionen, auf die Großbetriebe etwas über 3 Millionen Arbeiter. 
Handwerksmeiſter wurden noch 1 ¼ Million gezählt. Ebenſo in allen 
übrigen Ländern. 
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Dasſelbe Bild erhalten wir, wenn wir die Veränderungen in 
den Größenklaſſen der Gewerbebetriebe von 1882 —1895 in Deutſch— 
land vergleichen. Nur die Betriebe ohne Gehilfen (Alleinmeiſter) haben 
abgenommen, im übrigen' ſehen wir, daß alle Betriebsklaſſen weit 
ſtärker zunehmen, als die Bevölkerung. — Die Kleinbetriebe (die 1 bis 
5 Perſonen beſchäftigen) wuchſen um 24˙3 %, die kleineren Mittel- 
betriebe (6— 10. Perſonen) um 66°6 , die größeren Mittelbetriebe 
um 817 %, die Großbetriebe um 887 ,, die Bevölkerung ſchließ— 
lich. um «blos 185%. — Sie ſehen alſo, daß gewiß je größer der 
Betrieb iſt,. deſto ſchneller er ſich vermehrt, aber keineswegs geht 
dieſe Ausbreitung des Großbetriebes allgemein auf Koſten der Kleineren 
vor ſich, dieſe vermehren ſich gleichzeitig ebenfalls in ſtarkem Maße. 
— Sie erlaſſen es hier die Zahlen für den Handel und Verkehr anzu— 
führen, wo das gleiche Verhältnis beruht. 

Gegen dieſe von Bernſtein vorgebrachten Zahlen werden ſchwere 
Bedenken erhoben, zwei Gründe waren es vor Allem, die die Wert⸗ 
loſigkeit dieſer Zahlen beweiſen ſollten. Erſtens gehört gar mancher 
Kleinbetrieb thatſächlich zu einem Großbetrieb; wenn z. B. eine große 
Fabrik eine eigene Tiſchlerei mit drei Geſellen hat, ſo wird dieſer 
Theilbetrieb als Kleinbetrieb in der Statiſtik mitgezählt, obwohl er 
doch eigentlich ein Zubehör des Großbetriebes iſt. 

Zweitens ſind gewiß viele Kleinbetriebe in einer abhängigen 
Stellung zum Großbetrieb, als da ſind Hausinduſtrie, Schwitzarbeit 
u. dgl. Es kann ein Großkonfektionär 50 Heimarbeiter unter vielleicht 
10 Schwitzmeiſtern beſchäftigen, dieſe erſcheinen dann als ebenſoviele 
Selbſtändige in der Statiſtik. Dieſe beiden Gründe führte auch 
Dr. Adler gegen Bernſtein an. x 

Nun leuchtet auf den erſten Blick ein, daß ſelbſt, wenn dieſe 
Zunahme der Kleinbetriebe derart zu erklären wäre, dies nichts gegen 
Bernſtein beweiſen könnte. Bernſtein will ja nicht die Konkurrenz— 
fähigkeit oder Ueberle genheit des Kleinbetriebes, ſondern nur 
die Falſchheit der immanenten Dialektik beweiſen. Wenn 
alſo die ökonomiſche Entwicklung, ähnlich wie in der Landwirtſchaft 
der vorgeſchrittenſten Länder, auch in der Induſtrie zu einer Zerſplit— 
terung in Zwergbetriebe führen würde, ſo macht es nichts aus, ob 
jene in einem Pachtverhältnis, dieſe etwa in hausinduſtrieller Abhän⸗ 
gigkeit ſtehen — jedenfalls iſt der Satz falſch, die ökonomiſche Ent— 
wicklung ſelbſt führe mit zwingender Nothwendigkeit auch ohne Ein⸗ 
greifen der politiſch organiſirten Klaſſen zur Konzentration der Betriebe 
2c., ſtelle ſomit unmittelbar die nothwendigen materiellen und geiſtigen 
Vorbedingungen für den Sozialismus her. | 

Nun iſt aber überdies dieſer Verſuch, die Zunahme der Kleinbe- 
triebe zu erklären, ganz unmöglich. 

Die Zunahme des Kleinbetriebes in Deutſchland durch eine Zu— 
nahme der Hausinduſtrie und Heimarbeit allgemein zu erklären, geht 
nicht an, aus dem einfachen Grunde, weil dieſe um 11%, alſo ganz 
bedeutend — abgenommen haben. Selbſtverſtändlich müßte eine genauere 
Unterſuchung auch die Bewegungen in den einzelnen Gewerben berück— 


16* 


— 244 — 


ſichtigen, doch fehlt uns hiezu die Zeit. Ferner fragen wir uns doch, 
in welchen Gewerben haben denn die Kleinbetriebe und die Anzahl 
der Selbſtändigen hauptſächlich zugenommen? Wir finden die Gewerbe: 
Schneider, Bäcker, Fleiſcher, Barbiere, Maler, Klempner, Dachdecker, 
Schornſteinfeger, Uhrmacher, Sattler, Tapezierer. Nur die Zunahme 
der Schneider iſt aus der Veränderung der Qualität des Betriebes, 
aus der Zunahme der Heimarbeit, zu erklären. Für alle anderen . 
Gewerbe iſt ſowohl die Heimarbeit, als die Dune on 
als Theilbetrieb in einer Fabrik ausgeſchloſſen. ) „ * 

Oder haben Sie ſchon einen hausinduſtriellen Bäcker oder Fleiſcher, 
einen heimarbeitenden Rauchfangkehrer oder Dachdecker, einen fabriks⸗ 
arbeitenden Barbier oder Zimmermaler erlebt? 

Sie ſehen die Nichtigkeit der gegen Bernſtein gemachten Einwände. 
Ein einziger Blick auf die Statiſtik hätte die Genoſſen Kautsky und 
Dr. Adler eines Beſſeren belehrt. 

Welches ſind aber die Gründe dieſer Lebenszähigkeit des Klein⸗ 
betriebes? Eine ganz andere, als die bisher behandelte Frage, iſt die 
nach der Betriebsüberlegenheit. Ich habe im Allgemeinen nur eine ge⸗ 
ringe Meinung von der techniſchen Konkurrenzfähigkeit des Kleinbetriebes, 
obgleich ſie in einzelnen Zweigen immerhin vorhanden ſein mag. Aber 
die wirtſchaftliche Konkurrenzfähigkeit fällt mit der techniſchen oft nicht 
zuſammen. Dies trifft vor Allem zu bei den Gewerben der Nahrungs- 
und Genußmittel, der perſönlichen Dienſtleiſtungen, der Anbringungs— 
und Reparaturgewerbe. Die Köchin geht, wenn ſie um ein paar Kreuzer 
Gewürz braucht, nicht in den weit entfernten großen Laden, ſondern 
zum Greißler an der nächſten Straßenecke. Der Biertrinker wird nicht 
ein beliebiges großes Reſtaurant, ſondern ſein Stammbeiſel aufſuchen, 
um ſeinen Durſt zu löſchen. — In manchen derartigen Gewerben iſt 
die Ueberlegenheit des Großbetriebes überdies oft nur eine geringe. 
Man kann doch die Menſchen nicht mit der Dampfmaſchine raſiren. 

Zur Beurtheilnng dieſer Fragen haben beſonders die von Bücher 
geleiteten Erhebungen des Vereins für Sozialpolitik ein reiches Material 
geliefert und der Erwähnte gelangt in ſeinem vortrefflichen Referat 
zu recht ungünſtigen Schlüſſen bez. der Lebensfähigkeit des Kleingewerbes. 
Immerhin iſt eine ſolche noch in manchen Gewerben unzweifelhaft. 
Vor Allem gilt dies für das Kleingewerbe auf dem Lande. Natürlich 
kann der Rothberger oder der Esders nicht in jedem Landdorf ein 
Lager von etlichen 100 Hoſen halten, wie in Wien, oder eine Brot- 
fabrik ihr Gebäck täglich den Bauern ins Haus liefern. Auf dem Land 
hat das Kleingewerbe und der Kleinhandel noch ein ſehr ſicheres Feld 
und verſpürt von der Konkurrenz des Großbetriebes noch recht wenig. 
Dieſer nützt ihm oft noch, indem er ihm billige Halbfabrikate zur Be⸗ 
arbeitung liefert. 

Wie immer Sie die Zahlen der Berufsſtatiſtik beurtheilen mögen, 
eines ſteht feſt: jener allgemeine Zuſammenbruch, jene völlige Verdrän⸗ 


1) Mit Ausnahme etwa der Sattler und Möbeltapezierer, doch iſt auch hier 
jene Erklärung thatſächlich nicht zutreffend. 
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gung des Kleinbetriebes in der Induſtrie, wie Marx ſie annimmt, iſt 
ſtatiſtiſch unbeweisbar. Ueberhaupt iſt es nicht meine Sache, das Ge⸗ 
gentheil zu beweiſen, es iſt Sache der Gegner, für ihre Anſicht ſtatiſtiſche 
Gründe vorzubringen, widrigens wir ſie nicht anerkennen können. Ich 
hoffe, daß ſie dieſer Erwartung ausgiebig entſprechen werden. 

Nun ergibt ſich die Nothwendigkeit einer Forderung, die ich im 
Verlaufe meiner Ausführungen noch mehrfach erheben werde, ſie lautet: 
Trennung der praktiſchen Politik von der Theorie der 
ſozialen Entwicklung nach der poſitiven Seite! Gewiß iſt es ein 
dringendes Erfordernis der Volksernährung, den Kleinbetrieb in der 
Bäckerei durch den Großbetrieb zu erſetzen, nun gut, gehen wir un: 
geſäumt daran, fordern wir die Vergeſellſchaftung oder Kommunali⸗ 
ſirung der Bäckerei, ich bin ſofort mit ganzer Seele dabei, aber, 
damit wir dies fordern können, iſt es doch nicht nothwendig, uns ſelbſt 
darüber zu täuſchen, daß die Kleinbetriebe in der Bäckerei gegenwärtig ganz 
luſtig gedeihen, wie die Fiſche im Waſſer. Der kapitaliſtiſche Großbe⸗ 
trieb allein wird ſie noch ſehr lange nicht forträumen, auf der letzten 
Tagung des Vereines für Sozialpolitik brachte ein Redner ganz erſtaunliche 
Daten darüber vor, wie zerſplittert die Bäckerei noch in den engliſchen 
Großſtädten iſt, obwohl doch die techniſche Ueberlegenheit des Großbe⸗ 
triebes hier ganz unbeſtritten iſt. Die reine Wiſſenſchaft konſtatirt 
nur, dies und jenes geſchieht fo oder fo, fie ſtellt ſelbſt keine Forde- 
rungen an die Geſellſchaft, dies iſt Sache der praktiſchen Politik. 
Die Politik aber betrachtet die Bedürfniſſe und Beſtrebungen der Menſchen 
einerſeits, die gegebenen techniſchen Befriedigungsmittel andererſeits 
und ſucht nun die angemeſſenſte Löſung der Frage zu finden: Wie iſt 
unter Verwendung dieſer Befriedigungsmittel die größte erreichbare 
Befriedigung der genannten Volksbedürfniſſe zu erzielen? 

Aus dieſer Erwägung iſt es mir ganz unbegreiflich, warum dieſe 
Frage der Betriebsſtatiſtik mit ſolcher, der Wiſſenſchaft durchaus unan⸗ 
gemeſſenen Leidenſchaftlichkeit diskutirt wurde. Für unſere Praxis hat 
die bloße Thatſache der Zunahme der Kleinbetriebe, die Bernſtein kon⸗ 
ſtatirt hat, ohne Unterſuchung der techniſchen Verhältniſſe gar keine 
Bedeutung. Bernſtein hat ja überhaupt nicht den Kleinbetrieb verthei⸗ 
digt; nirgends werden ſie in ſeinem Buch etwa die Forderung finden, 
den Kleinbetrieb an Stelle des Großbetriebes zu ſetzen; ganz im 
Gegentheil. Was Bernſtein beabſichtigte, war einzig und allein die 
Konſtatirung der rein ſtatiſtiſchen Thatſache, daß die alte 
Theorie von der reißend ſchnellen Verdrängung des Kleinbetriebes 
durchaus unhaltbar iſt und damit ein Pfeiler in der Theorie vom 
mechaniſchen Hineinfallen in den Sozialismus. Dies iſt ihm 
unſtreitig gelungen. Mehr wollte er nicht geben und konnte er 
nicht geben. Dies iſt gewiß noch kein Grund uns an der Regelung 
der Produktion, alſo an unſerem ökonomiſchen Ziel zu hindern; ver⸗ 
geſellſchaften wir in Gottes Namen darauf los, Bernſtein iſt der erſte, 
der uns dabei ſeinen Segen gibt, aber hoffen wir nicht, daß überall eine 
mechaniſch ohne unſer Zuthun vor ſich gehende Entwicklung uns die 
Arbeit der Konzentration abnimmt. Ganz anders, als in der Induſtrie, 
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liegen die Dinge in der Landwirtſchaft. Es iſt mir nicht möglich dieſe 
Verhältniſſe mit derſelben Ausführlichkeit zu beſprechen, wie die des 
Gewerbes. Ich will mich beſchränken hier zwei Thatſachen zu konſta— 
tiren, die jetzt, wie ich glaube, mit dem größten Grad von Eraktheit 
ſichergeſtellt ſind, den die Nationalökonomie zuläßt: 

1. Eine rein ſtatiſtiſche Thatſache: 

Eine Betriebskonzentration iſt in der Landwirtſchaft nirgends zu 
erblicken, im Gegentheil herrſcht die entſchiedenſte Tendenz zur Ser: 
ſplitterung der Betriebe vor; Marx hat alſo mit ſeiner Annahme, auch 
hier würden dereinſt nur mehr Rieſenbetriebe an Stelle der Bauern— 
wirtſchaften ſich finden, die man dann auf einfachem Wege erpropriiren - 
könne, abſolut Unrecht. Selbſt Kautsky muß dies unter allerlei 
Verklauſulirungen zugeben. 
| 2. Eine für unſere praktiſche Politik hochwichtige That⸗ 
ſache: Die Ueberlegenheit des Betriebes iſt eine durchaus relative, 
ſie hängt ganz ab von der Kulturart, der Betriebsweiſe, den natür⸗ 
lichen Verhältniſſen des Bodens, Klimas u. ſ. w. Je nachdem kann 
ſowohl der Groß- als auch der Kleinbetrieb vortheilhafter ſein. 

So gerne ich dieſen Punkt noch eingehender behandeln moͤchte, 
drängt doch die kurz bemeſſene Zeit, mich dem zweiten Punkt zuzu— 
wenden. 

3. Das Erfurter Programm ſagt, nachdem es den Untergang. 
des Kleinbetriebes prophezeit, das „rieſenhafte Wachsthum der Produk— 

tivität der menſchlichen Arbeit“ betont hat: 

| „Aber alle Vortheile dieſer Umwandlung werden von den Kapi— 
taliſten und den Großgrundbeſitzern monopoliſirt. Für das Proletariat 
und die verſinkenden Mittelſchichten — Kleinbürger, Bauern — bedeutet 
ſie wachſende Zunahme der Unſicherheit ihrer Exiſtenz, des Drucks, der 
Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung.“ Dasſelbe drückt das 
Hainfelder Programm aus in den Worten: „Der Einzelbeſitz an 
Produktionsmitteln bedeutet ökonomiſch ſteigende Maſſenarmuth und 
wachſende Verelendung immer breiterer Volksſchichten.“ Dies iſt die 
ſogenannte „Verelendungstheorie“, der Arbeiter ſinkt in der heutigen 
Geſellſchaft immer tiefer, auf keine Weiſe kann er ſich ſchon heute zu. 
höherer Lebenshaltung erheben. 

Dieſer Theil der Marxiſtiſchen Theorie wird übrigens ſelbſt von 
vielen Marxiſten nicht mehr anerkannt oder aber nach berühmtem Muſter 
uminterpretirt. Wir müſſen für unſere folgende Beweisführung haupt⸗ 
ſächlich uns engliſcher Beiſpiele bedienen. Einerſeits weil die engliſche 
Sozialſtatiſtik der kontinentalen weit voran iſt, und beſonders 
auch die Vergleichung längerer Zeiträume geſtattet, andererſeits 
weil England eine weit u Stufe induſtrieller Entwicklung 
einnimmt, als wir. Marx ſagt mit Bezug auf England: „Das 
induftriell entwickeltere Land zeigt dem minder ent: 
wickelten nur das Bild der eigenen Zukunft.“ Ebenſo. 
ſagt Schippel: „Keine wirtſchaftliche Entwicklung liegt ſo ſonnenklar, 
bis in alle Einzelheiten offenbar vor uns, wie die engliſche, was uns. 
und alle modernen Staaten in dieſer Beziehung für eine Zukunft. 
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erwartet, können wir klar und unzweideutig an der Gegenwart Groß— 
britanniens ſehen.“ Man wird uns daher wohl geſtatten, mit Berufung 
auf Marx und Schippel uns der ſozialen Entwicklung Englands als 
Muſterbeiſpiel zu bedienen. 

Hat ſich nun wirklich das Wort K. Marx' von der ſtets wach— 
ſenden Maſſe des Elends, der Knechtung 2c. erfüllt, jenes Wort, das 
Marx unmittelbar unter dem Eindruck der furchtbaren Zuſtände ſchrieb, 
die die engliſchen Enquéëten und Blaubücher der Mitte unſeres Jahr— 

hunderts enthüllten? | 
> Auf welchen Grad der Knechtung und Ausbeutung, des Elends 
und der Erniedrigung iſt der engliſche Arbeiter heute angelangt? 

Laſſen Sie mich Ihnen mit einigen ſtatiſtiſchen Daten antworten. 

Der berühmte Statiſtiker Giffen hat eingehend bewieſen, daß der 
Lohn des engliſchen Arbeiters im letzten halben Jahrhundert um 50—100% 
geſtiegen iſt. Dabei fiel der Preis der wichtigen Volksnahrungsmittel 
oft um ein Bedeutendes, ſo daß dieſem geſteigerten Lohn eine noch 
ſtärker geſtiegene Kaufkraft innewohnt. Nur die Hausmiethe ſtieg, doch 
in weit geringerem Maße, als der Lohn. 

Zu ähnlichen Reſultaten, wie Giffen, kam John Bright, ?) der 
eine Anzahl von Fällen anführt, aus denen eine Lohnſteigerung von 
100% und mehr hervorgeht. Sein Zeugnis iſt Ihnen vielleicht umſo 
wertvoller, als auch Marx ſich desſelben bedient. Ebenſo ſtimmt 
der gegenwärtig hervorragendſte Sozialiſt Englands, Sidney Webb, in 
einer kürzlich erſchienenen Schrift, den Angaben von Giffen zu, ja er 
führt Fälle von noch erheblicheren Steigerungen des Lohnes an, ſo aus 
einer ſchottiſchen Kohlengrube, in der die Löhne von 1831 bis 1892 
um über 200% wuchſen. Trotz einiger Einſchränkungen kommt er 
zu dem Reſultat, daß „die Lage eines großen Theiles der Lohnarbeiter 
ſeit 60 Jahren bedeutend beſſer geworden iſt.“ 

Das Reſultat dieſer Hebung zeigt ſich in einer außerordentlichen 
Steigerung des Volkskonſums. Der Konſum an Weizen, der heute das 
Brot des engliſchen Arbeiters bildet, ſtieg von (1831/50) bis 1881/89 
alſo in za. 40 — 50 Jahren von 280 Pfund per Kopf auf 384 Pfd., 
alſo um 37% (nach Mulhall,) der Fleiſchkonſum von 1868 — 1890 (alſo 
in 22 Jahren) von 1005 Pfund per Kopf auf 1245 Pfund, alſo 
um 25% (nach Craigie). Der Konſum von Zucker (abſolute 
Menge) verdreifachte, der von Reis verfünffachte ſich, die konſu⸗ 
mirten Mengen an Wein und Tabak veranderthalbfachten ſich, der 
Theekonſum iſt mehr als dreimal ſo groß u. ſ. w., alles das 
bei einer um za. 50% gewachſenen Bevölkerung. Der Verbrauch von 
Baumwollwaaren per Kopf vervierfachte ſich von 1820—85. 

Die Arbeitszeit iſt um za. 20% gefallen, der Achtſtundentag 
ſchreitet in England immer weiter fort. Nach J. Rae beſitzen wahr— 
ſcheinlich / Million engliſcher Arbeiter den Achtſtundentag, davon 
erhielten za. 200.000 denſelben in den letzten 10 Jahren und eine 


2) In einem Brief an die „Times“ 1884, zitirt in Aubrey, Stock Exchange 
Investments 1896, S. 20. 
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andere große Zahl erhielt eine anderweitige Abkürzung der Arbeitszeit. 
In dem größten Baumwolldiſtrikt Englands, Lancaſhire, feiern alle 
Fabriken im Sommer 1 Woche, während der die Arbeiter mit ihrer 
Familie eine Sommerreiſe machen, die oft auf 2—3 Wochen ſich aus⸗ 
dehnt und ſie auch manchmal auf den Kontinent führt. Daß dies 
eine ganz gewöhnliche Einrichtung iſt, möge folgende Zahl beweiſen, 
die Schulge-Gaevernig anführt. Die Baumwollarbeiter bilden Kaſſen, 
in die ſie das Jahr über Einzahlungen machen, um im Sommer eine 
Reiſe machen zu können. In dem einzigen Fabriksort, 
Oldham allein wurden in den letzten Jahren jährlich für dieſe 
Ausflüge 1,300.000 Mark aus den Kaſſen genommen. Ich habe eine 
Anzahl britiſcher Arbeiterbudgets vor mir. Da iſt ein Spinner, Jahres⸗ 
einkommen der Familie:) 2480 fl., ein anderer Spinner, Einkommen: 
1577 fl., ein Baumwollweber, Einkommen: 2724 fl., ein zweiter 
Weber, 1216 fl., ein fustian-cutter (eine Art Baumwollſammtarbeiter) 
2930 fl., ein Bergarbeiter, Einkommen: 2808 fl., ein Maſchinenbauer: 
1740 fl. u. ſ. w. Alle dieſe Zahlen wurden nach Anweiſung der Gewerk— 
ſchaften erhoben. | 
Sie werden bei ſolchen Löhnen begreifen, wie es den auſtraliſchen 
Schiffsbauern möglich war, anläßlich des Maſchinenbauerſtreikes auf einen 
Schlag über eine Drittel Million Gulden nach England zu ſenden. 
Ja, werden Sie ſich ſagen, die engliſchen Arbeiter haben eben nie 
fo brutale Unternehmer, jo kurz ſichtige Regierungen gehabt, wie wir. 
Glauben Sie dies nicht! Noch erinnern ſich die älteſten Baumwoll— 
arbeiter jener Zeit, wo ſie nur von Haferkuchen und Kartoffel ſich 
nährten, während ſie heute Fleiſch und Weizen eſſen, noch lebt das 
Andenken an das Blutbad auf dem Peterloofelde im Gedächtnis der 
Arbeiter fort, wo Kavallerie auf die Baumwollarbeiter Mancheſters 
einhieb. Kaum 30 Jahre iſt es her, daß Marx das fürchterliche Elend 
jener Arbeiter ſchilderte. Wer erinnert ſich nicht ſeiner grauenhaften 
Berichte von der Kinderausbeutung in den Baumwollhöllen, heute 
ſchreibt das Organ der Baumwollarbeiter ſelbſt, nirgends finde man 
fo viel kräftige und geſunde Kinder, wie in den Sitzen der Baumwoll- 
induſtrie. Wenn dies auch übertrieben ſein mag, ſo kann eine Aende— 
rung dieſer Verhältniſſe im günſtigen Sinn nicht verkannt werden. 
Thatſächlich drückt ſich die geſteigerte Lebensfähigkeit in der 
geſunkenen Sterblichkeitsrate aus. Von 1838/54 bis 1876/80, alſo in 
zirka 40 Jahren, nahm die ſtatiſtiſch ermittelte mittlere Lebensdauer 
beim Mann (für ganz England) um 2 Jahre, bei der Frau um 3½ 
Jahre zu. — Die Schulbildung hat ſich in ganz England erheblich 
verbeſſert und während 1855/59 noch 47 ¾ der Bevölkerung Armen— 
unterſtützung bezog, waren dies 1885/89 nur mehr 2˙8 %. Ebenſo 
fielen in derſelben Zeit die Zahl der Verbrechen per 10.000 Ein: 
wohner von 79 auf 37, alſo um mehr als die Hälfte. 
Ich will Sie nicht mit Zahlen ermüden, obgleich ich noch viele 


3) Alſo allerdings meiſt mehrerer Perſonen! 
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wichtige Angaben zu machen hätte.“) Aber alle beſtätigen nur das, was 
Ihnen ſchon aus dem Gegebenen klar geworden ſein wird: in dem 
induſtriell vorgeſchrittenſten Land iſt nicht, wie Marx prophezeite, die 
Maſſe des Elends, des Drucks, der Knechtſchaft, der Entartung, der 
Ausbeutung fortwährend gewachſen, im Gegentheil iſt eine Hebung der 
Arbeiterklaſſe abſolut nicht zu verkennen, wenn auch unſtreitig große 
Schichten auch der engliſchen Arbeiterſchaft in einem noch genug traurigen 
Zuſtand ſich befinden. Ja mehr: Marx ſelbſt hat dieſe Wandlung mit 
ſcharfem Auge bemerkt und anerkannt in den berühmt gewordenen 
Worten: „Ihre (der Induſtrie) wundervolle Entwicklung, Hand in 
Hand mit der phyſiſchen und moraliſchen Wiedergeburt der Fabriks— 
arbeiter ſchlug das blöde ſte Auge.“ Und dieſer Satz findet ſich im 
ſelben Band des „Kapitals“, wie der früher zitirte Satz, in dem die 
Verelendungstheorie in der ſchroffſten Form aufgeſtellt wird. Wie iſt 
dieſer Widerſpruch, in Marx zu erklären? Wie konnte dieſer große 
Denker einen von ihm ſelbſt ausgeſprochenen Satz vergeſſen und das 
gerade Gegentheil desſelben im ſelben Buch vortragen? 

All' dies wird Ihnen ſofort verſtändlich ſein, wenn Sie einen 
Blick auf die Entwicklungsgeſchichte der Großinduſtrie werfen. Sie 
ſehen dann, wie dieſe bei ihrem Auftreten in einem erbitterten Kon⸗ 
kurrenzkampf mit zahlreichen Kleingewerbetreibenden geräth, die, wie 
Handweber ꝛc., abjolut nicht der Konkurrenz Stand halten können und 
große Maſſen derſelben ins Proletariat hinabwirft. Der heftige Kon— 
kurrenzkampf wurde damals, da das Uebergewicht der Maſchine noch 
nicht ſo ausgeprägt war, auf dem Rücken der Arbeiter ausgefochten, 
die ſo auf eine tiefe ſoziale Stufe gedrängt wurden. Man glaubte die 
theuren Betriebsanlagen durch eine überlange Arbeitszeit am ſtärkſten 
ausnützen zu können. Noch verſchärft wird dies Elend durch das maſſen— 
hafte Arbeitsangebot der proletariſirten Kleingewerbetreibenden, und die 
vollſtändige Unorganiſirtheit der Arbeiter. Ja ſelbſt der Staat greift in 
parteiiſcheſter Weiſe zu Ungunſten der Arbeiter ein; wenn auch ſchon 
die Zeit der Lohnmaxima vorüber iſt, ſo iſt doch noch eine jede Koalition 
zur Erlangung beſſerer Arbeitsbedingungen unter den ſchwerſten Strafen 
verboten. Zu dieſen Gründen geſellen ſich noch die Kriſen, die 
wie wir ſpäter ſehen werden, gerade am Anfang der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe am häufigſten auftreten mußten und unendliche Ver: 
heerungen anrichteten. Es iſt nicht zu verwundern, daß unter all' 
dieſen Bedrängniſſen der engliſche Arbeiter immer tiefer ſank, das 
Elend immer maſſenhafter wurde, das Land unmittelbar vor 
einer Revolution zu ſtehen ſchien. Dieſe Verhältniſſe 
hatte Marx vor Augen, als er ſeine Verelendungstheorie formulirte, 
er hielt dieſen Zuſtand für den normalen, der ſich nur noch ver— 
ſchärfen könne. Doch hier tritt jene große Wendung ein, die Marx 
ſelbſt in den angeführten Worten bewundernd anerkennt. Bisher hatte 
die britiſche Induſtrie eine Art Monopolſtellung eingenommen, die ihr 


4) Ich verweiſe bezüglich des Kontinents auf das reiche Material im Hand— 
wörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 2. Auflage („Arbeitslohn“ und „Arbeitslohn“). 
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geſtattete, auch verhältnismäßig theuer zu produziren. Jetzt tritt ein 
Volk nach dem andern in die Reihe der induſtriellen ein und die 
Konkurrenz des Weltmarktes zwingt zur ſteten Verbilligung der Pro— 
duktion. Wie kann dieſe erreicht werden? 1. Durch geſteigerte An— 
wendung von Maſchinen. 2. Durch ſtärkere Ausnützung, d. h. durch 
Intenſifizirung der Arbeitskraft. Beides iſt nur möglich unter der 
Vorausſetzung einer Hebung der wirtſchaftlichen Lage des Arbeiter: 
ſtandes. Der Grundſatz der ganzen modernen Großinduſtrie iſt der, 
daß überall, wo die Maſchine fortſchreitet, die billigſte Arbeitskraft 
die theuerſte Arbeit liefert und gerade die ſcheinbar theuerſte Arbeits— 
kraft, alſo die höͤchſten Löhne, die kürzeſte Arbeitszeit — natürlich 
innerhalb gewiſſer Grenzen — die billigſte Arbeit geben, für den 
Kapitaliſten wie für den Arbeiter am profitabelſten ſind. Wir ſehen, 
daß die Produkte des Landes mit der höchſten Lebenshaltung des 
Fabriksarbeiters die Produkte der niedrigſt gezahlten und d. h. auch 
geringwertigen Arbeit verdrängen. Der gut gezahlte engliſche Baum— 
wollſpinner entwickelt eine Gewandtheit, eine Achtſamkeit, eine geiſtige 
Anſpannung, die ein böhmiſcher Spinner nie aufbringen würde. Nicht 
nur, daß England hiedurch ein Monopol auf die feineren Garn— 
nummern hat, die andere Länder gar nicht erzeugen können, auch bei 
gröberen Nummern bedient ein Arbeiter weit mehr Maſchinen und 
können dieſe in viel ſchnellerer Weiſe arbeiten, als in anderen Ländern. 
Während in Bombay auf je 1000 Spindeln — 25 Arbeiter, in 
Italien 13, in Deutſchland 8—9 Arbeiter kommen, waren es in 
England blos 3. Selbſt innerhalb Deutſchlands können Sie die. 
Umſtände der Lebenshaltung verfolgen. Während in den ziviliſirten 
Ländern, in Baden und Schwaben, theilweiſe blos 6 Arbeiter auf 
1000 Spindeln kamen, ſtieg dieſe Zahl in Schleſien, wo die Arbeits- 
kräfte viel billiger ſind, auf 15 Arbeiter. Der höher ſtehende Arbeiter 
macht überdies große Aufſichtskoſten unnöthig, während dem ſchlecht— 
gezahlten fortwährend jemand über die Schulter blicken muß. Während 
in Sachſen, alſo einem verhältnismäßig entwickelten Induſtrieland, auf 
10.000 Spindeln ein Aufſeher kommt, entfällt in England erſt auf 
60.000 — 80.000 einer. — Ganz dasſelbe gilt für die Weberei. In 
Deutſchland bedient ein Weber 2 Webſtühle, in England 4 Webſtühle, 
in Amerika zuweilen 6—8. Dabei gehen die engliſchen Webſtühle um 
20 % ſchneller als die deutſchen, haben 10 % weniger Verluſt, 
weshalb trotz der um 15 % kuͤrzeren Arbeitszeit das Produkt ein 
größeres iſt. Alles dies erfordert aber eine intelligente, achtſame, gut— 
gezahlte Arbeitskraft. Im Jahre 1819 —21 kamen auf einen engliſchen 
Spinner 968 Pfund Garn, 1880—82 ſchon 5520 Pfund, dabei 
machten die Arbeitskoſten per Pfund Garn damals zirka 32 kr., 
1880 nur mehr 10 kr. aus, trotzdem ſtieg der Jahresverdienſt der 
Arbeiter von 26 L. 13 sh. auf 44 L. 4 sh. In der Weberei kamen 
(zu denſelben Zeiten) auf 1 Arbeiter 322, reſp. 4039 Pfund Garn, 
während ſich die Arbeitskoſten per Pfund von 15˙5 d., auf 2˙3 d. ver- 
billigten, ſtieg der Verdienſt von 20 L. 18 sh. auf 39 L. Um es 
zuſammenzufaſſen: In der Spinnerei produzirt der Arbeiter 
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6mal mehr und Zmal billiger als vor 60 Jahren, dabei 
verdient er um 66% mehr, in der Weberei produzirt er 
das 13fache, Tmal billiger und verdient das Doppelte. 

Ganz ähnliche Verhältniſſe herrſchen in den anderen Zweigen 
der engliſchen Großinduſtrie, wofür jetzt hauptſächlich in den Schriften 
Schultze⸗Gaevernitz, Brentanos und amerikaniſcher Autoren ein überaus 
reiches Beweismaterial vorliegt. N . 

Sie ſehen alſo, daß gerade die Konkurrenz, die Nothwendig— 
keit, billiger zu produziren, es war, die die engliſche Großinduſtrie 
zwang, die Lage der Arbeiter zu verbeſſern; eine fortwährende 
Verelendung derſelben, die Marx annahm, wäre geradezu der Ruin 
der engliſchen Großinduſtrie geweſen. Und genau dieſelbe Entwicklung, 
wie in England, beginnt ſich in den vorgeſchritteneren Ländern des 
Kontinents, in Frankreich, Belgien, Deutſchland u. ſ. w. herauszubilden, 
obſchon dieſe Länder noch auf einer weit tieferen Stufe ſtehen. Unſtreitig 
iſt es die vollentwickelte, moderne Großinduſtrie ſelbſt, die dieſe Hebung 
der Lage der Arbeiterſchaft nothwendig macht. Mit Recht betonte die 
„Arbeiter⸗Zeitung“ täglich, daß der Zehnſtundentag den Brünner 
Unternehmern nicht ſchaden, ſondern nützen, ja ſie erſt konkurrenzfähig 
machen würde. Doch hier find 3 Anmerkungen zu merken: 

1. Obſchon dieſe Entwicklung der Großinduſtrie förderlich, ja unent— 
behrlich iſt, verſteht ſie ſich meiſt keineswegs etwa aus freien Stücken dazu, 
die Lage ihrer Arbeiter zu verbeſſern; es iſt die fortſchreitende gewerkſchaft⸗ 
liche Organiſation einerſeits, das Eingreifen der Staatsgewalt durch 
Fabriksgeſetze anderſeits, die ſie oft unter heftigen Kämpfen zwingen 
müſſen, bis dann ſpäter die einſichtigen Unternehmer erkennen, daß 
dieſe Wandlung nicht zu ihrem Nachtheil, ſondern zu ihrem Vortheil 
geweſen war. Heute iſt der Gedanke, daß kurze Arbeitszeit und hohe 
Löhne profitabler ſeien, als niedrige Löhne und überlange Arbeitszeiten, 
ſelbſt bei den engliſchen Fabrikanten ein feſtſtehender Grundſatz, 
während, wie uns der Brünner Streik zeigt, bei uns noch die vollſte 
Einſichtsloſigkeit faſt überall bei den Unternehmern herrſcht. 

2. Iſt zu bemerken, daß die Hebung der Lage der Arbeiterſchaft 
durch das Erfordernis der Großinduſtrie ſelbſt, natürlich ebenfalls 
ſeine Schranken hat. Ueber einen gewiſſen Punkt hinaus laſſen ſich 
die Löhne nicht erhöhen, die Arbeitszeit nicht verkürzen, ohne den 
Kapitalprofit zu ſchmälern, und die Entwicklung über dieſen Punkt 
hinaus zu treiben, dies eben iſt die Aufgabe des Sozialismus. 

3. Iſt zu bemerken, daß durchaus nicht alle Schichten der 
Arbeiterſchaft an dieſem Aufſchwung theilnehmen. Es iſt im Allge⸗ 
meinen die ſogenannte gelernte Arbeiterſchaft, die dieſe Entwicklung 
durchmacht. Diejenigen Gewerbszweige, die keiner intelligenten Arbeit 
bedürfen, etwa Erdarbeiten, die Ziegelfabrikation u. dgl., nehmen an 
ihr keinen oder nur einen geringen Antheil. Es iſt die Maſſe der 
Taglöhner, der Heimarbeiter, der ungelernten Arbeiter, die die große 
Elendsarmee unſerer Großſtädte bilden, keineswegs die eigentliche, 
höherſtehende Fabriksarbeiterſchaft, wenigſtens in induſtriell vor— 
geſchrittenen Ländern nicht. 
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Wenn auch gewerkſchaftliche Vereinigungen (Ziegelarbeiter⸗, 
Dockarbeiterſtreik!) und die fortſchreitende Verbilligung der Lebens⸗ 
bedürfniſſe auch dieſen Schichten eine Verbeſſerung ihrer Lage ermög⸗ 
licht, ſo iſt und bleibt es doch in letzter Linie der Sozialismus, der 
ihnen allein ein geſichertes und menſchenwürdiges Los bereiten 
kann. Sie ſehen alſo, daß der vollentwickelte Großbetrieb für die 
gelernten Arbeiter einen entſchiedenen ſozialen Fortſchritt darſtellt, daß 
dagegen eine große Zahl ungelernter Arbeiter an dieſem wenig theil⸗ 
nehmen, und daß er den Sozialismus durchaus nicht, wie die bürger— 
lichen Oekonomen meinen, unnöthig macht. 

Ganz im Gegentheil, gerade der ſchlecht bezahlte, niedrig ſtehende 
Arbeiter, deſſen Empörung nach Marx immer wachſen, der nach ihm 
der eigentliche Träger der ſozialiſtiſchen Bewegung ſein ſoll, gerade 
dieſer niedrig ſtehende Arbeiter iſt in ſeinem ſtumpfen, hoffnungsloſen 
Dahinvegetiren ganz unempfänglich für den Sozialismus ganz unzu— 
gänglich für unſere Agitation. Auf dem Wiener Parteitag von 1891 
konſtatirte ein Redner, daß überall mit jedem Aufſchwung der Löhne 
ein Fortſchritt, mit jedem Fallen ein Rückſchritt der ſozialdemokratiſchen 
Bewegung verbunden geweſen ſei, und die größten Fortſchritte unſerer 
öſterreichiſchen Partei fallen eben in die Zeit des wirtſchaftlichen Auf- 
ſchwunges der erſten 90er Jahre. Dieſer Redner war Niemand anderer 
als Genoſſe Dr. Adler. 5) 

Wir kommen nunmehr zum dritten Punkt: die Vertheilung des 
Einkommens und des Beſitzes unter die verſchiedenen Klaſſen. Marx' 
Lehre geht dahin, daß die Anzahl der Beſitzenden ſtets abnimmt, die 
der ganz Beſitzloſen ſtets wächſt. Je ein großer Kapitaliſt ſchlägt viele 
kleine todt, bis das ganze Kapital in verhältnismäßig wenig Händen 
konzentrirt iſt. Vielleicht keine Aufſtellung Bernſteins hat ſo viel 
Lärm verurſacht, wie ſeine Behauptung von der wachſenden Zahl der 
Beſitzenden. Trotzdem iſt ſie zweifellos richtig. Ueberdies berührt ſie 
den Grundgedanken des Sozialismus, die geſellſchaftliche Organiſation 
der Produktion und Vertheilung, nicht im geringſten. Wenn dieſe 
ſich ökonomiſch als vortheilhafter erweiſen läßt als unſere heutige 
Geſellſchaftsordnung, ſo iſt es offenbar höchſt gleichgiltig, ob die 
Anzahl der Beſitzenden zu oder abnimmt. Einzig und allein die 
Mittel werden dadurch beſtimmt, die wir zur Erreichung dieſes 
Zieles zu wählen haben, alſo ob ſofortige, allgemeine Expropriation 
oder ob allmälige Ausdehnung der geſellſchaftlichen Controle über die 
Produktion, ob möglichſt ſchnelle Verſtaatlichung auf der ganzen Linie, 
oder eine auf der Linie des geringſten Widerſtandes vordringende 
Sozialiſirung. | 

Eine genaue Statiſtik der Beſitzvertheilung gibt es nicht, nur 
die Einkommensvertheilung lernen wir aus den Steuerſtatiſtiken 
annähernd kennen, die uns zuweilen auch etwas über die Quellen der 
betreffenden Einkommen ſagt. Wir müſſen hier wohl unterſcheiden: es 


5) Bezüglich des ſozialen Fortſchritts der Bauernſchaft vgl. meine „Agrariſchen 
Fragen im Verhältnis zum Sozialismus“. 1899. a 
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handelt ſich uns nicht darum, die ſchon abgethane Verelendungstheorie 
noch einmal durch die Einkommenſtatiſtik zu widerlegen, ſondern den 
Antheil zu erfahren, den die einzelnen Klaſſen am Geſammtkapital, an. 
den Produktionsmitteln der Geſellſchaft haben. Wus die ebenfalls. 
behauptete Tendenz zum Verſchwinden der mittleren Einkommen und 
zur ſteten Konzentration der großen Einkommen betrifft, ſo brauche ich 
mich dabei nicht aufzuhalten, da ein Blick auf die verſchiedenen Ein⸗ 
kommenſtatiſtiken die abſolute Unrichtigkeit dieſer Behauptung lehrt 
und zeigt, daß die mittleren Einkommen ganz erheblich zunehmen und 
nur die kleinſten abnehmen. 

Die Zahlen dafür finden Sie bei Bernſtein. Was die Ver⸗ 
mögensvertheilung angeht, ſo müſſen wir doch zunächſt nicht fragen: 
Wie beweiſt Bernſtein ſeine Theſe? ſondern: Wie beweiſt Marx die 
ſeinige von der abnehmenden Zahl der Beſitzenden? Bemerken Sie 
wohl: Der einzige Beweis, den Marx dafür vorbringt (Kapital, 
Bd. I., S. 616) iſt ein Auszug aus der engliſchen Einkommen⸗ 
ſtatiſtik, Schedula D (Einkommen aus Profiten u. dgl.) Vor einigen. 
Jahren wollte Herkner aus derſelben Schedula D das Gegentheil 
beweiſen und wählte einen Zeitabſchnitt von 5 Jahren. Er wurde 
damals von Niemand Anderem angegriffen, als von Eduard Bernſtein, 
der einwendete, man dürfe nicht ſo nahe aneinanderliegende 
Jahre vergleichen, da die Konjunktursſchwankungen u. dgl. dadurch zu 
ſtark zum Ausdruck kämen. Welche große Periode hat denn aber 
Marx gewählt? Marx hat — zwei aufeinanderfolgende Jahre 
verglichen! (1864/65). 

Wahrlich ein ſtarker Beweis! 

Wir müſſen da eigentlich Kautsky und Genoſſen zurufen: Nicht 
uns obliegt die Beweisführung, rückt doch Ihr einmal mit Euren 
Beweiſen für Eure Anſichten heraus! Das Reſultat wäre wohl ein 
großes Schweigen. Ganz direkt können wir übrigens die Zahl der 
Beſitzenden, alſo nicht der Einkommen,“) in Preußen erſehen, mo 
1895/96 — 1, 152.332 Zenſiten mit einem Netto vermögens⸗ 
beſitz (alſo nicht Einkommen) von mehr als 6000 Mark zur 
Ergänzungsſteuer herangezogen wurden, wobei jedoch zu bemerken iſt, 
daß infolge der Natur dieſer Steuer die Anzahl der Inhaber von 
Vermögen über 6000 Mark viel größer iſt. Mit ihren Familien- 
angehörigen find das ſchon eine hübſche Anzahl von Millionen Be⸗ 
ſitzenden. Obwohl Bernſtein (im „Vorwärts“) aufgefordert hat, dieſe 
ganz unzweideutigen Ziffern zu widerlegen, hat Niemand darauf 
reagirt. Ueber die Hälfte dieſer Zenſiten über 6000 Mark (zirka. 
598.000) verſteuerten ein Nettovermögen über 20.000 Mark, 385.000 
über 32.000 Mark u. ſ. w. Seither find die Zahlen der zweiten. 


6) Es iſt übrigens zu bemerken, daß beſonders in den unteren Volks- 
ſchichten meiſt mehrere Zenſiten in eine Familie fallen. Z. B. der Vater hat ein 
Einkommen von 1000 Mark, Mutter und Sohn je 600 Mark, fo zählt nur erſterer 
mit, die beiden letzteren find ſteuerfrei (weil ihr Einkommen unter dem Eriftenz- 
minimum bleibt). Die Familie hat aber ein Einkommen von 2200 Mark. — Ferner 
ſind entſchieden die einbekannten Einkommen viel niedriger als die wirklichen. 
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Ergänzungsſteuerveranlagung (1896/97) erſchienen, die Bernſtein noch 
nicht benützte; die Anzahl derjenigen, die ein Vermögen von über 
6000 Mark verſteuerten, war demzufolge erheblich geſtiegen, ſpeziell die 
Beſitzer von 6000 — 20.000 Mark nahmen in einem Jahre um 
13.000 zu, während die größten Vermögensſtufen faſt ausnahmslos 
abnahmen. 
Bernſtein hat ſich ferner auf den wachſenden Kapitalbeſitz der 
engliſchen Arbeiter und ihrer Aſſoziationen berufen und gerade hier 
trat man ihm mit — man verzeihe mir das Wort! — geradezu 
albernen Einwänden entgegen. Ich halte es für unnöthig, das ganze 
ziemlich bedeutende Material”), das ich über dieſen Punkt geſammelt 
habe, Ihnen vorzulegen und Sie mit einer Flut von Ziffern zu ermüden. 
Uebrigens bin ich gerne bereit, in der Diskuſſion darauf zurückzukommen. 
Trotzdem ſeien mir einige Bemerkungen darüber noch geſtattet. 
Man wandte gegen Bernſtein ein, daß all' dies wohl für England gelte, 
aber nicht für die anderen Ländern. Merkwürdig! Stets haben wir gehört: 
Ueberall wird es jo kommen, wie in England, überall werden die Klein: 
betriebe in der Landwirtſchaft verſchwinden, wie in England u. ſ. w. 
Ja, Marx ſtellte dieſe Theorien ausdrücklich mit alleinigem Bezug auf 
England auf, und jetzt hören wir auf einmal, daß, wenn Bernſtein 
zeigt, wie es wirklich in England ausſieht, daß alles ſchreit: Ja, das 
gilt in England, aber nicht bei uns. Nicht nur Dr. Adler hat 
Bernſtein beſchuldigt, ſich durch engliſche Verhältniſſe einſeitig beein⸗ 
fluſſen zu laſſen, auch Liebknecht hat ausgerufen: „Ein Geiſt, wie 
Marx, mußte in dem ökonomiſch vor allen anderen Ländern klaſſiſch 
entwickelten England ſein, um dort die Natur der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft zu ſtudiren und ſein „Kapital“ zu ſchreiben; Bernſtein aber läßt 
ſich imponiren ꝛc.“. Derſelbe Liebknecht ſetzte einige Jahre vorher auf 
dem Parteitag zu Erfurt auseinander, wie er aus opportuniſtiſchen 
Gründen Marx entgegenhandelte, der den Bruch mit den Laſalleanern 


5) Hier ſeien nur einige der wichtigſten Daten erwähnt: Außer der engli⸗ 
ſchen Atienſtatiſtit exiſtiren auch Zahlen aus Frankreich. So befanden ſich z. B. 
die 182.500 Aktien der Bank von Paris im Jahre 1857 in 10.611 Händen, im 
Jahre 1892 in 27.931. 

Zahlen über England findet man bei Bernſtein. Es waren an Staats 
rente folgende Poſten im großen Schuldbuch Frankreichs verzeichnet: 


1830: 195.570 Poſten mit 2023 Mill. Frs., alſo 1: 1035 Frs. 
1852: 810.901 „ „ 2427 „ 15 10 : „ 
1888: 4, 141.781 „ „ 7408 „ 7 „ 1 180 „ 


Ganz unzweifelhaft iſt die Zunahme der Beſitzenden in der Landwirthſchaft. 
Dagegen will Kautsky hier trotzdem eine Konzentration des Grundeigenthums in 
Form der Hypotheken konſtatiren. Ich habe demgegenüber nachgewieſen, daß am 
Hypothekarkapital Oeſterreichs mindeſtens 4 Millionen Perſonen intereſſirt er— 
e hauptſächlich auch die Landarbeiter. 

Daß ſich unter den engliſchen Aktionären viele Arbeiter befinden, dafür 
beſitzen wir ſichere ſtatiſtiſche Angaben. Wir können aus Raummangel nicht die 
geradezu ungeheuren Zahlen anführen, mit denen die engliſche Arbeiterſchaft an 
dem Kapital ihrer Friendly societies, Sparbanken, Genoſſenſchaften ꝛc. betheiligt 
iſt. Ein indirekter Beweis für die Zunahme der Beſitz enden liegt in dem raſchen 
Wachsthum der Erbſchaften. 
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wollte, weil er (Marx) ja von England aus die Verhältniſſe nicht ſo 
hätte überblicken können, und rief aus: Hoch ſteht mir Marx, höher 
die Partei. Dasſelbe was Bernſtein heute widerfährt, iſt Marx auch 
ſchon widerfahren. | 

Es bleibt noch ein vierter Punkt der Marxiſtiſchen Entwicklungs- 
lehre, den Bernſtein angreift, es iſt dies Marx' Auffaſſung von der Be- 
deutung der Kriſen. Nicht etwa, daß Bernſtein dieſe leugnete, nicht etwa, 
daß er ihre nothwendige Entſtehung aus der kapitaliſtiſchen Gejell- 
ſchaftsordnung verkennen würde, er vertritt im Gegentheil den Stand- 
punkt, daß ihre völlige Beſeitigung nur in einer ſozialiſtiſchen Geſell— 
ſchaft möglich iſt. Er leugnet einzig und allein die Behauptung des 
„Erfurter Programmes“, daß die Kriſen mit Nothwendigkeit immer 
umfangreicher, immer verheerender würden, daß ſchon demnächſt eine 
ökonomiſche Kataſtrophe, eine Weltkriſe von enormen Dimen— 
ſionen, dem kapitaliſtiſchen Syſtem ein Ende bereiten würde, ſo daß 
dann das Proletariat nichts anderes zu thun hätte, als auf dieſe Stunde 
zu warten, um dann die den Händen der Kapitaliſten entfallenen Zügel 
der Produktion aufzunehmen und den ſozialiſtiſchen Staat einzurichten. 
Schon die Erfahrung zeigt uns die Unrichtigkeit dieſer Annahme. Die 
Kriſen ſind nicht umfangreicher, nicht verheerender geworden, und die 
Kapitaliſten denken gar nicht daran, etwa freiwillig abzudanken, um 
ihnen zu entgehen, wie ſchon einmal Jemand meinte. 

Der Grund für die fortdauernde Milderung der Kriſen iſt ein 
mehrfacher. Schon die Vervollkommnung des Nachrichten-, Verkehrs-, 
Markt⸗ und Börſenweſens hat weſentlich dazu beigetragen. Wir ſehen, 
daß in jedem Lande die Anfangsſtadien des induſtriellen Kapitalismus 
von heftigen Kriſen begleitet, daß auch neuerſchloſſene Produktions⸗ 
gebiete von ihnen heimgeſucht werden. Die beiden Haupturſachen der 
Kriſen, die Ueberproduktion einerſeits, die Spekulation andererſeits, 
werden hervorgerufen durch die nothwendige Unkenntnis der Produk- 
tionsmöglichkeiten und wirtſchaftlichen Konjunkturen. Mit dem Fort⸗ 
ſchreiten eines beſtimmten Induſtriezweiges ſammelt ſich eine ſo große 
Erfahrung bezüglich der Aufnahmsfähigkeit des Marktes ꝛc. an, daß 
ein hauptſächliches Kriſenmoment abgeſchwächt oder ganz beſeitigt wird, 
mit der Ausbildung des kapitaliſtiſchen Verkehrs und eines reich ge— 
gliederten Zwiſchenhandels wird die Möglichkeit, die Konjunkturen genau 
zu ſchätzen und die Produktion demnach einzurichten, immer größer. 
So gab es beſonders in der Mitte des Jahrhunderts enorme Kriſen, 
die entſetzliches Elend und ungeheure Wertvernichtung hervorriefen, 
und unter ihrem Eindrucke ſchrieb Marx ſeine Prophezeiung von einer 
Weltkriſe von unerhörter Ausdehnung, die dem Kapitalismus ein Ende 
bereiten würde. Doch ſeither hat ſich viel geändert. Während die große 
von Marx beſchriebene Baumwollkriſe durch das Stocken der Zufuhr 
von Amerika infolge des Krieges hervorgerufen war, wächſt heute 
Baumwolle in allen Theilen der Welt, in Egypten, in Indien u. ſ. w. 
Während früher kein Menſch wiſſen konnte wie ſich die Preiſe der 
Rohbaumwolle und der Baumwollprodukte in ein paar Monaten 
ſtellen würden, während alſo der Fabrikant ſtets ein großes Riſiko 
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trug und mehr oder minder Spekulant war, kann er heute ſeine Roh⸗ 
ſtoffe auf der Baumwollbörſe zu Liverpool zu jedem Termin mit einem 
fixen Preis kaufen, und ſeine Produkte, deren Rohſtoff noch gar nicht 
gewachſen iſt, auf der Garn⸗ und Gewebebörſe zu Mancheſter ebenfalls 
zu einem fixen Preis verkaufen. Das Reſultat iſt eine außerordentliche 
Nivellirung der Preiſe, eine große Sicherheit in der Produktion, 
etwaige Verluſte vertheilen ſich auf eine größere Anzahl von Rücken 
als früher. Eine Kriſe, wie die Lancaſhirer Baumwollhungersnoth, iſt 
heute abſolut unmöglich. Sie ſehen, wie ſelbſt das vielverſchriene 
Börſenweſen eine der weſentlichſten Stützen des kapitaliſtiſchen Sy⸗ 
ſtems iſt. Aber auch die geſteigerte Schnelligkeit des Verkehrs und 
das ausgebildete Nachrichtenweſen haben in gleicher Richtung gewirkt. 
Heute lieſt der Fabrikant täglich zweimal, im Morgen- und Abendblatt, 
die telegraphiſchen Depeſchen aus allen Weltgegenden über die dortigen 
Baumwollernten, die Preiſe der Rohſtoffe und Produkte, die Neuan⸗ 
lagen, den Bedarf und die Konjunkturen und iſt im Stande, ſeine 
Geſchäftskalkulationen mit Vermeidung jedes größeren Riſikos anzu— 
ſtellen. j 

Als das Segelſchiff von England nach Indien noch 6—8 Monate 
brauchte — vor 1869 — war der Handel mit Indien mit großem 
Riſiko und demnach außerordentlichen Spekulationen verbunden, heute 
fährt der Dampfer durch den Suezkanal in vier Wochen dieſe Strecke 
und hat jene Praktiken beſeitigt. Früher z. B. hielten die Weißblech⸗ 
fabrikanten in Amerika große Lager, in denen die Waren in allen 
Qualitäten aufgeſpeichert waren, die Nachfrage erwartend. Mit ſchwerer 
Mühe und großen Koſten verſchafften ſich die Fabrikanten Nachrichten 
über die Ausſichten der Fabrikation, über den vorausſichtlichen Bedarf ꝛc., 
aber zwiſchen der Erkundigung und dem Eintreffen der Nachricht 
aus Europa vergingen Monate, inzwiſchen konnten ſich die Konjunk— 
turen ändern, eine neue Produktionsweiſe erfunden werden oder dgl., 
und das ganze koſtſpielige Lager war entwertet, der Beſitzer ſtand vor 
dem Ruin und zog viele andere in denſelben nach. Heute lieſt jeder 
Fabrikant im Kurszettel, wie das Geſchäft an irgend einem Markt 
der Welt ſich geſtern abwickelte, wie die Konjunkturen ſtehen u. ſ. w. 
Sie hören, daß hier eine Bahnbrücke zu bauen iſt, daß dort 70.000 
große Blechbüchſen zu Konſerven gebraucht werden, ſtellten telegraphiſch 
ihre Offerte und produziren auf Beſtellung zu einem nahen Termin. 
Das Lager und das damit verbundene Spekulationsriſiko iſt ganz ver— 
mieden. 

Selbſt Engels hat dieſe Aenderung ſehr wohl bemerkt und ſie 
ausgeſprochen. — Ferner kommt hinzu die ſtetige Ausdehnung des 
Weltmarktes, die Erſchließung Chinas, Sibiriens, vor allem aber die 
unendliche Weite des inneren Marktes. Wir dürfen annehmen, daß 
der engliſche Arbeiter die höchſte Höhe ſeines Konſums noch ſehr 
lange nicht erreicht hat, trotzdem iſt derſelbe in allen Artikeln enorm 
höher als der des Oeſterreichers. So iſt der Baumwollverbrauch in 
England per Kopf der Bevölkerung 19 kg im Jahresdurchſchnitt, in 
Oeſterreich⸗-Ungarn blos 2˙24 kg, es kann alſo jedenfalls der öſter— 
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reichiſche Konſum noch das 8— fache des heutigen Baumwollquantums 
aufnehmen, um nur dem engliſchen gleichzukommen! Dieſer ſteigt aber 
von Jahr zu Jahr. Im Durchſchnitt 1884— 88 betrug er erſt 17˙79 kg, 
1886—90 ſchon 19 kg und iſt heute jedenfalls ſchon wieder höher. 
Der Baumwollkonſum des Rieienreiches Rußlands mit ſeinen 120 Mil⸗ 
lionen Einwohnern beträgt 1:55 kg per Kopf, der der Balkanländer 
it noch viel geringer (Bulgarien 007 kg, Rumänien 009 kg ec.) 
Welche ungeheure, kaum vorſtellbare Produktionsſteigerung kann die 
Baumwollinduſtrie hier vollziehen ohne die Gefahr der Ueberproduktion 
heraufzubeſchwören! Gegen dieſen inneren Markt iſt ganz China 
ein Pappenſtiel. Ebenſo ſteht es mit anderen Induſtrien. Z. B. be— 
trug der Zuckerkonſum in England per Kopf 32˙6 kg, in Deutſchland 
blos TS kg, in Italien per Kopf nur 3˙1 kg, alſo der Italiener 
konſumirt nicht das Zehntel deſſen an Zucker, was der Engländer 
verbraucht.“) 

Wenn nun die Fabrikanten noch zum Mittel der Kaͤrtellirung 
greifen, ſo iſt, wenn auch nicht die zeitweilige Ueberproduktion, ſo doch 
jene Weltkriſe, in der der Kapitalismus abſterben und der Sozialis— 
mus ſeine Erbſchaft antreten ſolltl, ganz ausgeſchloſſen. 

Wieder ganz beſonders liegen die Verhältniſſe in der Landwirt— 
ſchaft, hierauf kann ich heute nicht eingehen. 

Ich habe bis jetzt die Kritik, die Bernſtein an den ökono— 
miſchen Grundlagen der Marxiſtiſchen Entwicklungslehre übt, dar— 
gelegt. Faſſen wir, bevor wir zum zweiten Theil — den praktiſch-poli— 
tiſchen Folgerungen — übergehen, unſer Reſultat kurz zuſammen. 
Bernſtein erkennt alſo den Grundgedanken des Sozialismus völlig an. 
Er bekennt die Schäden unſeres kapitaliſtiſchen Syſtems, die Mehr— 
arbeit, die Kriſen, er ſieht das einzige mögliche Mittel zur Abhilfe im 
Sozialismus, er überſieht auch keineswegs die zu ihm leitenden wirt— 
ſchaftlichen Tendenzen der Gegenwart, er leugnet aber entſchie— 
den, daß ſie eben mehr ſind als Tendenzen, er leugnet entſchieden die 
immanente Dialektik der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe in 
ihrem Umſchlagen zum Sozialismus, oder um mich auf deutſch auszu— 
drücken: er leugnet, daß, wenn das Proletariat ſich vollſtändig unthä— 
tig verhielte, eine ſozialiſtiſche Bewegung völlig fehlen würde, doch 
ein Punkt erreicht werden muß, wo das kapitaliſtiſche Syſtem in ſich 
ſelbſt zuſammenbrechen würde, wo nur mehr ein Ausweg ſich offen 
zeigt: der Sozialismus, für den gleichzeitig ſchon alle Vorbedingungen 
in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft entwickelt ſind. Er verlegt das Haupt— 
gewicht in die politiſche und wirtſchaftliche Organiſation und Aktion 
des Proletariats, alſo aus dem Bereich der blinden Naturkräfte 
in den Willen der Menſchen. 

Iſt es alſo richtig, was Kautsky behauptet, Bernſtein habe dem 
Sozialismus ſeine materialiſtiſche Begründung genommen und ihm eine 
idealiſtiſche gegeben? Da kommt es zunächſt darauf an, was man 


8) Allerdings iſt dieſer Unterſchied zum Theil auch in den natürlichen (kli— 
matiſchen) Umſtänden begründet. 
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unter „materialiſtiſch“ und „idealiſtiſch“ verſteht. Bekanntlich haben 
über die Bedeutung dieſer Begriffe 99 Philoſophen 100 verſchiedene 
Anſichten, und es geht thatſächlich nicht an, heute dieſen Wortſtreit 
hier fortzuſetzen. | 

Bernſtein jagt der Arbeiterſchaft: „Ihr ſeht dieſe Uebel, dieſe 
Widerſprüche der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, unter denen ihr zunächſt 
leidet, helft euch doch! Beſeitigt dieſe Geſellſchaftsordnung, die wirt— 
ſchaftlichen Tendenzen ſind mit euch, gebraucht eure Macht, bringt ſie 
euren noch indifferenten Genoſſen zum Bewußtſein, kurz, organiſirt 
euch, und baut dieſe neue Geſellſchaft auf, die die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe begünſtigen und euer eigenes Intereſſe fordert.” Er 
appellirt alſo an das Eigenintereſſe, an den Eigennutz, an den Egois— 
mus der Arbeiterklaſſe, ſei es nun in ſeiner unmittelbaren, roheren 
Form oder in der verfeinerten der Solidarität. Wenn Sie dies eine 
„idealiſtiſche“ Begründung des Sozialismus nennen wollen, ſteht es 
Ihnen ganz frei. Wenn Sie dieſen Egoismus gar eine ethiſche Trieb— 
kraft nennen wollen, meinetwegen, ich überlaſſe das Ihrem individuellen 
Geſchmack. Die einzig treffende Bezeichnung der Bernſtein'ſchen Be— 
gründung des Sozialismus iſt die als „pſychologiſche“, als auf die 
Triebe, vor Allem auf den Eigennutz der Menſchen geſtützte Begrün— 
dung. Das iſt aber doch nichts Neues. Bedenken Sie doch, daß die 
Grundlage jedes ökonomiſchen Vorganges eine pſychologiſche fein muß, 
daß die ganze Nationalökonomie auf pſychologiſchen Grundlagen be— 
ruht. Und warum ein pſychologiſches Faktum nicht genau ebenſo ein 
materialiſtiſches genannt werden dürfte als ein ökonomiſches, 
das doch erſt unter ſeiner Einwirkung entſtanden iſt, das iſt mir ab— 
ſolut unbegreiflich. Daß Sie’ alle, die Sie hier ſitzen, unter dem 
Druck der Verhältniſſe und Ihrer Erkenntnis den feſten, unbeugſamen 
Willen haben, ſich ſelbſt und Ihren Kindern eine menſchenwürdige 
Exiſtenz zu erobern, nicht zu raſten und zu ruhen, bis Sie das große 
Ziel, das der Sozialismus im Auge hat, erreicht haben, iſt das nicht 
ebenſo eine Thatſache, eine unleugbare und in ihrer Wirkung mächtige 
Thatſache, wie etwa der Stand der Zuckerpreiſe an der heutigen Börſe? 
Iſt dieſes ökonomiſche Faktum der Zuckerpreiſe am Ende auch „ideali— 
ſtiſch“ begründet, da es doch den pſychologiſchen Trieben und Erwä— 
gungen der an der Preisbildung Betheiligten ſeine Entſtehung ver— 
dankt? Iſt nicht alſo die Bernſtein'ſche Begründung des Sozialismus, 
auf den Egoismus und die Solidarität der Arbeiterklaſſe gegründet, 
nicht ebenſo materia liſtiſch, wie nur irgend eine andere? 

Aber hier macht Kautsky einen Einwand: 

Hat nicht Bernſtein auch von dem Rechtsbewußtſein geſpro chen, 
auf das der Sozialismus gegründet werden könnte? Iſt er nicht alſo 
doch einer der alten Utopiſten, die mit den ewigen, unveränderlichen 
Rechten des Menſchen, mit der Naturordnung u. ſ. w. ihre ſozialiſti— 
ſchen Forderungen begründeten? 

Leider hat Bernſtein auch geſagt, auf was für ein Rechtsbewußt— 
ſein er den Sozialismus gründen will, durchaus nicht auf das Rechts— 
bewußtſein der Kapitaliſten, ſondern auf das der Arbeiterk laſſe 
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ſelbſt. Nun, was iſt das für ein merkwürdiges Rechtsbewußtſein? Was 
hält die Arbeiterklaſſe für Recht? Offenbar das, was ihr nützt, 
das famoſe „Rechtsbewußtſein“ iſt alſo nichts mehr, als unſer alter 
Bekannter, das „Selbſtintereſſe“, wenn Sie wollen, der Egoismus der 
Arbeiterſchaft, ihr Streben, die beſte, erreichbare ſoziale Lage für ſich 
zu erringen, und das iſt eben der Sozialismus. Wenn ſich das Rechts— 
bewußtſein etwa auch darin äußert, daß gewiſſe Handlungen unter— 
laſſen werden, die das Selbſtintereſſe zu fordern ſcheint, daß wir 
alſo die Kapitaliſtenklaſſe vielleicht nicht gerade braten und mit grünen 
Erbſen und Salat aufeſſen werden, — nun, ich ſehe gerne ſchon aus 
Gründen meines perſönlichen Geſchmacks davon ab. Ich gebe alſo gerne 
zu, daß dieſes Rechtsbewußtſein der Arbeiter beſchränkter iſt, als ihr 
Selbſtintereſſe, es kann ja ſchließlich auch mein Selbſtintereſſe ſein, 
1000 fl. zu ſtehlen, wenn ich ſicher bin, daß es nicht entdeckt wird, 
trotzdem wird mein Rechtsbewußtſein es nicht zulaſſen. Dieſer ein- 
ſchränkende Faktor des Rechtsbewußtſeins iſt aber bei jedem Volke 
verſchieden, beſtimmt durch die natürlichen Verhältniſſe ſeines Wohn— 
ſitzes, die techniſch-wirtſchaftlichen ſeiner Produktionsverhältniſſe, die 
ſozialen ſeiner geſellſchaftlichen Organiſation, und nicht zuletzt durch 
die hiſtoriſch-nationalen ſeines Werde- und Entwicklungsganges zum 
Begriff des Volksthums. 

Es gereicht mir zur Genugthuung, mich bei dieſen An— 
ſichten auf eine große Autorität ſtützen zu können, auf die Autorität 
unſeres Hainfelder Programmes. Wie heißt es doch da? Daß die 
Arbeiterpartei Oeſterreichs zur Durchführung ihres Programmes ſich 
aller „zweckdienlichen und dem natürlichen Rechtsbewußtſein 
des Volkes entſprechenden Mitteln bedienen wird“ u. ſ. w. 
Das iſt genau der Standpunkt Bernſteins in dieſer Frage. 

Ueberhaupt iſt das Hainfelder Programm, obwohl es das ältere 
iſt, in ſeinem allgemeinen Theil weit beſſer als das Erfurter. Während 
das Programm der deutſchen Sozialdemokratie zuerſt eine ganze Seite 
lang über alle möglichen ungewiſſen und unwißbaren Dinge prophe— 
zeit, ſo daß man ſchließlich ſchon Nationalökonomie ſtudiert haben muß, 
Rum ſich darin zurechtzufinden, beginnt das öſterreichiſche Programm klipp 
und klar: „Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei Oeſterreichs erſtrebt —“ 
u. ſ. w., ohne ſich viel auf Prophezeiungen einzulaſſen. Jetzt weiß 
man, was die Sozialdemokratie eigentlich will, und das auszudrücken 
iſt doch der Zweck eines Programmes, nicht aber einen Kurſus über 
Dialektik zu enthalten. Während ich alſo mit dem Erfurter Programm 
meritoriſch abſolut nicht übereinſtimme, bemängle ich das Hainfelder 
Programm mehr in formeller Hinſicht; im Großen und Ganzen iſt 
unſer Programm dem deutſchen weit überlegen. Es verlegt gleich von 
Anfang an den Hauptpunkt, anſtatt in die immanente Dialektik der 
ökonomiſchen Entwicklung, in das bewußte Handeln der Menſchen, 
in die Aktion des Proletariats. 

Was ſagt nun Bernſtein über dieſe Aktion? In welcher Weiſe 
ſtimmt dieſe mit den theoretiſchen Grundlagen überein? Welche ſind 
die Aufgaben der Sozialdemokratie? 
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Es iſt weder möglich noch nöthig, die Bernſtein'ſchen Ausführungen 
über dieſen Punkt ebenſo ausführlich zu behandeln, wie die früheren, 
denn ein großer Theil ſeiner Kritik iſt ſpeziell auf die Aktion der 
ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands gerichtet, geht uns alſo nicht näher 
an. Im Allgemeinen empfiehlt Bernſtein gar nichts ſo beſonders Neues, 
er räth nur der Partei, auf ihrem bisherigen Wege fortzufahren und 
nicht einer veralteten Phraſeologie zu Liebe auf reelle Fortſchritte zu 
verzichten. Sein Rath an die deutſche Partei iſt: „Und was ſie iſt, 
das wage ſie zu ſcheinen“. Etwas unerhört Neues bringt er gar 
nicht vor und eben deshalb iſt das Geſchrei ganz unbegreiflich, mit dem 
manche Genoſſen Bernſteins Schrift aufgenommen haben. 

Was hat man ihm nicht alles vorgeworfen! Er habe dem Pro— 
letariat ein Kompromiß mit der Bourgeoiſie empfohlen! Entſetzlich! 
Leider iſt dies gar nicht wahr. Bernſtein ſpricht nicht von der Bour— 
geoiſie, ſondern von einzelnen bürgerlichen Elementen, mit denen 
die Sozialdemokratie zuweilen zur Erringung beſtimmter Ziele Hand 
in Hand gehen kann. Das iſt aber etwas ganz anderes, und das hat 
ſie auch von jeher gethan, wo ſie eine längere politiſche Geſchichte 
hinter ſich hat, wie in Frankreich, Deutſchland u. ſ. w. Eben dieſe 
Stelle hat z. B. gar keinen Bezug auf uns, ſondern nur auf deutſche 
Verhältniſſe, wie mir Bernſtein ſelbſt erklärte. In vielen ſüddeutſchen 
Städten haben ſich die Sozialdemokraten mit Demokraten und anderen 
radikalen Parteien für die Gemeindewahlen alliirt, und Bernſtein räth 
gar nichts anderes, als das auch offen zugeſtehen, nicht die veraltete 
und den Thatſachen widerſprechende Phraſe von der einigen reaktionären 
Maſſe aufrechtzuerhalten, die ſchon Marx und Engels wiederholt zu— 
rückgewieſen haben, nicht mit den Händen grimmig in der Luft herum— 
zufuchteln und dabei der einigen reaktionären Maſſe unter dem Tiſch 
zärtliche Fußtrittchen zu geben. Für eine ſtarke, in ſich gefeſtigte Partei, 
wie es die Sozialdemokratie Deutſchlands iſt, ſchickt ſich ſo etwas 
gar nicht.“) 

Was nun unſere praktiſch-politiſchen Aufgaben betrifft, ſo ſtellte 
ſich die ältere Theorie die Sache etwa ſo vor: Die Widerſprüche der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft treten immer ſchärfer hervor, bis dieſe end— 
lich in ſelbſt zuſammenbricht. Dann ergreift das Proletariat die poli— 
tiſche Macht, — die Diktatur des Proletariats — und richtet die ſozia— 
liſtiſche Geſellſchaft im Handumdrehen ein. Das Muſter dieſer ganz 
unhiſtoriſchen, abſolutiſtiſchen Betrachtungsweiſe iſt etwa der Satz des 
Genoſſen Parvus :1%) „Gebt uns auf ein halbes Jahr die Regierungs— 
gewalt, und die kapitaliſtiſche Geſellſchaft gehört der Geſchichte an.“ 

Je weiter wir nun vordringen, als deſto unmöglicher ſtellt ſich 
die Idee heraus, dieſen großen, reichgegliederten, auf ſo weit in die 


9) Daß Bernſteins Behauptung, die deutſche Bourgeoiſie ſei noch nicht der— 
art verrottet, wie man oft annimmt, richtig iſt, zeigte übrigens die Zuchthaus— 
debatte und die rühmliche Haltung eines Röſike, der ſelbſt ein großer Arbeitgeber 
iſt, eines Hausmann u. ſ. w. In welchen Kreis der Hölle gehört übrigens Mille— 
rand und Genoſſen? 

17) Auch Frl. Luxemburg iſt hier beſonders zu erwähnen. 
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Vergangenheit zurückreichenden Grundlagen ruhenden Organismus der 
heutigen Geſellſchaft auf einen Schlag und nach uniformem Rezept 
umwälzen zu können. Wir werden nicht nach mechaniſchen Geſetzen 
in den Sozialismus hineinfallen, ſondern organiſch in ihn hinein— 
wachſen. Dieſe dialektiſche Formel des Umſchlagens iſt ſelbſt im 
Widerſpruch mit den einfachſten Grundſätzen des dialektiſchen Denkens, 
des fortwährenden Ineinanderfließens der Thatſachen. 

Nicht nur, daß die Erforderniſſe der Produktion viel zu mannig— 
faltig ſind, um auf ſo einfache Art zurecht geſtutzt zu werden, worauf 
wir nicht näher eingehen können, auch die Arbeiterklaſſe ſelbſt muß 
ſich die geiſtigen und moraliſchen Fähigkeiten, die der Sozialismus 
erfordert, erſt allmählich erwerben. Gerade diejenigen widerſprechen 
dieſen Forderungen Bernſteins am heftigſten, die ſelbſt nicht aus dem 
Arbeiterſtand hervorgegangen ſind, die Literaten, Journaliſten u. dgl. 
ideologiſche Elemente. Aber die Arbeiter wiſſen das ſelbſt ſehr wohl und 
erkennen dieſe Thatſache an. 

Denken Sie ſich einmal, wir bekämen heute durch irgend 
ein Ereignis die Regierungsgewalt in die Hand, was thäten wir wohl? 
Glauben Sie wirklich, daß die Arbeiterſchaft ſofort im Stande iſt, alle 
die großen Exportinduſtrien, die nach Aſien, nach Amerika, Auſtralien 
u. ſ. w. exportiren, fortwährend den wechſelnden Bedürfniſſen, den 
Schwankungen der Mode, der Nachfrage u. ſ. w. ſich anpaſſen müſſen, 
glauben Sie, daß die Arbeiter ſelbſt ſofort im Stande ſein würden, 
dieſe Rieſenbetriebe mit ihrem komplizirten Mechanismus ſelbſt auf 
eigene Rechnung und Gefahr zu übernehmen und zu führen? 

Wo nehmen Sie da blos die nothwendigen leitenden Kräfte her, 
glauben Sie, daß da irgend ein hochgeſchätzter Genoſſe von der „Arbeiter— 
Zeitung“ auch im Stande ſein wird eine große chemiſche Fabrik, eine 
Molkerei, ein Bankgeſchäft zu leiten? Nun denken Sie ſich erſt die 
Schwierigkeiten in kulturell zurückgebliebenen Ländern, ſagen wir in 
Rußland, in Galizien u. ſ. w. Glauben Sie, daß dieſe tief ſtehende 
Arbeiterſchaft ſchon alle jene genoſſenſchaftlichen Eigenſchaften, die 
Intelligenz, die Unterordnung unter die Geſammtheit, die Diſziplin vor 
allem beſitzen wird, die ein ſozialiſtiſcher Betrieb erfordert? Sehen Sie 
ſich nur z. B. die Produktivgenoſſenſchaften in Deutſchland, England, 
Frankreich an, die ſelbſtändig, ohne Verbindung mit Konſumvereinen, 
gegründet wurden, ſie ſind faſt alle zu Grunde gegangen. Und warum? 
Durchaus nicht aus Abſatzſchwierigkeiten, aus Kapitalmangel, ſondern vor 
allem aus inneren Streitigkeiten u. dgl. Wenn dies ſelbſt in den höchſt— 
ziviliſirten Ländern vorkommt, wie würde ein ſozialiſtiſcher Großbetrieb erſt 
in zurückgebliebenen Ländern Wurzel fallen können? Dieſe genoſſenſchaft— 
lichen Eigenſchaften, die Fähigkeiten zum Sozialismus müſſen in der Arbeiter— 
ſchaft erſt allmählich ausgebildet werden. Und die engliſchen und belgiſchen 
Sozialiſten ſehen daher den Hauptwert ihrer großartigen genoſſenſchaftlichen 
Organiſationen, vor denen wir in Bewunderung den Hut ziehen müſſen, 
nicht darin, daß jetzt ſo und ſo viele Arbeiter den Zucker oder die Kerzen 
um ein paar Kreuzer billiger kaufen, ſondern in der hiedurch bewirkten 
Erziehung zum genoſſenſchaftlichen Geiſt, in der Ausbildung der Fähig— 
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keiten für eine zukünftige ſozialiſtiſche Geſellſchaft, für die wirtſchaft— 
liche Selbſtverwaltung. 

Was noch die Mittel der ſozialiſtiſchen Bewegung bedingt, tritt 
Bernſtein entſchiedener als die meiſten Parteigenoſſen früher für die 
Ausbildung des Gewerkſchafts- und Genoſſenſchaftsweſens, für die 
Beſchäftigung mit kommunalen und agrariſchen Fragen ein. 

Wenn man keineswegs den Einfluß theoretiſcher Erörterungen auf . 
die praktiſche Politik überſchätzen darf, ſo dürfte doch die Bernſtein'ſche 
Kritik unſerer theoretiſchen Grundlagen ein Gutes haben. Unſere Dogmen 
ſind in vieler Beziehung von unſerer politiſchen Bewegung ganz ignorirt 
worden, denken Sie nur an die Verelendungsfrage! In manchen anderen 
Punkten ſind ſie im Laufe der Entwicklung zu ernſtlichen Feſſeln 
unſer Bewegung geworden. 

Wir ſind heute zum Glück ſchon über jene Zeit hinaus, wo man 
ſelbſt die gewerkſchaftliche Organiſation mit ſcheelem Auge als eine Art 
verſteckten Hochverraths an den Parteiprinzipien betrachtete, aber ſehen 
Sie einmal das Genoſſenſchaftsweſen an! Ich habe gar nichts dagegen, 
wenn man die Genoſſenſchaftsfrage mit ſachlichen Gründen für und 
wider diskutirt, ja es iſt dringend geboten bei einer Sache, deren Miß— 
glücken der Bewegung ernſtlichen Schaden zufügen kann, die größte 
Vorſicht walten zu laſſen. Aber mit ſolchen Gründen wird meiſt 
gar nicht diskutirt, man urtheilt einfach vom dogmatiſchen Stande 
punkt aus: Ach was, dieſe Genoſſenſchaften, das iſt ſo ein Lockmittel 
der Bourgeoiſie, mit dem ſie den Arbeiter zum kleinen Kapitaliſten, 
ihn dem proletariſchen Befreiungskampf abwendig machen will. In 
dieſer Hinſicht ſind die Dogmen der ſtetigen Fortentwicklung unſerer 
Partei hinderlich geweſen und es iſt wohl kaum fraglich, wer in dieſem 
Konflikt von Theorie und Praxis nachgeben wird; bisher war es immer 
noch die mit den Thatſachen der Entwicklung im Widerſpruch ſtehende 
Theorie, die weichen mußte. | 

Ebenſo ſteht es mit der Agrarfrage. Wenn wir die männliche, 
über 20 Jahre alte Bevölkerung Oeſterreichs nach der Berufs— 
zugehörigkeit in drei Klaſſen theilen 1), jo können wir die Zahl der 
dem Sozialismus feindlich Geſinnten auf zirka 101 Millionen, die Zahl 
der dem Sozialismus günſtig Geſinnten auf zirka 152 Mill., die der 
Indifferenten auf zirka 0:19 Mill. ſchätzen. Die Minorität der dem 
Sozialismus abſolut Feindlichen iſt alſo in Oeſterreich im günſtigſten 
Fall eine außerordentlich große, ja, wenn wir die Berufsloſen der 
beſitzenden Klaſſen und die in größter Abhängigkeit von ihnen Lebenden 
(Hausdiener, höhere Beamte ꝛc.) ihnen zurechnen, dürfte ſich Dieje 
Minorität in eine Majorität verwandeln. Die Entſcheidung liegt voll— 
kommen in der Hand der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, deren ent— 
ſprechender Theil zirka 33 Mill. Angehörige zähtt. Wir können aljo 
mit voller Berechtigung ausſprechen: Solange die öſterreichiſche Sozial— 
demokratie ſich nicht mit der Bauernfrage befaßt, hat ſie auf abſehbare 

11) Vgl. meine „Agrariſchen Fragen“, wo die genauen Zahlen ange— 
führt ſind. 
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Zeit hinaus nicht die geringſte Hoffnung, einen ausſchlaggebenden Theil 
der politiſchen Gewalt zu erringen. Es bleiben ihr dann nur die Ge— 
meinden und die wirtſchaftlichen Organiſationen, in denen ſie mehr als 
Oppoſition ſpielen kann. | | 

Die Gemeinden ſind auch thatjächlih von hervorragender Be— 
deutung für uns. Es fehlt mir an Zeit, hierauf mich näher einzulaſſen, 
ich verweiſe nur auf das Ihnen bekannte vortreffliche Buch des 
Dr. Hugo über den engliſchen Munizipalſozialismus, Ausführungen 
über die Wichtigkeit der Gemeindepolitik, und anderes darauf Bezügliche 
habe ich im Anhang meiner Schrift über die agrariſchen Fragen ver— 
öffentlicht. 

Ich glaube, daß gerade für Oeſterreich die kommunalen Fragen 
von ganz beſonderer Wichtigkeit und gleichzeitig die Landgemeinden 
der beſte Angriffsort für die Landagitation ſind. | 
| Sie haben geſehen, daß die Bernſtein'ſchen Ideen in zwei 
Theile zerfallen, in jene, die blos die rein theoretiſchen Fragen der 
ſozialen Entwicklung betreffen und die daher auch einzig in rein 
wiſſenſchaftlicher Weiſe diskutirt und entſchieden werden müſſen, ferner 
in die praktiſch-politiſchen, über die zu entſcheiden die Partei berufen 
iſt. Man hat nun in letzterer Beziehung die Tendenz der Bernſtein'ſchen 
Anſichten in unverzeihlich leichtfertiger Weiſe mit dem Schlagwort 
„Opportunismus“ zu kennzeichnen verſucht. Nichts unpaſſender als 
dies! Iſt es Opportunismus, wenn wir den direkten Kampf gegen den 
Kapitalismus auf wirtſchaftlichem Gebiete durch Ausbildung unſeres 
Gewerkſchaftsweſens noch verſtärken? Iſt es Opportunismus, wenn wir 
uns in den Genoſſenſchaften Kampforgane gegen die chriſtlichſozialen 
Volksbewucherer ſchaffen und durch ſie gleichzeitig die materiellen und 
geiſtigen Vorbedingungen des Sozialismus verſtärken? Iſt es Oppor— 
tunismus, wenn wir die Chriſtlichſozialen an allen Orten aufſuchen, 
uns ihnen zum Kampf ſtellen, wo ſie bisher von uns unbehelligt 
blieben? Wenn wir die Gemeinde, jetzt die Hochburg der Volksfeindlich— 
keit und der ſchamloſeſten Brutalität, zu erſtürmen ſuchen? Ja, wenn 
wir die Volksfeinde in ihrem bisher ſicherſten Gebiet, auf dem flachen 
Lande angreifen, wenn wir hinausziehen und in jene ſchwarzen 
Gegenden, die bis jetzt die letzten Zufluchtsorte, die äußerſte Hoffnung 
der Reaktion waren, das Licht der Erkenntnis und wahrer ſozialiſtiſcher 
Geſinnung tragen? 

Nein, dies iſt nicht Opportunismus, die Loſung, die Bern— 
ſtein uns gegeben hat, heißt nicht „Friede“, ſondern: „Kampf“, Kampf 
gegen die wirtſchaftliche und politiſche Unterdrückung, Kampf gegen 
die Verdummung und Verpfaffung auf allen Linien, auf allen Gebieten, 
Kampf gegen die Volksfeinde und Volksbetrüger in jeder Geſtalt. Das iſt 
keine neue Loſung, ſeit jeher befolgen wir ſie, und nur das bezweckt die 
Bernſtein'ſche Kritik unſerer Praxis, ſie auch auf Gebieten erſchallen zu 
laſſen, wo ſie bis jetzt nur lau oder gar nicht ertönte, vor allem auch auf 
agrariſchem, kommunalem und genoſſenſchaftlichem Gebiet. Ebenſo 
unſinnig iſt der Vorwurf: Ja, das iſt alles ſchön und richtig, aber 
Bernſteins Auftreten kann mißdeutet, kann verkannt und dadurch die 
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Bewegung geſchwächt werden. Ja, die Wahrheit muß immer geſagt 
werden! Und es iſt eben dann Pflicht der Genoſſen, durch aufklärende 
Thätigkeit die richtige Anſicht von dem, was dieſe Diskuſſion in unſerer 
Partei bedeutet, zu verbreiten. 

Aber ich hege eine ſolche Befürchtung gar nicht. Ich habe 

vor ein paar Tagen einige⸗keramiſche Fabriken Nordböhmens beſichtigt. 

Ich wünſchte, ich könnte Ihnen dieſe Geſtalten zeigen, die ich ſah, und 
Sie fragen: Glauben Sie, daß dieſer Mann mit der eingefallenen 
Bruſt, der den ganzen Tag auf dem Schleiferſtuhl oben hockt und den 
ſcharfen Glasſtaub in ſeine Lungen einſaugt, glauben Sie, daß dieſer 
Porzellanmaler, der halb erblindet und mit zitternder Hand die feinen 
Goldteller malt, die die Tiſche der Reichen ſchmücken, glauben Sie, 
daß dieſe Leute aufhören werden, Sozialdemokraten zu ſein, wenn der 
Genoſſe Kautsky und der Genoſſe Bernſtein i in der „Neuen Zeit“ oder an 
ſonſt einem verſchwiegenen Plätzchen ſich über die Dialektik raufen oder 
der Genoſſe Dr. Adler in der „Arbeiter-Zeitung“ einen ungeheuer 
gelehrten und ungeheuer geiſtreichen Aufſatz darüber ſchreibt, ob Marx 
oder Engels wirklich einmal etwas Anderes geſagt haben, als 50 Jahre 
früher? Nein, hinter dieſen Leuten ſteht ein Antreiber, ein fürchter— 
licher Antreiber, der ſie zwingt, Sozialdemokraten zu fein, und dieſer 
Antreiber iſt nicht die Dialektik, dieſer Antreiber iſt ihre eigene un— 
würdige Lage und das feſte Beſtreben, ſie zu beſſern. Ueberhaupt dürfen 
wir den Einfluß der Theorie nicht überſchätzen. Mit Recht ſagt Bernſtein, 
daß es in letzter Linie ſtets die Praxis iſt, die der Theorie den Weg 
vorſchreibt, nicht umgekehrt. Nicht in dieſem bedruckten Fetzen Papier da 
iſt die Wahrheit des Sozialismus, ſeine Garantien liegen nicht in 
irgend welchen blind wirkenden Naturkräften, in uns iſt der Sozialismus, 
in unſeren Köpfen ſteckt er, in unſeren Herzen lebt er — un) ba bringt 
ihn kein Gott und kein Teufel mehr heraus 

In dieſem Sinne meint Bernſtein: „Die Bewegung iſt mir Alles“; 
unſere Parole wird nicht lauten: Für dieſe oder jene Theorie, nicht: 
Für Bernſtein! und nicht: Für Kautsky! ſondern einzig: Für das 
Volk, jetzt und immer! 

In der Thatſache der ſozialiſtiſchen Bewegung, in der Thatſache, 
daß Hunderttauſende und Millionen ihr Alles daran ſetzen, um dieſe 
neue Geſellſchaft an Stelle der alten zu ſetzen, liegt die Wahrheit, die 
Begründung, liegen die Garantien des Sozialismus. 


Literariſche Anzeigen. 


154. Ignaz von Döllinger. Sein Leben auf Grund ſeines 
ſchriftlichen Nachlaſſes, dargeſtellt von J. Friedrich. Zweiter Theil. 
Vom Miniſterium Abel bis zum Ablauf der Frankfurter Zeit 1837 
bis 1849. München. C. H. Beck. 1899. IV, 538 S. 8 M. 

Dieſe bedeutende, für die Geſchichte des 19. Jahrhunderts wich— 
tige Biographie ſchreitet langſam vorwärts und dieſer 2. Band zeigt, 
welche Menge von hiſtoriſchem Materiale das ganze Werk uns bieten 
wird. Wir haben ſeinerzeit den 1. Band angezeigt und wir wieder— 
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holen, was wir damals geſagt haben, daß wir unſere Leſer über den 
Fortgang des Werkes unterrichten werden und uns vorbehalten, wenn 
es vollſtändig vorliegt, eindringlicher Bericht zu erſtatten. 

155. Die deutſche Kunſt im Neunzehnten Jahrhundert. 
Ihre Ziele und Thaten. Von Cornelius Gurlitt. Mit vierzig 
Vollbildern. Berlin. G. Bondi. 1899. VI, 701 S. M. 10. 

Dieſes Werk bildet den 2. Band des von der Verlagsbuchhandlung 
Georg Bondi in Berlin unter der Redaktion Paul Schlenthers herausgege— 
benen großen Unternehmens: „Das Neunzehnte Jahrhundert in Deutſch— 
lands Entwicklung.“ Ueber die Anlage und die Mitarbeiter desſelben 
haben wir beim Erſcheinen des 1. Bandes: „Die geiſtigen und ſozialen 
Strömungen des 19. Jahrhundert“ von Prof. Dr. Theobald Ziegler 
ausführlich berichtet. Dieſem zweiten Bande gibt die Verlagsbuchhandlung 
einen Begleitzettel folgendes Inhalts mit: „Im ſchärfſten Gegenſatze 
zu den meiſten früheren Kunſthiſtorikern faßt Gurlitt die kunſtkritiſche 
Aufgabe dahin zuſammen, daß ſchön ſei, was gefalle. Ihm ſei ſchön, 
was ihm gefalle, Andern Anderes. Wie es daher kein abſolutes Urtheil 
in der Kunſt gibt, ſo ſind für Gurlitt auch Realismus und Idealismus 
relative Begriffe, die eine immer neue Geſtalt annehmen. Gurlitt unter— 
ſucht mithin nicht, ob die Kunſtwerke ihm ſchön oder wahr erſcheinen, 
ſondern in welcher Abſicht ſie geſchaffen ſind und wie ſie dieſe Abſicht 
erreichen. So ſchildert er die Ideale der Zeit und ihren ſtändigen Wechſel. 
Er weiſt nach, warum ein Kunſtwerk im Urtheil der Zeitgenoſſen und 
der Nachlebenden ſo verſchieden bewertet wird, warum ein geſtern als 
realiſtiſch verſchrienes Werk morgen für idealiſtiſch gilt; er mißt daher 
nicht nur die Kunſtwerke am Urtheil, ſondern ebenſoſehr die Urtheile 
am Kunſtwerk: Peter von Cornelius' Werke galten einſt für höchſte 
Offenbarungen der Kunſt; jetzt gelten ſie als ſchlecht gemalt und ſchlecht 
gezeichnet. Die Werke blieben dieſelben, ſie ſind das Feſte, Dauernde; 
nur das auf dem geſammten geiſtigen Leben der Nation begründete 
Urtheil hat ſich geändert. Dies Urtheil gibt alſo nicht den Inhalt des 
Kunſtwerkes, ſondern die wechſelnde Stellung des Betrachtenden wieder. 
In dieſem Wechſel aber liegt der Kern der Kunſtgeſchichte. Ihn gilt 
es darzuſtellen. So wird Gurlitt, des Architekten, Buch eine Kritik 
der Kritik, eine Antwort, die nun endlich einmal die Kunſt der Aeſthetik 
gibt, ein Buch für Künſtler und ſolche, die Künſtlerſinn verſtehen 
wollen, eine Abſage gegen die Beurtheilung vom „höheren“ Standpunkt, 
den einzunehmen Gurlitt auch den größten Aeſthetikern beſtreitet. Ihm. 
genügt die Kunſt, welche die Ziele ihrer Zeit erreichte, wenn dieſe auch 
nicht die ſeinigen ſind. Dadurch kommt bei aller Schärfe in der Ab— 
lehnung der Aeußerungen anmaßender Kunſtgelehrter Gurlitt zu einer 
großen Milde den Künſtlern gegenüber. Er iſt das vollendete Gegen— 
theil der Einſeitigkeit, die ſich unter dem Stichwort Idealismus ver— 
birgt, weil er auch jener Kunſt ihr Recht läßt, die ihm nicht gefällt. 
Denn er hält auch ſich ſelbſt nicht für befähigt zu abſolutem, endgil— 
tigem Urtheil. Er verwahrt ſich ausdrücklich gegen die Abſicht, objektiv 
zu ſchreiben. Denn objektiv zu urtheilen in Dingen, an denen man 
ſeeliſch betheiligt ſei und für die es kein feſteres Geſetz gebe als das 
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Empfinden, ſei unmöglich, fo oft ſich auch Kenner in dem Wahne be: 
fanden, es thun zu können und Aeſthetiker meinten, die Geſetze hierzu 
gefunden zu haben. Gurlitt ſtellt ſein Urtheil ganz auf ſeine Perſon. 
Das Buch iſt von ſtärkſtem Individualismus erfüllt, aber Gurlitt 
erkennt an, daß Andere nothwendiger Weiſe aus ihrem Weſen heraus 
zu anderen nicht minder berechtigten Ergebniſſen kommen mußten, und 
vertieft ſich in die Darſtellung der geiſtigen Grundlagen des eigenen, 
wie des fremden Denkens. So wird das Buch durch die Erkenntnis 
vom Unwert individueller Kritik und daher auch des Subjektivismus 
gerecht, weitblickend, vielſeitig. Der Freund Overbecks, wie der Freund 
Liebermanns wird ſeine Anſchauungen in dem Buche wiederfinden. 
Dieſe ganz neue Art, Kunſtgeſchichte zu ſchreiben, war nur dadurch 
möglich, daß der Verfaſſer den Gegenſtand in allen Theilen beherrſchte. 
Hat er doch viele der wichtigſten Vorgänge im Kunſtleben aus perſön— 
licher Erfahrung, aus nächſter, ſo, zu ſagen familiärer Umgebung genau 
beobachten können. Nicht Aufzählung von Künſtlern und Bildwerken 
gibt das Buch, ſondern einen Ueberblick deſſen, was unſer Jahrhundert 
in der Kunſt erſtrebt, geſchaffen, gedacht und geſagt hat. Die äſthetiſchen 
Syſteme ſind dargeſtellt in ihrer Wirkung auf die Kritik und durch 
dieſe in ihrem Einfluß auf die Kunſt. Die Kunſt erſcheint in ihrem 
Ringen zwiſchen ſinnlichem und philoſophiſchem Erkennen als Beſiegerin 
der wiſſenſchaftlichen Schönheitslehre. Geiſtvoll und doch leicht verſtändlich, 
gründlich zugleich und amüſant, wirkt das Buch wie der Verkehr mit 
einem originellen und intereſſanten Menſchen.“ Dieſen Ausführungen 
kann man ſich vollſtändig anſchließen. Das Buch hat eine ſtark perſön— 
liche Note. Da die Perſönlichkeit des Verfaſſers friſch, lebendig, nie 
langweilig, immer anregend iſt, ſo iſt ſein Buch, das durchaus aus 
dieſer Perſönlichkeit heraus geſchrieben iſt, in jeder einzelnen Partie 
erquickend. Es nimmt den Leſer mit. | 

156. Die ethiſchen Grundfragen. Zehn Vorträge von 
Theodor Lipps. Theilweiſe gehalten im Volkshochſchulverein zu 
München, Hamburg und Leipzig. Leopold Voß. 1899. 308 S. 5 M. 
geb. 6 M. 

Die Schrift behandelt in 10 Vorträgen „die ethiſchen Grund— 
fragen“ mit beſonderer Rückſicht auf die ethiſchen, vor allem auch ſozial— 
ethiſchen Probleme der Gegenwart. Sie will im Gedanken ſtreng 
wiſſenſchaftlich ſein, nicht einen individuellen „Standpunkt“ vertreten, 
ſondern die Thatſachen und Geſetze des ſittlichen Bewußtſeins aufzeigen 
und daraus Folgerungen ziehen. Zugleich will doch die Darſtellung 
jedermann verſtändlich ſein. Der erſte Vortrag ſtellt die Aufgabe der 
Ethik feſt und erörtert den Egoismus und den Altruismus. Es ergibt 
ſich, daß die altruiſtiſchen, d. h. auf fremdes Wohl gerichteten Motive 
ſelbſtändig neben den egoiſtiſchen ſtehen, und in uns da ſein müſſen, 
ſobald wir einmal von fremden Perſönlichkeiten Kenntnis gewonnen 
haben. Der zweite Vortrag ſtellt den Sachwertgefühlen die Perſönlich— 
keitswertgefühle, den Motiven, die auf „Güter“ gerichtet ſind, die— 
jenigen, die „das Gute“ zum Gegenſtand haben, entgegen. Auch dieſe 
Perſönlichkeitswertgefühle, und zwar ſowohl die „Eigenwertgefühle“, 
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als die „ſympathiſchen Perſönlichkeitswertgefühle“ entſtehen nach pſycho— 
logiſcher Geſetzmäßigkeit aus einer ſelbſtändigen Wurzel. Zugleich zeigt 
ſich, daß die Perſönlichkeitswerte für uns die einzig unbedingten ſind. 
Im Zuſammenhang damit wird das Weſen des Vöſen beſtimmt. Alles 
Po ſitive im Menſchen iſt gut. Das Böſe iſt jederzeit Negation, Mangel, 
Verkümmerung. Der dritte Vortrag ſetzt ſich auseinander mit der jetzt 
in der Ethik weithin herrſchenden Nützlichkeits- und Glückſeligkeits— 
moral: Nicht der Nutzen oder das Glück, das durch eine Handlung 
ins Daſein gerufen wird, ſondern das Gute, die „Geſinnung“, der 
innerlich ſtarke, reiche und mit ſich ſelbſt einſtimmige oder in ſich freie 
Menſch, aus dem die Handlung erwächſt, gibt derſelben ihren ſittlichen 
Wert. Und auf das Daſein und die Mehrung dieſes Guten zielt zu— 
gleich die ſittlich wertvolle Handlung in erſter Linie ab. Der vierte 
Vortrag ſtellt der heteronomen, d. h. auf Autorität oder Gehorſam 
gegen einen fremden Willen gegründeten Moral die autonome, d. h. 
auf das eigene ſittliche Bewußtſein gegründete entgegen. Jedes Moral— 
prinzip des Gehorſams iſt unſittlich. Die verſchiedenen Arten des Ge— 
horſams werden beſprochen, vor allem der blinde Gehorſam, und die 
mancherlei Mittel, ſeine Bedingung, die geiſtige und ſittliche Blindheit, 
zu erhalten oder zu ſteigern. Es folgt im fünften Vortrage die Frage 
nach dem Begriff und den Bedingungen des ſittlich richtigen Wollens. 
Das ſittlich richtige Wollen iſt ein Wollen aus objektiven Gründen, 
oder nach objektiven Werten. Der Gegenſatz des Sollens und des 
Wünſchens, der Pflicht und der „Neigung“ findet hier ſeine Stelle. 
Daran ſchließt ſich unmittelbar der ſechſte Vortrag mit der Frage nach 
den oberſten ſittlichen Normen, und dem Begriff des Gewiſſens. Drei 
oberſte ſittliche Normen werden aufgeſtellt. Das aktuelle Gewiſſen ent— 
ſtammt, wie das aktuelle Erkennen, der Erfahrung und den Geſetzen 
unſeres Geiſtes. Der ſiebente Vortrag beantwortet die Frage nach dem 
ſittlichen Syſtem der Zwecke, oder dem Syſtem der ſittlichen Werte, 
alſo die Frage, nach welchen Geſichtspunkten innerhalb der ſittlichen 
Geſinnung Zwecke oder Werte anderen übergeordnet ſind oder ihnen 
naturgemäß vorgehen. Den Gegenſtand des achten Vortrages bildet, 
unter dem Titel „Soziale Organismen“, vorzugsweiſe die Familie und 
der Staat, die ſittliche Beziehung der Geſchlechter zueinander, und das 
ſittliche Weſen des Rechtes. Der neunte Vortrag hat es zu thun mit 
dem Problem der Willensfreiheit und ſetzt vor allem einer künſtlich 
ausgeklügelten angeblichen Freiheit die dem natürlichen Bewußtſein und 
den unausweichlichen Forderungen unſeres Denkens entſprechende echte 
Willensfreiheit entgegen. Der Widerſinn und die unſittlichen Konſequenzen 
jener erſten Freiheit, der „Zufallsfreiheit“, wird im Einzelnen aufge— 
zeigt. Der letzte Vortrag endlich gilt den Fragen der Zurechnung, Ver— 
antwortlichkeit und Strafe. Zurechnungsfähigkeit und Verantwortlichkeit 
werden unterſchieden. Beide decken ſich mit den beiden Seiten der Straf— 
barkeit, nämlich der Strafwürdigkeit und der Straffähigkeit. Vor allem 
handelt es ſich in dieſem Vortrag um das ſittliche Weſen der Strafe 
und die Konſequenzen, die ſich daraus ergeben. — Ein Schlußwort 
weiſt auf die Beziehung zwiſchen ſittlichem Bewußtſein und Religion. 
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Alle Vorträge zielen zugleich darauf ab, die aktuellen ethiſchen Fragen 
oder die ethiſchen „Zeitfragen“ in das Licht der ethiſchen Thatſachen 
und Geſetze zu rücken. „Formale“ und „humaniſtiſche“ Bildung; mechani— 
ſirende Disziplin; allerlei Weſen der ſittlichen Hypnotiſirung; Geſell— 
ſchaftsmoral und Standesehre; die Formen des Anſtandes und die 
Schamhaftigkeit; Kunſtprüderie; Weſen und Wert des Kunſtgenuſſes; 
Juhalt und Form im Kunſtwerk; Wert und falſche Schätzung der 
Wiſſenſchaft und der Künſte; Vorherrſchaft der Muſik; Kunſt und 
Wiſſenſchaft „um ihrer ſelbſt willen“; Wert der Arbeit; ſoziale 
Pflichten und „Wohlthätigkeit“; Dankbarkeit und Freundſchaft; wahrer 
und falſcher Patriotismus; Recht des Krieges; Lüge, Ehrenwort, Eid; 
ſittliches Eigenthumsrecht, Herrſchen und Dienen, Beruf der Erziehung 
und ſoziale Stellung; die „Sittlichkeitsfrage“ und der Gegenſatz der 
Geſchlechter; die ſoziale und die Frauenfrage; Klaſſen- und Privilegien— 
recht und ſittliches Recht; hiſtoriſches Recht und Macht; das „Gottes— 
gnadenthum“; das Recht der Ueberzeugungen; der geborene Verbrecher; 
„Staatserhaltung“ und Revolution; Forderungen des Strafvollzuges; 
Todesſtrafe; „Begnadigung“; der Verbrecher und die Geſellſchaft — 
das ſind die Punkte, die geſtreift werden. 

157. Bäume, die in den Himmel wachſen. Roman von 
Rudolf Golm. Dresden und Leipzig. E. Pierſon. 259 S. M. 3. 

Ein leidenſchaftliches Buch, das den Leſer weich geſtimmt entläßt. 
Vieles rührt es auf und weiß alles wieder zu beſänftigen. Die Wirkung 
ſtrömt aus den tiefſten Untergründen der Charaktere hervor. Alles ent— 
wickelt ſich natürlich, aber das Natürliche kommt wie etwas Unerwartetes. 
Die unerbittliche Logik der Gefühle vollzieht ſich an den Handelnden und 
mit Schauder begreift ihre Vernunft das ſcheinbar Unmögliche, erſt als 
es zur Thatſache geworden. Zwei Brüder leben zuſammen. Der Aeltere 
iſt milden Sinnes, faſt zu weich für einen Mann; den Jüngeren erfüllt 
ein feuriges Temperament, leidenſchaftlich, bis zur Wildheit. Innigſte 
Liebe verbindet die gegenſätzlichen Naturen — und zum Schluß zeitigt 
die reinſte Empfindung einen Mord. Der Sanfte erſchlägt den Stürmiſchen. 
Was als Idyll begann, endigt als Tragödie. Aber die Tragödie weiſt in 
ihrer Perſpektive auf ein neues Idyll hin. Aus der Verſöhnung mit der 
unverſchuldeten Niederlage erwächſt eine Art von tragiſchem Frieden, den 
kein Schickſal mehr ſtören kann. Härter als das Leben iſt der Held durch 
die Härte des Lebens geworden. Das iſt der weiche Ton, in den das 
Buch ausklingt. 

158. Heinrich Kruſe als Dramatiker. Von Friedrich 
H. Brandes. Hannover. D. Ahlfeld. 1898. 104 S. 

Der Verfaſſer ſucht durch eine eingehende Analyſe faſt aller 
dramatiſchen Werke Kruſes deſſen literariſche Bedeutung zu beſtimmen. 
Gewiß wäre unter Kruſes Bühnenarbeiten ſo manche der Aufführung 
wert. Unter dieſem Geſichtspunkte ſei das Büchlein beſonders Theater— 
direktoren empfohlen. I 

159. Henrik Ibſens ſämmtliche Werke in deutfcher 
Sprache. Durchgeſehen und eingeleitet von Georg Brandes, Julius 
Elias und Paul Schlenther. Vom Dichter autoriſirt. Berlin. 


— 
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S. Fiſcher. Fünfter Band. Kaiſer und Galiläer. Deutſch von Paul 
Herrman. XXIII, 319 S. M. 4. 

Von dieſer neuen Geſammtausgabe, die wir ſchon wiederholt 
angezeigt haben, iſt nunmehr der fünfte Band in vornehmer 
Ausſtattung erſchienen. Er enthält auf zwanzig Druckbogen das mächtige 
Doppeldrama „Kaiſer und Galiläer“ in einem völlig neuen, einwand— 
freien, dem Stil des Urworts durchaus angenäherten Texte. Dieſer 
Text wurde hergeſtellt durch eine, neuen Grund legende, durchgreifende 
Reviſion der Paul Herrman'ſchen Ueberſetzung, wobei Chriſtian Mor— 
genſtern die eingewobenen lyriſchen Stellen neu und eigenartig nachge— 
bildet hat. Im Stil miſchen ſich bibliſche mit antik-heidniſchen Elemen— 
ten; der gehobene Ausdruck bewegt ſich zwiſchen den Versdramen und der 
neuen realiſtiſchen Proſaform, die Ibſen auszubilden im Begriff ſteht. 
Es war das Ziel der Textreviſoren, dieſen merkwürdigen Uebergangs— 
ſtil im. Deutſchen treu nachzuſchaffen. Durch dieſe Arbeit iſt das groß— 
artige realhiſtoriſche Schauſpiel dem allgemeinen Verſtändnis in Deutſch— 
land näher geführt worden. Es erſcheint als eines der herrlichſten Buch— 
dramen, die je geſchrieben worden. Paul Schlenther gibt in ſeiner Ein— 
führung eine klare Charakteriſtik der handelnden Menſchen und legt 
die Keime offen, die, durch gewiſſe Geſtalten und in die Augen ſprin— 
gende Motive, das Werk mit ſpäteren modernen Stücken Ibſens ver— 
binden; vor allem aber ſtellt er einleuchtend dar, welche Stelle dieſes 
Doppeldrama in der künſtleriſchen wie menſchlichen Entwicklung Ibſens 
einnimmt. Es bedeutet nichts mehr und nichts weniger, die Geburt 
ſeiner Weltanſchauung. 

Bisher ſind erſchienen der 2., 3. und 5. Band. Der 9. ſoll im 
kommenden Winter erſcheinen. 

160. Der grüne Kakadu. Paracelſus. Die Gefährtin. 
Drei Einakter von Arthur Schnitzler. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 
178 S. | 

Mit jeder neuen Schöpfung iſt Schnitzler bisher gewachſen. Er— 
freulicherweiſe findet er auch die Zuſtimmung des Publikums, das 
dieſe drei Einakter im Wiener Burgtheater überaus freundlich auf— 
genommen hat. Paracelſus iſt ein feines, zierliches Spiel, die Gefährtin 
eine knappe aber vollendete Seelenſtudie, endlich der grüne Kakadu ein 
Bild voll bewegteſten dramatiſchen Lebens, mit dem er eine neue Saite 
ſeines künſtleriſchen Könnens angeſchlagen hat. Iſt ſie, wie man nicht 
zweifeln möchte, ſtark genug, ſo wird von dieſer Burleske aus ein 
neuer Schnitzler kommen. Bisher kannten wir nur den ſachten und 
ſchwermüthigen, jetzt ſcheint ſich der kräftige und raſche zu entwickeln. 

161. Ellen Key. Eſſays. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 344 S. 

Von dieſem herrlichen Buche weine kurze referirende Anzeige zu 
ſchreiben iſt mißlich. Es läßt ſich auf dieſe Art keine Vorſtellung von 
ſeinem überreichen Gedankeninhalt geben. Ich muß mich daher auf 
eine Inhaltsangabe und auf einige wenige Bemerkungen beſchränken. 
Das Buch enthält folgende Eſſays: 1. Die Frau: Weibliche Sittlich— 
keit. Das Weib der Zukunft. 2. Lebensbedingungen: Kulturveredlung. 
Stiche. 3. Individualität: Muth. Die Freiheit der Perſönlichkeit. Die 
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Evolution der Seele. Typen: Vauvenargues, EN Amiel, Maeterlinck, 
Jefferies. Ein Abend auf dem Jagdſchloß. — Die Verfaſſerin, deren 
Abhandlung „Mißbrauchte Frauenkraft“ ſchon in deutſcher Ueber⸗ 
ſetzung im vorigen Jahre erf ien iſt und von einer ungewöhnlichen 
Intelligenz und von der Kraft, ein Problem an der Wurzel zu 
faſſen, Zeugnis abgelegt hat, iſt unſtreitig unter allen lebenden 
Schriftſtellerinnen die bedeutendſte. Hatte ſie in der erwähnten größeren 
Abhaudlung ſich die Aufgabe geſtellt, das Weib-Problem erſchöpfend 
darzuſtellen, ſo geht ſie in den hier dargebotenen Eſſays einen Schritt 
weiter: ſie rollt alle Fragen möglicher Kulturentwicklung auf. Daß 
ſie auch dabei wieder vom Geſchlechtsproblem ausgeht und ſchließlich 
wieder mit ihm endet, wird niemanden überraſchen, der das Buch auf— 
merkſam lieſt. Und aufmerkſam muß man es leſen, Zeile für Zeile. 
Es iſt ein Kompendium modernen Menſchenthums, deſſen Ziel es iſt, 
die Seele größer zu machen. Das Buch wird vielerlei Leſer finden. 
Die einen werden es als eine überhitzte Schreiberei ablehnen. Andere 
werden es mit Begeiſterung leſen, ohne daß ſie es auf ihr eigenes 
Leben wirken laſſen. Dieſe werden die größte Zahl bilden. Es ſind die, 
die ihr eigenes kleines Leben lieben und ſich nebenbei an großen Ge— 
danken ab und zu berauſchen, die aber ſehr erſtaunt wären, wenn 
man ihnen zumuthete, ihr Leben mit den von ihnen angeblich gebilligten 
Ideen in Einklang zu bringen. Diejenigen aber, die zu der ſtillen 
und ach ſo kleinen Gemeinde der Verfaſſerin gehören, die werden 
durch das Buch mit Glücksgefühl und Dankbarkeit geſättigt werden. 
Es ſind die, die in vielen Dingen abſeits von der Welt des Heute 
ſtehen oder zu ſtehen ſcheinen, weil ihr Blick mit leidenſchaftlicher Energie 
auf die Zukunft gerichtet iſt, für die fie Samen ſtreuen. 

Aergerlich ſind die vielen Druckfehler, von denen es leider 
wimmelt. Konſequent wird Pſychiologie und pſychiologiſch gejagt. Bei 
einem Buche, das man nicht etwa einmal lieſt, um es dann für immer 
wegzulegen, das man vielmehr immer wieder und wieder zur Hand 
un 1 ſolche Fehler beſonders tadelnswert. 

2. Schickſale einer Seele. Roman von Hedwig Dohm. 
Berlin 8 Fiſcher. 1899. 419 S. 

Die Verfaſſerin hat vor einigen Jahren mit dem Romane „Sibilla 
Dalmar“ großes Aufſehen erregt. Er iſt jetzt in 2. Auflage erſchienen. 
Wir haben ihn ſchon bei ſeinem erſten Erſcheinen unſeren Leſern an— 
gezeigt und empfohlen. Was die Verfaſſerin mit „Sibilla Dalmar“ 
und mit dem vorliegenden neuen Roman will, erhellt am beſten aus 
den Worten des Vorwortes, das ſie dieſem mitgibt: „In drei Romanen 
wollte ich drei Frauengenerationen des 19. Jahrhunderts ſchildern, 
deren Repräſentantinnen, den Durchſchnitt zwar überragend, doch Typen 
ihrer Zeit ſein ſollten. Ich wollte ſie ſchildern, aufſteigend aus dem 
erſten Dämmern des Morgengrauens der Erkenntnis bis zum hellen, 
verheißungsvollen Frühlicht, das den Glanz der Mittagsſonne ahnen 
läßt, die erſt über den Frauen des 20. Jahrhunderts aufgehen wird. 
Der vorliegende Roman „Schickſale einer Seele“ hätte der erſte in 
der Reihenfolge ſein müſſen. Er erzählt das Leben einer Frau, die 
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heute in den Sechziger Jahren ſtehen würde. Er will ihr anfangs 
noch dunkles, inſtinktives Ringen um Sein oder Nichtſein ihrer Seele 
veranſchaulichen, und er endet mit einer theoretiſchen, fruchtloſen Er— 
kenntnis. Fruchtlos, weil der Weg zum Ziel: Befreiung der ureigenen 
Individualität aus der Vergewaltigung der Jahrhunderte, noch in däm— 
mernde Nebel gehüllt bleibt, weil die Zeit für die Verwirklichung ihrer 
Ideen noch nicht erfüllt iſt. In dem zweiten Roman: „Sibilla Dalmar“ 
(er iſt bereits vor zwei Jahren erſchienen) hatte ich das Lebensbild 
einer Frau, die heut etwa 40 Jahre alt ſein würde, gezeichnet. Der 
Weg, der zum Ziel führt, liegt ſchon klar vor den Augen der Heldin, 
er iſt aber uneben, dornig, gefahrvoll, beſchreitbar nur für energiſche 
Charaktere, denen Schwierigkeiten ein Sporn zum Vorwärtsdringen 
ſind. Dieſen ſonnenloſen Weg zu gehen war über Sibilla Dalmar's 
Kraft. Der dritte Roman: „Anna Marie Rubens“ wird der eben auf— 
blühenden Generation gewidmet ſein. Es würden demnach meine drei 
Frauengenerationen die Lebensbilder von Großmutter, Tochter und 
Enkelin entrollen. Alle drei Romane dienen der Illuſtrirung des 
Pindarſchen Spruches: „Werde, die du biſt.“ — Der Roman: „Die 
Schickſale einer Seele“ gehört unſtreitig zu den intereſſanteſten und 
beſten literariſchen Erſcheinungen Deutſchlands in den letzten Jahren 
und verdient gleich der „Sibilla“ wärmſte Empfehlung. 

163. Das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen in 
Deutſchland. In ſeinen geſammten Einrichtungen und Organiſations— 
formen auf Grundlage perſönlicher Wahrnehmungen ſyſtematiſch dar— 
geſtellt und als Handbuch für die genoſſenſchaftliche Praxis beſtimmt. 
Von Dr. Moriz Ertl, Dr. Stefan Licht. Wien. Manz. 1899. 
XXXVI, 657 S. | 

Der erſte Theil behandelt den genoſſenſchaftlichen Bezug land: 
wirtſchaftlicher Bedarfsartikel, der zweite den genoſſenſchaftlichen Abſatz 
der landwirtſchaftlichen Produkte. Wir erfahren das Genaueſte über 
die Organiſation und die Thätigkeit aller größeren ſchon beſtehenden 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, ſo daß wir das Werk als eine 
Fundgrube für alle Intereſſenten bezeichnen können. Wer ſich für dieſe 
Frage des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens theoretiſch oder 
praktiſch intereſſirt, hat an dem Buche einen ſchier unerſchöpflichen 
Kath: und Auskunftsgeber. Die Verfaſſer, deſſen einer Miniſterial— 
ſekretär im k. k. Ackerbau Miniſterium iſt, während der andere die 
Stelle eines Verbandsanwaltes des Zentralverbandes der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Mähren und Schleſiens bekleidet, 
ſind literariſch bereits bekannt. Sie haben hier gute Arbeit geleiſtet, 
die um ſo mehr anzuerkennen iſt, als ſie ein ſo trockenes Material 
behandelt und viel Fleiß und Genauigkeit erforderte. 

164. Dramatiſche Dichtungen. Von Hermann Lingg. 
Geſammtausgabe. Stuttgart. Cotta. 1897. 264 S. M. 4. 

165. Dramatiſche Dichtungen. Von Hermann Lingg. 
Geſammtausgabe. Neue Folge. Stuttgart. Cotta. 1899. 250 S. M. 5. 

Hermann Linggs Stärke und Bedeutung liegt wohl nicht in 
ſeinen dramatiſchen Dichtungen. Dennoch dürfen auch ſie Anſpruch auf 
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Beachtung erheben. Auch in ihnen finden wir den gedankenvollen, 
poetiſchen Geiſt, der alles auszeichnet, was Lingg ſchreibt. Manche 
dieſer Dichtungen würden wohl auch verdienen, dem dauernden Spiel— 
plan des deutſchen Theaters eingefügt zu werden. Der erſte Band ent— 
hält: Die Catilinarier. Korſar und Doge. Die Bregenzer Klauſe. 


Die Frauen Solonas. Clytia. Högnis letzte Heerfahrt. — Die neue 
Folge umfaßt: Die Athener. Nach der Veſper. Agrippina. Berthold 
Schwarz. Der Herr des Feuers. — Mit Ausnahme der „Bregenzer 


Klauſe“ ſind alle Stücke in gebundener Rede verfaßt. 


An unſere Leſer. 


Die erſte Auflage des Juni-Heftes der „Deutſchen Worte“ wurde 
von der Wiener Staatsanwaltſchaft mit Beſchlag belegt. Die erſte 
richterliche Inſtanz hat dieſe Konfiskation mit folgendem Urtheil beſtätigt: 


Geſchäfts zahl Pr. XXIII 278/99 
2 _ 


Im Damen Seiner Magellät des Kaiſers! 

Das k. k. Landes- als Preß-Gericht Wien hat auf Antrag der k. k. Staats— 
anwaltſchaft erkannt, daß der Inhalt des in Heft 6 der periodiſchen Druckſchrift 
„Deutſche Worte“ vom Juni 1899 enthaltenen Artikels mit der Ueberſchrift: „Jeſus 
von Nazareth, ſeine Pläne, ſein Wirken und ſeine Lehre“, das Vergehen nach 
§ 303 St.⸗G. begründe, und es wird nach § 493 St.-P.⸗O. das Verbot der 
Weiterverbreitung dieſer Druckſchrift ausgeſprochen. Die von der k. k. Staats— 
anwaltſchaft verfügte Beſchlagnahme gemäß 489 St.-P.-⸗O. beſtätigt und gemäß 
§ 37 P.⸗G. auf die Vernichtung der ſaiſirten Exemplare erkannt 

Gründe: 

In dem bezeichneten Artikel der oberwähnten Druckſchrift werden die Lehren 
der im Staate geſetzlich anerkannten römiſch-katholiſchen Kirche herabzuwürdigen 
geſucht und erſcheint demnach deſſen Inhalt geeignet, den Thatbeſtand des Ver— 
gehens nach $ 303 St.⸗G. zu begründen. 

Wien, am 3. Juli 1899. 

Der k. k. Präſident: 
Soos. 


Der konfiszirte Artikel umfaßte achtzehn Druckſeiten. Wir ver— 
anſtalten mit Hinweglaſſung dieſes Artikels eine zweite Auflage. Wir 
bitten unſere Leſer den Umſtand, daß das Juni-Heft in dieſer zweiten 
Auflage nur zwei Bogen umfaßt, gütigſt zu entſchuldigen. Der uns 
durch die Konfiskation zugefügte Schaden iſt immerhin ſo empfindlich, 
daß wir ihn einigermaßen hereinbringen müſſen. 

Gegen das Urtheil haben wir den Einſpruch erhoben. 


Die Redaktion der „Deutſchen Worte“. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


Ein | 
altes ſoziales Arbeiterrecht Deutſchlands. 


Von Prof. Dr. Adolf Zycha (Freiburg i. d. Schweiz). 
I. 


Der Einzug der „kapitaliſtiſchen“ Produktion in unſer 
Wirtſchaftsleben hat das große Problem des Arbeiterrechtes in 
die Welt geſetzt. Wie zu dieſem Produktionsſyſtem die Volkswirtſchaft 
erſt allmählich den Uebergang gefunden hat, ſo iſt auch die Frage des 
Arbeiterrechtes erſt im Laufe der Jahrhunderte in ihrer überragenden 
Bedeutung hervorgetreten. Es gab eine Zeit, in welcher, der numeriſchen 
Schwäche des neugeborenen Arbeiterſtandes entſprechend, deſſen Wohl. 
und Wehe die Allgemeinheit nur in geringem Maße berührte, in der 
dieſe Fragen überhaupt wenig generelle, vielmehr interne Bedeutung 
für einzelne Produktionszweige beſaßen. Denn bis tief ins jüngere 
Mittelalter hinein zeigte das Geſammtbild der Wirtſchaft noch ein 
Wandeln in den Bahnen der jog. „einfachen Warenproduktion“ (Karl 
Marx), bei welcher der Produzent mit dem Eigner der Produktions⸗ 
mittel und dem Erwerber des Arbeitsertrages noch eine und dieſelbe 
Perſon bildet; nur ein kleiner Theil der volkswirtſchaftlichen Arbeit 
wurde vorerſt im Dienſte fremden Kapitales von entlohnten freien 
Arbeitskräften geleiſtet. Daher iſt denn, obwohl ſchon das erſte Gegen- 
übertreten von Kapital und Arbeit jene gewaltigen Probleme aufrollte, 
die man modern als „die Arbeiterfrage“ bezeichnet, der breite 
Strom von heute doch einſtmals ein kleines Bächlein geweſen. 

Trotz dieſer für die Vorzeit naturgemäß weit geringer denn für 
die Gegenwart einzuſchätzenden Bedeutung des Arbeiterrechtes ermangelt 
die hiſtoriſche Erkenntnis desſelben für uns nicht des höchſten Inter— 
eſſes; denn jenen ſozialen Geiſt des Induſtrierechtes, den man 
kaum erſt geſtern entdeckt glaubt, finden wir bereits in dem älteſten 
Arbeiterrechte Deutſchlands. Wenn dieſes in eine Epoche fällt, in der 
die Arbeiterfrage noch keineswegs eine geſellſchaftliche Lebensfrage ge— 
bildet hat, ſo müſſen wir es umſo mehr bedauern, daß die Geſellſchaft 
im Laufe der Jahrhunderte um bereits Erworbenes wieder ärmer wurde. 

Der „freie Arbeiter“ im modernen Sinn iſt ein Faktor und zu⸗ 
gleich ein Produkt der kapitaliſtiſchen Großinduſtrie. Suchen 
wir ſeine Ahnen, ſo haben wir die Geſchichte der letzteren zurückzu— 
verfolgen. 

„Deutſche Worte“. XIX. 7. 18 


ne DIR 


Dieſe Geſchichte führt uns bis ins 13. Jahrhundert hinein. Zwar 
nimmt man gemeiniglich an — ob mit Recht oder Unrecht, bleibe dahin— 
geſtellt — daß die „kapitaliſtiſche“ Wirtſchaft erſt um die Wende des 


Mittelalters gegen die Neuzeit einſetze, doch reichen jedenfalls ihre 


Wurzeln viel tiefer zurück. Es gibt Produktionszweige, auf welche 
auch ſchon vor dieſer Zeit alle Kriterien des kapitaliſtiſchen Betriebes 
paſſen. So vor allem auf den älteſten induſtriellen Großbetrieb Deutſch— 
lands, den Bergbau. 

Schon die antike Welt kannte Betriebe im Großen, insbeſondere 
auch eine bedeutende Bergwerksinduſtrie, ohne aber doch den induſtriellen 
Hilfsarbeiter zu kennen; denn ſie produzirte mit unfreien Arbeitskräften, 
ſie arbeitete mit einer völlig anderen Standesordnung, daher nicht 
kapitaliſtiſch in unſerem Sinn. Erſt das Mittelalter hat eine aufſtei— 
gende Standesbewegung der unfreien Klaſſen mit ſich gebracht und 
damit das Material für die Bildung der freien Arbeiterſchaft 
geſchaffen. Vor allen anderen Induſtrien nahm nun der Bergbau den 
freien Arbeiter in ſeine Organiſation auf. Skizziren wir den Entwickelungs— 
gang auf dieſem Produktionsgebiete nach den Reſultaten der neueſten wirt: 
ſchaftsgeſchichtlichen Forſchung, ſo haben wir drei Stufen zu konſtatiren. 
In der älteſten Zeit bildete der Bergbau eine Unternehmung des Grund— 
herrn, der den Betrieb durch ſeine Knechte und Hörigen beſorgen ließ; 
in weiterer Folge emanzipirten ſich die letzteren, ſtandesrechtlich und 
wirtſchaftlich, ſie verdrängten den Grundherrn aus ſeiner Unternehmer— 
ſtellung und übernahmen ſelbſtändig den Betrieb als Produktivgenoſſen— 
ſchaft; ſchließlich trat die perſönliche Arbeit der Genoſſen mehr und 
mehr zurück, da Kapitaliſten zahlreich in ihre Verbindungen eintraten 
und durch Bezahlung von Lohn an Bergleute, die ſich werben ließen, 
die perſönliche Arbeitsleiſtung erſetzten. Das letzte Stadium iſt für 
uns das entſcheidende. Verſuchen wir deſſen Datirung. 

Bereits aus den letzten Regierungsjahren des Kaiſers Barbaroſſa 
berichten einzelne Quellen von Bergleuten, die einen Arbeitslohn in 
Geld erhalten, auf Zeit engagirt ſind, Freizügigkeit genießen, kurz 
freie Lohnarbeiter vorſtellen. Andererſeits erfahren wir aus eben dieſer 
Zeit bereits von Mitgliedern der Bergwerksgenoſſenſchaften, die vor— 
nehme Adelige oder reiche Bürger der Städte waren, ſich alſo gewiß 
nur als Kapitaliſten, nicht mit perſönlicher Arbeit in der Grube an 
dieſen Genoſſenſchaften (Gewerkſchaften) betheiligten. Es könnte die 
Frage ſein, ob man es hier nicht mit vereinzelten Fällen zu thun habe, 
während etwa im Allgemeinen der Betrieb noch durch das eigenhändige 

„Werken“ (wovon der Name „Gewerke“) beſorgt wurde. Allein jene 
füddeutſchen Quellen, die wir eben beriefen, aus der Oſt-Schweiz, Tirol, 
Steiermark und Kärnten, zeigen zum mindeſten, daß ſich die Wagſchale 
bereits ſehr ſtark zu Gunſten einer durchgreifenden kapitaliſtiſchen Or— 
ganiſation des Betriebes neigte. Dieſem Stand entſprechend, ſowie mit 
Rückſicht darauf, daß die Entwicklung des ſüddeutſchen Bergbaues 
wohl eine avancirte war, dürfte man für Deutſchland im großen Ganzen 
mit einiger Sicherheit das 13. Jahrhundert als jene Zeit an— 
nehmen können, in welcher die Umwandlung des produktivgenoſſen— 
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ſchaftlichen in den kapitaliſtiſchen Bergwerksbetrieb zum 
Abſchluß gelangte. Am Ausgange des ebengenannten Jahrhundertes 
ſteht das berühmte Berggeſetz des Königs Wenzel II. von Böhmen, 
das ſchon eine in weiteſtgehender Weiſe arbeitstheilig gegliederte Lohn⸗ 
arbeiterſchaft kennt und in mankanteſter Form den Probuktionsertrag 
als Rente des Kapitaliſten deklarirt. | 

Die mittelalterliche Gewerkſchaft iſt bekanntlich ein Vorläufer der 
modernen Aktiengeſellſchaft geweſen. Die Aktie ſteht rechtlich 
dem Kur zunächſt. Der Aktie gleich hat der Kux ſchon vor 600 Jahren 
nicht nur eine, ſondern die reinſte Form bloßer Kapitalsbetheiligung 
an der Produktion zum Ausdruck gebracht. Der Gewerke brauchte nur 
ſeine Beiſteuer zum erſten Unternehmungskapital zu leiſten und weiter— 
hin bei den Gewerkſchaftsverſammlungen die entfallende Zubuße zu 
zahlen; damit begründete er ſeinen Theilanſpruch auf den Bergwerks— 
ertrag, deſſen Größe ſich nach feinem Kurbeſitz richtete. Auf der an— 
deren Seite wurde die eigentliche produktive Arbeit von Knappen ge— 
leiſtet, die einen Geldlohn erhielten und nichts anderes und nicht mehr 
als dieſen; Knappen, die nicht ähnlich den Geſellen der ſtädtiſchen 
Zünfte in einem Herrſchaftsverhältnis zu den Gewerken als ihren Vor— 
geſetzten ſtanden oder überhaupt in dauernden perſönlichen Beziehungen, 
in einem „Werkſtattsverhältnis“, wie man bezeichnend ſich ausgedrückt 
hat, ſondern die nichts anderes waren als auf Zeit geworbene menſch— 
liche Maſchinen. Wie man ſieht, liegt hier der Typus des kapitaliſtiſchen 
Betriebes nach allen Richtungen vor. Fügen wir noch hinzu, daß der 
dem Mittelalter meiſt gänzlich abgeſprochene Erwerbstrieb, „die gebil— 
dete Form der Habſucht“, beim Bergbau, den ja erſt die auri sacra fames 
groß gemacht, ſonder Zweifel in ausgeprägteſter Geſtalt vorhanden 
war, ſo haben wir nicht nur alle Vorausſetzungen für die Eroberung 
von „Mehrwert“, ſondern anſcheinend auch alle Bedingungen für eine 
möglichſt weitgehende „Ausbeutung“ des Arbeiters gegeben, und wir 
fragen uns ungläubig: ein von ſozialem Geiſte getragenes Arbeiter— 
recht ſoll der Bergbau erzeugt haben? Wie erklärt ji dieſe Er— 
ſcheinung? 

Man könnte darauf antworten: vielleicht verwehrte dem Unter— 
nehmer die Konjunktur des Arbeitermarktes die Ausbeutung, vielleicht 
exiſtirte die „induſtrielle Reſervearmee“ noch nicht. Dies mag zum 
Theil zutreffen, nicht zur Gänze. Denn wenn auch gar manche Nach— 
richten einen ſtarken Wandertrieb der Bergleute erkennen laſſen, infolge 
deſſen den Bergwerksherren zeitweiliger Verluſt des Arbeitsperſonales 
durch plötzliches Wegziehen derſelben drohen mochte, ſo hat es doch im 
Ganzen niemals Mangel an Arbeitern gegeben; dies brachte ſchon die 
große Anziehungskraft der mit dem Schein des Geheimnisvollen und 
der Glorie plötzlichen Reichthums auch für den einfachen Arbeiter !) 
umgebenen Induſtrie ſelbſt mit ſich; und als namentlich im 15. Jahr: 
hundert immer zahlreichere Betriebe enden, muß thatſächlich eine 


1) Die ee arbeiteten in ihrer freien Zeit für ſich ſelbſt auf Erſchürfung 
von Gängen u. ſ. w., wovon unten noch die Rede ſein wird. 
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Reſervearmee beſtanden haben. Der Grund wird alſo anderswo zu 
ſuchen ſein. 

Adolf Menzel, der in ſeiner vortrefflichen Studie „Soziale 
Gedanken im Bergrecht“ 2) nicht nur den ſozialen Charakter des 
Berg arbeiter rechtes, ſondern auch jenen der Bergbauberechtigung. 
ſelbſt als ſog. Bergwerkseigenthums betont, verweiſt zur Erklärung 
darauf, daß der Staat dieſem beſonders gearteten Eigenthum gewiſſe 
Pflichten, die anderswo nicht durchzuſetzen waren, leicht aufzuerlegen 
vermochte, weil es ſich um eine gewiſſermaßen ktünſtlich geſchaffene, aus 
der Hand des Staates, bezw. des Regalherrn empfangene Gerechtigkeit 
handle, die mit der Verleihung zugleich belaſtet werden konnte; weiters 
betont er, daß beim Bergbau als der älteſten Großinduſtrie jene 
Probleme, welche das heutige Induſtrierecht beſchäftigen, eben zuerſt 
an die Geſetzgebung herantreten mußten. Mir ſcheint es nicht, daß 
durch dieſe Erklärung der ſoziale Charakter des Bergrechtes getroffen 
wird. Denn einmal war der den Regalherren zugeſchriebene Einfluß 
auf die Geſtaltung des Bergweſens bis gegen Ende des Mittelalters 
ſehr gering. Das Bergrecht war „gefundenes“, d. h. von den Berg— 
leuten ſelbſt ſtatuirtes oder doch vereinbartes, nicht von oben erlaſſenes 
Recht.?) Alle dy bücher, dy der sein von bergrechte, ſagt eine Sachſen⸗ 
ſpiegelgloſſe aus dem 14. Jahrhundert, dy sin ufkomen von wilküren, 
dy sich die lute selber under sich gesatzt haben. Und was etwa von 
Seite der Regalherren zu Recht geſetzt wurde, das waren durchaus 
keine ſozialen Gedanken, vielmehr lediglich Auferlegung von Abgaben 
an die regalherrliche Kaſſe und Aehnliches. Erſt aus Maximilians 
Zeit her datiren die erlaſſenen Bergrechte, die den Urſprung aus der 
autonomen Berggemeinde verleugnen. Sie enthalten allerdings zahl— 
reiche ſozial gedachte Vorſchriften, insbeſondere die Bergordnungen 
des genannten Kaiſers; jedoch kann man nicht behaupten, daß neue 
ſoziale Ideen in das Recht eingeführt worden ſeien, es handelt ſich 
höchſtens um Weiterbildung vorhandener Anſätze. Das zweite von 


Menzel angeführte Moment erklärt wohl das Vorhandenſein einer — 


auch heute noch unverſiegten — Quelle 'ſozialer Strömungen, nicht aber 
die Erſcheinung eines ſozialen Rechtes! denn zwiſchen dem Auftauchen 
einer ſozialen Forderung und ihrer rechtlichen Sanktionirung kann 
ein weiter Zeitraum dazwiſchen liegen. 

Unſeres Erachtens beſteht der wahre Grund, warum gerade das 
hiſtoriſche Bergrecht eine für uns ſo intereſſante Fundſtätte von Normen 
ſozialen Charakters auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes geworden iſt, 
in der Geneſis des Gewerken- und Bergarbeiterſtandes, 
in der fortdauernden perſönlichen Arbeit einzelner Gewerken 
und der allzeit vorhanden geweſenen Möglichkeit des Aufſteigens 
eines Arbeiters in die höhere Schichte des Unternehmer— 
thums. 


2) Im 18. Bande der Zeitſchr. f. d. geſ. öff. u. priv. Recht d. Gegenwart, 1891. 

3) Das gilt auch von dem obenzitirten Bergrechte K. Wenzels, das ſich 
nur formell als Geſetz gibt, deſſen Inhalt aber, von rhetoriſchen Ausſchmückungen 
abgeſehen, dem Iglau-Kuttenberger Bergrecht entſtammt. 
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Diefe Umstände mußten für die ſoziale Einſchätzung des Berg— 
arbeiters von der größten Bedeutung ſein. Die Berufsſtände des 
Gewerken wie des Arbeiters gehen zum Theil auf denſelben unfreien 
Geburtsſtand des Geſindes der Grundherrſchaft zurück, indem nämlich 
die nicht von auswärts in die Bergbaugenoſſenſchaften eingetretenen 
Gewerken nichts anderes waren als diejenigen, aus den Feſſeln der 
Grundherrſchaft emanzipirten ehemaligen Arbeitsgenoſſen, die von den 
Kapitaliſten keinen Lohn angenommen hatten. Als die anfangs, eben 
mit Rückſicht auf dieſen gleichen Urſprung, geringe ſoziale Kluft zwiſchen 
Gewerken und Arbeitern infolge des Anwachſens des kapitaliſtiſchen 
Elementes unter den Mitgliedern der Gewerkſchaften ſich zu weitern 
begann, da waren es die beiden anderen vorangeführten Momente, 
welche einen allzu ſchroffen Gegenſatz hintanhielten: nämlich die durch 
das ganze Mittelalter andauernde eigenhändige Arbeit einzelner Ge— 
werken und weiters das häufige Vorkommnis, daß Knappen, bei 
Schürfverſuchen in ihrer arbeitsfreien Zeit vom Glück begünſtigt, ſelbſt 
zu Bergbauunternehmern wurden. Oftmals aſſoziirte ſich dann ein 
ſolcher Arbeiter mit Mitgliedern der ältereren Gewerkſchaft (die übrigens 
ihrerſeits einen rechtlichen Anſpruch auf Theilhaberſchaft an dem Neu— 
funde beſaß) und wurde ſo zum Genoſſen ſeines früheren Arbeitsherrn. 
Es bedarf keiner Auseinanderſetzung, von wie großem Einfluß derartige 
8 auf die Annäherung von Unternehmer und Arbeiter ſein mußten. 
's wurde noch wenig beleuchtet, wie das Bergrecht ja auch die Aſſimi— 
lirung der im ſpäteren Mittelalter ſich aufs ſchroffſte gegenüberſtehenden 
Geburtsſtände in glänzender Weiſe initiirt hat. In der Bergbau— 
genoſſenſchaft waren ſolche Standesgegenſätze unbekannt: Wer duch, 
ſo ſind die Worte eines alten ſchleſiſchen Bergrechtes, daz eyn man 
buwete mit eynre geselleschaft, is were eyn herre, eyn 
ritter, eyn knecht u. ſ. w. 
Hierin findet man bei Berückſichtigung der Art der Rechtserzeugung 
des Mittelalters, das aus den intereſſirten Rechtskreiſen ſelbſt, auf 
unſerem Boden alſo aus der Berggemeinde, das Recht erſtehen ließ, 
u. E. die Erklärung, warum die alten Bergrechte über den Bergarbeiter 
ſozial gedacht haben, warum die Bedingungen des Arbeitsvertrages, 
der wie kein anderer das volle Weſen einer Perſon in Feſſel legt, 
anders abgefaßt erſcheinen, als es in ſpäterer Zeit allgemein der Fall 
war. Ueberall ſehen wir in den Quellen die Anerkennung des Menſchen 
im Arbeiter durchleuchten, überall finden wir betont, daß man ihm eine 
menſchenwürdige Exiſtenz ſichern müſſe, wenn man wolle, daß das 
gemeine Weſen gedeihe. Und wenn auch kaum einer erwarten wird, 
daß ſelbſt nur eine relative, d. h. der damaligen Kulturepoche ent— 
ſprechende Löſung der aufgetauchten Probleme erzielt worden wäre, 
ſo läßt ſich doch überall verfolgen, wie der Hebel zur Beſeitigung 
ſozialer Uebelſtände angeſetzt wird, wir konſtatiren den guten Willen 
und den wenigſtens theilweiſe erfolgreichen Verſuch, den Knappen ein 
ſoziales Arbeiterrecht zu gewähren. Getroſt kann man behaupten, daß 
es heute um die ſogenannte ſoziale Frage anders ſtände, wenn man 


— 278 — 


fortgefahren hätte, das Arbeiterrecht in jenem Geiſte zu regeln, der 
die Beſtimmungen der alten Bergrechte auszeichnet. 


II. 


Wir ſchulden nunmehr den Nachweis, in welchen Punkten das 


Recht der deutſchen Bergarbeiter des Mittelalters ein joziales Ar— 
beiterrecht genannt werden darf. Schon Menzel hat in der ange— 
führten Abhandlung die alten Quellen durchforſcht und im zweiten 
Theil ſeiner Studie eine Gruppe ſozialer Gedanken, welche das Arbeits— 
verhältnis betreffen, zuſammengeſtellt; er behandelt daſelbſt der Reihe 
nach den eee ee das Verbot des Truckſyſtems, den 
Kontraktſchutz, den Arbeitslohn und ſchließlich die Unterſtüzung und 
Organiſation der Bergarbeiter. Ich will von einer Verfolgung der 
Quellen bis auf den modernen Stand abſehen und damit insbeſondere 
auf die reiche Ausbeute aus den der Zeit des ſogenannten Direktions— 
prinzips (im vorigen Jahrhundert) entſtammenden Bergrechten, in 
welchen nach Menzel ſogar ein Stück Staatsſozialismus Ver— 
wirklichung gefunden hat, verzichten, mich dafür aber eingehender 
u. zw. im Rahmen einer ſkizzirten Darſtellung des geſammten Arbeiter: 
rechtes mit der mittelalterlichen Geſchichte ſozialer Ein— 
richtungen beim Bergbau befaſſen, die dann, was die Hauptſache 
anlangt, in der Neuzeit doch nur mehr weniger konſequent fortgebildet 
wurden. 


1. Gliederung und Stärke des Arbeits perſonales. 


Frauenarbeit hat es beim Bergbau nicht gegeben. Möglich, 
daß auf den Bergen auch Frauensperſonen in nicht ſpezifiſcher Berg⸗ 
mannsarbeit, wie etwa beim Ausklauben von Halden, thätig waren; 
für den eigentlichen Bergwerksbetrieb auf und unter der Erde 
nennen die Quellen nur männliche Arbeiter.) Dieſe theilen ſich in 
Vollarbeiter und in Lehrlinge, die „Jungen“. Unter den erſteren 
unterſcheiden ſich die Knappen, welche in der Grube arbeiten, von jenen, 
die über Tag beſchäftigt ſind, die „nicht ſo ſchwere und gefährliche 
Arbeit als in einer Grube haben“; der techniſchen Verwendung nach 
gab es: Gruben: (Schicht⸗)häuer, Zimmerungs arbeiter 
(zur Zimmerung der Schächte und Stollen), Bulgenmacher (zur 
Fabrikation der Bulgen, lederner Säcke, und Sammlung des reinen 
Erzes in denſelben), Schnur zieher und Sumpffüller (bei den 
Waſſerhebungsarbeiten beſchäftigt), Stürzer (zum Ausſtürzen der 
Förderung), Haſpler und Seilwärter (für den Dienjt beim. 


Rundbaum, Haſpel), Truhen läufer (zur Verführung der Förderung), 


Metallſcheider (zur Verkleinerung größerer erzhaltiger Stücke und. 


4) Vergleichsweiſe ſei bemerkt, daß nach geltendem öſterreichiſchen und reichs- 
deutſchen Recht in Bergwerken, Salinen, unterirdiſchen Betrieben, Brüchen oder 
Gruben und Aufbereitungsanſtalten Arbeiterinnen nicht unter Tage be⸗ 
ſchäftigt werden dürfen. Aus einzelnen neuzeitlichen Quellen iſt zu entnehmen, 
daß Frauensperſonen als gewerkichaftliche Beamte fungirten, was abgeſtellt 
wurde (3. B. Rud. Pat. von 1604 fur Böhmen,. 
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Ausſcheidung des tauben Geſteins), Metalltheiler (für die Aus⸗ 
theilung der Ausbeute unter Regalherrn, Grundherrn, Gewerken und 
Lehenhäuer ꝛc.) u. A. m. Verhältnismäßig wenig techniſche Kategorien 
von Arbeitern beſtanden bei den Salinenbetrieben, welche zu einer weit⸗ 
gehenden Arbeitstheilung keinen Anlaß boten. Nicht zu den eigent- 
lichen Bergknappen zählten die Hüttenarbeiter, obwohl ſich die 
beginnende Knappſchaftsorganiſation auch auf ſie erſtreckte; unter ihnen 
gab es Pocher, Schlemmer, Schmelzer, Scheider u. ſ. w. 

Die „Jungen“ fanden verſchiedene Verwendung. Wahrſcheinlich 
gebrauchte man ſie überhaupt zu leichteren Arbeiten, bald da, 
bald dort; wenigſtens werden ſie in den älteren Quellen niemals bei 
der eigentlichen Bergarbeit genannt, ſo daß alſo ein gewiſſer Ver— 
wendungsſchutz für jugendliche Arbeiter beſtanden hat. Ein deutſch— 
ungariſches Bergrecht aus dem 16. Jahrhundert ſagt, es ſei „von 
altersher und bei allen Berg- und Amtleuten je und allerwege 
gebräuchlich geweſen, daß keiner aus eigenem Witz oder Willen ſich 
hat unterſtanden, für einen Hauer zu arbeiten“, ſondern jeder 
„Lehrhäuer“ habe ſich vor die Amtsleute ſtellen müſſen, damit „Stärke 
und Leibeskräften“ an ihn geprüft werde. Erſt wer „die Stärke und 
das Alter hat“ ſoll als Häuer aufgenommen werden; „wo aber 
nicht, ſo ſoll ihm durchaus nicht vergönnt noch zugelaſſen werden (zu 
arbeiten), damit alſo die Jugend verſchont und durch ſolche 
ſchwere Arbeit, die ihre Kräfte noch nicht ertragen und 
ausſtehen mögen, nicht verderbt und zu feinem wohlmö⸗ 
genden Alter nicht kommen können.“ Menzel bemerkt zu dieſer 
Vorſchrift mit Recht: „Wie würdig klingt dieſe entſchiedene Sprache 
gegen die vielfach verklauſulirten Beſchlüſſe der internationalen Arbeiter- 
ſchutzkonferenz vom Jahre 1889!“ Freilich hat es trotzdem nicht an 
Verſuchen gefehlt, die billige Arbeitskraft der „Jungen“ für ſchwere 
Arbeit auszubeuten. Es waren ſelbſt Arbeiter, die, offenbar um bei 
Akkordlohn günſtig abzukommen, ſich der Ausbeutung junger Gehilfen 
ſchuldig machten; 1494 beſchloſſen die böhmiſchen Stände: „Nachdem 
ſich Bu Häuer zu 3 und 4 Jungen halten, ſo ſoll dieſes abgeſtellt 
werden“. 

Gegen Ende des Mittelalters wurden die dauernd ange— 
ſtellten Knappen von den Taglöhnern, den nicht ſtändigen Arbeitern, 
unterſchieden. Erſtere waren für verhältnismäßig ſehr lange Arbeits— 
perioden angeſtellt (ſ. unten) und hatten ein relatives Anrecht auf 
Arbeit, nämlich vor den Taglöhnern. 

Was die Zahl der in den bedeutenderen Montan⸗— 
orten insgeſammt thätig geweſenen Knappen betrifft, 
jo fehlen leider für unſere Zeit verläßliche Angaben faſt gänzlich. 
Wenn Emil Steinbeck in Betreff des Goldberger Bergbaues (Schleſien) 
bereits für das Jahr 1241 eine Schaar von 2500 Bergleuten annimmt, 
ſo iſt dies ſicherlich übertrieben. Das Gleiche gilt von Sperges An— 
gabe, daß Maximilian I. in Schwaz (Tirol) von 7400 Gewerken und 
Bergarbeitern empfangen worden ſei. Man braucht damit nur zu ver— 
gleichen, daß in den berühmten Silberbergwerken Freibergs in Sachſen 
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im Jahre 1453, allerdings bei ſtarkem Rückgang des Bergbaues, nur 
250 Häuer, wie uns überliefert wird, in Arbeit ſtanden, und daß nach 
Trenkles Angabe zu Anfang des 14. Jahrhunderts in dem freilich nicht 
bedeutenden Schomauer Thale (Schwarzwald) etwa 300 Bergleute 
arbeiteten. Deshalb wird man auch die Berechnung Sternbergs, daß in 
den Joachimsthaler Bergwerken zur Zeit ihrer größten Blüte in den 
Dreißiger Jahren des 16. Jahrhunderts etwas über 4000 Bergarbeiter 
thätig waren, gewiß nicht als eine Unterſchätzung anſehen dürfen. 

Eine beſſere Vorſtellung vermögen wir uns von der Stärke 
der Belegſchaft eines einzelnen Bergwerks zu machen. 
1390 iſt anläßlich der Belegung eines Neufundes bei Freiberg die 
Rede von drissig personen unde waz erbeyter er me bedarf. Wenn es 
ſich vielleicht hier mehr um die Exploitirung des entdeckten „Gefildes“ 
als um den eigentlichen Bau eines Bergwerks handeln ſollte, ſo führt 
doch eine Prüfung der Vorſchriften über die Betriebspflicht nach dem 
böhmiſch⸗ſächſiſchen Bergrechte zu einer ganz ähnlichen Ziffer. Den inten— 
ſivſten Betrieb verlangte das böhmiſche Bergrecht; nach dieſem mußte 
jedes Bergwerk von 7 Lanen (1 Lane — 7 Klafter) Länge mindeſtens 
mit drei Ortstrieben per Lane, alſo zuſammen mit 21 Ortstrieben in 
Bau gehalten werden. Da vor einem Ort regelmäßig ein Häuer ar— 
beitete — ſpäter wurde das Arbeiten zweier Häuer ausdrücklich ver— 
boten — ergibt ſich bei Berückſichtigung der Schichtarbeit eine Zahl von 
42 Häuern. Dieſe Ziffer wäre jedoch zu hoch gegriffen, weil nicht 
jeder „Ort“ kontinuirlich abgebaut wurde; ein Theil des Bergwerks 
pflegte auch zur Ermäßigung der Koſten an Lehenhäuer überlaſſen zu 
werden, und manche Gewerken bauten noch ſelbſt. So kommen wir bei 
einem in Vollbetrieb ſtehenden Bergwerke auf die Zahl von etwa 20—30 
Häuern, welchen dann noch die übrigen Arbeiter hinzuzurechnen ſind. 
Beim Beſtande zahlreicher Bergwerke an demſelben Orte mußte auf 
dieſe Weiſe die Arbeiterſchaft immerhin ein ſtattliches Völklein reprä— 
ſentiren, ja man könnte verſucht ſein, die oben als irrig bezeichneten 
Angaben ernſt zu nehmen. Allein nur ein kleiner, ſogar unverhältnis— 
mäßig kleiner Theil der Bergwerke beſtand aus „Ausbeutezechen“, die 
thatſächlich vollen Betrieb hatten, die weitaus meiſten Gruben waren 
„Zubußzechen“, die entweder überhaupt noch nicht zu Gewinn gebracht 
worden waren und vorerſt nur mit wenigen Geſellen belegt wurden, 
oder ſich erſchöpft hatten und daher trotz aller Betriebsvorſchriften 
nur mit einer ſtark reduzirten Belegſchaft arbeiteten. 


2. Die Stellung der Arbeiterſchaft im Allgemeinen. 


Alle Aeußerungen der alten Quellen über die allgemeine Stellung 
der Knappen laufen darauf hinaus: Der Arbeiter iſt der ökonomiſch 
Schwache, der präſumtiv Unterdrückte, daher muß er von der Obrigkeit ge— 
ſchützt werden. Dieſen Gedanken variirt beſonders die ſogenannte Kuttenberger 
Bergordnung Wenzels II. in den verſchiedenſten Faſſungen; dieſelbe geht 
ſogar ſoweit, zu erklären, daß in einem gerichtlichen Verfahren zwiſchen 
einem Reichen und einem Armen die juriſtiſche Vermuthung immer zu 
Gunſten des letzteren ſpreche, denn, ſo lautet die Motivirung, es iſt 
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nicht wahrſcheinlich, daß die Armen einen Streit gegen die ihnen Vor: 
geſetzten vom Zaune brechen, vielmehr klagen ſie nur dann, wenn die 
Noth ſie dazu zwingt. Da aber arme Arbeiter oft trotz aller Noth ſich 
nicht zu klagen trauen, ſo ſoll von Amtswegen über ihre gerechte Aus— 
richtung gewacht werden. Eine darauf bezügliche Freiberger Beſtimmung 
lautet: „Wenne ez geschiet, daz durch vorchte bewilin arme lute 
nicht turrin clagin ihre not: darumme wenne her (d. h. der Berg— 
meiſter) erverd, von weme ez sie, keynerleyge gebrechin, daz sol 
her zu rede seczin und sol nicht beyten (warten), ab ymand 
clagin wolle“. | 

Um dem Arbeiter eine mit Rückſicht auf feinen Lohn auskömm— 
liche Exiſtenz zu verſchaffen, wurden die Preiſe der Lebensmittel 
und anderer Verkaufsartikel auf dem Berge geregelt und kontrolirt. 

Der Verſchuldung des Arbeiters wandte man in folgender Art Für— 
ſorge zu. Bei Bauten armer oder infolge geringer Hoffnung der Zeche 
läſſig gewordener Gewerken kam es vor, daß die Bergleute viele 
Monate lang auf ihren Lohn warten mußten und ſich daher in der— 
nächſten Gemeinde „einſchuldigten“. Die Wirte, Bäcker, Metzger, die 
geborgt hatten, ließen ſich dann den Lohn direkt zuſchreiben, ſo daß 
der Arbeiter am Löhnungstage völlig leer ausgieng. Tiroler Rechte 
beſtimmen nun, wie wohl auch anderwärts geſchehen iſt, daß ein „Vor- 
ſchreiben“ des Lohnes abſolut verboten fei, außer es hätte ein Ge— 
werke Geldvorſchüſſe gegeben; ſpäter wurde auch die bloße Anweſen— 
heit der Wirte u. ſ. w. bei der Auszahlung unterſagt. Es iſt inter— 
eſſant und charakteriſtiſch, daß man umgekehrt eine unmittelbare An— 
weiſung des Knappen an den Schuldner des mit der Lohnzahlung ſäu— 
migen Gewerken für zuläſſig befunden hat. Nach böhmiſchem Berg— 
recht konnte ſich nämlich der Knappe direkt an den Erzkäufer, der von 
dem Gewerken Erz erſtanden hatte und daſür den Kaufpreis ſchuldete, 
um Bezahlung ſeines Lohnes wenden; es findet ſich für die Erzkäufer 
die köſtlich naiv klingende Vorſchrift, den Arbeiter in ſolchem Falle 
nicht anzuſchreien, ſondern ruhig zu zahlen! 

An ergiebigen Betriebsſtätten war die wirtſchaftliche Situation 
der Knappen im Mittelalter eine ſehr günſtige. Die meiſten beſaßen 
auf dem Berge ihr eigenes Häuschen und hielten ſich Vieh, für 
das ihnen freie Weide in gewiſſem Ausmaße eingeräumt war. 

Von der Sorge für Reinlichkeit und Geſundheitspflege zeigt die 
Einrichtung von „Badſtuben“ nächſt den Bergwerken, deren Be: 
nützung den Arbeitern gegen einen geringen Zins geſtattet war. Um 
den Häuer in der Grube vor Unfällen zu bewahren, war eine tech— 
niſche Grubenaufſicht durch beeidete Beamte eingeführt — ein Vorbild 
der modernen Gewerbeinſpektion! 


3. Eingehung, Dauer und Aufhebung des Ar⸗ 
beitsverhältniſſes. 
Die Aufnahme der Knappen oblag urſprünglich jenen Gewerken, 
die, weil ſie nicht perſönlich arbeiteten, einen Stellvertreter ſenden 
mußten; bald aber wurde dieſelbe zur Sache der allgemeinen Ver— 
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waltung des Bergwerks, jo daß alſo der Bergmeiſter oder Schicht- 
meiſter oder wie ſonſt der Vorſteher der Grube hieß, das Arbeits— 
perſonal engagierte. Manche Arbeiter, auf deren Ehrlichkeit der Regal⸗ 
herr bei Ablieferung der Bergwerksabgabe angewieſen war, mußten 
einen Eid in die Hände des Regalbeamten leiſten, ſo z. B. die Metall⸗ 
theiler. Irgendwelche Nachweiſungen wurden für die Aufnahme nicht 
verlangt. Erſt im 16. Jahrhundert findet ſich in Ungarn die Be— 
ſtimmung: „Kein Amtmann oder Arbeiter, ſo im Bergſtätterkreis von 
einem Ort zum andern Arbeit ſucht, ſoll aufgenommen werden, er hab 
denn eine Kundſchaft, wie er ſich zuvor verhalten“ — 
das Arbeitsbuch in ſeinen Anfängen! 

War der Arbeitsvertrag einmal abgeſchloſſen, dann gab es kein 
Reurecht, kraft deſſen er etwa zu Gunſten eines vortheilhafteren Dienſtes 


einſeitig hätte aufgelöſt werden können, ſelbſt wenn die Arbeitsleiſtung 


noch nicht begonnen hätte. Dagegen ſcheint ſeitens der Knappſchaft oft 
gefehlt worden zu ſein, weil die Zuhaltung der Kontrakte wiederholt 
eingeſchärft wird. Bei der großen Beweglichkeit der Bergleute mußte 
man hier in der That ſcharf zuſehen, beſorgte man doch auf manchem 
Berge bei hoffnungsreichen Neufunden ein Abſtrömen der dadurch an— 
gelockten Arbeiter, das man bei Einhaltung der Kündigung ohnedies 
nicht hindern konnte; alſo ſollten weniaſtens die vertragsmäßig ge— 
bundenen Knappen bleiben müſſen. Dieſe Furcht vor dem Wegziehen 
der Arbeiterſchaft zeigt die Verwahrung des meißniſchen Markgrafen 
anno 1390, daß ſich Niklas von Magdeburg für ſein neues Bergwerk 
Arbeiter aus Freiberg kommen laſſe: er ſolle keinen Häuer, noch 
Haſpler, noch Schmelzer, noch Bergſchmiede, noch Bergzimmerleute, 
dy iczunt zu Freyberg sin, von dannen führen, vielmehr möge er 
ſich nach Kuttenberg wenden oder an andere Bergwerke. 

Die Arbeitsverträge liefen gegen Ende des Mittelalters — mit 
Ausnahme jener der Taglöhner — ſtets auf längere Zeit, ſo z. B. 
im Schwarzwald auf einen Monat. Nach einer Goslarer Bergordnung 
des 15. Jahrhunderts ſollten ſogar alle Arbeitsverträge mit dem Ge— 
ſinde, worunter ſelbſt die Wagenknechte einbezogen wurden, auf ein 
Jahr oder doch wenigſtens auf ein halbes Jahr abgeſchloſſen 
werden. | 
Wenn ein Arbeiter kündigte, was nur auf einen Lohnzahlungs— 
termin (der aber auch früher fallen konnte als das Ende der gegen 
den Arbeitgeber geltenden Vertragszeit) zuläſſig war, mußte binnen 
kürzeſter Friſt ſein Guthaben beglichen werden. Die Bergordnung für 
das Münſterthal von 1372 beſtimmt diesbezüglich: Item ein arbeiter 
noch siner rechnung, so er nit wolte bliben, den soll man in 
3 tagen usrichten. 

Zum Schutze der Arbeitgeber war andrerſeits ſtatuirt, daß ein 
wegen ſchlechten Verhaltens entlaſſener Arbeiter vor Ablauf 
der vertragsmäßigen Dienſtzeit von einer anderen Zeche nicht aufge— 
nommen werden dürfe, und daß eine ähnliche Strafe einzutreten habe, 
wenn einer ohne ſtichhältigen Grund den Dienſt eigenmächtig ver läßt. 
Wie aus Obigen erſichtlich, war vorzeitige Entlaſſung wegen 
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„ſchlechten Verhaltens“ rechtlich geſtattet. Manche Vorſchrift bemühte 
ſich, dieſen weiten Begriff näher abzugrenzen durch Ausſcheidung ein⸗ 
zelner Vorkommniſſe, die nicht als Grund für die Entlaſſung ange- 
ſehen werden durften. Beiſpielsweiſe war ein Streit mit dem Arbeit: 
geber über Anſprüche des Arbeiters ſchon nach Wenzels Berggeſetz kein 
genügender Entlaſſungsgrund. Ueberhaupt ſollte die Ablegung von 
Arbeitern auch bei Einhaltung der vertragsmäßigen Dienſtzeit, unzu⸗ 
läſſig ſein, wenn ſie blos aus Rankune geſchah, wie etwa für den Fall, 
daß ein Arbeiter ſich nicht beim Steiger igen und von dem— 
ſelben übervortheilen laſſen wollte. | 


4. Von der Arbeitszeit. 


Es iſt wenig wahrſcheinlich, daß von Anfang an in den Berg— 
werken nach Schichten gearbeitet wurde. Solange man Fronknechte 
verwendete und die Betriebsintenſität noch eine geringe war, beſtand 
offenbar noch kein Bedürfnis, eine ſtundenweiſe Ablöſung der Beleg⸗ 
ſchaft einzuführen. Erſt die Rückſicht auf den freien Arbeiter und 
andererſeits die ſteigende Gewinnſucht, welche die Schätze der Erde gar 
nicht früh genug an die Oberfläche gezogen ſehen konnte, hat zur 
ſchichtweiſen Arbeit geführt. Wo beſonders intenſiver Betrieb herrſchte, 
wie in Böhmen und Sachſen, wurden die Schichten auch auf die Nacht 
erſtreckt; es gab Tag- und Nachtſchichten, und zwar im Ganzen vier. 
Dieſe Schichten dauerten nicht gleich lange wie man gemeiniglich an⸗ 
nimmt; vielmehr wurde als ere (S ehere) tagschicht die Zeit vom 
Tagesbeginn bis Mittag, als lesern (Ablöſungs-) tagschicht die Zeit 
von Mittag bis zum Einfall, der Nacht angeſehen, während die beiden 
Nachtſchichten, ere nachtschicht und lesern nachtschicht, ſich analog auf 
die Zeit vor und nach Mitternacht vertheilten. Man kann daher in 
den genannten Ländern nur ungenau von einer 6ſtündigen Schicht 
ſprechen. Anderwärts, wie auf dem Rammelsberg und im Schwarz— 
wald, war Nachtarbeit überhaupt ausgeſchloſſen; die Tagesarbeit dauerte 
nach der Münſterthaler Bergordnung von 1372 (Schwarzwald) acht 
Stunden: „item der huttmann und ein arbeitter, er sye im berg, uff 
der erzmuly, im schmelczhoff ete (sol) zum tag acht stunden 
werken, vier stund vor mittag und vier stund noch 
mittag; diss ist die recht berggeschicht.“ Auf dem Rammelsberge 
galt gleichfalls eine Schicht von acht Stunden, es iſt aber ungewiß, 
ob nicht täglich 2 Schichten (mit Ausſchluß der Nacht) verfahren 
wurden. Wo nicht volle 24 Stunden gearbeitet wurde, ſollte nach ſächſiſchen 
Bergordnungen die Nachtſchicht verboten ſein. — Der Schichtwechſel 
wurde auf dem Berge ausgerufen oder durch ein Glocken- oder Hammer— 
zeichen bekannt gegeben. 

Wo nicht blos eine at täglich geleiſtet wurde, genoß der 
Arbeiter Verwendungsſchutz in dem Sinne, daß er nicht kon— 
tinuirlich durch zwei Schichten hindurch beſchäftigt werden durfte. Schon 
1300 wird dies in der Kuttenberger Berg-Ordnung ausgeſprochen! 
„Kein Arbeiter darf durch mehr als 2 Schichten arbeiten, damit er 
nicht ermatte bei der Arbeit.“ Aehnliche Beſtimmungen finden ſich in 
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zahlreichen Berggeſetzen; in ſpäterer Zeit firirte man die per Woche 
zu leiſtenden Schichten. Im Ganzen zeigt ſich, daß an einem Normal— 
arbeitstag feſtgehalten wurde, der theilweiſe ſogar ein Acht— 
ſtundentag war.“) Auch dieſe Normalarbeitszeit ſollte nach unga— 
riſchen Beſtimmungen bei beſonders ſchwerer Arbeit auf hartem Ge— 
ſtein noch herabgeſetzt werden. 

Daß auch Ruhetage beſtanden, iſt gewiß, weil die Frage der 
Entlohnung für die Feiertage geregelt wird. Ob aber ganz allgemein 
die Arbeit an Sonn- und Feiertagen aus religiöſen Gründen ruhte, 
wie Menzel meint, iſt doch nicht durchwegs zu bejahen. Die Goslarer 
Bergſtatuten von 1271 ſprechen nämlich von einer „sundages avends 
schicht“, bei welcher der Zehent zu geben ſei u. ſ. w., es muß alſo 
doch Sonntags, wenigſtens in Goslar, gearbeitet worden ſein. Doch 
auch ſonſt wurde, wie aus der folgenden Notiz hervorgeht, die an ſich 
zweifelhafte Frage, ob gearbeitet werden dürfe, im bejahenden Sin ne 
entſchieden. „Aus dem Salzburgiſchen ſind“, theilt Kommer mit, „die 
merkwürdigen Verhandlungen mit dem Papſt über die Arbeit an Sonn— 
und Feiertagen in den Salzbergwerken aufbewahrt. Der Papſt ent— 
ſchied dieſe Kontroverſe dahin, daß die Arbeiten erlaubt ſeien, wenn 
die Wandlung im Hochamt zu Hall vorüber wäre, jedoch gegen eine 
an die Pfarrkirche zu entrichtende Abgabe in Salz.“ 

Das ſtrikte Verbot, zwei Schichten hinter einander zu verfahren, 
bedeutet zugleich auch eine Unterſagung der ſogenannten Ueber— 


ſchichten. Sächſiſche Bergrechte aus dem Ende des Mittelalters ver— 


fügen noch ausdrücklich, daß niemand mehr als einen Lohn auf ſich 
ſchreiben laſſen dürfe. Auch gleichzeitigen Beſchäftigung in zwei ver— 
ſchiedenen Bergwerken, wodet dieſes Verbot umgangen worden wäre, 
wurde abſolut unterſagt. Dagegen beſtand natürlich kein Hindernis 
gegen eine Ueberarbeit außerhalb des Dienſtverhältniſſes im eigenen 
Jutereſſe und auf eigene Rechnung. Letztere Arbeit ſpielte gegen Ende 
des Mittelalters eine große Rolle; die Arbeiter ſchürften in ihrer 
freien Zeit und bauten an eigenen Gruben, die ſie für hoffnungsvoll 
hielten, um ihr Glück zu verſuchen. Häufig müſſen auf dieſe Weiſe 
thatſächlich neue gewinnreiche Bergwerke aufgekommen ſein; denn in 
den Berggeſetzen wird allenthalben vorgeſchrieben, daß an ſolchen neuen 
Bergwerken den alten Gewerken das Recht zukomme, an den auszu— 
gebenden Kuen zu partizipiren und zwar meiſt zur Hälfte. 

Die Einhaltung der Arbeitszeit wurde von jeher ſtrenge über— 
wacht. Beim Einfahren ſollte jeder notirt und in der Grube jeder 
durch den Hutmann kontrolirt werden, damit nur thatſächlich geleiſtete 
Arbeit bezahlt, und jenen, die zu ſpät gekommen wären oder ſonſt nicht 
ihre Zeit gearbeitet hätten, ein entſprechender Theil vom Lohne abge— 
zogen werde. Vielfach verlangte man, daß kein Häuer früher aus— 
fahre als ſein Erſatzmann eingefahren wäre. 


5) Vgl. dazu das öſterr. Geſetz v. 21. Juni 1884, $ 3: „Die Schichtdauer 
darf 12 Stunden und die tägliche wirkliche Arbeitszeit während derſelben 10 
Stunden nicht überſteigen.“ 
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5. Vom Arbeitslohn. 


Dem Lohnanſpruch wenden die alten Quellen eingehend ihre Auf- 
merkſamkeit zu; und zwar der Fixirung desſelben nach Höhe und 
Zahlungsmitteln nicht minder wie der praktiſchen Durchſetzung. Hier 
wurde tief in das freie Vertragsrecht eingegriffen im ſozialen Inter- 
eſſe des Arbeiterſtandes. 

Der Lohn war in „Pfennigen“, d. h. in barer Münze zu 
bezahlen, wie ſchon zu Ende des 12. Jahrhunderts bezeugt wird. Da 
die Verabreichung von Metall oder Salz anſtatt Geldes als gutes 
Mittel bekannt war, um den Lohn zu drücken, kam es zum erſten 
Verbot dieſes heute ſogenannten Truckſyſtems. Man muß ſtaunen, 
wie früh bereits die Schädlichkeit dieſes Syſtems erkannt wurde: ſchon 
König Wenzel II. verordnete in ſeinem Berggeſetz (1300): „Es mögen 
alle Urbarer (Zehentner), Bergmeiſter (Gewerkſchaftsvorſtände) und 
Gewerken wiſſen, daß hinfür durchaus kein Arbeiter mit Metall zu 
entlohnen iſt, ausgenommen die Bulgenarbeiter, die Metalltheiler, Metall- 
ſcheider und Stundenausrufer; dieſe allein wollen wir mit Metall ent- 
lohnt ſehen.“ Unterſuchen wir die techniſche Verwendung der von dieſer 
wohlthätigen Beſtimmung ausgenommenen Arbeiter, ſo zeigt ſich, daß 
nur jene genannt werden, die nicht kontinuirlich, ſondern nur periodiſch 
thätig waren: wenn nämlich die Schicht wechſelte, oder das Erz auf 
die Theilſtatt kam u. ſ. w. Man kann daher den Grund ihrer Zurück— 
ſetzung wohl darin erblicken, daß ſie nicht als volle Arbeiter ange— 
ſehen wurden, bezw. nicht als Leute, die allein von dieſem ihrem Lohn 
lebten, da ſie offenbar noch anderweitig Verwendung fanden. So iſt 
alſo die Ausnahme doch zum Theile wenigſtens gerechtfertigt. Auch ſie 
verſchwindet übrigens mit der Zeit; das Joachimsthaler Recht kennt 
keine andere Entlohnung mehr als in Geld. Gleichwie in Böhmen war 
auch in Tirol Geſetz (1468), daß die Arbeiter in Barem und nicht 
mit „Pfennigwert“, d. h. äquivalenten Waren zu bezahlen ſeien; doch 
wurde hier wie in den Alpenländern überhaupt das Verbot nicht als 
ein abſolutes behandelt, was ſchon Menzel hervorgehoben hat. Mit 
Zuſtimmung des Arbeiters und unter gewiſſen Garantien durfte 
davon abgeſehen werden. Die öſterreichiſche Bergordnung von 1517 
verfügte, daß, wo die Gewerken in Erz zahlen, der dritte Pfennig 
davon in Abzug gebracht werden ſolle; alſo war auf keinen Fall eine 
Aufrechnung zum vollen Verkaufswert des Metalls geſtattet. 

Auch den vom Verbot des Truckſyſtems weiters beinhalteten 
Rechtsſatz, daß der Arbeitsgeber nicht zu einer beſtimmten Verwendung 
des Lohnes, insbeſondere zum Kauf geiſtiger Getränke in Schänken 
ſeinerſeiis Anlaß gebe, kennen, wenn auch nicht in voller Schärfe, be— 
reits die mittelalterlichen Bergrechtsquellen. Zwar handelt es ſich nicht 
um die Arbeitsgeber, nämlich die Gewerken, ſelbſt, aber doch um die 
Amtsleute der Gewerken. Schon 1487 wird in einer Schneeberger 
Bergordnung den Steigern geboten, „keynen Knappen oder arbeyter 
dahin zu dringen, das er bey ym zu der zceche gehe oder zcere, 
bey vermydung unnser und unser amptlute swerliche straffe.“ Das 
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nämliche Verbot wurde 1500 abermals eingeſchärft, mit einer Moti— 
virung, die zugleich das Intereſſe der Gewerken erkennen läßt: „Und 
nachdem das viel mal die steiger mer nach arbeitern getracht, 
die yr gelt bey inen verzert, dann den gewerken nutzlich gearbeit 
haben, wollen wir, das kein schichtmeister ‚ steyger oder ander einichen 
arbeiter Kost oder zerung bey ime zu thun dringen“ u. ſ. w. Um 
das Uebel gründlich zu heilen, wird zugleich überhaupt den Genannten 
verboten, „auff den zechen bier zu schencken, gastung oder Kost- 
genger zu halden.“ 6) Anderwärts wie in Schleſien verſuchte man es 
mit dem Mittel, den Bierſchulden über einen gewiſſen Betrag (4 Groſchen) 
die Klagbarkeit zu verſagen. (Reichenſteiner Bergordnung 1509.) 

Viele Geſetze ſchärfen ein, daß der Lohn in guter Münze zu 
zahlen ſei, was bei den bekannten deſolaten Münzzuſtänden von Be— 
deutung war. 

Was die Lohnhöhe betrifft, ſo blieb dieſe keineswegs der 
freien Vereinbarung überlaſſen. Zunächſt finden ſich allgemeine Vor— 
ſchriften, wie: daß der Lohn ein auskömmlicher ſein müſſe, von welchem 
der Arbeiter thatſächlich leben könne u. ſ. w., dann, daß die Schwierig— 
keit und Gefährlichkeit der Arbeiter zu beachten ſei, daß bei Geding— 
lohn auf alle Einzelheiten der geforderten Leiſtung geſehen werden 
müſſe, und vor Allem, daß überall die Berggeſchworenen 
heranzuziehen ſeien, welche das entſcheidende Wort zu 
ſprechen haben. So heißt es beiſpielsweiſe in dem Entwurf einer 
Bergordnung für den Schreckenberg 1499/1500: „Und nachdem in 
etlichen zcechen die hewer in ferlichen steten (Stätten) unnd bösem 
wetter (Luft) inn wassernöten und ferlichkeiten arbeiten müssen, 
sal der berg k meister und ges wornen inn dieselben und andere 


zcechen faren und die besichtigen und denselbig en ir lone, 


nachdem sichs erfordert, setzen.“ Bei dieſen Vorſchriften 
blieb man aber nicht ſtehen. Einzelne Bergrechte aus dem Ende des 
15 Jahrhunderts gehen bereits ſo weit, für den Zeitlohn direkt die 
Lohntaxe einzuführen, unter welche nicht herabgegangen werden darf. 
Meines Wiſſens findet ſich dieſer einſchneidende Eingriff in das freie 
Vertragsrecht, der damals keinerlei Bedenken begegnete, “) zuerſt in der 
Bergordnung der Rathes zu Goslar für den Rammelsberg von 1476. 
Die Taxe bedeutet hier einen Minimal-Wochenlohn, der nach den 
Arbeiterkategorien abgeſtuft erſcheint. Beiſpielsweiſe erhielt ein Keilhauer 
1 Gulden Goslarer Münze per Woche; ſeine Arbeitsleiſtung beſtand an⸗ 
ſcheinend in 6Schichten, die Schicht zu 8 Stunden. In den bereits der 
Neuzeit angehörenden böhmiſchen, ungariſchen und ſchleſiſchen Bergord— 
nungen iſt die Lohntaxe allgemein angenommen; der Satz wird meiſt per 
Schicht bemeſſen. Das Gleiche gilt von den vorder⸗öſterreichiſchen Ländern, 
für welche die Bergordnung von 1517, z. B. den Häuerlohn auf 8, den 
des Trufenläufers und Haſplers auf 6 Schilling feſtſetzt. In Nieder: 


6) Nach heutigem öſterr. und deutſchen Recht dürfen Leb ens mittel ver⸗ 
kauft werden, jedoch ohne gewerbsmäßigen Gewinn. 

7) Vgl. über die allgemeinen Beſtrebungen dieſer Zeit, die Löhne zu regeln, 
v. Inama-Sternegg, Wirtſchaftsgeſch. III, 1, S. 303 ff. 
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Oeſterreich dagegen (Oeſterreich, Steiermark, Kärnten, Krain) ſcheint 
es bei einem bloßen Eingreifen der Bergamtsverwaltung von Fall zu 
Fall geblieben zu ſein, vielleicht weil die große maximilianeiſche Berg⸗ 
ordnung aus dem gleichen Jahre 1517 für den geſammten vorgenannten 
Länderkomplex keinen einheitlichen Lohn zu eruiren vermochte. 

Bei Berechnung des Zeitlohnes wurden zum Theil auch die 
Feiertage eingerechnet, ſo daß der arbeitsfreie Tag kein unbe⸗ 
zahlter war. Die Goslarer Bergordnung von 1476 beſtimmte: 
„Item den hilgen dach [Tag], den de hilge Kerke [Kiiche] sat ſetzt! 
to virende [zu feiern], schal men vorlonen, alse men to voren [vor: 
mals] gedan hefft; bisundern wenn twey hilge dage komen in der 
weken [Woche], der schal men nicht mer wen einen vorlohnen.“ 
D. h. alſo von zwei Feiertagen in der Woche wird einer als Arbeits— 
tag gerechnet; ein einzelner Feiertag iſt voll zu entlohnen. Dagegen 
wird beigefügt: Wenn einer ſich einen ſonderlichen Feiertag, den die 
Kirche nicht ſetzt oder eine ſogenannte „Bierſchicht“ machen ſollte, habe 
er keinen Lohnanſpruch. ) Aehnliches enthält die öſterreichiſche Berg: 
ordnung von 1517 u. a. 

Den ſchädlichen Konſequenzen des Akkordſyſtems im Hinblick 
auf die Herabdrückung des Lohnniveaus ſuchten zuerſt ſächſiſche Geſetze 
zu begegnen. Akkordarbeit, „Gedinge“, ſollte überhaupt nur mit obrig— 
keitlicher Erlaubnis des Bergmeiſters zuläſſig ſein; geſtattete er dieſelbe, 
ſo hatten mindeſtens zwei Geſchworne bei Feſtſetzung des Lohnes zu 
interveniren, die den Ort beſehen, den Stein behauen und insbeſondere 
auch erkunden ſollten, ob jener Arbeiter, der etwa früher da gearbeitet 
hatte, auf ſeine Rechnung gekommen war. Durch die Gedingannahme 
ſoll der Arbeiter auf keinen Fall unter den Normallohn herabgedrückt 
werden: „Wu aber das gesteine“, ſagt der Schreckenberger Entwurf 
von 1499/1500, „so gar vehste wurde und doch getrewlicher vleys 
beym arbeyter gespurt, sall es bey irkenntnis der geswornen stheen.“ 
Ein einige Jahre jüngeres Geſetz präziſirt die letzteren Worte dahin: 
„Alss dann sollen dye geswornen nach irem gutduncken uffs gleichste 
darein sehen, damit dem arbeyter sein muhe vergleicht werde.“ 
Neuburg hat angenommen, daß auf dem Rammelsberge die Akkordverträge 
mit einer Gruppe von Arbeitern abgeſchloſſen wurden; dies folgt aber 
aus den Quellen nicht. Soweit ich ſehe, nahmen ſtets einzelne Arbeiter 
ein „Gedinge“ auf, während allerdings die Vereinigung von mehreren 
Lehenhäuern zu einer Geſellſchaft etwas Gewöhnliches war. 

Die Löhne waren in langſamem Steigen begriffen. 
Wenn die feſtgeſetzte Lohntaxe nicht mehr entſprechend ſchien, wurde ſie 
von amtswegen erhöht. So erfuhren beiſpielsweiſe nach Neuburg's Anz 
gabe im Jahre 1544 alle jene Goslarer Arbeiter, deren Wochenlohn 
weniger als eine Mark betrug, eine Aufbeſſerung um einen Groſchen. 

Zahltag war in der älteren Zeit jede Woche, meiſt Sonn— 
abend. Die Entwickelung ging aber dahin, die Zahltermine immer 


8) Uns erſcheint dies ſelbſtverſtändlich, wenn wir die Definition der „Bier- 
ſchicht“ kennen lernen: „Bierschicht heisst bey den bergleuten, wenn einer in der 
woche seine schicht nicht gearbeitet, sondern die Zeit mit Saufen zugebracht hat!“ 


— 288 — 


weiter auseinanderzuſchieben, auf 2 bis 4 Wochen, 1 Monat und 6 
Wochen. Am längſten ſcheint es in Freiberg bei der alten Ordnung 
geblieben zu ſein, da Agricola in ſeinem Werke vom Bergwerk (1557) 
berichtet, daß daſelbſt noch vor 15 Jahren Brauch geweſen, „daß die 
Steiger alle Wochen von den Gewerken die Zubuße forderten und 
jedem auch alle Wochen die Ausbeut reichten“; damit iſt wohl geſagt, 
daß auch wöchentlich gelohnt wurde. | 

Als Auszahler des Lohnes fungirte urſprünglich jener Ge— 
werke, der den Arbeiter engagirt hatte, ſpäter derjenige, auf deſſen 
Theil (Kux) der vom Grubenvorſtande aufgenommene Arbeiter gewieſen 
wurde. Gegen Ende des Mittelalters zahlte die Löhne ein Gewerk— 
ſchaftsbeamter, der Hutmann oder Steiger u. ſ. w., aus, der jedoch 
zunächſt nur als die Hand des Gewerken, der den Lohn gegeben, er— 
ſcheint, nicht als Vertreter der Gewerkſchaft, ſo daß, wenn ein Ge— 
werke ihm keinen Lohn für den an den betreffenden Kux gewieſenen 
Arbeiter ausgehändigt hatte, der letztere leer ausging und ſich an den 
ſäumigen Gewerken halten mußte. Dieſe Verbindung der Lohnfor— 
derung mit einem beſtimmten Kux iſt eine Folge der dem deutſchen 
Recht noch mangelnden Vorſtellung einer juriſtiſchen Perſon; es war 
die Konſtruktion, daß der Arbeiter die Gewerkſchaft als eine Perſon 
zur Schuldnerin habe, dieſe aber wieder Gläubigerin des einzelnen 
Gewerken ſei, noch unbekannt. Die Gewerkſchaft als ſolche konnte den 
Einzelnen nicht haften, nur dieſer oder jener Gewerke. So erklärt ſich, 
daß in den zahlreichen Beſtimmungen über die Eintreibung des Ar— 
beitslohnes, die bis zur Wende des 12. Jahrhunderts zurückreichen, 
ſtets nur ein Gewerke als Beklagter erſcheint, niemals 
die Gewerkſchaft. 

Die Haftung des Gewerken erſtreckte ſich auf ſein ganzes 
Vermögen“), der Theil (Kur) ſelbſt bildete für den Arbeiter ein 
geſetzliches Verfallspfand. Der letztere Rechtsſatz iſt höchſt 
- intereſſant; wird der Arbeiter nicht rechtzeitig bezahlt, jo kann er ge— 
richtliche Uebereignung des Theiles, für den er gearbeitet, verlangen, 
ohne Rückſicht auf den Wert desſelben. Daß dieſe auf verſäumten 
Zahlungstermin geſetzte Rechtsfolge ein ſtarker Anſporn für den Ge— 
werken ſein mußte, ſeine Verpflichtung rechtzeitig zu erfüllen, bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Das Verfahren bei der von einem Arbeiter 
angeſtellten „Klage um Theil“ fand ſchon frühzeitig eingehende Rege⸗ 
lung. Beſonderes Gewicht legen die verſchiedenen Berggeſetze darauf, 
daß der Lohn in der richtigen Form, gewöhnlich unter Beiziehung 
eines oder mehrerer Gewerken, angefordert wurde, damit vermieden 
werde, daß ein Arbeiter abjichtlich zumarte und dann den Gewerken 
um ſeinen Theil bringe. Der Pfandverfall des Theiles wurde nicht 
ſofort auf die Klage hin ausgeſprochen, ſondern es fand vorerſt eine 
gerichtliche Aufbietung des Theiles durch gewiſſe Zeit ſtatt, während 
welcher der ſäumige Gewerke das Pfand durch Barbezahlung oder 
Hingabe von die Lohnforderung deckenden Fauſtpfändern auslöſen konnte. 


9) Nach heutigem Recht haftet der Gewerke nur mit ſeinem Kux. 
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— Der Gedanke, daß der Arbeiter ein gewiſſes Anrecht auf die durch 
ſeinen Fleiß geſchaffenen Werte beſitzt, hat hier zum erſtenmal, wenn 
auch nur für den Fall geſetzlichen Ausdruck gefunden, daß ihm die 
kapitaliſtiſche Produktion nicht einmal den von ihr ſelbſt geſetzten An⸗ 
theil in der Form des Lohnes ſichern würde. Es erſcheint nicht unan⸗ 
gebracht, an dieſer Stelle auf die heutigen Beſtrebungen hinzuweiſen, 
den Bauhandwerkern ein Pfandrecht an dem von ihnen hergeſtellten 
Objekt zu gewähren — ein Pfandrecht, das dem zum gleichen Zweck 
der Herſtellung eines Gebäudes kreditirten Kapital ſchon vom römi— 
ſchen Recht in einem gewiſſen Falle zuerkannt wird. 

Von der Rechtsfolge des Theilverluſtes ſcheint in jenen — prak⸗ 
tiſch jedenfalls ſelteneren — Fällen Abſtand genommen worden zu ſein, 
wo eine Zeche bereits Ausbeute lieferte, und ein Gewerke, trotzdem der 
auf ihn entfallende Ausbeuteantheil groß genug war, den Lohn ſchuldig 
blieb. In dieſen Fällen konnte der Arbeiter das Erz des Gewerken 
„verbieten“, d. h. mit Verbot belegen; er wurde gerichtlich in den 
Beſitz und Genuß des Theiles eingewieſen bis zur Aufhebung ſeiner 
Forderung. 

Außer mit dem Theil haftete der Gewerke aber auch noch, wie 
ſchon oben bemerkt, mit ſeinem ganzen Vermögen; es galt in dieſer 
Hinſicht nicht der Satz, daß Bergwerksſchulden nur mit Bergwerksgut 
zu zahlen ſind. Dies geht aus einer meißniſchen Bergordnung von 
1328 hervor: „Wolde abir der erbiter (Arbeiter) der teyl 
nicht vor sine phenninge, so sol der voyt (Vogt) ... helfin mit 
phandunge. Der Theil konnte ja wertlos ſein oder vielleicht von 
dem in Noth befindlichen Arbeiter nicht ſofort an den Mann gebracht 
und auch nicht auf eigene Koſten gebaut werden: in ſolchem Falle 
wurde der Gewerke an ſeinem ſonſtigen Vermögen gepfändet und auf 
dieſe Weiſe der Arbeiter befriedigt. Auflaſſung des Theiles befreite 
daher auch nicht von der Haftung für den aufgelaufenen Lohn; „alte 
samkosten“, jagt die Rattenberger B.⸗O. von 1463, „sullen die alten 
gewerken ausrichten“. Gegenüber von Forderungen Dritter genoß 
die Lohnforderung das Recht auf vorherige Befriedigung; dies be— 
ſtimmt für die „howere kost“ die Goslarer B.⸗O. von 1359. 

Auf anderem Wege ſuchte man die Begleichung des Lohnes da— 
durch herbeizuführen, daß demjenigen, der ſich fremder Theile annehmen 
und ſie „verlegen“, d. h. die ausſtändige Summe zahlen würde, ein 
Recht auf dieſe Theile zugeſprochen wurde. 

Es zeigt ſich in Allem, daß man redlich bemüht war, durch ener— 
giſche Maßnahmen den Arbeiter auch in den thatſächlichen Genuß des 
ihm zugebilligten Lohnes zu ſetzen. N 

Schließlich ſei noch bemerkt, daß Lohnabzüge u. zw. für 
nicht vollſtändig verfahrene Schichten zuläſſig waren. Von Abzügen 
anderer Art wird im letzten Punkte die Rede ſein. 


6. Koalitionsrecht. Organiſation. 


Die Zuſammenkünfte der Knappſchaft wurden ſeit jeher als die 
Quelle gefährlicher Anſchläge und alles Unfriedens auf den Bergen 
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betrachtet. Daher ſchritt ſchon König Wenzels II. Berageſetz gegen die 
„Konventikeln“ — vornehmlich der Bergſchmiede, die als Hauptunruhe— 
ſtifter gebrandmarkt werden — energiſch ein; es wurde das Koalitions— 
recht, freilich nur auf dem Papiere, ſchlechtweg aufgehoben damit keine 
„Konſpirationen und Machinationen gegen den Staat“ ſtattfinden 
könnten, wie es in der hochtrabenden Motivirung heißt. Mit dem 
Niedergange des Bergbaues, der unregelmäßige Bezahlung der Arbeiter, 
Arbeitsloſigkeit u. ſ. w. mit ſich brachte, wurden die Zuſammenkünfte 
häufiger und nahmen einen nicht immer harmloſen Charakter an. 1447 
klagen einige Freiberger Unternehmer, „das dy Knappschaft vil 
heymliche rete mache unde offebrüche, das doch vor ny ge- 
west ist.“ 

Die unter dem Namen der Knappſchaftszeche bekannte Or— 
ganiſation ſämmtlicher Arbeiter eines Montanortes dürfte nicht über 
das 15. Jahrhundert zurückgehen. Vielleicht kann man die geselleschaft 
der heuwer, eine Altarbruderſchaft in Freiberg, die für das Jahr 
1400 bezeugt wird, und ähnliche Vereinigungen der Knappen, wie 
beiſpielsweiſe jene von Hüttenberg, „zu Ehren unſerer lieben Frau und 
anderer Heiligen“ (1424), als die Anfänge eines feſten Arbeiterver— 
bandes mit umfaſſenderem Zweck anſehen. Im Laufe des genannten 
Jahrhunderts erhielt,, wie es ſcheint, in Anlehnung an derartige 
„Bruderſchaften“, die ſeit jeher, wenn auch ohne rechtliche Ausgeſtaltung, 
beſtandene Knappenvereinigung behufs Theilnahme am Berggericht, 
insbeſondere auch bei der Rechtsfindung, dann auch behufs Verfolgung 
der gemeinſamen ſozialen Intereſſen der Arbeiterſchaft zuerſt ihre Ver— 
faſſung. Berggeſetze aus dem Anfange des 16. Jahrhunderts zeigen 
dieſelbe bereits als etwas Fertiges; ſie laſſen beſonders auch eine ge— 
ordnete Vermögensverwaltung erfennen. Nach Steinbecks Bericht be— 
ſtand im ſchleſiſchen Reichenſtein bereits vor 1509 eine Kaſſe, „Büchſe“, 
in welche per Lohngulden zwei Heller („Büchſenpfennige“) einfloſſen; 
die Einkaſſirung erfolgt durch Abzug vom Lohn. Als Kaſſenverwalter 
fungirten die älteſten Häuer, welche jährlich zwei Geſchworenen Rech— 
nung legten. Aufgabe der Kaſſe war vor Allem: Unterhaltung von 
„armen, verlebten, ſchwachen, verdorbenen und beſchädigten Bergleuten 
und Arbeitern“; dann auch Beſtreitung der Koſten für Pfarrer und 
Kirche, wahrſcheinlich bezüglich beſonderer geiſtlicher Handlungen, wie 
Predigten, welche die Knappſchaft ihren Mitgliedern zuwandte. Eine 
etwas ſpätere ſchleſiſche B. O. (für Oppeln, Ratibor und Jägerndorf, 
1528) nennt als Zweck der Kaſſe: „Erhaltung der kranken 
Geſellen und anderen gemeinen Nutz.“ 

Näheres über den Knappſchaftsverband mitzutheilen, würde über 
die uns geſteckte Zeitgrenze hinüber in die Neuzeit führen. Es ſei nur 
betont, daß derſelbe keineswegs einen zunftmäßigen Charakter mit Ab⸗ 
ſchluß nach außen beſaß. — Sucht man nach einem Analogon dieſes 
Verbandes im heutigen Recht, ſo kann, was ſchon Menzel hervor— 
gehoben hat, nicht die moderne Knappſchaftskaſſe, die ſich 
lediglich auf die Unterſtützung ihrer Mitglieder in Nothfällen be— 
ſchränkt, ſondern mit Rückſicht auf den Grundgedanken, daß es ſich 
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um eine Vertretung aller Standesintereſſen der Arbeiterſchaft handle, 
nur der Gewerkverein in Frage kommen. 

Die Organiſation der Knappen hat ohne Zweifel viel dazu bei⸗ 
getragen, daß ſchon das Mittelalter Arbeitseinſtellungen kennen lernte, 
die den modernen Fabriks⸗ und Bergarbeiterſtreiks ganz ähnlich waren. 
Der Freiberger „Bund der Häuer“ wird in den Quellen wiederholt als 
etwas ſehr Verderbliches bezeichnet. Der Bund verſchaffte ſich große 
Macht, und die Gewerken wagten nicht, Verfügungen zu treffen ohne ſein 
Einverſtändnis. 1469 kam es zu einer allgemeinen Arbeitseinſtellung, 
worüber an den Landesherrn berichtet wird, „als legen iezunt die 
bergwerk allhie der hoyer halben ganz darnyder ungearbeit, 
davon uwern gnaden nicht cleyner unrat entstet“. Seitens des 
Regalherrn wurde durch beſonders entſandte Räthe in zahlreichen Zu— 
ſammenkünften eine Verſtändigung zwiſchen Gewerken und Arbeit ern 
herbeizuführen geſucht, zum Theil nicht ohne Erfolg. Die Stadt 
Kuttenberg hatte ſchon 1413 einen Auszug der Knappen mitgemacht, 
wobei das Dorf Malin niedergebrannt wurde; 1496 erfolgte eine Ar⸗ 
beitseinſtellung in größerem Stil und Aufruhr der Knappſchaft. Der 
bedeutendſte Streik jener Zeit war der von Joachimsthal, 1525. Als 
Grund dieſer Ausſtände wird angegeben nicht bewilligte Lohnerhöhung, 
vor Allem aber Bedrückung durch die Beamten. 


7. Unfall⸗, Kranken⸗ und Altersunterſtützung der Ar⸗ 
beiter. 


Auch in dieſem Punkte hat die moderne Sozialpolitik im Be— 
reiche des alten Bergbaues nicht ein unbeſtelltes Feld vorgefunden. 
Die Fürſorge für den kranken und arbeitsunfähigen Knappen oblag 
bereits zu Ende unſerer Periode zwei Fonden, deren einer durch 
die „Büchſenpfennige“ der Knappſchaft (ſ. oben) gebildet wurde, 
während der andere ſich aus dem Gewinn der „Freikuxe“ zuſammen— 
ſetzte; jede Gewerkſchaft hatte nämlich „zu vnderhalltung des 
Gottsdiensts vnd der armen leut, so von dem perkwerck schad- 
hafft werden“, einen Kux (von 128 der ganzen Zeche) „frei“, d. h. 
auf ihre Koſten zu verbauen und den entfallenden Gewinn dem ge— 
dachten Zwecke zuzuwenden. Wie erſichtlich, dotirt den einen Fond der 
Arbeitnehmer, den andern der Arbeitgeber. Wann der erſte und wann der 
zweite Fond aufzukommen hatte, bleibt ungewiß; wir müſſen es dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen, ob die Freikuxe zur Unterſtützung der im Dienſte 
verunglückten Knappen, die Büchſenpfennige dagegen für andere 
Fälle der Arbeits unfähigkeit, insbeſondere Krankheit, 
beſtimmt waren, oder ob die Haftbarkeit der Fonde nach anderen Ge— 
ſichtspunkten geregelt wurde. In erſterem Falle müßten wir thatſäch— 
lich mit Menzel in der Arbeiterunterſtützung des hiſtoriſchen Bergrechtes 
ein merkwürdiges Vorbild der modernen Unfall⸗ und Kranken⸗ 
verſicherung der Arbeiter erblicken, welche die Laſt der Unfall: 
unterſtützung ganz oder größtentheils dem Arbeitgeber, jene der 
Krank e nunterſtützung vorwiegend dem Arbeitnehmer aufbürdet. Bei 
kürzer währender Krankheit infolge Unfalles ſcheint übrigens nicht einer 
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der bezeichneten Fonde, ſondern der Arbeitsherr als ſolcher die Unter⸗ 
ſtützung geleiſtet zu haben. Wenigſtens enthält die erſte Joachimsthaler 
B.⸗O. (1518) im Art. 105 die humane Beſtimmung, daß die Gewerken 
den bei der Arbeit beſchädigten Bergknappen die Heilungskoſten 
und bei fündigen Zechen durch 8 Wochen, bei nicht fündigen durch, 
4 Wochen den Lohn zu reichen verpflichtet ſeien. Anderſeits war die 
Höhe einer ſolchen Unterſtuͤtzung nicht fixirt; jo lautet eine ungarische 
Beſtimmung aus dem Ende des 15. Jahrhunderts: „Von dess Krank- 
gelcz wegen stett zu eynes herrn wyllen, darnach vnd ym ayner 
myth vleys der arbaitt ausswartt.“ 

Aus der vorangehenden kurzen Darſtellung dürfte eine gewiß 
überraſchende Fülle frühzeitiger ſozialpolitiſcher Inſtitutionen 
beim Bergbau zu erkennen fein. Gerade die älteſte kapitaliſtiſch be— 
triebene Induſtrie zeigt kein ſchlechtes Bild ihrer ſozialen Ausgeſtaltung. 
Es gibi alſo ddch ein Gebiet der Volkswirtſchaft, auf dem das Mittel- 
alter „modern“ geweſen iſt! | 


Alkoholfrage und Sozialpolitik. 
Vortrag, gehalten im ſozialwiſſenſchaftlichen Bildungsverein in Wien von 
Dr. Rudolf Wlaſſak (Wien). 

Daß es eine Alkoholfrage gibt, bezweifelt heute niemand mehr, 
der die Thatſachen der Statiſtik über den wachſenden Alkoholkonſum 
und über die Summe von Krankheit und Elend, die ſich nothwendig 
daran knüpfen, auch nur oberflächlich kennt. Mit Ausnahme der ſkandi— 
naviſchen Länder iſt der Alkoholkonſum in ganz Europa, auf den Kopf 
der Bevölkerung gerechnet, ein ſtetig wachſender. Dem entſprechend ijt 
auch ſeine Bedeutung als direkte und indirekte Todesurſache eine zu— 
nehmende. Wenn wir uns an die Länder halten, für die eine genaue 
Mortalitätsſtatiſtik vorliegt, wie z. B. für die Schweizer Städte, ſo 
können wir ſagen, daß der Alkohol als Schädiger der Volksgeſundheit 
direkt hinter der Tuberkuloſe anzuſetzen iſt. Während auf die letztere 
ca. ½ aller Todesfälle in Stadt und Land zu beziehen ſind, hat 
der Alkoholismus in den Schweizer Städten / — 5⁰ der erwachſenen 
Männer am Gewiſſen. 

Die Todesfälle, an denen der Alkohol mitſchuldig iſt, fallen zu— 
meiſt in die „beſten Mannesjahre“; welche Bedeutung für die Leiſtungs— 
fähigkeit eines Volkes dies und die dadurch bedingte Herabdrückung 
der durchſchnittlichen Lebensdauer hat, brauche ich wohl nicht zu erörtern.!) 

Immerhin iſt es denkbar, daß auch irgend eine andere Krankheit, 
ſagen wir der Krebs, deren Urſachen in keinerlei Weiſe mit der ſozialen 
Lebenshaltung zuſammenhängen, in gleicher Weiſe die durchſchnittliche 
Lebensdauer herabdrückte. In dieſem Falle müßten wir die Beſeitigung 


1) Wer ſich über dieſe Dinge ſowie über den Einfluß, den der Alkohol auf 
die Zahl der Irren und der Verbrechen und Vergehen ausübt, eingehender zu 
unterrichten wünſcht, ſei noch auf folgende Schriften aufmerkſam gemacht: Dr. med. 
Hugo Hoppe, Die Thatſachen über den Alkohol. Dresden 1899. A. Grot⸗ 
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dieſes Mißſtands vollkommen der Medizin überlaſſen: wir hätten eine 
in ihrer Erſcheinung, nicht aber ihrer Urſachen nach ſozialpolitiſche 
Thatſache vor uns. Dies trifft für den Alkoholismus nicht zu. Er iſt 

ſowohl in ſeinem Weſen als auch ſeinen Urſachen nach ein ſozial⸗ 
politiſches Phänomen. In welchem Sinne er dies iſt, das wollen wir 
feſtzuſtellen verſuchen. 

Eine weitverbreitete Meinung beſagt, daß die ſoziale Noth der 
breiten Maſſen der Bevölkerung die Quelle des Alkoholismus iſt, an die 
Beſeitigung dieſer müſſe man herantreten, wenn man nicht ſymptomatiſche 
Kurpfuſcherei treiben wolle. Dieſe Formel hat etwas beſtechend Ein⸗ 
faches. An den Thatſachen geprüft, ſtellt ſie ſich aber als vollkommen 
unzureichend heraus. Auch Vandervelde hat in ſeiner Rede am 
heurigen Pariſer Kongreß gegen den Alkohol hervorgehoben, daß es 
nicht richtig iſt, „den Alkoholismus ausſchließlich als eine Folge der 
Armuth und des ſozialen Nothſtandes zu erklären“ und daß es „ungenau 
ſei, durchaus und allgemein zu behaupten, der Mißbrauch des Alko⸗ 
hols ſei eine Folge des Kapitalismus. “ Er meint „das ſeien bequeme 
Theorien, denn ſie entheben deren Träger der Nothwendigkeit, an die 
Vorurtheile des Proletariats zu ſtoßen und die Intereſſen der Ge⸗ 
tränkeverkäufer zu verletzen“. 

Wenn' man darüber ins Klare kommen will, iſt es nothwendig 
ſich vorerſt über die Bedeutung des Wortes „ſoziale Noth“ zu einigen. 
Es iſt natürlich nicht ſchwer, den Umfang dieſes Begriffes ſo zu er— 
weitern, das jegliches Unbehagen, jeder Schmerz darunter fallen. Mit 
dem Sprachgebrauch ſtimmt dies nicht überein, wir wollen im Fol— 
genden dieſes Wort nur in dem Sinne von ungenügendem Einkommen 
und überlanger Arbeitszeit anwenden. Niemand wird leugnen daß 
dieſe beiden Dinge mit dem Alkoholismus der breiten Maſſen in 
innigem Zuſammenhang ſtehen. Beide Faktoren treffen in dem einen 
Punkt zuſammen, daß ſie der Befriedigung individueller Be⸗ 
dürfniſſe das ſtärkſte Hindernis entgegenſetzen, alſo das vernichten, 
was die Grundbedingung jeder Lebensfreudigkeit iſt. Es will mir 
ſcheinen, daß die lange erſchöpfende Arbeitszeit in dieſer Richtung faſt 
noch verderblicher wirkt als geringes Lohn-Einkommen. Ein erſchöpftes 
Nervenſyſtem kann naturgemäß ſeine Erholung nur in Dingen ſuchen, 
die ihm eine weitere Arbeit nicht aufbürden; alle ſogenannten geiſtigen 
ae thun dies und es iſt daher vollkommen begreiflich, daß der 

rſchöpfte zum Alkohol greiſt, der wenigſtens ſcheinbar ohne weitere 
Kraftanſtrengung ein Gefühl des Behagens hervorruft. Schlechte Woh— 
nungsverhältniſſe, eine einförmige geſchmackloſe Ernährung, alle dieſe 
Kennzeichen einer niedrigen Lebenshaltung wirken natürlich in der 
gleichen Weiſe. Auch hier iſt der Alkohol wieder das leichteſte und be— 


jahn, Der Alkoholismus. Leipzig 1898. Eine ausgezeichnete Zuſammenfaſſung 
bietet die Agitationsbroſchüre von Bunge „Die Alkoholfrage. Verlag der Schrift— 
ſtelle des „Internationalen Alkoholgegnerbundes“ (Baſel, Poſtfach 4108). Dann: 

Otto Lang, Alkoholgenuß und Verbrechen, Ebenda. Siehe ferner: Dr. R. 

Wlaſſak, Gegen den Alkohol. Volksſchriften der öſterreichiſchen Geſellſchaft für 
Geſundheitspflege. Wien, Perles 1897. 
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quemſte Mittel der Aufhebung des Unbehagens. Muß er es aber 
ſein? Iſt die pſychologiſche Begreiflichkeit, die wir da konſtatiren, 
ſo zu verſtehen, daß es anders gar nicht ſein kann? Ich glaube nicht. 
Begreiflich in dieſem Sinne iſt auch jeder Akt brutalſter Rache, jede 
Revolte hungernder Arbeitsloſer. Und doch ſind dieſe Arten der Weg⸗ 
ſchaffung des Unbehagens heute nicht mehr die gewöhnlichen. Das aber 
nur deswegen, weil dieſer Art der Wegſchaffung des Unbehagens an— 
dere gegenüberſtehen, die nach allen unſeren Anſchauungen höher ge— 
wertet werden. Für den Alkoholgenuß trifft dies nicht zu. Hier gibt 
es bis nun in unſeren Anſchauungen nahezu keine Hemmnung. Denn 
daß die „gute Geſellſchaft“ dem erklärten Säufer mehr oder weniger 
An die Thür weiſt, kann als ſolche Hemmung nicht genommen 
werden. 

Nicht um das Ende dieſes Prozeſſes, den ſchweren kliniſchen 
Alkoholismus, ſondern um die tagtäglich vor unſeren Augen ſich voll— 
ziehende Alkoholiſirung der Geſellſchaft, die dieſe Säufer 
züchtet, handelt es ſich. | 

Es gibt einen ſehr einfachen Weg, um nachzuweiſen, daß man 
den Alkoholismus unſerer Zeit nicht als die phyſiologiſche Folge von 
Noth und Elend anſehen darf, ſondern, daß hier etwas allgemeines, 
eben jene in allen Schichten der Bevölkerung feſtgeniſtete 
Wertſchätzung des Alkohols, das eigentliche Wirkſame iſt. Dies 
lehrt ein Vergleich der Fälle von Alkoholismus in den einzelnen Be— 
völkerungsſchichten. Da, wo der Alkohol überhaupt Fuß gefaßt, ſind die— 
jenigen Klaſſen, bei denen von ſozialer Noth nicht die Rede ſein kann, nicht 
weniger, ſondern eher mehr daran betheiligt als die Arbeiterſchaft. Bei uns 
kann man in dieſer Beziehung noch keine beſtimmten ſtatiſtiſchen Angaben 
machen. Wohl aber für die Schweiz und für Deutſchland. So gehörten 
z. B. unter den 366 Perſonen, die im Jahre 1891 in 15 größeren Schwei⸗ 
zer Städten (unter 3409 Todesfällen) dem Alkohol erlegen ſind, nur 
188 der lohnarbeitenden Klaſſe, alle übrigen, den ſogenannten höheren 
Ständen an. 50% kommen alſo auf die Wohlhabenden. Berückſichtigt 
man die enorm verſchiedene abſolute Zahl der Armen und Wohl— 
habenden, ſo wird man ſagen müſſen, daß in den Schweizer Städten 
der Alkoholismus eher ein Laſter der Wohlhabenden als der 
Armen iſt. 

Auch für Deutſchland liegen ähnliche Berichte vor; bei den 
Aufnahmen von Alkoholikern in die Berliner Charité erwieſen ſich 
ebenfalls die lohnarbeitenden Klaſſen relativ weniger betheiligt als die 
wohlhabenderen.2) Halten wir uns nur an die Verhältniſſe in der 
lohnarbeitenden Schichte allein, jo ergibt ſich ebenfalls, daß kein ein⸗ 
deutiger unlösbarer Zuſammenhang zwiſchen Lohnhöhe und Alko— 
holismus beſteht. Ich erinnere hier vor allem daran, daß in unſern 
Ländern die Frauen in der Arbeiterſchaft am Alkoholismus noch 
relativ wenig betheiligt ſind, obwohl ſie in denſelben ſchlechten Werk— 
ſtätten arbeiten wie die Männer und noch ſchlechtere Löhne als dieſe 


2) Grot jahn. Der Alkoholismus S. 303. 


haben. Se ent eben die Hemmung durch das Volksurtheil wirkſam 
ein. Viel Alkohol „vertragen“ iſt zwar männlich, ein Beweis von 
Kraft, es iſt aber nicht weiblich. Ich erinnere ferner daran, daß es 
gar nicht immer die ſchlecht ſituirten Arbeiterkategorien find, die die 
meiſten Alkoholiker aufweiſen. Denken Sie an die Schriftſetzer, die zu 
den beſtorganiſirten und beſtbezahlten Arbeitern im Vergleich zu 
andern Branchen gehören, die keine überlange Arbeitszeit haben, in 
deren Gewerbe keine Momente aufzuweiſen ſind, die ein beſonderes 
Alkoholbedürfnis rechtzufertigen ſcheinen, und die dennoch unverhältnis⸗ 
mäßig viel trinken. 

Wäre die Meinung, daß Lebenshaltung und Alkoholismus in einem 
ſtrikten Zuſammenhang ſtehen, richtig, ſo müßte man annehmen, daß 
ihre Erhöhung ein Fallen des Alkoholgenuſſes zur Folge hat. Man 
kennt aber genug Fälle, die den umgekehrten Zuſammenhang aufweiſen. 
Die „Soziale Praxis“ 3) hat vor einigen Wochen eine intereſſante 
Zuſammenſtellung über den Nahrungsmittelkonſum pro Kopf in 
Berlin in den letzten 10 Jahren veröffentlicht. Da ergibt ſich, daß in 
denjenigen Jahren, in denen nach der Zahl der geſchloſſenen Ehen zu 
ſchließen die allgemeine wirtſchaftliche Lage eine günſtigere war, auch 
der Bierkonſum deutlich ſtieg, während in dieſen Perioden der 
Fleiſchkonſum ſich nur unbedeutend hob. Selbſt da, wo bereits 
eine mächtige Arbeiterbewegung eine ſtarke Verkürzung der Arbeitszeit 
erzwungen hat, können ſolche Erſcheinungen zu Tage treten. John 
Rae!) konſtatirt in ſeinem lehrreichen Buch über den „Achtſtundentag“ 
für die auſtraliſche Kolonie Viktoria, daß gerade in den alten Acht⸗ 
ſtundengewerben Trunkſucht nichts Seltenes iſt, und daß in den letzten 
Jahrzehnten, in den Jahren wirtſchaftlichen Aufſchwungs in Viktoria, 
die Zahl der Verhaftungen wegen Trunkenheit ſtark zugenommen hat. 
Dies alles ſoll ſelbſtverſtändlich nicht etwa beweiſen, daß man die 
Meinung, ſoziales Elend erzeuge Alkoholismus, einfach in den Satz 
umkehren dürfe, ſoziales Fortſchreiten ſei für den Alkoholismus ver— 
antwortlich zu machen. Ich leugne nur, daß zwiſchen den wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen und dem Alkoholismus eine vollkommen klare, 
überall wiederkehrende Abhängigkeit beſtehe. 

Vielmehr ſcheint aus all dem Geſagten hervorzugehen, daß das 
eigentlich Entſcheidende, das freilich von dem in Noth und Elend 
Dahinlebenden beſonders gierig ergriffen wird, die Wertſchätzung des 
durch die Alkoholnarkoſe erzeugten Wohlbehagens iſt. 

Unterſtützt wird dieſe Wertſchätzung durch die Unkenntnis aller 
Bevölkerungsſchichten über die phyſiologiſche Wirkung des Alkohols. 
Gibt es doch noch Aerzte, die nicht wiſſen, daß der Alkohol nicht 
wärmt, nicht nährt, nicht ſtärkt, die keine Ahnung davon haben, daß 
die in unmerklichen Schritten ſich ſummirende Wirkung des Alkohols 
auf den Organismus aus dem Rieſenmaterial der engliſchen Abſtinenz— 
bewegung klar hervorgeht, daß ſein Sündenregiſter durch die Alkohol- 


3) Soziale Praxis, VIII. Sp. 587 u. 588. 
4) John Rae. Der Achtſtunden⸗Arbeitstag. Weimar 1897. S. 252 u. 253. 
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krankheiten nicht erſchöpft iſt, ſondern, daß er die Widerſtandskraft 
gegen alle krankmachenden Urſachen in ſtatiſtiſch nachweisbarer Weiſe 
erniedrigt. 

Freilich ein ärztlicher Schriftſteller, Paul Möbius, hat ganz 
Recht: Alle dieſe Argumente, daß der Alkohol nährt, wärmt und 
ſtärkt, die marſchiren erſt dann auf, wenn der Alkohol angegriffen 
wird. Sie ſind in der überwiegenden Zahl der Fälle Ausreden, während 
die Hauptſache iſt, daß der Alkohol den Leuten ſchmeckt, und daß ſie 
die leichte oder ſchwere Narkoſe, die er erzeugt, nicht entbehren zu 
können glauben. 

Der Kern der ganzen Alkoholfrage bleibt alſo doch feine all ge— 
meine Wertſchätzung. Iſt das aber noch ein ſoziales Problem? Ich 
glaube ja, denn dieſer Schätzung entſpringt mehr als ein allgemeiner Ge— 
brauch, ſie iſt ſo ſtark geworden, daß die Nichtbefolgung des Gebrauchs 
unliebſam auffällt, „anſtößig“ geworden iſt. Unſere Trinkſitten haben 
dadurch eine gleichſam außerperſönliche, ſelbſtändige Exiſtenz gewonnen! 
Dadurch ſind ſie aber ein eminent geſellſchaftliches, ſoziales Phänomen 
geworden. Wer dem Alkohol ernſthaft zu Leibe rücken will, muß mit 


dieſer Thatſache rechnen, und muß ſich hieraus klar machen, daß hier 


unmöglich ein paar belehrende Zeitungsartikel oder Reden etwas 
helfen werden, ſondern, daß man der geſellſchaftlichen Macht der Trink— 
ſitten eine andere geſellſchaftliche Kraft entgegenſetzen muß. 

Welcher Art ſoll die ſein? Man könnte meinen, daß beſonders 
für die breiten Maſſen einfach jene Maßregeln genügen, die auf dem 
Wege des allgemeinen ſozialpolitiſchen Fortſchritts liegen, die die Er⸗ 


höhung der Lebenshaltung anſtreben; Alſo: beſſere Löhne, beſſere 


Wohnung, mehr und beſſere Bildung. Alle dieſe Dinge ſind, ganz 
abgeſehen davon, daß ſie an und für ſich angeſtrebt werden müſſen, 
zweifellos die kräftigſten Hilfen der Anti-Alkoholbewegung, die wir 
uns nur wünſchen können. Der kulturell Aufwärtsſtrebende iſt ſelbſt— 
verſtändlich den Argumenten gegen den Alkohol ganz anders zugänglich, 
als der im Elend Verſinkende. Ich leugne aber, daß dies allein aus— 
reicht, um den Trinkſitten an den Leib zu rücken, ich behaupte, daß in 
der kulturellen Aufwärtsbewegung der Maſſen die Antialkoholbewegung 
als Mittel, durchaus nicht als Ziel, eine wichtige Stelle einzu— 
nehmen hat. 

Was iſt denn zunächſt rein als wirtſchaftliche Thatſache ge— 
nommen die Erhöhung der Lebenshaltung? Doch nichts anderes, als 
mehr freie Zeit, mehr Einkommen, alſo eine Anweiſung auf 
Kulturgüter in Form von Zeit und Geld, die in die Maſſe ge— 
worfen wird. Wie die Maſſe dieſe Anweiſungen realiſirt, iſt damit 
doch noch nicht ausgemacht. Ich weiß natürlich ſehr gut, daß es immer 
und immer wieder nothwendig iſt, zu Zeiten alle Kräfte nur auf die 
Erringung dieſer Anweiſungen zu konzentriren, es iſt aber doch auch 
gut, hie und da daran zu erinnern, daß jene, die den Beſitzenden 
immer wieder zurufen: Euer Beſitz iſt noch lange keine Kultur, am 
wenigſten Urſache haben, dem Geldeinkommen eine magiſche, ohne 
weiters kulturerzeugende Kraft zuzuſchreiben. Wir werden uns bei 
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Strafe des Mißlingens unſerer Arbeit der Aufgabe nicht entziehen 
dürfen, die Steine, aus denen der Bau der zukünftigen Geſellſchaft 
aufgeführt wird, im Rohen ſchon wenigſtens heute zu behauen. 

Für die meiſten Kulturwerte, für die Schätzung von Wiſſen 
und Kunſt, von feinerer Lebensart, haben wir eine beſondere Arbeit 
nicht nöthig: dieſe Werte ſind bereits genügend gefeſtigt. Ganz 
anders liegt die Sache aber beim Alkohol, hier liegt in der Schätzung, 
der er ſich gerade bei den ſogenannten Gebildeten erfreut, im Hinblick 
auf die Maſſen eine zweifelloſe Gefahr vor. 

Man wird ihr nicht begegnen können, wenn man nicht mit dem 
Vorurtheil bricht, daß hier nur eine theoretiſche Frage vorliegt. 
Wäre es möglich über den Alkohol in derſelben Weiſe zu diskutiren, 
wie man es etwa über eine Methode der Wundheilung kann, dann 
gäbe es ſchon lange keine Alkoholfrage mehr; dann wären alle Aerzte 
über die Nothwendigkeit der Abſtinenz genau ſo einig wie über die der 
Antiſepſis, und man würde ebenſo wenig für mäßigen Alkoholgenuß 
eintreten, wie für mäßige Unreinlichkeit bei Operationen, bei der auch 
nicht alle Patienten ſterben müſſe n. Da dies nun aber einmal nicht jo 
iſt, jo bleibt eben nichts übrig als eine regelrechte Organiſa⸗ 
tion der Anti⸗Alkoholbewegung. Ich möchte, ehe, ich auf diele. 
ſelbſt eingehe, nicht verſäumen, mich gegen den Vorwurf zu verwahren, 
als überſähe ich, daß auch der Staat mancherlei gegen den Alkohol 
thun kann. Die Erfahrung lehrt aber, daß die geſetzlichen Maßregeln 
gegen den Alkohol: Beſteuerung, Schankgeſetzgebung u. dgl. nur da etwas 
ausrichten, wo die öffentliche Meinung durch die Alkoholbewegung erſt 
genügend umgeſtimmt wurde. Die Einführung des Gothenburger 
Syſtems in Schweden — die Uebernahme der Schnapsſchenken in die 
Verwaltung gemeinnütziger Geſellſchaften — erfolgte erſt, nachdem ein 
jahrelanger erfolgreicher, rein propagandiſtiſcher Kampf gegen den 
Alkohol geführt wurde. So lange die öffentliche Meinung dem Alkohol 
ſo günſtig iſt wie heute werden alle ſtaatlichen Maßregeln gegen den 
Alkohol rein im fiskaliſchen Sinne ausgeführt werden. 

Will man aber wirklich eine kräftige Organiſation gegen den 
Alkohol, jo kann als Programm für eine ſolche nur die totale Alkohol: 
. enthaltung in Frage kommen. Daß die heutige Anti-Alkoholbewegung 
im überwiegenden Maße ſich zu dieſem Programme bekennt, iſt nicht 
etwa die Folge eines doktrinären Radikalismus. Schon die Thatſache, 
daß es hauptſächlich Männer der Wiſſenſchaft ſind, die von Haus aus 
gewiß gewöhnt ſind, die Dinge von mehr als einer Seite zu ſehen, 
von denen die moderne Abſtinenzbewegung ausgeht, ſollte eine Warnung 
ſein, leichtſinnig dieſen Vorwurf zu erheben. Es find Erfahrungs— 
gründe, die zur Aufſtellung dieſes Programms geführt haben. Man 
hat ſowohl in England wie in Skandinavien es zunächſt mit dem 
Prinzip der Mäßigkeit verſucht. Ueberall iſt man daran geſcheitert, 
daß die Mäßigkeit undefinirbar iſt, und dag man nur auf den 
Boden der Abſtinenz das thun kann, was noch in jeder 
Bewegung die Entſcheidung gebracht hat, ſeine Perſön⸗ 
lichkeit für die Sache, die man anſtrebt, einzuſetzen. 
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Das kann man mit der Mäßigkeit jo gut wie nie, einfach deshalb 
nicht, weil ſie nicht auffällt. Dann aber auch deswegen, weil man 
mit dem immerwährenden Nachgeben gegen die Trinkſitten niemals den 
Menſchen beibringen wird, daß es ſich um eine ernſte und wichtige 
Sache handelt. 

| Es ijt eben unter Umſtänden wichtig, auch einmal nicht den Hut 
abzunehmen, nicht höflich zu ſein, und in Bezug auf den Alkohol wird 
es wohl dabei bleiben, daß die Götter, denen man am Feſttag opfert, 
konſequenterweiſe auch die Forderung erheben, unſern Werktag zu 
beherrſchen. Jede beliebige trinkende Geſellſchaft beweiſt dies, und ich 
finde es immer recht ſonderbar, wenn die Alkoholfreunde gegen die 
Abſtinenten den Vorwurf erheben, daß dieſe Bewegung etwas ſekten— 
mäßiges hat. Denn das echteſte Kennzeichen der Sekte ſcheint mir doch 
der Ritus zu ſein, der gerade den Trinkern nicht fehlt. 

Doch Scherz bei Seite. Entſpricht es wirklich unſeren heutigen 
Anſchauungen über die unüberſehbaren Zuſammenhänge der Sitten 
und Gewohnheiten unſerer Geſellſchaft, wenn man das, was an den 
Trinkgewohnheiten ſich tagtäglich vor unſeren Augen abſpielt, für be— 
deutungslos hält? Ich glaube, wer nur ein wenig lebendigen Glauben 
an die Sozialiſirung unſerer Sitten hat, der muß, wenn er in dieſer 
ns überhaupt etwas thun will, ſchon ganz inſtinktmäßig zur Ab— 
tinenz kommen, denn der weiß, daß wirkſamer als alles Beiſteuern und 
Reden das ſchlichte einfache Thun iſt. 

Und wohin zielt Ihr eigentlich, werden Sie jetzt vielleicht fragen. 
Ich will bei Beantwortung dieſer Frage die mediziniſche Seite der 
Sache, die enorme Erhöhung der Volksgeſundheit, die ſich durch eine 
erfolgreiche Antialkohol-Bewegung erzielen läßt, und die ſich z. B. in 
Skandinavien auch wirklich vollzogen hat, außer Acht laſſen. Dieſe 
Dinge ſind ja ſo offenkundig, daß ſie einer langen Auseinanderſetzung 
nicht bedürfen. Ich will die kulturelle Seite der Sache ſtreifen. 

Bedenken Sie, was es heißen würde, alle jene Schein-Auf— 
hebungen von menſchlichem Ungemach, die ſich täglich und 
ſtündlich durch den Alkohol vollziehen, hinwegzuſchaffen. Wie viele 
Kräfte bleiben brach liegen, weil der leichtere oder ſchwerere Duſel 
die Leute nicht dazu kommen läßt, ihre eigene Lage wirklich zu erkennen, 
weil Tauſende und Tauſende jeden Abend die „ſoziale Frage“ für 
ſich ſelbſt durch ein paar Krügel Bier löſen. Sie kennen alle 
das bittere und zweifellos übertriebene Wort von Karl Marx, daß die 
Religion Opium für das Volk iſt, daß es über ſeine Leiden und 
Schmerzen durch die Narkoſe hinwegtäuſchen ſoll. Ich bezweifle, daß 
dieſes Narkotikum heute ſich an Bedeutung mit dem Alkohol 
meſſen kann. Ich behaupte, daß wenig Dinge die kräftige Aufwärts— 
bewegung der Maſſen jo hindern, wie Verdummung und Verſimpelung 
am Biertiſch. Glauben Sie doch nicht, daß die Enthaltung vom Alkohol 
die Menſchen irgendwie genügſam macht! Ein ſchweizeriſcher Fabrikant, 
Stephan Gſchwind, hat am Baſeler Antialkohol-Kongreß ausdrücklich 
fo nſtatirt, daß die Abſtinenten unter den Arbeitern die anſpruchvollſten 
jind, diejenigen, die in Bezug auf Lohn, auf Hygiene der Arbeits— 
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räume am ſchwerſten zu befriedigen ſind. Und das iſt auch vollkommen 
begreiflich: wer auf die auch durch die mäßigſten Alkoholdoſen eintre- 
tende leichte Betäubung verzichtet, der weiß, wo ihn der Schuh drückt, 
der verlangt in ganz anders kräftiger Weiſe nach beſſeren Wohnungen, 
nach beſſeren Verſammlungsräumen als der gemüthliche „mäßige“ Ge⸗ 
wohnheitstrinker. 

Täuſchen wir uns doch nicht über. die weittragende Bedeutung 
der Art und Weiſe, wie ein Volk, wie eine Geſellſchaft ſich vergnügt, 
wie es „ſpielt“. Denn in dem Schein des Spiels kommen die Hoff⸗ 
nungen und Wünſche für die Zukunftsgeſtaltung der Wirklichkeit zum 
Aus druck. Kaun man glauben, daß dies am Biertiſch auch geſchieht? 
Aus einer Ueberfülle produzirter Energie ſtammt der Schein des 
Spiels des Nüchternen, aus einer Lähmung des Gehirns, der die 
älteſten und glatteſten Gedankengänge zu einem überſchriebenen Ausdruck 
kommen läßt, der Schein der Alkohol-Begeiſterung. Zur Umſetzung 
von Schein in Sein drängt der geſunde Spieltrieb, zum Ausſchlafen 
des Rauſches die berühmte „Anregung“ durch die geiſtigen Getränke. 

Es iſt durchaus keine ideologiſche Politik, wenn die Alkohol⸗ 
gegner immer und immer wieder die Weg] chaffung des Alkoholgenuſſes 
als ein kulturförderndes Moment betrachten. Sie ſtehen im Gegentheil 
auf einem phyſiologiſchen Standpunkt, wenn ſie ſagen, die Voraus— 
ſetzung für das Entſtehen der idealen Momente des Kulturlebens ſind 
unter phyſiologiſchen Bedingungen ſtehende un ver⸗ 
giftete Gehirne. Glauben Sie auch nicht, daß dies nur am 
Schreibtiſch ausgeheckte Gedanken ſind; in der praktiſchen Arbeiter— 
bewegung beginnt man ſchon an vielen Stellen ſich dieſen Anſchauungen 
zu nähern. Ein Beiſpiel für viele: Bernſtein — dem man das eine 
Zeugnis, daß er ein genauer Kenner der engliſchen Arbeiterbewegung 
iſt, nicht verſagen wird, — ſagt in ſeiner letzten Schrift ausdrücklich: 
„Es iſt kein Bourgeoisvorurtheil, ſondern eine in Jahrzehnten der 
Organiſationsarbeit gewonnene Ueberzeugung, die ſo viele engliſche 
Arbeiterführer, Sozialiſten und Nichtſozialiſten zu eifrigen Anhängern 
der Mäßigkeitsbewegungs) gemacht hat.“ 

* * 
E 2 

Vielleicht geben Sie mir dies alles, wie man wohl zu jagen pflegt, 
theoretiſch zu, ſagen mir aber am Ende: Eine praktiſche Betheiligung 
an der Antialkohol⸗Bewegung widerſtrebt zu ſehr unſerem Kraftgefühl. 
Wir können darin nichts anderes ſehen, als ein hypochondriſches 
Schonen von Menſchenkraft, wir verzichten auf die Kunſt, lange zu 
leben, wenn ſie gleichbedeutend iſt mit der Nothwendigkeit langweilig 
zu leben. Ich könnte dieſen Einwand kurzweg damit zurückweiſen, daß 
ich auf den von keinem Kenner dieſer Dinge noch geleugneten Opfer— 
muth, Begeiſterungsfähigkeit und rückſichtsloſes Einſetzen aller Kräfte 


5) Hiezu muß nur bemerkt werden, daß die engliſche ſogenannte „Temperenz⸗ 
bewegung‘ “do gut wie ausſchließlich auf dem Boden der Total-Enthaltung von 
Alkohol ſteht. 
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der Menſchen hinweiſe, die in Skandinavien, Norddeutſchland und den 
angelſächſiſchen Ländern in der Antialkohol-Bewegung ſtehen. Von 
einem hypochondriſchen Schonen der Menſchenkraft kann bei dieſen 
Frauen und Männern nicht die Rede ſein. Das aber iſt ein argu- 
mentum ad hominem und deshalb nicht beweiskräftig. 

In Wirklichkeit liegt die Sache tiefer. Nicht die Entfaltung der 
Kraft in irgend einem Kampfe an ſec, ſondern das Objekt des Kampfes 
iſt es, das unſere Wertſchätzung beſtimmen muß. Als den Kampf des 
Mannes mit dem Alkohol bezeichnete mir einmal ein Freund des Alkohols 
den Reiz der Trinkſitten. Was aber iſt der Einſatz dieſes Kampfes, 
was das Objekt, das erkämpft werden ſoll? Welche Fertigkeit ſoll hier 
erworben werden. Hunderttauſende bedecken das Feld dieſer Kampfſpiele, 
und es iſt ein Kampf, den uns nicht die Natur, ſondern nur der 
Unverſtand der Menſchen aufgezwungen hat, in dem jeder Dummkopf 
und Feigling ein Held ſein kann. Was iſt es denn, was den Gedanken 
an Gladiatorenkämpfe, den Anblick von Stierkämpfen ſo widerlich 
macht? Doch nur, daß hier ein für unſer heutige Kultur objektloſer 
Kampf, ein Kampf um ein Nichts ausgefochten wird. Ich rede dem 
Schonen der Menſchenkraft und Menſchenleben unter allen Um— 
ſtänden durchaus nicht das Wort. Die Welt wäre öde und leer, wenn 
es nichts mehr gäbe was höher ſteht als das Leben des Einzelnen. 
Aber Wirklichkeiten müſſen es fein, auch wenn fie in der 
Zukunft liegen, um die wir kämpfen. Und die Wirklichkeit, um die 
wir kämpfen, hat eine ganz andere Bedeutung als die kindiſche Freude 
an dem „Vertragenkönnen“ von jo und fo viel Krügeln. Freilich, es iſt 
ein ſchlichtes Ding, das wir anſtreben: kein Himmel auf Erden, keine 
Sache, die mit klingendem Spiel und einem Korps plappernder Literaten 
ſeinen Einzug in die Gedankenwelt des Einzelnen hält. Aber 
etwas Thatſächlickes wollen wir, und wer das nachfühlen kann, der 
ſchließe ſich uns an. | 


Literariſche Anzeigen. 


166. Paläſtina und feine Geſchichte. Sechs volksthümliche Vor- 
träge von Prof. D. H. von Soden. Mit zwei Karten und einem Plan 
von Jeruſalem. („Aus Natur und Geiſteswelt.“ Sammlung wiſſen— 
ſchaftlich-gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des 
Wiſſens. 12 monatliche Bändchen zu je 90 Pf., geſchmackvoll gebunden 
zu je M. 115, oder 54 wöchentliche Lieferungen zu je 20 Pf. 
6. Bändchen). B. G. Teubner. Leipzig. 1899. 112 S. 

Paläſtina zählt zu den wichtigſten Mutterländern der Weltkultur 
und den intereſſanteſten Theatern der Weltgeſchichte. Von dort ſtammt die 
gewaltigſte Größe der Geſchichte, das Chriſtenthum. Vielerlei hat zuſammen— 
gewirkt, dies einzigartige Land unſerem Auge ferner zu rücken. Die letzte 
Zeit, beſonders die Fahrt des deutſchen Kaiſers, hat es dem allgemeinen 
Intereſſe wieder näher gebracht. Die aus dieſem Anlaß erſchienene 
Literatur wird durch das vorliegende Bändchen in erwünſchter Weiſe 
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ergänzt. Den Zielen der Sammlung „Aus Natur und Geiſteswelt“ ent⸗ 
ſprechend, hat der Verfaſſer hier auf Grund einer Reiſe durch Paläſtina 
ein Bild gezeichnet nicht nur von dem Lande ſelbſt, ſondern auch von 
all dem, was aus demſelben hervor- oder über es hin gegangen iſt im 
Laufe der Jahrtauſende — ein wechſelvolles, farbenreiches Bild — die 
Patriarchen Iſraels und die Kreuzfahrer, David und Chriſtus, die 
alten Aſſhrer und die Scharen Muhammeds löſen einander ab, Jeruſalem 
als Stadt der Juden, als heilige Stadt der Chriſten und dann der 
Muhammedaner taucht vor uns auf. Ein gewaltiges zuſammenhängendes 
Stück Weltgeſchichte zieht an uns vorüber. Und vor allem die Ent- 
wickelung der drei großen Religionen und ihre Eigenart wird uns 
lebendig. Wir ſehen ſie hinein gezeichnet auf den Boden, auf dem ſie 
ſich entfaltet haben. Und es wird beides klar, welch eine gewaltige 
Geiſtesarbeit da gethan wurde und wie doch die letzten Wurzeln auf⸗ 
zudecken dem Menſchengeiſt unmöglich iſt, wie ſie als die reifſte Frucht 
einer langen Geſchichte erſcheint und doch aus dieſer Geſchichte und 
den in ihr waltenden Kräften nicht ohne Reſt zu begreifen iſt. 

167. Stille Welten. Neue Stimmungen aus Dingsda. Von 
Johannes Schlaf. Berlin. F. Fontane & Co. 1899. 236 S. M. 3. 

Bereits im Jahre 1892, als Johannes Schlaf das Bändchen 
„In Dingsda“ veröffentlichte, machte die Kritik auf die bei uns in 
Deutſchland einzig daſtehende Eigenart dieſer Stimmungen und Inte— 
rieurs aufmerkſam, mit denen J. Schlaf geradezu ein neues Genre ge— 
ſchaffen hat. Der hinreißende Zauber, die geradezu beſtrickende Anmuth 
der Stimmung wurde hervorgehoben, das farbige Kolorit des Land— 
ſchaftlichen, das doch, weitab von aller bloßen Schilderung und Be— 
ſchreibung, ſo unvergleichlich in Poeſie und Stimmung aufgelöſt 
erſcheint, die eindringliche Gewalt des Seeliſchen wurde anerkannt. 
Die Sprache war von einem Wohllaut, der an den ſchönſten Stellen 
des Buches direkt muſikaliſche Wirkungen übte. Alle dieſe Vorzüge 
jener erſten Dingsda⸗Veröffentlichung weiſt nun aber auch dieſe zweite, 
ſo bezeichnend „Stille Welten“ betitelte, in nicht geringerem Grade 
auf; ja dieſe Vorzüge erſcheinen ſtellenweiſe wohl eher noch gereifter 
und fertiger. Mit ihrer in ſich feſtruhenden und abgerundeten poetijch- 
moniſtiſchen Welterfaſſung aber müſſen dieſe „Stillen Welten“ als 
eine reife, anziehende und intereſſante Kundgebung der modernen Seele 
bezeichnet werden. 

168. one und anderes. Novellen. Von Johannes 
Schlaf. Berlin. F. Fontane & Co. 1899. 156 S. M. 2. 

Es kann als die beſondere Kunſt dieſer Novellen und Novelletten 
hingeſtellt werden, daß ſie, unter Anwendung der denkbar einfachſten 
und ſchlichteſten Mittel, nicht nur einen ſeeliſchen Zuſtand mit tief— 
eindringender Pſychologie und feinnerviger Senſibilität ausholen, ſondern 
auch zugleich eine lebhafte und runde Impreſſion verſchiedenartigſter 
Charaktere geben, und auf kleinem, ja kleinſtem Raum ganze Lebens— 
ſchickſale zuſammenzudrängen und der Phantaſie einen Ueberblick über 
ihre Vergangenheit und ihre Zukunft zu eröffnen verſtehen. Die Plaſtik 
der Charakteriſirungskunſt iſt oft eine geradezu unübertreffliche. Wir 
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möchten hier nur auf „Horazſtunde“ und „Der Herr Kandidat“ hin⸗ 
weiſen. Die Charaktere dieſer Novellen, abgeſehen von der ebenſo nach— 
drücklichen und feinen wie ſachlichen Satire, mit der hier gewiſſe ſoziale 
Zuſtände bedacht werden, leben uns aus den Zeilen geradezu entgegen; 
wir glauben ſie leibhaft vor Augen zu ſehen. Zudem bewährt J. Schlaf 
auch in dieſen Novelletten wieder ſeine meiſterhafte Kunſt intimer Stim— 
mungsmalerei. 


169. Uebermenſchenthum und Zuchtſtaat. Ein Anarchiſten⸗ 


ideal. Beleuchtet von M. Helle. Mainz. Kommiſſionsverlag der 
Mainzer Verlagsanſtalt und Druckerei, A.-G. 1899. 63 ©. 

Die Literatur über den Philoſophen Friedrich Nietzſche hat zwar 
einen ganz bedeutenden Umfang angenommen, allein der breiten Maſſe 
des Volkes ſind ſeine Lehren und deren Zuſammenhang mit ethiſchen 
und ſozialen Zeitideen nicht in dem Maße zugänglich gemacht worden, 
daß das minder philoſophiſch geſchulte Publikum ſich über die Ideen 
des vielgenannten Denkers ein Urtheil bilden könnte. Obige Schrift 
will zu dieſem Behufe als geeigneter Wegweiſer dienen. Sie richtet 
ſich ſcharf gegen Nietzſche. In populärer Darſtellung will der Verfaſſer 
ſeine Lehren ihrer blendenden Hülle entkleiden. Der Autor ſieht in 
Nietzſche weder den Gottſucher, der ſich, weil er den nicht fand, nach 
dem ſein Herz ſchrie, in prometheiſchem Trotz ſelbſt zum Gott machen 
wollte, noch den Apoſtel einer höheren Menſchenliebe, vielmehr nur 
einen ungewöhnlich begabten und verwegenen Prinzipienreiter, der vor 
keinem Hindernis wich und lieber die ganze Welt zu Grunde gehen 
ließe, als auch nur ein Tüpfelchen feiner Philoſophie zu opfern. Die 
Schrift ſoll hier einfach als ein Beitrag zur Nietzſche⸗Literatur regiſtrirt 
werden. 

170. Die philoſophiſchen und ſozialpolitiſchen Grund⸗ 
lagen des Marxismus. Studien zur ſozialen Frage von Th. G. 
Maſaryk. Wien. Karl Konegen. 1899. XV. 600 S. fl. 7˙20. 

Wir möchten vorerſt ſo raſch als möglich auf dieſe intereſſante 
literariſche Erſcheinung hinweiſen, und uns ein tieferes Eingehen auf 
ſpäter verſparen. Vor allem ſollen unſere Leſer raſch auf ein Buch 
aufmerkſam gemacht werden, aus dem ſie eine Fülle aktuellſten Stoffes 
an der Hand eines ebenſo gewiſſenhaften als kenntnisreichen Führers 
kennen lernen werden. Vor allem iſt Maſaryk durch ſeine eminent 
philoſophiſche Begabung und durch ſeinen humaniſtiſchen Sinn berufen, 
in der weltbewegenden ſozialen Frage ein gewichtiges Wort auszu— 
ſprechen. Das Buch iſt aus Univerſitätsvorleſungen hervorgegangen. 
Es gliedert den Stoff in folgender Weiſe: Erſter Theil: Einleitung. 
I. Aufgabe dieſer Studien. Literariſche Hilfsmittel. Zweiter Theil: 
Der hiſtoriſche Materialismus. II. Die Marx-Engels'ſche Erkenntnis— 
theorie und Metaphyſik: poſitiviſtiſcher Materialismus. III. Der 
hiſtoriſche Materialismus. IV. Die Organiſation der Klaſſengeſellſchaft. 
Die hiſtoriſchen Geſetze und die Theorie der Entwicklung. Dritter 
Theil. Weſen und Entwicklung der wirtſchaftlichen Organiſation der 
Geſellſchaft. V. Der Kampf der wirtſchaftlichen Klaſſen. VI. Entſtehung 
und Entwicklung der Organiſation. Der Kommunismus. Vierter Theil: 
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Die ideologiſchen Ehen: VII Staat und nn VIII. Nationalität 
und Internationalität. IX. Die religiöſe Frage. X. Die ethiſche Frage. 
XI. Sozialismus und Kunſt. XII. Marxismus: Abſoluter Objektivis⸗ 
mus. Fünfter Theil: Die marxiſtiſche praktiſche Kritik. XIII. Die 
Hauptprobleme der marxiſtiſchen Politik. Sechſter Theil: Endergebnis. 
XIV. Die wiſſenſchaftliche und philoſophiſche Kriſe innerhalb des 
Marxismus. Ein Namenverzeichnis iſt dem Buche beigegeben. 

171. Kritiſche Grundlage der Ethik als poſitiver Wiſſen⸗ 
ſchaft von Dr. med. Wilhelm Stern. Berlin. Ferd. Dümmler. 
1897. 471 S. Mk. 720. f 

Der Verfaſſer hat ſich „die Aufgabe geſtellt, die Ethik als 
poſitive Wiſſenſchaft, d. h. als eine von allen nicht blos religiöſen, 
ſondern auch metaphyſiſchen Vorausſetzungen unabhängige Wiſſenſchaft 
zu begründen.“ Zu dieſem Zwecke glaubt er von der Kritik ausgehen 
zu müſſen. Der erſte Theil behandelt „die theoretiſche Philoſophie oder 
die dogmatiſche Metaphyſik; ihre Verwerfung von Seiten des Kritizismus“, 
der zweite Theil die „Problemſtellung und Kritik der bisher zur Löſung 
des Problems eingeſchlagenen Wege und aufgeſtellten Grundprinzipien 

der Ethik“, der dritte Theil die „Grundlegung der Ethik als poſitiver 
Wiſſenſchaft“. Dieſer Theil beſteht aus ſechs Abſchnitten: Darlegung 
des allein zum Ziele führenden Weges, die blos größere Komplizirt⸗ 
heit der Erſcheinungen in der organiſchen im Vergleich zu denen in der 
anorganiſchen Natur und die für das menſchliche Erkenntnisvermögen 
unaufhebbare ſpezifiſche Verſchiedenheit der Erſcheinungen in der beſeelten 
von denen in der unbeſeelten Natur, die Triebe und die Freiheit des 
Willens, das wirkliche Grundprinzip der Ethik (Anhang: die Kultur 
im Unterſchiede von der Sittlichkeit), die Moral oder Lehre von der 
Sittlichkeit im engeren Sinne oder die Lehre von den Tugenden, 
Pflichten und dem höchſten Gut, Ableitung von Recht und Staat vom 
wirklichen Grundprinzip der Ethik oder Grundzüge der allgemeinen 
Rechts⸗ und Staatslehre. Ein Schlußwort beſpricht „das Verhältnis 
des wirklichen Grundprinzips der Ethik zur Religion“. Wir halten das 
Buch für eine Bereicherung der philoſophiſchen Literatur und den Ver: 
faſſer für einen wahrhaft ſtrebenden Forſcher auf einem der ſchwierigſten 
Gebiete menſchlichen Denkens. 

172. W. H. Riehls Geſchichten und Novellen. Geſammt⸗ 
Ausgabe. Erſcheint vollſtändig in 44 Lieferungen zu 50 Pf., alle 
14 Tage eine Lieferung. Stuttgart. J. G. Cotta'ſche Buchhandlung 
Nachfolger G. m. b. H. N 

Den „kulturgeſchichtlichen Novellen“, mit denen die Geſammt— 
Ausgabe der Riehl'ſchen erzählenden Werke eröffnet worden iſt, reihen 
ſich zwei Bände „Geſchichten aus alter Zeit“ an, deren erſter in den 
ſoeben ausgegebenen Lieferungen 7— 14 enthalten iſt. Dieſe „Geſchichten“ 
ſpiegeln in beſonderer Deutlichkeit die gemüthvolle und behagliche Art 
des Meiſters deutſcher Erzählungskunſt wieder. Es beruht auf richtiger 
Erkenntnis des innigen Zuſammenklangs zweier gleichgeſtimmter Künſtler— 
ſeelen, daß Riehl dieſe reizenden kleinen Werke dem Maler Ludwig 
Richter, dem unerreichten Bildner jener liebenswürdigen Szenen aus 
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dem deutſchen Volks- und Familienleben, gewidmet hat. In Ueber⸗ 
einſtimmung mit Richters Holzſchnittmanier ſucht Riehl, wie er es 
ſelbſt ausdrückt, vor allem die feſte, reine Linie der Handlung zum 
Ausdruck zu bringen, Licht und Schatten blos andeutend, Schmuck und 
Beiwerk und die weite Fernſicht des Hintergrundes mehr errathen 
laſſend, als ausſprechend. In dieſem Geiſte ſind denn die edeln Riehl⸗ 
ſchen Kunſtwerke entſtanden, die in den beiden Bänden vor uns treten. 
Vor bald vierzig Jahren entworfen, wirken ſie noch heute, wie ſie 
immer gewirkt haben, dem Vorſatze des Meiſters entſprechend, „gute 
Menſchen zu erheben, indem ſie ſie erheitern.“ 

173. Heinrich Seidels erzählende Schriften. Erſcheinen 
vollſtändig in 53 Lieferungen zu 40 Pf., alle 14 Tage eine Lieferung. 
Stuttgart. J. G. Cottaä'ſche Buchhaͤndlung Nachfolger G. m. b. H. 

Heinrich Seidel hat in ſeinen erzählenden Dichtungen unvergäng— 
liche Typen geſchaffen, die unſerem Volk ans Herz gewachſen ſind. 
Jedermann kennt und ſchätzt ſeine liebenswürdigen Sonderlinge, die 
ihr ſtilles Glück im kleinen Kreiſe, in engen Verhältniſſen hegen und 
bewahren, die mit ihrem innigen Gemüthsleben gegen alle Dürftig- 
keiten und Dunkelheiten des Daſeins ſiegreich Stich halten. Für ihre 
Schickſale fand er den echten, ſchlichten Erzählerton, jenes klare, natür— 
liche Deutſch, dem alles Aufgeputzte und Geſuchte fremd iſt. Anmuth 
und Heiterkeit ſind über die Welt des Dichters gebreitet, der das Leben 
von der Sonnenſeite zu betrachten geneigt iſt. An ihm erwärmt ſich 
unſer innerſtes Fühlen, durch ihn ſtärkt ſich unſere Freude an der 
Natur, deſſen feinſter Kenner und Zeichner er iſt, bei ihm finden wir 
ſanften Humor, herzliches Lachen, feinen Spott bis zum derben Spaß, 
der erfreut, aber nie verletzt. Es iſt deshalb freudig zu begrüßen, daß 
die Cotta'ſche Buchhandlung ſich zur Veranſtaltung einer wohlfeilen 
Lieferungsausgabe entſchloſſen hat, durch welche die Anſchaffung ſeiner 
erzählenden Schriften fürs Haus nunmehr den weiteſten Kreiſen er— 
möglicht wird. Die neue Ausgabe wird 7 Bände bilden, in deren 
erſtem ſämmtliche, bisher in verſchiedenen Bänden zerſtreut geweſenen 
„Leberecht Hühnchen = Erzählungen” zuſammengefaßt werden ſollen.“ 
Bisher ſind zwei Lieferungen erſchienen. 

174. Die Familie von Barchwitz. Roman von Hans von 
Kahlenberg. Berlin. S. Fiſcher. 1899. 213 S. Mk. 3. 


Unter dem Verfaſſerpſeudonym verbirgt ſich eine Dame. Dieſes 
Familienbild, eine blutige Verhöhnung der Ehe, iſt mit Kraft entworfen. 
Einzelne Szenen, wie der Kaffeetratſch bei der alten Jungfrau, ſind 
meiſterhaft. Aus der ganzen Führung der Handlung und Zeichnung 
der Charaktere ſpricht eine bei einer Frau nicht gewöhnliche Ueberlegen⸗ 
heit, eine gewiſſe, man verzeihe den Ausdruck, männliche Souveränität. 
Der Roman iſt eine künſtleriſche Leiſtung, die die wärmſte Anerkennung 
verdient. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 
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Sozialismus und die Nationalitätenfrage. 
Von Dr. Ch. Schitlowsky (Bern). N 
J. | 


Wie jede geſellſchaftliche Frage, erhält auch die Nationalitäten: 
frage eine verſchiedene Bedeutung, je nach dem, von welchem Geſichts— 
punkte ſie aufgeworfen wird. 

Noch lange bevor die Nationalitätenfrage zum Zankapfel der 
politiſchen Parteien wurde, exiſtirte ſie bereits als Verwaltungs⸗ 
frage — nämlich in den Ländern mit gemiſchter Bevölkerung. Die 
ethniſche Zuſammenſetzung der einzelnen Diſtrikte bereitete dem ſchablonen— 
haft betriebenen bureaukratiſchen Verwaltungsmechanismus Schwierig— 
keiten mannigfacher Art, und die Geſetzgebung ſah ſich genöthigt, dieſer 

Thatſache in der einen oder der anderen Weiſe Rechnung zu tragen. 
Die „Frage“ beſtand alſo darin, ob und in welcher Weiſe es möglich 
ſei, die einzelnen Theile des gouvernementalen Mechanismus ſo den 
unliebfarten Diſtrikten anzupaſſen, daß die zwei Kardinaltugenden der 
bureaukratiſchen Verwaltung: die Schablone und die Vermeidung un— 
nützer Verbitterung, in gleicher Weiſe zu Geltung kommen. Je nach 
dem Staate und je nach den ethniſchen Beſtandtheilen ſeiner Bevölke- 
rung wurden zu verſchiedenen Zeiten verſchiedene Verwaltungsmethoden 
angewandt, um einerſeits die bureaukratiſchen Verwaltungsprinzipien 
in vollem Maße zu wahren, und andererſeits den Reibungen mit der 
Bevölkerung möglichſt aus dem Wege zu gehen. Es iſt klar, daß die 
beſtmögliche Löſung der Nationalitätenfrage von dieſem Standpunkt 
aus die wäre, welche als letztes Ziel das völlige Anfgehen der hetero— 
genen Beſtandtheile in eine homogene Bevölkerung in Ausſicht ſtellen 
würde. 

Eine ganz andere Bedeutung kommt der Nationalitätenfrage als 
einer Frage des politiſchen und kulturellen Zuſammenlebens der 
Völker zu. Da handelt es ſich nicht mehr darum, wie die Verwaltungs— 
kreiſe am beſten einzutheilen und welche innere Verwaltungsmaßregeln 
in den einzelnen Diſtrikten anzuwenden ſeien, ſondern darum, o b 
nicht jedes noch jo kleine Volk e ein Recht habe, ſich po li⸗ 
tiſch oder wenigſtens kulturell ſelbſtändig zu konſti⸗ 
tuiren. Dieſe Frage iſt es, welche uns in Folgendem des Näheren 
beſchäftigen ſoll. Sie war es auch, welche den Boden abgab für die 
meiſten nationalen Bewegungen unſeres Jahrhunderts. 

„Deutſche Worte.“ XIX. 8. u. 9. N 20 
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Bemerken wir zunächſt, daß innerhalb dieſer Bewegungen ſelbſt 
zwei entgegengeſetzte Strömungen zum Vorſchein kamen, die leider 
unter einem und demſelben Namen der „nationalen Bewegung“ auf— 
traten. Die eine Bewegung, wie z. B. die panſlaviſtiſche, zielte darauf 
ab, ethnologiſch verwandte Völkerſchaften unter eine ſtaatliche Obhut 
zu bringen. Die andere dagegen, wie die polniſche in Rußland, die 
neukeltiſche in England, die neuprovençaliſche in Frankreich, war und 
wird von dem entgegengeſetzten Motive geleitet, die Autonomie jeder 
Völkerſchaft gegen die Verſchmelzung derſelben zu einer großen Nation 
durchzuſetzen. 

Selbſtverſtändlich mußte auch die theoretiſche Begründung dieſer 
entgegengeſetzten Strömungen ſich völlig verſchiedener Argumentationen 
bedienen. Die ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen der Völkerſchaften machten 
der „Nation“ gegenüber dieſelben Argumente geltend, welche dieſe letztere 
dem Kosmopolitismus gegenüber ins Feld rückte. Die pannationaliſtiſche 
Theorie ihrerſeits appellirte der ſeparatiſtiſchen Bewegung gegenüber 
au dieſelben Inſtanzen, welche der Kosmopolitismus gegen das Natio— 
nalitätenprinzip anzuführen pflegte. Wenn der Kosmopolit in den 
Deutſchen, Franzoſen, Slaven u. ſ. w. nur Menſchen erblickte, ſo ſah 
der Pannationaliſt, von einem ähnlichen Standpunkte ausgehend, in 
den Polen, Tſchechen, Bulgaren, Ruſſen u. ſ. w. nur Slaven. Und 
wenn der Pannationaliſt die Menſchheit nur als „Abſtraktion“ be— 
trachtete, da ſie in Wirklichkeit aus Deutſchen, Franzoſen Slaven ꝛc. 
beſtehe, ſo faßte der Separatiſt, eine ganz ähnliche Gedankenrichtung 

einſchlagend, die Exiſtenz des Slaventhums, Germanenthums ꝛc. als 
Abſtraktion auf, da es in Wirklichkeit nur Polen, Tfchechen, Ruſſen, 
Preußen ꝛc. gebe. Bei der Betrachtung der Nationalitätenfraͤge haben 
wir es alſo mit zwei entgegengeſetzten Prinzipien zu thun: dem kosmo— 
politiſchen, welches die Einheit des Menſchengeſchlechtes, und dem volks— 
thümlichen, welches die Differenzirung der Menſchheit in ethnologiſche 
Gruppen vertritt. Die pannationaliſtiſche Richtung iſt, weit entfernt, 
eine Syntheſe beider Prinzipien zu ſein, vielmehr ein Zwittergeſchöpf, 
welches ſich bald voll und ganz auf die Seite des Kosmopolitismus 
ſchlägt, wenn es gilt, den Widerſtand der einzelnen Völker zu brechen, 
bald aber ebenſo entſchieden die nationaliſtiſche Weiſe anſtimmt, wenn 
es ſich darum handelt, die Einheit des Menſchengeſchlechtes zu be— 
kämpfen. | 

Eine wirkliche Syntheſe dieſer beiden Richtungen vermögen wir 
nur in dem Internationalismus zu erblicken, welcher bekanntlich das 
völkerrechtliche Prinzip des modernen Sozialismus iſt. 

Leider gab es aber eine Zeit, wo man den Internationalismus 
mit dem Kosmopolitismus in einen Topf zuſammenwarf. Nicht nur 
die Gegner des Internationalismus, ſondern auch ſeine offiziellen Ver— 
theidiger, die modernen ſozialiſtiſchen Parteien, legten das Hauptgewicht 
auf den Gegenſatz zwiſchen Internationalismus und Nationalismus, 
während die andere Seite ihres völkerrechtlichen Prinzips, ſein Gegen— 
ſatz zum Kosmopolitismus, mit keiner Silbe erwähnt wurde. 

Auf ſozialiſtiſcher Seite iſt es nun anders geworden. Während 


ge 


der letzten fünf Jahre mehrten ſich die Stimmen Derer, welche die be— 
rechtigten Forderungen der Nationalität anerkennen. Namentlich in den 
letzten paar Jahren iſt in der ſozialiſtiſchen Preſſe der Gedanke faſt' 
Gemeinplatz geworden, daß der Sozialismus und der Nationalismus, 
weit entfernt, unverſöhnliche Gegenſätze zu ſein, vielmehr unter gewiſſen 
Bedingungen Hand in Hand gehen können. Es würde ein Leichtes ſein, 
eine ſtattliche Anzahl von Aeußerungen aus dem „Vorwärts“, der 
Wiener „Arbeiter: Zeitung” und der „Critica sociale“ anzuführen, die 
meiſt aus kompetenten und maßgebenden Federn ſtammen und keinen 
Zweifel darüber aufkommen laſſen, daß die Taktik des internationalen 
Sozialismus der nationalen Frage gegenüber ſich weſentlich zu Gunſten 
des nationalen Prinzips geändert hat. Wir wollen nur die auf dem 
im Jahre 1897 in Wien abgehaltenen öſterreichiſchen ſozialdemokra— 
tiſchen Parteitag mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommenen Worte 
E. Pernerſtorfers anführen. „Vor zwölf Jahren,“ ſagte er, „war die 
Sozialdemokratie noch von dem fleiſch- und blutloſen Internationalis— 
mus erfüllt, jetzt ſteht ſie ganz auf dem Boden des realiſtiſchen Inter— 
nationalismus. . . . Nicht von der Humanität durch die Nationalität 
zur Beſtialität wollen wir, ſondern von der Beſtialität durch die Form 
der Nationalität zur Humanität. Die Nationen ſollen einem blühenden 
Garten gleichen, wo die verſchiedenen Blüthen das Auge erfreuen. . .. 
Ich hoffe, die Ueberzeugung wird ſich überall Bahn brechen, daß man 
ein trefflicher Deutſcher, ein braver Italiener, ein guter Slave und 
5 doch ein leidenſchaftlicher internationaler Sozialdemokrat ſein 
Önne.”1) 

Nun iſt man vielfach geneigt, dieſe Frontänderung der Sozial— 
demokratie als eine neue „Häutung“ derſelben aufzufaſſen, oder noch 
mehr, als eine kaum ernſtgemeinte temporäre Konzeſſion anzuſehen, 
bei welcher das Prinzip dem momentanen Erfolg geopfert wird. 

Dieſe Auffaſſung iſt unſeres Erachtens grundfalſch. Der Inter— 
nationalismus iſt ſeinem Weſen nach dem Kosmopo li⸗ 
tismus ebenso entgegengeſetzt wie dem Nationalismus. 
Während der Kosmopolitismus ſein Ideal in dem Verſchwinden aller 
nationalen Verſchiedenheiten erblickt und die Menſchheit als Konglomerat 
einzelner Individuen auffaßt, beruht der Internationalismus auf dem 
Gedanken der Völker verbrüderung, womit keineswegs gejagt’ 
ſein ſoll, daß ein Bruder dem andern wie ein Ei dem andern gleichen 
müſſe. Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker iſt das Prinzip, welches 
der Internationalismus mit dem Nationalismus gemein hat. Der 
weſentliche Unterſchied beſteht nur darin, daß der Nationalismus jedes 
Volk als ein für ſich ſtehendes, abgeſchloſſenes Ganze betrachtet, welches 
allen anderen Völkern als vollſtändig unabhängige Einheit gegenüber— 
tritt und ſeine Beziehungen zu denſelben nach Gutdünken bald friedlich, 
bald kriegeriſch geſtalten könne, während der Internationalismus hin— 
gegen in jedem Volk ein gleichberechtigtes Glied der großen Familie 
der Menſchheit erblickt, ein Glied, deſſen Intereſſen mit denen aller 


) „Vorwärts“ 1897, Nr. 139. 
20* 
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anderen Familienglieder immer ſolidariſch ſein müſſen, und deſſen Rechte 
nur ſo weit reichen, als die der andern nicht verletzt werden. Dieſes 
ſchließt nicht aus, ſondern erfordert ſogar, daß die einzelnen Individuen 
eines beſtimmten Volkes ſich ihrer Zugehörigkeit zu demſelben, ihrer 
nationalen Verſchiedenheit von allen andern Völkern bewußt ſein müſſen. 

Daß dieſe Deutung des Internationalismus keine willkürliche, 
den momentan obwaltenden Verhältniſſen angepaßte iſt, ſondern die 
einzig richtige Interpretation desſelben darſtellt, beweiſt am beſten die 
Thatſache, daß die „Internationale Arbeiter⸗ ⸗Aſſoziation“ — wohl eine 
zuſtändige Inſtanz in Sachen des Internationalismus — ihren tra— 
genden Grundgedanken eben als Syntheſe von Nationalismus und 
Kosmopolitismus aufgefaßt wiſſen wollte. 

Da die Stellung zur nationalen Frage dieſer erſten großen inter- 
nationalen Partei von prinzipieller Wichtigkeit iſt, und da dieſe Stel- 
lung bis jetzt noch nirgends berückſichtigt wurde, erachten wir es für 
nothwendig, auf dieſen Punkt etwas näher einzugehen. 

Die Rothwendigkeit, die nationalen Schranken der Arbeiter— 
bewegung zu durchbrechen, erblickten die erſten Theoretiker des Sur 
nationalismus in den ökonomiſchen Verhältniſſen. 

„Die Arbeiterfrage,“ heißt es in dem offiziellen Organ der Inter— 
nationalen Arbeiter-Aſſoziation, dem Genfer „Vorboten“, „iſt, weil mit 
den ökonomiſchen Verhältniſſen der ganzen Welt im Zuſammenhange 
ſtehend, keine lokale und nationale, ſondern eine internationale. ?)“ 
„Weil es nicht in der Gewalt eines und wenn auch noch ſo mächtigen 
Staates liegt, von ſich allein aus die ſozialen Zuſtände umzuſchaffen 
— dieſelben auf die Arbeitskraft ſtatt Geldmacht zu gründen — eo 
kann es auch keinen nationalen, ſondern nur einen internationalen So— 
zialismus geben, deſſen Grundprinzip ſelbſtverſtändlich die Verbrüderung 
und den Frieden unter den Völkern in ſich ſchließt.“?) 

Aber dieſer Bund der Völker erheiſcht keineswegs die Vernach⸗ 
läſſigung nationaler Aufgaben. 

„Die internationale Arbeiterbeſtrebung,“ ſo ſchreibt der „Vorbote“, 
„hat überall zur Vorausſetzung die freie und einheitliche n a⸗ 
tionale Entwicklung.“) „Jede Nation muß im eigenen Hauje 
ſauberen Herd machen, alſo zunächſt ihre nationale Aufgabe voll— 
bringen,“ welche in der „politiſchen Freiheit nach innen und 
nationalen Selbſtändigkeit nach außen“ beſteht. 5) 

Die Ausführung der nationalen Aufgaben iſt eine nothwendige 
Vorbedingung der Völkerverbrüderung. 

„Soll die Bewegung des Ganzen keine Erlahmung und Stofung 
erleiden, ſondern ſtets wetteifernde Erregung und Stärkung erhalten, 


2) „Der Vorbote“, Zentralorgan der Sektionsgruppe deutſcher Sprache der 
Internationalen Arbeiter-Aſſoziation, redigirt von Joh. Philipp Becker, Jahr- 
gang 1 Nr. 1. 

) Id. Jahrg. 1868, Nr. 8, ©. 120. 

5) Id. Jahrg. 1866, Nr. 2, S. 170. „Volksſouveränität heißt — daß jedes 
Volk ie ſelbſt gehört.“ 
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ſo muß jedes Glied voll Geſundheit und Energie und — weil nicht 
blos von körperlicher, ſondern auch von geiſtiger und ſittlicher Weſen⸗ 
heit — mit Ehre und Würde, Anſehen und Einfluß aus⸗ 
gerüſtet ſein.“ “) | | | 

„Denn der Bund der Völker iſt ein Bund ebenbürtiger Glieder 
— die Eidgenoſſenſchaft gleich freier Gemeinkörper.“ — „Keine Nation 
darf“ daher „ein anderes Uebergewicht ausüben, als ſolches ihr durch ihr 
Wiſſen und Vollbringen, ihre intellektuelle und materielle Leiſtung bei 
Schöpfungen des Friedens zuerkannt wird.“ Und „auch der kleinſten 
Nationalität muß eine freie und ſelbſtändige Exiſtenz 
allzeit geſichert ſein.““) 

An einem anderen Orte heißt es: „Jede Nationalität... hat 
als organiſches Glied der großen Kette der Menſchheits familie nach 
Maßgabe ihres Temperaments, ihrer Fähigkeiten und den Naturerzeug⸗ 
niſſen ihres Landes ein entſprechendes Bruchſtück zum allgemeinen 
Kulturwerk beizutragen.“ 8) . 

Die Aufgabe der Internationalen Arbeiter-Aſſoziation beſteht eben 
darin, „die geiſtigen, ſittlichen und leiblichen Bedürfniſſe der Völker zu 
vermitteln, zu harmoniſiren und konſolidiren.“ 9) 

Ja, der „Vorbote“ verſtieg ſich jo weit, zu. behaupten, daß die 
modernen Nationalitäten keineswegs dem Ideale einer Nation ent⸗ 
ſprechen, und daß die Arbeiterbewegung ſich zur Aufgabe ſtellen müſſe, 
dieſes Ideal zu verwirklichen. 

„In den heutigen Zuſtänden ein Volk, eine Nation als einen 
Geſammtkörper zu betrachten, wäre eine gröbliche Fiktion, indem jetzt 
noch ein Volk nur ein Konglomerat der Beſtandtheile ... zu einem 
Gemeinkörper vorſtellt. ... Daher läßt fi auch. das, was die ſozial— 
demokratiſche Arbeiterbewegung will, kurz zu folgendem Satz zuſammen⸗ 
faſſen: Sie will die Geſammtgeſellſchaft aus dem leidenden Zuſtande 
des Mechanismus in den ſelbſtthätigen Zuſtand des Organismus zum 
Wohle aller anderen Glieder hinüberleiten“ ꝛc. 10) 

Die Theoretiker des Internationalismus waren ſich ihres Gegen: 
ſatzes ſowohl zum Nationalismus als auch zum Kosmopolitismus 
vollſtändig bewußt, weil für ſie der Kosmopolitismus der Ausfluß 
der liberalen Bourgeoiſie, wie der chauviniſtiſche Nationalismus der 
Aus fluß des feudalen Junkerthums war. 

„Wir dürfen konſtatiren,“ leſen wir in der ſchon erwähnten 
Zeitſchrift, „daß die Weisheit der Mancheſterſchule .. .. das Diplom 
ihres Kosmopolitismus auf dem . . .. Weltmarkte zu holen ſucht.“ 11) 
Andererſeits wurde in einer im Jahre 1871 abgehaltenen allgemeinen 
Verſammlung der deutſch ſprechenden Arbeiter Genfs einſtimmig be⸗ 
ſchloſſen, „vor aller Welt feierlich zu erklären: | 


6) Ib. — 

7) „Zur Erklärung unſerer Aufgabe.“ („Der Vorbote“, Zentralorgan der 
en e deutſcher Sprache der J. A.⸗A., Jahrg. 1868.) 

8) Ib. 


9) Ib. 
10) Id. 1870, Nr. 3, S. 35. 
1) Vorbote, Jahrgang 1866, Nr. 2. 
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„Daß der politiſche Nationalismus — das Raſſenthum im Gegen— 
ſatz zum ſozialen Humanismus — dem Menſchenthum — ſteht, es 
keine andern natürlichen Grenzen als die Sprache, keine 
andere Nationalitätsſonderung als die durch die Werke 
einer gemeinſamen Literatur und keine andere Völkerziele als 
die der Wohlfahrt der geſammten Menſchheit geben kann. 

„Daß jedes Volk je nach Temperament, Klima und Natur 
erzeugniſſen ſeines Wohngebietes ein von dem der andern Völker 
verſchiedenes Bruchſtück zum Geſammtkulturwerke aller liefert und 
gerade durch die Mannigfaltigkeit der Leiſtung die Schaffung eines 
einheitlichen und harmoniſchen Ganzen möglich wird.“! 

Aus dieſen Erklärungen geht auch die Stellung hervor, welche 
die Internationale Arbeiter-Aſſoziation den nationalen Beſtrebungen 
ihrer Zeit gegenüber einzunehmen ſich verpflichtet fühlte. 

„Wir werden nur ſolchen Nationalitätsbeſtrebungen Vorſchub 
leiſten, welche auf ganze Freiheit, Selbſtändigkeit und Gleichberechtigung 
aller hinzielen, um jedes Volk in Ebenbürtigkeit als organiſches 
Glied der großen Kette des Menſchenthums dem freien Bunde allge— 
meiner Eidgenoſſenſchaft einverleiben zu können.“ 

Den Theorien der Internationalen Arbeiter-Aſſoziation entſprach 
auch vollſtändig ihre praktiſche Thätigkeit. 

Ueberall, wo ein Volk für ſeine Unabhängigkeit kämpfte, konnte 
es auf die Sympathie und die Beihilfe der Internationalen Arbeiter- 
Aſſoziation rechnen. Die Fenier-Bewegung in England, die römiſche 
Inſurrektion und die Sache der polniſchen Freiheit fanden in dem 
Generalrathe ſowie in den einzelnen Sektionen eifrige Förderer. !“) 
Werfen wir noch einen flüchtigen Blick auf die innere Organi— 
ſation der „Internationale“, welche von ihren Mitgliedern als „die 
vorbereitende Form der Zukunft“ angeſehen wurde. 14) 

Wenn die Propaganda ſich an die „Proletarier aller Länder“ 
wendete, jo hatte es die innere Organiſation mit den Proletariern 
aller Sprachen zu thun. Die Zentralverwaltungen wurden überall, 
wo die Umſtände es erlaubten, nach der Sprachgemeinſchaft 
errichtet. 15) 

Das kosmopolitiſche Staatsprinzip mußte dem nationalen und 
kulturellen Sprach prinzipe weichen. „Der Wirkungskreis einer 
nationalen Zentralbehörde wird nicht durch Staatsgrenzen beſchränkt, 
ſondern dehnt ſich nach dem Gebrauche der reſpektiven Sprache aus“, 
heißt es in der „Denkſchrift des Zentralkomités deutſcher Zunge an 
den ſozialdemokratiſchen Kongreß zu Eiſenach“ vom Jahre 1869. 16) 
So gehörte z. B. der „Allgemeine deutſche Arbeiterverein⸗ in New⸗ 


12) Id. Jahrgang 1871, Nr. 3, 

0 Vgl. Vorbote 1866, Nr. 11, S. 165—167; 1867, Nr. 2, S. 30; Nr. 6, 
. 92—93 und Nr. 12, = 189. 

14) Id. 1870, Nr. 3, S. 77. 

5) 1866, Nr. 7, S 139. 

16) Vorbote 1869, Nr. 7, S. 103 ff. 
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York, ebenſo wie die deutſche Sektion in San-Francisco dem Zentral⸗ 
komité Deutſcher Zunge, das ſeinen Sitz in Genf hatte, an. 

Von noch größerer Wichtigkeit für die Gegenwart iſt die Stellung 
der Internationalen Arbeiter-Aſſoziation zu den ſogenannten „minder— 
wertigen“ Nationen und Sprachen, wie ſie aus dem Verhalten des 
Brüſſeller Kongreſſes der flämiſchen Bewegung und Sprache gegenüber 
deutlich zu Tage trat. 

Mit Freuden konſtatirte der Berichterſtatter der belgiſchen Dele⸗ 
gation, daß „auch unſere flämiſchen Organe eine erfreuliche Wirk— 
ſamkeit nehmen, die .. .. wacker dem großen Ziele zuſteuern und die 
von der franzöſiſch parlirenden Bourgeoiſie vornehm vernachläſſigte 
Volksſprache, das einzige Verſtändigungsmittel der Maſſen, in he 
barer Weiſe zu Ehren bringen.“ 17) We 

Aus alledem geht hervor, daß der Internationalismus der 
Internationalen Arbeiter⸗Aſſoziation keineswegs „fleiſch⸗ und blutlos“ 
war. Im Gegentheil: Es gibt keine einzige berechtigte Forderung des. 
Nationalitätenprinzips, welche nicht mit in das internationale Pro- 
gramm aufgenommen worden wäre. Das Recht, ſogar der kleinſten 
Nationalität, auf freie ſelbſtändige nationale Entwicklung, die For— 
derung, daß jedes Glied der großen Menſchheitsfamilie „mit Ehre 
und Würde, Anſehen und Einfluß“ ausgerüſtet ſei, daß es zunächſt 
im eigenen Hauſe ſaubern Herd machen, d. h. ſeine nationale Aufgabe 
vollbringen müſſe, die wahrhaft brüderliche Unterſtützung jeder nationalen 
Bewegung, die auf „volle Freiheit“ ausgeht, die wahrhaft liebevolle 
Sympathie den „minderwertigen“ Sprachen gegenüber, die zu einer 
höheren kulturellen Stufe emporſtreben — dies ſind die unverfälſchten 
Züge des Internationalismus. Die Pernerſtorferiſche Auslegung 
des Begriffs „International“ iſt alſo keine „Konzeſſion an die 
Gegner“, wie Dr. Berſtl an dem Wiener Parteitage behauptete, 
ſondern der erſte Schritt zur Anerkennung dieſes Prinzips. Auch die 
vielen andern national-freundlichen Aeußerungen der ſozialiſtiſchen 
Preſſe bedeuten keinen Abfall von dem Internationalismus, ſondern 
verhelfen erſt dieſem zum Durchbruch. 

Bisweilen will es uns ſogar ſcheinen, als ob der Sozialismus 
manchmal des Guten zu viel thue. So leſen wir z. B. im Berliner 
„Vorwärts“ folgenden höchſt bezeichnenden Paſſus: 

„Der Deutſche war von jeher ein Weltbürger; und der pfahl⸗ 
bürgerliche Gedanke chineſiſch-nationaler Abſperrung konnte nur in 
oſtelbiſchen, halb flaviſch-koſakiſchen Junkerſchädeln aufkommen. Und 
wahrhaftig, das germaniſche Volk kann auf ſeine Auswanderungs— 
und Kolonialpolitik ſtolz ſein. .... Oeſterreich allein, das ſlaviſchen 
und ſonſtigen Halbbarbaren abgerungen und germaniſcher Kultur 
erſchloſſen ward, wiegt das indiſche Reich auf. Oder möge es auf, 
wenn das deutſche Volk nicht die Herrſchaft im eigenen Lande ver⸗ 
loren u und durch eine Kette unglücklicher Umſtände unter die 


17) Ib. 1869, Nr. 3, S. 47. Vgl. auch 1868, Nr, 1, 79 13. Auf dem 
Kongreß zu Brüſſel wurde auch das Flämiſche benutzt. Ib. Nr. 9, S. 133. 
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Botmäßigkeiꝶ rt. Das deutſche Volk mit ſeiner großen natio— 
nalen Kolonialpolitik ſchuf in Oeſterreich eine Macht, die, planmäßig 
vom Mutterland unterſtützt und gefördert, heute die Balkanhalbinſel 
mitſammt Konſtantinopel, dem Schlüſſel der Weltherrſchaft, im Beſitz 
hätte. Allein keiner der deutſchen Fürſten und ſogenannten Staats⸗ 
männer hat ein Verſtändnis für dieſe national-internationale Kolo⸗ 
nialpolitik gehabt. 1°) | 

Der einzig klare und deutliche Sinn dieſes „national = inter- 
nationalen“ Wirrwarrs iſt der folgende: Deutſchland hätte Weltpolitik 
treiben, die Balkanhalbinſel mitſammt Konſtantinopel, den Schlüſſel 
der Weltherrſchaft in Beſitz ergreifen, die „ſlaviſch-koſakiſchen“ und 
ſonſtigen „halbbarbariſchen“ Schädel einſchlagen ſollen .. . . Hier iſt 
alſo der „fleiſch- und blutloſe Internationalismus“ in einen voll— 
blütigen Chauvinismus übergegangen, während vom wahren 
Internationalismus kaum noch der Name übrig geblieben iſt. 

Der nationale Chauvinismus, der ſich als international geberdet, 
tritt uns in einem anderen ſozialdemokratiſchen Blatte, in den redak⸗ 
tionellen Anmerkungen der „Sächſiſchen Arbeiter- Zeitung“ zu dem 
Berichte über den polniſch-ſozialiſtiſchen Parteitag zu Berlin entgegen. 
Bekanntlich hatte ſich die polniſch-ſozialiſtiſche Partei „die Befreiung 
des polniſchen Volkes aus wirtſchaftlicher und nationaler Knecht— 
ſchaft“ zum Ziele geſetzt. Die Polen betrachten ſich eben als ein Volk 
und glauben, daß jedes Volk, das ſich ſelbſt achtet, nicht nur das 
Recht, ſondern auch die Pflicht hat, ſich von nationaler Knechtſchaft 
zu befreien. Nun gibt es auch eine polniſche Strömung, die ihren 
Internationalismus dahin deuten zu müſſen glaubt, daß die polniſch— 
ſozialiſtiſche Partei ſich um keine nationalen Aufgaben zu kümmern 
habe. Die Redaktion der „Sächſiſchen Arbeiter-Zeitung“ ſympathiſirt 
offenbar mit dieſer antinationalen Richtung und inſofern ſind ihre 
galligen, vom vermeintlich internationalen Standpunkte getragenen 
Ausläſſe gegen den Parteitag, wenn nicht verzeihlich, ſo doch begreif— 
lich. Da kam aber die Thatſache zur Beſprechung, daß „die deutſchen 
Sozialdemokraten die polniſche Agitation an manchen Orten ſehr 
ungern ſehen. So haben ſich z. B. die Genoſſen aus Frankfurt a. O. 
beim Brandenburger Provinzialtag über die polniſche Propaganda in 
ihrem Kreiſe beklagt und darin eine Schädigung der deutſchen Partei 
erblickt.“ Dies gibt der Redaktion der „Sächſiſchen Arbeiter-Zeitung“ 
den Anlaß zur folgenden Bemerkung: „Alſo ſoweit iſt es ſchon ge— 
kommen, daß die deutſchen Genoſſen an den betreffenden Orten durch 
die nationaliſtiſche Propaganda dieſer polniſchen Sozialiſten in ihrer 
ſozialdemokratiſchen Agitation geſtört werden! Das ſollen ſie ſich wohl 
aus internationaler Solidarität innerhalb des deutſchen' Reiches ge— 
fallen laſſen?!“ 19) 


18) Das Auswanderungsgeſetz. „Vorwärts“ 1897, Nr. 85 (vom 10. April). 
— Die punktirten Stellen des Zitats mußten mit Rückſicht auf die e 
Zenſurverhältniſſe wegfallen. D. 

19) „Polniſch⸗ſozialiſtiſcher Parteitag“, Beilage zur „Sächſiſchen Arbeiter. 
Zeitung“ Nr. 131, vom 11. Juni 1897. 
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Wir glauben wirklich, daß die deutſchen Sozialdemokraten, wenn 
ſie anders auf „internationale Solidarität“ etwas geben, ſich nicht 
nur „das wohl gefallen laſſen“, ſondern auch „dieſe polniſchen Sozia— 
liſten“ künftighin in ihren Beſtrebungen unterſtützen müſſen, aus dem 
einfachen Grunde, weil international nicht anti-national heißt. 

Aber noch weiter in der Verletzung des internationalen Prinzips 
geht die beſagte Redaktion in den folgenden Einwänden gegen die 
polniſch⸗ſozialiſtiſche Preſſe: „In Berlin,“ heißt es in der nächſt⸗ 
folgenden Anmerkung, „gibt es nicht einen einzigen polniſchen Arbeiter, 
der nicht deutſch verſteht — was nützt da das polnische Blättchen, 
das doch jedenfalls in keiner Weiſe ſich mit den großen deutſchen 
Parteizeitungen vergleichen kann?!“ 19) | 

Alſo: weil es in Berlin „deutſch parlirende“ polniſche Arbeiter 
gibt, hat die polniſche Sozialdemokratie, die fortgeſchrittenſte Partei 
des polniſchen Volkes, kein Recht, ſich der eigenen Sprache zu bedienen, 
um das polniſche Volk für die Ideale des Sozialismus zu gewinnen! 

Man ſieht, der ſeichte Antinationalismus, der eine längere Zeit 
für den Internationalismus gegolten hat, artet, auf die Praxis ange— 


wandt, in den unverhüllten Chauvinismus aus, in die ſimple nationale 


Unterdrückung. Und dieſe Thatſache gilt nicht nur für Deutſchland, 
ſondern überall, wo die berrſchende Nationalität die „ſeparatiſtiſchen“ 
Beſtrebungen der kleineren Nationalitäten im Namen des Internatio⸗ 
nalismus hintanhalten will. In Rußland beſorgt dieſer „Inter— 
nationalismus“ die Intereſſen des Großruſſenthums, in Polen die 
des Polenthums, in Deutſchland unterſtützt er den „national:interna- 
tionalen Zug des weltbürgerlichen Volkes“ nach Zurückdrängen der 

ſlaviſch⸗koſakiſchen Barbarenſchädel uno Barbarenſprachen ... 


Aus alledem geht hervor, daß der ſich international wiſſende 
moderne Sozialismus noch nicht überall zur klaren Einſicht ſeines 
eigenen Prinzips gelangt iſt und keineswegs auf derjenigen Höhe der 
Auffaſſung ſteht, die der „Internationalen Arbeiter-Aſſoziation“ 
eigen war. 

Wir wollen hier die Urſachen, die dazu führten, daß das größte 
völkerrechtliche Prinzip unſeres Jahrhunderts, der Internationalismus, 
deſſen Aufſtellung allein der Internationalen Arbeiter-Aſſoziation zu 
ewigem Ruhme gereichen wird, ſo ſehr verkannt, ſo ſehr verblaßt 
werden konnte, daß man ihn mit dem ſeichten Kosmopolitismus in 
eine Linie ſtellen durfte, ununterſucht laſſen. Unſere Aufgabe beſteht 
vielmehr darin, den Unterſchied zwiſchen Nationalismus, Kosmopolitismus 
und Internationalismus tiefer zu erfaſſen und dann einen Verſuch zu 
machen, den Internationalismus in ſeiner doppelten Eigenſchaft als 
eines Förderers der Nationalität und eines heftigen Feindes des 
Chauvinismus, nach rechts und links wiſſenſchaftlich zu vertheidigen. 


19) Ib. 


II. 


Der Unterſchied zwiſchen Kosmopolitismus, Nationalis mus und 
Internationalismus geht aus ihrer verſchiedenen Stellung zu den natio⸗ 
nalen Intereſſen am klarſten hervor. Beginnen wir daher mit der nähern 
Analyſe dieſer Intereſſen. 

Wenn von irgend welchen Intereſſen des geſellſchaftlichen Lebens 
die Rede iſt, verſteht man darunter gewöhnlich zweierlei: Entweder die 
Intereſſen beſtimmter Perſonen und ſozialer Gruppen — wie z. B. 
die der Unternehmer, der Arbeiter, des Klerus, des Monarchen — oder 
aber diejenigen gewiſſer geſellſchaftlicher Funktionen, beſtimmter Aeuße— 
rungen der menſchlichen Kultur — wenn es ſich z. B. um die Inter⸗ 
eſſen der Induſtrie, der Jurisprudenz, der Kunſt, der Wiſſenſchaft handelt. 

Beim erſten Anblicke könnte es ſcheinen, als ob den Intereſſen 
der geſellſchaftlichen Funktionen, wenn man ſie als etwas, von den 
empiriſchen 1 der Individuen und Gruppen Verſchiedenes, 
auffaßt, keine thatſächliche Wirklichkeit zukomme. Induſtrie, Juris— 
prudenz, Politik, Religion, Kunſt ſind Abſtraktionen aus einzelnen 
Erſcheinungen induſtrieller, politiſcher, juridiſcher, religiöſer Natur, 
oberſte Kategorien des kulturellen Lebens, deren Wahrheit nur in den 
Einzelerſcheinungen beruht, aus welchen ſie abgeleitet wurden. Die 
Einzelerſcheinungen aber werden nur an gewiſſen Individuen und 
Gruppen wahrgenommen, welche dabei die Befriedigung ihrer eigenen 
Bedürfniſſe im Auge haben. Die Intereſſen der ſozialen Funktionen 
wären hiemit nur ein abſtrakter Ausdruck für die Bedürfniſſe der ſie 
zu Tage fördernden Individuen und Gruppen und nicht von denſelben 
zu trennen. 

Allein ſchon das alltägliche Bewußtſein macht einen Unterſchied 
zwiſchen den Intereſſen der Perſonen und denen der Sachen, welchen 
dieſe Perſonen dienen oder dienen ſollten. So wird z. B. Niemand be— 
haupten, daß die Intereſſen der Richter und die des Gerichtsweſens oder 
die Intereſſen der Staatsmänner und die des Staatsweſens immer 
zuſammenfallen müſſen. Ebenſo geläufig iſt die Vorſtellung, daß die 
Intereſſen der Induſtrie und der Induſtriellen, der Kunſt und der 
Künſtler, der Pädagogie und der Pädagogen, der Wiſſenſchaft und der 
Gelehrten, nicht immer dieſelben ſind. Ja ſogar die empiriſchen Inter— 
eſſen des Monarchen ſind nicht immer die der Monarchie, der „ab— 
ſtrakten monarchiſchen Sache“. 

Mit welchem Recht machen wir nun dieſe Unterſchiede? — Offen: 
bar muß den „Sachen“ etwas Reales zu Grunde liegen, und ſind dieſe 
keine blos abſtrakten Begriffe, die nur die gemeinſamen Merkmale der 
Einzelerſcheinungen umfaſſen, denn ſonſt würde man ſie nicht den Einzel— 
erſcheinungen gegenüberſtellen können. 

Dieſes reale Etwas müſſen wir aufdecken, wenn wir die Inter— 
eſſen der „Sachen“ verſtehen wollen, um ſomit auch die Intereſſen der 
nationalen „Sache“ begreifen zu können. 

Dieſes reale Etwas liegt, um gleich mit der ketzeriſchen Anſicht 
herauszuplatzen, in den Idealen der menſchlichen Kultur. 
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Sämmtliche Kulturgebiete, wie Oekonomie, Religion, Politik 
u. ſ. w. find unſtreitig aus gewiſſen kulturellen Bedürfniſſen entſtanden. 
Die ihnen entſprechenden menſchlichen Handlungen haben, weil ſie 
menſchliche Handlungen ſind, ein gewiſſes Ziel vor Augen. Der „wahre“ 
Sozialismus eines Heß und Grün hatte vollkommen Recht, wenn er 
alle Gebiete der menſchlichen Kultur als Erſcheinungen der geſellſchaft⸗ 
lichen Praxis auffaßte. 21) „Im Anfang war die That“ und die That 
iſt auf immer der Quell geblieben, aus dem alle Kultur hervorfließt. 
Jede That iſt aber aus einem gewiſſen Bedürfniſſe entſtanden und auf 
ein gewiſſes Ziel gerichtet. So ging die Sprache und die Schrift 
aus den Bedürfniſſen des Verkehrs hervor. Die Technik iſt darauf 
gerichtet, die Gegenſtände der äußern Natur zu gewiſſen Zwecken um— 
zugeſtalten, die öbkonomiſche Thätigkeit weiſt jeder ſozialen Einheit 
die Rolle zu, die fie in dieſen techniſchen Prozeſſen zu ſpielen hat, 22) 
die ſozialen Inſtitutionen regeln die Vertheilung der gewonnenen 
Produkte, die juriſtiſche Reglementation geht darauf hinaus, die 
Machtbefugniſſe der einzelnen Individuen und der ſozialen Sphären 
abzugrenzen, die Politik will die einheitlich rechtliche Leitung des 
geſammten geſellſchaftlichen Prozeſſes bewirken, die wiſſenſchaft— 
liche Thätigkeit iſt auf die methodiſch richtige Feſtſtellung von Aehn— 
lichkeiten und Unähnlichkeiten, von Sukzeſſionen und Koexiſtenzen in 
den Erſcheinungen der äußeren Natur und des menſchlichen Lebens ge— 
richtet, die philoſophiſchen Gedanken bezwecken die Gewinnung 
einer einheitlichen Welt⸗ und Lebensanſchauung, die Ableitung der 
Theorie und Praxis aus einem oberſten Prinzipe, das religiöſe 
Schaffen ſucht das Verhältnis theoretiſch und praktiſch feſtzuſetzen, 
welches zwiſchen dem Einzelnen und dem letzten Weltgrunde, von dem 
ſeine Exiſtenz abhängt, walten ſoll, die künſtleriſchen Schöpfun— 
gen dienen der Befriedigung äſthetiſcher Bedürfniſſe, die ethiſchen 
Handlungen haben die Realiſirung des Ideals der jeweilig verſchieden 
aufgefaßten menſchlichen Würde zum Zwecke, die Einführung derjenigen 
Sitten, welche nicht auf die oben erwähnten Thätigkeiten zurückzu— 
führen ſind, will den Umgang der Menſchen, ihren gegenſeitigen Ver— 
kehr, ſowie ihre Geſelligkeit in gewiſſe Formen bringen, die pädago- 
giſche Thätigkeit ſucht die gewonnenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, 
die Traditionen der Kultur auf die Nachkommenſchaft zu verpflanzen; 
endlich iſt die geſchichtliche Thätigkeit auf die partielle oder gene- 
relle Umwandlung aller dieſer ſozialen Funktionen gerichtet. 

Sämmtliche Gebiete der Kultur: Sprache und Schrift, Technik, 
Oekonomie, ſoziale Inſtitutionen, Jurisprudenz, Politik, Wiſſenſchaft, 
Philoſophie, Religion, Kunſt, Ethik, Sitten, Pädagogie und geſchicht— 
liches Leben find alſo nichts anderes als jeweilige Löſungen 
der Probleme der allgemein menſchlichen Kultur. 


; 2!) Unter dieſem Einfluffe des „wahren“ Sozialismus ſtehend, behauptete 
auch Marx, daß „das geſellſchaftliche Leben weſentlich praktiſch ſei“. 

22) Ich faſſe die Oekonomik in dem Sinne auf, wie ſie Marx im „Kapital“ 

aufgefaßt hat. | A 
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Von den vielen den Menſchen zugänglichen Löſungen der kultu— 
rellen Probleme muß aber irgend eine Löſung unter den gegebenen 
Verhältniſſen und vom Standpunkte des geſteckten Zieles aus, die 
beſtmögliche ſein. Die ſe iſt nun das jeweilige geſchichtliche 
Ideal für das betreffende Kulturgebiet. 

Wären die Bedürfniſſe, die zu den verſchiedenen Gebieten der ge— 
ſellſchaftlichen Praxis geführt haben, quantitativ und qualitativ ein 
für alle Mal gegeben, und wären mit der Löſung der Kulturprobleme 
immer dieſelben ſozialen Gruppen betraut, ſo würde die Geſellſchaft 
im Laufe der Entwicklung zu einem „idealen“ Zuſtande gelangen, in 
welchem die Intereſſen der ſozialen Funktionen — d. h. die beſtmög⸗ 
lichſte Löſung der betreffenden kulturellen Probleme — und die Inter— 
eſſen der ihnen entſprechenden ſozialen Gruppen vollſtändig zuſammen— 
fallen, denn auch die Vertheilung der geſellſchaftlichen Vortheile, welche 
als geſellſchaftliches Entgelt für die auszuführenden geſellſchaftlichen 
Funktionen aufzufaſſen ſind, würde in dieſem Falle ein für alle Mal 
geregelt ſein. 

Da aber die Bedürfniſſe — aus welchen Gründen dies auch ge— 
ſchehen möge — in fortwährendem Wechſel begriffen ſind, neue Bedürf— 
niſſe aber neue Löſungsverſuche hervorrufen müſſen; da ferner die Er⸗ 
kenntnis der „richtigen“ Wege zunächſt ein Ergebnis des intellektuellen 
und im letzten Grunde des geſammten geſellſchaftlichen Fortſchrittes iſt, 
da, weiter, die beſſere Löſung meiſtens von ganz anderen Individuen 
oder ſozialen Gruppen vertreten wird als die veraltete, und da, ſchließ— 
lich, dieſe neuen Individuen und ſozialen Gruppen die Privilegien der 
alten ſtreitig machen, ſo muß zwiſchen den Jutereſſen der geſellſchaft— 
lichen Funktionen d. h. den Intereſſen derjenigen Individuen und 
Gruppen, welche das Ideal vertreten, und den Intereſſen der geſell— 
ſchaftlichen Gruppen, welche am Alten kleben, nothwendig eine Inkon— 
gruenz entſtehen, und dieſe Inkongruenz muß die Regel, das Zu— 
ſammenfallen der Intereſſen eine ſeltene Ausnahme ſein. 

Nirgends tritt dieſes Verhältnis ſo klar zu Tage als auf dem 
Gebiete der Wiſſenſchaft und der Technik. Man betrachte z. B. die 
Intereſſen der Wiſſenſchaft, wie ſie von Galilei oder Baco vertreten 
waren, mit den Intereſſen der ſcholaſtiſchen Gelehrten der damaligen 
Zeit, oder die Intereſſen der Induſtrie, wie ſie von den erſten Groß- 
induſtriellen vertreten wurden, mit den Intereſſen der kleinen Meiſter, 
und man wird gewahr, daß das Weſen der Wiſſenſchaft bei Galilei 
und Baco reiner zum Ausdruck kam, als bei den ſcholaſtiſchen Gelehrten 
ihrer Zeit, ebenſo wie dem Weſen der Induſtrie durch den fabrik⸗ 
mäßigen Betrieb beſſer gedient wird als durch das Handwerk. 

Allein die Wiſſenſchaft und die Technik ſind auch die einzigen 
Gebiete, wo ſich dieſes Verhältnis ſo einfach erklären läßt, da die 
Ideale der Menſchheit nirgends ſo eindeutig als gerade auf dieſen 
Gebieten ſind. 

Ganz anders verhält es ſich aber mit allen andern Gebieten der 
menſchlichen Kultur. Was iſt das „Ideal“ der ſozialen Inſtitutionen? 
der Politik? der Religion? der Philoſophie? D. h. worin beſteht die 
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beſtmögliche Löſung der ſozialen, politiſchen, religiöſen, philoſophiſchen 
Probleme? Die Antwort hierauf wird verſchieden ausfallen, je nach 
den verſchiedenen Gruppen und Individuen, welche dieſe Probleme in 
verſchiedenem Sinne löſen. Wir können uns da nicht auf die Ausein- 
anderſetzung derjenigen komvlizirten Urſachen einlaſſen, welche zu dieſer 
Divergenz der Meinungen und Ideale geführt haben. Wir berufen uns 
einfach auf die Thatſache, daß wir keine Religion, ſondern Religionen, 
keine Politik, ſondern verſchiedene politiſche Syſteme, keine Kunſt, 
ſondern verſchiedene Kunſtrichtungen haben. Dementſprechend werden 
auch nicht die Intereſſen der ſozialen Funktionen an ſich vertreten, 
ſondern die Intereſſen der verſchiedenen Löſungsarten derſelben. 

So ſind Monarchie und Republik verſchiedene Löſungsarten des 
politiſchen Problems, Idealismus und Materialismus — verichiedene- 
Löſungsarten des philoſophiſchen Problems u. ſ. f. Jede kulturelle Funk⸗ 
tion zerfällt hiemit in verſchiedene Richtungen, die nun ihre Prinzipien 
und ihre jeweiligen eigenen Intereſſen und Ideale haben. Doch auch in dieſen 
Fällen ſind die Intereſſen der Sachen und die der fie vertretenden Indivi— 
duen und Gruppen keineswegs immer identiſch. Nehmen wir z. B. das 
Prinzip der Monarchie. Von einigen Niam⸗niamfürſten wird behauptet, 
daß ſie Wuthanfälle abſichtlich fingiren, „um durch willkürlich aus der 
Menge herausgeriſſene Opfer, denen ſie mit eigener Hand die Schlinge 
um den Hals werfen, und ihnen alsdann mit dem hackigen Säbelmeſſer 
einen tödtlichen Streich in den Nacken verſetzen, dem Volk einen Be— 
weis von ihrer Macht über Leben und Tod beizubringen“. 23) 

Niemand wird zweifeln wollen, daß das monarchiſche Prinzip 
ſeinem Weſen und ſeinem Ideale nach nirgends ſo rein zum Ausdruck 
kommt als in dieſem ſymboliſchen Akte des Niam-niamfürſten. Doch 
wird auch Niemand in Abrede ſtellen wollen, daß es bei ziviliſirten 
Völkern keinem Monarchen einfallen wird, das eigene Intereſſe in 
ähnlicher Weiſe mit dem Intereſſe der „Sache“ zu identifiziren. Im 
Gegentheil. Bei den ziviliſirten Völkern iſt der Monarch manchmal 
gezwungen, der Sache untreu zu werden, um die „Perſon“ zu retten. 

Die Divergenz der Intereſſen der Prinzipien und der ſie ver— 
körpernden ſozialen Gruppen und Individuen erklärt ſich alſo auch daraus, 
daß der ſoziale Kampf dieſer verſchiedenen Gruppen und Individuen 
untereinander ſie dazu zwingt, verſchiedene Kompromiſſe einzugehen, um 
nicht mit dem Prinzip ſelbſt unterzugehen. Die „Prinzipien“, die 

„Sachen“ verſchwinden aber dennoch nicht, ſondern machen ſich als 
Tendenzen geltend, als Ideale, denen die betreffenden ſozialen 
Gruppen und Individuen ihrem Weſen nach zuſtreben müſſen. 

Aus alledem geht hervor, erſtens, daß die Intereſſen der ſozialen 
Funktionen im Unterſchiede von denen der Individuen und Gruppen 
feine abſtrakten Hirngeſpinnſte ſind, ſondern thatſächliche reale Beſtrebungen 
und Tendenzen, geſchichtliche Mächte von größerer oder geringerer 
Wirkungskraft darſtellen. Hieraus folgt zweitens, daß die Unterſuchung 


23) Dr. Georg Schweinfurth. Im Herzen von Afrika. Leipzig 1878. S. 238 
bis 239. 
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und Beſtimmung dieſer Intereſſen ſich keineswegs blos an den zu 
Tage tretenden Intereſſen und Intereſſenäußerungen der verſchiedenen 
ſozialen Gruppen zu halten hat, ſondern, daß auch da neben der 
Beobachtung die Reflexion angewandt werden muß, um das 
Ideal irgend eines Prinzips aus ſeinem Weſen abzuleiten. 

„Bei der Analyſe der ökonomiſchen Formen“, ſagt ſehr richtig 
Marx, „kann weder das Mikroſkop dienen, noch chemiſche Reagentien. 
Die Aſtraktionskraft muß beide erſetzen.“ 24) Dasſelbe gilt auch 
von der Analyſe aller andern ſozialen Erſcheinungen, alſo auch für 
die Analyſe der nationalen Frage. Um die nationalen Intereſſen zu 
beſtimmen, genügt es nicht, die nationalen Bewegungen und Forde— 
rungen zu unterſuchen, denn nicht alle dieſe Bewegungen und Forde— 
rungen entſprechen auch dem nationalen Prinzip, ſondern man muß 
auf das Weſen des Nationalen eingehen. 

Die Frage nach den nationalen Intereſſen verwandelt ſich hiemit 
in die viel umſtrittene und verwickelte Frage nach dem Weſen' des 
Nationalen, deren Löſung die Grundlage jeder Nationalitätenlehre — 
alſo auch der internationaliſtiſchen — ausmachen muß. | 

Die Löſung dieſer Frage würde, unſeres Erachtens, keine be— 
ſonderen Schwierigkeiten bereiten, wenn man ſie nicht von vorneherein 
mit der ihr verwandten, aber von ihr abſolut unabhängigen Raſſen— 
frage vermengt hätte. | 

Die Frage, ob die Menſchheit aus einer oder mehreren affen— 
ähnlichen Thierarten entſtanden ſei, ob die Raſſenunterſchiede auch Art— 
unterſchiede oder nur Varietäten einer und derſelben Art bedeuten, — 
dieſe Fragen gehören ſchon darum nicht in das Gebiet der Nationali— 
tätenlehre, weil die nationalen Unterſchiede ſich auch innerhalb einer 
und derſelben Raſſe ausgebildet haben, und die nationale Frage auch 
dann beſtehen würde, wenn die ganze Menſchheit nur aus einem einzigen 
Stamme hervorgegangen wäre. 

Um das Weſen des Nationalen zu erforſchen, wollen wir daher 
annehmen, die ganze Menſchheit beſtünde wirklich nur aus einer einzigen 
Raſſe, meinetwegen der ariſchen, und dieſe letztere ſei noch nicht in 
einzelne Völker differenzirt. | 

Nehmen wir ferner an, daß dieſe Menſchheit noch eine einheit— 
liche Geſellſchaft bilde, eine einzige Soziabilitätsſphäre, inner— 
halb welcher die einzelnen Theile von den gleichen pſychologiſchen Banden 
umſchloſſen ſind. Alle Kulturerſcheinungen, die wir oben aufgezählt 
haben, ſind in dieſem Falle nur als Aeußerungen der einen menſch— 
lichen Kultur aufzufaſſen. 

Die Form dieſer Aeußerungen mag noch ſo ſeltſam geſtaltet, 
mögen noch ſo viele andere Aeußerungsformen denkbar ſein, von Natio— 
nalität finden wir da nicht die mindeſte Spur. Die Aeußerungen des 
Volkslebens auf den verſchiedenen Kulturgebieten ſind nur beſtimmte 
Löſungsarten der Probleme der allgemein menſchlichen Kultur. Die 
mannigfaltigen Umgeſtaltungen dieſer Löſungsarten gehorchen den all— 


21) Kapital, I. 4. Auflage, S. VI. 
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gemeinen Geſetzen der geſchichtlichen Entwicklung. Sie ſind in erſter 
Linie ein Produkt zweier Faktoren: einerſeits der allgemeinen Formen 
der menſchlichen Pſyche und anderſeits des äußeren Milieus, d. h. des 
Materials, welches durch dieſe allgemeinen Formen verarbeitet wird. 
Der Grad der Anhäufung und Vertheilung der materiellen und geiſtigen 
Güter, der Wechſel des geographiſchen Milieus, die beſſere Einſicht in 
die Naturgeſetze und der Grad der Beherrſchung derſelben, alles das 
ſind Momente, welche modifizirend auf die Löſungsart der allgemeinen 
Kulturprobleme einwirken. Zu dieſen kommt ſpäter noch ein Moment 
hinzu, die Einwirkung der Individuen, nachdem die Kombination der 
Erblichteit ihr Spiel begonnen hat und die Herdusdifferenzirung der 
begabteren Individuen, ſowie ihren Einfluß auf die Maſſen ermög— 
lichte. Neben den allgemeinen Formen der menſchlichen Pſyche entſtehen 
allmählich individuelle Schöpfungsformen, die von nun an auf 
allen Gebieten der menſchlichen Kultur ſich geltend machen und immer 
neue Löſungsarten der Kulturprobleme zu Tage fördern. 25) Aber wie 
dieſe individuellen Löſungsarten auch verſchieden ſein mögen, ſo mußte 
die im Kampfe ums Daſein den Sieg davon tragende Löſungsart zur 
allgemeinen Norm werden, ſich früher oder ſpäter über die ganze eng 
aneinander geſchloſſene Raſſe verpflanzen. Die Plaſtizität der menſch— 
lichen Pſyche, die Nachahmungsſucht der menſchlichen Natur wirkte 
unifizirend auf den ganzen Stamm. 

Nun ſtelle man ſich vor, irgend eine Gruppe von Menſchen habe 
ſich vom ariſchen Mutterſtamm losgetrennt und ſei in eine andere 
Gegend ausgewandert. Die unifizirende Macht der Soziabilität wurde 
durchbrochen, während die geſchichtlichen Faktoren, welche auf die Um— 
geſtaltung der kulturellen Erſcheinungen einwirkten, dieſelben geblieben 
ſind. Was mußte die Folge davon ſein? Offenbar die, daß die weitere 
Entwicklung der neuen Gruppe, welche eine neue Soziabilitätsſphäre 
gebildet hat, nicht in allen Punkten mit der Muttergruppe gleichen 
Schritt und gleiche Richtung halten konnte. 

Wohl werden auf denjenigen Kulturgebieten, die dem individuellen 
Schaffen keinen weiten Spielraum zulaſſen, die neuen Löſungsarten 
der zweiten Menſchengruppe ſich kaum erheblich von den gleichzeitigen 
kulturellen Eroberungen unterjcheiden, die die erſtere gemacht haben 
wird. Dieſelben allgemeinen Formen der menſchlichen Pſyche werden 
unter den gleichen Bedingungen dasſelbe oder ein ähnliches Material 
in gleicher Weiſe zu verarbeiten haben und ähnliche oder ſogar gleiche 
kulturelle Löſungsarten den beiden Gruppen diktiren. Anders wird ſich 
die Sache in denjenigen Kulturgebieten geſtalten, in welchen dem indi— 
viduellen Schaffen weitere Grenzen geſteckt ſind, wie z. B. in denen 
der Religion, Poeſie, Philoſophie, Kunſt und Sprache. 

Je weiter dieſe Grenzen ſind, werden zwei won einander ge— 
trennte Gruppen zu deſto mehr divergirenden Löſungsarten gelangen 


=>) Ueber bie . und die n Schöpfungsformen vgl. 
Fr. Alb. Lange, Geſch. d. Materialismus, Bd. II (1877), S. 539 ff. Es ſei hier 
bemerkt, daß man keineswegs den aprioriſchen pe dieſer Formen mit Lange 
behaupten muß, um ihre empiriſche Exiſtenz anzuerkennen. 
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müſſen. Dazu kommt, daß das zu bearbeitende Material, zu denen wir 
auch die verſchiedenen Geſtaltungen des äußeren Milieus rechnen, für 
die zweite Gruppe ein ganz anderes werden kann, als das für die 
erſte, was wiederum zu einer Divergenz des kulturellen Schaffens 
führt. | 

So kann z. B. das ruhige und vertrauliche Verhältnis zur 
äußern Natur, welches die abgezweigte Gruppe aus der alten Heimat 
mitnahm, in ein unruhiges, ängſtliches umgewandelt werden, wenn ſie 
in eine unwirtliche Gegend gelangte. Derart konnten mehrere Er— 
rungenſchaften der Kultur zurückgehen oder ganz verkümmern, andere 
dagegen eigenartig und üppig erblühen. Früher oder ſpäter mußte ihr 
ganzer „Globus mundi intellectualis“ auf die eine oder die andere 
Weiſe umgeſtaltet und mithin ein neues Volk geſchaffen werden. 

Der Unterſchied in den Löſungssarten der Kultur: 
probleme führt alſo ſchließlich zur Herausbildung des 
Nationalen. Auf dieſe Weiſe ſind auch in der That die Nationali— 
täten innerhalb einer beſtimmten Raſſe entſtanden. Die Plaſtizität der 
menſchlichen Pſyche, namentlich auf den erſten Stufen der Entwicklung, 
iſt eine ſo große, daß eine kleine Veränderung genügt, um ihr eine 
neue Form zu verleihen. Getrennt von einander lebende Gruppen 
müſſen unbedingt zu irgend welchen Verſchiedenheiten in der Lebens— 
weiſe gelangen. Bald wirkt das verſchiedene Klima, die verſchiedene 
Bodenbeſchaffenheit und verſchiedene Nahrung auf die menſchliche Pſyche 
ein, bald ſind es Zufälligkeiten des inneren Lebens, Krieg und Frieden, 
Anpaſſung an den Helden, die zu den verſchiedenartigen Löſungen der 
Kulturprobleme führen. Die Urthatſache des Nationalen iſt die Dif— 
ferenzirung der Menſchen in einzelne Gruppen, die ein geſondertes ge— 
ſellſchaftliches Daſein führen und folglich ſämmtliche Kulturprobleme 
in erſter Linie nur für ſich löſen. Die Geſchmeidigkeit des Menſchen— 
materials, die Möglichkeit der verſchiedenſten Kombinationen für die 
Löſung der kulturellen Aufgaben, der Nachahmungstrieb der Horde, 
welcher die neue Löſungsart über die ganze Gruppe verbreitet, iſt die 
zweite Urſache, welche die Verſchiedenheit dieſer kulturellen Löſungs— 
arten herbeiführt. Freilich kann dieſe Verſchiedenheit auf den niedrigeren 
Stufen der Kulturentwicklung nicht allzugroß ſein. Dort, wo die in— 
dividuellen Schöpfungsformen noch nicht ausgebildet ſind oder auf den⸗ 
jenigen Kulturgebieten, wo, um mit Lange zu ſprechen, die „Form“ 
vorwiegend von der „Materie“ beherrſcht wird, alſo in der Wiſſen— 
ſchaft und der Technik, iſt eine durchgehende Einheit in allen Löſungs— 
arten der Kulturprobleme faſt bei allen Völkern einer und derſelben 
Kulturſtufe zu konſtatiren. Je höher aber irgend ein Stamm in der 
Kultur ſteht, je ausgebildeter die individuellen Schöpfungsformen in 
demſelben ſind, deſto verſchiedener geſtalten ſich die Löſungsarten, 
namentlich auf den „freien“ Gebieten, wo die Form gegenüber der zu 
bearbeitenden Materie im Uebergewichte iſt. Jedoch gibt es auch auf 
den niedrigſten Stufen der Kulturentwicklung, in dieſem düſtern Reiche 
der Nothwendigkeit, wenigſtens ein Gebiet, das nicht dem nothwendigen 
logiſchen Zwange der menſchlichen Gattungsvernunft unbedingt unter— 


— 321 — 


worfen iſt, ein Gebiet, wo die individuelle Schöpfungsform, wie ſehr 
primitiv ſie auch noch war, auf den niedrigeren Kulturſtufen ſich noch 
in größerem Maßſtabe betheiligte als auf den höheren. Dies Gebiet 
iſt die Sprache. „Zwei Brüder“, ſagt Renan, welche in einem Ab— 
ſtande von ein Viertel Lieu von einander eine Sprache geſchaffen 
hätten, würden zwei verſchiedene Sprachen zu Stande gebracht haben. 26) 

„Unter den Wilden“, ſchreibt Baſtian, „bilden ſich in jedem 
Augenblicke neue Dialekte, die raſch zu vollſtändiger Sprachverſchieden— 
heit fortſchreiten. In den Dörfern, in denen die Kinder ſich monate— 
lang ſelbſt überlaſſen bleiben und bei der Zurückkunft der Eltern oft 
eine dieſen unverſtändliche Sprache reden, haben die 
Miſſionäre beobachtet, daß ſie ſich faſt mit jeder Generation ändert, 
und in Auſtralien, wo bei dem Tode eines Familiengliedes alle nur 
ungefähr an den Laut ſeines Namens erinnernden Worte verbannt und 
neue ſubſtituirt werden, wird dies noch öfter geſchehen, wie auch der 
Upohlonipa⸗Gebrauch der Kaffern einen Zuſtand beſtändigen Schwankens 
unterhalten muß“. 27) 

„In einem engeren Kreiſe wird ſich am einfachſten eine Gleich— 
artigkeit herausbilden; aber ſchon die Bewohner des nächſten Dorfes 
mögen nach einiger Zeit ganz verſchieden ſprechen, und bei beſtehender 
Feindſchaft wird man abſichtlich jede Aehnlichkeit ver— 
meiden”. 28) 

Das Nationale iſt alſo in erſter Linie nichts 
anderes, als die Verſchiedenheit in irgend welchen 
Aeußerungen des Volkslebens, verglichen mit den gleich- 
namigen Aeußerungen bei irgend einem anderen Volke. 
Und je mehr Kulturzweige dieſe Verſchiedenheit umfaßt und je inten- 
ſiver ſie ausgeprägt iſt, deſto ausgeprägter und ſchärfer tritt auch 
„das Nationale“ hervor. Die Nationalität iſt hiemit kein 
abſoluter, ſondern vielmehr ein relativer Begriff. 

Das geſonderte geſellſchaftliche Leben der Menſchengruppen, welches 
verſchiedene Soziabilitätsſphären geſchaffen hat, mußte ſchon durch die 
Plaſtizität des Sprachvermögens verſchiedene Nachahmungsſphären zu 
Tage fördern, innerhalb welcher das „Nationale“ ſich immer mehr 
ausbildete. Dasſelbe Spiel der Erblichkeit, welche die individuellen 
Schöpfungsformen hervorgerufen hat, mußte innerhalb dieſer Nach— 
ahmungsſphäre früher oder ſpäter auch nationale Schöpfungsformen 
ſchaffen, welche der menſchlichen Pſyche beſtimmte Nüanzen gab. Gewiſſe 
Modifikationen des Gefühlslebens, beſtimmte Denkgewohnheiten und 
Schattirungen des Charakters mußten allmählich ſich zu einer natio— 
nalen pſycho⸗phyſiſchen Organiſation verdichten und hiemit dem 
Nationalen einen feſtern Untergrund verleihen. 

Eine Nationalität iſt hiemit eine Gruppe von 
Menſchen, die während einer langen Reihe von Ge— 
ſchlechtern ſämmtliche Probleme der Kultur für ſich und 

26) E. Renan. De l’origine du langage. Paris 1863. 

0 10 a Der Menſch in der Geſchichte. Bd. I (1860), S. 284 — 285. 
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einige von ihnen auch anders gelöſt hat, als andere 
Gruppen, mit denen ſie verglichen wird oder geſchichtlich 
zuſammentritt, es für ſich gethan haben. 

Analyſiren wir näher dieſe Definition, ſo finden wir, daß das 
Weſen der Nationalität folgende nothwendige Momente enthält. 

Erſtens: Das Moment der Selbſtändigkeit, des Für ſich ſeins. 
(Eine Nationalität iſt eine Gruppe von Menſchen, welche während 
einer langen Reihe von Geſchlechtern ſämmtliche Kulturprobleme der 
Menſchheit in erſter Linie für ſich löſte oder noch löſt oder zu löſen 
beſtrebt iſt.) 

Zweitens: Das Moment der inhaltlichen Verſchiedenheit. 
(Eine Nationalität iſt eine Gruppe von Menſchen, welche ſämmtliche 
oder gewiſſe Kulturprobleme für ſich inhaltlich anders als andere 
Nationalitäten gelöſt hat oder löſt oder zu löſen beſtrebt iſt.) 

Drittens: Das Moment der pſycho-phyſiſchen Originalität. 
(Eine Nationalität iſt eine ſolche Gruppe von Menſchen, welche während 
eines langen Zuſammenlebens in einer und derſelben Soziabilitätsſphäre 
gewiſſe Schattirungen des Denkens, Fühlens und 
Wollens ausgearbeitet hat.) 

Dieſe Definitionen ſind nun im Stande, ſämmtliche nationale 
Erſcheinungen und Bewegungen zu erklären. Eine nationale Unter— 
drückung beſteht da, wo eine nationale Gruppe die andere zwingt, 
gewiſſe kulturelle Aufgaben der Menſchheit auf dieſelbe Art und Weiſe, 
wie ſie es thut, und gemeinſam mit ihr zu löſen. 

Eine nationale Einigung entſteht da, wo mehrere Nationalitäten 
ſich der Thatſache bewußt werden, daß ſie ſich von einander viel weniger 
unterſcheiden, als jede von ihnen von den mehr „fremden“ Nationalitäten, 
und freiwillig beſchließen, ſämmtliche Kulturprobleme der Menſch— 
heit gemeinſam für ſich zu löſen. 29) 

Eine gemiſchte oder politiſche Nationalität iſt die, wo 
mehrere nationale Gruppen ein Kulturproblem gemeinſam und frei— 
willig für ſich löſen, — das Problem der Politik, des ſtaatlichen Zu— 
ſammenlebens. 

Ein internationaler Vertrag endlich kommt zum Vor— 
ſchein, wo mehrere ſelbſtbewußte Nationalitäten ſich verpflichten, irgend 
welche Kulturprobleme (Verkehr, Arbeiterſchutz u. ſ. w.) jede für ſich, 
aber auf ähnliche, nur innerhalb gewiſſer Grenzen zu modifizirenden 
Weiſen zu löſen. 

Wenn wir nun die nationalen Intereſſen aus dem Weſen der 
Nationalität ableiten wollen, ſo bekommen wir drei verſchiedene Arten 
derſelben, die den drei wichtigsten Momenten der Nationalität ent⸗ 
ſprechen: 

Erſtens, die Intereſſen der nationalen Unabhängigkeit, wobei 
irgend eine nationale Gruppe darauf ausgeht, alle Probleme der Kultur 


200 Demnach wären die panſlaviſtiſchen, pangermaniſtiſchen und panro⸗ 
maniſchen Beſtrebungen, die darauf ausgehen, einzelne Völker auf gewaltſame 
Weiſe unter einen Staatsſzepter zu beugen, eher unter die Rubrik der nationalen 
Unterdrückung als unter die der nationalen Einigung unterzubringen. 
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und vorab das Problem der ſtaatlichen Zuſammengehörigkeit nur für 
ſich ſelbſt zu löſen. | 5 | 5 

Zweitens, die Intereſſen der inhaltlichen Verſchiedenheit 
wo irgend eine nationale Gruppe oder ein Theil derſelben bemüht iſt, 
den thatſächlich herrſchenden Juhalt ihrer Kultur vor dem zerſetzenden 
Einfluße einer „fremden“ Kultur zu ſchutzen, oder ſogar derart 
umzugeſtalten, daßihre Verſchiedenheit noch intenſiver, 
noch greller zu Tage tritt. 

Dieſe Beſtrebung kommt namentlich dort zum Vorſchein, wo die 
Völker dem aſſimilirenden Einfluß eines fremden nationalen Milieus 
ausgeſetzt ſind und zu den verſchiedenſten Mitteln greifen, um irgend 
ein Kennzeichen, wodurch ſich das Volk von dem fremden Milieu 
abhebt, künſtlich zu züchten und zu fördern. ö 

Da das Weſen des Nationalen nicht in dem beſtimmten Juhalt 
des einen oder des anderen Merkmales, ſondern in der Thatſache der 
Selbſtändigkeit und der Verſchiedenheit überhaupt beſteht, ſo kann ein 
und dasſelbe Volk, um ſeine nationale Exiſtenz zu ſichern, zu den 
verſchiedenſten Unterſcheidungsmerkmalen ſeine Zuflucht nehmen, je nach 
dem fremden Milieu, von dem es ſich national abſondern will. So 
pflegt die griechiſche Bevölkerung der kleinaſiatiſchen Städte, die ihre 
nationale Sprache verloren hat, ihre nationale Religion mit Bewußtſein 
zu kultiviren und ſogar zum griechiſchen Alphabet zu greifen, um ihre 
in türkiſcher Sprache abgefaßten Gebetbücher äußerlich national zu ge— 
ſtalten. Derſelbe Grieche aber wird in Rußland, oder in irgend einem 
andern griechiſch-katholiſchen Staat, das Hauptgewicht nicht mehr auf 

die Religion, ſondern auf die Sprache legen. Ebenſo wird der Kroate 
dem Serben gegenüber ſeine Religion und ſein lateiniſches Alphabet 
vorſchützen, jedoch dem Magyaren, mit dem er die Religion gemeinſam 
hat, ſeine Sprache entgegenhalten. Die Intereſſen der inhaltlichen 

Verſchiedenheit, dort, wo ſie von rein nationalen Beſtrebungen 
diktirt werden, alſo mit keinen anderen politiſchen, ſozialen oder reli— 
giöſen Intereſſen verquickt vorkommen, laſſen ſich in letzter Linie auf 
die Beſtrebungen zur nationalen Selbſtändigkeit zurückführen. Aber 
dort, wo dieſe fehlt, muß immerhin irgend ein kultureller Unterſchied 
bewußt gepflegt werden, damit ein Volk als beſondere Nationalität 
gelten kann. So haben die Juden, vielleicht das aſſimilationsfähigſte 
Volk der Welt, die talmudiſch-rabbiniſche Geſetzgebung ausgearbeitet, 
um ſich mit einem Netze von Verfügungen und Gebräuchen zu umgeben, 
das ſie von dem nationalen Untergange retten ſollte. Und von dem— 
ſelben Geiſte waren auch die älteren Germanen beſeelt, als die römifche 
Ziviliſation ihnen mit dem Untergange drohte: „Vor den kulturgeſättigten 
Gebieten des römiſchen Reichs umgeben und bedroht von ihrem ſteigen— 
den Einfluß hielten dieſe Völkerſchaften (die Germanen) mit bewußtem 
Selbſtgefühl an ihren Sitten und der noch immer demokratiſchen Ein- 
fachheit ihres Daſeins feſt“. 30) 


0 R. W. Nitzſch, Geſch. d. deutſch. Volkes. I, p. 65. 
f 21 * 
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Zu den Intereſſen der nationalen Unabhängigkeit und der in— 
haltlichen Verſchiedenheit kommen drittens die Intereſſen der nationalen 
Schöpfungsformen hinzu, welche darin gipfeln, ein geeignetes 
kulturelles Milieu zu ſchaffen, in welchem dieſe Formen ſich frei und 
ungehemmt bethätigen könnten. 

Wie ſtellen ſich nun zu dieſen drei Arten der nationalen Juter⸗ 
eſſen der Kosmopolitismus, der Nationalismus und der Inter- 
nationalismus? 

Die Antwort hierauf kann folgendermaßen zuſammengefaßt werden. 

Der Kosmopolitismus verkennt total die Bedeutung der natio— 
nalen Schöpfungsformen und legt das Hauptgewicht nur auf den all— 
gemein menſchlichen Inhalt der Kultur. Die Intereſſen der geſellſchaft— 
lichen Funktionen, wie wir ſie oben entwickelt haben, ſind es allein, 
die für ihn maßgebend ſind. Er kennt daher überhaupt keine nationalen 
Aufgaben. 

Der Nationalismus leugnet die Exiſtenz allgemein menſchlicher 
Kultur und betont hauptſächlich das Moment der inhaltlichen Ver— 
ſchiedenheit in Religion, Politik, Sitten und Gebräuchen. Er leugnet 
die Exiſtenz der Politik, Religion u. ſ. w. an ſich und kennt nur die 
beſtimmte nationale Löſungsart dieſer Kulturprobleme Sein Hauptinter— 
eſſe liegt dementſprechend darin: erſtens die nationale Selbſtändigkeit zu 
erringen oder ſogar durch die nationale Unterdrückung anderer zu ſtärken 
und zweitens, den beſtimmten Inhalt ſeiner Kultur von allen fremden 
Einflüſſen reinzuhalten, ſchärfer auszuprägen oder ſogar auf andere 
Völker zu übertragen, um damit die aſſimilirende und konkurrirende 
Macht der „Fremden“ zu brecheu. 

Der richtig verſtandene Internationalismus endlich, als höhere 
Syntheſe beider Extreme, anerkennt die Exiſtenz der allgemein menſch— 
lichen Kultur, verkennt aber nicht die Wichtigkeit der nationalen 
Schöpfungsformen. Er ſucht daher das nationale Problem in dem 
Sinne zu löſen, daß jeder Nationalität die Möglichkeit geboten wird, 
alle ihre Fähigkeiten und Anlagen frei zu entfalten um die nationa len 
Schöpfungsformen mit allgemein menſchlichem Inhalte 
zu füllen. 

Der Internationalismus kann daher den Intereſſen der nationales: 
politiſchen Unabhängigkeit nur dann Vorſchub leiſten, wenn dieſe Selbſt— 
ſtändigkeit für die zu löſende Aufgabe abſolut nothwendig iſt. 


III. 


Die wiſſenſchaftliche Vertheidigung des Internationalismus, dem 
die nationalen Schöpfungsformen ebenſo theuer ſind als der allgemein 
menſchliche Inhalt, hat ſich zunächſt mit einer wenn auch flüchtigen. 
kritiſchen Reviſion der bisherigen, ſich faſt ausſchließlich in dem Ge- 
genſatze von Kosmopolitismus und Chauvinismus bewegenden Nationali— 
tätenlehre zu befaſſen. 

Der Kosmopolitismus leugnete überhaupt die Exiſtenz der Na— 
tionalitäten. „Es gibt jetzt keine Nationalitäten, ſondern nur Parteien“, 
(d. h. politiſche Parteien), ſchrieb vor etwa 50 Jahren Heinrich Heine, 
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— eine Aeußerung des liberalen Kosmopolitismus, welche auch zur 
Parole des ſozialiſtiſchen geworden iſt, nur mit dem Unterſchiede, daß 
man ſtatt Parteien — Klaſſen ſagte. In jeder nationalen Bewegung 
erblickte dieſer ſozialiſtiſche Kosmopolitismus eine verkappte Klaſſenbe⸗ 
wegung, und dazu noch eine arbeiterfeindliche. N 

Die kosmopolitiſche Nationalitätenlehre geht, ebenſo wie die 
nationaliſtiſche, von der Annahme aus, daß eine Nationalität eine 
Gruppe von Individuen ſei, die durch gewiſſe Merkmale zu einem 
Ganzen vereinigt ſind. | 

Die Aufgabe des Kosmopolitismus beſtand nun darin, zu zeigen, 
daß keines von den verſchiedenen Merkmalen, die als Nationalitäten 
unterſchiede galten, — wie Sprache, Territorium, Religion, hiſtoriſche 
Traditionen, Sitten und Gebräuche u. ſ. w. — im Stande ſei, als 
ein untrügliches Kennzeichen der Nationalität zu dienen. So haben 
Engländer und Irländer ein und dieſelbe Sprache, Spanier und Fran— 
zoſen ein und dieſelbe Religion, Polen und Ruſſen ein und dasſelbe 
Territorium u. ſ. f. | 

Sogar die gemeinſame Abſtammung ſei kein ſolches Kennzeichen, 
weil es jetzt keine reinen, ungemiſchten Völker mehr gebe. Faſt alle 
modernen Kulturvölker ſtellen ein Gemiſch von galliſchem, keltiſchem, 
germaniſchem und flaviſchem Blute dar. | 

Nachdem wir oben unſere Auffaſſung des Weſens der Nationalität 
auseinander geſetzt haben, wollen wir hier dieſe Argumentation, die 
in jeder modernen Abhandlung über die Nationalitätenlehre wiederkehrt, 
nicht weiterſpinnen. Ihre logiſche Haltbarkeit kann an folgenden Bei— 
ſpielen demonſtrirt werden. 

Hat A eine beſtimmt ausgeprägte Phyſiognomie? Dieſe Frage 
müßte entſchieden verneint werden. Denn — die hohe Denkerſtirn des 
A finden wir auch bei B, ſeine blauen, träumeriſchen Augen ſind auch 
dem O eigen, die römiſche Naſe hat er mit D gemeinſam u. ſ. w. 

Iſt das Pflanzenreich vom Thierreich verſchieden? Auch dieſe 
Frage müßte negativ beantwortet werden, denn — beide ſind aus 
denſelben Beſtandtheilen zuſammengeſetzt: aus Sauerſtoff, Waſſerſtoff, 
Kohlenſtoff und Stiditoff. ... . | 

So ſind die theoretiſchen Argumente beſchaffen, auf Grund deren 
man das Weſen der Nationalität hinweg disputiren und das Nationali- 
tätenprinzip, als jeder wiſſenſchaftlichen Grundlage beraubt, hinſtellen 
wollte. 

Nicht viel glücklicher waren in ihren Argumentationen die wiſſen— 
ſchaftlichen Vertheidiger des Nationalismus. Zunächſt galt es natürlich, 
die Exiſtenz der Nationalität wiſſenſchaftlich zu demonſtriren. Als die 
Berufung auf die ſämmtlichen Merkmale „wiſſenſchaftlich“, wie oben, 
zerpflückt wurde, dann griff man zu folgenden Ausfluchtsmitteln. Die 
einen ſuchten aus den vielen Kennzeichen der Nationalität das Weſent⸗ 
lichſte herauszuſchälen, welches man, je nach den Bedürfniſſen des 
Forſchers und der beſtimmten nationalen Sache, die er verfocht, bald 
in dem Territorium, bald in den gemeinſamen, geſchichtlichen Schick- - 
ſalen und Erlebniſſen zu finden glaubte. 
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| Die anderen verzichteten auf die äußern Merkmale der Nationa⸗ 

lität und ſuchten ihre Poſitionen jenſeits der empiriſch kontrolirbaren 
Thatſachen, in dem ſubjektiven „Nationalgefühl“, zu befeſtigen. 3) 

Prüfen wir nun dieſe Anſchauungen etwas genauer. 5 

Es liegt auf der Hand, daß das Territorium kein weſentliches 
Merkmal der Nationalität ſein kann. 

Das Territorium, nicht als ſtaatliche, ſondern als nationale 
Grenze betrachtet, iſt nur die äußere geographiſche Abgrenzung der 
Nationen von einander. Die Nationalität iſt nicht des Territoriums 
wegen da, ſondern das Territorium für die Nationalität. Mit dem 
Zurückgehen der beſtimmten Menſchengruppe, die wir Nationalität 
nennen, ſchmilzt auch ihr Territorium zuſammen; ebenſo wird mit der 
räumlichen Ausdehnung jener auch dieſes vergrößert. Das Territorium 
iſt nicht das Weſen der Nationalität, ſondern vielmehr ihr Schatten, 
der ihr auf Schritt und Tritt nachfolgt. Freilich blüht in dieſem 
Schatten die herrlichſte Blume des nationalen Lebens, die Vaterlandsliebe. 
Allein Vaterlandsliebe und Territorium ſind doch nur mächtige Faktoren 
der Erhaltung der Nationalität. Sie können daher mit derſelben 
nicht identifizirt werden. Man kann ja auch das Leben nicht mit dem 
Sauerſtoffe identifiziren, welcher zu ſeiner Erhaltung nothwendig iſt, 
ebenſo wie der Same nicht mit dem Boden, auf dem er gedeiht, eins 
und dasſelbe iſt, denn aus einem und demſelben Boden können Pflanzen 
verſchiedener Art ihre Nahrung ſchöpfen. 

Was die gemeinſamen geſchichtlichen Schickſale betrifft, ſo müſſen 
wir zwei Fälle derſelben unterſcheiden: die geſchichtlichen Schickſale eines 
einzelnen Volkes und die gemeinſamen geſchichtlichen Schickſale mehrerer 
Völker, die zu ein und derſelben Nation zuſammengewachſen ſind. 

Im erſteren Falle beſagen die geſchichtlichen Schickſale nichts, als 
daß eine Gruppe von Menſchen exiſtirte, die, wie alles Menſchliche, 
dem geſchichtlichen Wandel unterworfen war. Damit iſt aber noch 
keineswegs geſagt, daß es Nationen gebe und — noch weniger — worin 
das Weſen der Nationalität beſtehe. Wie das Weſen des Individuums 
nicht mit ſeinen Lebensereigniſſen vollkommen identiſch iſt, ſo fällt das 
Weſen eines Volkes nicht vollſtändig mit ſeinen geſchichtlichen Schick— 
ſalen zuſammen. 

Pſychologiſch genommen mag wohl die „Ich“-Vorſtellung eine 
Abſtraktion aus den wichtigſten Lebensereigniſſen des Individuums 
ſein. Ebenſo könnte auch das Nationalbewußtſein als eine ſolche Abs. 
ſtraktion aus den geſchichtlichen Erlebniſſen eines Volkes aufgefaßt 
werden. Allein, wie die pſychologiſche „Ich“-Vorſtellung nicht das em: 
piriſche Individuum, das zeitlich früher iſt als das „Ich“, ausmacht, 
ebenſowenig machen die geſchichtlichen Schickſale und das aus ihnen 
hervorgehende nationale Bewußtſein das Weſen eines empiriſch gegebenen 
Volkes aus. 

Im zweiten Falle aber, wo mehrere Völkerſchaften durch die Macht 
der gemeinſamen geſchichtlichen Erlebniſſe zu einem einzigen Volke zu— 


31) Vgl. Lazarus. Was heißt national? 
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ſammengeſchweißt werden, wird durch die Berufung auf die geſchicht⸗ 
lichen Schickſale gerade das Gegentheil von dem bewieſen, was man be— 
weiſen wollte. Die gemeinſamen geſchichtlichen Schickſale treten da als 
Macht auf, die der „Nationenbildendenkraft“ (ein Ausdruck Baghote's) 
entgegengeſetzt iſt. Wohl überwindet ſie nicht gänzlich die nationalen 
Unterſchiede der verſchiedenen Völker, dafür aber wird das frühere 
Nationalbewußtſein bedeutend abgeſchwäch cht. 

Iſt dies der Fall, ſo verliert das Nationalitätenprinzip ſeine 
Berechtigung. Die Verſchmelzung aller kulturellen Völker zu einem 
Volke könnte mit dem Hinweiſe auf die Schweiz begründet werden, wo 
durch die gemeinſamen geſchichtlichen Schickſale der ſchweizeriſchen Eid⸗ 
genoſſenſchaft die nationalen Unterſchiede ihrer verſchiedenen Völker in 
den Hintergrund gejtellt wurden. 

Ebenſowenig, wie die geſchichtlichen Erlebniſſe eines Volkes, iſt 
auch das Nationalge fühl im Stande, das Weſen des Nationalen 
zu erklären. 

Wenn das Nationalgefühl, überhaupt ein eigenes, ſpezifiſches 
ſein ſoll, ſo iſt es dasjenige, welches in uns durch die Vorſtellung der 
Nation, zu der wir uns hinzuzählen, entſteht. Folglich iſt die Thatſache 
der Nationalität das Prius, das Nationalgefühl erſt aus dieſer 
Thatſache erklärbar, und nicht umgekehrt. 

Alles in allem genommen müſſen wir die bisherigen kosmopo— 
litiſchen wie nationaliſtiſchen Verſuche, das Weſen des Nationalen zu 
eruiren, ſeine reale oder fiktive Exiſtenz nachzuweiſen, als geſcheitert 
anſehen. Die Leugnung der Nationalität ſeitens des Kosmopolitismus 
ruht entweder auf logiſch unhaltbaren Argumentationen oder höchſtens 
in der Erwägung, daß das Weſen des Nationalen ſich nicht definiren 
laſſe, — eine Erwägung, der wir ſchon deswegen keine beſondere Be— 
deutung zuſchreiben können, weil ja nicht alles, was real exiſtirt, ſich 
ſofort in eine beliebige einwandsfreie Definition hineinpferchen läßt. 
So hat z. B. die kosmologiſche Thatſache der Entwicklung, die biologiſche 
des Lebens und die pſychologiſche der Empfindung noch bis jetzt keine 
endgiltige, allen Bedürfniſſen entſprechende Definition gefunden. Ander— 
ſeits mußten die Vertheidiger des Nationalitätenprinzips zur Erklärung 
des Nationalen auf Erſcheinungen hinweiſen, die erſt durch die That— 
ſache der Nationalität erklärt werden könnten. 

Wir ſehen alſo, daß den Anhängern des Nationalitätenprinzips 
ſchon die bloße Erklärung des Nationalen ſchwere Arbeit verurſachte 
und doch zu keinen befriedigenden Reſultaten führte. Um ſo weniger 
gelang es ihnen, die Berechtigung der nationalen Intereſſen, 
welche für ſie mit den Intereſſen der inhaltlichen Verſchiedenheit der 
nationalen Kultur zuſammenfielen, wiſſenſchaftlich zu begründen. 

Wenn etwas im Stande wäre, die bewußte Pflege des nationalen 
Gehaltes der Kultur als die Hauptaufgabe jeder geſchichtlichen Thätig⸗ 
keit hinzuſtellen, ſo wäre das unſtreitig die Lehre, daß es keine allge— 
mein menſchliche Kultur an ſich gäbe. Das „Schöne“, „Wahre“ und 
„Gute“, ſo lautet dieſe Theorie, ſei nicht nur in der Zeit, ſondern 
auch je nach dem „nationalen Genius“ verſchieden. Da es kein allge⸗ 
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mein menſchliches Kriterium gäbe, wonach das an ſich Schöne, Gute 
und Wahre beurtheilt werden könnte, ſo liege die Aufgabe jeder 
geſchichtlichen Thätigkeit in der Entwicklung und Förderung derjenigen 
Kulturwerte, welche das Volk von Innen heraus in ſeinen Anſchauungen, 
in ſeinen ſozialen und politiſchen Gebilden geſchaffen hat und ſchaffen 
mußte. Mögen dieſe nationalen Kulturwerte noch ſo verſchieden, ja 
entgegengeſetzt ſein, ſie ſeien doch gleichberechtigte Aeußerungen der 
verſchiedenen „Volksſeelen“, und die „politiſche Schule“ der Niam— 
niam⸗Fürſten z. B. ſei für die Niam-niam⸗Völker nicht minder wahr, 
als das Referendum und die Initiative für das ſchweizeriſche Volk. 
Die Anſchauungen und Inſtitutionen eines Volkes ſeien ſich ſelbſt 
Zweck, inſofern ſie die äußere Realiſation des Volksgeiſtes darſtellen. 
Das Nationalitätsprinzip verlange, daß man ſie vor dem zerſetzenden 
Einfluſſe anderer Anſchauungen und Inſtitutionen, die auf „fremden“ 
Boden entſtanden ſind, beſchütze. ö | 

Die wiſſenſchaftliche Begründung dieſer Theorie ſtützt ſich alſo 
auf die Annahme einer beſonderen „Volksſeele“, die bald als „Volks— 
geiſt“, bald als „Volkscharakter“ bezeichnet wird. Wir möchten dieſe 
beiden Ausdrücke beibehalten, und zwar ſo, daß mit dem „Volksgeiſt“ 
die beſtimmten Ideen und Anſchauungen eines Volkes, mit dem 


„Volkscharakter“ aber die Schattirungen in ſeinem Charakter 


und Gefühlsleben bezeichnet werden fol. . 

Sehen wir nun zunächſt zu, wie es ſich mit dieſem „Volksgeiſt“ 
thatſächlich verhält. Wie ſchon angedeutet, muß man bei jedem Volke 
den nationalen Inhalt, d. h. die beſtimmten Anſchauungen, Meinungen 
und Inſtitutionen, von der nationalen Form, d. h. von denjenigen 
pſychiſchen und pſycho⸗phyſiſchen Eigenſchaften, die das Naturell des 
Volkes ausmachen, unterſcheiden. Die Annahme eines Volksgeiſtes 
führt entweder zu der Annahme eines gewiſſen national angebornen 
Gehaltes der Erkenntnis oder zu einer national angeſtammten be— 
ſonderen Organiſation des Erkenntnis vermögens, aus dem 
dieſer beſtimmte Inhalt nothwendig hervorfließen müſſe. Wir wollen 
die erſte Annahme ganz außer Acht laſſen, weil bis jetzt noch nichts 
zu ihrer Begründung beigebracht wurde, was auch nur einen Schein 
von Wiſſenſchaftlichkeit an ſich hätte. Es muß entſchieden bezweifelt 
werden, daß es Jemandem gelänge, die Theorie der angebor nen 
Ideen, die aus der Individual-Pſychologie längſt verſchwunden iſt, 
auf dem Boden der Völkerpſychologie wieder aufzurichten. 2) 

Ganz anders verhält es ſich mit der zweiten Annahme. Wohl 
wird es ſchwer ſein, die Exiſtenz der national verſchiedenen Er— 
kenntnisvermögen zu behaupten, aber daß die Völker, ſogar 
im rein logiſchen Denken, gewiſſe Nüanzen und Schattirungen auf— 
weiſen, wird ſich nicht leicht bezweifeln laſſen. Dieſe verſchiedenen 
geiſtigen Prädispoſitionen kommen bald in der Vorliebe verſchiedener 
Völker für gewiſſe Kulturgebiete, bald in dem Vorherrſchen beſtimmter 


32) Ein ſolcher Verſuch wurde neuerdings von G. Le Bon, aber mit wenig 
Glück, unternommen. 
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Denktypen und Denkmethoden zum Ausdruck. Bei dem einen Volke 
überwiegt das analytiſche Verfahren, bei dem andern das ſynthetiſche; 
bei dem einen das abſtrakte und verſtandesmäßige Denken, bei dem 
andern die empiriſche Intuition. Das eine operirt mehr mit Be— 
griffen, das andere mehr mit Vorſtellungen. Der Schluß liegt 
alſo allzu nahe, daß unter den verſchiedenen einem Volke dargebotenen 
Meinungen es nur die ſeinem Naturell am beſten entſprechenden 
wählen würde, und daß die im Volke ſelbſt entſtandenen Anſchauungen 
nicht nur das Gepräge des nationalen Denktypus unfehlbar auf— 
weiſen, ſondern auch den einzigen adäquaten Gehalt, welcher dieſem 
Typus entſpricht, darſtellen werden. | | 

Die zu einem ſolchen Schluſſe führenden Thatſachen ſollen an 
ſich auch keineswegs geleugnet werden. Aber von der Richtigkeit der— 
ſelben bis zur Berechtigung des nationalen Prinzips iſt noch ein 
weiter Schritt. Es müßte gezeigt werden, daß das Volk unter allen 
Umſtänden und zu allen Zeiten immer denſelben Anſchauungen und 
Gedanken gehuldigt habe und zu keinen andern die Fähigkeit beſitze. 
Dem widerſprechen jedoch die feſtſtehenden Thatſachen des geſchicht— 
lichen Wechſels in den Anſchauungen eines Volkes und des geſchicht— 
lichen geiſtigen Einfluſſes, den die ziviliſirten Völker aufeinander aus— 
üben. Freilich gehen dadurch die Nüanzen des nationalen Geiſtes nicht 
verloren. So hat z. B. der philoſophiſche Poſitivismus eine ganz 
andere Geſtalt in Frankreich, England, Rußland und Deutſchland 
angenommen. Ebenſo iſt auch der Katholizismus in den verſchiedenen 
Ländern verſchieden geartet. Allein dieſe nationalen Nüanzen haben 
das Grundprinzip der jeweilig herübergenommenen Syſteme nicht ange— 
taſtet. Folglich ſind dieſe nationalen „Schattirungen der Logik“, wie 
ſie Lewes nennt, nicht die einzigen Faktoren des Volksgeiſtes. Sie 
ſind nur die beſondere ſpezifiſche Form, in der ſich der 
allgemein menſchliche Inhalt äußert. Wenn wir alſo bei 
irgend einem Volke auf Anſchauungen ſtoßen, die wir als eine totale 
Verkehrung des Wahren, Schönen und Guten anſehen müſſen, ſo 
müſſen wir die Vorſtellung gewinnen, daß man es hier nicht mit ver— 
ſchiedenen Kulturtypen, ſondern mit verſchiedenen Kulturſtufen, 
zu thun hat. Daraus folgt aber, daß man den „nationalen Genius“ 
keineswegs als einen unantaſtbaren Fetiſch betrachten muß. Der 
„nationale Genius“ verdient nur inſofern Beachtung, als man die zur 
Ueberwindung der kulturfeindlichen Anſchauungen anzuwendende Kampfes— 
weiſe an das beſtehende Nationale wohlweislich anpaſſen ſoll. Es gibt 
aber keinen Grund, beſondere Maßregeln zu ergreifen, um den be— 
ſtimmten nationalen Kulturgehalt, blos weil er national iſt, von dem 
aſſimilirenden Einfluß der höher ſtehenden Völker zu ſchützen. 

Die Einſicht, daß die Ideen und Anſchauungen eines Volkes ein 
zu ſehr dem Wechſel unterworfenes Element ſind, um darauf eine 
Nationalitätentheorie begründen zu können, führte zu der Annahme 
eines Volkscharakters mit beſonderen „Inſtinkten“ und Gefühlen, 
der hauptſächlich auf dem Gebiete der ſozialen, politiſchen und juridi— 
ſchen Inſtitutionen zum Vorſchein käme. So will Renan z. B. die 
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geſchichtlichen Erſcheinungen eines Volkes rein aus den verborgenen, 
unerklärlichen und permanenten Inſtinkten erklärt wiſſen. 

Aus dieſen Prämiſſen wird natürlich die Relativität der Inſti— 
tutionen, als Korrelat zu der Relativität der Meinungen, folgerichtig 
abgeleitet. Wie es in der Kunſt verſchiedene nationale Schulen, ſo 
gäbe es auch ſolche auf dem Gebiete der geſellſchaftlichen Inſtitutionen 
und das, was dem einen Volke gut, ſei dem andern ſchädlich. Denn 
das Volk wähle oder ſchaffe ſich diejenigen Inſtitutionen, die ſeinem 
Charakter entſprechen. 

Ein Kopf von der Größe einer Erbſe, in Verbindung mit einem 
Wanſt in den Dimenſionen eines Rieſenfaſſes, dazu Spinnenbeine und 
lange, ſpindeldürre Hände wird man bei beſtem Willen nicht Malerei 
einer gewiſſen „Schule“ nennen können. Und doch erfreut dieſelbe 
„Richtung“, ins Juridiſche und Soziale übertragen, manch national 
geſtimmtes Herz, weil es in dieſer glücklichen Proportionalität der 
geſellſchaftlichen Funktionen einen beſtimmten nationalen Charakter zu 
entdecken glaubt. 

Wir ſind die letzten, welche die Exiſtenz eines nationalen 
Charakters leugnen möchten. Wir müſſen daher auch annehmen, daß 
er ſich auf irgend welche Weiſe in dem Volksleben äußere. Aber es 
iſt eine viel zu gewagte Behauptung, daß er gerade bei der Hervor— 
bringung von politiſchen, juridiſchen und ſozialen Einrichtungen der 
ausſchlaggebende Faktor wäre. Die Lehre vom Charakter überhaupt und 
von dem Volkscharakter insbeſondere iſt noch nicht über das unſichere 
Umhertaſten hinaus, um aus derſelben irgend welche definitiven 
Schlüſſe über das Weſen und die Rolle des Volkscharakters im geſchicht— 
lichen Leben zu ziehen. 

Man vergleiche z. B. die Charakteriſtik der ſemitiſchen Raſſe, wie 
ſie Renan, mit derjenigen, wie ſie Chwolſon geliefert und man 
wird ermeſſen, welche gewaltige Meinungsverſchiedenheiten dieſe wiſſen— 
ſchaftliche Diſziplin noch zuläßt. Aber angenommen ſogar, daß der 
Volkscharakter leicht zu eruiren wäre, ſo muß noch bewieſen werden, 
daß er die einzige Urſache der geſellſchaftlichen Inſtitutionen iſt. 

Bekanntermaßen können ähnliche, ja faſt gleiche Individualcharaktere 
zu den verſchiedenſten Parteien, Religionen und Sekten eines und des— 
ſelben Volkes gehören. Der Charakter der einzelnen Anhänger hat keinen 
Einfluß auf den verſchiedenartigſten Gehalt dieſer beſonderen Lehren; er 
macht ſich nur in dem Tempo, der Intenſität der Handlungen, der Art 
und Weiſe des Auftretens, dem moraliſchen Wert der Mittel, die ange— 
wandt werden, nicht aber in den Zielen und Beſtrebungen geltend, welche 
von der Einſicht und nicht von dem Charakter diktirt werden. Dasſelbe 
gilt aber auch von den geſellſchaftlichen Inſtitutionen. Jede juriſtiſche, poli— 
tiſche oder ſoziale Inſtitution hat zum Zwecke, irgend ein geſellſchaft— 
liches Bedürfnis zu befriedigen, ſonſt würde ſie überhaupt nicht erzeugt 
werden. Es gibt keine Inſtitution, deren Zweck nur darin beſtünde, dem 
Volkscharakter zu entſprechen. Wo wir aber Zwecke und Bedürfniſſe 
haben, da haben wir auch ein allgemein menſchliches Kriterium, nach dem 
ſie beurtheilt werden können. Wenn die Inſtitutionen eines Volkes es 


a 


ermöglichen, daß eine Klaſſe herrſcht, während die andere gehorcht, daß die 
eine im Reichthum ſchwelgt, während die andere kümmerlich ihr Daſein 
friſtet, daß die eine mit Privilegien ausgeſtattet iſt, während die andere 
rechtlos daſteht, ſo wird man es kaum glaubwürdig machen können, daß 
auch die unterdrückte Klaſfe zu demſelben Volke gehöre, deſſen „Volks— 
charakter“ dieſe Inſtitutionen zu Tage gefördert hat. 

Wir wollen nun aber noch eine Konzeſſion machen. Nehmen wir 
an, obwohl dies keineswegs bewieſen iſt, daß der Einfluß des Volks— 
charakters am klarſten in den politiſchen Inſtitutionen zum Ausdruck 
gelange. So behauptet z. B. Le Bon, daß in allem Wechſel, welchem 
die Inſtitutionen des franzöſiſchen Volkes unterworfen waren, nur ein 
Charakterzug unabänderlich immer wieder zum Vorſchein kam: die 
Staatlichkeit, die Vorliebe für die zentraliſtiſche Gewalt. Was folgt 
daraus? Einfach, daß der beſtimmte Inhalt der Inſtitutionen von dem 
nationalen Charakter nicht in ſeinem ganzen Umfange abgeleitet werden 
kann, denn derſelbe Zug des „Regiertſeinwollens“ kommt in der Mon— 
archie ebenſo gut zum Vorſchein, wie in der Kommune. Ich glaube aber, 
daß es für den Franzoſen nicht einerlei ſein kann, ob dieſes „Regiert— 
ſeinwollen“ durch eine feudale Ariſtokratie, reſp. durch eine panamiſtiſche 
Republik oder durch eine direkte Geſetzgebung durch das Volk befriedigt 
werde. Man muß alſo in jeder Inſtitution diejenigen Elemente, die 
dem Volkscharakter entſprechen, von denjenigen genau unterſcheiden, die 
den ſonſtigen kulturellen Bedürfniſſen dienen, und da wird es ſich 
zeigen, daß ein und derſelbe Zug des Volkscharakters durch die ver— 
ſchiedenartigſten Inſtitutionen repräſentirt wird, ſowie umgekehrt eine 
und dieſelbe Inſtitution bei den mannigfaltigſten Völkern je nach dem 
verſchiedenen Volkscharakter derſelben eine verſchiedene Schattirung an— 
nehmen kann. 

Hieraus folgt aber wiederum, daß die Berechtigung des Natio— 
nalen nicht in dem beſonderen Inhalt der verſchiedenen Löſungsarten 
der Kulturprobleme, ſondern in der beſonderen nationalen Form ges 
ſucht werden müſſe. 

Neben der Volksſeele und dem Volkscharakter hat der Nationalis⸗ 
mus noch ein Prinzip, das Nationalgefühl, das er ins (ae 
führt, ſobald es ſich um die Rechtfertigung des Nationalen, insbeſon— 
dere um die Rechtfertigung der politiſchen Selbſtändigkeit handelt. 
Freilich wird es Niemanden gelingen, irgendwelche ernſte Gründe an— 
zugeben, warum das Recht auf nationale Selbſtändigkeit auch nur 
dem kleinſten Volke ſtreitig gemacht werden könnte. „Wenn wir 
jeden,” jagt Bebel, „daß Völker gegen ihren Willen beherrſcht 
werden, ſo haben wir die Pflicht, uns auf die Seite Derer zu ſtellen, 
die den Willen bekunden, ſich von der Fremdherrſchaft zu befreien.“ ““) 
Allein hier handelt es ſich nicht um die Beihilfe, die wir einem Volke 
ſchuldig find, das im Begriffe iſt, ein fremdes, unausſtehbares Joch 
abzuſchütteln, ſondern um die Frage, ob wir dahinwirken ſol len, 
daß jede Völkerſchaft ihre nationale Selbſtändigkeit 


9 „Vorwärts“ 1897, Nr. 54, Beilage vom 5. März. 
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als nothwendiges Ziel unabläſſig anſtreben ſolle, und 
noch ſpezieller, ob die Sozialiſten irgend eines politiſch 
unſelbſtändigen Volkes es ſich zur Pflicht machen ſollen, 
ihrem Volke die politiſche Selbſtändigkeit zu erobern. 
Der Nationalismus dort, wo er konſequent durchgeführt wird, bejaht 
dieſe Frage für alle Völker unter allen Umſtänden. Und zwar eben auf 
Grund des Nationalgefühls, dieſes prima movens aller nationalen 
Bewegungen. os 

Wir ſtimmen dieſer Forderung vollkommen bei, wir möchten aber 
zeigen, daß das „Nationalgefühl“ im Munde eines Internationaliſten 
eine ganz andere Bedeutung als in dem eines Chauviniſten hat, daß 
dieſem Nationalgefühl von dem Standpunkte des letzteren aus die ge— 
nügende Berechtigung fehlt, während es nur vom Standpunkte des 
Internationalismus aus begriffen und wiſſenſchaftlich vertheidigt 
werden kann. 

Unterſuchen wir zunächſt dieſes Gefühl ſeinem Weſen nach. 

Manche behaupten, daß das Nationalgefühl etwas Spezifiſches 
an ſich habe, etwa wie das Gefühl der geſchlechtlichen Liebe, und daß 
es anderſeits nur ein geſchichtliches Produkt des modernen Völker— 
lebens iſt. „Die Entwicklung des Nationalgefühls, etwa wie die Ent— 
wicklung des Gefühls für Naturſchönheiten,“ ſagt z. B. Du Bois— 
Raymond, “) „iſt eine neue Erſcheinung im Geiſtesleben der modernen 
Völker.“ 

Prüfen wir das. 

Wie jedes Gefühl, das nicht unmittelbar in unſerem Körper 
entſteht, an irgend eine äußere Empfindung oder an irgend eine 
Vorſtellung nothwendig gebunden iſt, ſo iſt auch das Nationalgefühl 
nicht von der Vorſtellung der beſtimmten Nation zu trennen, der man 
angehört. Nationalgefühl und Nationalbewußtſein find ſynonymiſche 
Ausdrücke, die ſich nur durch eine leiſe Schattirung unterſcheiden. Das 
Nationalbewußtſein iſt aber keineswegs ein ausſchließliches Produkt 
der modernen Geſchichte. Seitdem es Nationen und Stämme gibt, gibt 
es auch National- und Stammesbewußtſein. Jeder Stamm, ſogar der 
wildeſte und zurückgebliebenſte, hat einen Stammesnamen, d. h. das 
Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit zu einer beſonderen menſchlichen 


Gruppe, hat gewiſſe Stammesabzeichen, wie eine beſtimmte nationale 


Tracht, einen beſtimmten nationalen Haarſchmuck, beſtimmte Täto— 
wirungszeichen, die mit nationalem Bewußtſein gepflegt werden, 
d. h. mit dem Bewußtſein deſſen, daß ſich durch dieſe Zeichen ſein 
Stamm von allen anderen Stämmen unterſcheidet. Er hat auch natio— 
nale Solidarität wenigſtens dort, wo es ſich um den Kampf mit an— 
deren Nationen handelt — von nationalem Stolz, Hochmuth und Ueber— 
ſchätzung gar zu ſchweigen, die bei den niedrigeren und barbariſchen 
Völkern in viel höherem Maße auftreten als bei den ziviliſirten. 
Sogar den verkümmernden kleinen Völkerſchaften in den modernen 
Kulturſtaaten, die puncto nationalen Stolz weit hinter den freien, 


%#) Du Bois-Raymond, Ueber das Nationalgefühl, S. 21. 
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ſelbſtändigen, wilden Völkern ſtehen, fehlt es nicht an nationalem 
Bewußtſein, wie es aus dem zu Tage gelegten Intereſſe hervorgeht, 
welches ſie bekunden, ſobald man ihnen etwas von den Schickſalen 
ihrer Stammesgenoſſen in anderen Ländern oder Gegenden erzählt. 


Das Nationalgefühl iſt alſo keineswegs ein Produkt des neun— 
zehnten Jahrhunderts. Es iſt aber auch kein ſpezifiſches Gefühl. In 
der Wirklichkeit gibt es kein einheitliches Nationalgefühl, ſondern eine 
ganze Reihe von allgemein menſchlichen Gefühlen, die auf eine gewiſſe 
eigene oder fremde Nationalität gerichtet find. Liebe und Haß, Bes 
geiſterung und Verachtung, Mitleid und Grauſamkeit, Schamgefühl 
und Impertinenz, Alles das kann den beſtimmten Inhalt eines Na— 
tionalgefühls ausmachen, wenn dieſe Gefühle auf die eigene oder fremde 
Nationalität gerichtet ſind oder durch die Vorſtellung einer gewiſſen 
Nationalität hervorgerufen werden. 

Das Gefühl, mit welchem das Gedicht: „Finis Poloniae“ ge⸗ 
ſchrieben wurde, das Gefühl, mit welchem Georg Brandes die Worte: 
„Le Danemark s'efface“ zitirt, iſt nicht das nämliche, mit welchem 
Hurrah-Patrioten „Heil dir im Siegeskranz“ fingen. Und auch bei 
einem und demſelben beſtimmten Inhalte des Nationalgefühls iſt es 
nicht einerlei, durch welche Volkserſcheinung dieſes Gefühl entfacht 
wurde. Die Begeiſterung, welche durch kriegeriſche Thaten hervor— 
gerufen wird, kann nicht mit der identiſch ſein, welche durch die natio— 
nalen Melodien oder durch die Schätzung der nationalen Denker zu 
Tage tritt. Der deutſchnationale Stolz, welcher ſich bei einem Engels 
in dem berühmt gewordenen Satze Luft macht: „Wir ſind ſtolz darauf, 
daß wir nicht nur von Owen und St.⸗Simon, ſondern auch von Kant 
und Hegel abſtammen“, iſt weſentlich von dem Stolze verſchieden, 
welcher die ebenfalls berühmt gewordenen Worte diktirte: „Wir Deutſche 
fürchten Gott und ſonſt Niemanden in der Welt.“ 


Das Nationalgefühl wechſelt alſo je nach dem beſtimmten Ge— 
fühle, das hervorgerufen wird, der beſtimmten Volkserſcheinung, 
welche das Gefühl hervorruft, und den beſtimmten Individuen, bei 
welchen das Gefühl hervorgerufen wird. Was einen Freiherrn v. Stumm 
in Jubel verſetzen kann, wird einem Liebknecht die Schamröthe ins 
Geſicht treiben. f 

Noch eins. Die Nationalität iſt nicht das einzige Gruppirungs— 
prinzip des menſchlichen Geſchlechtes, welches ſolche Gefühle zeitigt. 
Der Menſch iſt ein Gruppenthier und die Zugehörigkeit zu einer be— 
ſtimmten Gruppe führt dazu, daß dieſe zum Objekt und Erreger ver— 
ſchiedenartigſter Gefühle wird. Man gehört aber nicht nur ſeiner Na— 
tionalität, ſondern auch einer beſtimmten Klaſſe, einer beſtimmten Fa— 
milie und einem beſtimmten Stande an. Folglich gibt es nicht nur ein 
Nationalgefühl, ſondern auch ein Parteigefühl, ein Sektengefühl, ein 
Klaſſen⸗ und Standes gefühl. Alle dieſe verſchiedenen Gruppirungen 
ſind im Stande, dasſelbe Phänomen hervorzurufen, das wir bei dem 
Nationalgefühl beobachten. Parteihaß, Standesehre, „Kantönligeiſt“, 
Kirchenſprengelneid, ja ſogar Männerſtolz und „Frauenbewußtſein“ 
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ſind ihrem Weſen nach nicht von nationaler Ehre, vom nationalen 
Haß, „Geiſt“, Neid, Stolz und Bewußtſein verſchieden. 3) u. 3%) 

Ueberall, wo wir rivaliſirende Gruppen finden, ſehen wir auch 
dieſelben p chiſchen Erſcheinungen, die fälſchlich nur dem National— 
gefühl 1 werden. Dieſe pſychiſchen Erſcheinungen fließen aus 
dem Bewußtſein der Zugehörigkeit des Individuums zu einer be— 
ſtimmten ſozialen Einheit, deren Intereſſen er mit den ſeinigen identi- 
fizirt. Innerhalb des Standes können Familienzwiſtigkeiten ausbrechen, 
als Stand fühlt man ſich allen andern fremd. Innerhalb der Nation 
können Klaſſenkämpfe hervortreten, als Nation fühlt man ſich allen 
Nationen gegenüber entgegengeſetzt. Aber auch umgekehrt kann man 
innerhalb einer Klaſſe Nationalunterſchiede wahrnehmen, die aber 
unterdrückt werden, weil das Klaſſenbewußtſein über das National: 
gefühl den Sieg davonträgt. Die verſchiedenen Arten des geſellſchaft— 
lichen Gruppenbewußtſeins ſind alſo je nach den geſchichtlichen Ver— 
hältniſſen mit verſchiedener geſchichtlicher Wirkungskraft ausgeſtattet. 
So ſehen wir Epochen, wo das Nationalgefühl, wie z. B. im Mittel⸗ 
alter, völlig dem Kirchen- und Parteigefühle untergeordnet war; ſo 
ſehen wir auch bei der Arbeiterklaſſe das Ueberhandnehmen des Klaſſen⸗ 
bewußtſeins über das Nationalbewußtſein. 

In dieſer Thatſache liegt auch die Schwierigkeit, die Berechti— 
gung des Nationalgefühls zu demonſtriren, aus der Thatſache des— 
ſelben ein Rechtsprinzip abzuleiten. Objektiv betrachtet, iſt nicht einzu— 
ſehen, warum das Nationalgefühl beſſer oder ſchlechter ſein ſoll, als 
das Klafjen-, das Religions- oder das Parteibewußtſein. Es gibt keinen 
unbefangenen Richter, der dieſe Frage löſen ſoll, denn derjenige, der 
von dem berauſchenden Gift des Nationalgefühls gekoſtet hat, iſt nicht 
minder parteiiſch als diejenigen, die zu ihrem Klaſſenbewußtſein ge⸗ 
langt ſind. 

Freilich iſt die Zugehörigkeit zu irgend einer Nationalität, der 
phyſiologiſche nationale Urſprung, eine viel primitivere Thatſache, als 
die Zugehörigkeit zu Parteien, Sekten und Klaſſen. Die körperlichen 
Uebereinſtimmungsmerkmale ſind zeitlich früher gegeben, als die Ueber— 


35) Wie auch die Geſchlechtsunterſchiede zur Grundlage gewiſſer Abjonde- 
rungsgefühle und Abſonderungserſcheinungen führen können, illuſtriren folgende 
Thatſachen, die ich Baſtian entnehme. „Wie Phillips bei ſeiner erſten ion 
mit den Bewohnern von Botanybay erzählt, daß die Männer nur auf — Miß— 
handlungen der Weiber ſinnen, wobei ſie ſich treulich einander unterſtützen; daß 
aber auch die Weiber nie die Gelegenheit, ſich zu rächen, vorübergehen laſſen; 
eben das findet ſich überall unter den Negervölkern, wo die Männer in myſteriöſen 
Bündniſſen die Mittel und Wege ausheden, ihre weibliche Dienerſchaft in mög- 
lichſt unterwürfigem Zuſtande zu halten, wo aber auch die Frauen ihrerſeits oft 
ſolche unter ſich ſtiften.“ (Baſtian, Bd. III, p. 292.) 

36) „Bei den Karaiben haben Männer und Frauen eine verſchiedene Sprache.“ 
(Id., Bd. I, p. 333.) „Keiner durfte die Worte des Andern benutzen.“ (Id., p. 387.) 
Es mag noch bemerkt werden, daß bei den Abiponen „die Adligen und Vornehmen 
ſich vom Volke auch durch die Sprache unterſcheiden, indem ſie zwar die nämlichen 
Worte gebrauchen, aber ſie durch das Dazwiſchen⸗ oder Hinzuſetzen anderer Buch⸗ 
(aden dergeſtalt verunſtalten, daß es eine ganz neue Sprache zu ſein ſcheint.“ 

p. 386 — 87.) 
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einſtimmungen der Meinungen und Intereſſen. Allein bei den geſell⸗ 
ſchaftlichen Gruppirungen kommt es eben auf die Intereſſen an. Eine 
Intereſſenübereinſtimmung aber, die ihre raison d'étre in der That⸗ 
ſache der römischen Naſe oder der mandelförmigen Augen ſucht, iſt 
ebenſo abgeſchmackt, wie der Gedanke abſurd wäre, daß die Blonden 
aller Länder eine internationale Partei gründen ſollten. Das National: 
gefühl, das nur die Thatſache des nationalen Urſprungs zu ſeiner 
Grundlage hätte, müßte bei kritiſcher Betrachtung vor den aus anderen 
Gruppirungsprinzipien hervorgehenden Gefühlen zurücktreten. 

Von dieſem Standpunkte aus iſt es auch nicht zu verwundern, 
daß die fortgeſchritteneren Geiſter die Thatſache des Nationalgefühls 
höchſtens als etwas Gleichgiltiges, nicht in die Wagſchale der politiſchen 
Erwägung Fallendes betrachteten. So ſchrieb z. B. der ruſſiſche Denker 
Alexander Herzen über die nationalen Bewegungen ſeiner Zeit folgendes: 
„Wir haben uns zu den nationalen Krankheiten der letzten Zeit ſtets 
indifferent verhalten, wir treten ihnen aber auch nicht feindſelig gegen— 
über. Sie gehören wahrſcheinlich zu der phyſiologiſchen Entwicklungs— 
linie; aber nicht vergeſſen können wir es, daß ſie die revolutionären 
und ſozialen Bewegungen verdrängten und die Geiſter der Völker und 
Individuen derart verdunkelten, daß in ihrem Namen Garibaldi und 
Bismarck .. .. in ein und demſelben Feldlager zuſammentreffen 
konnten. Gegen die nationalen Strömungen ſollte man nicht ankämpfen, 
aber ebenſowenig ſollte man ſich für ſie erwärmen. In ihnen kommt 
die niedrigſte Stufe des menſchlichen Dranges zur Vergeſellſchaftung 
zum Vorſchein, die Vereinigung mit den „Seinen“ gegenüber den 
„Fremden“. . .. Der elementare Drang, ſich nach den zoologiſchen 
Merkmalen zu gruppiren, ſtellt die kindliche Entwicklungsphaſe dar, 
und dieſe Phaſe zu bekämpfen, wäre ebenſo abſurd, wie der Kampf 
gegen das Zahnen“. 37) 

Damit das Nationalgefühl auch für einen modernen Menſchen, 
der die „zoologiſche“ Entwicklungsphaſe hinter ſich hat, aus einem 
„Adiaphoron“ zu einem Motive bewußter Handlungen werden könnte, 
bedarf es ganz anderer Momente als die Berufung auf Anatomie und 
Phyſiologie. Der Nationalismus aber ſchützte Inſtinkte vor, dort, wo 
man Gründe erwartete, — Inſtinkte, die durch höhere Gefühle über— 
wunden werden können. 


IV. 


Eine ganz neue Bedeutung erhält das Nationalgefühl vom Stand— 
punkte des Internationalismus. 

Viele Sozialdemokraten glauben, daß die materialiſtiſche Ge— 
ſchichtsauffaſſung, welche in der Produktion und Reproduktion des un— 
mittelbaren Lebens die letzte Urſache alles ſozialen Geſchehens erblickt, 
auch eine materialiſtiſche Lebens auffaſſung erfordere, die das Haupt- 
ziel des individuellen Strebens — zumal des Alltagsmenſchen — eben⸗ 
falls in der Produktion und Reproduktion des unmittelbaren Lebens 


37) Iskander im „Kolokol“. Nr. 243. 
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ſieht. Die Gedanken, Gefühle und Handlungen des Menſchen ſeien 
nicht nur von der jeweiligen ökonomiſchen Struktur der Geſellſchaft in 
letzter Linie bedingt, ſondern auch auf die Befriedigung materieller 
Intereſſen in erſter Linie gerichtet. Die „ideologiſchen“ Bedürfniſſe 
ſeien nur Adiaphora, welche nicht in die Wagſchale menſchlicher Be— 
ſtrebungen fallen. 

Dias Richtige dieſer Auffaſſung liegt meines Erachtens nur darin, 
daß die Befriedigung der materiellen Bedürfniſſe wirklich die Baſis 
bildet, auf welcher die höheren Beſtrebungen der menſchlichen Natur 
ſich geltend machen können. „Jenſeits des Reiches der Nothwendigkeit“, 
ſagt Marx, „beginnt die menſchliche Kraftentwicklung, die ſich als 
Selbſtzweck gilt, das wahre Reich der Freiheit, das aber nur auf jenem 
Reich der Nothwendigkeit als ſeiner Baſis aufblühen kann“.“) 

Sind die materiellen Bedürfniſſe — ſo gut es eben geht — be— 
friedigt, ſo erwacht auch bei dem Alltagsmenſchen der Drang nach 
höheren Genüſſen, ein geiſtiger und äſthetiſcher Hunger, der ebenfalls 
nach Möglichkeit ſeine Befriedigung ſucht. 

Und dieſer Drang iſt bei dem modernen Alltagsmenſchen unter 
allen Umſtänden wenigſtens ebenſo ſtark als bei den Naturvölkern, die 
durch primitive Zierraten, durch Lieder, Märchen und Mythen ihren 
geiſtigen und äſthetiſchen Hunger zu stillen ſuchten. 

Iſt dies der Fall, jo muß die materialiſtiſche Leben sauffaſſung, 
welche in der Gütergewinnung und Kindererzeugung das Summum 
bonum ſieht, vor einer ideologiſchen Leben sauffaſſung, welche dem Reiche 
der Freiheit größeren ethiſchen Wert beimißt, als dem Reiche der 
Nothwendigkeit, zurückweichen. ““) 

Das Reich der Freiheit iſt aber das Reich des Natio⸗ 
nalen. 

Es iſt ſchon von Rüdiger die merkwürdige Erſcheinung hervor⸗ 
gehoben worden, daß die Ausbildung der nationalen Gegenſätze im 
XIX. Jahrhundert Hand in Hand geht mit der Ausbreitung der 
Ziviliſation, mit dem geſteigerten Verkehr der Nationen untereinander 
und mit der kulturellen Annäherung der Völker aneinander. Je mehr 
die Völker gemeinſame Sitten und Gebräuche, Anſchauungen und In— 
ſtitutionen annehmen, je größeren Antheil ſie an der Entwicklung der 
menſchlichen Kultur zu nehmen beginnen, deſto häufiger kommen die 
nationalen Reibungen zu Stande, deſto geſpannter werden die natio— 
nalen Beziehungen und deſto ausgeprägter wird das nationale Be— 
wußtſein. | 


38) K. Marx. Das Kapital. III, S. 355. Für die ſozialphiloſophiſchen 
Konſequenzen dieſes Satzes vgl. m. Abhandlung: N. Stein's Sozialphilo- 
ſophie.“ „Deutsche Worte.“ XVIII. 8. u. 9. Heft. ©. 

39) Um der nicht hierher gehörenden Polemik ae ve materialiſtiſchen Welt⸗ 
und Geſchichtsauffaſſung aus dem Wege zu gehen, bemerken wir nur, daß die 
idealiſtiſche Lebensanſchauung auch auf dem Boden des philoſophiſchen und ge⸗ 
ſchichtsphiloſophiſchen Materialismus begründet werden kann, wie aus dem eben ange— 
führten Zitat aus Marx erſichtlich iſt. Ein Verſuch, den Idealismus der Lebens⸗ 
auffaſſung mit dem Materialismus der Geſchichtsauffaſſung zu verknüpfen, wurde 
von Dr. Peters gemacht. („Der Glaube an die Menſchheit“. Stuttgart, Dietz. 1896.) 
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Dieſe merkwürdige Erſcheinung erklärt ſich unſeres Erachtens 
eben dadurch, daß bei den zur Kultur erwachten Nationalitäten der 
Schwerpunkt von den nothwendigen auf die „freien“ Gebiete der 
Kultur übertragen wird. Die Arten der Kleidung, Nahrung und 
Wohnung, die techniſchen Kunſtfertigkeiten in den verſchiedenſten Be— 
rufen, die Werkzeuge und Maſchinen gehorchen den Geboten der Noth— 
wendigkeit. Die Zwecke, denen ſie dienen ſollen, werden einerſeits durch 
die äußere Natur, anderſeits durch die allen Menſchen gemeinſame 
pſychiſche und phyſiſche Organiſation diktirt. Die ihnen entſprechenden 
Mittel könnten nur zufälliger Weiſe ein nationales Gepräge annehmen. 
Bei der Annäherung der Nationen aneinander müßten diejenigen Mittel 
den Sieg davon tragen, die unter den gegebenen ſozialen und kul— 
turellen Bedingungen am zweckmäßigſten ſind. Ganz anders mit den 
„freien“ Gebieten der menſchlichen Kultur. Kunſt und Literatur, Poeſie, 
Philoſophie und Religion, kurz, alles, was nicht durch Rückſicht auf 
beſſere Bequemlichkeit gelöſt werden kann und was den ganzen Menſchen, 
ſeine beſten Gedanken und Gefühle in Anſpruch nimmt, muß noth— 
wendigerweiſe eine nationale Schattirung erhalten, da dabei die natio— 
nalen Schöpfungsformen unbedingt, neben den Gattungs- und indivi— 
duellen Formen, hervortreten müſſen. Alles, wofür ſich das Individuum 
begeiſtert, muß auch den in ihm ſchlummernden Volksgeiſt wach— 
rufen. Nur wenn das Volk ſich mit Leib und Seele irgend einem 
Kulturgebiete widmet, kommt ſeine Volksſeele zum Vorſchein, wird es 
national in dem höheren Sinne des Wortes, welche nicht nur die bloße 
Verſchiedenheit der Völker bekundet, ſondern die ihnen zu Grunde 
liegenden nationalen Schöpfungsformen zur Thätigkeit anſpornt. 

Dieſe Schöpfungsformen einer Nation bringen Kulturwerte zu 
Tage, die von keiner anderen nationalen Gruppe geſchaffen werden 
können. Gewiſſe Erzeugniſſe der allgemein menſchlichen Kultur ſind nur 
in einer beſtimmten nationalen Geſtalt da und ohne dieſe und enk⸗— 
bar. Höchſtens, daß ſie aus der einen nationalen Form in die andere 
umgegojjen werden, ohne deshalb aus irgend einer nationalen Form 
herauskommen zu können. Die Nationalität iſt die Werkſtatt, in der 
die möglichen höheren Kulturwerte ihre beſtimmte Wirklichkeit er— 
halten. Mit der Liebe zu dieſen höheren Kulturwerten 
entſteht nothwendig die Liebe zu der Form, in der ſie ge⸗ 
goſſen ſind, zu den Kräften, die ſie zu Tage gefördert 
haben. Dies iſt die Grundlage des menſchlichen Nationalgefühls, 
das nicht den unbewußten Launen „der Phyſiologie“ entſpringt, ſondern 
aus der Begeiſterung für das Wahre, Gute und Schöne, das nur in 
ſeiner empiriſch gegebenen, nationalen Form wahrgenommen wird, noth— 
wendig hervorgeht. 

Für diejenigen Glieder der Nationalität, denen dieſe höheren 
Kulturwerte lieb und theuer ſind, gibt es keine höhere Aufgabe, als 
den Urheber derſelben, die beſtimmte Volksgruppe, in ſolche Bedingungen 
zu ſtellen, welche ihre Exiſtenz und weitere Entwicklung ſchützt. Das 
Recht, ſolche reale, kulturelle Intereſſen zu fördern, kann von keinem 
Standpunkte aus beſtritten werden, wenn nur die nationale Bewegung 
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ſich derjenigen Mittel bedient, die den Intereſſen der allgemeinen 
Kultur nicht zuwiderlaufen und die Rechte der anderen Mitvölker nicht 
verletzen. Dieſes Nationalgefühl, die Liebe zum Volke, die aus der 
Liebe zu ſeiner Sprache, ſeinen Erfolgen „im Reiche der Freiheit“ 
hervorgeht, das Mitleid, wenn es durch die äußeren Urſachen ge— 
hindert wird, ſich voll und ganz zu entwickeln, der Haß gegen andere 
Völker (und bei näherer Einſicht gegen die reſpektiven oberen Zehn— 
tauſend), welche dieſe Entwicklung hintanzuhalten ſuchen, ja der Neid 
gegenüber anderen auf dem Gebiete der Kultur weit vorgeſchrittenen 
Völkern, der Neid, der zu einem edeln Wetteifer anſpornt, — ein 
ſolches Nationalgefühl iſt den Beſten und Edelſten aller Nationen ohne 
Unterſchied der Parteiſchattirungen eigen, mit dem Unterſchiede nur, 
daß es bei den kranken Nationen, denen es noch nicht gelungen iſt, 
ihren Völkern die nothwendigſte Bedingung der ruhigen Weiterent— 
wicklung zu ſichern, nervös und öfters überſpannt auftritt, während es 
bei den geſunden Nationen ſelten zum Bewußtſein gelangt, wie man 
überhaupt ſich der Geſundheit und des Glückes kaum bewußt wird. . .. 
Ein ſolches Nationalgefühl iſt nicht nur nicht kulturfeindlich, ſondern 
im Gegentheil der mächtigſte Hebel zur Kulturentwicklung eines Volkes. 
Darin liegt die eigentliche Berechtigung des inter- 
nationaliſtiſchen Prinzips in ſeinem Gegenſatz zum 
Kosmopolitis mus. 

Es genügt, die oben angeführten einzelnen Gebiete der Kultur 
auf ihr Verhältnis zu den nationalen Formen einerſeits und dem 
allgemein menſchlichen Inhalte andererſeits zu prüfen, um die Be— 
rechtigung des Internationalismus ins richtige Licht zu ſetzen. 

Gleich am Anfange ſtoßen wir auf die erſte und wichtigſte Er— 
ſcheinung der menſchlichen Geſellſchaft, auf die Sprache, welche 
am ſtärkſten dem Einfluſſe der nationalen Schöpfungsformen unter— 
worfen iſt. | | 

Die Sprache iſt aber dasjenige Gebiet, auf welchem die Intereſſen 
der allgemein menſchlichen Kultur mit denjenigen der nationalen Form 
am innigſten zuſammenhängen. Die Vertheilung der kulturellen Güter 
unter das Volk iſt nur durch die Sprache möglich. Damit ſie aber 
ein brauchbares Mittel einer höheren Kultur ſein kann, muß ſie reich 
an Wörtern, Ausdrücken und Schattirungen ſein, um ſich den ſubtilſten 
Begriffen anſchmiegen zu können. Eine Sprache wird aber um ſo 
nationaler, je vollendeter ſie in ihrer Ausbildung iſt. 

Durch die Sprache wird auch unſer Denken national. „Wenn 
wir bedenken, daß alle Worte aller Zungen Bedeutungen haben, die 
nur ihnen zukommen, und daß die Worte anderer Idiome, die dasſelbe 
bedeuten ſollen, ihnen faſt niemals genau entſprechen, ſo mögen wir 
darnach ermeſſen,“ ſagt C. Abel, „wie national unſere Gedanken durch 
die Sprache gemacht werden.“ 0) 

„Die Erſcheinung, daß die Worte, die in verſchiedenen Sprachen 
angeblich dasſelbe bedeuten ſollen, wenn man ſie aufmerkſamer be— 


4% C. Abel. Die Sprache als Ausdruck nationaler Denkweiſe. Berlin 
1869, S. 26. 
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trachtet, gewöhnlich etwas von einander abweichende Bedelkungeit 
haben, wiederholt ſich durch das ganze Lexikon hindurch.“) 

Dazu kommt, daß je vollkommener die Sprache, ſie um ſo 
lieber, um ſo theurer dem Individuum wird. Dieſe Liebe zur 
eigenen Sprache, welche „zunächſt ruhend, gewiſſermaßen inſtinktiv 
iſt, gelangt leicht zum Bewußtſein des Redenden, ſobald ſich 
ihm in einer anderen Sprache der Gegenſatz des Fremden zeigt.“ 2) 

Die Sprache iſt es, welche den Menſchen auch in dem Sinne zum 
Menſchen gemacht hat, daß ſie ihm die erſte an keine materielle Form 
gebundene äſthetiſche Freude verſchaffte. Die Kroaten in dem doppel— 
ſprachigen Iſtrien z. B. nennen ihre Mutterſprache höchſt bezeichnend 
die Herzensſprache (lingua dal cuore), die fremde Sprache aber die 
Erwerbſprache (lingua dal pane). „Jede Provinz,“ ſagt Goethe, „liebt 
ihren Dialekt, weil dieſer das Element iſt, aus dem die Seele das 
Leben ſchöpft.“ (Wahrheit und Dichtung.) j 

Das Studium der Sprache iſt auch das beſte Mittel, die internationale 
Geſinnung zu pflegen. „Wer ihre Sprache eingehender betrachtet, wird 
in der Würdigung anderer Nationen milder und vorſichtiger werden.“ 
„Er wird es nicht unnatürlich finden, daß ſelbſt die Unziviliſirteſten 
unter dieſen auf ihre Nationalität und Sprache, welche ihnen ihre 
Gedankenwelt, ihr eigenes Ich repräſentirt, Gewicht zu legen pflegen, 
und wird ſich hüten, den Kampf, den Manche von ihnen gegen geiſtig 
und ökonomiſch vorgeſchrittenere Nachbarn kämpfen, durch Spott und 
Mißachtung zu verbittern.“ (Abel, 23—29.) Daher auch die Gruppirung 
in der Internationalen Arbeiter-Aſſoziation nicht nach Ländern, 
ſondern nach Sprachen, daher auch die nationale Frage faſt gleich⸗ 
bedeutend mit der Sprachenfrage. Wie der Kreislauf des Blutes im 
Organismus, ſo iſt die Sprache die Trägerin der geiſtigen Nahrungs— 
elemente, die dem Volke zugeführt werden. Wer daher die Sprache 
antaſtet, der geht dem Volke ſelbſt zu Leibe. Die Liebe zur eigenen 
Mutter: oder Herzensſprache iſt kein kulturfeindliches Gefühl und die 
Beſtrebungen, die eigene Sprache zu pflegen, ein vollkommen berech— 
tigtes Moment des nationalen Lebens. 


„Bewahre in der Bruſt wie einen Hort 
Das liebe, ſchöne, deutſche Wort“ 


ſingt auch derjenige Dichter, der von den Nationalitäten nichts wiſſen 
wollte: Heine. Und dies gilt ja natürlich für jede andere Sprache, 
denn wie mir die Geſichtszüge meiner Mutter theuerer ſind als die 
Geſichtszüge aller anderen Frauen, ſo kommen mir auch die Laute 
meiner Mutterſprache lieblicher als die aller andern Sprachen vor. 
Enge mit der Sprache verknüpft iſt die Literatur, die nicht um— 
ſonſt auch den Beinamen der Nationalliteratur trägt. Dank der That: 
ſache, daß die Nationalliteraturen ſich von der mittelalterlichen „allgemein 


41) Ib., S. 
429 Richard Böch. Statiſtiſche Bedeutung der Volksſprache ae engen 
der Nationalität. Zeitſchrift für Völkerpſychologie ꝛe. Band IV, S. 
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menſchlichen“, d. h. der lateiniſchen Pfaffenliteratur emanzipirt haben, 
iſt auch die Grundlage gelegt worden zu ihrem eigenen Aufblühen einer— 
ſeits und zur Konſolidirung der einzelnen Nationalitäten andererſeits. 
Es gab eine Zeit, in welcher man der Literatur in der Volksſprache 
keine ernſte Bedeutung beimaß, dieſelbe vielmehr als ein harmloſes 
Amüſement betrachtete. Selbſt Dante war ſich im Anfange noch nicht 
darüber klar, ob er ſeine „Göttliche Komödie“ in lateiniſchen Hexa— 
metern oder in dem zu ſeiner Zeit wohl noch rohen, unbearbeiteten 
Italieniſch dichten ſollte. Sein edler Entſchluß, die „Vulgärſprache“ 
zur Vermittlerin ſeiner poetiſchen Gedanken zu machen, hat erſt das 
italieniſche Volk zu einem Kulturvolke gemacht. Dies paßt auch auf 
alle anderen Völker. Nur in der Geburt ihrer entſprechenden National— 
literaturen datirt ihre nationale Wiedergeburt, ihre Befreiung von 
dem Pfaffenkosmopolitismus des Mittelalters. 

Leider harren noch immer mehrere kleinere Völker Europas auf 
ihre geiſtige nationale Wiedergeburt. Ihre fortgeſchritteneren Elemente, 
die irgend eine andere „mehrwertige“ Sprache „parlirende“ Bourgeoiſie, 
verabſcheut den „Volksjargon“, die „vulgäre“ Sprache und ſelbſt die 
beſſer geſinnten, demokratiſch fühlenden Elemente verzweifeln oftmals 
an der Möglichkeit, die Volksſprache zu einer Literaturſprache zu 
erheben. Aus keinen vernünftigen Gründen! Wie paradox es auch 
klingen mag, ſo wage ich die Behauptung aufzuſtellen, daß es keine Volks— 
ſprache gebe, die nicht zu einer Literaturſprache erhoben werden könnte. 

Und dies aus folgender einfacher Erwägung. Ebenſo wie all' 
unſer geiſtiges Leben, wenigſtens was ſeinen innern Gehalt anbe— 
trifft, aus den Empfindungen entſtanden iſt, ſo ſind auch alle 
höheren Wortbildungen aus den primitivſten Wurzeln hervorgegangen, 
welche die allereinfachſten Vorſtellungen bedeuteten und die in keiner 
Sprache fehlen. Dasſelbe Sprachgefühl, das aus der Wurzel mar 
oder mal, welche nur fo viel bedeutete, als „etwas mit den Fingern 
zerreiben“, die ihrer Bedeutung nach ſo weit von einander abſtehenden 
Worte wie: Mühle und Meer gebildet hat, wird auch vor der Auf— 
gabe nicht zurückſchrecken, aus einer Sprache, in der die ganze Bibel 
überſetzt werden kann (und das ſind ja faſt alle: ſiehe Katalog der 
Britiſchen Bibelgeſellſchaft!) das gefügigſte Sprachorgan zu machen. 
Nur muß man den Geiſt der Volksſprache erkennen, die Mittel und 
Wege ablauſchen, mittelſt welcher das Volk ſelbſt abſtrakte Ausdrücke 
aus den empiriſch-ſinnlichen Bezeichnungen ableitet, und der Erfolg 
kann nicht ausbleiben; wenigſtens für die feinfühligen Sprachgenies 
nicht, denen die Gabe ertheilt iſt, den ſpröden Stoff der Volksſprache 
durch den poetiſchen Hauch ihrer Begeiſterung flüͤſſig zu machen und 
aus ihm neue, dem Volksgeiſt konforme Gebilde zu gießen. 

Die Schönliteratur iſt darum national, weil „Schönheit und 
Wert hier weſentlch auf der Sprachform beruhen, die ſich ja nicht, 
überpflanzen oder überſetzen läßt,“ bemerkt ſehr richtig der inte r— 
nationaliſtiſch denkende Kritiker Georg Brandes.!) Von dem 


3) Brandes, Ueber das Nationalgefühl. S. 18. 
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Gedanken ausgehend, daß das Weltbürgergefühl unnatürlich ohne das 
Nationalgefühl iſt, daß „zunächſt Däne — ſelbſtverſtändlich“, 44) gelangt 
er auch zum Schluß, daß „wir die nationale Pflicht haben, unſere 
Sprache zu ſchützen und das unſrige zu thun, um zu verhindern, daß 
dieſe Sprache auch nur einen Zoll an Erdreich verliert. Die Deutſchen 
würden uns gering achten,“ fügte er hinzu, „wenn wir in dieſer Be⸗ 
ziehung unſere Pflicht verſäumten.“ 45) 

Natürlich iſt es für diejenigen Sozialiſten der unterdrückten Völker, 
die leider noch die materialiſtiſche Lebens auffaſſung nicht aufgegeben 
haben, eine harte Zumuthung, neben der politiſchen und gewerkſchaftlichen 
Bewegung auch noch eine nationale Sprachbewegung zu inſzeniren. Nament⸗ 
lich müßte dieſen Sozialiſten der zurückgebliebenen Völker, die unter dem 
Einfluß einer fremden herrſchenden Kultur und einer fremden herrſchen— 
den Sprache ſtehen, dieſe nationale Pflicht, wie ſie Brandes aufgeſtellt 
hat, als ein Verbrechen gegen den Internationalismus erſcheinen, und 
doch iſt fie nur eine unabweisbare Konſequenz des internationaliſtiſchen 
Prinzips, das ſich zur Aufgabe geſtellt hat, auch die kleinſten Nationen 
mit „Würde und Anſehen“ auszurüſten. Wenigſtens iſt die Ankämpfung 
ſeitens eines Sozialiſten gegen eine nationale Sprach- und Literatur: 
bewegung ein Verſtoß gegen den Internationalismus, ein Verſtoß, 
der glücklicherweiſe nicht lange andauern kann, weil, ſobald die 
Arbeitermaſſen beginnen, ſich der Befriedigung der höheren Bedürfniſſe 
zuzuwenden, ſie ſelber national werden. 

Die Sprache macht auch die Wiſſenſchaft, trotz ihres allge⸗ 
mein menſchlichen Inhaltes, zu einer nationalen Erſcheinung, ſintemal 
das Volapük und das Eſperanto nur noch für den internationalen 
Verkehr im — Komptoir einige Ausſichten auf Erfolg haben. 

Ebenſo iſt die Pädagogik an die nationale Sprache gebunden. 
Die bedeutendſten Pädagogen aller Völker (wie z. B. Dieſterweg 
Michel Bréale, Tolſtoi) ſind darin einig, daß das Studium der 
Volksſprache, ja ſogar des Dialektes, von erſprießlicher Wirkung auf 
die Entwicklung der geiſtigen Fähigkeiten iſt, und daß das Ideal der 
Pädagogik darin liegt, den geſammten Unterricht in der Mutterſprache 
zu ertheilen. 

Wir wollen uns nicht lange bei den Gebieten der Religion, 
Philoſophie und Kunſt aufhalten. Die eminente Rolle, welche die 
nationale Eigenart bei der Ausarbeitung dieſer höheren Kulturwerte, 
ſpielt, wird von Niemandem ernſtlich in Abrede geſtellt. Auf den 
Gebieten der Religion und der Philoſophie geſellt ſich zu ihnen auch 
die Sprache, um ſie vollſtändig national zu geſtalten. Kein Wunder, 
daß die Liebe zu dieſen Erſcheinungen der Kultur das Nationalgefühl 
mächtig hebt und zu einer nationalen Thätigkeit anſpornt, die für 
die Entwicklung der allgemein menſchlichen en nur erſprießlich fein 
kann. „Ein Volk bleibt unangefochten auf ſeinem Platze und jchreitet 
vorwärts, wenn es Kultur entwickeln kann, und es gibt für uns keine 
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andere Art und Weiſe, uns geltend zu machen, als die, Werte hervor— 
zubringen. So wenige wir auch ſind, ſo gibt es doch nichts, was uns 
verbietet, beſſer als andere Völker zu ſchreiben oder zu malen oder 
zu muſiziren, oder ihnen Kulturwege zu zeigen, welche ſie nicht ge⸗ 
funden haben.“ „Wir müſſen alles thun, was in unſeren Kräften ſteht, 
um die Kulturquellen in unſerem Lande hervorſprudeln zu machen.“ 4 
So ſchreibt der berühmte Vertreter einer „minderwertigen“ Nation, 
Georg Brandes. 

Was die Ethik anbetrifft, ſo liegt die Bedeutung des Nationalen 
für dieſe darin, daß das moderne Ideal der menſchlichen Würde in 
der Liebe und Begeiſterung für das „Schöne, Wahre und Gute“ be— 
ſteht. Das Wahre, Schöne und Gute aber iſt nicht von den nationalen 
Formen, in welchen es erſcheint, zu trennen. 

Aber nicht nur die Gebiete der Freiheit, auch die Gebiete der 
Nothwendigkeit müſſen dem Nationalen Konzeſſionen machen. 
Sieht man von der Technik ab, deſſen nationales Element vielleicht 
nur in dem beſonders ausgeprägten Erfindungsgeiſte und dem be— 
wußten Stolze auf dieſe nationale Gabe beſtehen kann, ſo bleiben uns 
Oekonomie, ſoziale Inſtitutionen, Recht und Politik, die 
wir noch zu erwähnen haben. 

Bemerken wir zunächſt, daß der Inhalt betreffender Inſtitutionen 
und Einrichtungen, eben weil ſie zu dem Reiche der Nothwendigkeit 
gehören, allgemein menſchlich ſein muß. Es handelt ſich alſo nur um 
gewiſſe Schattirungen und Modifikationen, welche die nationalen 
Schöpfungsformen an den einzelnen Einrichtungen anbringen können. 
Jedoch abgeſehen von dieſen nicht leicht feſtzuſtellenden Schattirungen 
liegt die Bedeutung des Nationalen auf dieſen Kulturgebieten noch 
darin, daß die Berückſichtigung desſelben bei der ſozialiſtiſchen Propa— 
ganda von abſoluter Nothwendigkeit iſt. Schon die Nothwendigkeit, 
ſich der Volksſprache zu bedienen, führt früher oder ſpäter zu der 
Ueberwindung des einſeitigen Kosmopolitismus, von welchem man, 
beſonders bei den kleineren Völkern, ausging. 

Die ſozialiſtiſche Propaganda bei dieſen zurüd- 
gebliebenen Völkern iſt an ſich ein Kulturwerk von 


hoher Bedeutung, bei deſſen Ausarbeitung die natio- 


nalen Schöpfungsformen unbedingt mitſpielen müfjen. 
Die Arbeiterpoeſie verlangt Dichter und Ueberſetzer, die Schönliteratur 
Künſtler und Talente, die Preſſe überhaupt eine ſtattliche Anzahl von 
begabten Schriftſtellern, die allmählich den bezaubernden Duft der 
Mutterſprache einſaugen, die an dem Geſtalten von neuen Sprach— 
wendungen, von gelungenen Nachbildungen der Volksſprache und 
Volkspoeſie ihre äſthetiſche Freude haben und ſo die Grundlage für 
das ſpäter erblühende Nationalgefühl unmerklich in ſich aufnehmen. 
Mit der Erweiterung der Agitation, mit dem Hinzuziehen von neuen 
literariſchen und agitatoriſchen Kräften em wickelt ſich die Sprache 
immer mehr, ſie wird immer reicher an Form und Inhalt — man 
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bekommt ſie ſchließlich lieb. Vollends die engere Fühlung mit den 
Maſſen ſättigt den internationalen Inhalt der ſozialiſtiſchen Propa⸗ 
ganda mit eigenartigem national gefärbtem Leben und ſo wird man 
unverſehens national geſtimmt. Wer nur die Geſchichte der ſozialiſtiſchen 
Propaganda unter den zurückgebliebenen Völkern aufmerkſam lieſt, wird 
dieſe Beobachtung beſtätigt finden. 

Nur noch ein Schritt — und der Internationalismus wird 
gerade ſo gedeutet, wie er gedeutet werden ſoll — im Sinne der 
Gleichberechtigung aller Völker. Dieſer Schritt der ſozialiſtiſchen 
Partei iſt vielleicht der bedeutendſte in der modernen Geſchichte eines 
national unterdrückten Volkes. Der Kosmopolitismus, der blinde, 
durch nichts gerechtfertigte Kampf mit allem Nationalen hindert die 
großen Maſſen, ſich dem Sozialismus anzuſchließen. Die reaktionären 
Elemente, die Geiſtlichkeit vorab, verſäumt nicht, die Situation aus⸗ 
zunützen, um ſich als alleinige Schützerin des Nationalen aufzuwerfen. 
Seitdem aber auch die Sozialdemokratie nicht nur im Namen des 
internationalen Proletariats, ſondern auch im Namen ihres Volkes 
zu ſprechen beginnt, wendet ſich das Blatt. Der reaktionären Macht 
erwächſt ein kaum zu überwindender Gegner. Die Anerkennung des 
Nationalen iſt eine Taktik, die unlängſt in Böhmen und Galizien wie vor 
40 Jahren in Belgien ſich vortrefflich bewährt hat. 

Es liegt alſo auch in dem Intereſſe der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung, daß die Berechtigung der nationalen Formen anerkannt und 
zu ihrem Schutze Maßregel ergriffen werden. Eben weil, jedes Volk 
eine Kulturſphäre darſtellt, hat es das Recht und die Pflicht, ſich mit 
ſolchen ſtaatlichen und völkerrechtlichen Inſtitutionen zu umgeben, die 
ihm die Entwicklung aller ſeiner nationalen Schöpfungsformen und die 
Anwendung derſelben auf den Inhalt der allgemein menſchlichen Kultur 
ermöglichen ſollen. 

Damit aber das Volk ſich für die höheren Auf 
gaben des nationalen Lebens erwärme, damit es ſein 
Beſtes einſetze, um dieſe ſeine nationale Aufgabe zu 
löſen, muß es in erſter Linie ſeine ökonomiſche Lage 
verbeſſern, ſich Muße verſchaffen, um den Wert der 
hohen Kulturſchöpfungen preiſen zu können. 

Findet alſo der Sozialismus vollſtändig ſeine 
Rechnung in dem Internationalismus, ſo muß auch das 
berechtigte nationale Prinzip des letzteren mit dem 
Sozialismus Hand in Hand gehen, um verwirklicht 
werden zu können. 


Des Pudels Kern. 


Von Max May (Heidelberg). 
Im Oktoberheft der „D. W.“ 1896 und im Juniheft von 1897 
haben wir referirt über die Unterſuchungeu des Vereins für Sozial- 
politik, die er anſtellte über die Lage des Handwerks; im Januar⸗ 
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und April⸗Heft von 1897 berichteten wir über die Unterſuchungen des 
Vereins zur Frage des bäuerlichen Perſonal-Kredits. 

Es wäre deshalb vielleicht angezeigt geweſen, auch zu berichten was 
in Anſchluß an die erwähnten Unterſuchungen und die Veröffentlichungen 
über dieſelben in der Verſammlung des Vereins zu Köln — die 
zugleich das 25jährige Jubiläum des Vereins war — am 23. und 
24. September v. J. verhandelt wurde, aber eine Zeitſchrift wie die 
„D. W.“ vermag ſolchen Verhandlungen unmöglich ſo zu folgen wie 
etwa die Tages- und Wochen-Blätter und hat dafür auch zu wenig 
Raum frei. 

Nichtsdeſtoweniger müſſen wir aber heute kurz auf jene Ver— 
handlungen eingehen, weil wir zeigen möchten, wie wenig Wert die 
Geſetzgeber auf ſolche Unterſuchungen und Verhandlungen legen und 
wie auch des Pudels Kern der betreffenden Fragen bei ſolchen Ver— 
handlungen umgangen wird. | 

Es wurde am 25. September auch eine weitere Frage von hohem 
Intereſſe für den Sozialpolitiker in Köln verhandelt, auf die heute 
einzugehen ebenfalls in unſerer Abſicht liegt, die Frage über das im 
Deutſchen Reiche geltende Vereins- und Koalitionsrecht der Arbeiter. 

Während über den bäuerlichen Kredit zwei Bände Unterſuchungs— 
ergebniſſe vorlagen, über die Handwerkerfrage neun und einſchließlich 
eines Bandes über die Verhältniſſe in Oeſterreich ſogar zehn Bände, 
wurde die Vereins- und Koalitionsrechtsfrage nur vorbereitend behandelt 
in einer Broſchüre des erſten Referenten Profeſſor Loening-Halle. 

Wie wenig Wert die Geſetzgebung auf die Vereinsarbeiten legt, 
ging ſchon daraus hervor, daß man noch vor der Beſprechung der 
Ergebniſſe der Unterſuchung über den bäuerlichen Kredit in Preußen 
eine ſtaatliche Bank, anfangs mit 5 Millionen, ſpäter mit 20 Millionen 
dotirt — die nun auf 40 Millionen erhöht werden ſollen — errichtete, 
die den Genoſſenſchaften als Zentral- und Hilfs-Kaſſe dienen ſoll, und 
vorzugsweiſe dem bäuerlichen Kreditweſen zu dienen beſtimmt iſt. 

Man wartete gar nicht ab, ob die Vereinsleitung das Bedürfnis 
für eine ſolche Kaſſe ergeben wird, ſondern Regierung und Landtags- 
mehrheit gingen ihren Weg, ohne die wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen 
des Vereins für Sozialpolitik zu verwerten. 

Weit auffälliger als dieſes Vorgehen war aber die Erledigung 
der Handwerkerfrage durch die Reichsgewalten in der Form der Novelle 
zur Gewerbeordnung, ohne ein abſchließendes Urtheil aus den Vereins- 
unterſuchungen gewonnen zu haben. 

Der erſte Referent über die Handwerkerfrage auf der Tagung 


in Köln, Profeſſor Bücher, Leipzig, bemerkte daher ſehr treffend in ſeinen 


Einleitungsworten, es gäbe zwei Arten von Handwerkerfragen, eine ſei 
die der Zeitungen und Parlamente und eine ſei die der Lebensfähigkeit 
des Handwerks, womit er die wiſſenſchaftliche Frage meinte. Die 
Regierungen und das Parlament ſeien ihren Weg allein gegangen 
ohne Notiz zu nehmen von dem, was der Verein und die Wiſſenſchaft 
ermittele und feſtſtelle und das würde er daher ähnlich machen, indem 
er von der Geſetzgebung abſehe. 
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Jetzt in dem Augenblick, in welchem wir dies ſchreiben, kommt 
auch ein vertraulicher Erlaß des Staatsſekretärs des Innern an die 
Oeffentlichkeit, der ſich mit dem Gegenſtand III der Kölner Ver— 
handlung, dem Koalitionsrecht der Arbeiter, beſchäftigt und zeigt, 
daß man auch keineswegs bei der Reichsregierung gewillt iſt, dem 
Gedankengang der Mehrheit des Kölner Redner zu folgen, ſondern 
ſich höchſtens anlehnen möchte an den Referenten Loening, indem man 
eine Strafverſchärfung gegen Arbeiter beabſichtigt, die bei Streiks ihre 
Intereſſen in etwas urwüchſiger Weiſe zu vertreten ſuchen. 

Die Reichsregierung wendet ſich in dem Erlaß an die einzelnen 
Miniſterien und fordert ſie auf, Erfahrungen und Wünſche zu äußern 
über das, was ſeiner Zeit ſchon durch eine Rede des Monarchen, die 
er in Bielefeld hielt, als ein Ziel der Geſetzgebung betrachtet werden 
konnte: geſetzliche Mittel zum Einſchreiten gegen Arbeiter, die im 
Streik ihre Intereſſen energiſch vertreten und das ſelbſtverſtändlich 
öffentlich und in Formen, wie ſie in Arbeiterkreiſen gebräuchlich 
ſind, thun. 

So weit es ſich um Bedrohung oder um Thätlichkeiten bei ſolcher 
Intereſſenvertretung handelte, liege ja ohnehin eine Verletzung des 
Rechtes auf Grund des allgemeinen Strafgeſetzbuches vor, und wenn 
der Fall eine ſchwere Strafe erforderte, iſt ja den Richtern weiter 
Spielraum gelaſſen. . 

Man ſcheint alſo, wie der vertrauliche Erlaß des Grafen Poſadowsky 
zeigt, bei der Reichsregierung dem Verein für Sozialpolitik auch be⸗ 
züglich der Koalitionsrechte und deren Ausübung weniger Gehör und 
Vertrauen zu ſchenken als etwa dem Freiherrn von Stumm und anderen 
ſolchen Arbeiterfreunden. 

Doch beſehen wir uns erſt kurz was in Köln bezüglich der drei 
verhandelten Fragen feſtgeſtellt wurde. 

Bezüglich des bäuerlichen Perſonalkredits war nachgewieſen, daß 
eigentlicher Wucher immer mehr zu den Seltenheiten gehört und ſich 
nicht mit Mangel an Kreditorganiſationen erklären läßt, wo er noch 
vorkommt, daß die genoſſenſchaftlichen Organiſationen auf Selbſthilfe 
gegründet durchaus gediehen ſind und weiter gedeihen, daß von Seiten 
des Staates nun noch etwa ein vermehrtes Eingreifen der Sparkaſſen 
zu Gunſten des Perſonalkredits ermöglicht werden könne. Wir haben 
nach unſeren Darſtellungen auf Grund der gedruckten Referate hier 
kaum etwas nachzutragen, denn die Diskuſſion über die verſchiedenen 
Syſteme der Genoſſenſchaften und die Mithilfe durch Staatskredit iſt 
nicht von grundſätzlicher Bedeutung für die Frage ſelbſt geweſen. 

Bei der Handwerkerfrage dagegen konnte man eher von einer 
5 Auffaſſung der Referenten und ſonſtigen Redner 
prechen. 

Profeſſor Hige-Münfter vertrat dabei den Standpunkt, den Bücher 
als die Handwerkerfrage der Zeitungen und Parlamente bezeichnete, 
die ſich aber zugleich auch ſehr breit macht in Volks- und Wahlver— 
ſammlungen, der den Kern bildet für einen weſentlichen Theil der ſo— 
genannten Mittelſtandspolitiker, die entweder wieder herbeiſchaffen 
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wollen, was man als überlebt vor Jahren beſeitigt hat oder ſonſt einen 
Spezialſchutz für das bedrängte Handwerk erſehnen und erhoffen. 

Ihnen entgegenzukommen war mit gänzlicher Mißachtung aller 
Erfahrungen früherer Zeiten und der neueren in Oeſterreich die vor— 
jährige Geſetzesnovelle vorgelegt und angenommen worden, ohne eigent⸗ 
lich irgend eine Partei zu befriedigen. 

Einerſeits will man zum Zunftzwang und zum Befähigungs— 
nachweis greifen, um dem Handwerk zu helfen, andererſeits iſt man 
dem beſchränkten Zunftweſen, das zur Einführung gelangen ſoll, ſchon 
ſehr feindſelig geſinnt. 

Hatte der dritte Referent Profeſſor von Philippovich-Wien in 
ſeinem überaus klaren Referat nachgewieſen, daß der Befähigungsnach— 
weis und andere zünftleriſche Einrichtungen der neuen öſterreichiſchen 
Geſetzgebung dem Handwerk auch gar nichts von dem Erhofften brachte, 
und nur Scherereien, Streit, aber auch Spott und Hohn im Gefolge 
hatte, ſo war Profeſſor Bücher dem Standpunkt näher getreten, der 
ſich aus den Unterſuchungen evident ergibt, daß ein Theil des Hand— 
werks durch Veränderungen in Sitte und Brauch überflüſſig geworden, 
daß ein weiterer durch Maſchine und Arbeitstheilung nicht mehr 
leiſtungsfähig ſein kann, daß ein fernerer weit mehr Kaufmann, d. h. 
Händler mit Fabrikswaren ſein muß und iſt, als eigentlicher Hand⸗ 
werker und höchſtens nur für Reparaturen. Er wies weiter nach, daß 
das vielgerühmte Kunſthandwerk dem Großbetrieb unterliegen müſſe, 
und daß nur ein kleiner Theil der Gewerke, die vorerſt noch nicht 
durch Großbetrieb verdrängt wurden, es aber auch noch werden können, 
eigentlich als Handwerk lebensfähig blieb, ja ſogar Fortſchritte gegen 
früher aufzuweiſen habe. 

Das Alles bezieht ſich aber auf den ſtädtiſchen Handwerker, der 
ländliche, und dazu gehört auch der kleinſtädtiſche, vermag weiter zu 
vegetiren, und das umſomehr, als er vielfach durch Landwirtſchafts— 
betrieb einen Theil ſeines Lebensunterhaltes erwirbt. 

Wenn einzelne Gewerke, wie die für Nahrungsmittelherſtellung 
(Bäcker, Konditor, Metzger) oder die Bauhandwerke vorerſt noch in 
Mittel⸗ und Großſtadt vollauf ihren Mann zu ernähren vermögen, 
jo wird auch hier mehr und mehr, ſowohl in Folge unſerer Lebens⸗ 
gewohnheiten und des vermehrten Anſpruchs auf bequeme Befriedigung 
unſerer Bedürfniſſe, als infolge der Verbilligung, ein Großbetrieb, ein 
Verdrängen des Handwerkers durch den Großunternehmer ſtattfinden. 

Sich gegen dieſe Entwicklung zu ſtemmen, würde ein vergebliches 
Bemühen ſein. Wir werden weiter unten zeigen, wie wir das auffaſſen. 

Zur Frage des Arbeiter-Vereins- und Koalitionsrechtes hatte ſich 
der Referent Loening ſchon in ſeinem ſchriftlichen Referat dahin aus— 
geſprochen, daß die Zuſtände der Gegenwart auf die Dauer nicht halt— 
bar ſeien, daß man unbedingt die Hand bieten müſſe, daß ſich die Ar— 
beiter organiſiren und vereinigen, indem ſie ſonſt niemals dem Arbeit- 
geber gegenüber die nothwendige Macht, die zwei Vertragſchließende 
gegenjeitig beſitzen ſollen, zu erlangen vermögen, daß das aber umſo 
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mehr nöthig erſcheint, als den Arbeitgebern keinerlei Hindernis im 
Wege ſteht, ſich gegenüber den Arbeitern zu verbünden. 

Er verlangt aber Strafverſchärfungen in den Fällen des § 153 
der Deutſchen Gewerbeordnung, die von Bedrohungen, Thätlichkeiten, 
Ehrverletzungen und Verrufserklärungen behufs Beitritt zu einer Ar- 
beiterkoalition handelt. 

Sowohl der zweite Referent, Profeſſor Herkner, wie alle Redner, 
bis auf zwei Arbeitgebervertreter, ſtimmten darin überein, daß das 
Vereins- und Koalitionsrecht nicht nur wie bisher erhalten, ſondern 
das erſtere gerade im Intereſſe friedlichen Verkehrs zwiſchen Arbeit— 
geber und Arbeitnehmer noch erheblich erweitert und erleichtert werden 
müſſe. Nur die Arbeitgebervertreter ſtellten ſich auf den bekannten 
Standpunkt, daß ſie Herr in ihrem Betrieb ſein und bleiben wollen 
und deshalb nicht mit Organiſationen, ſondern nur mit einzelnen Ar— 
beitern verkehren möchten. Dieſe Arbeitgeberkategorie vertritt den 
kraſſeſten Kapitalismus, den wir kennen, den wir überhaupt haben, ſie 
glauben, daß nur das mit etwas kaufmänniſchem und techniſchem Wiſſen 
und Können vereinigte Kapital berufen ſei zu herrſchen, und daß die 
Volkswohlfahrt nur auf dieſer Vereinigung baſire. 

Daß mit ihrem Kapital, Wiſſen und Können ohne Arbeiter keine 
Güter erzeugt werden können, vergeſſen dieſe Art Arbeitgeber ſtets 
und wünſchen noch beſonderen Dank der Arbeiter zu ihren Millionen 
oder Hunderttauſenden einzuernten. 

Gegen dieſen kraſſen Kapitaliſtenſtandpunkt aufzutreten, fand man 
ſich natürlich in Köln kaum veranlaßt, da die Mehrzahl der Anweſenden 
ihn ſchon durch Zugehörigkeit zu einem wiſſenſchaftlichen Reformverein 
widerlegt, aber nach außen würde eine entſprechende Zurückweiſung des 
Grundprinzips jener Arbeitgeber wohl wirkſam geweſen ſein. 

Jedoch damit befaßt ſich der Verein für Sozialpolitik nicht, daß 
er klar und deutlich ausſpricht, was bei allen Mißſtänden, die er ſchon 
unterſuchte und beleuchtete, wirklich des Pudels Kern iſt, nämlich der 
kraſſe Kapitalismus. Dem Mancheſterthum iſt man entgegengetreten, 
man hat eingeſehen, daß man den Kapitalismus nicht mehr vollſtändig 
ſchalten und walten laſſen konnte, aber weiter als bis zu einigen 
müßigen Vorſchlägen gegen die Uebermacht des Kapitals iſt daraus noch 
nde weiter entſtanden als eine gemäßigte Kritik an manchen Uebel: 
tänden. 

Nehmen wir die drei Verhandlungsgegenſtände vom 23., 24. und 
25. September, ſo iſt im erſten in der Handwerkerfrage nichts weiter 
zu erkennen, als der Kampf des übermächtigen Kapitals gegen die Arbeit. 

Nicht die Technik und die Fortſchritte der Wiſſenſchaft haben dem 
Großunternehmer die Macht gegen das Handwerk gegeben, ſondern das 
Kapital. Der kapitaliſtiſche Handwerker beſteht auch als Ladeninhaber, 
als Verleger, als Fabrikant fort, ſelbſt wenn es ſich um Gewerke 
handelt, die gar nicht mit Maſchinen betrieben werden. Auch beim 
Bäcker und Metzger wie beim Maurer und Zimmermann löſt der 
Kapitaliſt den kleinen Handwerker ab und er kauft ſich ſelbſt Leute 
mit Befähigungsnachweis, wenn das gefordert werden ſollte. 
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Unaufhaltſam abwärts muß das Handwerk da gehen, wo der 
Kapitaliſt einen Profit zu machen weiß. Den Hauſirer und kleinen 
Handelsmann ſieht man als Feind an, aber der fabrizirende und han: 
delnde Großkapitaliſt iſt der unbeſiegbare Feind. 

Daß im Kreditweſen der Kapitalismus der Feind iſt, braucht 
nicht erſt erwieſen zu werden, und wenn er es zur Zeit nicht mehr ſo 
ſein ſcheint als früher, ſo liegt das nur an der Konkurrenz, die er 
ſich in den eigenen Reihen macht. 

Der Konſument findet dabei überhaupt ſeine Rechnung weit eher, 
auch beim Fabrikanten und Händler eher als beim Handwerker alten 
Schlages. Im Kreditweſen, von dem wir hier geſprochen haben, iſt der 
Bauer Konſument und die Konkurrenz hat alſo auch ihm billigen 
Kredit verſchafft. 

Die Erkenntnis, daß es ſich nicht nur bei der Arbeiterkoalitions— 
frage um den Kampf zwiſchen Kapitaliſt und Arbeiter handelt, ſondern 
auch bei der Handwerker- und Kreditfrage, iſt in Köln nicht zur Gel: 
tung gekommen, aber es iſt nur eine Frage der Zeit, dann werden 
Handwerker und Bauern, zuerſt aber der Handwerker, deutlich er- 
kennen, daß ihnen weder mit Handwerkerkammergeſetzen, noch mit Ge— 
noſſenſchaften zur Kreditbeſchaffung gedient iſt, ſondern daß der Kapi⸗ 
lismus ſie erdrückt. 

Sie werden dann einſehen, daß der Kampf gegen den Kapitalis— 
mus nicht nur Arbeiterſache iſt, ſondern daß ſie aus eigenſtem Intereſſe 
ſich daran betheiligen müſſen. 

Die von Bücher ſehr richtig als in Ausſicht ſtehende Fortentwick— 
lung der Betriebsweiſen, die den Handwerker erdrücken, führt auch 
zur Aufklärung dieſer Bevölkerungsklaſſe, ebenſo wie die beharrliche 
Vorenthaltung von Vereinsrechten und Beſchränkungen der Koalitions— 
rechte auch noch weiterer Kreiſe des Arbeiterſtandes über deſſen Feind 
aufklärt. Mit Aufgeklärten iſt aber beſſer kämpfen als mit ſolchen 
Maſſen, wie ſie heute etwa den Mittelſtandspolitikern, gleichviel unter 
welchem Schilde, Heeresfolge leiſten. 

Iſt erſt des Pudels Kern in allen ſozialen Fragen erkannt, 
dann wird man ihm auch weit leichter beikommen können, inſoweit man 
mit ihm zu kämpfen hat, denn Viele werden ſich dann vereint gegen 
ihn wenden, während heute noch ein Kampf Aller gegen Alle tobt, ein 
Kampf von Gruppen gegen Gruppen, die eigentlich vereint gegen einen 
gemeinſamen Gegner gehen müßten. 


Die Arbeiterbewegung in Rußland. 
Von J. Lelin. 

Die ruſſiſche Arbeiterbewegung iſt noch eine ziemlich junge und 
neue Erſcheinung. Weiteren Kreiſen iſt ſie durch den großen Streik 
von 1896 bekannt geworden, als 30.000 Petersburger Weber im Ver— 
lauf von einigen Wochen für die Verkürzung des Arbeitstages und 
Erhöhung der Löhne kämpften und den Streik gewannen. Als un— 
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mittelbare Folge dieſes Streiks kann auch das Geſetz vom 2. Juni 
1897 augeſehen werden, welches einen 11½ſtündigen Arbeitstag für 
erwachſene Perſonen einführte. Seit dieſer Zeit hören wir fortwährend 
von neuen kleinen und großen Streiks, die Zahl der Arbeiter, die als 
politiſche „Verbrecher“ verhaftet und verbannt werden, wächſt und die 
ruſſiſche Arbeiterbewegung, welche mit ganz beſtimmten praktiſchen For— 
derungen auftritt, wird von Niemandem geleugnet. 

Indem ich hier ein Bild der ruſſiſchen Arbeiterbewegung zu geben 
verſuche, erhebe ich natürlich keine Anſprüche auf ſeine Vollſtändigkeit. 
Die politiſchen Verhältniſſe Rußlands, die Nothwendigkeit vieler, haupt— 
ſächlich vorbereitender Arbeit, die Anfänge der Organiſation vor den 
Augen der Polizei, ſoweit es nur möglich iſt, zu verheimlichen, führen 
dazu, daß manche oft äußerſt intereſſante Einzelheiten der Bewegung 
unbemerkt bleiben oder nicht veröffentlicht werden dürfen. Ich hoffe 
aber doch das Charakteriſtiſche dieſer Bewegung hervorheben und ihre 
verſchiedenen Merkmale in einzelnen Gegenden Rußlands andeuten zu 
können. 

Die erſte Periode der ruſſiſchen Arbeiterbewegung kann kaum als 
Arbeiterbewegung im eigentlichen Sinne des Wortes bezeichnet werden. 
Sie beſtand darin, daß in den meiſten induſtriellen Städten oder in denen 
mit zahlreicher Handwerkerbevölkerung eine Reihe von Arbeiterzirkeln 
von 5—12 Perſonen exiſtirte, an deren Spitze je ein Vertreter der 
Intelligenz ſtand. Das waren reine Bildungsſchulen, in welchen eifrig 
ſtudirt wurde. Das Programm dieſer Studien war oft ſehr vielſeitig 
und reich: Naturwiſſenſchaften, Kulturgeſchichte, Geſchichte, National— 
ökonomie, Arbeiterbewegung, Sozialismus, ja ſogar oppoſitionelle Kritik 
und Publiziſtik. In dieſen Zirkeln wurden jedem einzelnen Arbeiter 
diejenigen Kenntniſſe beigebracht, welche nach der Meinung ihrer Führer 
nothwendig waren, damit jedes Mitglied des Zirkels ein zielbewußter 
Sozialiſt wurde. Um dieſen Zweck zu erreichen, mußte jeder Arbeiter 
ſich ein ganzes Quantum von Kenntniſſen aneignen, die oft nur in 
ſehr weiter Verwandtſchaft zum Sozialismus ſtanden. Von irgend 
welchen praktiſchen Forderungen, die von den Arbeitern geſtellt werden 
könnten und müßten, war noch keine Rede. Wohl war viel von der 
Faulheit des politiſchen Abſolutismus, von der Unhaltbarkeit des kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtems, von der Nothwendigkeit des Kampfes für hohe 
Ideale die Rede, aber da keine Mittel angegeben wurden, wie dieſer 
Kampf praktiſch zu führen ſei, da ferner die Maſſe der Arbeiterbevöl— 
kerung noch von ſolchen Ideen ganz unberührt war, und nur ſehr 
ſchwache Zeichen irgend welcher Kampfbereitſchaft zeigte, ſo blieb alles 
graue Theorie. Die Folge dieſer Propaganda in den Zirkeln war auch 
zuweilen eine ganz unerwünſchte. Viele Mitglieder dieſer Zirkeln 
ſtanden oft fo hoch über ihrem Millieu, die angeeigneten Kenntniſſe, 
die ihnen eine ganz neue Welt eröffneten, entfremdeten ſie in ſolchem 
Grade der Maſſe, daß ſie bei der beginnenden Arbeiterbewegung oft 
wenig Fühlung mit der Maſſe, wenig Sympathie für ihren „kleinlichen“ 
Kampf hatten und die neue Taktik der Maſſenagitation mit Unwillen 
anjahen. Als die Hauptarbeit der Arbeiterorganiſationen — der ökono- 


— 350 — 


miſche Kampf gegen das Unternehmerthum wurde, ſprachen ſie von 
einer Verflochung, ja ſogar Profanation der hohen Ideen und Ideale 
des Sozialismus. 

Dieſe Periode der ruſſiſchen Arbeiterbewegung, die ſogenannte 
Zirkelperiode (Kruſchkowſchtſchina) dauerte ungefähr bis Mitte der Neun- 
ziger Jahre. : 

Von dieſer Zeit an tritt die Bewegung in die neue Phaſe ein, 
in der ſie bis heute verharrt, und die ſich dadurch gegen die frühere 
auszeichnet, daß große Arbeitermaſſen in die Bewegung hineingezogen 
werden und die Theorie, das Predigen von lauter ſozialiſtiſchen Prin— 
zipien, die die Fragen des praktiſchen Lebens ganz unberührt laſſen, 
hinter der Aufſtellung rein praktiſcher Forderungen zurücktritt. Dieſe 
neue Richtung war außer durch das natürliche Wachſen der Bewegung 
hauptſächlich durch die großartige Entwicklung der Induſtrie in Ruß— 
land, durch die Bildung induſtrieller Mittelpunkte, in denen ſich große 
Arbeitermaſſen konzentrirten, hervorgerufen. Da aber die moderne In— 
duſtrie keineswegs von modernen Sitten begleitet wurde, die Löhne 
außerordentlich niedrig und die Arbeitszeit unendlich lang geblieben iſt 
und oft die einfachſten Schutzvorrichtungen und Bequemlichkeiten inner— 
halb der Fabriken fehlten, ſo entſtanden faſt überall Streiks, die zuerſt 
mit elementarer Gewalt ausbrachen, und mit roher Gewalt geführt 
wurden, nach und nach aber einen immer ruhigeren Charakter an— 
nahmen und immer praktiſcher geführt wurden. Dieſe Streiks waren 
es hauptſächlich, die den revolutionären Organiſationen ein neues Feld 
der praktiſchen Bethätigung eröffneten, neues Material zur Agitation 
lieferten, und eine Aenderung der Taktik hervorriefen. Jetzt iſt die ſo⸗ 
genannte Zirkelperiode faſt in ganz Rußland überwunden und die 
praktiſchere Richtung der Bewegung herrſcht vor. Die verſchiedenen 
Gegenden unterſcheiden ſich in dieſer Beziehung voneinander nur hin— 
ſichtlich des Grades. 

Wohl gibt es überall, wo an der Spitze der Bewegung ein „Bund 
für den Kampf um die Befreiung der arbeitenden Klaſſen“ ſteht, auch 
viele Arbeiterzirkel, aber ihr Weſen iſt gänzlich verändert. Während 
der Zirkel, in dem einzelne Individuen „bearbeitet“ wurden, früher 
Zweck waren, und irgend welche größere Organiſationen (Unterſtützungs— 
kaſſen u. dgl.) nur inſofern geduldet wurden, als ſie ein Arbeitermate- 
rial lieferten, aus welchem die künftigen Mitglieder der Zirkel gewählt 
werden konnten; iſt jetzt die Maſſenagitation der Hauptzweck und die 
Zirkel werden nur deshalb geduldet, weil ſie die Möglichkeit bieten, 
Agitatoren auszubilden. Der Zirkel iſt jetzt nur eine Agitatorenſchule, 
in der lediglich dasjenige vorgetragen wird, was für den tüchtigen 
Agitator unbedingt nothwendig iſt. Und je mehr die Bewegung eine 
Maſſenbewegung wird, deſto mehr verlieren die Zirkel ihren früheren 
reinen Bildungscharakter. 

Bekanntlich hat im Anfange 1898 die erſte Konferenz der ver- 
ſchiedenen „Bünde für den Kampf um die Befreiung der arbeitenden 
Klaſſe“ ſtattgefunden, auf der die Gründung der ſozialdemokratiſchen 
Partei Rußlands beſchloſſen wurde. Nach dieſer Gründung wurden im 
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März desſelben Jahres faſt in allen größeren Städten Rußlands 
Maſſenverhaftungen vorgenommen. Die Anzahl der Verhafteten über— 
ſteigt nach manchen Angaben tauſend Perſonen. Dieſe Maſſenverhaf— 
tungen haben einen ueuen Impuls zur Ausbildung und Verbreitung 
der praktiſchen Richtung gegeben, von der wir geſprochen haben. Die 
„Bünde für den Kampf u. ſ. w.“ werden beſchuldigt, daß ſie ſich ſolche 
Aufgaben aufladen, denen ſie nicht gewachſen ſind. Die Gründung der 
Partei wird als voreilig bezeichnet, da die Bewegung ſich noch in 
ſolchem Entwicklungsſtadium befinde, daß die Hauptarbeit, ja vielleicht 
die einzig mögliche praktiſche Arbeit nur eine lokale Arbeit ſein könne, 
welche keinen Raum für eine zentraliſtiſche Organiſation ließe. Manche 
gehen ſogar ſo weit, daß ſie jeder „illegalen“ d. h. geheimen Thätigkeit 
den Laufpaß geben. Die einzige Aufgabe der Bewegung iſt nach ihrer 
Meinung die Schaffung feſter Arbeiterorganiſationen. Der Zweck dieſer 
Organiſationen, die Prinzipien, auf denen ſie gegründet ſind, ſind neben— 
ſächlich; ſie mögen Geſangvereine, Turnvereine u. dgl. ſein: die Haupt⸗ 
ſache iſt Erweckung und Ausbildung des Solidaritätsgefühls unter den 
Arbeitern. Es müſſe daher, ſagen ſie, eine ſolche Form der Organiſa— 
tion geſchaffen werden, die auch unter den ruſſiſchen Verhältniſſen legal 
wäre, ſelbſt wenn das nur auf Koſten der äußerſten Einſchränkung der 
Aufgaben geſchehen könnte. 

Zur ſelben Zeit wurde auch die erſte Arbeiterorganiſation von 
der Regierung geſtattet. Das iſt die „Arbeitergeſellſchaft zur Selbſt— 
hilfe“ in Charkow. Obwohl dieſe Organiſation in faſt keiner Beziehung 
den Sozialiſten befriedigen kann, da ſie nach der Höhe der Beiträge 
eine Theilung der Arbeiter in verſchiedene Kategorien zuläßt und außer 
gewöhnlichen Mitgliedern auch Ehrenmitglieder, Fabrikanten, höhere 
Fabrikbeamte und alles Mögliche aufnimmt, wurde ſie doch von vielen 
Sozialiſten als etwas angeſehen, das vielleicht eine große Zukunft hat. 
Die Wirklichkeit hat aber dieſe naiven Opportuniſten in ihren Hoff— 
nungen enttäuſcht. Obwohl kein vernünftiger Menſch dieſe Arbeiter: 
organiſation von Charkow revolutionärer oder nur oppoſitioneller Be— 
ſtrebungen beſchuldigen kann, zeigte doch bald die Polizei eine ſolche 
väterliche Fürſorge für ſie, daß ihre weitere Entwicklung gehemmt 
wurde. Die Geſellſchaft wurde mit 120 Mitgliedern gegründet und 
hat noch, ſoweit uns bekannt iſt, heute dieſelbe Anzahl von Mitgliedern. 
Sogar in den Uraliſchen Bergwerken, wo die Arbeiter ſeit langem an 
der Verwaltung ihrer genehmigten Unterſtützungskaſſe theilnehmen 
dürfen, iſt ſeit einiger Zeit eine „illegalere“ Stimmung bemerkbar und 
ein vollſtändiges Aufgeben der Hoffnung, etwas mit der Genehmigung 
der Polizei auszuführen. 

Im Allgemeinen kann man wohl den Schluß ziehen, daß die 
legalen Organiſationen in Rußland ſehr wenig Ausſicht auf einen 
nennenswerten Erfolg haben — wenigſtens in der nächſten Zukunft, 
und auch bis jetzt keine wichtige Rolle in der Arbeiterbewegung ge— 
ſpielt haben. Wir können daher in unſeren weiteren Ausführungen 
ganz von ihnen abſehen und uns nur auf die illegalen Organiſationen 
beſchränken. 
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Wir fangen mit Südrußland an. In wenigen Jahren hat 
ſich Südrußland vollſtändig verändert. Es entſtanden große induſtrielle 
Städte, ungeheuere Unternehmungen mit Tauſenden von Arbeitern, 
von allen Gegenden her ſtrömen Bauern, Arbeiter verſchiedener 
Nationalitäten, um hier in dem neuen Amerika Arbeit zu finden. Die 
Arbeiterbevölkerung iſt daher eine gemiſchte, beſitzt keinen ausgeprägten 
Fabriksarbeitercharakter und hat keine Arbeitertraditionen. Das kulturelle 
Niveau der Maſſe iſt außerordentlich niedrig und die Zahl derjenigen, 
die nicht ſchreiben und leſen können, ſehr groß. Mit allen dieſen 
Bedingungen müßten die ſozialiſtiſchen Organiſationen rechnen, wenn 
ſie einen Erfolg erzielen wollten. Um von dem Arbeiter verſtanden zu 
werden, müßte man in ſein alltägliches Leben eingreifen und auf 
Grund ſeiner kleinen Wehe und Leiden die Agitation entfalten. Die 
Organiſationen haben das nicht ſofort verſtanden, aber allmählich 
haben ſie doch gelernt die Sympathie und das Intereſſe der Arbeiter 
zu gewinnen. Es wurden von den intelligenteren Arbeitern die Ver— 
hältniſſe einzelner Fabriken genau geprüft, die größten Uebel auf— 
gedeckt und auf Grund ſolchen Materials Flugſchriften an die Arbeiter 
einzelner Fabriken erlaſſen, die ſie zum Kampf gegen dieſe Uebel auf— 
riefen. Manchem weſteuropäiſchen Arbeiter werden vielleicht einige 
Forderungen, die in dieſen Flugſchriften aufgeſtellt werden, höchſt 
eigenthümlich und kleinlich erſcheinen. Aber man muß auch mit den 
ganz eigenthümlichen Verhältniſſen Rußlands und dem kleinlichen 
Charakter der Ausbeutung, die überall die Anfänge des Kapitalismus 
auszeichnet, rechnen, um zu begreifen, wie taktiſch nothwendig eine 
ſolche Einſchränkung der Forderungen war. Die Lage der Arbeiter in 
Jekaterinoslaw wird z. B. in einer Flugſchrift folgendermaßen ge— 
ſchildert: „Unſer Leben iſt traurig und ſchwer. Tage und Nächte 
hindurch müſſen wir ſchwer arbeiten. Wir verwunden unſere Hände 
und zerſchlagen unſere Brüſte bei der Arbeit. Und was bekommen wir 
dafür? Elend und Beleidigungen. Wir werden wie Hunde behandelt, 
die Direktoren beleidigen uns, ihre Aſſiſtenten behandeln uns grob und 
die Meiſter erlauben ſich überhaupt alles Mögliche. Der Arbeiter iſt 
Nichts in den Augen ſeiner Vorgeſetzten. Indem ſie alle keinen Genuß 
des Lebens entbehren, meinen ſie, daß für den Arbeiter auch ein 
Hundeleben noch zu gut ſei.“ 

Bei ſolcher Lage der Arbeiter, die allerdings nur bei einem ſehr 
niedrigen geiſtigen und kulturellen Stande der Arbeiter möglich iſt, 
kann man natürlich mit großen und weitgehenden Forderungen den 
Arbeiter kaum aufrütteln. Man muß zu ihm von dem ſprechen, was 
ihm am nächſten liegt und begreiflich iſt. Darum finden wir in den 
Flugſchriften auch ſehr wenig von Politik, vom Niederwerfen des 
Zarismus u. dgl. zu leſen. Wenn ſchon politiſche Forderungen auf— 
geſtellt werden, ſo geſchieht es in einer ganz begreiflichen konkreten 
Form, in Form der Forderung des Koalitionsrechtes, Verſammlungs— 
rechtes, Streikrechtes u. ſ. w. Natürlich gibt es auch Flugſchriften, die 
auch weitergehende Forderungen enthalten, aber bemerkenswert iſt dabei 
die Thatſache, daß es gerade die Handwerkerorganiſationen ſind, die 
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in ihren Flugſchriften auch von großen und weiten Zielen ſprechen. 
Ueberhaupt läßt ſich wohl der Satz aufſtellen, daß je kleiner der 
Induſtriezweig iſt, an deſſen Arbeiter die Flugſchrift ſich richtet, je 
beſchränkter das Feld für den praktiſchen Kampf iſt, deſto theoretiſcher 
und weitgehender ſind die Forderungen. So wurde Anfang dieſes 
Jahres eine Fachorganiſation der Wagenbauer in Kiew gegründet, die 
gleich nach ihrer Gründung eine Flugſchrift veröffentlicht, in der faſt 
das ganze ſozialiſtiſche Programm zuſammengefaßt war: neben den 
praktiſchen nächſten Fachforderungen der Wagenbauer politiſche For— 
derungen, die in der Forderung des Kollektivismus ihren Ab— 
ſchluß finden. 

An der Spitze der Bewegung befindet ſich in den größeren 
Städten Rüdrußlands ein „Bund für den Kampf um die Befreiung 
der arbeitenden Klaſſe“, der ſeit der Gründung der ſozialdemokratiſchen 
Partei Rußlands den Namen „Lokales Komité“ der Partei trägt. 
Die Hauptarbeit dieſer Organiſation beſteht eben darin, daß ſie auf 
jeden Fall, der in der Fabrik vorkommt und der in irgend welcher 
Beziehung die Intereſſen der Arbeiter berührt, mit einer Flugſchrift 
antwortet, und auf Grund des gegebenen Falles die Arbeiter über die 
Nothwendigkeit des Widerſtandes zu belehren verſucht. Zu dieſem 
Zwecke ſucht ſie in jeder Fabrik feſten Fuß zu faſſen. Die einzelnen 
ihr ergebenen Arbeiter werben immer neue Anhänger innerhalb der 
Fabrik mittels mündlicher Agitation und ſammeln Material für die 
Flugſchriften. Oft wird die Flugſchrift von den betreffenden Arbeitern 
ſelbſt verfaßt, redigirt und der Organiſation nur zum Druck oder 
Vervielfältigung übergeben. Da aber die Bewegung noch ſehr jung 
iſt, ſo haben auch die Flugſchriften eine mehr theoretiſche als praktiſche 
Bedeutung, in dem Sinne nämlich, daß ſie hauptſächlich nur zur Auf— 
klärung dienen, aber ſelten einen wirklichen Kampf hervorrufen. 
Natürlich iſt es ganz anders, wenn eine ſpontane Gährung in der 
Maſſe bemerkbar iſt, die Flugſchriften ſuchen dann ſie zu fördern, ihr 
eine klarbewußte Form zu geben und die wahren Urſachen der Unzu— 
friedenheit aufzudecken. 

Außer dem ſteten Einfluſſe, den die Organiſationen auf die Arbeiter 
durch die Flugſchriften ausüben, beſteht noch die Thätigkeit des Bundes 
in den Gegenden, wo ihm genug intelligente Kräfte zur Verfügung 
ſtehen (namentlich in den Univerſitätsſtädten) darin, daß er die intelli— 
genteren, energiſcheren und kampfesluſtigeren Arbeiter in Zirkeln 
vereinigt. Die Zirkel Südrußlands nehmen eine Mittelſtellung ein 
zwiſchen den früheren Bildungszirkeln und den Petersburger rein 
agitatoriſchen Zirkeln, von welchen wir unten ſprechen werden. In den 
Zirkeln wird nach einem Programm vorgetragen, daß diejenigen 
Kenntniſſe enthält, die einerſeits für den Arbeiter als Agitator noth— 
wendig ſind, anderſeits den Zweck haben, ihm die Möglichkeit zu 
geben, ſpäter ſelbſtändig nach den Büchern zu ſtudiren. Uns iſt z. B. 
folgendes Programm des Zirkelſtudiums in einer größeren ſüd— 
ruſſiſchen Stadt bekannt. In Zirkel werden nur diejenigen Arbeiter 
hineingezogen, die mit den Flugſchriften ſchon bekannt ſind, ſchon ſo 
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manches aus der ſozialiſtiſchen Literatur geleſen haben und ſolche 
Charaktereigenſchaften beſitzen, die ſie zur künftigen Agitation unter 
der Maſſe befähigen. In dem Zirkel wird zuerſt die Marx'ſche Wert- 
theorie leicht ſkizzirt, nur inſofern es zum Verſtändnis der Mehrwert— 
theorie nothwendig iſt. Dann wird eine Ueberſicht der ruſſiſchen Arbeiter— 
ſchutzgeſetzgebung im Vergleich mit derjenigen der weſteuropäiſchen 
Länder gegeben und endlich werden die charakteriſtiſchen Züge der auslän— 
diſchen Arbeiterbewegung und Arbeiterorganiſationen auseinandergeſetzt. 

Außer den Zirkel werden auch im Sommer in den Wäldern u. dgl. 
Vorträge veranſtaltet, die bei den Arbeitern ſehr beliebt ſind, und in 
denen verſchiedene theoretiſche Fragen beſprochen werden. Es wird auch 
die ſozialiſtiſche Propagandaliteratur, welche im Auslande gedruckt 
wird und auch das eigene Lokalblatt „Vorwärts“, welches in Kiew 
erſcheint, eifrig verbreitet. 

Was die Größe der Bewegung anbetrifft, ſo laſſen ſich natürlich 
keine auch annähernden Zahlen darüber aufſtellen. Im Allgemeinen 
kann man nur ſagen, daß unter dem Einfluſſe der ſozialiſtiſchen 
Organiſationen die Arbeiter in den Eiſenbahnwerkſtätten, Maſchinen— 
fabriken, überhaupt die qualifizirten, beſſerſtehenden, gelernten Arbeiter 
ſich befinden. Die Handlanger aber und im allgemeinen diejenigen 
Arbeiter, die in Induſtrien beſchäftigt ſind, die keine Vorbereitung 
fordern, 9 0 noch in übergroßer Maſſe der Bewegung fern. So 
ſtehen z. B. außerhalb der Bewegung die Arbeiter, die in der weit— 
verbreiteten Zuckerrübenfabrikation beſchäftigt ſind. Das iſt haupt: 
ſächlich dadurch zu erklären, daß die Arbeiter in dieſer Induſtrie nur 
einige Monate im Jahre arbeiten und nachher aufs Land zurückkehren, 
ae iſt ihr geiſtiges Niveau noch im großen Tiefſtande. 

Wir kommen zur Bewegung im Petersburger Rayon. Petersburg 
war von jeher das vorgeſchrittenſte Zentrum der revolutionären Bewe— 


gung Rußlands und iſt es auch heute geblieben. Dieſe Stadt iſt wahr- 


haftig eine unerſchöpfliche Quelle der revolutionären Kräfte. Seit 
10 Jahren iſt kaum ein einziges Jahr vorübergegangen, wo nicht eine 
Reihe Maſſenverhaftungen vorgenommen worden wären, und doch 
iſt die Bewegung nirgends jo reich an Intelligenz, wie in Peters— 
burg. Nach den Verhaftungen von 1897 iſt der frühere Bund für 
den Kampf u. ſ. w. oder das lokale Komité der ſozialdemokratiſchen 
Partei Rußlands faſt völlig zertrümmert worden. Seine Ueberreſte 
waren ſo klein und dann machten ihn die vorigen Verhaftungen ſo 
vorſichtig im Zuzuge von jüngeren Kräften, daß er allmählich die 
Fühlung mit der Arbeitermaſſe faſt ganz verloren hat und nur ein 
formelles Daſein friſtete. Die eine oder zwei Flugſchriften, die der 
Bund erlaſſen hat, die an alle Arbeiter von Petersburg ohne Unter: 
ſchied der Induſtrie ſich richteten, und in denen faſt ausſchließlich die 
po litiſche Seite der Bewegung hervorgehoben wurde, laſſen ſeine Ab— 
geſchloſſenheit von der Bewegung deutlich erkennen. 

Während derſelben Zeit, der letzten zwei Jahre, war eine ſtarke 
Gährung unter den Petersburger Arbeitern bemerkbar, und im 
Jahre 1897 befindet ſich die ganze Bewegung in einem Zuſtande der 
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Zerfahrenheit. Es bilden ſich eine Menge von lokalen Gruppen, die 
auf eigene Fauſt die Belehrung und Agitation in einzelnen Fabriken 
oder Stadtbezirken unternehmen und ſich in keiner Verbindung mit 
ähnlichen Gruppen oder größeren Organiſationen, die ſich mit der 
Zeit bildeten, befaſſen. Allmählich entwickeln ſich aber drei größere 
Organiſationen, die aber neben den kleinen Gruppen exiſtiren, ohne 
ſie alle in ſich zu vereinigen. Das ſind folgende Organiſationen: „Der 
Arbeitergedanke“, „Die Arbeiterfahne“ und der „Junge Bund für den 
Kampf um die Befreiung der arbeitenden Klaſſe“. „Der Arbeiter— 
gedanke“ iſt eine Organiſation die ausſchließlich von Arbeitern ins 
Leben gerufen war und die mit äußerſter Schärfe ihre neue Taktik 
hervorgehoben hat. In der erſten Nummer ihrer Zeitung, die denſelben 
Namen trägt, heißt es: „Die Arbeiterbewegung verdankt ihre Lebhaftig— 
keit dem Umſtande, daß der Arbeiter ſelbſt für ſein Los zu ſorgen 
angefangen hat. So lange die Bewegung nur ein Mittel zur Be— 
friedigung des Gewiſſens des ſich vor Reue in Bruſt ſchlag enden 
Intelligenten war, war ſie dem Arbeiter fremd. Für die Maſſe war 
die Bewegung ganz gleichgiltig; überzeugte Arbeiter, Kämpfer für ihre 
eigene Sache waren nur Ausnahmen und konnten allerdings der 
Bewegung ihren Charakter nicht ausprägen. Die Mittel lieferte der 
magere ſtudentiſche Beutel. Wofür und mit wem kämpfen? 

Darauf war keine Antwort bei dem gewöhnlichen Arbeiter, der 
doch eigentlich für die Bewegung Alles iſt. Und darauf konnte er keine 
Antwort geben, weil die ökonomiſche Baſis der Bewegung durch die 
Beſtrebung niemals das politiſche Ideal aus den Augen zu laſſen, 
ſtets vertuſcht wurde. Die Frage war ſo geſtellt, daß es keine leichte 
Antwort geben konnte, jedem einzelnen Arbeiter war aber unmöglich 
alles ganz klar zu machen . . .. Mit einem Worte, man kann wohl 
behaupten, daß der mittlere Arbeiter außerhalb der Bewegung ſtand .. 
Iſt die Frage, wofür zu kämpfen, gelöſt, ſteht der Feind klar vor den 
Augen, dann kann der ruſſiſche Arbeiter kämpfen, er hat das ſchon 
öfters bewieſen. Der Kampf für die ökonomiſchen Intereſſen iſt der 
härteſte, heftigſte Kampf, weil er den Meiſten begreiflich iſt, weil er 
denjenigen Heldenmuth entwickelt, mit dem der gewöhnliche Menſch ſein 
Recht aufs Daſein vertheidigt .. ... Die Politik folgt immer gehor— 
ſam der Oekonomie und im Allgemeinen werden die politiſchen Ketten 
immer nebenbei zerſchlagen. Der Kampf für die ökonomiſche Lage, der 
Kampf mit dem Kapital auf Grund der täglichen nächſtliegenden Inter— 
eſſen und der Streik als Mittel dieſes Kampfes — iſt die Deviſe der 
Arbeiterbewegung.“ Weiter heißt es: „Die Arbeitermaſſen müſſen in 
ihrem Kampfe überzeugt ſein, daß ſie nicht für die künftigen Genera— 
tionen kämpfen, ſondern für ſich ſelbſt und ihre Kinder, ſie müſſen 
immer in ihrem Gedächtnis behalten, daß jeder Sieg, jede Feſtung, die 
ſie dem Feinde abnehmen, nur ein überwundenes Stück iſt auf dem 
Wege, der ſie zum Glücke führt.“ 

Dieſe Auszüge laſſen deutlich die Taktik des „Arbeitergedankens“ 
erkennen. Dieſe Richtung war es auch, die unter Anderem gegen die 
Gründung der ſozialdemokratiſchen Partei, die ein rein politiſches Mani- 
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feſt erlaſſen und die, nach der Meinung ihrer Gegner, keine praktiſche 
Bedeutung haben kann, eiferte. ö 

Man muß geſtehen, daß dieſe Richtung einen immer größeren 
Einfluß auf die Petersburger Arbeiter ausübte. Je lebhafter die Be— 
ziehungen zwiſchen den drei verſchiedenen oben genannten Organiſationen 
werden, deſto ſtärker wächſt der Einfluß des „Arbeitergedankens“ nament- 
lich auf den „Jungen Bund für den Kampf um die Befreiung der ar— 
beitenden Klaſſe“. Freilich geſchieht dieſes Wachſen des Einfluſſes auf 
Koſten der Einſchränkung ihrer Einſeitigkeiten. Eine prinzipielle Gegnerin 
ſeiner Taktik fand der Arbeitergedauke hauptſächlich in der „Arbeiter— 
fahne“, einer Organiſation, die von den Ueberreſten der Sozialiſten-⸗ 
Revolutionären und einigen Sozialdemokraten ins Leben gerufen wor— 
den, und die die politiſche Seite der Bewegung beſonders hervorgehoben 
ſehen wollte. Da aber die praktiſche Thätigkeit der verſchiedenen Orga— 
niſationen ungeachtet ihrer prinzipiellen Unterſchiede faſt genau dieſelbe 
war, ſo hat eine immer größere Annäherung zwiſchen ihnen ſtattge— 
funden, die endlich, am Ende des vorigen Jahres, zu einer vollſtändigen 
Vereinigung führte. Dieſe drei Organiſationen vereinigten ſich unter 
dem Namen des Petersburger Bundes für den Kampf u. ſ. w. oder 
des Petersburger Komités der ſozialdemokratiſchen Partei Rußlands, 
wodurch alſo die Partei auch von dem „Arbeitergedanke“ anerkannt wurde. 

Wie wir oben ſchon angegeben haben, iſt die Taktik des „Arbeiter— 
gedankens“ in ihren Hauptzügen für die ganze Petersburger Bewegung 
maßgebend, nur ohne diejenigen Einſeitigkeiten und Uebertreibungen, 
die jeder neuen Richtung eigenthümlich ſind, welche eine alte zu ver— 
drängen ſucht und darum zu oft geneigt iſt, das Kind mit dem Bade 
auszuſchütten. N 

Die Hauptarbeit der Organiſation beſteht auch in Petersburg 

wie in ganz Rußland in der Verbreitung von Flugſchriften, die die 
Forderungen der Arbeiter eines Induſtriezweiges aufſtellt, oder auf 
irgend welche ſchädliche Seite dieſer Induſtrie die Arbeiter aufmerkſam 
machen. Jedes Mitglied des Bundes bekommt einen gewiſſen Stadtbe— 
zirk oder Induſtriezweig zu bearbeiten. Es muß die Arbeitsbedingungen 
des Bezirks oder Induſtriezweiges möglichſt genau prüfen und lernen 
können, um danach diejenigen Forderungen ausfinden zu können, die 
bei dieſem Beruf die brennenden ſind. In der zentralen Organiſation 
wird dann von jedem einzelnen Mitgliede über die Lage in einzelnen 
Branchen berichtet, um ein möglichſt vollſtändiges Bild der Arbeiter: 
verhältniſſe Petersburgs zu haben. Der Einfluß der Organiſationen iſt 
ziemlich groß. Man kann wohl ſagen, daß eine ſozuſagen unbewußte 
oppoſitionelle Klaſſenſtimmung faſt die ganze Petersburger Arbeiterbe— 
völkerung beherrſcht, und es eine ziemlich ſtarke, ſtets wachſende, Minori— 
tät gibt, bei der das Klaſſenbewußtſein ſchon entwickelt iſt. 

Der „Arbeitergedanke“, das ſehr gut redigirte Zentral-Agitations— 
blatt der Petersburger Arbeiter, enthält immer eine ganze Reihe von 
Korreſpondenzen, die, von Arbeitern geſchrieben, eine große Kampfes— 
freudigkeit und ein klares Verſtändnis der Ziele der Arbeiterbewegung 
aufweiſen. 


„ 


Auch in Petersburg gibt es Zirkel, aber von irgend welchem 
reinem Bildungsprogramm iſt faſt keine Rede. In den Zirkeln, in 
denen ausſchließlich nur Arbeiter desſelben Faches vereinigt ſind, wer— 
den nur praktiſche Fragen verhandelt. Die Verhältniſſe der Induſtrie- 
branche werden beſprochen und feſtgeſtellt und auf ihnen, als einer 
Baſis, wird ein Kampfprogramm für jedes Fach ausgearbeitet. Dabei 
werden natürlich manchmal auch theoretiſche Fragen beruͤhrt, aber nur 
ſolche, die unbedingt nothwendig ſind, um ein vernünftiges Kampf— 
programm auszuarbeiten. Mit einem Worte, in den Zirkeln werden 
nur Arbeiteragitatoren für jede Induſtriebranche vorbereitet, die als 
natürliche und geübte Führer der Arbeiter aufzutreten im Stande 
wären. | 

Was die Größe der Bewegung anbetrifft, jo kann man davon 
einen Begriff haben, nach der Anzahl der Exemplare, in der die Zei— 
tungen verbreitet werden. Das jetzige offizielle Organ des Petersburger 
Komités der ſozialdemokratiſchen Partei Rußlands „Der Arbeiterge— 
danke“ wird in einer Auflage von 3000 Exemplaren gedruckt und ver— 
breitet. — 

Mit Ausnahme von Moskau iſt der Moskau-Wladimirſche 
Rayon der Mittelpunkt der mit elementarer Gewalt ausbrechenden Maſſen⸗ 
bewegung. Schon am Ende 1884 und Anfangs 1885 ſind in einigen 
großen Fabriken der Gouvernements Moskau und Wladimir Streiks aus— 
gebrochen. Der bekannteſte unter ihnen war der berühmte Streik auf der 
Fabrik von Moroſoff, der hauptſächlich dazu führte, daß die Regierung 
Unter ſeinem Einfluſſe das Geſetz vom 3. Juni 1885, das das Verbot der 
nächtlichen Arbeit der Frauen und Kinder einführt, und das Geſetz vom 
3. Juni 1886, daß die Regelung der Kontraktſchließung zwiſchen Ar: 
beiter und Unternehmer enthält, erlaſſen hat. Dann wurde auch die 
Zahl der Fabriksinſpektoren beträchtlich vermehrt. Dieſe Streiks, die 
unaufhörlich bis heutigen Tag dauerten, werden immer vernünftiger 
und zielbewußter geführt und haben jetzt einen ausgeſprochenen Klaſſen— 
charakter gewonnen. In den letzten Jahren, nachdem das Geſetz vom 
2. Juni 1897 erlaſſen wurde, wurde in dieſen Gouvernements (wie 
übrigens in ganz Rußland) hauptſächlich für die größere Bezahlung 
der Akkordarbeit und die Freigebung der alten Feiertage gekämpft, 
meiſtens mit dem größen Erfolg. Der bedeutendſte Streik hat in 
Iwanowo⸗Wosnieſiensk (Gouvernement Wladimir) ſtattgefunden. Er 
dauerte drei Wochen und an ihm nahmen 15.000 Arbeiter Antheil. 
Alle dieſe Streiks ſind durch den Umſtand hervorgerufen, daß das Ge— 
ſetz vom 2. Juni 1897 die Arbeitszeit ganz eigenthümlich verkürzte. 
Indem es die Zahl der obligatoriſchen Feiertage verringerte, hat es 
die Zahl der Arbeitsſtunden pro Jahr vergrößert. Nach dem Geſetz 
kann die Zahl der Arbeitsſtunden pro Jahr bis 3433 gegen früheren 
3300 erhöht werden, welchen Umſtand die Unternehmer auch vielfach 
benutzt haben. 

Die Vertreter der Intelligenz nehmen faſt keinen Antheil au der 
Arbeiterbewegung dieſes Rayons. Sie unterſtützen nur die Bewegung, 
inſofern es überhaupt ein außenſtehender wohlwollend ſie anſehender 
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gebildeter Menſch zu thun im Stande iſt. Sie ſtehen aber niemals 
innerhalb der Bewegung, als ihre aktiven Mitglieder. In der letzten 
Zeit iſt die Bildung einer größeren Weberfachorganiſation im Gange, 
auch exiſtirt eine Kampforganiſation, die die Aufklärung und Verbrei— 
tung ſozialiſtiſcher Ideen in den Händen hat. Zu einer ſozialdemokra— 
tiſchen feſten Organiſation etwa mit den Aufgaben und der Thätigkeit der 
„Bünde für den Kampf u. ſ. w.“ hat es aber die Bewegung noch nicht 
ebracht. 

g Die Stadt Moskau bildet eine Ausnahme in dieſem Rayon. In 
keiner einzigen Stadt Rußlands haben die Verſuche die Arbeiter in 
ſozialiſtiſche Organiſationen hineinzuziehen, ſo früh an gefangen, wie in 
Moskau, vielleicht keine einzige Stadt beſitzt eine ſolche Menge hoch 
intelligenter und der Bewegung ergebener Arbeiter wie dieſe Stadt, 
und doch iſt die Bewegung in keiner großen induſtriellen Stadt ſo 
wenig organiſirt und feſt wie in Moskau. Viele Urſachen tragen daran 
die Schuld. Die intelligenten Arbeiter ſind nicht ſelten ein todtes Kapi— 
tal für die Bewegung. Frühere Zirkelmitglieder, hoch über der ganzen 
Arbeitermaſſe ſtehend und darum ihr fremd, ſind ſie ſehr wenig das, 
was man intelligente Arbeiter nennt: ſie erinnern an ihre Lehrer, 
nicht nur durch ihre Intelligenz und ihre Kenntniſſe, ſondern auch da— 
durch, daß ſie keinen feſten Boden unter ihren Füßen haben. Sie ſind oft 
nur in ganz kleinem Grade befähigt, als Arbeiterführer aufzutreten, die 
die dunklen unbewußten Bedürfniſſe der Maſſe begreifen und fie in e iner 
klaren bewußten Form zum Ausdrucke bringen. Dazu muß noch auf 
das in Moskau ſtark entwickelte und oft die Organiſation im Keime 
erſtickende Syſtem der Agents provocateurs hingewieſen werden. Die 
„breite“ unorganiſirte Natur des Ruſſen hat ſich am kraſſeſten hier 
ausgedrückt, indem ſie die Entwicklung beſtimmter konſpirativer Formen 
hemmte, die der Organiſation bei den ruſſiſchen politiſchen Verhältniſſen 
ſo nöthig ſind. 

In den letzten paar Jahren wurde Moskau mit einer Menge 
Gruppen bedeckt, die kleine Arbeiterzirkeln leiteten, Literatur verbreiteten 
und die Verhältniſſe in einzelnen Fabriken ſtudirten. Am Ende vorigen 
Jahres entſtand eine mehr zentrale Gruppe, die ſich als Aufgabe die 
Vereinigung der einzelnen Gruppen in eine Organiſation ſtellte. Diefe 
Gruppe hatte ſich allmählich zu einer Organiſation, ähnlich den Bünden 
für den Kampf um die u. ſ. w. entwickelt, die in dem Aufrufe für 
den 1. Mai als Moskauer Komité der ſozialdemokratiſchen Partei 
Rußlands auftrat. | 

Was die Bewegung in dem Uraler Rayon anbetrifft, jo ift 
zu bemerken, daß außer den Uraler Bergwerken und manchen Privat— 
unternehmungen hier viele Fabriken und Hütten exiſtiren, die dem Staat 
gehören und von ihm verwaltet werden. Um ein ſtetes Kontingent von 
Arbeitern zu beſitzen, die an die uraliſche Induſtrie gefeſſelt wären, 
wurde 1861 den Arbeitern Land zugetheilt und die Arbeiter wurden 
in kleine Grundbeſitzer verwandelt. 

Damit ſollte der Klaſſencharakter der Arbeiter vertuſcht werden. 
Zu dieſem Zwecke wurde zu noch einem Mittel gegriffen. Es wurden 
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Kranken⸗Verſicherungs⸗ und Unterſtützungskaſſen gegründet, an deren 
Verwaltung auch die Arbeiter Antheil nehmen. Man glaubte, daß, in⸗ 
dem die Arbeiter mit ihren Vorgeſetzten in den Kaſſen gemeinſam ihre 
Angelegenheiten erledigen werden, ſie ſich allmählich kennen und achten 
lernen werden und keine Differenzen unter ihnen entſtehen werden, 
wenigſtens würden ſie friedlich gelöſt werden können. Dieſer Zweck 
wurde aber keineswegs erreicht. Die zariſchen Beamten betrachteten 
ſehr oft das Kaſſegeld ſo, wie ſie jedes öffentliche Eigenthum anſehen, 
nämlich als etwas was nur zur Stillung ihres eigenen Appetits dienen 
fol. Das Kaſſenvermögen wurde oft geplündert, verſchwand unter 
den diebiſchen Fingern ihrer hochgeſtellten Verwalter. Andererſeits hat 
die Betheiligung der Arbeiter an der Verwaltung der Kaſſe ihnen 
doch die Möglichkeit verſchafft, gegen dieſen Mißbrauch lauten Proteſt 
zu erheben. Die Sitzungen der Kaſſenmitglieder verwandelten ſich oft 
in ein Gericht über die Direktoren und Verwalter der Kaſſe, ſie 
zeigten den Arbeitern, daß ſie nur auf ſich ſelbſt rechnen müſſen, ſie 
ſtützten in ihnen das Solidaritätsgefühl, kurz ſtatt Mittel zur Ver— 
tuſchung der Klaſſengegenſätze wurden die Kaſſen ein Mittel zu ihrer 
Entwicklung. Ebenſo wurde das Gegentheil durch das Grundeigenthum 
der Arbeiter erreicht. Es gab dem Arbeiter im Falle der Streiks die 
Mittel, möglichſt lange auszuhalten. Dies zeigte ſich auch deutlich in 
dem Kampfe der Arbeiter. 

Beſonders typiſch und am vorgeſchrittenſten iſt die Bewegung 
im Slatouſt. Den 1. Juni 1897 iſt hier ein Streik ausgebrochen mit 
der Forderung einer Erhöhung der Löhne. Der Streik dauerte drei 
Monate und endete mit dem vollſtändigen Siege der Arbeiter. Dieſer 
Sieg, der nach langem Kampfe errungen wurde, erweckte die Kampfe s- 
freudigkeit der Arbeiter. Anfang 1898 wurde in drei Abtheilungen 
der großen ſtaatlichen Fabrik die Forderung geſtellt, einen achtſtündigen 
Arbeitstag einzuführen. Es wurde dem Miniſter des Ackerbaues, in 
deſſen Verwaltung die Etabliſſements ſich befindet, telegraphirt und 
nach einer bejahenden Antwort die Forderung der Arbeiter bewilligt. 
Vom 1. Juli an wird hier acht Stunden gearbeitet. Es verging kaum 
ein Monat, und dieſelbe Forderung wurde in noch vier anderen Ab— 
theilungen geſtellt und im September bewilligt. Trotz dieſer Bewilli— 
gung wurde die Stadt mit einer Menge Koſaken und Spitzel beglückt, 
und einige Arbeiter wurden als „Aufreizer“ gerichtlich verfolgt und ver— 
urtheilt. Die Maßnahmen der Regierung lenkten indeſſen die Aufmerk- 
ſamkeit der Arbeiter auf die politiſche Seite des Kampfes, unter ihnen 
nimmt eine regierungsfeindliche Stimmung Platz, und die ganze Be— 
wegung bekommt einen mehr illegalen Charakter. Die ſozialdemokra— 
tiſche Literatur wird von den Arbeitern verlangt und geleſen. 

Aehnlich wie in Slatouſt, wenn auch nicht ſo vorgeſchritten, iſt 
die Bewegung in dem übrigen Uraler Rayon. Streiks mit Forderungen 
höherer Löhne, ſogar des achtſtündigen Arbeitstages, haben auch in 
anderen Städten ſtattgefunden. Ueberall haben wir es mit einer unor— 
ganiſirten Arbeiterbewegung zu thun, die aber allmählich bewußtere 
Formen annimmt. 
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In allen den beſchriebenen Gegenden iſt die Bewegung nach der 
Nationalität ihrer Theilnehmer echt ruſſiſch. Außerdem erijtirt befannt- 
lich in Rußland eine polniſche, lithauiſche, lettiſche u. ſ. w. Bewe⸗ 
gung, von welcher wir abſehen müſſen, da ſie einen ganz eigenthüm— 
lichen Charakter tragen und in faſt keinem Zuſammenhange mit der 
ruſſiſchen Bewegung ſich befinden. Eine Ausnahme davon bildet die 
Bewegung unter den jüdiſchen Arbeitern. „Der jüdiſche Arbeiterbund 
von Rußland und Polen“ iſt als eine autonome Gruppe in die ſozial— 
demokratiſche Partei Rußlands eingetreten, und nimmt in ihr einen 
hervorragenden Platz ein. Die Bewegung unter dem jüdiſchen Proletariat 
iſt ſo groß — vielleicht zu groß für die ruſſiſchen Verhältniſſe — 
ſie hat ſchon einen ſolchen feſten Boden unter den jüdiſchen Arbeitern 
gefaßt, ihre Organiſation iſt ſo vollkommen, daß ihre ausführliche 
Darſtellung einen großen Artikel für ſich erfordern würde. Ich muß 
mich daher auf einige Andeutungen beſchränken. 

»Die jüdiſche Arbeiterbewegung iſt der einzige Zweig der ruſſiſchen 
Bewegung, der es zu feſten Gewerkſchaften gebracht hat. Das Gros der 
Bewegung bilden die Handwerker, oder vielmehr die Manufaktur— 
arbeiter, obwohl auch hier allmählich die Fabriksarbeiter einen immer 
größeren, raſch wachſenden Antheil in der Bewegung zu nehmen be— 
ginnen. Die profeſſionellen Vereinigungen oder „Kaſſen“, die zuerſt als 
Unterſtützungsvereine entſtanden, haben allmählich den Charakter der 
Kampforganiſationen angenommen. Dieſe Kaſſen haben einen ungemein 
großen Einfluß auf die Arbeitermaſſe ausgeübt. Die Behauptung iſt 
kaum übertrieben, daß das ganze jüdiſche Proletariat in den großen 
Städten Weſtrußlands ſchon in die Bewegung hineingezogen iſt. 
Seit den letzten paar Jahren hat ſich die Bewegung auch auf die 
kleinſtädtiſchen Arbeiter in einer ganz überraſchenden Weiſe ausgebreitet. 
Es gibt Berufe, z. B. die Bürſtenmacher, wo die Mehrzahl der Ar— 
beiter organiſirt ſind. In manchen Städten gehören 100% der Ar: 
beiter dieſer Organiſation an, die eine eigene trefflich redigirte Fach⸗ 
zeitung beſitzt. 

Auf der letzten Konferenz des jüdiſchen Bundes wurde jedoch 
beſchloſſen, keine neuen Gewerkſchaften zu gründen. Dieſer Beſchluß 
wurde dadurch 1 daß dank dem Kampfe der Gewerkſchaften 
ihre Hauptführer in ſehr kurzer Zeit den Unternehmern und der Polizei 
bekannt und verhaftet wurden. In der Entwickelung der Gewerkſchaften 
iſt daher ein Stillſtand eingetreten, aber die Bewegung ſelbſt breitet 
ſich unaufhörlich und gewaltig aus, und die Anzahl der politiſchen 
Vereine, wie der beruflichen Agitatorengruppen wächſt fortwährend. An 


der Spitze der Bewegung ſteht in jeder größeren Staat ein lokales 


Komité des allgemeinen jüdiſchen Bundes, das aus denjenigen Ver— 
tretern beſteht, die von den Gewerkſchaften oder beruflichen Agitatoren— 
gruppen gewählt ſind. Dieſe lokalen Komités wählen ihre Delegirten 
zur Konferenz des Bundes, welche ihrerſeits das Zentralkomité des 
Bundes wählen. Dieſe ganze Organiſation, die ſich vorzüglich bewährt 
hat, beſteht faſt ausſchließlich aus Arbeitern und wurde als Muſter 


K. 
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bei der Schaffung der Organiſation der ſozialdemokratiſchen Partei 
Rußlands benutzt. 

Der jüdiſche Bund gibt folgende Zeitungen heraus: „Die Ar⸗ 
beiterſtimme“, das Zentralorgan des Bundes, zwei lokale Blätter, eine 
die in Bielaſtock erſcheint, die andere, die den Namen „Klaſſenkampf“ 
trägt, eine populärwiſſenſchaftliche Revue „Der jüdiſche Arbeiter“ und 
eine profeſſionelle Bürſtenmacherfachzeitung, „Der Wecker“. Außerdem 
erſcheint in ſeinem Verlage noch eine Menge Broſchüren, die im In— 
lande und Auslande gedruckt werden. 

Um einen allgemeinen Ueberblick über die ruſſiſche Bewegung zu 
geben, möchte ich zum Schluſſe noch einiges aus der gemeinſamen 
Flugſchrift, die von allen lokalen Komités der ſozialdemokratiſchen 
Partei erlaſſen wurde, hier zum Abdruck bringen, da die Forderungen, 
die in ihr zuſammengeſtellt ſind, und ihr Inhalt ſowohl für den Grad 
und Stand der Bewegung, als für ihre Taktik und nächſten Aufgaben, 
charakteriſtiſch ſind. Nachdem die Bedeutung des 1. Mai für das ganze 
internationale Proletariat auseinandergeſetzt, auf die ökonomiſchen und 
politiſchen Erfolge des weſteuropäiſchen Proletariats und ſeine For— 
derung des normalen achtſtündigen Arbeitstages hingewieſen wird, 
wird die traurige Lage des ruſſiſchen Proletariats und die daraus— 
folgende Nothwendigkeit für dasſelbe andere Forderungen aufzuſtellen ge— 
ſchildert. „Wir ruſſiſchen Arbeiter befinden uns auf demſelben Wege, 
wie unſere weſteuropäiſchen Brüder. Ueberall, von Petersburg bis 
Tiflis, vom Ural bis Warſchau, folgt ein Streik dem andern, entſtehen 
Bünde, überall ſind die Arbeiter erwacht und ſtreben unaufhaltſam 
vorwärts. Unſere gemeinſamen Anſtrengungen haben ſchon oft die Unter— 
nehmer und die Regierung zu Konzeſſionen genöthigt, zum Erlaſſen 
von guten Geſetzen für uns. Wohl werden dieſe Konzeſſionen oft zu— 
rückgezogen und die Geſetze nicht immer erfüllt: wohl find alle unſere 
Eroberungen nicht ſehr feſt: aber wir ſind ſtark geworden in unſerem 
Kampfe, wir haben kämpfen gelernt, und das iſt doch die koſtbarſte 
Eroberung. Und jetzt vorwärts. Mit allen Arbeitern der ganzen Welt 
wollen wir auch unſere Forderungen aufſtellen. 


Wir fordern: 


1. einen geſetzlichen zehnſtündigen Arbeitstag und achtſtündigen für 
Sumftag und Vorfeiertage (in Petersburg wird für die heißen 
Tage verlangt Arbeit bis 2 Uhr nachmittags); 

2. die Wiederherſtellung der Feiertage, die durch das Geſetz vom 
2. Juni 1897 aufgehoben ſind. 

3. die vollſtändige Aufhebung der Ueberzeitarbeit. 

4. das Verkot der Nachtarbeit für Frauen und Kinder von 9 Uhr 
Abends bis 5 Uhr Morgens (in Petersburg von 8 Uhr Abends 
bis 6 Uhr morgens) und das vollſtändige Verbot der gewerb— 
lichen Arbeit für Kinder bis zum 14jährigen Alter (in Petersburg 
bis 15 Jahre); 

5. eine ſolche Erhöhung der Löhne, bei der der Verdienſt der Ar— 
beiter bei verkürztem Arbeitstage nicht kleiner wird; 
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6. eine 15tägige Auszahlung der Löhne; 


7. obligatoriſche Arbeiterverſicherung und geſetzliche Verantwortung 
der Unternehmer für Unglücksfälle; 


8. die Unterordnung unter die Fabriksinſpektorenaufſicht aller privaten 
und ſtaatlichen Unternehmungen; 


9. das Recht an Arbeiter ihre Vertreter zu wählen für die Unter: 
handlung mit der Adminiſtration und Beamten und überhaupt 
zur Führung aller ſie angehenden Angelegenheiten; 

10. die Feſtſtellung der Löhne und Strafen mit der Genehmigung 
der Vertreter; 


11. das Koalitionsrecht, Verſammlungsrecht und e der 
Arbeiter; 


12. öffentliches Geſchworenengericht für Verhandlungen über Streiks, 
| Aufhebung der adminiſtrativen Verbannung und willkürlichen 
Verhaftungen ohne den entſprechenden Beſchluß des Gerichtes. 


Fur Frage der Arbeitsloſenverſicherung. 


Während wir 1896 und auch 1897 noch von einer mannigfachen 
Rührigkeit auf dem Gebiete der Arbeitsloſenverſicherung und Arbeits— 
loſen⸗Fürſorge ſprechen konnten und die Hoffnung hegten, daß nach 
eingehender Würdigung der Berufszählungsreſultate und der mehr⸗ 
fachen Herſtellung der Zahl der Arbeitsloſen im Sommer und im 
Winter (im Juni und Dezember 1895) eine vermehrte Rührigkeit, 
ſpeziell im Deutſchen Reiche, bemerkbar werden wurde, iſt leider das 
Gegentheil der Fall. 

Man hat ſich mit ganz anderen Dingen zu beſchäftigen, die mannig— 
fachen Wahlen, die Nationalitätskämpfe, die hohe Politik, die Wahl— 
rechtsfragen, der Krieg in Amerika, der Dreyfusprozeß in Paris, die 
Kretafrage und die Chinavertheilung in spe beſchäftigten die Mehr: 
heiten wie die Berufspolitiker ſo vielfach, daß die Sozialpolitik nur 
ſo nebenbei behandelt wurde und die von hohen Stellen angeſchnittenen 
Fragen auf dem Gebiet ganz gewiß den Vorrang erhielten vor einer 
Frage wie die über Fürſorge für Arbeitsloſe, die bisher noch in keinem 
Großſtaat offiziell in Behandlung genommen worden iſt. 

Und doch läge gerade dieſe Frage ſo nahe, wenn von einem 
Schutz des Arbeitswilligen mit Hilfe des Zuchthauſes aus hohem Munde 
geſprochen wurde. 

Die Arbeitsloſen, die für eine Arbeitsloſenverſicherung in Frage — 
kommen, ſind unbedingt auch Arbeitswillige, wenn ſie auch nicht gerade 
allemal geneigt wären ihre Arbeitswilligkeit als Streikbrecher zu 
erweiſen. 
| Nur ein kleiner Theil der gezählten Arbeitsloſen find Arbeitsſcheue, 
Vagabunden, die übrigen ſind gern bereit zu arbeiten, aber ſie ſuchen 
kürzere oder längere Zeit vergeblich eine geeignete Arbeitsſtelle; und 
weiter werden alljährlich zu gewiſſen Zeiten die Saiſonarbeiter ganz 
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ſelbſtverſtändlich arbeitslos und finden nur r ſchwer und vielfach gar nicht 
vorübergehende Erwerbsarbeit irgend welcher Art. Als wir an dieſer 
Stelle über einige Anläufe der Fürſorge für die Arbeitsloſen durch 
Verſicherung oder durch den von Profeſſor Georg Schanz in Würzburg 
vorgeſchlagenen Zwang zum Sparen berichteten, hatte man die Hoffnung 
gehegt, es würde nun ein Wettlauf um Einführung von Verſicherung 
oder doch ein ſolcher in der Aufſtellung von Plänen für Verſicherung 
oder ſonſtiger Fürſorge für die Arbeitsloſen entſtehen, aber die Hoffnung 
iſt nicht erfüllt worden. 

In Baſel war damals die geſetzgeberiſche Arbeit für dieſen Zweck 
ſchon ſehr weit vorgeſchritten, es hatten ſchon mehrfache gründliche 
Prüfungen der von Profeſſor Adler entwickelten und begründeten 
Pläne nebſt ihren Unterlagen ſtattgefunden und die Protokolle der 
betreffenden Kommiſſion füllten ſchon Bände. 

Man erwartete ſicher die Schlußarbeit im großen Reiche und das 
thatſächliche geſetzliche Vorgehen zum Beſten der Arbeits loſen, aber 
auch zum Beſten der Kommune als Armenverband. Aber bis heute 
ruht die Angelegenheit in dem weit vorgerückten Stadium weiter, und 
es iſt vorerſt nicht abzuſehen, wann ſie in Fluß kommen wird. 

Allerdings war Baſel auch ein ungünſtiges Verſuchsfeld deshalb, 
weil Baden und die deutſchen Reichslande einen Halbkreis bilden und 
ein großer Theil der Arbeiter, die in Baſel ihre Arbeitsſtätte haben, 
gehören jenen Nachbarſtaaten an, die für die Noth der etwa Arbeits— 
loſen zu ſorgen hätten. Gewährte eine Grenzſtaat wie Baſel den Ar— 
beitsloſen durch Zuſchüſſe bei der Verſicherung Hilfe aus Staatsmitteln, 
dann hätten in vielen Fällen Angehörige eines anderen Staates den 
Vortheil aus dieſen Staatsgeldern. 

Aber mehrt ſich nicht auch durch die Arbeit dieſer „Ausländer“ 
der Wohlſtande des Staates, der Zuſchüſſe zum Beſten Arbeitsloſer 
gibt? Jedoch über die engherzigen Anſchauungen in dieſer Richtung 
ſind gerade viele Schweizer noch nicht hinausgekommen, und daß ſie 
für ihre Staats- „ihre Gemeinde-“ Bürger ſorgen wollen, gibt ſich ja 
deutlich durch ihr ſo reformbedürftiges Armenweſen kund, das mit dem 
heutigen Verkehrsweſen nicht mehr in Einklang ſteht. 

Iſt nun aber wegen der Nähe der Grenzen und der Ruhe im 
deutſchen Reiche hinſichtlich einer Arbeitsloſen-Verſicherungs-Geſetzgebung 
auch in Baſel an die Stelle rührigen Vorwärtsſtrebens Grabesſtille 
und Grabesruhe getreten, ſo war man doch der ſicheren Hoffnung, daß 
die Anläufe in Zürich zu einer Arbeitsloſen-Verſicherung führen würden. 

Man hat ganz gründlich vorbereitet und dann hat die maßgebende 
Stelle, der große Rath, die Frage kurz berathen und vorläufig begraben. 

Von der deutſchen Volkspartei aus hatte man bekanntlich der 
Frage auch ein warmes Intereſſe entgegen gebracht und ſie in das 
Parteiprogramm aufgenommen. 

Das Parteiziel war nicht etwa eine Verſicherung nach Art der 
Kranken- oder Invaliditäts- und Alters⸗Verſicherung, ſondern man 
wollte dieſe Art der Verſicherung in die Hände der Gemeinden legen, 
die ja nicht nur ein beſonderes Intereſſe an einer Fürſorge für Arbeits— 
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loſe haben, weil ſolche oft der Armenkaſſe zur Laſt fallen müſſen, 
ſondern auch, weil ſie ſchon jetzt vielfach auch Aufwendung für den 
Zweck machen, indem ſie den Saiſonarbeitern im Winter Arbeit bereit 
ſtellen, die billiger geleiſtet werden könnte, als ſie die für die betreffende 
Arbeit ungeübten Arbeiter, die mäßig entlohnt werden, zu leiſten vermögen. 

Stellen manche Gemeinden ſchon jetzt Tauſende für im Winter 
Beſchäftigungsloſe zur Verfügung, ſo könnten ſie bei einer geordneten 
Verſicherung, obgleich dieſe mehr und vielſeitiges leiſtet, vielleicht ſelbſt 
wirtſchaftlich beſſer fahren als bisher, wenn ſie auch namhafte Zu— 
ſchüſſe zu gewähren haben dürften. 

Eine Kommiſſion des Parteiausſchuſſes hat Material geſammelt 
und bearbeitet und der bekannte Politiker Leopold Sonnemann in 
Frankfurt a. M., der Herausgeber der Frankfurter Zeitung, war für 
den Parteitag der deutſchen Volkspartei in Stuttgart zum Referenten 
über die Arbeitsloſen⸗Verſicherung beſtimmt. 

Der genannte Politiker hat aber den Parteitag gar nicht beſucht, 
ſein Referat blieb im Verborgenen, die Arbeitsloſenverſicherung iſt auf 
dem Parkeitag nicht zur Sprache gekommen. 

So blieb denn im Deutſchen Reich nur ein einziger Lichtſtrahl 
für die Frage der Fürſorge für Arbeitsloſe, daß neben den theoretiſchen 
Erörterungen in der Fachpreſſe, an denen Profeſſor Schanz weiter 
hervorragenden Antheil nahm, der Umſtand, daß die Stadt Köln einen 
Verſuch mit ſolcher Gemeinde-Verſicherung machte, über deſſen Gedeihen 
bisher aber nichts verlauten konnte. Im nächſten Jahre, wenn die 
erſten Abſchlüſſe, die Reſultate des erſten Betriebsjahres vorliegen, 
wird man erfahren, wie ſich die Sache in Köln entwickelte und welche 
Hoffnungen und Pläne ſich auf die gemachten Erfahrungen werden 
aufbauen laſſen. N 

Iſt auch ein einziges Jahr ja keineswegs maßgebend, ſo ſind 
einjährige praktiſche Beobachtungen, wenn ſie ſtreng ſachlich gemacht 
werden, immerhin doch weit wertvoller als die lediglich theoretiſchen 
Annahmen für die deutſchen Verſicherungen es waren. Nur in St. Gallen, 
wo man einen als mißlungen erachteten Verſuch mit der Verſicherung 
gegen Arbeits loſigkeit gemacht hatte, legte man die Hände auch in 
neuerer Zeit nicht in den Schoß und ſuchte beſſere Wege der Fürjorge 
für die bei zeitweiliger Arbeitsloſigkeit nothleidenden Arbeiter. 

Man hatte eingeſehen, daß das Prinzip an ſich keine Abweiſung 
erfahren dürfe, hatte eingeſehen, daß man nun Fehler in Organiſation 
und Verwaltung gemacht haben müſſe, ſuchte dieſelben zu ergründen 
und ſuchte Beſſeres an die Stelle der eingehenden Verſicherung zu ſchaffen. 

Die Regierung betraute einen gründlichen Kenner und ſorgfältigen 
Bearbeiter ſozialpolitiſcher Fragen und Angelegenheiten mit den nöthig 
erſcheinenden Unterſuchungen. Der Pfarrer Dr. E. Hofmann in Stett— 
furt wurde damit beauftragt zunächſt die nöthigen Erhebungen und 
dann darauf geſtützt die neuen Vorſchläge für Arbeitsloſen-Verſicherung 
oder eines Erſaßmittels zu machen. 

N Er hat ſich dieſes Auftrages meiſterhaft entledigt und ſeine Arbeiten 
ſind niedergelegt in Heft XI der Statiſtik des Kantons St. Gallen. 
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Nach einem kurzen Vorberichte wird darin die Veranlaſſung der 
Erhebung, die vorbereitenden Schritte und die Ausführung der Erhe— 
bungsarbeit dargeſtellt. | 

Es Schließen ſich dann die Ergebniſſe der geradezu erſchöpfenden 
Erhebungen an und ſind in einer ſehr überſichtlichen Form wiedergegeben. 

Aus denſelben werden im letzten Theil die Schlüſſe gezogen, die 
dahin führen, daß die St. Gallener Verſicherung zu reorganiſiren iſt 
und daß entweder ein individueller Sparzwang nach Schanz'ſchen Grund— 
ſätzen, aber in der Ausführung modifizirt und den lokalen Verhältniſſen 
angepaßt, einzuführen ſei für alle Arbeiter, oder daß eine Arbeitsloſen— 
Verſicherung uun zunächſt einzurichten ſei für die Saiſonarbeiter. 

Bei dem Sparzwangſyſtem ſoll für jeden Arbeiter durch den 
Arbeitgeber wöchentlich Cts. 40 eingezahlt werden (aufgebracht von 
Arbeitgeber und Arbeiter) bis der Betrag von Frks. 104 erreicht iſt. 
Von da ab hört die Pflicht des Arbeiters für Einzahlungen auf. 

Außerdem ſind Leiſtungen aus öffentlichen Mitteln vorgeſehen. 

Für den Fall der Arbeitsloſigkeit werden vom fünften Tage 
Auszahlungen von dem Erſparten und Zugeſchoſſenen bis zur Er— 
ſchöpfung gemacht und zwar pro Woche Frks. 9. Sind die Frks. 104 
voll, dann können 11 Wochenzahlungen zu Frks. 10 geleiſtet werden. 

Da dieſer Sparzwang ſelbſtverſtändlich nicht ſo viel leiſten kann 
als eine Verſicherung, wo Einer für Alle und Alle fuͤr Einen zahlen, 
und außerdem auch die Annahme berechtigt iſt, daß qualifizirte Arbeiter 
und ſolche, die ohnehin etwas ſparen, keine Sympathie für die Spar— 
zwangeinrichtung haben, hat aber Dr. Hofmann noch einen weiteren 
Plan zur Verſicherung der Saiſonarbeiter vorgelegt, um mindeſtens 
vorerſt dieſe regelmäßig alle Jahre zeitweilig arbeitsloſen Perſonen 
einer Zwangsverſicherung zu unterwerfen. 

Es ſind aufgezählt als ſolche Arbeiter: Taglöhner, Erdarbeiter, 
Handlanger, Maurer, Steinhauer, Gypſer, Zimmerleute, Maler, Dach— 
decker, Gärtner, Packer, Ausläufer, Appreteure. Die Kaſſe ſoll nach 
ſechsmonatlichem Beſtehen die Zahlungen aufnehmen und es ſoll nach 
einer Arbeitsloſigkeit von fünf Tagen die Unterſtützung beginnen. 

Laoenger als 40 Tage ſoll keiner in einem Jahre unterſtützt werden 
und wer Anrechte auf Unterſtützung geltend machen will, muß (wie die 
zuerſt Verſicherten) 6 Monate der Kaſſe angehören. Wer noch Frks. 5 
per Woche oder mehr durch zufällige Arbeit verdient, ſoll Abzug an 
der Unterſtützung erhalten und die Tagesunterſtützung ſoll in drei 
Klaſſen à Frks. 180, à Frks. 210, à Frks. 2˙40 gezahlt werden, 
je nach Höhe der Saiſonlöhne und der denſelben entſprechenden Prämien: 
zahlung. Unter den Schutzmitteln gegen Mißbrauch der Kaſſe iſt auch 
Naturalunterſtützung ſtatt Geld vorgeſehen, wenn erſt Mißbrauch be— 
obachtet wurde oder doch dringender Verdacht vorliegt. 

Die angeſtellten Berechnungen ſind ſo ſorgfältig und umſichtig, 
daß es keinem Zweifel unterliegt, daß bei einer entſprechenden Ordnung 
in der Verwaltung und entſprechender Aufſicht behufs Schutzes gegen 
Mißbrauch der Kaſſe, der Plan gelingen kann und ſo hoffen wir denn, 
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daß St. Gallen mit neuen Einrichtungen weiter bahnbrechend ſein wird 
für die Arbeitsloſen im Allgemeinen oder mindeſtens für Saiſonarbeiter. 

Daß die Frage der Arbeitsloſen-Fürſorge in Fluß bleibt, iſt 
trotz der Erfahrungen dieſes Jahres ohnehin gewiß. 


Citerariſche Anzeigen. 


175. Gefammelte Aufſätze. Von Lujo Brentano. I. Band: 
Erbrechtspolitik, alte und neue Feudalität. Stuttgart. 1899. Verlag 
der Cotta'ſchen Buchhandlung Nachfolger. 

Wenn etwas trotz aller äußeren Erfolge die Zukunft des deutſchen 
Volkes gefährdete, ſo war es der Umſtand, daß in den Kreiſen des 
gebildeten Mittelſtandes, nicht am wenigſten aber in der deutſchen Ge— 
lehrtenwelt, der Muth, eine von der Meinung der herrſchenden Kreiſe 
abweichende Anſicht auszuſprechen, vollſtändig abhanden gekommen zu 
ſein ſchien. Hierin hat nun in den letzten Jahren ein Wandel Platz 
gegriffen, und wir können heute bereits von jener Periode als von 
einer ſprechen, die hinter uns liegt. Das enthebt uns aber nicht der 
Pflicht, dankbar der Männer zu gedenken, die hervorragend zu dem 
Umſchwunge der öffentlichen Meinung beigetragen haben. Zu dieſen ge— 
hört auch unzweifelhaft Lujo Brentano. 

Weiteſten Kreiſen iſt Brentano dadurch bekannt geworden, daß 
er als der Erſte ſich mit der Geſchichte und dem Weſen der engliſchen 
Gewerkvereine befaßt hat. Sein Werk über die Arbeitergilden der Ge— 
genwart iſt auch heute noch, trotz der umfaſſenden und verdienſtlichen 
Arbeiten des Ehepaares Webb, das grundlegende. Dies umſo mehr 
als Brentano das Glück hatte, ein reiches Material zu benützen, 
das ſeither zum Theile in Verluſt gerathen iſt. Der theoretiſche Stand— 
punkt Brentanos iſt der des ökonomiſchen Liberalismus. Er hält an 
dem Lohnvertrage feſt und ſteht einer ſtaatlichen Beeinfluſſung der 
Arbeitsbedingungen durch Zwangsmaßregeln mehr oder weniger ablehnend 
gegenüber. Er iſt andererſeits aber auch nicht blind für die ökonomiſche 
Schwäche der Arbeiter bei Feſtſetzung dieſer Arbeitsbedingungen. An 
Stelle des einzelnen Arbeiters ſoll nach Brentano die im Gewerkvereine 
organiſirte Arbeiterſchaft treten und mit dem Unternehmer über die 
Arbeitsbedinguͤngen unterhandeln. Brentano gehört alſo zu den über— 
zeugteſten und energiſcheſten Vertretern des Koalitionsrechts der Arbeiter. 

An dieſe Auffaſſung der Arbeiterfrage muß man ſich erinnern, 
wenn man den Standpunkt Brentanos in der Agrarfrage verſtehen 
will. Denn beides fügt ſich ganz lückenlos zu einer Geſammtauffaſſung 
zuſammen, zur Anſchauung, daß mit dem Feudalismus, ſei es in der 
Fabrik, ſei es in der Landwirtſchaft, gebrochen werden müſſe. 

Es iſt ſehr erfreulich, daß eine Reihe von Vorträgen und Auf— 
ſätzen, die Brentano in den letzten Jahren gehalten und geſchrieben hat, 
nunmehr geſammelt in einem Friedrich Knapp gewidmeten Bande vor⸗ 


liegen. Denn man findet in ihnen Alles von einer ſcharf ausgeprägten — 


wiſſenſchaftlichen Individualität zuſammengetragen und geſichert, was 


in mein 
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ſich als Rüſtzeug im Kampfe gegen feudale Anmaßung und agrariſche 
Begehrlichkeit verwenden läßt. Es wird deshalb auch Derjenige das 
Buch nicht ohne Nutzen aus der Hand legen, der weder in der Grund— 
auffaſſung noch in vielen Einzelheiten mit dem Verfaſſer übereinſtimmt. 

Sechs Abhandlungen über Erbrechtspolitik ſind es, die uns der 
Sammelband bietet. Ihnen iſt als ſiebente die bekannte Abhandlung 
über die feudale Grundlage der ſchleſiſchen Leineninduſtrie beigegeben. 
Gleichſam als Einführung zum Verſtändniſſe der die deutſche Wiſſen— 
ſchaft und Geſetzgebung beſchäftigenden Fragen wird uns eine eingehende 
Geſchichte des franzöſiſchen und engliſchen Erbrechts gegeben. In Frank— 
reich habe ſeit älteſter Zeit gleiches Erbrecht geherrſcht. Erſt die Reſtau— 
ration habe im Jahre 1826 den Verſuch gemacht, dieſes gleiche Erb— 
recht aufzuheben und durch eine Art Anerbenrecht zu erſetzen. Dieſer 
Verſuch ſei, obwohl die Sache des Anerbenrechts glänzend vertreten 
war, an dem einmüthigen Widerſtande des franzöſiſchen Volkes ge— 
ſcheitert. Im Gegenſatze hiezu, ſei in England durch die Normanen die 
Primogenitur eingeführt worden, die erſt in neueſter Zeit mehr und 
mehr durchlöchert werde. Während nun, führt Brentano aus, in 
Frankreich ſich der Bauernſtand erhalten habe, und die Landwirtſchaft 
auch techniſch fortſchreite, ſei in England der Bauernſtand verſchwunden, 
und auch die Lage der Landwirtſchaft keine glänzende. 

Eine dritte Abhandlung beſchäftigt ſich mit der Frage, warum 
ſich in Altbayern im Gegenſatze zu dem nordöſtlichen Deutſchland der 
Bauernſtand erhalten habe. Brentano ſieht den Grund weſentlich in 
dem großen Beſitze der Kirche und in den Ehebeſchränkungen. Durch 
den großen Beſitz der Kirche ſei die Macht des Landesherrn gegenüber 
den Ständen eine größere geweſen, denn die Kirche habe ſich aus 
Angſt vor den Säkulariſationen an den Landesherrn angeſchloſſen und 
es dieſem ermöglicht, dem Bauernlegen entgegenzutreten. Die Ehebe— 
ſchränkungen, die erlaſſen waren, um die Bildung eines beſitzloſen 
Proletariats zu verhindern, hätten hingegen wieder bewirkt, daß es 
dem größeren Beſitze an Arbeitskräften fehle, dies habe den Großbetrieb 
unrentabel gemacht. Die vierte Abhandlung beſchäftigt ſich mit dem 
politiſch⸗aktuellſten Gegenſtande, der preußiſchen Agrarpolitik. In ihr 
findet Brentano Ideen über Obereigenthum „‚Ständeweſen und Renten— 
verſchuldung verwirklicht, die von Juſtus Möſer ſtammen und von 
dieſem auf Rodbertus und Miquel übergegangen ſeien. Brentano be— 
ſpricht hierauf eingehend die preußiſche Rentengutsgeſetzgebung und 
die Geſetzgebung, welche die Ausdehnung des weſtphäliſchen Anerben— 
rechts zum Zwecke hat. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Brentano gegen 
beide Richtungen zu Felde zieht. 

An die Abhandlung über die preußiſche Agrarpolitik knüpfen 
ſich zwei weitere Abhandlungen über Bayern; nämlich eine Geſchichte des 
bayriſchen Erbrechts, aus der hervorgeht, daß auch in Altbayern 
ursprünglich gleiches Erbrecht geherrſcht habe, und die Rede, die Bren— 
tano im Jahre 1894 auf der General-Verſammlung des Vereines für 
Sozialpolitik gegen die Einführung des Anerbenrechts in Bayern ge— 
halten hat. 
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Den Schluß der Aufſätze über Agrarpolitik bildet eine Beſprechung 
der Buchenberger'ſchen Statiſtik über die Verſchuldung der badiſchen 
Landwirtſchaft. Indem Buchenberger die Einkommenſteuerfaſſionen mit 
zur Feſtſtellung der Verſchuldung herangezogen habe, ſei er zum Er— 
gebniſſe gelangt, daß der badiſche Grundbeſitz nur zu 17% des Wertes 
belaſtet ſei. Auch hier ſei die Schuldenlaſt in den Gegenden des An— 
erbenrechts eine höhere als in denen der Freitheilbarkeit. Unter keinen 
Umſtänden dürfe aber von einer Ueberlaſtung geſprochen werden, unter 
der der Grundbeſitz zuſammenzubrechen drohe. 

Ich vermag nicht die Grundauffaſſung Brentanos hier eingehend 
einer Kritik zu unterziehen, da ich das meiſte von dem wiederholen 
mußte, was ich im Jahre 1896 in Brauns Archiv über die Frage 
des Anerbenrechts geſchrieben habe. 

Ich erlaube mir daher ausdrücklich auf dieſen meinen Aufſatz 
zu verweiſen. Nur einige wenige Bemerkungen will ich nicht unter— 
drücken. Ich glaube, es geht nicht an, Frankreich als typiſches Land 
für das gleiche Erbrecht anzuführen. Denn vermöge des Zweikinder— 
ſyſtems fallen in Frankreich viele Gefahren hinweg, die ſonſt mit dem 
Syſtem des gleichen Erbrechts verbunden ſind. Ich möchte in dieſer 
Beziehung blos auf viele nord- und ſüdſlaviſche Gegenden Oeſterreichs 
verweiſen, vor Allem auf Galizien, wo das gleiche Erbrecht ein hoff— 
nungsloſes ländliches Proletariat geſchaffen hat. 

Bei ſtabiler Volksmenge und dem Mangel einer größeren Wander— 
bewegung würde auch jedes andere Erbſyſtem befriedigende Ergebniſſe 
gehabt haben, weil die Gefahr, daß der Landwirtſchaft Werttheile ent— 
zogen worden, hinwegfällt. Auch die Kommunhauſung, die Brentano 
als Ideal vorſchwebt, iſt lebensfähig nur dort, wo die Zahl der Theil— 
nehmer eine ſtabile iſt. Wächſt die Zahl an, ſo kommt naturgemäß 
einmal der Zeitpunkt, wo zur Theilung in natura oder dem Werte 
nach geſchritten werden muß und dann unterſcheidet ſich die Gemein— 
wirtſchaft in nichts von der Individualwirtſchaft. Ich kann daher in 
der Gemeinhauſung keine beſonders lebensfähige Betriebsform erblicken. 
In den ſüdſlaviſchen Gegenden haben ji die Hauskommunionen raſch 
aufgelöſt und ſoweit in Tirol das italieniſche Element vordringt, iſt 
zes gewiß nicht eine Folge der gemeinſamen Bewirtſchaftung, ſondern 
des Umſtandes, daß die große Armuth der italieniſchen Tiroler ſie 
ſehr anſpruchslos gemacht hat, und daß ſie daher dem deutſchen 
Tiroler ebenſo überlegen ſind, wie der Italiener dem Franzoſen, der 
Waſſerpolake dem deutſchen Arbeiter und der Chineſe dem Yankee. 

Indeß möchte ich die geſammelten Aufſätze Brentanos Jedermann 
auf das Wärmſte empfehlen. Denn ſelbſt wer weder der Grundauf— 
faſſung, noch allen Einzelheiten zuſtimmen möchte, wird ſie mit Gewinn 
leſen, da er einen ſo geiſtreichen und gelehrten Gegner gegenüber gezwungen 
wird, die Richtigkeit ſeines eigenen Standpunkts ſorgfältig zu prüfen. 

Dr. M. Hainisch. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


Kautsfys Anti-Bernftein. 
Von Friedrich Ott. 


Soeben veröffentlicht Genoſſe Kautsky ſeine mit Spannung er— 
wartete Schrift gegen die Bernſtein'ſche Kritik der Vorausſetzungen 
unſeres Programmes. Wie alle Schriften Kautskys zeichnet auch die 
neueſte ſich aus durch eine gewandte Polemik, glänzenden Stil, ſcharfe 
Dialektik und eine Fülle von nebenhergehenden geiſtreichen Bemerkungen. 
Aber auch ſeine ſachlichen Reſultate ſind im hohen Grad bemerkenswert, 
da ſich immer deutlicher zeigt, wie beide Theile näherrücken, wie die 
Differenzen der Auffaſſung immer mehr blos graduelle werden. Schon 
äußerlich gibt ſich dies kund durch die einigermaßen verblüffende Be— 
merkung Kautskys, ſein Buch richte ſich „weit weniger gegen Bernſtein 
ſelbſt, als gegen jene Sozialliberalen und „Edelanarchiſten“ und ihre 
Helfershelfer, denen ſein (Bernſteins) Buch eine willkommene Sammlung 
von Materialien zu Angriffen gegen unſere Partei geworden iſt. Dieſen 
Elementen etwas den Spaß zu verderben, den ihnen Bernſteins Schrift 
gemacht hat, iſt der Hauptzweck (!) der vorliegenden Kritik“. Alſo wegen 
der paar Sozialliberalen und „Edelanarchiſten“ der ganze Lärm, die 
Ketzergerichte, Verſammlungen, Leitartikel ꝛe.? Nun, in Wirklichkeit 
richten ſich Kautskys Angriffe allerdings auch gegen Bernſtein und 
zwar — wie wir ungern konſtatiren — Angriffe ſtark perſönlicher 
Natur. !) Aber das oben gekennzeichnete Reſultat der Diskuſſion tritt 
deutlich hervor, ſelbſt wenn ſich Kautsky deſſen vielleicht wenig bewußt 
iſt. Allerdings wird dieſe Erkenntnis ſehr erſchwert durch die unan— 
genehme Taktik, Bernſtein einerſeits vorzuwerfen, er greife Dinge an, 
die Niemand behauptet habe, beſ. die ganze Zuſammenbruchstheorie ſei 
ein Feind, den er ſelbſt erſt „gemacht“ hätte, andererſeits, er habe 
eigentlich ganz andere Abſichten, als er ſelbſt vorgebe, er laſſe es nur 
an der nöthigen Aufrichtigkeit fehlen. Entſchieden muß es auch zurück— 
gewieſen werden, wenn ſeine Gegner ſtets fragen, was eigentlich ſein 
lärmvoller Angriff, ſein „Vorſtoß“ (Kautsky), denn für große Aende— 
rungen in der Theorie oder Praxis der Partei bezwecke. Bernſtein hat 
den ganzen Streit nicht begonnen; gewiſſe gegneriſche Genoſſen haben 
vielmehr über einige ſehr intereſſante — aber keineswegs „umwälzende“ 
— Artikel großen Lärm geſchlagen, während Bernſtein zwar ſtets ſeine 
abweichenden Anſichten kräftig vertreten, aber nie ihre Bedeutung ins 
Maßloſe vergrößert hat. Es war Kautsky, der (im „Vorwärts“ vom 


1) Vide z. B. S. 14, 25, 112 u. ſ. f. 
„Deutſche Worte“. XIX. 10. 24 
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12. April 1899) Heine, der behauptet hatte „der große Gegenſatz jei 
ein rein konſtruirter“, vorwarf, er „hätte wieder einmal den alten, 
abgedroſchenen Einigkeitskant angeſtimmt“, ob Heine denn nicht ſähe, 
„wie er durch dies Verſteckſpiel Bernſtein zu einem Narren, die Sozial: 
demokratie zu einem Narrenkollegium ſtemple“ und der ſich energiſch 
gegen die „Verſumpfung der Gegenſätze“ kehrte. Inzwiſchen ſcheint ſich 
die Anſicht des Gen. Kautsky in mancher Hinſicht geändert zu haben. 

Es wird uns wohl geſtattet ſein, über den erſten Abſchnitt, in 
dem die rein theoretiſchen Elemente des Marxismus behandelt werden 
(die Kautsky ſonderbarerweiſe unter den Haupttitel „die Methode“ 
zuſammenfaßt), kurz hinwegzugehen. Weder die Geſchichtsauffaſſung, 
noch die Dialektik oder die Werttheorie ſtehen in unmittelbarem Bezug 
zur Sozialdemokratie als politiſcher Partei. Auch iſt ein Ergebnis der . 
Diskuſſion da gar nicht abzuſehen. Vor allem müßten viel ausgedehntere 
dogmatiſch⸗hiſtoriſche Vorarbeiten über die Marxiſchen Lehren in ihrer 
allmählichen Entwicklung vorliegen, als wir bis jetzt beſitzen. Es iſt 
z. B. unmöglich ohne dieſe Vorbedingung ein gutgegründetes Urtheil 
über den von Bernſtein behaupteten, von Kautsky geleugneten „Dualis— 
mus“ in Marx' Theorie abzugeben. Vielleicht wird die jetzige Diskuſſion 
Veranlaſſung zu ſolchen Studien geben. 

Noch weniger beweiskräftig iſt der Abſchnitt über die Werttheorie, 
in dem nur eine Wiederholung der bereits bekannten Argumente ſich 
findet. Wir haben unſeren Standpunkt zur Werttheorie an anderer 
Stelle dahin gekennzeichnet, daß, wenn man ſchon ſo fragen will, die 
Jevons'ſche Theorie wenigſtens nicht „unrichtiger“ iſt, als die Marxiſche, 
aber dieſe entſchieden jener an Fruchtbarkeit für die zuſammenfaſſende 
Betrachtung unſerer Wirtſchaft ebenſo überlegen iſt, als an Genialität 
und unvergänglichem Wert für die Geſchichte und Methode der poli— 
tiſchen Oekonomie. Die richtige Frageſtellung geht alſo nicht auf die 
„Wahrheit“ oder „Unwahrheit“, ſondern auf die Wertung der Theorien 
als Hilfsmittel unſerer Erkenntnis. 

Wir kommen jetzt zu der Frage, die meiſtens als die theoretiſche 
Hauptfrage der ganzen Diskuſſion bezeichnet wird, zur Frage nach der 
Begründung und den Garantien des Sozialismus, oder, um beide 
Momente zu vereinigen, nach ſeiner Nothwendigkeit. Es mag freilich 
dem philoſophiſchen Sprachgebrauch nach ein Unſinn ſein, von Unter— 
ſchieden in der Nothwendigkeit zu ſprechen, es wird ſich jedoch gleich 
herausſtellen, daß dieſe Ausdrucksweiſe blos der Kürze wegen allerdings 
angewendet werden darf. N 

Gewiß jedes Ding in der Welt iſt „nothwendig“ in ſeinen Ver— 
hältniſſen, jede Entwicklung verläuft „nothwendig“ gerade in der 
Weiſe durch ihre eigenen Geſetze eindeutig beſtimmt, offenbar können 
aber dieſe Antriebe auf dem Wege durch unſer Bewußtſein und be— 
dingt durch dieſes wirken oder ohne, ja gegen unſer Erkennen und 
Wollen. In den beiden letzten Fällen wollen wir von „Naturkräften“ 
ſprechen, worunter aber auch ökonomiſche Vorgänge gehören, die nicht 
durch oder ſelbſt gegen unſeren Willen beſtimmt werden. Dieſe Unter: 
ſcheidung iſt nun wichtig, nicht ſowohl für das Ziel des Sozialismus, 
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ſondern für die Art, wie dieſes erreicht wird und daher indirekt auch 
für jenes. Es iſt offenbar ein Unterſchied, ob ökonomiſche Naturkräfte 
unſer Handeln derart beſtimmen, daß wir in den Sozialismus mehr 
oder weniger „hineingezwungen“ werden und unſerem Willen nur ein 
ſehr geringer Spielraum bleibt, oder ob dieſer es iſt, der durch Vor: 
gänge in unſerem Bewußtſein beſtimmt wird (die ſelbſt gewiß wieder 
von außen bedingt werden), eine Veränderung in der geſellſchaftlichen 
Organiſation herbeizuführen, bei der ſich die Widerſprüche in uns be— 
ruhigen. Es kommt ſehr viel darauf an, ob wir den bewußten oder 
unbewußten Faktoren mehr Gewicht beilegen. Um ein praktiſches Beiſpiel 
zu geben, nehmen wir die Frage der Genoſſenſchaften. Die einen be— 
trachten ſie als eine unter Umſtänden nicht gerade ſchädliche Palliative 
gegen gewiſſe untergeordnete ſoziale Schäden, die optimiſtiſchen ſehen 
in ihrer Vervollkommnung ſchon die Anbahnung eines Stückes Sozia— 
lismus. — Diejenigen, die nicht nur das Ziel des Sozialismus, 
ſondern ſogar die Formen ſeiner Verwirklichung durch ökonomiſche 
Naturkräfte beſtimmt ſehen, urtheilen nur konſequent, wenn ſie dem 
Willen, dem Eifer, der Ausdauer, der Einſicht der Genoſſen mißtrauen?) 
und, wie A. Braun erklären: „Wer ſo vieles, wie die Befürworter des 
Hamburger Genoſſenſchaftsprojektes innerhalb der heutigen Wirtſchafts⸗ 
ordnung für möglich erklärt, kann, wenn auch wider Willen, bei 
Manchem den Glauben erwecken, daß es ſich da nicht mehr lohne, für 
die Sozialdemokratie zu wirken.“ Ebenſo erklären dieſelben derartige 
Projekte für nicht durchführbar, weil die ökonomiſchen Naturkräfte — 
die Kriſen ꝛc. — nur eine einzige Form des Sozialismus 
zuließen, nämlich den einzigen und einheitlichen Staats: 
wirtſchaftsorganis mus. 

Die äußerſte Konſequenz dieſer Auffaſſung wird gezogen in einem 
Aufſatz im Juliheft der „Deutſchen Worte“, wo eine Art der Ent— 
wicklung zum Sozialismus ſkizzirt iſt, in der das bewußte Element 
gar keine Rolle mehr ſpielt. Gleichzeitig wird jedoch dort betont, daß 
jene Auffaſſung von den verſchiedenen Genoſſen mit ſehr verſchiedener 
Konſequenz und Temperament vertreten wird. Auch die Unterſchiede 
zwiſchen Kautsky und Bernſtein in dieſer Beziehung ſind blos gradueller 
Natur. Kautsky hat, wie ich hiemit ausdrücklich erkläre, dem bewußten 
Element ſtets eine gewiſſe — wenn auch verhältnismäßig geringe — 
Rolle zugewieſen, die Hauptgarantien des Sozialismus aber in die 
objektive wirtſchaftliche Entwicklung verlegt. Auch Bernſtein leugnet 
letztere keineswegs, faßt ſie aber nur als Tendenzen nicht als 
Geſetze. auf, die den bewußten Hauptfaktor der Aktion des 
Proletariats und der ſich erweiternden Thätigkeitsſphäre des modernen 
Kulturſtaaties unterſtützen. Um dieſe Unterſchiede zu illuſtriren: 


) In dem Umſtand, daß die belgiſche Sozialdemokratie dieſes Mißtrauen 
nicht kennt und theoretiſch eine weit freiere Stellung einnimmt als wir, liegt der 
gemeinſame Erklärungsgrund ſowohl ihres „Opportunismus“, ihrer Genoſſen— 
ſchaften, Kompromiſſe ꝛc., als ihres „revolutionären“ Vorgehens, das gewiſſe Ge— 
noſſen ebenſo entzückt, als erſterer ſie beunruhigt. Beides gehört untrennbar zu— 
ſammen. 
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Kautsky jagt (im „Erfurter Programm“), der Sozialismus ſei heute 
nicht mehr „blos etwas Wünſchenswertes, ſonderu etwas Un— 
vermeidliches“ (S. 136), die Loſung heiße „entweder vorwärts 
zum Sozialismus oder rückwärts in die Barbarei!“ en 137.) Die 
immer ärger werdende Ausbeutung, die Kriſen ꝛc. laſſen uns gar 
keine Wahl als den Sozialismus, und zwar nur einer einzigen 
Form des Sozialismus, nämlich der einheitlich organiſirten Staats- 
wirtſchaft oder noch beſſer einer einzigen durchwegs kollektiviſtiſchen 
volkswirtſchaftlichen Organiſation ſämmtlicher Länder der Erde. 3) Die 
ökonomiſchen Naturkräfte zwingen uns alſo förmlich in den Sozialis— 
mus hinein, für den ſie gleichzeitig alle geiſtigen und materiellen Vor⸗ 
bedingungen geſchaffen haben, der bewußten ökonomiſchen und politiſchen 
Aktion bleibt — wenn ſie auch nicht entbehrt werden können — nur 
ein beſcheidener Platz. a 

Dagegen hält Bernſtein den Sozialismus nicht für eine Natur— 
nothwendigkeit, ſondern für eine Kulturfor derung, wobei 
er im philoſophiſchen Sinn natürlich beidemale ganz gleich „nothwendig“ 
iſt. Die ſteigenden Bedürfniſſe der Arbeiterklaſſe und die Anforderungen 
des modernen Kulturſtaates machen die immer ausgedehntere Anwen— 
dung ſozialiſtiſcher Betriebsformen an Stelle der privaten nothwendig, 
wobei die ökonomiſche Entwicklung ſelbſt die kräftigſte Handhabe und 
Unterſtützung gewährt, indem ſie leicht zu vergeſellſchaftende Formen 
der Produktion herſtellt ꝛc. 

Natürlich kann hier der Sozialismus die mannigfaltigſten 
Formen annehmen, wobei die ökonomiſche Zweckmäßigkeit — 
alſo ein bewußtes Moment — entſcheidet. Während bei Kautsky die 
wüthenden Naturkräfte, beſonders die drohende Kriſengefahr, jede 
andere Form des Sozialismus, als die einzige kollektiviſtiſche 
Staatswirtſchaft, mit Vernichtung bedrohen und ſo indirekt die beſte 
Form herſtellen würden (wie natürlich auch durch die Ueberlegung 
antizipirt werden kann), werden hier der Mannigfaltigkeit der 
Produktion auch die Organiſationsformen angepaßt. 

Wir ſehen alſo ganz deutlich den blos graduellen Unterſchied 
zwiſchen Kautsky und Bernſtein. Ob ſozialiſtiſche Theoretiker das bes 
wußte Element je ganz ausgeſchaltet haben, kann bezweifelt werden 
und wird von Kautsky lebhaft beſtritten. Ich bin nicht ſehr ſtark in 
der Bibelkonkordanz und bediene mich des erſten beſten Beiſpieles, das 
mir zur Hand iſt. In der Vorrede zur zweiten Auflage des Kapitals 
zitirt z. B. Marx eine Kritik des Petersburger „Europäiſchen Boten“ 

über ſeine Methode. Es heißt da u. A.: „Demzufolge bemüht ſich 
Marx nur um eins: durch genaue wiſſenſchaftliche Unterſuchung die 
Nothwendigkeit beſtimmter Ordnungen der geſellſchaftlichen Verhältniſſe 
nachzuweiſen und ſoviel als möglich untadelhaft die Thatſachen zu 
konſtatiren, die ihm zu Ausgangs- und Stützpunkten dienen. Hiezu iſt 


3) Vide Kautsky, das Erfurter Programm, 1892. S. 123. „Daß die ein- 
zelnen ſozialiſtiſchen Nationen ſchließlich zu einem einzigen Gemeinweſen (ſpäter 
„Weltrepublik“ genannt) verſchmolzen werden, daß das ganze Menſchengeſchlecht 
eine einzige Geſellſchaft bilden wird, iſt unſere feſte Ueberzeugung.“ 
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vollſtändig hinreichend, wenn er mit der Nothwendigkeit der gegen⸗ 
wärtigen Ordnung zugleich die Nothwendigkeit einer anderen Ordnung 
nachweiſt, worin die erſte unvermeidlich übergehen muß, ganz 
gleichgiltig, ob die Menſchen das glauben oder nicht 
glauben, ob ſie ſich deſſen bewußt oder nicht bewußt ſind. 
Marx betrachtet die geſellſchaftliche Bewegung als einen natur— 
geſchichtlichen Prozeß, den Geſetze lenken, die nicht nur von dem 
Willen, dem Bewußtſein und der Abſicht der Menſchen unabhängig 
ſind, ſondern vielmehr umgekehrt deren Wollen, Bewußtſein und Ab— 
ſichten beſtimmen .... Wenn das bewußte Element in der Kultur— 
geſchichte eine ſo untergeordnete Rolle ſpielt u. ſ. w.“ 

Dieſer Darlegung ſtimmt Marx völlig zu und nennt ſie „ſo 
treffend und wohlwollend“. | 

Ganz beſonders ſtark wird die objektive Nothwendigkeit des 
Sozialismus in der Broſchüre von Dr. Roſa Luxemburg, „Sozialreform 
oder Revolution“ hervorgekehrt. “) | 

Der Grundgedanke der ganzen Zuſammenbruchstheorie bejteht 
nach ihr „in der Annahme, die kapitaliſtiſche Ordnung würde von ſich 
aus, kraft eigener Widerſprüche den Moment zeitigen, wo ſie aus 
den Fugen geht, wo ſie ein fach unmöglich wird“. 
Wahrſcheinlich würde dies in einer „allgemeinen und erſchütternden 
Handelskriſe“ ſich vollziehen. „Nimmt man jedoch mit Bernſtein an, 
die kapitaliſtiſche Entwicklung gehe nicht in der Richtung zum eigenen 
Untergang, dann hört der Sozialismus auf, objektiv nothwendig zu 
ſein.“ „Bleibt dann als Begründung des Sozialismus blos das Klaſſen— 
bewußtſein des Proletariats. | | 

„Aber auch diefes ift gegebenenfalls ein bloßes Ideal, deſſen 
Ueberzeugungskraft auf feinen eigenen ihm zugedachten Vollkommen⸗ 
heiten beruht“. 

„Mit einem Wort, was wir auf dieſem Wege erhalten, iſt eine 
Begründung des ſozialiſtiſcen Programms durch „reine Er— 
kenntnis“ (2) 5), das heißt einfach gejagt, eine ideal iſtiſche Bes 
gründung, während die objektive Nothwendigkeit, das heißt die 
Begründung durch den Gang der materiellen geſellſchaftlichen Ent— 
wicklung dahinfällt.“ 6) Wenn ſich nun Bernſtein gegen ſolche Auf— 
faſſungen wendet, ſo kommt dann Sadi Gunter und ſchlägt Bernſtein 
(in ſeinem ſchönen Aufſatz in der „N. Z.“ Heft 47) todt, indem er 
„die Sozialpolitik als Ethik im weiteren, ja im grundlegenden Sinn“ 
auffaßt und die ganze ſozialiſtiſche Bewegung aus dem in 

) Vide S. 8—10. 

5) Das Klaſſenintereſſe nennt Gen. Luxemburg „reine Erkenntnis“! 
Auch ſchön. 

6) Als ob auf Gen. Luxemburg zielend, wird dieſelbe Idee in einer kleinen 
ſchneidigen Broſchüre von Dietzgen jun. kritiſirt. Vide Leze Majesty and Treason 
to the „Fakirs“ in the Socialist Labor Party. Chicago. 1899. S. 12. Ein von ihm 
kritiſirter Programmentwurf behauptet: „Die Zeit kommt ſchnell, wo durch die 
natürliche ökonomiſche Entwicklung dieſes Syſtem einerſeits infolge der deſtruktiven 
Wirkung ſeiner Kriſen und Widerſprüche, andererſeits infolge der konſtruktiven 
Tendenzen ſeiner Truſts und anderen kapitaliſtiſchen Verbindungen ſeinen eigenen 
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der menſchlichen Natur begründeten Streben nach Ein⸗ 
heitlichkeit ableitet. 

Genoſſin Luxemburg, haben Sie gehört? Nicht in der „o bjekti⸗ 
ven ökonomiſchen Entwicklung“, wie Bernſteinvernichter Nr. I 
behauptet, liegt die Begründung und die Stärke des Sozialismus, 
ſondern in unſerem Bewußtſein, wie Bernſteinvernichter Nr. II 
uns lehrt. So ſehr mir der Gunter'ſche Standpunkt gefällt, muß ich 
doch auf Konfrontation dieſer beiden Hauptzeugen gegen Bernſtein 
beſtehen. Da wird wohl ein neuer Prozeß herauskommen. 

Ich möchte ſogar hier nicht ſo weit gehen, wie Gunter, der die 
zum Sozialismus hinleitenden ökonomiſchen Tendenzen gar nicht er— 
wähnt. Alles wird offenbar abhängen von der Stärke, die wir den 
bezüglichen Faktoren zumeſſen. Dieſe aber darf nicht auf dogmatiſch⸗ 
deduktivem Wege, wie Gen. Roſa es thut, ſondern nur auf ſtatiſtiſchem 
Wege ermittelt werden. Dies iſt unſere nächſte Aufgabe. 

Zunächſt 7) haben wir die Betriebsfrage zu behandeln. 

Wenn wir die bezuglichen Zumuthungen mancher Parteigenoſſen 
Bernſtein gegenüber erfahren, müſſen wir wohl auch ohne „Idio— 
ſynkraſie“ das fehlende „Wollen“ als Milderungsgrund des blühen— 
den Mißverſtandes herbeiziehen. Der arme Genoſſe, der in vollkom— 
mener ſtatiſtiſcher Unſchuld eine allbekannte Thatſache konſtatirt, 
wird auf einmal bald zum Mittelſtandsretter in optima forma — 
vielleicht auch noch zum Antiſemiten mit Nachſicht der Naſe — ge— 
macht, der ob der Zunahme der Kleinbetriebe eine ruchloſe Freude 
empfindet, bald gar zum ökonomiſchen Ignoranten, dem man mit 
wohlwollender Nachſicht auseinanderſetzen muß, was im Konverſations— 
lexikon über die Ueberlegenheit des Großbetriebes zu finden iſt. 

Demgegenüber wurde ſchon in dem zitirten Vortrag in den 
„Deutſchen Worten“ betont, wie es hier nicht im Mindeſten auf 
die Betriebsüberlegenheit ankommt, vielmehr einzig auf die ſtatiſtiſch 
unwiderlegliche Thatſache, daß die Kleinbetriebe weit entfernt ſind von 
dem „völligen Untergang“, den ihnen Genoſſe Kautsky prophezeit. 
Dafür iſt es auch ganz gleichgiltig, ob dieſe Zunahme etwa durch 
eine Zunahme der Hau sinduſtrie oder Heimarbeit bewirkt wird, ob— 


wohl dies — nebenbei bemerkt — eine ſehr unvorſichtige Bemerkung 
Kautskys war, da dieſe Betriebe in der letzten Periode der deutſchen 
Betriebszählung um 11 Prozent — abnahmen und überdies die 


Zuſammenbruch bewirkt.“ Dazu bemerkt Dietzgen: „Die ökonomiſche Entwicklung 
allein, ohne und nicht unterſtützt durch den Kampf der Arbeiterklaſſe wird den 
Zuſammenbruch des kapitaliſtiſchen Syſtems nicht bewirken. Was, wenn die 
Arbeiterklaſſe nicht kämpfen und in Elend degeneriren würde? Unſere Partei ge— 
braucht ſo oft und in vielen nebenſächlichen Dingen den „Klaſſenkampf“ und das 
„Klaſſenbewußtſein“. Warum werden dieſe Worte nicht hier auseinandergeſetzt ꝛc.?“ 
| ) Wenn Kautsky Bernſtein Oberflächlichkeit vorwirft, weil er die Beſitz⸗ 
frage voranſtellt, da doch letztere von erſterer bedingt ſei, hat er Unrecht. Ein 
Hausherr oder Rentner kann in Freuden von feinem Zins, Staatspapieren, Leih⸗ 
kapitalien leben, ohne daß wir einen beſtimmten Betrieb erfaſſen können, ein 
Arbeiter kann ein paar hundert Mark beſitzen, ohne einen ſelbſtändigen Betrieb 
zu leiten, vor allem aber fallen in der Landwirtſchaft Betrieb und Beſitz ſcharf 
auseinander, ja oft beſtimmt letzterer den erſteren. 
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Zunahme gerade in ſolchen Gewerben auftrat, wo dieſer Erklärungs— 
verſuch verſagt. 9) | 

Die Frage ſteht jo: Räumt wirklich die kapitaliſtiſche Entwicklung 
den Kleinbetrieb völlig fort, ſtellt ſie wirklich alle geiſtigen und 
materiellen Vorbedingungen für eine ſozialiſtiſche Groß— 
produktion her? | 

Es kommt einzig darauf an, die Stärke dieſer Tendenz der Be- 
triebsverdrängung ſtatiſtiſch zu meſſen, die Frage der Betriebsüber⸗ 
legenheit wird dadurch noch keineswegs allgemein entſchieden. Freilich 
hat Kautsky hier einen deutlichen Stellungswechſel vollzogen. Wir 


wollen zwei darauf bezügliche Zitate nebeneinanderſtellen: 


Anti⸗Bernſtein, S. 53: 

„Wenn dieſe Auffaſſung wirklich 
ein Hineinwachſen in dem Sinne 
annähme, als werde durch die kapi— 
taliſtiſche Entwicklung allein ver⸗ 
möge der Konzentration des Ka— 
pitals der geſammte Klein⸗ 
‚ betrieb aufgeſogen und der 
geſammte Organismus der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Produktion hergeſtellt wer— 
den ꝛc. — — wenn das die marxi⸗ 


Erfurter Programm, S. 25. 

„Das völlige Verſchwin⸗ 
den des Kleinbetriebes iſt 
nicht der erſte, ſondern der letzte 
Akt des Trauerſpiels, das ſich 
Untergang des Kleinbetriebes be— 
titelt.“ Dieſe Stelle wird im Fol⸗ 
genden ausdrücklich auch auf 
die Bauern bezogen! 

Vgl. auch S. 83/84 und an 
vielen Stellen. 


ſtiſche Auffaſſung der Entwicklung 
zum Sozialismus wäre, dann 
käme allerdings auch den abſoluten, 
iſolirten Ziffern, die B. vorbringt, 
einige Bedeutung zu, denn dieſe 
Ziffern bewieſen, daß der 
Kleinbetrieb fern vom völ⸗— 
ligen Verſchwinden ſei ꝛc.“ 


Und gleich nach der erſtzitirten Stelle ſetzt Kautsky eine Auf— 
faſſung der Entwicklung zum Sozialismus auseinander, die gegen 
Bernſtein gerichtet iſt, die aber Bernſtein unbedenklich unterſchreiben 
könnte. (S. 53, Abſ. 3 ff.) 

Ja, Kautsky wird ketzeriſcher und päpſtlicher als der Ketzerpapſt 
Bernſtein. Zwei Seiten weiter tadelt er Bernſtein, weil durch ihn der 
Sozialismus in die „direkteſte, ſklaviſchſte Abhängkeit von den ökono- 
miſchen Bedingungen verſetzt werde.“ „Hier vertritt er ſelbſt plötzlich 
den Standpunkt, nicht eher, als bis die Anwendung der Produktions- 
mittel auf allen Gebieten eine geſellſchaftliche geworden ſei, ſei es mög⸗ 
lich, der Entwicklung des Eigenthums die Richtung zum So: 
zialis mus zu geben.“ „Denn darum, um eine Richtungs— 
änderung der Eigenthums entwicklung handelt es ſich 
und nicht etwa“ um eine umfaſſende Verſtaatlichung einer größeren 
Anzahl von Betrieben in kurzem Zeitraum. (S. 55.) Der letzte 


) Vide „Deutſche Worte“ Juliheft. 
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Satz ſcheint uns nur eine Umſchreibung der beiden Bern— 
ſtein'ſchen Sätze: „Die Bewegung iſt mir Alles, das 
Endziel nichts“ und der „Bewegung zur Genoſſenſch aft⸗ 
lichkeit hin“ zu ſein, eine Umſchreibung, an der gewiß Bernſtein 
wenig auszuſetzen haben dürfte. Und ſo viel Lärm um dieſe Omelette! 

So wäre ja die ſchönſte Harmonie wieder hergeſtellt und die be⸗ 
fremdende Aeußerung Kautsky's aufgeklärt, ſein Buch richte ſich nicht 
ſowohl gegen Bernſtein als gegen das halbe Dutzend „Edelanarchiſten“, 
die noch in Deutſchland herumlaufen. Genoſſin Luxemburg muß es 
freilich ſehr kränken, wenn ſie dieſes Damaskus wahrnimmt. 

Nun überſieht Genoſſe Kautsky freilich etwas, und zwar etwas 
gar nicht kleines, dies iſt die geſammte Landwirtſchaft. 

In der Landwirtſchaft der vorgeſchrittenſten, kapitaliſtiſcheſten 
Länder iſt eine ganz entſchiedene Tendenz zur Betriebsverkleinerung 
und Zerſplitterung zu bemerken. Es hängt dies keineswegs nothwendig 
mit einer Ueberlegenheit des Kleinbetriebes zuſammen. Je ſtärker die 
Bevölkerung und damit die Landnachfrage wächſt, deſto größer iſt die 
Konkurrenz um Parzellen, die wenigſtens eine ſichere Arbeitsgelegenheit 
bieten. Es iſt eine insbeſondere auch in der neuen Agrar⸗Enquéte der 
belgiſchen Sozialdemokratie feſtgeſtellte Thatſache, daß unter dieſem . 
Verhältniſſe Parzellen⸗Verpachtung reſp.⸗Verkauf das Doppelte und 
mehr bringt als die Veräußerung großer Komplexe. Ja, die wachſende 
Induſtrie kann dieſen Prozeß noch beſchleunigen, indem ſie dem 
Großgrundbeſitzer die Arbeitskräfte entzieht, die in die Stadt wandern. 
Der Großbeſitzer leidet an Arbeitermangel; dieſelben Leute, die als 
Lohnarbeiter für ihn nicht arbeiten wollen, arbeiten als Kleinpächter 
mehr und fleißiger für ihn als es Lohnarbeiter thäten. Ja, der 
Verpächter erſpart auch alle Ueberwachungskoſten, die in der 
Landwirtſchaft ſehr ins Gewicht fallen. Der Verpächter hat auch keine 
Wirtſchaftsſorgen, er 1 eine feſte Einnahme, auf die er 
rechnen kann, ſein Reichthum hängt nicht mehr davon ab, ob es ſchön 
iſt oder hagelt, ob die Preiſe hoch oder niedrig ſind, er erhält feinen 
Zins, und das Riſiko trägt der Kleinpächter. Wenn dieſer nicht 
zahlen kann, findet er noch immer zehn für einen. 

Man kann meinetwegen dies als eine Form des Lohnſyſtems an: 
ſehen, die aber entſchieden die vortheilhafteſte für den Großgrundbeſitzer 
iſt. Keine Wirtſchaftsſorgen, kein betrügeriſcher Verwalter, kein Riſiko, 
kein nachläſſiger, fauler Arbeiter und dabei doppelte Renten! 

Volkswirtſchaftlich kann noch immer der Kleinbetrieb ungünſtiger 
ſein, dies gehört aber auf ein ganz anderes Blatt. Wir glauben, zwin— 
gende Beweiſe dafür erbringen zu können, daß ſowohl Groß- als 
Kleinbetrieb unter Umſtänden überlegen ſein können, dabei kann aber 
noch immer der techniſch ſchlechtere Betrieb den beſſeren verdrängen. 
Auch für manchen Großbetrieb trifft dies zu. Wir erinnern nur an 
die Jagdgüter in Oberſteiermark und die römiſche Campagna. Der 
Uebergang zum Großbetrieb war in beiden Fällen von dem entſchie— 
denſten Kulturrückſchritt begleitet und eine ſozialiſtſce Geſellſchaft 
müßte hier unter Umſtänden ebenſo die Bauernwirtſchaft, die den Alpen 
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am beſten angepaßt iſt, wieder einführen, als fie in dem früher er— 
wähnten Fall eventuell den Großbetrieb an Stelle der Parzellenwirt⸗ 
ſchaft zu ſetzen hätte. 

Wenn nun der Kapitalismus hier Bahn bricht und „alle geiſtigen 
und materiellen Vorbedingungen des ſozialiſtiſchen Großbetriebes her- 
ſtellt“, kann es uns recht ſein und wir fragen nicht nach den Koſten, 
wir rechnen ihm nicht die geopferten Leben feiner Arbeiter, die Gewalt: 
thaten, Liſt und Betrug, die volkswirtſchaftlich unproduktiven Aufwen- 
dungen nach, mit denen er dieſen „Organismus der ſozialiſtiſchen Pro— 
duktion“ hergeſtellt hat. Wir ſahen aber, daß die Tendenz des Kapi: 
talismus in gerade entgegengeſetzter Richtung zu immer größerer Zer— 
ſplitterung geht und uns die Organiſationsarbeit bleibt. Kautsky hält 
das für eine leichte Sache. Gut, nehmen wir einmal an — was that— 
ſächlich nicht ſtatthat — der Großbetrieb ſei dem Kleinbetrieb überall 
und abſolut überlegen. Um viel handelt es ſich da nicht, das muß ſelbſt 
Kautsky zugeben, ich ſchätze nach ſorgfältigſter Ueberlegung und wieder— 
holter Beſprechung mit Fachleuten, daß es viel iſt, wenn unter na— 
türlichen Umſtänden, die weder Groß- noch Kleinbetrieb beſonders be— 
günſtigen, der Ertrag einer mittelguten Bauernwirtſchaft an Cerealien 
durch Großbetrieb um 30 40% ſich ſteigern läßt.“) Ganz außer Be⸗ 
tracht laſſen wir auch vorläufig die außerordentlichen Schwierigkeiten 
eines geſellſchaftlichen Betriebes in der Landwirtſchaft, die meiſt ſehr 
unterſchätzt werden. 

Wir haben alſo das Werk zu thun, das der Kapitalismus nicht 
gethan hat. Wir haben einige hunderttauſend Wirtſchaftspläne auszu⸗ 
arbeiten, die ſich genau deu lokalen Verhältniſſen anpaſſen und einige 
hunderttauſend Beamte aufzutreiben, die Muſter an Pflichttreue und 
außerdem mit den ſpeziellen örtlichen Verhältniſſen ihres Wirkungs— 
kreiſes auf das Genaueſte bekannt ſind, wir haben einige Millionen 
Bauernhäuſer zu demoliren und einige hunderttauſend Gebäude an 
ihre Stelle zu ſetzen, wir haben für einige Millionen neues Wirt⸗ 
ſchaftsgeräth anzuſchaffen, wir haben das ganze Wegeſyſtem umzu⸗ 
legen, wir haben einige hunderttauſend Hektar, die ſih nur in Bauern: 
wirtſchaften ertragreich führen laſſen, in Wald zu verwandeln, wir 
haben ſelbſt die Erdoberfläche und den Untergrund zu ändern, damit 
wir dort Dampfpflüge modernſter Koͤnſtruktion führen können, wo 
jetzt der Boden zu uneben oder zu ie dafür iſt. Jetzt haben wir 
die materiellen Vorbedingungen geſchaffen, jetzt kommen die pſy⸗ 
chologiſchen daran! Doch gebieten wir unſerer Phantaſie Einhalt! 
Fragen wir lieber nach dem Ergebnis; ſteht einem ſolchen volkswirt— 
ſchaftlichen Aufwand auch eine entſprechende Ertragsſteigerung ent— 
gegen? 

Eine gewiſſenhafte Antwort kann nicht anders lauten als: Nein! 

Das Mittel, die zerſpliiternden Tendenzen des Kapitalismus auf 
dem Gebiete der Land wirtſchaft zu paralyſiren, ſind die landwirtſchaft— 
lichen Genoſſenſchaften, die nicht nur in organiſchem Wachs— 


) Dabei ſteigen noch die volkswirtſchaftlichen Koſt' n. 


a BB = 


thum die gezeichnete Aufgabe löſen werden, an der unfere konſtruk— 
tive Kraft ſcheitern würde, ſondern die auch einen weit fruchtbareren 
pſychologiſchen Untergrund haben, als der S uaatsbetrieb. 

Merkwürdigerweiſe will derſelbe Gen. Kautsky nichts von ihnen 
wiſſen, der früher die betreffenden Worte von der „Richtungs⸗ 
änderung in der Eigenthumsentwicklung“ gebraucht hat. 

Wir kommen nun zur Frage der Zu- oder Abnahme der Be⸗ 
ſitzenden. — Gerade in dieſem Punkt hat die Bernſtein-Diskuſſion die 
merkwürdigſten Blüten gezeitigt, die ſchönſte wohl jene Rede eines 
bekannten Genoſſen, Bernſtein rathe dem Arbeiter ſich etwas zu 
ſparen, was in etwas ,„wiſſenſchaftlicherer“ Form auch Gen. Luxem- 
burg vorbringt, indem ſie behauptet, der Bernſtein'ſche Sozialismus 
laufe auf den Plan hinaus, die Arbeiter an dem geſellſchaftlichen 
Reichthum theilnehmen zu laſſen, die Armen in Reiche zu verwandeln“. 
(S. 41.) — Offenbar hatte aber Bernſtein keinen anderen „Plan“, 
als mit guten ſtatiſtiſchen Gründen die Uebertreibungen zurückzudämmen, 
die wohl in Kautskys phantaſtiſcher Schilderung eines einzigen 
Rieſenkapitaliſten gipfeln, der über die geſammten Produktions⸗ 
mittel der Weltwirtſchaft verfügt. „Das Privateigenthum an den 
Produktionsmitteln führt in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft dahin, daß 
alle beſitzlos ſind, einen Einzigen ausgeſchloſſen“. (Er⸗ 
furter Programm, S. 83.) Allerdings wird dies gleich darauf einge— 


ſchränkt mit der Begründung, daß ſchon die bloße Annäherung an 


dieſen Zuſtand „die Leiden, Gegenſätze und Widerſprüche in der Ge— 
ſellſchaft zu einer ſolchen Höhe treiben muß, daß ſie unerträglich werden, 
daß die Geſellſchaft aus ihren Fugen geht und zuſammenbricht, wenn 
der Entwicklung nicht ſchon früher eine andere Richtung gegeben wird. 
Aber wenn auch dieſer Zuſtand in Wirklichkeit nicht vollſtändig er⸗ 


reicht werden wird, wir ſteuern ihm raſch entgegen, rajder. 


als die Meiſten glauben“. — Und das Beſtehen der kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft in 10, 20 oder 30 Jahren ſchien Kautsky damals 
(1892) ſchon zweifelhaft (ebenda S. 143). | 
Ohne uns auf die Spitzfindigkeiten einzulaſſen, mit denen der 
Staatsanwalt Kautsky den armen Sünder Bernſtein in Widerſprüche 
zu verwickeln ſucht, wollen wir zunächſt darauf hinweiſen, wie be— 
deutungslos eigentlich die Frage für das Ziel des Sozialismus iſt. 
Wenn ſich die ſozialiſtiſche Geſellſchaft als die für die große 
Majorität des Volkes vortheilhaftere erweiſen läßt, dann iſt es offen— 
bar gleichgiltig, ob die Beſitzenden zunehmen oder nicht, nur die Art 
der Herbeiführung des Sozialismus wird beeinflußt werden dadurch, 
ob die Anzahl derjenigen immer ſchneller wächſt, die nichts zu ver— 
lieren haben als ihre Ketten, denen nur durch eine plötzliche und 
allgemeine Expropriation geholfen werden kann oder diejenigen, die an 
einer allmählichen Umgeſtaltung der Geſellſchaft in der Richtung zum 


Sozialismus auf der Linie des geringſten Widerſtandes ein Intereſſe 


bejigen. 
Leider läßt ſich nun die Entwicklung der Beſitzvertheilung in den 
meiſten Staaten nicht direkt verfolgen. 


— 


— 
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Die engliſche Einkommenſtatiſtik gibt zwar auch Auskunft über 
die Quellen der gezählten Einkommen, alſo indirekt auch über den Be— 
ſitz, aber die will Kautsky ja als ungenau nicht gelten laſſen. — 
Allerdings hat auch Marx ſich dieſer Statiſtik als Hauptbeweis be- 
dient, ſo daß jener Vorwurf ihn ebenfalls trifft. 

Von direkten Erhebungen der Vermögen haben wir zunächſt die 
preußiſche Ergänzungsſteuerſtatiſtik.!“) Ein Vermögen über 6000 Mark 
beſaßen dennoch 1895/96 — 1, 152.332 Zenſiten (mit den Angehörigen 
4,347.875), 1896/97 — 1, 166.745 (reſp. 4, 379.951), 1897/98 — 
1,179.855 (4, 436.303). 

Die Zenſiten nahmen alſo in jedem Jahr um je zirka 13— 14 
Tauſend, die Geſammtzahl um zirka 42 reſp. 57 Tauſend zu. — Zu 
bemerken iſt, daß nur das Nettovermögen veranlagt iſt, alſo abzüglich 
aller Schulden, des Hausraths und überhaupt aller nicht als Zubehör 
zu Grundſtücken oder Anlage- und Betriebskapitalien erſcheinenden 
Werte 11) Die verhältnismäßig größte Vermehrung findet ſich bei den 
kleineren und mittleren Vermögen von 6000 — 20.000 Mark. Das iſt 
denn doch noch ein bischen von dem einzigen Rieſenkapitaliſten entfernt. 

Von großer Wichtigkeit für dieſe Frage iſt die Statiſtik der 
engliſchen Erbſchaftsſteuer, deren ſich Marx (neben der erwähnten Ein— 
kommenſteuer Schedula D.) als zweiten Beweiſes bedient. Offenbar 
kommt jedes Vermögen einmal zur Vererbung und wird jo der Statiſtik 
erreichbar. Die Erbſchaftsfälle ſind auch deshalb ſehr brauchbares 
Material, weil offenbar die Einflüſſe der wechſelnden Konjunkturen 
ſich wenig bemerkbar machen, thatſächlich zeigen ſie auch eine ſehr große 
Regelmäßigkeit ſowohl ihrer Zahl, als der relativen Beſetzung der 
einzelnen Vermögensklaſſen nach. Wir ſtellen nun aus der offiziellen . 
Statiſtik die Zahlen dreier Jahre nebeneinander, die je 5 Jahre aus— 
einanderliegen 2) 

07 0 / 


0 
in Pfund Sterling 1883/4 1888/9 1893/4 a 88°9 ‚9314 


von 100 — 1.000 28.385 31.013 36.918 678 694 704 
1.000— 4.000 8.213 8.370 9.623 196 187 18 
4.000— 10.000 2.856 2.876 3.276 68 65 62 
10.000— 50.000 2.029 2.012 2.19 49 45 42 
50.000 — 100.000 244 269 275 06 06 05 

100˙000— 500.000 134 155 156 03 08 03 
500.000 — 1,000. 000 7 7 11 00 00 00 
über 1,000.000 5 2 4 00 00 00 


10) Vgl. Mittheilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern im 
preußiſchen Staat, Berlin 1896—98. 

11) Es iſt leider aus der offiziellen Statiſtik nicht zu entnehmen, ob die nach 
§ 17 Nr. 1 und 2 freigeſtellten (zirka 265.000 Zenſiten mit Vermögen über 6000 
Mark) mitgezählt find oder nicht. Dagegen gibt die Statiſtik an, daß ihr Ver⸗ 
mögen nicht in der eg berückſichtigt iſt, was Herkner (vide Kautsky, S. 86) 

12) Vide Statistical Abstract for the United Kingdom, 1898. S. 39. — 
Die in dieſe Periode fallende Goſchen'ſche Reform (1889) hat nur den Steuerfuß 
erhöht und gewiſſe Extrabeſteuerungen eingeführt, nimmt alſo auf obige Zahl keinen 
Einfluß. 
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Wir ſehen aus dieſer Tabelle, daß die großen Vermögen von 
1000 Pfund (20.000 Mark) aufwärts ſich wenig geändert haben und 
relativ ſogar zurückgegangen ſind, während die kleineren und mittleren 
von 100 - 1000 Pfund (2000 — 20.000 Mark) bedeutend gewachſen 
find. Sie wuchſen von 1883/84 1893/94 um 30%, während die Be: 
völkerung von 1881 —1891 nur um 817% zunahm. Die kleineren 
und mittleren Beſitzenden wuchſen alſo mehr als drei⸗ 
mal ſo raſch als die Bevölkerung. Die Vermögen unter 100 
Pfund laſſen ſich leider nicht erfaſſen, doch ſollen ſie 1884/85 — 
15.270 und 1890/91 — 18.063 gezählt haben. 

Aber abgeſehen von dieſen direkten Zahlen gibt es zahlreiche 
Symptome, die auf eine Vermehrung der Beſitzenden hinweiſen. Kautsky 
iſt da auf einmal von ganz beſonderer ſtatiſtiſcher Strenge, der reine 
ſtatiſtiſche Cato, und lehnt jede Statiſtik, die nicht den Geſammtkreis 
der Thatſachen umfaßt, ab. Bekanntlich hat aber gerade Marx ſich der 
ſymptomatiſchen Statiſtik ſehr ſtark bedient, ja man hat darin ſogar 
eine Eigenthümlichkeit ſeiner ſtatiſtiſchen Methode erblickt. (Vgl. z. B. Wolf, 
Kapitalismus und ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung 1892. S. 141 und 
die Vertheidigung Marx in der Singer'ſchen Kritik des Buches.) 
Man weiſt z. B. auf die große Vermehrung des Kapitales der Spar- 
Vorſchuß⸗Unterſtützungskaſſen, Genoſſenſchaften ic. hin. Nun iſt es 
allerdings guter Ton in der Partei, derartige Dinge nur mit verächt— 
lichem Lächeln abzuweiſen. Gewiß ſind die Betrachtungen, die die liberale 
Oekonomie an dieſe volkswirtſchaftlichen Symptome knüpft, weit über— 
trieben, das iſt aber kein Grund für uns, ſie in Bauſch und Bogen 
zu verwerfen. Die Einwäude, die Kautsky in der „Agrarfrage“ gegen 
die Sparkaſſenziffern erhoben hat (Vermehrung der Spargelegen— 
heiten ꝛc.), ſind kaum gerechtfertigt, wie wir im Folgenden zeigen 
werden. 

Auch die Behauptung, die Arbeiter ſeien nur ſehr geringfügig 
daran betheiligt, iſt nicht haltbar. Der einzige Staat, wo eine Statiſtik 
der Einleger beſteht, iſt Rußland und dort entfällt ein hoher Perzent— 
ſatz auf Arbeiter, trotz des niedrigen Standes der Induſtrie. — Die 
Statiſtik der öſterreichiſchen Poſtſparkaſſe iſt dagegen nicht zu ver— 
wenden, weil dieſe noch anderen, als Sparzwecken dient (Checkverkehr). 
In Frankreich darf niemand bei einer oder mehreren Sparkaſſen mehr 
als ein Einlagebuch beſitzen, das auf Namen zu lauten hat, bei Strafe 
des Zinsverluſtes der ganzen Summe. Niemand darf ein größeres 
Guthaben, als 1500 Franks beſitzen. In England darf ebenfalls eine 
Perſon nur ein Buch und nicht mehr als 150 Pfund Guthaben be— 
ſitzen, bei ſonſtigem Zinsverluſt. N 

Bei den engliſchen Poſtſparkaſſen iſt das Maximum 200 Pfund, 
der Zinsfuß 2½ %. — Es iſt wohl begreiflich, daß bei ſolchen Be: 
ſtimmungen wenige Großkapitaliſten eine beſonders gute Kapitalsanlage 


berückſichtigen ſollte. Wenn man ihr Durchſchnittsvermö gen zu durchſchnittlich 
10.000 Mark anſchlägt, ſo kommt gerade das entgegenſetzte Reſultat heraus, als 
Herkner erhält. Das Vermögen der unteren Schichten überſteigt das der Millionäre um 
1000 Millionen Mark. 
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darin finden dürften! Wir finden nun, daß in Frankreich 1875 — 
515 Kaſſen beſtanden mit 660 Millionen Franks Einlagen, 1895 — 
544 Kaſſen mit 4148 Millionen. Gegen den Einwand Kautsky's, daß 
eben die Spargelegenheit noch immer vermehrt wird, ſpricht, daß von 
1885 — 1895 die Anzahl der Kaſſen (544) gleichgeblieben iſt, während 
ſich das Kapital faſt verdoppelt hat. In 10 Jahren (1885-95) iſt 
das Kapital von 2211 Millionen Franks auf 4148 Millionen ge⸗ 
ſtiegen, und das ſind lauter Einlagen unter 1500 Franks! Staats⸗ 
rentenbeſitzer gab es in Frankreich: 1830 — 195.570 mit 2023 Mill. Frks. 
(alſo Durchſchnittsbetrag 1035 Franks); 1852 — 810.901 mit 
2427 Mill. Frks. (Durchſchnitt 301 Frks. ); 1888 — 4,141.781 mit 
17408 Mill. Frks. (Durchſchnitt 180 Frks.) 


Es mag fein, daß das in Frankreich beſonders ſtarke Klein- 
bürger⸗ und Bauernthum daran mehr Antheil haben, als der Arbeiter, 
dann beweiſt dies aber wieder, daß wir doch etwas voreilig ſeinen 
Untergang prophezeit haben. 

Im Jahre 1889 gab es in England 5,279. 009 Sparkaſſeeinleger 
und 7, 180.461 Mitglieder der Friendly Societies. Nun wurden 1891 
überhaupt 6,146.901 Familien in England gezählt, ſo daß doch viel⸗ 
bern bie und da ein Arbeiter ſich unter den obgenannten „Kapitaliſten“ 

efindet. 


Wir wollen nun bei dieſer Gelegenheit gleich auch auf die Frage 
der Aktien-Geſellſchaften eingehen. Es iſt natürlich, daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht die engliſchen Verhältniſſe keine Analogie in Deutſchland finden, 
wo das Aktiengeſetz von 1884 das Nominale auf ein au von 
1000 Mark feſtſetzt. 

Ganz eigenthümlich iſt die Auffaſſung der Aktien-Geſellſchaften 
durch Kautsky. Man wäre verſucht, ſie „echt kleinbürgerlich“ zu neunen, 
wenn er in ihnen vor allem „das auserleſene Mittel Gimpel zu fangen 
und zu rupfen“ ſieht oder ſpäter die wachſenden Zahlen der Aktien- 
emiſſionen als Beleg für die ſteigende Spekulationswuth (). gebraucht. 

Auch iſt es ein merkwürdiger Widerſpruch auf derſelben 
Seite mit den Aktien-Geſellſchaften die Entbehrlichkeit des Kapitaliſten 
im Produktionsprozeß zu beweiſen und zuzugeben, daß die meiſten 
Aktien⸗Geſellſchaften eigentlich nur Privatunternehmungen eines Haupt⸗ 
aktionärs ſind, die mit Leihkapital betrieben werden, ſo daß die In— 
dividualverantwortlichkeit aufrecht bleibt. (Vide S. 103.) 

Ebenſolche theoretiſche Sicherheit und Konſequenz drückt ſich auch 
darin aus, daß Kautsky einerſeits dort, wo ihm die engliſche Statiſtik 
unangenehm iſt, erklärt, „es ſcheint, als ob England aufhörte, den 
Typus des kapitaliſtiſchen Induſtrialismus zu repräſentiren“, anderſeits 
zum Beweiſe der Verelendungstendenz des kapitaliſtiſchen Induſtrialis— 
mus nur ein einziges Beiſpiel und dieſes aus — England anführt. 
(Vide S. 93 und S. 117.) Die „Kunſt“, mit der dieſes Beiſpiel „her— 
geſtellt“ iſt, wird ſpäter beleuchtet werden. Wenn aber Kautsky meint, 
England „werde immer mehr eine Art Thiergartenviertel der Welt“, 
ſo übertreibt er eine richtige Tendenz in maßloſer Weiſe. Sir Rob. 
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Giffen 13) ſchätzte 1893 das engliſche Volkseinkommen auf 1400 bis 
1500 Mill. Pfd. Sterl., aus dem Ausland kommen 80 — 100 Mill. 
Pfd. Sterl. Uebrigens machen England das alle übrigen kapitaliſtiſchen 
Länder mit fortſchreitender Entwicklung nach. Beſteht denn der Kapitalis— 
mus in einem Abſchluß von der Weltwirtſchaft? Die meiſten öſterrei— 
chiſchen Bahnen ſind mit franzöſiſchem, belgiſchem, holländiſchem Geld 
gebaut, im ganzen Oſten breitet ſich das Kapital aus ꝛc. So wird 
Kautsky dazu gelangen, nur mehr die Türkei, den Balkan und etwa 
Oeſterreich als Muſterländer „des kapitaliſtiſchen Induſtrialismus“ zu— 
zulaſſen. 

Was den Einwand betrifft, Bernſtein habe keine Verſchiebungen 
in der Aktienzerſplitterung, ſondern nur „Durchſchnitte“ — einmalige 
Zahlen — gegeben, ſo können wir auch damit dienen. 

Finanzminiſter Goſchen hat 1886 einen Vortrag über die Ein— 
kommenvertheilung gehalten, der gewiß jeden Leſer durch die Nüchtern— 
heit des Blicks und ſtrenge Sachlichkeit angenehm berührt. 

Er unterſuchte u. a. 12 Aktiengeſellſchaften auf ihre Verhältniſſe 
in einer 10jährigen Periode. Die Geſellſchaften wurden aufs Gerade— 
wohl herausgegriffen, es befanden ſich darunter eine Verſicherungsge— 
ſellſchaft, eine Bank, ein Waſſerwerk, eine induſtrielle Unternehmung 
u. ſ. f. 1876 war das geſammte eingezahlte Kapital 5,171.649 Pfund 
Sterling, 1886 betrug es 6,501.582 Pfd. Sterl., ſomit ein Zuwachs 

von 25%. Aber die Aktionäre nahmen in derſelben Zeit 

von 11.667 auf 20.083 zu, ſomit um 72%. Das Durchſchnitts— 
kapital eines Aktionärs ſank dadurch von 443 Pfd. Sterl. auf 323 
Pfd. Sterl. 14) 

Die 182.500 Aktien der Bank von Paris waren 1857 in 10.611 
Händen, 1892 in 27.931. 

Ich möchte mich nicht dem Vorwurf ausſetzen, dieſe Verhältniſſe 
zu optimiſtiſch zu beurtheilen. Liberale Oekonomen haben uns Daten 
über die Vertheilung von Aktien unter die engliſche Arbeiterſchaft ge— 
liefert, die ich, obwohl ſie gewiß intereſſant ſind, doch übergehen will. 
Mein perſönlicher Eindruck aus den letzten engliſchen Erhebungen — 
insbeſondere der Royal Commission on Labour — iſt der, daß die 
Arbeiter Geld lieber andersweitig — hauptſächlich in Building Societies, 
Genoſſenſchaften ꝛc. — anlegen als in Aktiengeſellſchaften. Aber mag 
ſich die gewiß ſehr große und wachſende Schar der Aktionäre aus 
welchen Klaſſen immer rekrutiren, keinesfalls dürfen wir uns auf den 
bornirt kleinbürgerlichen Standpunkt der Antiſemiten und Zünftler 
ſtellen, die in den Aktiengeſellſchaften blos ein Mittel des „jüdiſchen“ 
Gropkapitals ſehen, dem „kleinen Mann“ das Geld aus der Taſche 
zu locken. 

Wir haben bisher abgeſehen von der Landwirtſchaft, in der die 


13) Vide Royal Commission on Labour (sitting as a whole), Minutes of 
Evidence, 1893 (69513). 
Vide The Presidents Inaugural Adress in dem Journal of the R. Sta- 
tistical Zociet, 1887. S. 597. — Auch die anderen Daten des Vortrags ſind 
ſehr beachtenswert. ö 
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Zunahme der Beſitzenden kaum beſtritten wird; ich geſtatte mir nur 
auf eine Berechnung hinzuweiſen, die bezüglich der am Hypothekarkapital 
Betheiligten angeſtellt wurde, und in der ihre Anzahl in Oeſterreich zu 
ungefähr 4 Millionen ermittelt wird, die größtentheils der ländlichen 
Bevölkerung ſelbſt angehören.!“) 

Es wird in dieſer Berechnung nachgewieſen, daß die Anzahl 
der am Hypothekarkapital Betheiligten fortdauernd ſchnell wächſt, daß 
der Antheil des Großkapitals daran faſt verſchwindet, daß 
die Behauptung Kautskys in der „Agrarfrage“, die Konzentration des 
Bodens in Form von Hypotheken ſei aufs ſchärfſte ausgedrückt und 
werde gar nicht beſtritten, einfach lächerkich iſt. Doch ſiehe da! Auf 
Si. 77 feines neuen Buches marſchirt wieder das khypothekenbeſitzende 

Kapital auf und „dieſer Konzentrationsprozeß iſt“ ſchon 
wieder „unbeſtritten“!! N 

Wenn Hertz die erſte Behauptung Kautskys in der „Agrarfrage“ 
lächerlich nannte, ſo muß ich geſtehen, daß dieſe ſanfte Bezeichnung 
auf dieſe Wiederholung einer als falſch nachgewieſenen Thatſache, deren 
Widerlegung Kautsky genau bekannt iſt, nicht mehr paßt und 
der wiſſenſchaftliche Ruf unſerer Theoretiker durch derartige — Künſte 
kaum gewinnen wird. | | 

Doch wenden wir uns der Glanzleiſtung Kautskys zu, feiner Be— 
handlung der Verelendungstheorie. 

Eine Einleitung dazu bildet der Abſchnitt über die Verwendung 
des Mehrwerts, in dem Kautsky ſeine ganze Schilderungskraft auf— 
bietet, um uns plauſibel zu machen, daß die ſteigende Produktion der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft durchaus nicht von den Maſſen verbraucht, 
ſondern von den Kapitaliſten vergeudet wird. Unter dieſe „Vergeudung“ 
rechnet er z. B. auch die Anforderungen für die moderne ſtädtiſche 
Hygiene, wie überhaupt den für Erhaltung der Städte gemachten Auf— 
wand. (S. 107è8.) Daß die Städte durch ihre Konzentration und 
Zentraliſation der ökonomiſchen und politiſchen Faktoren eine ganz 
ungeheure Kräfteerſparnis bedeuten, überſieht Kautsky, vielleicht beſſer 
geſagt: will K. nicht ſehen. Kautskys Begeiſterung für die Aufhebung 
des Unterſchiedes zwiſchen Stadt und Land erinnert uns an ſeine gleich— 
laufende für des Urrind. In der „Agrarfrage“ geht er nämlich in 
ſeinem Eifer gegen den Kapitalismus ſo weit, dieſem die Verantwor— 
tung für die — Viehſeuchen anzuhängen, weil die moderne Züchtung 
das Vieh widerſtandsunfähiger gemacht hätte! Auch für nichtlandwirt— 
ſchaftliche Leſer iſt es unnöthig, die Komik dieſer Idee durch einen 
Kommentar hervorzuheben. a f 

Einigermaßen merkwürdig iſt auch ſein Einwand (S. 112), das 
Mehrprodukt werde eben in neuen Maſchinen, Fabriken ꝛc. angelegt, 
aber beileibe nicht von den Maſſen konſumirt. Und das Produkt dieſer 
Fabriken ſind wieder nur Maſchinen und neue Fabrikseinrichtungen, 
und dieſe produziren wieder nur Maſchinen ꝛc. und ſo fort. 

Aber durchaus nicht dürfen neue Lebensmittel, neue Bekleidungs— 


15) Vide Fr. Hertz, „Agrar. Fragen im Verhältnis zum Sozialismus“. 1899. 


— 384 — 
ſtoffe, neue Maſſenartikel aller Art produzirt werden, ſoweit nicht der 
Kapitaliſtenbauch damit gefüllt werden kann. 16) 

Wir behandeln auch die Frage der Einkommensvertheilung nach 
der Steuerſtatiſtik nur kurz, da hier die Tendenz der vorgeſchrittenſten 
Länder zur Abnahme der kleinſten und zur Zunahme der mittleren und 
großen Einkommen feſtſteht. Kautsky beſchränkt ſich hier darauf, einer- 
ſeits die Zuverläſſigkeit der Statiſtiken anzuzweifeln oder durch Berech⸗ 
nung geeigneter Verhältniszahlen eine „relative“ Abnahme der mittleren 
Einkommen oder ein „relatives“ Zurückbleiben ihres Wachsthums 
hinter dem der anderen nachzuweiſen. Was die erſtgenannte Methode 
anbelangt, vergißt Kautsky, daß das eine ſehr zweiſchneidige Waffe iſt. 
Ueberhaupt fällt ja nicht Bernſtein der Beweis des Nichtvorhan— 
denſeins der von Kautsky behaupteten Tendenzen, ſondern 
Kautsky derjenige zu, ſeine Behauptungen auch zu beweiſen. 
Wenn er alſo ſein eigen es Material für unzuverläſſig erklärt, kann 5 
uns recht ſein. 

Nicht „recht“ iſt es uns dagegen, wenn Kautsky ſtatiſtiſche Me⸗ 
thoden, deren Unzuläſſigkeit man ihm wieder holt vorgehalten hat, 
immer wieder anwendet. So berechnet er mit Vorliebe, wenn die Ver: 
änderung der Bedeutung verſchiedener Größenklaſſen für die Geſammt⸗ 
heit zu finden iſt, die Prozentzahlen ihres Zuwachſes und vergleicht 
dieſe miteinander. Schon Bulgakow hat in ſeiner Kritik der „Agrar— 
frage“ (vide Brauns Archiv 1899) dieſe Methode gekennzeichnet. Es 
mag eine Klaſſe, die zum Zeitpunkt A mit 100.000 beſetzt ſein, zum 
Zeitpunkt B auf 120.000 (alſo um 20%) wachſen, während eine 
Klaſſe, die mit 2 beſetzt iſt, von A bis B auf 6 (alſo um 200%) 
wachſen. 

Es mag dies durch Zufall geſchehen, der bei ſo kleinen abſoluten 
Zahlen eine große Rolle ſpielt. Es mögen etwa ein paar Gutsbeſitzer 
mit je 990 ha je 10 ha zukaufen oder pachten und die Klaſſe der Be— 
triebe über 1000 ha wächſt um hunderte Perzente. 

Für die Geſammtzahl iſt trotzdem Klaſſe J an Wichtigkeit ſtärker 
gewachſen als Klaſſe II. Kautsky aber kann triumphirend verkündigen: 
Klaſſe Inimmt „relativ“ ab, Klaſſe II verdrängt fie mit zehn⸗ 
mal ſchnellerem Zuwachs als Klaſſe I aufmeift. 

Illuſtriren wir dies: 

Kautskh bringt folgende Tabelle Herkners !): 

Im Königreich Sachſen betrug die Zahl der hee phy⸗ 
ſiſchen Perſonen: 


Mit einem Einkommen 1879 1894 Zunahme 
von in % 

bis 800 Mark 828.686 973.257 17˙3 

800 — 1.600 165.362 357.974 116˙4 


16 Wir verweiſen der Kürze halber auf die vortreffliche Abhandlung von 
R. E. May „Der Konſum der Maſſen ꝛc.“, Leipzig 1899, in der Kautsky ſchlagend 
widerlegt iſt. 

17) inder ſich übrigens ein die Rechnung ſtörender Druckfehler befindet, 
ſtatt 972.257 und 143.571 hat es zu heißen: 973.257 und 144.571. 
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Mit einem Einkommen 1879 1894 Zunahme 8 
von in / 
1.600 — 3.300 61.810 106. 136 71˙6 
3.300 — 9.600 24.072 41.890 74˙0 
9.600 54.000 4.683 10.518 154˙4 
über 54.000 238 886 2720 


Die Beſetzungsunterſchiede find alſo zwar nicht jo grell, wie fie 
oben der Veranſchaulichung wegen gewählt wurden, aber immerhin 
große. (Bei der Vergleichung der landwirtſchaftlichen Betriebe kommen 
noch viel größere Unterſchiede vor, vide Bulgakow a. a. O.) Dieſe 
Tabelle ſoll nach Kautsky beweiſen: „daß am raſcheſten die Lohnarbeiter⸗ 
ſchaft und die große Bourgeoiſie zunehmen und die zwiſchen ihr 
liegenden Schichten relativ abnehmen“. Allerdings war 
früher nicht nur von einer „relativen“ Abnahme, ſondern von einem 
„völligen Verſchwinden“ — was doch wohl „abſolute“ Ab⸗ 
nahme bedeutet, die Rede. 

Wir bitten alſo höflichſt, in Zukunft den „relativen“ Sprach— 
gebrauch immer deutlich zum Ausdruck zu bringen und ſich etwa ſo 
auszudrücken: Die Mittelſchichten nehmen ab — relativ, die Gegen⸗ 
ſätze verſchärfen ſich — relativ, die Maſſe des Volkes verelendet in 
fürchterlicher Weiſe — relativ, bald gibt es nur mehr einen Rieſen⸗ 
kapitaliſten, und lauter Beſitzloſe — relativ u. |. w. Im letzten Bei⸗ 
ſpiel ſchlägt das „Relative“ ſchon eher ins „Myſtiſche“ um. 

Das Beſte daran iſt aber, daß die Sache auch „relativ“ nicht 
geht, wie Kautsky will, wenn man nämlich die ſtatiſtiſchen Grund: 
regeln befolgt. Berechnen wir daher für dieſelben Klaſſen den jedes⸗ 
maligen Prozentantheil an der Geſammtſumme, wie es richtig ges 
ſchehen muß. 

Wir erhalten alſo folgende Tabelle: 


Die Einkommen vertheilen fi f die einzelnen Klaſſen in 
Prozenten: 


Einkommen: 1879: 1894: 
bis 800 Mark 76˙3 65-30 | A 
800 — 1600 15˙2 24.03 [Nach dem „ftatift, Jahrbuch für 
16003300 „ 57 a ee 
3300-9600 „ 2-3 2:79 = A 
über 9600 „ 05 0:77 


Das Wunder ift vollbracht! Sobald man nur die Aus: 
ſagen der Statiſtik nicht „kunſtvoll“ ins direkte Gegentheil verdreht, 
findet ſich nur bei den kleinſten Einkommen eine große Abnahme 
(— 11%), während alle Klaſſen, auch die Mittelſchichten, nicht 
nur abſolut, ſondern auch relativ ſehr ſtark wachſen. 

Möge Genoſſe Kautsky noch viele Bücher ſchreiben, aber etwas 
reinere Statiſtik, wenn man bitten darf!! 

Beginnen wir alſo jetzt mit einer kritiſchen Würdigung des 


Kapitels in Kautskys Buch, das direkt der r ge⸗ 
widmet iſt. 
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| Genoſſe Kautsky müßte dieſe Theorie eigentlich mit bejonderer 
Ungnade anblicken, denn ſie war es, die zuerſt die „Ketzerei“ anregte, 

ſie wurde von kritiſchen Parteigenoſſen ſchon lange vor Bernſtein an⸗ 

gegriffen 18) und nur unwirkſam vertheidigt. So konnte Bernſtein wohl 
ſagen, daß dieſe Theorie ſo ziemlich allgemein aufgegeben ſei, weshalb 
er ſich nicht näher mit ihr beſchäftigt. Aber der muthige Ritter Kautsky 
nimmt gerne Handſchuhe auf, die niemand hingeworfen hat, und dieſer 
Gewohnheit verdanken wir das nette Kapitel, das wir jetzt würdigen 
wollen. 

Die Verelendungstheorie wurde mehr als jede andere „uminter⸗ 
pretirt“. Unzweifelhaft nahm man zuerſt ein abſolutes und rela⸗ 
tives Steigen des Elends, des Proletariats der unterſten Stufe auf 
Koſten der beſſergeſtellten Theile des Proletariats und der Mittel⸗ 
ſchichten an. Später, als man die Hebung eines Theiles der Arbeiter: 
ſchaft nicht mehr leugnen konnte, interpretirte man ſie im Sinne eines 
blos abſoluten Wachsthums der elenden Schichten — dieſelben Leute, 
die ſonſt auf dem „relativen“ Abnehmen der Mittelſchichten herum— 
reiten (vide früher!), werden jetzt ſehr „abſolut“ und laſſen die „rela⸗ 
tive“ Abnahme der Elendsarmee durchaus nicht gelten. Später verſteht 
man ſie auch derart, daß der Wohlſtand per Kopf der Arbeiterklaſſe 
zwar fortſchreite, aber nicht ſo ſchnell als der der Kapitaliſten — 
alſo wieder eine Art „relativer“ Verelendung. Kautsky endlich bedient 
ſich der beiden letzten Auslegungen und fügt noch eine dritte hinzu, 
wonach die „Verelendung“ blos die den Arbeiter niederdrücken⸗ 
den Tendenzen ausdrücke; alſo muß ſie wohl gelten, ſelbſt wenn 
der Arbeiter dieſen Tendenzen ſiegreich Widerſtand leiſtet und eine 
beſſere Lage ſich erobert — die Verelendungstendenz, die wir 
zum Unterſchied von der abſoluten und relativen wohl nicht 
unpaſſend die „tendenziös ſe“ Verelendung nennen wollen, b 
nichtsdeſtoweniger beſtehen. 

Wie die vielumſtrittene Marxſtelle zu verſtehen iſt, iſt für uns 
nicht zweifelhaft; wer noch einen Augenblick an der Bernſtein'ſchen 
Auffaſſung zweifelt, leſe die auf S. 125 des Kautsky'ſchen Buches 
zitirte Stelle aus Marx, in der jene die vollſte Beſtätigung findet. 
„Die Akkumulation von Reichthum auf dem einen Pol iſt alſo zu— 
gleich Akkumulation von Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwiſſenheit, 
Brutaliſirung und moraliſcher Degradation auf dem Gegenpol ꝛc.“ 
Sollte wirklich die Akkumulation im Vorderſatz im abſoluten und rela⸗ 
tiven Sinne, im Nachſatz aber blos im „relativen“ oder „tendenziöſen“ 
Sinne verſtanden werden? Was den Nachſatz in dem anderen Zitat 
betrifft, wo von der wachſenden „Empörung der ſtets anſchwellenden 
und durch den Mechanismus des kapitaliſtiſchen Produktionsprozeſſes 
ſelbſt geſchulten, vereinten und organiſirten Arbeiterklaſſe“ die Rede 


18) Soeben hat nach Zeitungsberichten einer der älteſten Genoſſen, Reichs⸗ 
rathsabgeordneter Hannich, der auf dem Brünner Parteitag über Arbeiterſchutz 
referirte, die Verelendungstheorie ausdrücklich für aufgegeben erklärt, 
ohne daß er Wideripruch fand. Ebenſo bemerkte er, daß nicht der „verelendete“, 

ſondern der beſſergeſtellte Arbeiter leichter zu gewinnen ſei. 


ei BAT 


iſt, ſo können wir darin nirgends eine 105 phyſiſche Erhebung ange⸗ 
deutet finden. Wir beziehen den Satz einerſeits auf die Herſtellung der 
pſychologiſchen Bedingungen für die ſozialiſtiſche Produktion durch die 
Kooperation innerhalb der Werkſtatt, andererſeits auf eine gewiſſe 
moraliſche Hebung, die ſich im Klaſſenbewußtſein und im politiſchen 
Kampf äußert. Kautsky hat dies in früheren Schriften vortrefflich aus⸗ 
geführt, aber betont, daß mit dieſer moraliſchen Hebung eine fort⸗ 
ſchreitende öfonomifche Verelendung verbunden ſein mag.1?) 

Daß „gerade in den vorgeſchrittenſten kapitaliſtiſchen Ländern 
eine allgemeine Zunahme phyſiſchen Elends nicht mehr zu konſtatiren 
iſt“, ja, daß „es dort ſogar im Rückſchreiten begriffen iſt“, daß „die 
Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen heute eine höhere iſt, als ſie 
vor fünfzig Jahren war“, alles das gibt Kautsky zu. Trotzdem bleibt 
die „tendenziöſe“ Verelendung beſtehen; „in dem Sinne einer Tendenz, 
einer auf dem Boden der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft unausrottbaren 
Tendenz, die ſtets maſſenhafter ſich geltend macht, iſt das Wort von 
der Zunahme des Elends und der Knechtung, wie der Empörung voll⸗ 
kommen richtig“. (S. 116.) 

Dieſe Auffaſſung iſt umſo merkwürdiger, als Kautsky ſehr wohl 
weiß, daß es geradezu ein Lebensintereſſe der vorgeſchrittenſten Indu⸗ 
ſtrien iſt, die Arbeiter nicht verelenden zu laſſen, ſie im Gegentheil 
zu einer höheren Stufe emporzuheben, auf der ſie erſt die intenſivſte 
und intelligenteſte Arbeit liefern können, deren das ausgebildete mo⸗ 
derne Maſchinenweſen bedarf. Ein Fabrikant — Robert Owen — 
war es, der zuerſt auch dieſen Gedanken, wie manchem anderen welt— 
bewegenden, thatkräftigen Ausdruck gab, einige der größten Unter: 
nehmer, beſonders Lord Braſſey und der Amerikaner Schoenhoff waren 
es, die ein geradezu erdrückendes Material dafür lieferten, daß die 
konkurrenzfähigſte Induſtrie die mit den höchſten Löhnen und gün⸗ 
ſtigſten Arbeitsbedingungen iſt. England iſt es, das mit feiner „Ar⸗ 
beiterariſtokratie“ alle anderen Länder, die ſchlechtere Arbeitsbedin⸗ 
gungen haben, überlegen ſchlägt. Der öſterreichiſche Weber bedient einen 
Webſtuhl, der deutſche ſchon vielfach zwei, der Engländer drei und 
vier, und eben kommt eine neue Erfindung in Amerika auf, die 
einen Arbeiter zweiunddreißig Webſtühle bedienen läßt. 20) 
Mit Recht hat die „Arbeiter: Zeitung” als Hauptargument beim letzten 
Brünner Streik immerfort wiederholt, daß der Zehnſtundentag die 
öſterreichiſche Textilinduſtrie erſt konkurrenzfähig machen würde. Dies 
erkennt auch Kautsky an, aber er meint, Fabrikanten, die dies er⸗ 
kennen, wären doch immer nur weiße Raben unter den Unter⸗ 
nehmern! Weiße Raben dort, wo es ihren eigenen Vor⸗ 
theil, ja ihre Konkurrenzfähigkeit gilt!! Die erwähnten 
Forſchungen beſonders Schultze⸗Gaevernitz' haben erwieſen, daß es die 


19) Vide „Erfurter Programm“ 1893. S. 193, 198, 200. 

20) Vide ganz beſonders die Schriften von Brentano, Verhältnis von 
Arbeitszeit ꝛc. 1894, ferner Schultze⸗Gaevernitz, Der Großbetrieb 1893. 
Einige Ausführungen auch in dem zitirten Vortrag in den „Deutſchen Worten“ 
1899. — Ä 
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Nöthigung für England, am Weltmarkt mitzubieten, war, durch die es 
zur Hebung der Lage ſeiner Arbeiter gezwungen wurde. Man muß 
ſolche große Wandlungen in den ökonomiſchen Anſchauungen nicht nach 
Aeußerungen beurtheilen, die vielleicht in der Hitze des Lohnkampfes 
fallen. : 

Mas für eine intranfigente Haltung nahmen nicht die böhmiſchen 


Textilinduſtriellen während des Brünner Streiks ein, obgleich mehrere 


Fabrikanten die Forderungen ſchon lange bewilligt hatten und einer 
ſeine überaus günſtigen Erfahrungen mit der verkürzten Arbeitszeit 
in einem Aufſehen erregenden Artikel veröffentlichte. Jene aber wollten 


nichts von Nachgeben während des Streiks wiſſen und verpflichteten ſich 


durch hohe Konventionalſtrafen zu einer ablehnenden Haltung. Der 
Streik endigte mit einem großen mo raliſchen Erfolg der Arbeiter, 
wenngleich die materiellen Erfolge verhältnismäßig gering waren. 
Aber ſiehe da! Wenige Wochen nach dem Streik bewilligte ein Unter⸗ 
nehmer nach dem anderen den angeſtrebten Zehnſtundentag und der 
Reichenberger Unternehmerverband gäb ſeinen Mitgliedern die Ein⸗ 
führung frei, obgleich eine neuerliche Streikbewegung nicht zu erwarten 
war. Es iſt wahr, daß keineswegs alle Induſtriezweige eine ähnliche 
Hebung der Lage der Arbeiter erfordern, jene, in denen es auf große 


Maſſen roher Arbeit ohne Intelligenz ankommt, find hier nicht mitzu⸗ 


zählen. Es iſt wahr, daß die Erkenntnis deſſen, was in dieſer Bezie— 
hung ihnen ſelbſt nützt, den Unternehmern nicht ſowohl durch theoretiſche 
Bücher, als durch den ſehr praktiſchen und handgreiflichen Anſchauungs⸗ 
unterricht beigebracht werden mußte, den ihnen die Gewerkſchaften und 
das ſtaatliche Eingreifen zu Theil werden ließen. Aber nichtsdeſto⸗ 
weniger ſteht wenigſtens in den vorgeſchrittenſten kapitaliſtiſchen Ländern 
dieſe Ueberzeugung, daß eine hochſtehende Induſtrie auch hochſtehende 
Arbeiter brauche, abſolut feſt. In England oder Amerika denkt 
heute kein Fabrikant, der ſeine fünf Sinne beiſammen hat, daran, 
etwa Maſchinenbauer, Baumwollweber, Tiſchler, Buchdrucker, Töpferei= 
arbeiter u. dgl. zu „knechten und degradiren“, fie zu „millenlojen 
Sklaven zu machen“, wie Kautsky meint. Die deutſchen Unternehmer 
werden allerdings noch manche Lektion lernen müſſen, die ihre eng— 
liſchen Brüder ſchon längſt verdaut haben. Es ſteht alſo feſt: Für 
den Fabriksarbeiter in vorgeſchrittenen Ländern und Induſtrien kann 
jene „tendenziöſe“ Verelendung kaum erwieſen werden, noch weniger 
irgend eine Art der phyſiſchen. Die große Elendsarmee unſerer Groß— 
ſtädte, beſonders auch Londons und New⸗Porks, rekrutirt ſich nicht 
aus dieſen Schichten, ſondern aus ungelernten Arbeitern, Heimarbeitern, 
Arbeitsunfähigen ꝛc. 

Auf dieſe letzteren Schichten bezieht ſich eigentlich auch Webb, 
den Kautsky zitirt. Merkwürdig! Einige Seiten früher, wo das Bei- 
ſpiel Englands von Gegnern angerufen wird, beeilt ſich Kautsky ſich 
zu ſalviren, indem er die kühne Behauptung ausſpricht, England könne 
immer weniger als Muſterland des Kapitalismus gelten. Und hier bei 
der Behandlung der Verelendungstheorie muß es plötzlich wieder das 
einzige Beiſpiel liefern, das Kautsky auftreiben konnte, hier iſt es auf 
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einmal doch wieder „das Muſterland“! Ja, Bauer, das iſt ganz 
was anderes! | | 

Betrachten wir aber die Stelle etwas näher! 

Webb erklärt dort, daß, obſchon eine bedeutende Schicht der Lohn⸗ 
arbeiterſchaft ſeit 1837 große Fortſchritte gemacht hätte, doch andere 
Schichten zurückgeblieben ſeien, und daß, obwohl die Anzahl der „Ver⸗ 
elendeten“ (nämlich der niedrigſt gezahlten Arbeiter) heute relativ 
geringer ſei, als vor 60 Jahren, doch infolge der großen Volks⸗ 
zunahme ihre Zahl abſolut gewachſen ſei. Ueber die merkwürdige 
Methode, je nach Belieben bald den „abſoluten“ bald den „relativen“ 
Bewegungen die Entſcheidung zuzumeſſen, haben wir ſchon geredet. 
Der Mittelſtand wächſt „abſolut“, aber das macht nichts, er fällt 
ja „relativ“ (wenigſtens nach Kautskys ſtatiſtiſcher Kunſt!), darauf 
kommt es an, die „Verelendeten“ fallen „relativ“, aber das macht 
nichts, ſie wachſen ja „abſol ut“, darauf kommt es an. Merkt es 
Euch, Ihr Logiker und Pedanten! 

Aber weniger leicht als Kautkys Methode, können wir das 
Webb'ſche Zitat ſelbſt nehmen. Während Webb für alle übrigen Be: 
hauptungen reiches Material vorbringt, bleibt er dieſes uns gerade 
hier ſchuldig, die Behauptung wird mmehreremal, aber ſtets ohne 
Beweis, als reine Annahme ausgeſprochen. Webb leitet ſeine 
Behauptung aus den Forſchungen Charles Booth über London ab, 21) 
indem er ihre Ergebniſſe auf ganz England bezieht. Wenige Zeilen 
nach dem von Kautsky gebrachten Zitat erklärt er, daß vor allem das 
Schwitzſyſtem der Grund dieſes Elends ſei, wie es hauptſächlich im 
Londoner Eaſtend gedeiht, und daß es nicht der vorgeſchrittene 
Kapitalismus, ſondern gerade die Thatſache ſeiner noch 
zu geringen Entwicklung ſei, die man anklagen müſſe! 

Kautsky hätte ehrlicherweiſe dieſen Satz dazuſetzen 
ſollen! Es heißt da u. A., daß „es gerade der verderbliche Einfluß 
des veralteten Kleinbetriebes iſt, der vielleicht die Haupturſache 
der induſtriellen Desorganiſation iſt. Ehe wir nicht die Ueberreſte dieſes 
Syſtems vollkommen zu vertilgen im Stande find, können wir auch 
nicht hoffen, ſeine unglücklichen Opfer auf die hohe Stufe zu 
erheben, zu der ihren glücklicheren Brüdern die Ma⸗ 
ſchineninduſtrie und der Welthandel verholfen hat“. 22) 

Webb ſagt hier gerade das Gegentheil von dem, was 
Kautsky ihm zuſchiebt. Nicht die vorgeſchrittene kapitaliſtiſche Pro⸗ 
duktionsweiſe, ſondern die rückſtändige Form des Kapitalismus, hat 
das traurige Reſultat gefördert, das Webb konſtatirt, und gerade von 
der fortſchreitenden Verdrängung des Handwerks durch die Maſchine 
erhofft er gründliche Beſſerung. 

Was aber die erwähnte Behauptung Webbs ſelbſt anbelangt, 
wird uns ein begründeter Zweifel wohl geſtattet ſein. Webb hat, wie 
er ſelbſt ſagt, vor allem die Sitze der Heimarbeit und unter dieſen 

21) Vide Webb, Englands Arbeiterſchaft, 1837 und 1897 (Ueberſetzung 


1898, S. 9/10). 
22) Etwas genauer überſetzt nach dem engliſchen Original. 
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hauptſächlich wieder London im Auge. Gerade in London aber treten 
Faktoren in Wirkſamkeit, für die weder der Kapitalismus noch fonft. 
irgend welche ökonomiſche Urſachen verantwortlich gemacht werden 
können. Was kann z. B. der Kapitalismus dafür, daß das elendeſte 
Judenproletariat der ganzen Welt, die ausgetriebenen ruſſiſchen, polni⸗ 
ſchen, rumäniſchen Juden, nach London ziehen und dort die Löhne 
gewiſſer Arbeiterkategorien auf eine jämmerliche Stufe drücken? Allein 
im Jahre 1890—91 wanderten 10— 12.000 ruſſiſche und polniſche 
Juden ein, 23) die ſich hauptſächlich nach London wandten und dort 
„Schwitzer⸗ der ärgſten Sorte wurden. In New⸗York gibt es zirka 
200.000 derartige Proletarier. 

Wollten wir nach den grauenhaften Bildern des Londoner East- 
Ends ganz England beurtheilen, ſo wäre dies ebenſo unwiſſenſchaftlich, 
wie das Vorgehen jener Liberalen, die die außerordentlich günſtigen 
Verhältniſſe gewiſſer nördlicher Grafſchaften, Oldhams u. ſ. w., ge⸗ 
wiſſer Bergwerks-, Spinnerei⸗ und Töpfereidiſtrikte als Typen für das 
ganze vereinigte Königreich hinſtellen, und wir müſſen dulden, daß man 
unſerem Heimarbeiter den oberſten Rang der Arbeiterariſtokratie, ge⸗ 
wiſſe Metallarbeiter ꝛc., gegenüberſetzt. 

Wenn Webb hier irrt, fo iſt nicht er, ſondern der vollitändige 
Mangel einer engliſchen Betriebs- und Berufsſtatiſtik dafür verant⸗ 
wortlich. Auch ſeine Schätzung der Verhältniſſe von 1837 krankt daran, 
daß er immer nur induſtrielle Verhältniſſe im Auge hat und die unge⸗ 
heueren, tiefen Schichten des engliſchen Ackerbauproletariats, deſſen 
Lage uns Marx erſchütternd gekennzeichnet hat, ebenſo die iriſchen 
Hungerpächter, die mit dem Untergang ringenden Handwerker, Hand⸗ 
weber ꝛc. ganz vergißt. Eine hervorragende Autorität, Sir R. Giffen, 
hat vor der kgl. Arbeitskommiſſion mit Berückſichtigung dieſer Verhält- 
niſſe die Anzahl der wöchentlich unter 20 Shilling?) verdienenden 
Männer für 1893 auf zirka 25%, für 50 Jahre vorher auf zirka 
50—60 % geſchätzt. (Dabei ſind die Hauptlebensmittel im Preis meiſt 
gefallen.?) Da aber die Bevölkerung heute nicht doppelt jo groß iſt 
als damals, folgt auch eine abſolute Abnahme der „elenden Schichten“. 

Dies läßt ſich auch aus anderen Anzeichen mit größter Sicher⸗ 
heit ſchließen. Das Durchſchnittsleben hat ſich beim Mann in zirka 30 
bis 40 Jahren um 2 Jahre, das der Frauen um nahezu 3½ Jahre 
verlängert. Die Zahl der Armen betrug in England und Wales 
1855/9 — 47 der Bevölkerung, 1885/9 nur mehr — 2°8°/,. 

Dabei iſt es abſolut falſch, wenn von manchen Seiten dies durch 
eine angeblich härtere Behandlung der Armen zu erklären verſucht wird. 
Dieſe hat ſich ſehr ſtark gehoben (vgl. einen trefflichen Aufſatz Bern⸗ 
ſteins in der „Sozialen Praxis“, 1897), die Aufwendungen per Kopf 


23) Vide Minutes of Evidence taken before the Royal Commission on 
Labour (sitting as s whole) 1893. (7002 —4). 

20 20 Shilling per Woche (20 Mark) nimmt auch Ch. Booth als Grenze 
der tiefſten Armuth. j 

25) Vide Beweis in Giffen, Essays in Finance, Second Series, 3. ed 
London, 1890, p. 376—386. 


) 
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der Armen find im jelben Zeitraum von 6 Pfd. 10 sh. 8 d. auf 
10 Pfd. 12 sh. geſtiegen. In derſelben Periode iſt die Anzahl der 
überführten Verbrecher von 79 per 100.000 Einwohner auf 37 ge⸗ 
fallen. Und jo weiter.“) | 

Nun macht Kautsky bezüglich des Sinkens der Armen aufmerk⸗ 
ſam, daß „dafür die Gewerkſchaften und andere Unterſtützungskaſſen 
mit den Beiträgen der Arbeiter zahlreiche Arbeitsloͤſe, Kranke, Invalide 
erhalten müſſen, die ſonſt dem Armenhaus oder gar dem Zuchthaus 
verfallen wären“. | 3 | 

Alſo die Organiſation der Arbeiterſchaft, die ausgebildeten Formen 
des modernen Verſicherungsweſens bewahren große Mengen vor dem 
Zuchthaus, trotzdem findet Kautsky keinen Fortſchritt darin. Warum 
eigentlich? Ein Rückſchritt iſt es doch kaum! Und hält Kautsky, der 
das Elend für einen relativen Begriff erklärt, der ein jo feines Ge— 
fühl für niederdrückende und erhebende „Tendenzen“ hat, es nicht doch 
für eine kleine „erhebende Tendenz“, wenn der Arbeiter anſtatt ſeine 
bürgerlichen Rechte für ein kärgliches Brod von der Gnade der Klaſſen⸗ 
gegner einzutauſchen und ſich für unverſchuldete Noth zu erniedrigen, 
heute ſeiner Unterſtützungskaſſe oder Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber 
wohlgegründete Anſprüche auf Unterſtützung hat und mit größerer 
Sicherheit und Ruhe den täglichen Kampf führen und in die Zukunft 
blicken kann? a | 

Ein weiterer Beweis für die Verelendung iſt bei Kautsky die 
Zunahme der Frauenarbeit (S. 123 ff.), die beſonders den Haushalt 
des Arbeiters beeinträchtigt. Nun iſt es eine in letzter Zeit vielbemerkte 
Thatſache, daß in England und Amerika die Frauenarbeit Rückſchritte 
macht, was mit der Verbeſſerung der ſozialen Lage der männlichen Ar- 
beiter erklärt wird. Die ungünſtige Lage, in der ich dieſe Zeilen hin⸗ 
werfen muß, geſtattet mir leider nicht, die bezüglichen Unterſuchungen 
zu benützen. | 

Ganz zum Schluß des Kapitels bringt Kautsky ſeine Auffaffung 
der Verelendung noch in eine Formel, die ſich zwar plauſibel anhört, 
aber — abgeſehen von ihrer großen Unwahrſcheinlichkeit — 
abſolut unbeweisbar iſt. Er behauptet: „die Maſſe der Produkte, 
die auf den Kopf des Arbeiters entfallen, kann zunehmen, der Antheil 
des Arbeiters an der von ihm geſchaffenen Produktenmenge nimmt ab“. 
Mit dieſer beweisloſen Behauptung iſt uns natürlich umſoweniger ge: 
dient, als die liberalen Oekonomen ihr gegentheiliges Urtheil wenigſtens 
mit reichem ſtatiſtiſchen Material zu ſtützen verſuchten, das ich aber 
der beſchränkten Zeit und möglicher Zweifel an der Genauigkeit halber 
nicht anführen will. 

26) Viel intereſſantes Material bei Giffen, Wolf u. a. 

Eine wichtige Tabelle über den Armenſtand in Paris ſeit der Revolution 
findet ih in Levasseur, La population francaise, 1890. Leider habe ich das 
Buch eben nicht zur Hand. | 

27) Die Einwände, die beſonders Schippel gegen Giffens erhoben hat, finden 
größtentheils in ſeiner Fortſetzung (Furthers Notes on the progress of the 


working classes) eine gute Widerlegung. ä 
Erwähnen will ich auch noch den Vortrag von Mr. Bowley vor der Royal 
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Wir müſſen unſere Kritik beenden, obwohl uns noch viel am 

Herzen liegt. Ä | 

Wir haben die Stärke der Faktoren geprüft, aus deren Wirk⸗ 
ſamkeit Kautsky den Schluß ableitet, „der Sozialismus ſei heute nicht 
mehr etwas Wuͤnſchenswertes, ſondern etwas Unvermeidliches“. 
Wir haben gefunden, daß ſie zwar als Tendenzen zum Theil vorhanden 
ſind — woran nie Jemand gezweifelt hat — daß aber — und hier⸗ 
auf kommt es an — ihre zu einer neuen Geſellſchaft hinz wingende 
Gewalt ungeheuerlich verzerrt und übertrieben, oft aber auch erſt durch 
den Vexirſpiegel falſcher ſtatiſtiſcher Methoden erzeugt wurde. 

Allerdings ſcheint die theoretiſche Grundlage des neuen Kautsky⸗ 
ſchen Buches ſchon ſtark von Zweifel an der Macht jener Faktoren 
angebohrt, die er im Folgenden wieder eifrig verficht. Eine Annäherung 
an Bernſtein iſt insbeſondere in der entſchiedenen Ablehnung einer 
„ökonomiſchen Zwangslage zum Sozialismus“ (S. 46/7 ff.), der „ganz 
bedeutungsloſen Phantaſie“ einer großen Weltkriſe (S. 145), in der 
ſtarken Betonung des bewußten Elementes, das durch die objektive 
ökonomiſche Entwicklung blos gefördert und verſtärkt wird, nicht 
zu verkennen. 

Gewiß finden ſich auch hierin wieder theoretiſche Rückfälle „hinter“ 
Bernſtein. So wenn Kautsky die „ganz bedeutungsloſe Phantaſie von 
der großen Weltkriſe“ doch wieder uns vor die Augen kommen läßt, 
indem er die „äußerſte Grenze der Lebensfähigkeit der heutigen 
Geſellſchaft“ durch das wachſende Zurückbleiben des Marktes hinter 
(S . der kapitaliſtiſchen Produktion ableitet. 
S. 142 ff. ä 

Dies hält Kautsky doch wieder für eine „Zwangslage, die, 
wenn ſie eintritt, unvermeidlich den Sozialismus erzwingt“. 
(S. 142.) Kautsky vergißt dabei eine Menge Dinge (vgl. nur den 
ſchon zitirten Vortrag in den „Deutſchen Worten“), ſo vor allem die 
Aufnahms fähigkeit des inneren Marktes, den erheblichen Schutz der 
Kartelle gegen „Einbrüche“ durch die hohen Anlagekoſten u. ſ. w. Zu 
einem merkwürdigen Fehlſchluß verleitet dieſe Formel Kautsky auch in 
der „Agrarfrage“. 28) Ueberhaupt erinnert dieſer Schluß ſehr ſtark an 
die Idee des bekannten Heiligen: wenn er fortwährend mit einem Finger- 
hut Waſſer ſchöpfe, müßten doch ſchließlich alle Meere der Erde aus⸗ 
geſchöpft werden. ! 

Konſtatiren wir aljo: 


Statistical Society 1895, in dem dieſer auf intereſſante Weiſe die Lage von 1 Mil⸗ 
lion Arbeiter (Männer, Weiber, Kinder) in den Hauptinduſtrien im Jahre 1860 
und 1891 vergleicht und die Kaufkraftänderung mit den Sauerbeck'ſchen Index⸗ 
ziffern korrigirt. Er findet den Durchſchnittsverdienſt in Geld um 40 Proz. per 
Kopf geſtiegen, die Kaufkraft des Lohnes aber um 92 Proz. 

Keinesfalls iſt die allgemeine Produktivität im gleichen Maße geſtiegen, ſo 
daß Kautskys Behauptung ſchon hiedurch widerlegt wird. Bezüglich der Höhe der 
Lohnſteigerung, Beſtätigungen in der erwähnten Giffen'ſchen Fortſetzung. (Unter⸗ 
ſuchungen von Montgomery, Bright, Levi, Bell u. a.) 

28) Vide Hertz, agrariſche Fragen, 1899. 
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1. In der Hauptfrage nach der Art der Nothwendigkeit 
des Sozialismus ſind Kautsky und Bernſtein einander bedeutend näher 
erückt. 5 
E 2. Die von Kautsky zu Hilfe gezogenen Tendenzen werden ſtark 
übertrieben. Die hiebei verwendeten ſtatiſtiſchen „Methoden“ überſteigen 
entſchieden das wiſſenſchaftlich Erlaubte. 

3. Eine Hauptfrage iſt es auch, ob die ökonomiſche Entwicklung 
— die Kriſen u. ſ. w. — wirklich nur eine einzige Form des Sozia⸗ 
lismus geſtattet, die des einheitlichen kollektiviſtiſchen Staates. Dieſe 
Frage wird durch die Bernſtein⸗Diskuſſion angeregt, von immenſer 
Wichtigkeit für die Haltung der Partei zur Agrarfrage, den Genoſſen⸗ 
ſchaften, der Gemeindepolitik ꝛc. werden. 

4. Eine faſt gar nicht berührte Frage von äußerſter Wichtigkeit 
iſt die Verantwortlichkeitsfrage. )) Ganz beſonders wichtig iſt 
es in der Landwirtſchaft. Denn während in der Induſtrie die volle 
und direkte wirtſchaftliche Selbſtverantwortlichkeit des Leiters zum 
großen Theil durch unſer Wirtſchaftsſyſtem mit ſeiner Konkurrenz, 
Spekulation ꝛc. erfordert wird und daher mit ſeiner Beſeitigung ſehr 
eingeſchränkt werden darf, iſt es in der Landwirtſchaft nicht der ge- 
ſellſchaftliche Kampf, ſondern der Kampf gegen die Natur, 
der ſich ſowohl Technik als Pſychologie der Wirtſchaft zu fügen und 
anzupaſſen haben. 30) | | 


Ein Nachtrag zur Arbeitslofen: 
verſicherung. 


Die Frage der Arbeitsloſenverſicherung iſt ſeit Niederſchrift des 
Aufſatzes im vorigen Hefte vielfach literariſch behandelt worden, und 
es hat auch Paul Berndt in einer im Verlag der Arbeiterverſorgung 
in Berlin erſchienenen Schrift 1) neue Vorſchläge für die Geſetz⸗ 
gebung gemacht. 

Er hat einen Entwurf einer freien fakultativen Reichs⸗Arbeits⸗ 
loſenverſicherung ausgearbeitet, in welchem er Reich, Einzelſtaaten und 


20) Vide darüber u. a. die Ausführungen in dem Artikel „Sozialreform 
oder Revolution?“ im Auguſtheft der „Sozialiſt. Monatshefte“. 8 

30) Zum Schluß eine Bemerkung zu Kautskys programmatiſcher Stellung: 
K. weiſt triumphirend darauf hin, daß Fr. Hertz, „ein Schildknappe Bernſteins“, 
erklärt habe, „er ſtimme mit dem Erfurter Programm meritoriſch nicht überein“, 
verſchweigt aber den Nachſatz, daß nämlich Hertz dagegen am Hainfelder Programm 
(der öſterr. Sozialdemokratie) höchſtens formelle Ausſtellungen hätte, im Allge⸗ 
meinen ſei dieſes Programm dem Erfurter weit überlegen. Nun find beide Pro- 
gramme vom ſelben Schmied, nämlich von niemand anderem als Kautsky. Wenn 
alſo Kautsky den Hertz'ſchen Standpunkt tadelt, ſo tadelt er blos den Kautsky von 
1889 — ſofern er nämlich Hertz dasſelbe Zeugnis des richtigen Auffaſſens aus⸗ 
ſtellen kann, wie Bernſtein es thut. Sehr anſtändig iſt übrigens eine ſolche rück⸗ 
wärtige Beſchneidung von Zitaten nicht, beſonders wenn ſie den Sinn ſo total 
ändert wie hier. 8 

1) Die Arbeitsloſigkeit, ihre Bekämpfung und Statiſtik. 
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Gemeinden zum Mittragen der Laſten verpflichten will, und weiſt das 
Verſicherungsgeſchäft beſonders zu bildenden Verſicherungskammern zu. 

Der Eintritt in die Verſicherung ſoll frei ſein und ſie iſt beſtimmt 
für die Arbeiterkategorien, für welche das Krankenkaſſengeſetz ge⸗ 
geben wurde. f | | 

Der Verſicherungskammer ſollen noch manche nur loſe mit ihrem. 
Hauptzweck in Verbindung ſtehende Rechte und Pflichten zugewieſen 
werden. a | 

Berndt berechnet den Reichszuſchuß zur Kaſſe der Arbeitsloſen— 
verſicherung auf 35 Millionen Mark, den der Einzelſtaaten auf 
20 Millionen und den der Gemeinden auf 15 Millionen. Dabei nimmt 
er an, daß die Arbeitgeber etwa 10 Millionen und die Arbeiter zu⸗ 
nächſt — weil kein Zwang des Eintritts für ſie eingeführt werden 
ſoll — 2 Millionen Mark zahlen werden. | 

Seine Anſicht, daß ein verhältnismäßig großer Theil der Arbeiter 
aus Indolenz, ein anderer deshalb der Verſicherung fern bleiben wird, 
weil er nur ſelten oder gar nicht arbeitslos zu werden fürchtet, theilt 
er mit Schanz oder ſtützt ſich auf ihn. 

Die Beiträge der Arbeiter je nach Lohnhöhe und Riſiko der 
Arbeitsloſigkeit bemißt Berndt zwiſchen 10 und 35 Pfennig pro Woche, 
die Leiſtungen der Kaſſe, die neben der Lohnhöhe auch Rückſicht auf 
Familienſtand der Verſicherten nehmen ſollen, liegen pro Tag zwiſchen 
M. 150 und M. 275. Nimmt Berndt auch an, daß zunächſt die 
Arbeiter vielfach unverſöhnt bleiben, jo hofft er, daß nach und nach 
die Mehrheit ſich freiwillig verſichern dürfte und ſo faſt eine allge— 
meine Verſicherung erzielt wird. 

Aber neben dieſer privaten Arbeit war auch die Deutſche 
Volkspartei, trotz ihres vorjährigen Schweigens in ihrer Parteiver— 
ſammlung, in der Arbeitsloſenverſicherung nicht müßig. Sie ließ zu⸗ 
nächſt eine Schrift ausarbeiten, die zuſammenſtellen ſollte, was bisher 
in der Frage geſchah, aber das nicht vollkommen ausführte; aber es 
wurde auch die Arbeitsloſenverſicherung in den Mittelpunkt der dies- 
jährigen Parteiverſammlung in Mainz geſtellt. 

Am 24. September erſtattete dort der Herausgeber der „Frank- 
furter Zeitung“, Leopold Sannemann, ein eingehendes Referat, und 
auf Grund deſſen fand eine Reſolution einſtimmige Annahme, die wir 
hier im Wortlaut folgen laſſen: 


Der Parteitag erklärt: 


1. Gemäß dem Programm der Deutſchen Volkspartei iſt eine Ver: 
ſicherung gegen die wirtſchaftlichen Folgen unverſchuldeter Arbeits- 
loſigkeit eine wichtige Aufgabe der deutſchen Sozialpolitik. 

2. Inſoweit nicht die Gewerkſchaften und Gewerkvereine die Ver⸗ 
ſicherung zu übernehmen in der Lage ſind, iſt eine Verſicherung 
auf kommunaler Grundlage mit ortsſtatutariſch einzuführendem 
Verſicherungszwang zur Zeit der gangbarſte Weg, um dieſe Auf⸗ 
gabe zu löſen. | 

3. Der erſte Schritt, dieſe Verſicherung zu fördern, wie es das 
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Parteiprogramm verlangt, wäre ein Reichsgeſetz, das den Gemeinden 

die heute fehlende Berechtigung gäbe, eine Verſicherung auf ſolcher 

Grundlage bei ſich einzuführen und das zugleich gewiſſe Normativ⸗ 
beſtimmungen auffſtellte. 

4. Die Gemeinden müßten vollſtändige Freiheit behalten, die Ver⸗ 
ſicherung einzuführen oder nicht; diejenigen Gemeinden, welche 
davon nicht Gebrauch machen wollen, würden von dem Geſetz 
ganz unberührt bleiben. 

5. In dem von der Kommiſſion ige be ee Geſetzentwurf ſieht 
der Parteitag eine geeignete Grundlage für ein ſolches Geſetz. 


Bei der Beſprechung ſtellte Oskar Muſer wiederum ſeine weiter⸗ 
gehende d Voll auf, man möge als Ideal erſtreben die VBerfiherung. 
aller Bedürftigen. Mag man Arbeiter oder was ſonſt ſein, mag man 
durch Krankheit, Unfall, Alter oder Arbeitsloſigkeit u. ſ. w., u. ſ. w. 
bedürftig werden, ſo ſei die Gemeinſchaft verpflichtet, helfend einzu⸗ 
treten; die Mittel zur Hilfe aber ſeien lediglich nach der wirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtungsfähigkeit aufzubringen, nicht auf allen den verkehrten 
Wegen durch Zölle und ne aller Verkehrsmittel. 

Dieſer idealen Forderung kann jeder zuſtimmen, aber die Ver⸗ 
ſicherungspläne der Deutſchen Volkpartei haben ebenſo wie die Berndt⸗ 
ſchen ſolche Mängel, daß ſie auch, wenn die geſetzgebenden Gewalten ſchon. 
gewonnen wären, noch eingehender Umarbeitung bedurften. 

Es ſoll jedoch in dieſem Nachtrag nicht weiter darauf eingegangen 
werden, die Frage bleibt ja im Fluß und es iſt ſpäter weiter darüber 
abzuhandeln. 


Literariſche Anzeigen. 


176. Reim⸗Spruchbuch der deutſchen Volksweisheit. Von 
Dr. Albert Wittſtock. Leipzig. Otto Wigand. 1899. V, 111 S. 


Der Herausgeber hat ſich ſchon durch manches gute Buch be⸗ 
merkbar gemacht. Wir erinnern blos an „Die Erziehung im Sprich⸗ 
wort oder die deutſche e ein vortreffliches Werk, das 
im Jahre 1889 in Leipzig im Verlage C. G. Naumanns erſchienen 
iſt. Die vorliegende ſorgfältige Auswahl von Reimſprüchen wird Vielen 
willkommen ſein. In welchem Geiſte der Herausgeber gearbeitet hat, 
beſagen die Schlußworte der einleitenden Vorbemerkung: „es iſt wichtig, 
daß uns die alten Lehren der Volksweisheit mit ihren trefflichen Grund— 
ſätzen und Regeln des Denkens und Handelns für das tägliche Leben 
ſchon von Jugend auf geläufig werden, damit ſie zur Richtſchnur 
dienen können auf dem Wege durchs Leben. Die Zweckmäßigkeit dieſes 
Gebietes für einen allſeitigen Jugendunterricht iſt längſt erkannt; aber 
man hat dabei eine Seite noch nicht genug hervorgehoben, nämlich den 
Nutzen für die Förderung der deutſchen Sprachkunde. Die Volksſprüche 
reden deutſch, aus dem deutſchen Volksgemüth heraus, in ihnen iſt uns 
die alte kernhafte, markige Sprache des deutſchen Volkes erhalten in 
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ihrer Einfalt, Wahrhaftigkeit und Natürlichkeit, die alles ſo gerade 
und ehrlich herausſagt. Hier hat das Volk deutſch redend und deutſch 
denkend ſeinen geſunden Menſchenverſtand, ſeine ererbte Weisheit und 
Lebenserfahrungen kurz und bündig in goldenen Worten ausgedrückt, 
woraus man ſtets die beſte Nahrung ſchöpfen kann, Klugheit und 
Menſchenkenntnis, Lehre und Warnung, die nützlichſten Wahrheiten 
für Schule und Haus, für Alt und Jung. Es gewährt ein wahres 
Vergnügen, ſich immer vertrauter mit den alten Volksſprüchen zu 
machen, und je mehr man ſie beachtet und betrachtet, deſto richtiger 
werſteht man den oft viel umfaſſenden, tiefſinnigen und deutungsreichen 
Inhalt, mit wenig Worten viel ſagend. Jeder Freund alter deutſcher 
Sprache und Weisheit vertieft ſich immer gern in dieſes herrliche Ver— 
mächtnis von der Väter Zeiten her, und es iſt eine wunderbare Wahr- 
nehmung, daß kaum das tiefſte Denken etdas erſinnen kann, was ſich 
nicht ſchon in irgend einem Sprichwort ſinnreich ausgeſprochen fände. 
Um freilich den Nutzen davon zu haben, den die alten Volksſprüche 
für die Schule des Lebens bieten, muß man ſie ſich zu eigen machen, 
und damit ſie für die häusliche und öffentliche Wohlfahrt ſegensreich 
werden können, iſt nöthig, ſie auch recht anzuwenden und im Leben 
wirklich zu beachten. | 
Weiſe Sprüche, gute Lehren 
Soll man üben, nicht blos hören.“ 


177. Deutſche Kultur⸗ und Sittengeſchichte. Bon Johannes 
Scherr, 10. Auflage. Revidirte Volksausgabe. Leipzig. Otto Wigand. 
1897. XII, 664 S. Mk. 6. 

Noch immer iſt dieſes friſchgeſchriebene und inhaltsreiche Buch 
aufs wärmſte zu empfehlen. In einem mit Bezug auf den Gegenſtand 
mäßig ſtark zu nennenden Bande gibt der Verfaſſer ein lebendiges 
Bild der Entwicklung. Und vor allem: das Buch iſt vom Anfang bis 
zu Ende unterhaltend, ja ſpannend geſchrieben. So iſt es denn nicht 
Wunder zu nehmen, daß ſchon zehn Auflagen erſchienen ſind. Und 
dieſe zehnte wird noch lange nicht die letzte ſein. Der Preis von ſechs 
Mark iſt überaus billig. 

178. Menſchenkinder. Novellzyklus von Lou Andreas⸗ 
Salo m é. Stuttgart. Cottas Nachf. 1899. 365 S. Mk. 350. | 


Dieſe neueſte Publikation der bekannten Verfaſſerin, von der 
u. a. in demſelben Verlage ſchon früher einige ſehr intereſſante Bücher 
erſchienen ſind “), bietet zehn Stücke dar, deren jedes ein kleines Meiſter⸗ 
werk pſychologiſcher Analyſe iſt. Die menſchliche Seele in ihren ver— 
ſchiedenen Arten nackt hinzuſtellen, das iſt der Verfaſſerin Beſtreben, 
und ſie ſucht darin ebenſo gewiſſenhaft als deutlich zu ſein. Sie will 
nichts als Wahrheit, und dieſem Zwecke ordnet ſie alles unter. Die 
Komplizirtheit der Seelenvorgänge ſucht ſie auf einheitliche Formeln 


*) Aus fremder Seele. Eine Spätherbſtgeſchichte. 1896. 149 S. Mk. 2. — 
Ruth. Erzählung. 2. Auflage. 1897. 304 S. Mk. 3:50. — Fenitſchka. Eine Aus⸗ 
ſchweifung. Zwei Erzählungen. 1898. 178 S. Mk. 2˙50. 
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zu bringen, und das gelingt ihr meiſtens auf überraſchende Weiſe. Wie 
ſie das macht, das muß man wohl ſelbſt nachleſen. Wir möchten nicht 
das eine oder andere Stück beſonders hervorheben, da dabei ſchließlich 
doch nur der individuelle Geſchmack zu Worte kommen würde. Leicht 
wird jedem Leſer ein anderes als das beſte erſcheinen. 

179. Eine Junkerrevolte. Drei Wochen preußiſcher Politik 
von Kurt Eisner. Berlin. „Vorwärts“. 1899. 32 S. 20 Pf. 

Dieſe Agitationsbroſchüre behandelt die Fragen der inneren 
preußiſchen Politik unter Anlehnung an den Kanualhandel und prüft 
dieſe Frage vom Standpunkte des Sozialismus. Der Stoff iſt ge⸗ 
gliedert in folgende Kapitel: Die Politik der Mitte, Kulturintereſſe 
und Intereſſenkultus, Der perſönliche Willen, Bilder aus der verkehrten 
Welt, Die Komödie der Drohungen, Ohne Sozialdemokraten. Im erſten 
Abſchnitt wird das Verhältnis zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft 
in Preußen mit Hilfe von Zahlen über Bevölkerungsgliederung, Boden⸗ 
benutzung, Einfuhr und Ausfuhr von Induſtrieerzeugniſſen und Nahrungs⸗ 
mitteln geſchildert. Der Verfaſſer kommt am Schluſſe feiner Dar⸗ 
legungen zu der Forderung, daß wir auch in Preußen die Eroberung. 
der politiſchen Macht mit allen tauglichen Mitteln anbahnen müſſen, 
und verlangt einheitliche und bindende Beſchlüſſe zur Frage der preußiſchen 
Landtagswahlen. 

180. Taſchenbuch für Baugenoſſenſchaften, Bau⸗ und 
Sparvereine. Von Wohlgemuth ⸗Schneider, nebſt Anleitung zur 
Buchführung von E. Syring. Berlin. F. Guttentags Verlag. 1899. 
334 S. und Zeichnungen. Broſch. M. 6, geb. M. 7. 

Dieſer vierte Band der genoſſenſchaftlichen Handbibliothek des. 
Allgemeinen Genoſſenſchaftsverbandes (Berlin⸗Charlottenburg), deren 
zwei Theile über Kreditgenoſſenſchaften und Konſumvereine wir früher 
beſprochen haben, een zu geeigneter Zeit, denn die Baugenoſſen⸗ 
ſchaften nehmen an Zahl und Größe augenblicklich einen, noch vor 
Kurzem kaum geahnten Aufſchwung. 

Der Umſtand, daß die Verſicherungsanſtalten den Baugenoſſen⸗ 
ſchaften ſchon reichlich Geld gegeben haben und künftig noch weiter 
geben werden, der Umſtand, daß dieſes Geld zugleich billig iſt, und 
ganz beſonders der Umſtand, daß die Zahl derer, die ſich für Die: 
Löſung der Wohnungsfrage intereſſiren, ſehr erheblich gewachſen iſt, 
und Baugenoſſenſchaften eigentlich keine Gegner finden als eine Anzahl. 
Hausbeſitzervereine, macht die Gegenwart beſonders für günſtige Auf⸗ 
nahme eines Buches wie das vorliegende geeignet. 

Das Buch iſt aber auch einem thatſächlichen Bedürfnis entgegen 
gekommen, indem wir bisher etwas derartiges noch nicht beſitzen. Der 
Verfaſſer Dr. Schneider, der die Vorarbeiten des urſprünglich zu den 
Arbeiten berufenen Baumeiſters Wohlgemuth, der Verbandsdirektor des 
Baugenoſſenſchaftsverbandes war, nach deſſen frühem Ableben benutzte, 
hat aber auch etwas Gründliches geſchaffen, und gibt demjenigen, der 
ſich über die Frage im Allgemeinen unterrichten will, Aufklärung, 
namentlich aber dem Genoſſenſchafter und Genoſſenſchaftsbvorſteher alles 
an die Hand, was er von der Begründung einer Genoſſenſchaft an. 
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bei deren ordnungs- und geſetzmäßigen Leitung nöthig hat, und gewährt 
Anleitung für jegliche praktiſche Arbeit der Baugenoſſenſchaften. 

Zahlreiche Statuten und Protokollentwürfe, Geſchäftsanweiſungen 
und Formulare, ſowie namentlich die Anleitung zur Buchführung 
bilden neben einem Sachregiſter die Ergänzung des Werkes, das ſeinen 
Weg ſicher machen wird. Max May. 

181. Eine Schulreiſe und was ſie ergeben hat. Erlebniſſe 
und Betrachtungen von Hans Trunk. Graz. Leuſchner & Lubensky. 

Die Schule iſt eine Angelegenheit, die Jedermann, der Sinn für 
das öffentliche Leben hat, intereſſiren muß. Deshalb ſei hier Trunk's 
neueſtes Buch allen, die ſich, ſei es als Beruf, ſei es aus Intereſſe, mit 
Schulfragen befaſſen, auf das wärmſte empfohlen. 

Trunk hat auf ſeiner Reiſe im Königreiche Sachſen, in der 
preußiſchen Provinz Sachſen, in Jena, Anhalt ꝛc. eine große Reihe 
von Schulen, Muſterſchulen in großen Städten und kleine entlegene 
Dorfſchulen kennen gelernt. Lebendig wird erzählt, was er da alles 
bemerkte, das Gute, das Minderwertige; alle möglichen Fragen des 
Unterrichtes, der Stellung des Lehrers gegen außen hin, der Lehrbücher ꝛc. 
werden beſprochen, und der Leſer lernt ſchon hiedurch eine Menge 
Dinge als wichtig erkennen, die er bisher nicht achtete. Später faßt 
dann Trunk die Reiſeerlebniſſe zuſammen und beſpricht nach ſyſtematiſchen 
Geſichtspunkten die Verhältniſſe, die er kennen lernte, und vergleicht ſie 
mit unſeren öſterreichiſchen. Und darin liegt das Wertvolle, für uns 
in Oeſterreich Anregende des Buches, daß immer und immer die öſter— 
reichiſchen Zuſtände berückſichtigt werden. Wir ſind ja ſtolz auf unſer 
Schulweſen, eines der letzten Ueberbleibſel der liberalen Zeit aus Oeſter⸗ 
reichs Geſchichte; wie viel aber auch da noch zu arbeiten iſt, wenn 
wir nicht ſtille ſtehen bleiben wollen, wie viel noch zu beſſern iſt, von 
der Beſoldungsfrage der Lehrer angefangen bis zur Leſebuchfrage ꝛc. — 
das kann jeder aus Trunks Buch lernen, welches allen Schulmeiſte rn 
und Schulfreunden warm empfohlen iſt. Dr. J. H. 

182. Die Entſtehung und die ökonomiſchen Grundſätze 
der Chartiſtenbewegung. Von Dr. John . Tildsley. Jena. 
G. Fiſcher. 1898. IX. 139 S. Mk. 3°50. 

Dem Titel entſprechend theilt der Verfaſſer ſeine Arbeit in zwei 
Theile. Der erſte ſpricht über die Entſtehung der Chartiſtenbewegung 
und hat folgende Kapitel: Der Urſprung der Charte. Robert Owens 
Sozialismus. Die Beſtrebung für die Zehnſtundenbill. Der Gegenſatz 
zum neuen Armengeſetz. Die Organiſation der Chartiſtenbewegung. 
Der allgemeine Konvent. Der zweite Theil behandelt die ökonomiſchen 
Grundſätze der Chartiſten und gliedert ſich in folgende Abſchnitte: 
Allgemeines Eigenthumsprinzip, die Verſtaatlichung des Grundes und 
Bodens. Feargus O' Connors Landplan. Die Stellung der Chartiſten 
zu den Getreidegeſetzen. Die Stellung der Chartiſten zu der National- 
ſchuld und zum Steuerſyſtem. O'Briens Tauſch- und Geldprinzipien. 
Die Beziehung zwiſchen Chartismus und Owens Sozialismus. Die 
Stellung der Chartiſten zu dem neuen Armengeſetz. Schluß ſammt 
Anhang. Dieſe Arbeit wird jeder, der ſich mit der Frage der Chartiſten⸗ 
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bewegung bekannt machen will oder ſich mit ihr beschäftigt, leſen müſſen. 
Sie hat aber auch für jeden, den die Anfänge der ſozialen Bewegung 
des 19. Jahrhunderts intereſſiren, einen beſonderen Wert. 

2 3. Der Buddhismus. Eine Darſtellung von dem Leben 
und den Lehren Gautamas, des Buddhas von T. W. Rhys Davids. 
Nach der 17. Auflage aus dem Engliſchen ins Deutſche übertragen von 
Dr. Arthur Pfungſt. Autoriſirte Ausgabe. Leipzig. Reclam jun. 
264 S. 24 kr. | 

Der Ueberſetzer ſchickt dem Buche folgende Vorrede voraus: „In 
den letzten Jahren hat das Intereſſe für den Buddhismus in Deutſch⸗ 
land derart zugenommen, daß eine gedrängte Darſtellung desſelben, 
welche ſich nicht allein an die gelehrten Kreiſe, ſondern an alle Ge: 
bildeten wendet, ohne allen Zweifel ein Bedürfnis iſt. Denn obwohl 
ſich Deutſchland in Bezug auf wiſſenſchaftliche Werke über den Bud⸗ 
dhismus jedem anderen Lande — England nicht ausgenommen — an 
die Seite ſtellen darf, fehlt uns doch ein auf ſtrengſtem Quellenſtudium 
aufgebautes Buch, welches die milde Religion des Oſtens auch dem 
Verſtändniſſe jener Volkskreiſe zugänglich machen e denen religions⸗ 
wiſſenſchaftliche Studien fern liegen. 

Es erſchien mir wünſchenswert, dieſe Lücke durch Ueberſetzung von 
Profeſſor T. W. Rhys Davids' „Buddhismus“ auszufüllen, welches 
Buch in England zu außerordentlichem Anſehen gelangt iſt, und von, 
den in zwanzig Jahren 17 Auflagen erſchienen ſind. — Der Verfaſſer iſt 
einer der verdienſtvollſten Pali⸗Forſcher unſerer Zeit; ſeine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten ſichern ihm einen Ehrenplatz auf dem Gebiete, dem 
er ſich mit außerordentlicher Hingebung widmet, und wenige Gelehrte 
100 ſo viel wie er dazu beigetragen, das ſchwierige Problem des 

Buddhismus aufzuhellen. Das vorliegende Buch iſt auf Grund aus— 
gedehnteſter Quellenſtudien verfaßt, ſo daß es ſowohl dazu beſtimmt 
erſcheint, dem Laien die Kenntnis des Buddhismus zu übermitteln, als 
auch dem Fachgelehrten die letzten Reſultate buddhologiſcher Forſchung 
zugängig zu machen. 

Die Hoffnung des Ueberſetzers geht dahin, daß es der deutſchen 
Ausgabe beſchieden ſein möge, manche jener Vorurtheile zu beſeitigen, 
welche im Abendlande noch vielfach gegen den Buddhismus im Umlauf 
ſind, und daß es ihr gelingen möge, weiteſte Kreiſe in das Verſtändnis 
der merkwürdigen Religion einzuführen, die für 500 Millionen Menſchen 
„die Wahrheit“ iſt.“ Der Verfaſſer hat ſich mit feiner Arbeit ein wirk— 
liches Verdienſt erworben. Sie iſt in einem ausgezeichneten Deutſch 
abgefaßt und der lächerlich geringe Preis des Büchleins iſt eine Gewähr 
dafür, daß es ein großes Leſepublikum finde und ſo in weiten Kreiſen 
richtige Vorſtellungen über eine Geiſtesrichtung verbreitet werden, die 
zu den größten und ſchönſten in der ganzen Welt gehört. 

184. Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſen von den 
erſten Anfängen bis zur Wiederaufrichtung des deutſchen 
Reichs. Von Ludwig Salomon. Erſter Band: Das 16., 17. und 
18. Jahrhundert. Oldenburg und an Schulze'ſche Hof: Buchhandlung 
(A. Schwartz). X, 265 S. M. 
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Eine Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſens gibt es zur Zeit 
noch nicht. Wiederholt iſt es unternommen worden, eine ſolche zu 
ſchreiben, aber immer wieder iſt die Arbeit unvollendet geblieben. Nun 
entwirft das Buch Ludwig Salomons zum erſten Male ein großes 
vollſtändiges Bild von der Entſtehung und Entwickelung des deutſchen 
Journalismus und füllt damit eine längſt empfundene Lücke in unſerer 
hiſtoriſchen Literatur aus. Mit dem Zeitalter der Reformation be⸗ 
ginnend, wo ſich die erſten Keime des Journalismus regen, und dann 
fortwandernd durch die düſtere Periode des dreißigjährigen Krieges, 
durch die Frühlingslandſchaften der Friedericaniſchen Zeit, bis herüber 
in die Gegenwart, führt der Verfaſſer uns eine Reihe der intereſſanteſten 
Kulturgemälde, eine lange Gallerie der eigenartigſten Charakterköpfe 
vor. Ein ganz neues, bisher nur hie und da geſtreiftes Gebiet der 
Geſchichte unſerer Bildung wird uns dabei eröffnet, eine der gewaltigſten 
Mächte der Gegenwart, die öffentliche Meinung, ſehen wir von ihrem 
erſten Emporwachſen bis zu ihrem heutigen gigantiſchen Einfluſſe ſich 
entwickeln, ja das ganze mühevolle Ringen und nicht raſtende Kämpfen 
der letzten drei Jahrhunderte zieht in einem eigenthümlich ſcharfen 
Spiegel an uns vorüber, denn in einer jo umfaſſenden und erſchöpfen⸗ 
den „Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſens“, wie der vorliegenden, 
bietet ſich uns auch zugleich ein Spiegelbild unſerer geſammten natio— 
nalen Entwickelung. Ludwig Salomon hat ſich durch ſeine „Geſchichte 
der deutſchen Nationalliteratur des 19. Jahrhunderts“ einen geachteten 
Namen gemacht; hier in ſeinem neueſten Werke fügt er zu den bis— 
herigen Vorzügen noch den Reiz außerordentlicher Mannigfaltigkeit; 
denn welche Fülle bunten Lebens, welche großartige Entwickelung unſerer 
Kultur, welches Wogen und Fluthen der politiſchen Beſtrebungen, 
welche wunderbaren Erfolge auf den weiten Gebieten des Handels, 
der Induſtrie und vor allem der Erfindungen tritt in der Zeitungs- 
literatur in die Erſcheinung. Das Werk erſcheint in zwei Hälften zum 
Ladenpreiſe von je M. 3 für das geheftete Exemplar. Die zweite Hälfte 
wird der erſten bald nachfolgen. | 

185. Begrabene Millionen. Zwanzig Kapitel zur Geſchichte 
der Wiener Gasfrage von V. N. Miz. Wien. „Helios“. 1899. 48 S. 

Eine für die Geſchichte der Gemeinde Wien wichtige Broſchüre. 
Sie iſt bei aller ſachlichen Trockenheit oder vielleicht gerade deswegen, 
eine leidenſchaftliche Anklage gegen die heutige Stadtherrſchaft, d. h. gegen 
den allgewaltigen Herrn von Wien, den Bürgermeiſter Dr. Karl Lueger. 


Redaktionelle Bemerkung zu dem Artikel 
„Kautskys Anti⸗Bernſtein“. 
Dieſer Artikel wurde vor dem deutſchen Parteitag geſchrieben 


und gedruckt, weshalb auf ſeine Verhandlungen keine Rückſicht mehr 
genommen werden konnte. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 
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Alkoholismus und Arbeitsbedingungen 
in Belgien. 
Vortrag, gehalten von Dr. Emil Vandervelde am VII. internatio- 
nalen Antialkohol⸗Kongreß von Paris 1899.9) 
(Ueberſetzt von Dr. Richard Thurnwald). 


Wir wollen zu der Alkoholfrage vom ſozialiſtiſchen Standpunkt 
aus Stellung nehmen, u. zw. nicht aus Sektengeiſt, ſondern weil viele 
unſerer Geſinnungsgenoſſen bezüglich des Alkoholismus Vorurtheilen 
zuneigen, die verdienen, energiſch bekämpft zu werden. 

Wie vielmal haben wir nicht in ſozialiſtiſchen Propaganda— 
Broſchüren oder in ſozialiſtiſchen Zeitungen Behauptungen hören müſſen, 
von der Art, wie ſie der holländiſche Arbeiterführer Domela Nieuwenhuis 
aufſtellt: „Das Elend erzeugt den Alkoholismus“ oder „der Mißbrauch 
des Alkohols iſt eine Folge des Kapitalismus und wird erſt mit 
dem Syſtem ſelbſt verſchwinden“. 2) 

Daraus ſchließt man zu häufig, daß es gegen den Alkoholismus 


nichts oder faſt nichts zu unternehmen gibt. Hoͤchſtens könnte man — 


im Rahmen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung nämlich — von 
indirekten Mitteln, wie Erhöhung der Löhne, Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe und vor allem: Verkürzung der Arbeitszeit, einige 
Erfolge erhoffen. Die direkten Mittel aber, die vorbeugenden und ab— 
ſchwächenden, wären nicht nur unnöthig, ſondern ſogar ſchädlich. Denn, 
haben nicht Männer wie Liebig behauptet, daß der Alkohol, in 
mäßigen Doſen genommen, ein wirkſames Reizmittel, ein geldſparendes 
Nahrungsmittel ſei? Moleſchott ſpricht von ihm als von der „Spar: 
kaſſe des Arbeiters“ — kurz, das Vorurtheil iſt verbreitet, der Ar— 
beiter könne beim gegenwärtigen Stand der Dinge den Alkohol nicht 
entbehren, weil ſeine Ernährung unzulänglich, und ſeine Arbeit über— 
mäßig iſt. 

Die Folgerung: Laſſen wir die Branntweinbuden ſtehen! Laſſen 
wir den Wildbach des Alkoholismus ſich über uns ergießen! Der 


1) Nach dem einſtimmigen Urtheil aller Theilnehmer bildete der Vortrag 
des belgiſchen Sozialiſtenführers Vandervelde den Glanzpunkt des Pariſer Kon— 
greſſes. Der in freier Uebertragung hier widergegebene Text, welcher der Pariſer 
Zeitſchrift „L'humanité nouvelle“ und der „internationalen Monatsſchrift zur 
Bekämpfung der Trinkſitten“ entnommen iſt, erſcheint hier zum erſtenmal unge— 
kürzt in deutſcher Uebertragung. Er deckt ſich jedoch nicht vollſtändig mit der ge— 
haltenen Rede. (Der Ueberſetzer.) 

2) Domela Nieuwenhuis „L'alcoolisme“, société nouvelle 1899, I. 255, 262, 
3e Anneé XXIII. 
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Sozialismus ſoll ſich begnügen, Jeremiaden anzuſtimmen und gute 
Rathſchläge anzuhören von denen, die Waſſer predigen und Wein 
trinken. Die guten Hausmittel aber, welche die Reihen der Antialko⸗ 
holiker dem Proletariat vorſchlagen, die ſolle er mißachten. Man 
ſolle ſich nicht an die Wirkungen halten, ſondern man müſſe zu den 
Urſachen hinaufſteigen. „Iſt das Thier todt, iſt das Gift todt“; man 
meint, der Alkoholismus werde wie auf Zauberſchlag in der Geſell— 
ſchaft der Zukunft verſchwinden, gleich am nächſten Tag nach dem 
ſchließlichen Kladderadatſch, wenn mit der Abſchaffung des Elends auch 
die anderen Uebel, welche daraus entſpringen, beſeitigt werden. 

Allein das ſind bequeme Theorien; denn ſie vermeiden, an die Vor⸗ 
urtheile des Proletariats zu rühren und den Intereſſen der Schank⸗ 
wirte nahe zu treten. Sie haben aber, ſowie gewiſſe Theorien der 
Bourgeois, die den Alkoholismus als die Haupturſache des Elends 


betrachten, eben das Mißliche, daß fie mit den Thatſachen in Wider- 


ſpruch ſtehen. . 

Erſtens iſt es heute experimentell feſtgeſtellt, und 
täglich beſtätigen es neue Verſuche: daß der Alkohol, 
ſelb ſt in geringen Mengen, nicht nur unnöthig, ſondern 
direkt ſchäd lich ift. 3) 

Er iſt kein Erregungs-, ſondern ein Lähmungs⸗ 
mittel. 

1. Die Arbeiten von Schmiedeberg und Jacquet haben feſtgeſtellt, 
daß der Alkohol weder ein Erregungsmittel für das Herz, noch für 
die Athmung iſt. ö 

2. Alle Welt iſt jetzt einig, anzuerkennen, daß, während der Alkohol 
den Schein einer Erwärmung vortäuſcht, er in Wirklichkeit gerade die 
gegentheilige Wirkung auf die Körpertemperatur ausübt. Und ebenſo 
verhält es ſich mit den Vorurtheilen bezüglich einer Nährkraft. 

3. Kraepelin und Smith haben feſtgeſtellt, daß der Alkohol, 
ſelbſt in mäßigen Doſen genoſſen, die intellektuellen Fähigkeiten, ſtatt 
fie zu erhöhen, in Wirklichkeit herunterdrückt. 

4. Endlich bringen es die Verſuche Schmiedebergs und Deſtrée's 
zur völligen Klarheit, daß, entgegen den herrſchenden Vorurtheilen, dem 
Alkohol keine anregende Wirkung auf die Muskulatur beigemeſſen 
werden kann und daß die unter dem Einfluſſe dieſes anregenden 
Mittels des Alkohols geleiſtete Arbeitsumme minderwertig iſt 
gegenüber der eines nüchternen Arbeiters. 

Kurz: der Alkohol erwärmt nicht, nährt nicht, erhöht nicht die 


) G. Bunge, Die Alkoholfrage, Bern, Haller, 1896. — A. Smith, 
Die Alkoholfrage, Tübingen, 1895. — Aug. Forel, Unſere Trinkſitten, Baſel, 
1895. — E. Destrée, L'influence de l’alcool sur le travail musculaire, Bruxelles, 
1997. — J. de Boeck, De l'influence des boissons alcooliques sur le travai 
psychique, Bruxelles, 1898. — Van Coilli é, L'alcool et le travail, Bruxelles, 
1898. — E. Vander velde, Le Parti ouvrier et l'alcool, Bruxelles 1898. 
Ferner Aug. Forel, der verderbliche Einfluß des Alkohols auf die Völker durch 
die Vererbung des von ihm erzeugten Schadens. Vortrag, gehalten auf dem dies⸗ 
jährigen Naturforſcher⸗ und Aerzte⸗Kongreß in München, erſchienen in der Beilage 
Nr. 213 zur Münchener Allg. Zeitung vom 19. September 1899. (D. Ueberſ.) 
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intellektuellen Funktionen, ſtärkt nicht den ermüdeten Körper. Es 0 
alſo wiſſenſchaftlich unmöglich, zu behaupten, wie man es einſt 
that, und wie es gewiſſe Leute heute noch thun, daß der Alkohol ein 
„nothwendiges Uebel“ ſei, daß die Arbeits- und Exiſtenzbe⸗ 
dingungen der Arbeiter gebieteriſch einen mäßigen Genuß von alko⸗ 
holiſchen Getränken fordern. | 

Zweitens können wir nicht zugeben, daß der Alkoholismus 
ausſchließlich eine Wirkung der Armuth, ein Produkt 
des Elends ſei. Ä | 

Domela Nieuwenhuis anerkennt ſelbſt ganz ausdrücklich, daß der 
Alkohol ein Uebel iſt, „von dem alle Klaſſen berührt werden“. 
So erhielten wir auch auf die Frage an einen Ingenieur in den 
Kohlenwerken von Mariemont (Hainaut), Herrn Julian Weiler, ob 
man in dem Induſtriebezirk, den er bewohnt, viel Alkohol trinkt, die 
Antwort: „Ja, aber hauptſächlich unter der Bourgeoiſie“. 

Endlich iſt es unzutreffend, ganz abſolut die Behauptung auf— 
zuſtellen: „Der Mißbrauch des Alkohols iſt eine Folge 
des kapitaliſtiſchen Syſtems“. Ä 

Zweifellos haben, wie wir ſehen werden, die Exiſtenz⸗ und 
Arbeitsbedingungen unter dem kapitaliſtiſchen Regime ſeit einem 
halben Jahrhundert einen bedeutenden Einfluß auf die Ent⸗ 
wicklung des Alkoholismus ausgeübt. Allein, die Verleitung zum Trinken, 
die Vorliebe für ſtarke Liqueure und gegohrene Getränke, die Leidenſchaft 
für den Branntwein, die allgemeine Verwendung der anregenden und 
betäubenden Mittel haben nichts mit dem Kapitalismus zu thun. Ande⸗ 

rerſeits genügt es, einen Blick auf die Alkoholſtatiſtik zu werfen, um 
ſich zu überzeugen, daß diejenigen Nationen, deren induſtrielle Ent⸗ 
wickelung am fortgeſchrittenſten iſt, nicht nothwendigerweiſe auch jene 
ſind, unter denen der Genuß an alkoholiſchen Getränken der meiſt 
verbreitete iſt. 

Man mag aus der folgenden nach Schaeffle, )) auf Grund 
offizieller Statiſtiken aus den betreffenden Ländern, verfaßten Zuſam⸗ 
menſtellung des Perzentſatzes der induſtriellen Bevölkerung und des 

Alkoholverbrauchs ein Urtheil fällen. | 
; n Verbrauch von 50 
dinge 5 l. gradlgen Al oha 
ſchäftigte Perſonen per Kopf 


im Jahre 1896 

Vereinigte Staaten. . 52-7 376 
Deutſchland .. 53˙3 8˙80 

Frankreiccch 2... 52˙7 8:48 

Hlad . .... ? 870 
Schweiz 51˙4 5˙19 | 
Delgien . . 2... 706. 9050 (1892-1895) 
England und Wales. 88˙5 

Schottland. 85˙8 4˙58 

Jrlandxd ei % 58.9 


4) Schaeffle, Deutſche Kern- und Zeitfragen. Berlin, 1895, S. 192. 
26* 


„ 

Dieſe Zahlen haben zwar nur einen annähernden Wert, und ſie 
müſſen mit allem Vorbehalt aufgenommen werden. | 

In England z. B. und in Belgien handelt es ſich nur um geringe 
Unrichtigkeiten und der wirkliche Verbrauch entſpricht ungefähr der 
offiziellen Bewertung. In Frankreich dagegen iſt die „offenbare Un⸗ 
bedeutendheit der Verbrauchsziffer einiger Gegenden in gewiſſem Maße 
eine Folge der Produktionsfreiheit der bäuerlichen Brenner, und der 
Schwierigkeiten, welche der Verwaltung wegen der Kleinheit der Be⸗ 
triebe eutgegenſtehen, um eine hinlänglich wirkſame Kontrole bei den 
berufsmäßigen, aber nicht permanenten Branntweinbrennern einzu— 
richten“ 5). 

Aber die Richtigſtellung dieſer Irrthümer vermöchte nur noch beſſer 
das Weſentliche aus den angeführten Thatſachen in Beleuchtung ſetzen: 
England, das induſtriellſte Land, das am meiſten kapi⸗— 
taliſirte der Erde, verbraucht viel weniger Alkohol, 
als Deutſchland und Frankreich, wo mehr als die Hälfte. 
der Bevölkerung noch Ackerbau treibt. 

Und in Frankreich ſelbſt ſind nicht die Städte und die induſtriellſten 
Departements, deren kapitaliſtiſche Entwicklung am fortgeſchrittenſten 
iſt, diejenigen, welche den ſtärkſten Alkoholverbrauch haben; die vier 
Departements, welche mehr als zehn Liter per Kopf verbrauchen, 
Somme (10'82), Seine-Inferieur (1348), Eure (10°68,) Oiſe (10°01), 
treten in kapitaliſtiſcher Beziehung gegen die „Ardennen“, „Pas de 
Calais“ oder das Nord-Departement zurück, die einen Verbrauch unter 
zehn Liter haben. Dieſelbe Zifferngruppirung zeigen die Städte: — 
Havre (16.29), Cherbourg (1654), Rouen (16.40), Caen (13°19) ſind 
weniger induſtrialiſirt als Lille (520), Saint-Etienne (5˙32), Roubaix 
(6˙83), Tourcoing (890), Saint-Qouen (5•52)6). 

Dieſe wenigen Thatſachen genügen, um alle jene 
vereinfachenden Theorien zurückzuweiſen, die durch eine 
einzelne Anordnung der Urſachen allein die zuſammenhängenden 
und viel verknüpften Erſcheinungen erklären wollen, bei welchen das 
Klima, die Art der Bodenerzeugniſſe, die wiſſenſchaft— 
lichen oder Volks-Vorurtheile bezüglich der Wirkung des Alkohols, 
eine nicht zu vernachläſſigende Rolle ſpielen. 8 

Trotz all' dieſen Einſchränkungen iſt es aber auch nicht zweifelhaft, 
daß die Arbeitsbedingungen oder, ſchärfer ausgedrückt, die wirt— 
ſchaftlichen Faktoren aller Art, eine hervorragende, wenn nicht über— 
wiegende Wirkung auf die Entwicklung des Alkoholismus ausüben. 


1. Die wirtſchaftlichen Faktoren des Alkoholismus. 


Man hat ſchon öfters bewieſen, und wir halten es nicht nöthig, aus— 
führlich darauf zurückzukommen, daß die Tendenz Alkohol zu trinken 
umſo ſtärker iſt, als die Arbeit intenſiver, die Ernährung mangel— 


) Economiste francais, 15. octobre 1898. 
() Annuaire statistique francais. Carte de la consommation alcoolique en 
France. 1895. 
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hafter, die Wohnungs bedingungen und die allgemeinen Lebens- 
verhältniſſe ſchlechter werden. | 

Auf dem Antialkohol-Kongreß von Brüſſel (Uuguft— September 
1897) haben die Herren Deffernez und Carton de Wiart die Ver— 
knüpfung der Arbeiterwohnungsfrage mit dem Alkoholismus 
ins Licht geſetzt. 

In einer ſchon alten Publikation ſagt Dr. Reich mit Recht: 
„Jedes Individuum, deſſen Ernährung ſchlecht iſt, hat nöthig, ſeinen 
Magen zu füllen oder vielmehr das Gefühl des Halbleeren zu beſeitigen.“ 
Einige Naturvölker nehmen Thon zu ſich, um ihren Hunger zu be— 
täuben — die ziviliſirten Völker Alkohol. 

Es iſt ſchließlich eine Erfahrung des täglichen Lebens, daß die 
Neigung ſtarke Liqueure zu genießen in jenen Induſtriezweigen beſteht, 
wo die Arbeiter am meiſten übermäßigen Anſtrengungen, großen Er— 
müdungen, widerwärtigen und ekelhaften Beſchäftigungen ausgeſetzt ſind. 

Allein, wenn die übelſt wohnenden, die mindeſt genährten und 
die in jeder Beziehung am ſchlechteſten behandelten Arbeiter mehr nach 
Alkohol verlangen, ſo will das nicht nothwendigerweiſe ſagen, daß 
ſie auch am meiſten trinken. 

Unter den Flandern z. B., bei denen ſich alle krankhaften ſozialen 
Zuſtände vereinigen: eine hohe Sterblichkeitsziffer, Unwiſſenheit, Krimi— 
nalität und Verbrechen — iſt der Verbrauch an Branntwein viel ſchwächer, 
als in den reichen und induſtriellen walloniſchen Provinzen. 

Dieſe offenbare Anomalie rührt von drei Haupturſachen her: 

1. Das Bier in den flamändiſchen Provinzen iſt beſſer als im 
Wallonenland. 

2. Die Löhne ſind niedriger (in den flamändiſchen Provinzen) und 
folglich können die Arbeiter, ſo groß auch ihr Verlangen iſt, nur 
0 geringe Ausgaben in der Schänke machen: Kein Geld — kein 
Alkohol. 

3. Im weniger induſtriellen Flandern macht ſich in geringerem 
Maß als im Wallonenland der Einfluß der als Folge des Kapitalismus 
auftretenden Intenſivirung der Arbeit geltend. 

„Die Exiſtenzbedingungen ſind ſeit der zweiten Hälfte unſeres 
Jahrhunderts“ — ſo ſchrieb uns neulich Herr Dr. Heynen, Abgeord— 
neter von Neufchätean (Luxemburg) — „Zavollſtändig umgeſtaltet worden. 
Die großen Entdeckungen des Dampfes und der Elektrizität, die raſchen 
und leichten Verbindungen haben von der Menſchheit einen Zuwachs 
an Thätigkeit, eine bedeutendere Verausgabung an Lebensenergie, eine 
ſtärkere Widerſtandskraft, mit einem Wort ein intenſiveres Leben 
erfordert. Der Menſch konnte ſich nicht unmittelbar an dieſe neue 
umgebende Atmoſphäre anpaſſen, und während dieſer Uebergangsperiode 
hat er ſich an den Alkohol gewendet, als an das wirkſamſte und verführe— 
riſcheſte Reizmittel.“ 

Das, was indeſſen die Arbeiter mächtig angeſpornt hat, ſo zu 
handeln, das ſind die Ideen, welche über die Vortheile des in mäßigen 
Doſen genoſſenen Alkohols noch bis vor wenigen Jahren in wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kreiſen Umlauf beſaßen. 
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Heute freilich, verlaſſen von den Männern der Wiſſenſchaft, leben 
ſie im Bewußtſein des Volkes noch als Vorurtheile weiter. 

„Der Arbeiter iſt von Jugend an“ — ſchreibt Dr. van Coillié 
— „in der Jacke dieſes Gewebes von Irrthümern, welche an die Nütz⸗ 
lichkeit des Alkohols Glaubenmachen, eingezwängt; man hat ihm die 
zahlreichen Wohlthaten dieſes Getränks gerühmt, und er hat nichts 
anderes, als das, gehört; man hat es ihm geſagt und wieder geſagt, 
daß der Alkohol ſtärke, daß er nähre, daß er anfeuere, daß er erwärme, 
daß er erfriſche, daß er unvermeidlich ſei für die Arbeiter; und dieſe 
ſchauderhaften Unwahrheiten hat er gehört, hört er nicht nur 
in ſeiner Umgebung, ſondern auch im Munde von Leuten hohen Ranges, 
mitunter ſeiner Vorgeſetzten, ja ſogar von Aerzten, die manchmal dem 
Wort auch noch das Beiſpiel hinzufügen, dieſe Unwahrheiten hört er 
hinausgetragen bis zur Tribüne des Parlaments.“ 7) 

Man darf ſich unter dieſen Umſtänden nicht verwundern, daß 
während der erſten Periode der Entwicklung des kapitaliſtiſchen Re⸗ 
gimes, das ſich durch eine intenſive Ausnützung der Arbeitskräfte 
charakteriſirt, jeder Höchſtſtand an Löhnen in eine Vermehrung des Alko— 
holismus umgeſetzt wird. Die Hemmungen der niedrigeren 
Löhne wirken nicht mehr; die moraliſchen und intellek⸗ 
tuellen Hemmungen wirken noch nicht. 

Es geht dies deutlich hervor, wenn man die Lohnbewegung in 
den verſchiedenen Momenten unſerer induſtriellen Entwicklung in Be— 
ziehung mit der Bewegung der Produktion in den Brennereien ſetzt. 


2. Die Mkohofprodußtion. 


Bis in die letzte Zeit wurde die Erzeugung der belgiſchen Bren⸗ 
nereien vom heimiſchen Verbrauch aufgeſogen. Der Export war unbedeutend. 
Andererſeits kann man zugeben, daß die für den Verbrauch durch die 
Induſtrie erzeugten Mengen (ungefähr 10 Prozent) durch die Fehler 
der Berechnung mehr als kompenſirt ſind. Die offiziellen Zahlen über 
die Produktion können alſo annähernd als Ziffern für den Verbrauch 
verwendet werden. 

Wir haben fie mit der Jahresziffer der Löhne in den Kohlen: 
gruben von Lüttich in Beziehung geſetzt — die einzige vollſtändige 
Reihe, die wir von 1831 angefangen, beſitzen. 


Mittlerer Erzeugung Bevölkerung 
Jahre Jaahreslohn der Brennereien Belgiens 
Fre. in Kilo N Einwohnerzahl 

1831 325 11.820 3,785.8 14 
1840 514 32.420 
1850 435 27.774 
1860 629 37.514 
1870 791 38.022 | 
1880 943 56.058 5,520.009 
1886 886 53.480 Ä 


) Van Coillie «L’alcool et le travail. S. 52. 
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Mittlerer Erzeugung Bevölkerung 
Jahre Jahreslohn der Brennereien Belgiens 
Fres. in Kilo Einwohnerzahl 
1890 1.154 56.628 6, 069.321 
1897 1.082 59.264 
1898 8) 56.200 ungefähr. 


Wir können daraus folgende Thatſachen feſtſtellen: 
| 1. Von 1831 bis 1890 hat ſich die Bevölkerung nur verdoppelt, 
während der nominelle Lohn ſich . und die Erzeugung 
der a ih verfünffacht hat. 

Anfang der kapitaliſtiſchen Periode, von 1830 bis 1840, 

d. h. 111 5 der erſten Jahre der induſtriellen Umwälzung, waren 
die Fortſchritte des Alkoholismus fürchterlich: in weniger als zehn 
Jahren hat ſich die Produktion der Brennereien faſt erregt 

3. Seitdem hat ſich die aufſteigende Bewegung verlangſamt; aber, 
ausgenommen die Kriſenjahre von 1847—1850 und 18801886, als 
der Tiefſtand der Löhne den Verbrauch hemmte, hat ſich der Alko⸗ 
holismus in den letzten Jahren in einer faſt konſtanten Art entwickelt 
— und wir werden ſehen, daß es ſich in ähnlicher Weiſe mit der Anzahl 
der Schänken verhält. 


3. Die Anzahl der Schänken. 
Man hat Belgien mit Recht als das Land der Schänken bezeichnet. 
Am 31. Dezember 1897 gab es 200.698 Schänken, wovon 
61.464 nur für gegohrene Getränke (Bier, Wein, Obſtwein ꝛc.) und 
139.235 Schänken für gegohrene und gebrannte Getränke. 
Dieſe Schankſtellen vertheilen Pr folgendermaßen unter die ver- 
ſchiedenen Provinzen: 


Zahl der Schank⸗, 5® Einwohnerzahl im 
eee e 8 Jahre 1895 
nur egohrene 8.5 auf eine auf eine 
gegohrene 1 S Schaukſtele ee 
Getränke Getränke 8 2 im gebrannten 
ausſchänkendſausſchänkendd = allgemeinen Getränken 
Antwerpen. 6.789 | 12.226 | 19.015 65 
Brabant 9.903 25.350 35.253 49 
Oſt⸗Flandern 9.619 | 13.662 23.281 58 
Weſt⸗Flandern | 12.856 | 18.889 | 31.745 54 
an * 11.954 35.135 47.089 32 
üttich 8 3.689 16.302 19.991 51 
Limburg 2.387 3.954 6.341 60 
Namur 934 4.340 
Luxemburg. 3.333 9.377 


Im Königreich 16.464 139.235 200.69 | 33 | 47 


8) Die Lohnſtatiſtik für 1898 iſt noch nicht veröffentlicht, aber die Löhne 
werden ſicher höher als 1897 ſein. 


7 
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Das noch nicht erſchienene Schriftſtück, welchem dieſe Ziffern 
entlehnt ſind und für deſſen Mittheilung wir dem ehemaligen Finanz⸗ 
miniſter, Herrn de Smet de Nayer, zu Dank verpflichtet ſind, enthält 
gleichfalls die jährliche Zunahme der Zahl der Schänken mit dem 
Geſetz über das Lizenzrecht (Konzeſſionirung) je dem Jahre 1889: 


Schänken mit 


Schänken mit gegohrenen u 


Jahre gegohrenen e Summe Bevölkerung 
Getränken Getränken | 

1889. . 6.089 185.036 191.125 6,093.798 
1890 13.510 173.073 186.583 
1891. 23.148 162.616 185.764 
1892 . 30.977 156.284 187.261 
1893. 38.055 150.755 188.810 
1894. 43.879 147.327 191.206 
1895. 50.176 144.357 194.533 
18968. 55.402 142.594 197.996 

1897 61.464 139.235 200.699 6,586.583 


Die Zahl der Schänken mit gebrannten Getränken nimmt alſo 
ab, dafür vermehrt ſich entſprechend die Zahl jener Schänken, welche 
behaupten, nur gegohrene Getränke zu verkaufen. 

f Indeſſen iſt es öffentlich bekannt, daß in der Mehrzahl der 

Schänken letzterer Gattung Branntwein verkauft wird. 

Die antialkoholiſche Zeitung „Bien social“ (Gemeinwohl) 
veranschlagt in ihrer Novembernummer von 1898 die Anzahl der 
Bierſchänken, in welchen auch andere N Getränke (Brannt⸗ 
wein) verkauft werden, auf 75 Perzent. 

In Campine verkauft man Branntwein in faſt allen Schänken, 
ohne daß dieſe die Steuern entrichten. Das Geſetz wird täglich und 
von allen Seiten verletzt. Noch mehr, jener Artikel 13 des Geſetzes vom 
16. Auguſt 1887 verbietet ausdrücklich, gebrannte Getränke zu kol⸗ 
portiren. Allein, ſeit Jahren gehen die Branntweinhändler tagtäglich 
von Schänke zu Schänke und verkaufen Branntwein und andere 

Liqueure, ohne von irgend jemand behindert zu werden. 

Kurz, das Lizenzrecht hat nicht die Zahl der Schänken 
vermindert. Man kann ſagen, daß die Vermehrung der 
heimlichen Schankorte die Verminderung der ordent⸗ 
lichen Schankſtellen mehr als kompenſirt. 

Eine Menge von Urſachen, die übrigens im kapitaliſtiſchen Syſtem 
wurzeln, treten hier noch hinzu, um die Vermehrung zu begünſtigen. 

In den induſtriellen Zentren find viele Arbeiter, „Sozialijtens 
führer“, die entlaſſen oder von allen Arbeitsherren ausgeſperrt werden, 
gezwungen, um zu leben, eine kleine Schänke zu eröffnen. 

Ein anderes Mal ſind es die Werkmeiſter, oder die Angeſtellten 
einer Fabrik, die ſich ihre Untergeordneten zur Kundſchaft machen. 

In gewiſſen Gemeinden iſt die Vermehrung der Schänken wieder 
die That Dee Brauer oder Branntwein-Großhändler. 
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| So kommt es z. B., daß der Kreis von Furnes von allen 
Kreiſen der beiden Flandern (Oſt⸗ und Weſt⸗ Flandern) derjenige iſt, 
welcher die ſtärkſte Verhältniszahl an Schänken aufweiſt. Indeſſen — 
ſagt der Abgeordnete von Furnes, Herr Viſart — trinkt man dort 
gewiß nicht mehr als wo anders; aber man kultivirt dort viel Gerſte 
und Frühgerſte; es iſt das Land der Brauereien: die Brauer ſchaffen 
die Schänken, um ihre Erzeugniſſe abzuſetzen und die Schankwirte 
verbinden mit dem Bierverkauf den Ausſchank von Branntwein. 

In der Borinage, wo es von Schänken wimmelt, in Frameries 
und in Hornu z. B., wird der Beruf des Schankwirts buchſtäblich 
obligatoriſch: das macht der Mangel an Arbeiterhäuſern; die Brauer 
und Branntweinbrenner kaufen oder miethen alle verfügbaren Häuſer und 
vermiethen oder aftervermiethen ſie mit der formellen Verpflichtung, 
daß die Miether oder Aftermiether eine Schänke halten.“) 

Anderswo, und namentlich in den Dörfern der Maurer und 
Stukkateure des walloniſchen Brabant, gibt es eine andere, weniger un— 
mittelbare, und allgemeine Urſache, welche geeignet iſt die Zahl der 
Schänken zu erhöhen. 

Seit einigen Jahren ſteigen unter dem Einfluß der Menſchen⸗ 
anhäufung von Brüſſel die Miethzinſe, die fiskaliſchen Laſten werden 
drückender, und um ihnen die Stirn zu bieten, verſchaffen ſich viele 
Arbeiter eine Nebeneinkunftsquelle, indem ſie heimlich eine Schänke 
eröffnen oder ſich eine Lizenz als Schankwirt verſchaffen. 


9) Herr H., Abgeordneter von Mons, ſagt: Die Mehrzahl der Brauer 
ſind gleichzeitig Liqueurhändler; ſie haben einen ſehr merkwürdigen Vorgang, um 
die Zahl der Schänken zu vermehren: 

a) Sie trachten Eigenthümer vieler Häuſer zu werden. Dieſe vermiethen 
ſie billig an Schankwirte unter der Bedingung, daß dieſe von ihnen Branntwein 
und Bier beziehen. 

Oft geben ſie ſogar Kredit, ſo, daß ſie Miethsgläubiger werden; von da an 
verkauft 132 Schankwirt nicht mehr genug, oder wenn er verſucht, ſeine Getränke 
von wo anders zu beziehen, ſo wirft man ihn aus dem Haus. 

Gewöhnlich iſt der Brauer oder der Branntweinhändler auch Eigenthümer 
des Mobiliars der Schänke, ſo, daß der Schankwirt nur einige unbedeutende 
Möbelſtücke beſitzt, die nicht pfändbar ſind, was zur Folge hat, daß die Gläubiger 
nicht viel exequiren können, eine Situation, welche die Schankwirte begünſtigt und 
ſie nöthigt, mit dem Brauer in gutem Einvernehmen zu bleiben. 

Wenn der Brauer nicht Eigenthümer iſt, ſo miethet er ſich ein 
und hält den Schankwirt in Aftermiehe ganz ähnlich wie als Hauseigenthümer 
in eee von ſich. a 

c) Allein, man geht noch weiter und ſtipulirt beſondere Vereinbarungen 
mit manchmal recht bedeutenden Strafbeſtimmungen, um die Einhaltung der Be⸗ 
zugsverbindlichkeit von Bier und Branntwein zu ſichern und gleichzeitig das Recht 
für den Brauer oder feine Bevollmächtigten feſtzuſetzen, die Keller des Schank⸗ 
wirts zu viſitiren, zur Kontrole, ob nicht etwa Lieferungen fremden Urſprungs 
da ſeien. 

d) Noch ein anderes Syſtem wird angewendet; es beſteht im Verkauf eines 
Grundftüds durch bloße hypothekariſche Eintragung für den ganzen oder theilweiſen 
Betrag, mit der Verabredung, dort eine Schänke zu errichten und Bier und 
Branntwein während einer beſtimmten Zeit vom Geldleiher oder von einem 
Dritten (Brauer oder Branntweinhändler) zu beziehen oder auch gegen Hypothek 
dem Grundeigenthümer, der bauen will, eine gewiſſe Summe unter denſelben 
Bedingungen zu leihen. 
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Anderſeits wieder wird eine Menge von Leuten genöthigt, andere 
Eriftenzmittel zu ſuchen, in dem Maße, als die kapitaliſtiſche Kon⸗ 
zentration zum Verſchwinden der alten Produktionsformen beiträgt: 
„Die kleinen Händler,“ ſagt Rümelin, „werden in erſter Linie weg⸗ 
geſchwemmt; immer ſcheint es aber leicht, eine Herberge, eine Gaſt⸗ 
wirtſchaft, eine Schänke aufwärts zu bringen u 

Dieſe wachſende Zahl der Shänfenübteinenüblen 
Einfluß auf den Alkoholkonſum aus. 


. Indeſſen wäre es ein Irrthum, zu glauben, daß immer die 
Vermehrung der Schänken einen Zuwachs an Alkoholismus nothiven- 
digerweiſe bedingt. f | 

„Vor 20 Jahren“ — ſo erzählt eine gute alte Frau — 
„drängten ſich unſere Männer in zwei oder drei Dorfſchänken, und da 
fie ſich gegenſeitig zum Trinken aneiferten, kehrten fie erſt heim, wenn 
ſie trunken waren. Heute zerſtreuen ſie ſich in ungefähr 20 Schänken, 
und die Leute, die ſich da zu zweien oder dreien zuſammenfinden, trinken 
ruhig ihren Schoppen oder ihr Gläschen, und weil ſie ſich langweilen, 
ſo ſuchen ſie bald wieder ihr Heim auf.“ 

Ohne eine Verallgemeinerung dieſer Beobachtung zu beanſpruchen, 
brauchen wir nichtsdeſtoweniger keine ausnahmsloſe nothwen⸗— 
dige Abhängigkeit der genoſſenen Alkoholmengen von 
der Anzahl der Schänken anzunehmen. 


Ja, obwohl es ſeit einigen Jahren mehr Schankſtellen gibt, ſcheint 
dennoch im Fortſchreiten des Alkoholismus eine Stockung eingetreten 
zu ſein, ſo daß der Alkoholverbrauch abnimmt — und diesmal in 
einer Periode außerordentlichen Aufblühens und einer bedeutenden Auf⸗ 
beſſerung der Löhne. 

Gewiß ſind die bezüglichen Ziffern der Zenträlſektion des Abge⸗ 
ordnetenhauſes über das Budget (1896) entſprechenderer Vorſicht zu 
unterwerfen. 

Der ehemalige Staatsminiſter Herr Lejeune 19%) jagt: „Die Ver⸗ 
wirrung, die aus der Steuererhöhung von 1897 hervorging, macht 
die ſtatiſtiſchen Angaben umſo unſicherer, als ſie zu einer Zeit ein— 
getreten iſt, da die Alkoholſeuche, wie es ſeit einigen Jahren ſcheint, in 
eine Periode des Stillſtands getreten iſt, den man verſucht wäre als 
eine Sättigungserſcheinung zu betrachten.“ 

Dagegen glauben wir mehr Vertrauen den Brennern ſelbſt 
ſchenken zu dürfen, die ſich in bitteren Klagen über die Abnahme des 
Verbrauchs ergehen. 

Man kann z. B. im Bericht des Verwaltungsraths der Brennerei 
„Anker“ vom 10. Oktober 1898 leſen: „Ein ſehr ungünſtiger Faktor 
der Kriſe, von welcher wir oben ſprachen, war die Verminderung des 
Konſums an Branntwein (Genievre) im Land.“ 

Denſelben Eindruck gewinnt man aus der ſummariſchen Unter- 


10) Belgiſcher Senat, 21. Dezember 1898. Geſetzesvorſchlag über Verkaufs 
und Schankpolizei betreffs gebrannter und gegohrener alkoholiſcher Getränke. 
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ſuchung, die ſoeben angeſtellt wurde, und aus den perſönlichen Beobach⸗ 
tungen, die wir ſeit Langem unter den Arbeitern ſelbſt gemacht haben. 

Indeß muß man in dieſer Hinſicht einen me zwiſchen 
Stadt und Land machen. 


4. Der Alkoholismus auf dem Sande. 


Man läßt im Allgemeinen gelten, daß der Alkoholismus auf 
dem Land weniger entwickelt iſt, als in den Städten und in den in⸗ 
duſtriellen Zentren. 

So äußerte ſich z. B. die Regierung von Weſtflandern in ihrem 
ſehr intereſſanten Beitrag zur Landwirtſchafts Enquéte von 1886: 

„Die arbeitende Bevölkerung auf dem Land iſt weniger der Un: 
mäßigkeit ergeben, als die der Städte, doch gibt es gewiſſe Oertlich— 
keiten, namentlich in der Gegend von Polde, wo die Bauern ſich 
dem Mißbrauch der alkoholiſchen Getränke ergeben und ſo die Sorge 
für ihre Höfe vernachläſſigen. Auch iſt noch zu bemerken, daß man auf 
dem Lande ſelten Frauen findet, die ſich dem Trunke ergeben und daß 
Trunkenheit im Allgemeinen nur. an Sonn- und Feiertagen zu kon⸗ 
ſtatiren a 1 | 

n“ — fügt der Gouverneur auf die Frage nach 
dem Maße des Einffuffes, den der Lohn auf die Gewohnheiten der 
Unmäßigkeit ausübt, bei — „entgegen den Vorgängen in den Städten 
entſpricht am Land einer Erhöhung der Löhne faſt immer auch eine 
verhältnismäßige Erhöhung des Alkoholverbrauchs.“ 

Alle anderen Gewährsmänner der Landwirtſchafts-Enquéte find 
ebenfalls der Anſicht, daß „der Verbrauch an Alkohol proportionell 
mit der Erhöhung der Löhne ſteigt“. 

Herr Oe . ..., Lehrer in Vyle Tharoul, einem kleinen Dorfe 
der Landſchaft Condroz, geht ſogar ſo weit, daß er ſagt: „Vielleicht 
iſt der außerordentlich niedrige Lohnbetrag ein großes Hilfsmittel ge⸗ 
weſen, um die Tendenzen zur Verbreitung der Unmäßigkeit aufzuhalten.“ 

Aber wenn der landwirtſchaftliche Arbeiter im All⸗ 
gemeinen mäßiger iſt, als der induſtrielle, ſo iſt es nicht 
Tugend, ſondern Noth. 

Vom Augenblick an, wo aus was immer für einer 
Urſache fein elender Lohn ſich hebt, ſteigt im Verhältnis 
auch ſein Alkoholgenuß. Das kommt z. B. zur Zeit der Ernte 
vor, wenn die Arbeit intenſiver iſt, und die Löhne gleichzeitig aus 
giebiger werden. 
| Ebenſo iſt es in den Grenzgebieten, wo der Schmuggel den Be⸗ 
wohnern eine Nebeneinkunftsquelle abgibt. 

In Folgendem ſollen nun die Zeugniſſe, die diesbezüglich für 
die wichtigſten Landwirtſchaftsgebiete geſammelt wurden, angeführt 
werden: j 
I. Condroz. 


Die Steinbrucharbeiter des Thales von Hoyoux trinken mehr 
als die Landwirtſchaftsarbeiter; mit nur ſehr wenigen Ausnahmen 


— 412 — 


geben ſie täglich wenigſtens 15 bis 20 Ctms. auf große Gläschen 
Schnaps aus. Allein, während bei den Steinbrucharbeitern der Alko⸗ 
holismus abnimmt, iſt er bei den Landarbeitern im Zunehmen be⸗ 
riffen. | 
N Während der Erntearbeiten find es oft die Bauern ſelbſt, welche 
Schnaps an ihre Leute vertheilen, um ſie anzuſtacheln. 

Um eine Vorſtellung von der erſchrecklichen Vertilgungsfähigkeit 
gewiſſer Landarbeiter zu geben, mögen folgende Thatſachen angeführt 
werden: Ein Arbeiter aus Avins (Condroz) rühmte ſich wie einer 
Heldenthat, daß er an einem Erntetag ſeinen Taglohn vor Sonnen— 
untergang ganz vertrunken habe, er hatte 60 große Gläschen Schnaps 
genommen und er fügte bei: „Wenn Sie ſo viel einem Hengſt gegeben 
hätten, er wäre auf der Stelle geplatzt; nun, ich fühlte mich aber 
ausgezeichnet wohl und am nächſten Tag vor dem Mittagmahl hatte 
ich noch 30 Gläschen hinuntergegoſſen. Freilich, um das zu ertragen, 
muß man einen Magen haben, der nicht aus Seidenpapier iſt.“ 

Vergeſſen Sie nicht, daß der Mann nicht als „Trunkenbold“ 
gilt. Oft trinkt er ein Monat, oder ein halbes Jahr lang keinen oder 
doch nicht viel Schnaps, dafür jedoch ſchüttet er ſich während ein oder 
zwei Tage, ſo lang er Geld hat, damit voll. 

Das iſt ungefähr ſo, wie es die Wilden machen, welche zumeiſt 
nicht ihrem Hunger angemeſſen Nahrung aufnehmen, ſondern ſich mit 
Speiſe vollſtopfen, wenn ſie Gelegenheit haben. 


II. Hesbaye. 


Herr J. W. aus Waremme ſchreibt: 

„Auf dem Land genießt man Branntwein am meiſten zur Zeit 
der Ernte. Einige Bauern geben Bier, aber die Arbeiter nehmen bei 
dieſen nicht gerne Beſchäftigung; ein Landwirt ſagte mir, daß ſeine 
Schnitter es vorgezogen hatten, gar nichts zu nehmen, als er ihnen 
nur Kaffee bringen laſſen wollte. Die Anzahl der Gläschen 
Branntwein gilt als der Maßſtab, wonach die Groß— 
müthigkeit des Arbeitsherrn beurtheilt wird. 

Viele Bauern nützen dieſe Denkweiſe aus, um eine Mehrarbeit 
zu erzielen. Im Jahre 1898 mangelte es an Händen bei der Ernte: 
man gab den Schnittern einen Franken für das Bündel gemähten 
Getreides — und 6 Liter „Péket“-Schnaps im Tag. Ein Landwirt 
von Waremme, Herr D. . ., erzählte mir, daß eines Morgens drei 
Mäher mit ihren zwei Litern „Geniéèvre“-Schnaps weggingen; die Ar— 
beit war anſtrengend; um 9 Uhr fing es zu regnen an, eine Stunde 
ſpäter waren unſere drei Arbeiter auf dem Rückweg zum Hof und 
weigerten ſich zu arbeiten — aber ihre zwei Liter Branntwein hatten 
ſie ausgetrunken! 

Andere Bauern pflegen in den Moment, da man ans heuſchobern 
geht, zwiſchen zwei großen Wagenladungen Korn je zwei Gläschen 
Branntwein per Kopf an die Arbeiter zu vertheilen. Wenn ein 
Arbeiter für Jemanden eine Beſorgung macht, ſo bezahlt man ihn nach 
allgemeiner Gewohnheit mit einem Gläscheu Schnaps. 
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Kurz die Proletarier von Hesbignous trinken viel und ſie trinken 
mehr als ehedem. 

Heutzutage kann man auf dem Lande alte Bürger oft ungefähr 
folgende Reden führen hören: „Seinerzeit trank das Volk, die Arbeiter 
im Allgemeinen, nicht gar ſo viel wie heute. Blos an Feſttagen gab 
man ſich Schmauſereien und ungeheuren Saufgelagen hin; an den 
Werktagen waren es nur die „noblen Herrſchaften“, die mitunter 
„guten Flaſchen den Hals brachen“, gewöhnlich Burgunderflaſchen. 
Aber jetzt trinkt alle Welt, und alle Welt läuft ins Café und ver- 
giftet ſich dort mit Liqueur. Ja, wenn die Arbeiter nicht trinken 
möchten, würden ſie glücklicher leben.“ 

Dieſe alten Bourgeois ſcheinen den Verluſt der Ueberlegenheit, 
oder vielmehr des Monopols im Alkoholgenuß, das ſie einſt hatten, zu 
bedauern; ſie vergeſſen zu konſtatiren, daß es auch heute 
noch unter ihnen am meiſten „Alkoholiſirte“, wenn nicht 
„Trunkenbolde“ gibt, und daß ſie alles Mögliche thun, 
um — übrigens in ihrem ſchlecht verſtandenen Inter⸗ 
eſſe — den Alkoholismus unter den Arbeitern zu 
fördern. 5 


III. Campine. 


Das „Journal de Bruxelles“ veröffentlichte im Jahre 1898 
folgende Notiz: 5 | 
„Aus einer von Dr. L. . . . aufgeſtellten Notiz ergibt ſich, daß 
in der ganz katholiſchen Gemeinde von Calmpthout (Provinz Ant— 
werpen), welche 3901 Einwohner und 693 Haushaltungen zählt, 
112 Schänken und Kleinverkaufſtellen für Branntwein exiſtiren! 
Folgende Ziffern geben ein detaillirtes Bild: 


Ortſchaften, aus denen bal. zl. Schänken und Verhältnis d. Haus⸗ 
die Gemeinde von Haushal Bevöl Kleinverkauf- haltungen zu den 


Calmpthout beſteht: kungen kerung ſtellen Schänken 

Nieuwmeer 155 869 34 ( zu 4 bis 5) 

Kerkemund 207 1098 26 (1 zu 7 bis 8) 

Dorp 174 903 32 (1 zu 7 bis 8) 

Achterbroek 80 598 15 (1 zu 6) 

Calmpthoutschenhoek 67 433 5 (1 zu 15) 
Summe 643 3981 112 


Der Dorfſtraße entlang, vom äußerſten Norden (gegen Holland) 
zum äußerſten Süden (Richtung gegen Antwerpen), entfällt ungefähr 
eine Schänke oder Kleinverkaufſtelle von Branntwein auf vier Woh— 
nungen. Sonntags veranſtalten die Männer einen Rundgang durch die 
zahlreichen Kapellen. Sie beginnen am Morgen vor der erſten Meſſe 
und enden nicht vor Abend, wenn ſie vollkommen trunken ſind. An 
zwanzig Gläschen laufen da leicht die Gurgel hinunter. Das kommt 
mindeſtens auf 1 Franken (40 —50 kr.), Pfeifen und Zigarren nicht 
eingerechnet, und ſelbſtverſtändlich ohne die Ausgaben für Schnaps 
während der Woche in Betracht zu ziehen. Wo iſt da das Mittel, 
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daß die Haushaltung in materieller und moraliſcher 
Beziehung fortſchreiten kann? Niemals ſieht man, daß in 
einer Haushaltung vom Sonntag Nutzen gezogen wird und man etwa 
ſpazieren geht. Während der Mann in der Schänke ſitzt und ſich be: 
rauſcht, bleibt die Frau daheim, um auf ihre kleinen Würmer Acht 
zu geben. 

Uebrigens iſt die Campine noch als eine der geſündeſten und ehr⸗ 
lichſten Theile des Landes bekannt. 


IV. Ardennen. 


Von allen landwirtſchaftlichen Gegenden ſtehen die Ad nen mit 
ihrem rauhen Klima hinſichtlich des Alkoholgenuſſes voran. ö 

Hier mögen nur einige Zeugniſſe Erwähnung finden, die in dieſer 
Hinſicht ganz beſonders ſchlagend ſind: 

1. Der Obmann der „Cooperation socialiste“ in Hautfays 
e N C . . . ſagt: 

„Auf 775 Einwohner kommen 20 Schänken, unter dieſen ſind 
nur 4 Bier⸗ und Weinſchanklokale. Der Alkoholismus bildet einen Makel. 
Indeſſen, dank einer energiſchen Antialkohol⸗ Propa⸗ 
ganda, trinken unſere Sozialiſten viel weniger Alkohol, 
und der Tag iſt nicht fern, da ſie ſelbſt. das Beiſpiel 
der Abſtinenz geben werden.“ 

2. Der Vizepräſident 185 landwirtſchaftlichen Vereinigung von 
e e Herr S. . . führt an: 

„Viele Schankwirte bei uns auf dem Land ſind Alkoholiker, die 
ſich etablirt haben, um ihrer Vorliebe für die großen Gläschen Schnaps 
beſſer fröhnen zu können. In dieſer Beziehung hat die Lizenzpflicht eine 
heilſame Reinigung bewirkt.“ 

3. Auszug aus der Zeitſchrift „Bien social” vom Juni 1898: 

„In einem Dorfe der Provinz Luxemburg gibt es ungefähr 
100 Einwohner und 2 Schänken. In der einen davon, wo das Ge— 
ſchäft am beſten geht, hat man in zwei Jahren 6000 Liter Schnaps 
(Genievre) verkauft (die anderen alkoholiſchen Getränke uneingerechnet). 
Ausgenommen einige Straßenarbeiter, die von Zeit zu Zeit an einem 
Weg bauen, kommen in dieſen Ort keine Fremden. Es gibt keine 
berufsmäßigen Säufer in dieſen Dorf, aber alle ſind alkoholiſirt.“ 

4. Herr H. .., Abgeordneter von Neufchäteau (Luxemburg), 
jagt: „Man iſt im Allgemeinen der Anſicht, daß der Alkoholverbrauch 
im Abnehmen begriffen ſei; allein dieſe Abnahme ſchlägt kein ſehr 
raſches Tempo ein — ausgenommen ſind nur die induſtriellen Arbeiter, 
die in den Schieferbrüchen beſchäftigt ſind. Wenn der Beſuch der 
Schänken auch weniger zu den Gewohnheiten des Volkes zählt, ſo iſt 
vielleicht der Konſum daheim, im Freundeskreis, um ſo ſtärker. Indeß 
kann man im Allgemeinen den Satz aufſtellen, daß eine Tendenz zur 
Verminderung vorhanden iſt. 

Das Wohlbefinden und die Erhöhung der Löhne üben auf das 
Volk einen nützlichen Einfluß aus. Man gewöhnt ſich an Ordnung. 
Die Sparſamkeit entwickelt ſich. Der Komfort macht ſich unter den Ein⸗ 
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wohnern geltend; zahlreiche Arbeitshäuſer erheben ſich. Nichtsdeſto⸗ 
weniger erübrigt noch eine Klaſſe von Arbeitsloſen, die ihre Verſorgung 
aus der öffentlichen Wohlthätigkeit gewinnt. 

Ein ausgezeichnetes Mittel gegen den Alkoholismus iſt meiner 
Meinung nach die Sparſamkeit: in den Orten, in welchen die Spar: 
kaſſebücher ſich vermehren, iſt der Mißbrauch alkoholiſcher Getränke 
in voller Abnahme; daher iſt es auch von Nutzen, die Zahl der 
Sammelſtellen für die Poſtſparkaſſe zu vermehren. 

Die öffentlichen Märkte und Marktfeſte — welche übrigens der 
hauptſächliche und unumgängliche Handelsmotor in unſeren kleinen 
ardenniſchen Dörfern ſind — geben Veranlaſſung zu einem großen 
Verbrauch an Alkohol; doch beſteht überall, in Neufchäteau, Saint: 
Hubert, Wellin, Bouillon, Paliſeul eine Neigung zur Verminderung 
des Altoholverhrauchs 

In den Grenzſtädten meines Kreiſes dagegen, wo es viele Arbeits⸗ 
loſe gibt, die ſich der Bettelei, dem Schmuggel, der Wilddieberei u. ſ. w. 
zuwenden, iſt das Alkohollaſter weit davon entfernt, ſich zu vermindern: 
es ſteigt, während das öffentliche Wohl dabei ſinkt. 

Ebenſo iſt es in gewiſſen ackerbautreibenden Gegenden, die von 
Trunkenbolden verwaltet werden oder in Oertlichkeiten, die von 
Funktionären und Privaten bewohnt werden, welche die Gewohnheit 
des Genuſſes ſogenannter en und Verdauungsmittel — ver⸗ 
ſchiedener Liqueure — verbreiten.“ 


V. Ergebnis. 


Faſſen wir zuſammen, ohne Beobachtungen eilig verallgemeinern 
zu wollen, welche, um entſcheidend ſein zu können, viel zahlreicher 
ſein müßten, ſo ſcheint es, daß der Alkoholismus auf dem 
Lande nicht im Abnehmen begriffen ſei.“ 

Der Moraſt des Alkoholismus drang dort verzögert vor; der 

Rückſchlag ſcheint noch nicht eingeſetzt zu haben. 
Vielmehr iſt es wahrſcheinlich, daß die Ausdehnung des länd— 
lichen Alkoholismus, nämlich die Verbrauchszunahme an Alkohol bei 
den Landarbeitern, bewirkt, daß die bedeutende Verminderung, die wir 
in gewiſſen induftriellen Gegenden konſtatiren werden, in den offiziellen 
Statiſtiken nicht zum Ausdruck gelangt. 


5. Der Alkoholismus in den Städten und induſtriellen Zentren. 


In der Snduftrie-Enquete von 1886 (Band I) wurden auf die 
Frage 95 d: „Nimmt die Trunkſucht zu oder ab?“ 49 Antworten 
ertheilt. 

21 Gewährsmänner behaupten, daß ſie ſich ausbreitet. Doch iſt 
zu bemerken, daß alle — mit Ausnahme von zwei Gewährsmännern 
aus Dampremy (Charleroi) — Oertlichkeiten angehören, welche außer⸗ 


halb des Kohlenbeckens liegen und aus der großen industriellen Zone 


ſind, die ſich zwiſchen Mons und Verviers erſtreckt. 
28 Gewährsmänner dagegen, zumeiſt Induſtriechefs, drücken die 
Anſicht aus, daß die Trunkenheit abnimmt, doch ſchreiben ſie dieſe Ab⸗ 
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nahme im Allgemeinen der Wirtſchaftskriſe zu und dem Niedergang 
der Löhne. 

Einige indeſſen, aus den Gegenden, wo ſeit langem die 
Lage der Arbeiter beſſer als die des Durchſchnitts iſt 
— im Zentrum (Hainaut) und in Verviers z. B. — behaupten 
eine anhaltende Beſſerung im Alkoholismus der Be: 
völkerung. | 

Der Bürgermeifter von La Heſtre, Herr D. ..., äußert ſich 
folgendermaßen: 

„Die Kohlenarbeiter ergeben ſich weniger der Unmäßigkeit; das 
iſt die Wirkung guter Beiſpiele und das Ergebnis des 
Unterrichts.“ 

Die „Société industrielle“ von Verviers ſagt: „Man muß 
zugeben, daß es für eine Arbeiterbevölkerung noch immer eine gewiſſe 
Doſis von Unmäßigkeit hier gibt, allein, innerhalb der letzten 20 Jahre 
iſt eine bedeutende Beſſerung eingetreten.“ 

Seit wann hat ſich nun dieſe Beſſerung deutlich gezeigt? Hat ſie 
ſich auch auf andere Gewerbszweige erſtreckt? Iſt die Alkoholepidemie 
wirklich im Abnehmen, wenigſtens in den oberen Schichten der Arbeiter— 
bevölkerung? — — b 

Um dieſe Fragen zu löſen, bedürfte es ſyſtematiſcher Umfragen, 
welche die Regierung oder an ihrer Stelle die antialkoholiſchen Vereine 
unternehmen ſollten. 

Unterdeſſen und ohne die Anmaßung, eine vollkommene Arbeit 
zu liefern, haben wir eine gewiſſe Anzahl von Zeugniſſen über die 
gegenwärtige Lage in jenen Induſtrien, wo der Alkohol die größten 
Verheerungen anrichtet, geſammelt. f 


A. In freier Luft thätige Arbeiter. 
| 1. Baugewerbe. . 


Bei den unter freiem Himmel thätigen Arbeitern — wie Erd— 
arbeitern, Ziegelbrennern, Maurern u. ſ. w. — bleibt der Alkohol⸗ 
genuß ſehr ſtark. | 1 f 

Nach Anſicht des Herrn Gemeindeſekretärs aus Boom, dem 
Zentrum der Ziegelinduſtrie, hat ſich die Lage ſeit 1886 nicht gebeſſert. 
Halb erfroren, halb gebraten, abwechſelnd der Kälte der Luft und der 
Hitze der Oefen ausgeſetzt, zu einer außerordentlichen Arbeitsleiſtung 
genöthigt, trinken die Ziegelarbeiter nach wie vor Branntwein. 

In Hesbaye — ſchreibt man uns aus Waremme — herrſcht 
unter den Bauarbeitern die Gewohnheit, „teyes” — Runden, wobei 
jeder 10 Zentimes einzahlt, zu veranſtalten und den „peket“ — den 
Schnaps, literweiſe zu kaufen. Letzthin machte man einen Aufbau auf 
ein Haus, die Arbeit hatte 40 Tage gedauert; der Bauherr hatte ein 
kleines Fäßchen Branntwein zu 60 Liter gekauft — vor Ende eines 
Monats war es ausgeſoffen. An einem Montag hatten die Arbeiter 
— 7 oder 8 an der Zahl — ſchon ihre zwei Liter ausgetrunken, dann 
veranſtalteten ſie eine „Teye“, eine Runde, um einen dritten zu kaufen, 
den ſie auf den Gerüften tranken. | 
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Da ſich faſt überall die gleichen Dinge zutragen, iſt es nicht 
zweifelhaft, daß eine große Anzahl von Abſtürzen dem Einfluß des 
Alkohols zu danken ſind; übrigens geben das die Maurer, die wir 
darüber befragt hatten, offen zu. 


2. Fiſchereigewerbe (Heyſt). 

Im „Bien social“ von 1898 ſchreibt Herr A. 

„In Heyſt jursmer vertheilen ſich 80 Schänken auf 2000 ein⸗ 
geborne Bewohner. Das Gros ihrer Kundſchaft bilden die Fiſcher, 
ungefähr 200 an der Zahl. 

Während ſeines Aufenthalts am Land, von Samſtag abends bis 
Montag früh, erfüllt den Fiſcher von Heyſt nur ein Gedanke: trinken; 
er kennt nur eine Freude: den Alkoholrauſch; nur eine Leidenſchaft: 
die phyſiſche und moraliſche Verthierung durch den Schnapsgenuß. 
Wenn er für wenige Augenblicke nach der Rückkehr ſeines Boots den 
Fuß in ſein Heim ſetzt, ſo thut er das einzig zu dem Zweck, um die 
Einbringung der Fiſche beim „Auftheilen“ zu beſorgen, und wenn 
möglich, ſie verborgen vor ſeiner Frau zu verkaufen. So wie dieſe 
Operation beendigt iſt, geht er in die Schänke und kommt nicht mehr 
heraus; blos am Sonntag auf eine Stunde, um in die Meſſe zu gehen. 


3. Dockarbeiter (Antwerpen). 


Die Auslader, wie alle dem Unwetter ausgeſetzten und zu au⸗ 
ſtrengenden Verrichtungen genöthigten Arbeiter, haben eine ſtarke Neigung, 
ſich zu alkoholiſiren. Dieſe Neigung wird bekanntermaßen durch die be⸗ 
ſonderen Bedingungen ausgebildet, unter welchen ihre Verdingung 
vor ſich geht. 

Herr Dr. Terwagne aus Antwerpen berichtet darüber Folgendes: 

„Die Baſſin⸗Arbeiter find, um zu leben, um Arbeit zu erlangen, 
genöth gn 105 tagtäglich zu alkoholiſiren. 

6 Uhr früh finden die Aufdingungen in den Schänken ſtatt. 
Der Shhankwirt iſt in neun von zehn Fällen ſelbſt der Sklavenhändler, 
der Werkunternehmer. Die Rekrutirungsſzene iſt wirklich ſkandalös: 
Dier Werkunternehmer gibt jedem Arbeiter, den er dingt, eine Zink— 
platte, die ihm das Recht auf Arbeit ſichert; doch vor dem Erhalt 
dieſer Platte müſſen die Arbeiter vor dem Schreibtiſch vorüberdefiliren 
und wenn es nicht Arbeit für alle gibt, jo ſtoßen, ſchimp fen und 
prügeln ſie ſich — unter den väterlichen Augen der Polizei — um 
zum Aufdinger zu gelangen. — Wenn es viel Arbeit gibt und die 
Unternehmer fürchten, ihre Arbeit zu verlieren, jo verſprechen und ver— 
theilen ſie Branntwein literweiſe. Iſt dagegen die Arbeit rar, ſo gibt 
es kein ſicheres Mittel, aufgenommen zu werden, als beim Werber auf 
Kredit zu trinken: Man nimmt jenen als er; ten, welcher am meiſten 
„gepoeft“ hat (auch die Wallonen ſagen: „boire a poef) 1). 

Es geſchieht auch oft, daß, um die Arbeit in Gang zu bringen, 
der Kaufmann, Spediteur oder ſein Stellvertreter, einige Liter Brannt— 
wein verſpricht. 


11) Poef ſpr. puf, vgl. das deutſche „auf Puff“. (Der Ueberſ.) 
27 
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Letzthin antwortete ein Dockarbeiter, der in eine Schänke kam, 
auf die Frage eines meiner Freunde, wie viel Gläschen er ſchon ge— 
trunken habe: Das iſt mein vierunddreißigſtes! — Das war 
um zwei Uhr nachmittags. 

Um die Alkoholiſirung der Arbeiter auf volle Höhe zu bringen, 
veranftalten die Aufdinger, welche Schänken halten, bei ſich „Vogel- 
pick“-Geſellſchaften, Würfelſpiele u. ſ. w. und nöthigen die Docker, 
daran theil zu nehmen. | | 

Ungeachtet der ausdrücklichen Beſtimmungen des Geſetzes, finden 
die Auszahlungen fortwährend noch in den Schänken ſtatt. 

Die Antwerpener Vereinigung der Arbeiterpartei ſchlägt in ihrem 
Gemeinde-Reform⸗Programm vor, Stätten zu ſchaffen, wo die 
Aufdingung und Auszahlung vor ſich gehen ſollen, wo die 
Arbeiter, im Falle ſchlechter Witterung Schutz finden und 
während der Pauſen ausruhen können, ſtatt das Pflaſter zu 
drücken und in den Schänken ſich zu drängen. 


4. Steinmetzgewerbe (Huy). 


Der Steinſchneider, Herr H. . . ., Abgeordneter von Huy ſagt! 
„Der Alkoholismus iſt in den Steinbruchgegenden der Umgebung von 
Huy ſichtlich in Abnahme begriffen; es ſcheint, daß er im geraden 
Verhältnis zur Arbeiterorganiſation und vollends 
zur gewerkſchaftlichen Organiſation abnimmt. N 

In Vierſet, wo man im Sommer 12 ½ bis 13 Stunden arbeitete, 
traten im Laufe des Jahres 1895 die Arbeiter in Ausſtand, um den 
Elf⸗Stunden⸗-Tag zu erlangen. Die Chefs gaben ſehr raſch dieſem 
Wunſch Folge, aber ſie forderten als Kompenſation von den Arbeitern, 
daß fie ſich verpflichten, nicht mehr Alkohol auf dem Werk: 
platz zu ſich zu nehmen. Letztere willigten ein und dieſe Reform hatte 
als unmittelbare Folge, daß ſich auch der Beſuch der Schänken unter 
der Woche erheblich verminderte: es liegt auf der Hand, daß der auf 
dem Werkplatz für zwei Sous genoſſene Alkohol als Köder diente, der 
zum weiteren Trinken verleitete. Dazu lieferte der Heimweg Gelegen— 
heit. — Heute kehren viele Arbeiter, die es früher nie unterließen, 
nach der Arbeit die Schänke zu betreten, direkt nach Hauſe. Das 
Leſen der Parteiblätter, die neuen Beſchäftigungen, 
die für eine große Zahl von ihnen durch die Gewerkſchaft, das Syn— 
dikat und die anderen Organiſationsformen geſchaffen wurden, tragen 
auch einiges zu dieſem Ergebnis bei. 

Kurz, ich gehe nicht zu weit, wenn ich für Vierſet die Abnahme 
sl Alkoholismus innerhalb von 4 bis 5 Jahren mit 50% veran— 

age. 
Zu Moha, wo man einſt erſchreckende Mengen von Alkohol 
trank, hat man ſeit drei Jahren den Genuß auf den Werkplätzen 
unterſagt. Faſt zur ſelben Zeit kam es zu einer Gewerkſchafts-Ge⸗ 
noſſenſchaft, der faſt alle Arbeiter angehören. Dieſe verband mit ihren 
Magazinen ein Kaffeehaus, in dem man keine alkoholiſchen Getränke 
abgibt. Eine ganze Reihe von antialkoholiſchen Maßregeln 


— 419 — 


— dem Schein nach kindiſch — wurden von den Genoſſenſchaften ver- 
fügt und haben zu ausgezeichneten Ergebniſſen geführt: ſo iſt es 
z. B. unterſagt, ſich gegenſeitig Getränke zu bezahlen (Runden) oder 
ſelbſt zwei Getränke auf einmal zu nehmen. Die Taubenausſtellungen 
(concours de pigeons) bildeten gleichfalls eine Gelegenheit zum Trinken, 
von Alkohol: Die Genoſſenſchaft hat nun in ihrem Lokal eine Geſell⸗ 
ſchaft gegründet, welche alle Taubenliebhaber unter den Arbeitern um— 
faßt und deren Mitglieder die Verbindlichkeit übernehmen, ſich demſelben 
Reglement, wie die übrigen Konſumenten, zu unterwerfen. In Moha, 
wie in Vierſet hat der Alkoholverbrauch ganz bedeutend abgenommen, 
aber ohne, daß es mir möglich wäre, ihn mit Beſtimmtheit zu be— 
meſſen. 

Endlich nimmt die Bewegung gegen den Alkohol in Vinal— 
mont, in Marchin, in Ouffet, in Avins und in Seilles dieſelbe Ge— 
ſtalt an. Nichtsdeſtoweniger muß ich bekennen, daß in den zwei letzteren 
Gemeinden die Reaktion gegen den Alkohol viel weniger ſtark iſt: es 
ſind das gerade jene, in welchen auch die Organiſation 
den meiſten Schwierigkeiten begegnet. 

Ich ſchließe und möchte meine Ausführungen dahin zuſammen— 
faſſen: Es ſind nicht gerade jene Gegenden, die für die Sozialijten 
ſtimmen, wo der Alkoholismus vor allem abnimmt, — wohl aber 
jene, wo die Organiſation am vollſtändigſten und die Partei⸗ 
blätter am verbreitetſten ſind.“ 


B. Beim Feuer beſchäftigte Arbeiter. 
1. Metallurgiſche Gewerbe (Zentrum Hainaut). 


Herr M. . ., Abgeordneter von Soignies, ſchreibt: „Der Alkohol— 
verbrauch in den Streckwerken iſt erſchreckend. Die Arbeitgeber unter— 
ſtützen ihn, weil ſie Intereſſe daran haben oder daran zu haben glauben, 
daß ihr Perſonal fortwährend unter der Einwirkung des Alkohols 
ſteht. Die Arbeiter füllen im Tag 8 oder 9 Mal die Oefen. Wenn 
ein Ofen gefüllt iſt, ſo gehen ſie in die Kantine, welche ſich im Innern 
der Werkräume oder am Eingang dazu befindet. Mit Löhnen von 4, 
5 und 6 Franks trinken ſie Branntwein für Frks. 1˙20 bis Frks. 1.50 
im Tag. — Einen unter ihnen kenne ich, der 14 Frks. im Tag 
verdient, und innerhalb 14 Tagen für 30 bis 35 Frks. an Schnaps 
vertrinkt. 

Dieſe Arbeiter find nicht zu organiſiren. In der Übrigen Ar⸗ 
beiterbevölkerung und vor allem unter den jungen Leuten hat der 
Alkoholismus ſeit einigen Jahren bedeutend abgenommen.“ 

„Dasſelbe gilt“, ſo wird aus Goſſelies berichtet, „für die Kupfer— 
ſchmiede und die Arbeiter der Emaillirungsfabriken.“ 


2. Glasinduſtrie. 


Herr L. . . . ehemaliger Präſident der Glaſerunion, Abgeordneter 
von Charleroy, berichtet: | 8 
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a) Fenſterglasarbeiter. 


„Vor der Einführung der Baſſin-Oefen dauerte die Arbeit 10 
bis 12 Stunden un unterbrochen, und man machte im Monat durch— 
ſchnittlich 22 bis 23 Tage. Heute wird in den Baſſin-Glaſereien die 
Arbeit in drei Schichten, jede zu 9½ Stunden, verrichtet; allein mit 
den Vorbereitungsarbeiten, die vor dem Beginn des Arbeitstages aus— 
geführt werden müſſen, verlängert ſich die Arbeitsdauer auf ungefähr 
10½ Stunden. Während dieſes langen Zeitraumes nun gibt es keinen 
Aufenthalt, um Mahlzeiten zu nehmen: die Arbeiter müſſen während 
der Beſchäftigung eſſen, und zwar viel eſſen, denn ihre Muskelanſtren- 
gung iſt ſehr bedeutend. Der größte Theil von ihnen verdaut auch 
ſchlecht. Um ihre Verdauung anzuregen, oder als Gegenmittel gegen 
die Hitze der Oefen, nehmen ſie große Mengen von Flüſſigkeit auf: 
Kaffee, Bier und Waſſer; ſchließlich, wenn ſie nichts anderes mehr 
wiſſen, trinken ſie Alkohol, und wenn der Arbeitstag geendigt hat, 
ſchreiten ſie halb berauſcht aus der Werkſtätte — um ſich jetzt in den 
Schänken, die auf ihrem Heimweg liegen, ganz zu betrinken. 

So ziemlich nur in Belgien und Frankreich iſt es üblich, daß 
man ganz ohne jede Unterbrechung hindurch arbeitet und dann während 
des Arbeitens trinkt. In den Vereinigten Staaten dagegen ſind die 
gebrannten und gegohrenen Getränke während der Beſchäftigung ver— 
roten; dort gibt man den Arbeitern Eiswaſſer und — was die Haupt: 
ſache iſt — der Arbeitstag überſchreitet dort nicht 8 Stunden, mit 
einer Ruheſtunde in der Mitte der Arbeitszeit. Dasſelbe iſt in England 
und Italien der Fall.“ 


b) Flaſchenglaſer. 


„In den Flaſchenglaſereien gibt es wohl ein Intervall im Ar— 
beitstag; doch arbeitet man 12 Stunden, und zwar eine Woche bei 
Tag, eine Woche bei Nacht. Infolge dieſer entkräftenden Thätigkeit be— 
findet ſich der Arbeiter, wenn er aufſteht, im gleichen Zuſtand der Ab: 
geſchlagenheit, wie wenn er ſich niederlegt; es iſt da nicht überraſchend, 
daß er, um dieſes allgemeine Unbehagen zu betäuben, „Stärkung“ im 
Alkohol ſucht. 

Eine Thatſache, die ich ſeit meinem Eintritt in die Glaſerei (1864) 
konſtatirt habe, iſt, daß die intelligenteſten und gebildetſten 
Arbeiter nur wenig oder gar keinen Alkohol zu ſich 
nehmen; diejenigen, welche vor allem damit Mißbrauch treiben, ſind 
gerade Leute, die jedes Unterrichtes entbehren. Ich füge übrigens gerne 
die Bemerkung bei, daß ſich die Zuſtände um vieles verbeſſern; nur 
ſelten mehr ſehen wir die unqualifizirbaren Saufereien, die bei den 
älteren Glasarbeitern ſo häufig waren. 

Im Jahre 1898 veranlaßte ich gelegentlich der Reviſion der 
Statuten ber Glaſer-Union die Einfügung eines Artikels, der den 
Zweck verfolgte, die Alkoholſeuche zu bekämpfen; er lautete: „Die Ver⸗ 
einigung entſchlägt ſich der Verbindlichkeit um einen Streitpunkt ſich 
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zu bekümmern, der zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern dann ent⸗ 
ſtanden iſt, wenn letztere im Zuſtande der Trunkenheit bei ihrer Arbeit 
vorgefunden wurden.“ 


C. Unter der Erde beſchäftigte Arbeiter. 
1. Kohlenwerke. 


Aus dem Zentrum (Hainaut), wo die Löhne verhältnismäßig 
hoch, die Arbeitstage kurz, die Organiſationen kräftiger als in anderen 
Kohlenbecken ſind, bringt uns Herr M. . .., ehemaliger Bergmann, 
Abgeordneter von Soignies, die Nachricht, daß, mit Ausnahme der 
großen Feiertage und insbeſondere des Barbarafeſtes, dort eine ſehr 
bedeutende Abnahme des Alkoholismus zu konſtatiren iſt. 

In anderen Gegenden, insbeſonders in der Gegend der unteren 
Sambre (Baſſe⸗Sambre) im Lütticher Kreis und in der weſtlich gele— 
genen Landſchaft von Mons, müſſen die Kohlenarbeiter auch weiterhin 
noch zu jener Kategorie Arbeiter gezählt werden, die am allermeiſten 
trinken. — Außer den ſchwierigen Arbeitsverhältniſſen und der außer— 
ordentlich langen Arbeitsdauer, muß man auch die ökonomiſchen Faktoren 
ihrer traurigen Lage in Betracht ziehen: den ſchlechten Zuſtand der 
Wohnungen, die Unfähigkeit der Frauen für die Haushaltung zu 
ſorgen, ganz beſonders in den Dörfern, wo bis auf die letzten Jahre 
die Mehrzahl der Mädchen — „die weißen Häubchen“ — ebenfalls 
in der Grube arbeiteten. Ä 

In Borinage (Weſtliches Mons) unterſtützen mehrere Berg⸗ 
werksdirektoren, welche an Brauereien intereſſirt find, 
den Alkoholkonſum. Da ſind faſt alle Förderungsſtätten von 
einer Unzahl von Schänken umgeben. Die Arbeiter nun, die nicht wie 
im Zentrum, umfangreiche und gut beſorgte Waſchräume zur Ver— 
fügung haben, müſſen ſich entkleiden, waſchen und anziehen — in den 
Schänken der Umgebung. 

„Als wir jünger waren — erzählt ein Arbeiter von Hameries in 
der Enquéte von 1886 — gab es bei den Gruben Barafen, um ſich 
auszuziehen und anzukleiden. Wer fertig war, kehrte heim; jetzt muß 
man in Ermanglung von Baraken bei der Grube, abſolut in die Schänke 
gehen, um ſeine Lumpen wohin zu legen. Auch der Gasgeruch zieht 
immer zum Alkohol hin. Acht von zehn Mal, daß man Branntwein 
trinkt; man bringt ſich gegenſeitig dazu; dem erſten folgt ein zweites 
Glas — und ſchließlich iſt man benebelt. Es gibt nicht einen Kohlen— 
arbeiter, der von der Grube kommt und drei Gläſer ertragen könnte, 
ohne davon ſchon trunken zu werden. 
| Im Allgemeinen begnügen ſich übrigens die Kohlenarbeiter mit 
folgender Ration für einen ganzen Tag: das erſte Gläschen Schnaps vor 
dem Abſtieg in die Grube, um 3½ oder 4 Uhr früh, das zweite beim 
Heraufkommen aus der Grube, dann das dritte, nachdem ſie ihren 
Kuchen gegeſſen haben, dazu noch ein oder zwei Glas Bier und die 
traditionelle Taſſe Kaffee, die der Schankwirt ihnen gratis verabfolgt. 
Das iſt alſo durchſchnittlich — die Säufer natürlich ausgenommen 
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— drei Gläschen zu 10 Centimes im Tag 55 am Samſtag gewöhnlich 
noch ein Gläschen extra. 

Alles zuſammen gerechnet, geben folglich die Borainer Arbeiter 
ungefähr 50 Centimes im Tag auf gegohrene und gebrannte Getränke 
aus. Das macht 180 bis 200 Franks im Jahre — mehr als 20% 
ihres Lohnes. 

Nach Herrn M. ..., Abgeordneten von Mons, iſt unter den 
Arbeitern des Borinage eine leichte Tendenz zur Einſchränkung ihres 
Alkoholverbrauches zu bemerken.!) 


2. Schiefer induſtrie. 


Herr Dr. H. . ., Abgeordneter in Neufchateau, hatte die Freund— 
lichkeit, Nachrichten über den Alkoholismus in den Schieferwerken von 
Luxemburg zu liefern, die eine bemerkenswerte Beſſerung der Ver— 
hältniſſe ſeit einigen Jahren beweiſen: 

„In Bertrirx, einem der volkreichſten Orte des Kreiſes von Neuf— 
chateau, wird das Geſetz über die öffentliche Trunkenheit ernſtlich ge— 
handhabt; insbeſonders wurde eine ſtreng abgefaßte Ordnung aufge— 
ſtellt, welche die Taxen, die von den Tanzunterhaltungen in Schank— 
lokalen erhoben werden, regelt. An Werktagen ſind die Schänken nicht 
ſehr beſucht, aber unglücklicherweiſe haben die Schieferarbeiter die 
Gewohnheit angenommen, am Abend bei der Heimkehr ein oder zwei 
Gläschen Schnaps vor dem Abendbrot, das ihre Hauptmahlzeit bildet, 
zu nehmen. Nichtsdeſtoweniger hat nach einer approximativen Statiſtik 
der Alkoholverbrauch ſeit ſechs Jahren um ein Drittel abge 
nommen. 

In Warmifontaine find von 400 Schieferarbeitern ungef ähr 
150 Mitglieder eines a jedes Mitglied 
erhält jährlich von der Schieferwerks-Geſellſchaft eine Prämie von 
20 Frks. Der Verbrauch an Branntwein hat in die ſer Ge⸗ 
meinde um die Hälfte abgenommen. 

Gleichfalls iſt in Cugnon, Dohan, Sugny, Corbon und vor allem 
in Herbeumont, von wo wir, dank dem Lehrer und dem Gemeinde⸗ 
ſekretär, genaue Nachrichten erhalten konnten, eine bemerkbare rück— 
läufige Bewegung des Alkoholismus zu konſtatiren. 

Herbeumont⸗ſur⸗Lemoys, der Mittelpunkt der Schieferinduſtrie, 
iſt ein Dorf von 1130 Einwohnern, unter welchen ungefähr 370 Schie⸗ 
ferarbeiter — zumeiſt Sozialiſten — ſich befinden. In den fünf— 
zehn Schänken der Gemeinde verkauft man dort jährlich von 9500 bis 
10.000 Liter Branntwein, alſo 82 bis 8˙8 Liter auf den Kopf der 
Einwohnerzahl. Vor 25 Jahren war der Verbrauch ſicher der doppelte. 
„Dafür finde ich“ — ſchreibt der Schullehrer — „den Beweis in 
folgenden Thatſachen: Meine Eltern haben bis zu 4000 Liter im Jahr 
verkauft; der ſtärkſte Verkauf aber, der mir dieſes Jahr (1898) be⸗ 


12) Man hat bemerkt, daß die große Anzahl jener Borainer Arbeiter, welche 
der proteſtantiſchen Gemeinde angehören, ebenſo wie die Heilsarmeeleute 6 Salu— 
80 ſich faſt regelmäßig des Alkoholgenuſſes enthalten. (Mittheilung des Herrn 

. . . „ Abgeordneten von Mons.) 
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richtet wurde, überſteigt in der erſten Schänke des Ortes nicht 1000 Liter. 
Früher war es üblich, daß die Schieferarbeiter, wenn ſie Feierabend 
gemacht hatten, ſich in der Schänke „ſchliffen“ und kürzer oder längere 
Zeit da ſitzen blieben; heute tritt kaum ein Drittel in die Schänke ein 
und begnügt ſich mit einem einzigen Gläschen. Am Sonntag trifft man 
höchſtens einige junge Leute in den Schänken; die Mehrzahl der ver— 
heirateten Männer bleibt zu Hauſe. Am Tage nach dem Barbarafeſt 
habe ich zwei Schankwirte gefragt: „Gab's viel Familienväter bei 
ihnen?“ — Ich bekam zur Antwort: „Nein, man ſieht ſie nicht mehr, 
das iſt jetzt wie eine Epidemie!“ — Zwar wird behauptet, daß daheim 
getrunken wird; doch iſt nach meiner Anſicht der Verbrauch zu Hauſe 
nicht ſehr belangreich. A 

Die zwei Haupturſachen dieſer „außerordentlichen, wirklich 
überraſchenden“ Abnahme des Alkoholismus ſind nach unſerem Korre— 
ſpondenten die folgenden: 

1. Der Unterricht, ſowohl in der Normalſchule, wie in den 
Mittelſchulen und Fortbildungsſchulen. Es iſt ein Troſt, zu konſtatiren, 
daß es unter den jungen Leuten von 25 bis 30 Jahren keinen einzigen 
Trinker gibt; der Beſuch der Schänken wird im Winter durch Lektüre, 
im Sommer durch Ausflüge erſetzt. 

2. Die zeitweiſe Auswanderung nach den Vereinigten 
Staaten. „In den letzten Jahren iſt ein Viertel der Bevölkerung 
ausgewandert. Um die Reiſe machen zu können, mußte man ſparen und 
während eines halben oder ganzen Jahres gab es keine Schänke mehr! 
In Amerika ſelbſt war der Beſuch des theueren Bars, wo das kleine 
Gläschen 10 Sous (50 Centimes) koſtet, nicht gut möglich; um ſo 
weniger, als man eifrig das Geld für die Rückkehr ſparte. Gewiſſe 
Leute wären nie zurückgekehrt ohne die Hilfe ihrer Eltern in Anſpruch 
zu nehmen, die gleichfalls ſich genöthigt fanden, zu dieſem Zwecke hier 
zu ſparen: daher alſo der mangelhafte Beſuch der Schänken. Heute 
find 99% der Haushaltungen an dieſe Art des Sparens gewöhnt. 
Ein jeder will ſein Sparkaſſabuch, ſein Haus und ſeine 
Scholle Erde haben. Ueberdies hat die Berührung mit 
den Yankees mächtig das Gefühl der perſönlichen Würde 
erhöht.“ 

D. Fabriksarbeiter. 
1. Papierinduſtrie (La Hulpe). 

Die Papierfabrik von La Hulpe (Brabant), deren Perſonal ſich 
aus Landleuten, Wallonen und Flamändern, zuſammenſetzt, beſchäftigt 
an 100 männliche Arbeiter. Die Arbeitsdauer beträgt 12 Stunden; 
eine Woche bei Tag, eine Woche bei Nacht. Gewiſſe Arbeiter haben 
eine Stunde für die Mahlzeit; jene aber, welche bei der Mühle ſind, 
müſſen während der Arbeit eſſen. Der Alkoholgenuß iſt ſehr ſtark und 
hat ſich ſeit einigen Jahren außerordentlich erhöht. Ein Arbeiter, der 
3 Frks. im Tag erhält, gibt regelmäßig 50 Centimes täglich für 
Branntwein aus. Ein anderer, mit einem verhältnismäßig hohen Lohn 
von 6 Frks., trinkt jeden Tag ſeine 20 großen Gläschen Schnaps! 
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Im Allgemeinen trinken die flamändiſchen Arbeiter weniger Brannt- 
wein als die walloniſchen, deshalb, weil ſie mehr Bier konſumiren und 
unter der Woche weniger die Schänken beſuchen: „an gewiſſen Feſt— 
tagen dagegen“ — ſagte mir ein Arbeiter aus der Papierfabrik — 
„beſaufen ſie ſich wie die Schweine“. 

2. Tuchin duſtrie (Verviers). 

Herr M..... „ Weoeberarbeiter, ehemaliger Abgeordneter von 
Verviers, ſchreibt: 

„Das Lieblingsgetränk unſerer Gegend iſt der Branntwein und 
man genießt ziemlich viel davon; indeſſen glaube ich, daß die Arbeiter, 
und beſonders die Weber und die Spinner, weniger als früher 
trinken. Vor der Einführung der mechaniſchen Webeſtühle trank man 
viel, ſelbſt in der Fabrik, und am Montag und Mittwoch den ganzen 
Tag hindurch. Jeder Arbeiter brachte geradezu ſeinen Schoppen oder 
Halbſchoppen mit und man trank in der Runde, ſingend und lachend: 
dann, am Schluß des Arbeitstags, gings in die Kaffeehäuſer, wo man 
die Trinkerei fortſetzte. Heute iſt das alles nicht mehr ſo; ſelten trinkt 
der Arbeiter ein Gläschen im Werkraum; die Gewohnheit, einen oder 
zwei Franks für Getränk als Willkommsgruß auf einem neuen Arbeits— 
platz zu zahlen, iſt völlig verſchwunden; man trinkt nur mehr Abends 
und am Sonntag. Die Arbeiter greifen zum Gläschen Schnaps, weil 
— ſagen ſie — das Bier im allgemeinen ſchlecht iſt, und vor allem, 
um ihren Kummer und ihr Elend zu vergeſſen“ — wie ſie meinen. 

Eine Gewohnheit, die zum Trinken verleitet und die glücklicher— 
weiſe ebenfalls im Verſchwinden begriffen iſt, ſind die „Runden“: Einſt, 
wenn man in eine Schänke eintrat, hielt man ſich wie verpflichtet, 
allen Freunden und Bekannten, die ſich da befanden, ein Glas anzu— 
bieten; dieſe wieder waren ihrerſeits zur Erwiderung verbunden. Heure 
iſt das, wenigſtens an den ſozialiſtiſchen Orten, nicht 
mehr ſo. 

Die Schaffung unſerer Volkspreſſe hat viel zur Eindämmung 
des Alkoholismus beigetragen. Man lieſt jetzt viel mehr als früher; 
hunderte von Arbeitern ſind auf Zeitungen abonnirt, die ſie Abends 
leſen und, nach Beendigung ihrer Lektüre denken ſie nicht mehr daran, 
noch auszugehen. f 


Zuſammenfaſſung. 


Wir finden uns drei Kategorien von Arbeitern gegenüber, die 
aufeinanderfolgenden Perioden der induſtriellen Entwickelung entſprechen. 

1. Zunächſt die elend bezahlten Land leute, die, trotz ihres 
gierigen Durſtes nach Branntwein wie die Wilden, doch an den ge— 
wöhnlichen Tagen, aus Geldmangel, nur ſchwache Mengen genießen. 
Bei den Arbeitern dieſer Kategorie, die keinen anderen Luxus als 
den Branntweinkennen, ſetzt ſich jede zeitweilige oder zufällige E r— 
höhung der Löhne in ein Anwachſen des Alkoholismus um. 

2. Auf der folgenden Stufe, bei den Arbeitern, welche höhere 
Löhne beziehen, ohne daß eine intellektuelle und moraliſche 
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Entwickelung damit Hand in Hand geht, erreicht der Alkohol— 
Verbrauch ſeinen Höhepunkt. 

| So iſt es vor allem in den nen und ekelhaften 
oder ungeſunden Berufen. 

Der Bleiarbeiter nimmt Alkohol, um, ſeiner Meinung nach, die 
Bleikolik zu bekämpfen. 

Der Eiſenpuddler, der Gasarbeiter, der Glasbläſer, um ſich zu 
erfriſchen oder die Verdauung anzuregen. 

Der Erdarbeiter, der Steinmetz, der Ziegelformer, der Maurer, 
der Auslader, alle Arbeiter mit einem Wort, die im Freien beſchäftigt 
ſind, trinken, um, wie ſie glauben, ſich zu wärmen, um beſſer dem 
Schnee, dem Regen und der Kälte Widerſtand leiſten zu können. 

Der Tuchweber, der Kohlenbergmann, der Schieferarbeiter, alle 
alſo, die unter der Erde oder an geſchloſſenen, ungeſunden Orten ar— 
beiten, ſie trinken, um ſich vom Staub zu befreien, um ſich die Gurgel 
anzufeuchten. 

Alle aber trinken, wenn ſie müde ſind, wenn ſie nöthig haben, 
ſich Kräfte zu geben, wenn ſich ein Unbehagen oder irgend eine Schwäche 
einſtellt. „Es gibt nichts, das einem tüchtigen Schluck Schnaps gleich 
käme, um ſich einen Peitſchenhieb, einen Puff mit den Sporen zu 
geben, “ jagt man, oder es heißt auch: „ich fühle mich am Morgen 
nicht wohl und ich kann nicht arbeiten, bevor ich nicht ein kleines 
Gläschen Schnaps hinuntergegoſſen habe.“ 

Nimmt man zu allen dieſen Faktoren noch die Anſteckung durch 
das Beiſpiel, die fortwährende Aufmunterung durch die Schankwirte, 
die Mitſchuld der Arbeitsgeber bei den Auszahlungen oder die Ent— 
lohnungen in der Form von Branntwein, die Geſellſchaften, Spiele, 
Zuſammenkünfte, Ausſtellungen, die oft zu dem einzigen Zweck veran— 
ſtaltet werden, um zum Trinken zu treiben — ſo begreift man, daß 
unglückſeligerweiſe der Alkoholismus fortſchreitet, ſo lange als die er— 
ſchöpften und ſchlecht ernährten Arbeiter in dem Wahne befangen 
ſind, im Alkohol ein Mittel gefunden zu haben, ſich von ihrer Er— 
müdung zu erholen, ihre Arbeitskraft zu heben, ihrer ungenügenden 
Ernährung zu Hilfe zu kommen. 

3. Allein glücklicherweiſe ſind dieſe Vorurtheile bei den Arbeitern 
der dritten Kategorie im Verſchwinden begriffen, bei denjenigen näm— 
lich, deren Arbeitstag kürzer, deren Löhne regelmäßiger 
und deren Bildungsſtand höher iſt. 

Wenig zahlreich am Anfang der kapitaliſtiſchen Aera, als der 

Fortſchritt des Maſchinenweſens alle Arbeiter unter das gleiche 
Niveau von Elend beugte, — iſt ihre Zahl in dem Maße im Au⸗ 
wachſen begriffen, als die Organiſation des Proletariats und die techniſche 
Ausgeſtaltung der Produktion fortſchreitet. So wie Schulze-Gaevernitz 
gezeigt hat, beginnt die Großinduſtrie die Wunden zu heilen, die ſie ge— 
ſchlagen hat. Die neuen Generationen gleichen nicht mehr jenen 
elenden Geſchlechtern aus der erſten Zeit des Kapitalismus. Sie 
wiſſen, daß, wenn das Elend zur Entwickelung des Alkoholismus 
beiträgt, der Alkohol ſeinerſeits wieder eine Urſache des Elends und 
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des Verkommens iſt; und fie verſtehen, daß eines der Haupthinder⸗ 
niſſe, das allerwichtigſte Hindernis vielleicht, an der Entwicke⸗ 
lung der Arbeiterorganiſation, an der Befreiung des Proletariats, jener 
innere Feind iſt, der an ſeinen Eingeweiden nagt, daß es jene ei n⸗ 
gebildeten Bedürfniſſe ſind, welche die beſten ſeiner Hilfsmittel und 
Kräfte verſchlingen. 

Auch in den vom induſtriellen Geſichtspunkt aus fortgeſchrittenſten 
Gegenden betheiligen ſich die organiſirten Arbeiter mit einem 
bemerkenswerten Enthuſiasmus an dem von der Arbeiterpartei 
gepredigten Kreuzzug gegen den Alkohol. 


6. Die Arbeiterpartei und der Alkohof. 


In faſt allen Ländern beginnt die unmittelbare Propaganda 
gegen den Alkohol ernſthaft die ſozialiſtiſchen a zu Je 
ſchäftigen. 

In . haben Aue Genoſſen ſchon ſeit langem an 
alkoholiſche V ereine geſchaffen. 

In der Schweiz ſind Otto Lang und viele andere entſchloſſene 
Abſtinente. ö 
In Belgien iſt ſeit langem der Verkauf von Alkohol in der 
Mehrzahl der Volkshäuſer verboten; die ſozialiſtiſche Preſſe entfaltet 
eine thätige Propaganda gegen die gebrannten Getränke; die „ligue 
socialiste antialcoolique“, eine junge Gründung, beſitzt bereits Zweig⸗ 
vereine in allen wichtigen induſtriellen Zentren. 

Da man in dieſem Verein eine Ausleſe der Kämpfer gegen den 
Alkohol gruppiren will, muß der Eintretende ehrenwörtlich die Ver— 
pflichtung übernehmen, ſich vollends der gebrannten Getränke zu ent— 
halten. Ueberdies — und das verleiht der belgiſchen Organiſation 
einen ganz beſonderen Charakter — kann man Mitglied nur unter 
der dreifachen Vorausſetzung werden: 1. daß man einer der ſozialiſtiſchen 
Parteigruppen angehört, 2. eine ihrer Zeitungen abonnirt und 3. zum 
Zweck der Propaganda durch Broſchüren einen Monatsbeitrag von 
25 Cims. entrichtet. 

Mit einem Wort dieſe belgiſche Liga iſt rein ſozialiſtiſch. Die 
Erfahrung hat gezeigt, daß, wenn man den Namen des Sozialismus 
ausſpricht und an das religiöſe Gefühl der Anhänger des neuen Glaubens 
appellirt, die Alkohol-Propaganda unvergleichlich wirkſamer wird. 

Am Anfang der belgiſchen Bewegung, welche die Schankwirte 
— das verſteht ſich von ſelbſt — mit ſcheelem Auge betrachteten, ſchien 
es, und wir glaubten es ſelbſt, daß wir entgegen unſerem Intereſſe, 
Wähler zu gewinnen, handelten. Nun aber — genau das Gegentheil 
davon iſt eingetroffen: wir haben zwar einige Schankwirte verloren, 
allein wir haben unſerer Sache genützt — durch die Alkohol-Pro⸗ 
paganda haben wir die Frauen gewonnen. 

Für die Zukunft des Sozialismus iſt es im höchſten Grade 
wünſchenswert, daß die antialkoholiſche ec ſich 
vertiefe und ausbreite. 
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Wir haben konſtatirt, das die Arbeiter-Organiſation den 
Alkoholismus zurückdrängt — allein das Umgekehrte iſt 
nicht weniger richtig: alles was den Alkohol-Verbrauchein⸗ 
ſchränkt, bereichert die Hilfsquellen der Arbeiter-Organiſation, 
hebt das moraliſche Niveau des Proletariats, verleiht ihm neue 
Kräfte in den Kämpfen um ſeine Befreiung. 

Das iſt der Grund, weshalb alle ſozialiſtiſchen Gruppen mit 
den veralteten Formeln brechen ſollten, auf das Morgen einer ſozialen 
Revolution zu verſchieben, was ſie heute ſchon ohne ſie beginnen 
können, und folglich beginnen müſſen. Sie haben die gebieteriſche 
Pflicht, dem Alkohol den Krieg zu erklären, ihn ohne Schonung 
und Gnade zu bekämpfen, als einen Feind, der um jo gefährlicher 
iſt, als er in unſeren Reihen lebt, als es Intelligenzen in unſeren 
Feſtungen gibt, die er bedroht. 

Jenen aber, die noch immer behaupten wollen, daß es verlorene 
Mühe ſei, den Kampf zu führen, die darauf beſtehen, daß wir die Ar— 
gumente anrufen, welchen wir eingangs begegnet ſind — jenen antworten 
wir mit den erzielten Reſultaten und weiſen auf die 5 Millionen 
Engländer, auf die 10 Millionen Amerikaner hin, welche 
vollſt ändig den Genuß alkoholiſcher Getränke verweigern. 

Daher richten wir an alle klaſſenbewußten Proletarier, an alle 
Arbeiter, welche die großartige Rolle verſtehen, die erlöſende Miſſion 
erfaßt haben, die ihrer Klaſſe beſchieden iſt, ein dringendes Mahn— 
wort: je ernſter fie fein werden, je ſtrenger gegen ſich ſelöſt, um 
fo größer wird ihre Autorität fein, um den Mißbrauch bei den 
Andern zu brandmarſien. | 

Ihr, die ihr den Bourgeois ihre Taubenſchießen, ihre Spiel: 
häuſer oder ihre modiſchen Speiſeſäle zum Vorwurf macht, thut nicht 
ſelbſt was ihr ihnen vorwerft. 

Es iſt vom moraliſchen Standpunkt kein großer Unterſchied 
zwiſchen einem Gigerl, der Tauben ſchießt und einem Arbeiter, der 
ſich beim Hahnenkampf !) unterhält, einem Bourgeois, der ſich beim 
Burgunder berauſcht und einem Proletarier, der ſich mit Schnaps be— 
ſäuft, einem Hazardſpieler, der in einer Nacht ein Vermögen durch— 
bringt, und einem Wettſpieler aus der Arbeiterklaſſe, der auf einen 
Hahn, einem Kegel oder eine Karte das Brot ſeines Weibes und ſeiner 
Kinder verliert! 

Die allein werden würdig ſein, die Welt zu verwalten, die 
gelernt haben, ſich ſelbſt zu zeherrſchen. | 


Literariſche Anzeigen. 
186. Geſchichte Oeſterreichs mit beſonderer Rückſicht 
auf Kulturgeſchichte. Von Dr. Franz Martin Mayer, 
Direktor der Landes-Oberrealſchule in Graz. 2. vollſtändige umge— 


10) Eine leider noch immer in den franzöſiſchen und walloniſchen Gegenden. 
beliebte Thierquälerei ſchlimmſter Sorte. 


— 428 — 


arbeitete Auflage. Wien u. Leipzig. Wilhelm Braumüller. 1. Bd. 
1. Lieferung. 

Dieſe zweite Auflage muß der erſten gegenüber, die ſeit Jahren 
vergriffen iſt, wie die Verlagsbuchhandlung mit Recht ſchreibt, als ein 
vollſtändig neues Werk bezeichnet werden. Die Geſchichte Oeſterreichs 
hat ſeit dem erſten Erſcheinen des vorliegenden Werkes neue und um— 
fangreiche Bearbeitungen erfahren, ſo in dem fünfbändigen Handbuche 
von Dr. Franz Krones (Berlin 1876— 1879) und in dem Werke von 
Dr. Alphons Huber, das bis zum fünften Bande gediehen iſt (Gotha 
1885 1896). — Aber nicht jeder Geſchichtsfreund iſt in der Lage, 
ſo umfangreiche Werke durchzuarbeiten, und ſo wurde vielfach und 
immer wieder nach Mayers kürzerer Darſtellung verlangt, die ſich als 
ein vorzügliches, höchſt brauchbares Handbuch für Studirende und den 
Geſchichtsfreund überhaupt erwieſen hat. Es dürfte demnach allgemein 
freudig begrüßt werden, daß der Verfaſſer ſich zur Bearbeitung einer 
zweiten Auflage ſeines guten Werkes entſchloß. Dieſe Bearbeitung 
berückſichtigt ſelbſtverſtändlich alle neuen Forſchungsergebniſſe, bewahrt 
aber die Eigenart, die der erſten Auflage anhaftete und die darin 
beſtand, daß das Werk neben der politiſchen Geſchichte auch dem 
inneren Leben der Völker, wie es ſich in ſeiner Wirtſchaft, in der 
ſozialen Entwicklung, in Sitten, Gewohnheiten und Denkungsart, in 
der Arbeit — alſo im Handwerk, in der Induſtrie, in Wiſſenſchaft 
und Kunſt — äußert, mehr Aufmerkſamkeit ſchenkt, als bisher geſchehen 
iſt. Dieſe kulturhiſtoriſchen Abſchnitte haben in der neuen vorliegenden 
Auflage eine nicht unbeträchtliche Erweiterung erfahren. Das Werk 
bietet alſo in ſeiner neuen Geſtalt allen Geſchichtsfreunden eine über— 
ſichtliche Darſtellung der Geſchicke der öſterreichiſchen Völker, ihrer 
wechſelſeitigen Beziehungen, ihrer Verbindung miteinander und ihrer 
gemeinſamen Schickſale, kurz, eine Darſtellung des Aufbaues des öſter— 
reichiſchen Staates. Das Werk gibt ferner eine klare Ueberſicht der 
wichtigſten kulturhiſtoriſchen Momente, es verweiſt auf die wichtigſten 
Quellen und Hilfsſchriften und im Laufe der Erzählung auf einzelne 
Quellenſtellen und neuere hiſtoriſche Arbeiten, ſo daß auch jene vollauf 
befriedigt werden, welche einzelne Theile der öſterreichiſchen Geſchichte 
mittelſt der urſprünglichen Quellen genauer kennen lernen wollen. Der 
erſte Band wird die Geſchichte Oeſterreichs bis zum Jahre 1526 führen. 
Die Vorgeſchichte ſchildert die keltiſche und die römiſche Zeit der öſter— 
reichiſchen Alpenländer und ſtellt dar, wie ſich die Niederlaſſung der 
Völker, die wir heute in Oeſterreich kennen, vollzogen hat. Das erſte 
Buch behandelt die Geſchichte der öſterreichiſchen Alpenländer bis zum 
Eintritte der Dynaſtie der Habsburger und die Geſchichte der böhmi— 
ſchen und ungariſchen Länder unter ihren nationalen Dynaſtien. Das 
zweite Buch erzählt die Geſchichte Oeſterreichs unter den Habsburgern, 
die der böhmiſchen und ungariſchen Länder unter verſchiedenen Regenten— 
häuſern, berichtet eingehend über die Beziehungen aller dieſer Länder 
zu einander, die Urſache ihrer Verbindung und endet mit der Kata— 
ſtrophe in Mohacs. Der zweite Band des Werkes wird die Geſchichte 
Oeſterreichs von 1526 bis zur Gegenwart behandeln. Das erſte Buch 
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ſoll die Geſchicke der deutſchen, ſlaviſchen und ungariſchen Länder von 
ihrer Vereinigung unter einem Herrſcher aus dem Hauſe Habsburg 
bis zum Ausſterben des Mannesſtammes dieſer Dynaſtie darſtellen: 
alſo die Herrſchaft der Osmanen in Ungarn, die religiöſen Wirren 
und die Erſtarkung der Macht der Stände, die Revolution in Böhmen 
und den 30jährigen Krieg, die Beugung der ſtändiſchen Oppoſition 
und die Beſeitigung der anti-katholiſchen Lehren in den deutſch-ſlavi— 
ſchen Ländern und die Herrſchaft der abſolut landesfürſtlichen Gewalt. 
Das zweite Buch wird Oeſterreichs Erhaltungskampf, die Reform— 
thätigkeit der Regierung und die Verſuche, die national getrennten 
Gebiete in eine innigere Verbindung zu bringen, die Entſtehung und 
das allmähliche Wachſen eines neuen geiſtigen Lebens, den langjährigen 
Kampf Oeſterreichs mit der franzöſiſchen Revolution und dem aus 
derſelben hervorgegangenen Kaiſerreiche, die folgende Zeit des Still— 
ſtandes und Rückſchrittes und die Folge davon, die Revolution von. 
1848, in überſichtlicher Weiſe zur Darſtellung bringen. Das dritte 
Buch ſoll endlich die Geſchichte Oeſterreichs von 1849 bis zur Gegen— 
wart behandeln. Den inneren und Kulturzuſtänden wird auch im 
zweiten Bande ein verhältnismäßig bedeutender Raum gegönnt ſein. 
Das vollſtändige Werk wird zwei ſtarke Bände von je zirka 
40 Druckbogen umfaſſen, die zunächſt in Lieferungen von je zirka 
8 Druckbogen in raſcher Folge zur Ausgabe gelangen. Preis einer 
Lieferung fl. 1.20 Mk. 2. Geſchmackvolle und gediegene Einband⸗ 
decken in Halbfranz (Lederrücken und -Ecken) können nach Erſcheinen 
eines Bandes zum Preiſe von fl. 1 — Mk. 170 bezogen werden. 
187. Das Wirtsgewerbe in München. Eine wirtſchaftliche 
und ſoziale Studie von Dr. Fritz Trefz. Stuttgart 1899. J. G. 
Cotta'ſche Buchhandlung Nachfolger. X u. 240 S. Preis Mk. 5. 
Die Studie bildet einen Theil der Münchener volkswirtſchaftlichen 
Studien, welche von Lujo Brentano und Walther Lotz herausgegeben: 
werden und die uns manches Licht über Vergangenheit und Gegenwart 
der verſchiedenen Gewerke gebracht haben. Sind doch namentlich die 
Werksangehörigen oft am wenigſten allgemein über ihr Gewerbe unter— 
richtet und ſehen kaum über ihre Pfühle hinaus, ſo daß es nicht zu 
verwundern iſt, wenn es an richtigen Urtheilen bei den Mehrheiten 
fehlt. Der Verfaſſer war beſtrebt, über die Geſchichte des in München 
hochbedeutſamen Wirtsgewerbes das Mögliche beizubringen und hat 
ſich auch die gegenwärtigen Zuſtände gründlich angeſehen. So vermag 
er uns denn zu berichten, wie ſich Gaſt- und Schankwirtſchaft und 
das naheſtehende Braugewerbe entwickelten, welche Einflüſſe dabei die 
Geſetzgebung jeweils gehabt hat und wie man in früheren Zeiten ebenſo 
wie heute bald über zu viel Freiheit und zu viel Wirtshäuſer klagte, 
bald zu Beſchränkungen überging und Einzelnen Monopole gewährte. 
Das Endreſultat iſt ſelbſtverſtändlich die Erkenntnis der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft, die Verdrängung vieler Kleiner durch einzelne Große oder 
die Abhängigkeit der Kleinen von den Kapitalmächtigen. Die Groß— 
brauereien haben die kleinen Brauer ausgekauft oder aufgezehrt und 
der Bierpalaſt hat den Maſſenkonſum an ſich geriſſen. Der Verfaſſer 


der Studie iſt aber der Anſicht, daß der Bierpalaſt die Kleinen und 
Mittleren nicht ganz verdrängen werde, ſondern daß dieſelben fort— 

beſtehen würden und bereits begonnen hätten, ſich behufs ihrer Er⸗ 
haltung Reformen zu unterwerfen. Bedauerlich erſcheinen in der Dar— 
ſtellung die Zuſtände des Hilfsperſonals, das vielfach auf Trinkgeld 
ſtatt Lohn angewieſen iſt und bezüglich Arbeitszeit, vielleicht auch 
Wohnung, dringend einer Hilfe durch die Geſetzgebung bedarf. Dabei 
iſt zu beachten, daß im Verhältnis die Zahl Derer, welche aus der 
Gehilfen chaft zur Selbſtändigkeit gelangen, immer kleiner wurde und 
weiter kleiner werden wird. Die Zuſtände könnten beſſer ſein, wenn 
ſich Organiſationen bildeten, aber die Arbeiterorganiſationen gedeihen 
bisher nicht und erfüllen daher ihren Zweck nicht. Wir ſehen die Ent⸗ 
wicklung nicht fo optimiſtiſch an, wie das Trefz in ſeiner Schluß: 
betrachtung thut, aber wir ſtimmen ihm darin zu, daß ein Zuſtand zu 
erſtreben iſt, in welchem die Gehilfen techniſch tüchtig ausgebildet und 
ſo ſituirt werden, daß ſie den Kampf ums Daſein in Kraft und 
Friſche führen können. Müſſen dazu die Arbeitgeber Opfer bringen, 
ſo können ſolche von einem derartig gut geſtellten Gewerbe auch ge— 
fordert und leicht gebracht werden. Die Studie iſt unbedingt der be 
ſonderen Beachtung zu empfehlen, da gerade das Wirtsgewerbe die 
Allgemeinheit mehr intereſſirt, als die meiſten anderen Berufe. 

Max May. 

188. Heinrich Seidels erzählende Schriften. Erſcheinen 
vollſtändig in 53 Lieferungen zu 40 Pfennig, alle 14 Tage eine 
0 8 J. 5 Cotla'ſche Buchhandlung Nachfolger 

m. b. H. 

Mit dem 8. Heft wird der Schluß des erſten Bandes der im 
ganzen ſieben Bände umfaſſenden Sammlung erreicht. In ihrer Voll— 
endung wird dieſe einen Hausſchatz edelſter Art darſtellen. Nicht leicht 
läßt ſich ja an ſchalkhafter Anmuth, neckiſcher Gutmüthigkeit, keuſcher 
Sinnigkeit den Seidel'ſchen Erzählungen etwas in unſerer Literatur 
an die Seite ſtellen. Die Perle ſolcher Kunſt iſt „Leberecht Hühnchen“, 
unter den Seidel'ſchen Originalen ohne Zweifel das köſtlichſte. Die 
Schickſale des lieben Mannes, ſo einfach und ſo natürlich und doch 
ſo ergreifend, bilden den Inhalt des erſten Bandes. Die Aufforderung 
des Dichters, „aus Haß und Hader, Tageslärm und Mühe“ einzu— 
treten in den Frieden ſeines Reichs, in dem „die ſtillen Blumen blühn“, 
iſt nicht vergeblich erklungen. Die Verehrer der Seidel'ſchen Muſe mehren 
ſich täglich, und die neue, hübſche, in deutſchen Lettern ſich darbietende 
Ausgabe wird dazu noch weiter beitragen. 

189. Aerztliches über das Trinken. Von Dr. med. Eugen 
Kammell. Verlag des Mäßigkeits-Vereins in Hildesheim. 1899. 
42. S. 40 Pfennig. 

Ein kleines aber ſehr reichhaltiges uud gewiß nützliches Büchlein 
hat hier der Württemberger Oberamtsarzt auf Grund von Studien 
und Erfahrungen dargeboten, und ſeine Maſſenverbreitung, die durch 
den Verein, welcher die Schrift verlegte, beabſichtigt iſt, dürfte ſehr zu 
empfehlen fein. 
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Es iſt in dem Schriftchen Alles dargeboten, was dem Laien 
über das Trinken, deſſen Vorzüge, Schäden und Gefahren geſagt werden 
kann, und es geſchieht in einer ſo angenehmen Form, daß Jedermann 
davon befriedigt ſein wird. Max May. 
190. Die Alkoholfrage und ihre Bedeutung für Volkswohl 

und Volksgeſundheit. Eine ſozial⸗mediziniſche Studie für Aerzte und 
Laien. Von Dr. Auguſt Smith. Tübingen. Oſiander' che Buchhand⸗ 
lung. 127 S. M. 280 

191. Die Alkoholfrage in ihrer Bedeutung für die ärztliche 
Praxis. Von Dr. med. Georg Bonne. Tübingen. Oſiander'ſche 
Buchhandlung. 1899. 47 S. M. 1. 

192. Alkohol und Tuberkuloſe mit ſpezieller Berückſichtigung 
der Frage: „Soll in Volksheilſtätten Alkohol gegeben werden?“ Von 
Dr. med. Georg Liebe. Tübingen. Oſiander'ſche Buchhandlung. 1899. 
63 S. M. 1. 


Während die Alkoholfrage, d. h. die Empfehlung der Mäßigkeit 


und der Alkoholenthaltung früher vorzugsweiſe von den Geiſtlichen, 
den Moralpredigern und allenfalls auch von Erziehern behandelt 
wurde, iſt ſie in neueſter Zeit vorzugsweiſe Sache der Sozial- und 
Wirtſchaftspolitiker, Sache der Aerzte geworden. 

Die Literatur wächſt ſichtlich und dabei beſchäftigen ſich noch viele 
Zeitſchriften mit der Alkoholfrage nebenbei. 

Vorſtehend angezeigte drei Schriften aus dem gleichen Verlage 
ſind von Aerzten verfaßt und ihre Untertitel ſagen ſchon, in welcher 
Wieiſe da die Alkoholfrage behandelt wird. 


Smith behandelt die Frage ziemlich allgemein oder vielſeitig, 


und ſein Buch hat bereits viel Verbreitung gefunden. Die beiden 
kleineren; und neueſten Schriften behandeln Spezialfragen, und 
Dr. Bonne gibt ſeinen Kollegen wie den Laien manche dringend 
nöthige Aufklärung. 


Die Verwendung des Alkohols in der ärztlichen Praxis hat viel- 


fach Mißbräuche zur Folge und die Anſchauungen über den Wert des 
Alkohols als Nahrungsmittel oder als Stärkungsmittel ſind nicht nur 
in weiten Laienkreiſen falſch und gründlich zu korrigiren, ſondern auch 
die Anſichten oder doch die praktiſchen Gewohnheiten vieler Aerzte be— 
züglich der Alkoholanwendung bedürfen ſehr der Berichtigung. 

Dieſe Berichtigungen gibt Bonne in ſtreng wiſſenſchaftlicher 
Weiſe, und ſo kann, ſelbſt wenn auch ſeine Gegner ſich auf Erfahrungen 
berufen, ſein Büchlein nur aufklärend und wahrhaft nützlich wirken. 

Die Schrift von Dr. Liebe: Alkohol und Tuberkuloſe iſt bei 
der großen Menge von Tuberkuloſen in den unteren Geſellſchafts— 
ſchichten, ſpeziell im Arbeiterſtand, und den vielfachen Bemühungen behufs 
Errichtung von Volksheilſtätten beſonders aktuell. Liebe verneint ebenſo 
wie Bonne das Bedürfnis des Alkohols als Medikament und Stär— 
kungsmittel in dem Maße, wie er vielfach verwendet wird, und ver— 
neint ſpeziell die Frage: „Soll in Volksheilſtätten Alkohol gegeben 
werden?“ 


— 432 — 


Die Schrift iſt allen den Beamten, Parlamentariern und Selbſt— 
verwaltungsmännern zu empfehlen, welche mit der Frage der Volks— 
heilſtätten zu thun haben, aber auch Allen, welche überhaupt mit 
Kranken- und Pflege-Anſtalten irgendwelcher Art beſchäftigt ſind, ganz 
beſonders auch als Waffe gegen Aerzte an ſolchen Anſtalten, welche 
dem Alkohol unverdienten Wert beilegen. Max May. 

193. Zur modernen Dramaturgie. Studien und Kritiken über 
das deutſche Theater von Eugen Zabel. Oldenburg und Leipzig. 
Schulze'ſche Hofbuchhandlung (A. Schwartz). 1900. 544 S. M. 5. 

Zu Beginn dieſes Jahres erſchien der erſte Band dieſes Werkes, 
der ſich mit dem ausländiſchen Theater beſchäftigt hat. Der Verfaſſer 
behandelt nunmehr einen Stoff von aktuellſter Bedeutung, indem er die 
hauptſächlichen Erſcheinungen des modernen Theaters einer eingehenden 
und verſtändnisvollen Beurtheilung unterzieht. Neben allgemeinen 
Fragen, die ſich auf die Kunſt des Vortrags und die Geſchichte des 
Bühnenerfolges beziehen, behandelt Eugen Zabel nach einem Seitenblick 
auf die dramatiſchen Pläne und Kritiken von Berthold Auerbach und 
nach einer Charakteriſtik des Dramaturgen Karl Werder die tonangebenden 
Talente unſerer Bühne. Schon ein Blick auf das Inhaltsverzeichnis 
beweiſt uns, wie wenig ſich der Verfaſſer dabei von augenblicklichen 
Parteiſtrömungen leiten läßt, indem neben einem feinſinnigen Dichter 
wie Wilbrandt ein geſchickter Luſtſpielautkor wie Guſtav von Moſer zu 
Worte kommt. Die neueſten Dramen von Sudermann und Hauptmann, 
Wildenbruch und Fulda, die Schöpfungen Paul Lindaus geben zu 
ausführlichen kritiſchen Analyſen Anlaß. Oeſterreichs Dramatiker ziehen 
von den Zeiten Raimunds und Neſtroys bis auf die jüngſten Begabungen 
an uns vorüber, woran ſich neuere norddeutſche Talente ſchließen. Viel 
Perſönliches und Uuterhaltendes enthalten die Aufſätze „Bei den 
Meiningern“ und „Immanuel Kant auf der Bühne und im Leben“. Ein 
breiter Raum iſt namhaften darſtellenden Künſtlern gewidmet, von 
denen die verſtorbene Charlotte Wolter den Reigen eröffnet. Es folgen 
die Portraits von Mitterwurzer, Sonnenthal, Baumeiſter, Haaſe, Barnay, 
Engels, Vollmer, Matkowsky und Kainz. Dieſer neue Band wird 
gleich dem früheren viel Intereſſe erregen. 

194. Die Macht der Finſternis. Streiflichter aus der chriſt— 
lichen Kirche von Franz Sladek. 2. Auflage. Berlin. Joh. Saſſen— 
bach. 1899. 64 S. 35 Pf. | 

Dieſe kleine im Weſentlichen gegen die Pfaffenherrſchaft gerichtete 
Schrift hat zehn Kapitel: 1. Das Chriſtenthum. 2. Das Aufblühen 
der Prieſterſchaft. 3. Die Gewaltherrſchaft der Päpſte. 4. Das Kloſter— 
weſen. 5. Die Kreuzzüge. 6. Die heilige Inquiſition. 7. Das Ablaß— 
weſen und der Reliquienſchacher. 8. Die Reformation. 9. Die Glaubens— 
kriege und Verfolgungen. 10. Schluß. — Es iſt nicht verwunderlich, 
daß dieſe Broſchüre in Oeſterreich von einem eifrigen Staatsanwalt 
konfiszirt worden iſt. Religion und Pfaffe wird in Oeſterreich, wenn's 
ſo weiter geht, ja bald ſynonym werden. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtarfer. 
(Genoſſenſchafts-Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 


Die innere Gebietspolitik 
mit befonderer Rückſicht auf Oeſterreich. 
Von Dr. Rudolf Springer (Wien). 


Die naturrechtliche Schule des Staatsrechtes, die durch ihre 
Schematiſirung der Grundrechte der Individuen und Völker politiſch 
ſo fruchtbar geworden iſt und den Aufbau der modernen Großſtaaten 
gelehrt hat, iſt heute für uns theoretiſch und praktiſch wertlos ge— 
worden. Denn ſie ſieht im Staate nichts anderes als die Beziehung 
zwiſchen der einen und untheilbaren, ſouveränen Staatsgewalt und der 
gliederungsloſen Summe einzelner Individuen. Die Vielgeſtaltigkeit 
des modernen Lebens, die Komplizirtheit des ſozialen Mechanismus 
und die daraus entſpringende Fülle der ſtaatlichen Aufgaben haben 
die Staatswiſſenſchaft zur, Vertiefung und Erweiterung ihrer Unter: 
ſuchungen genöthigt, deren zuſammenfaſſender vorläufiger Abſchluß die 
organiſche Schule iſt. Sie verſucht die geographiſchen, anthropo— 
ſoziologiſchen und ökonomiſchen Bedingungen des ſtaatlichen Daſeins 
in inneren Kauſalzuſammenhang zu bringen und auf dieſem Wege dem 
Weſen des Staates näher zu kommen. 

So nennt Friedrich Nagel 1) den Staat einen bodenſtän⸗ 
digen Organismus. „Für die Biogeographie iſt der Staat der Menſchen 
eine Form der Verbreitung des Lebens an der Erdoberfläche. Er ſteht 
unter denſelben Einflüſſen wie alles Leben“. 

„Wenn wir von einem Staate reden, meinen wir gerade wie bei 
einer Stadt oder einem Weg, immer ein. Stück Menſchheit und 
ein menſchliches Werk und zugleichein Stück Erdboden“ ) 
Die Staatsgrenze wird als ein „peripheriſches Organ des Staates“ 
bezeichnet 3) und ihre Bedeutung für den einzelnen Staat und die 
Staatengemeinſchaft genau unterſucht. Aber die meiſten derartigen 
Studien beziehen ſich auf das Nebeneinanderſein der Staaten, auf die 
äußere Gebietspolitik, während die innere räumliche Gliederung und 
die Geſetze der ſtaatlichen Gebietseintheilung für die Zwecke 
der Verwaltung ſo gut wie unerörtert bleiben. 


1) Politiſche e München und Leipzig, 1897. 
2) Ebenda, S. 3 und 
3) Ebenda, S. 448. 


„Deutſche Worte“. XIX. 12. 28 
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I. Die innere Gebiets politik im Allgemeinen. 


Die Unterthanen des modernen Staates zählen nach Millionen. 
Die eine und untheilbare Staatsgewalt kann nicht unmittelbar über 
dieſe zahl⸗ und regelloſe Maſſe durcheinanderwogender Köpfe gebieten. 
Ihre Gebote und Verbote, ihre Aufträge und Vollmachten ergehen 
nicht wie eine Wolkenſtimme an den horchenden Haufen. Sie muß die 
Maſſen ordnen, um ſie überſehen, ſie muß dieſelben gliedern, um ſie 
beherrſchen zu können. Das wichtigſte und nahezu in allen Dingen 
angewandte Gliederungsprinzip iſt das Gebiet. Seine Bedeutung 
iſt im innerſtaatlichen Leben ebenſo groß wie im äußeren. Die Terri⸗ 
torialhoheit, die ausſchließliche Herrſchaft der Staatsgewalt über 
ein abgegrenztes Stück Erdoberfläche, iſt ein konſtitutives Element 
des Staatsbegriffes ſelbſt. Sie iſt nicht etwa ein dem bürgerlichen 
Eigenthumsrechte verwandtes Recht an der Subſtanz des Staatsbodens, 
ſondern ausſchließliche Herrſchaftsgewalt über Menſchen. Indem ſich 
der Staat die Territorialhoheit vindizirt, erklärt er: Wer immer ſich 
innerhalb meiner Grenzen befindet, iſt meiner Herrſchaft unterworfen. 
Der Staat als Rechtsinſtitution ſteht in keiner natürlichen Be⸗ 
ziehung zum Boden, ſondern nur in juriſtiſchen Beziehungen zu 
Menſchen. Das Staatsgebiet iſt in dieſem Sinne kein Natur-, ſondern 
ein Rechtsbegriff, der ein Unterwerfungs verhältnis des 
Individuums zur Staatsgewalt ausdrückt. 

Und dieſes Unterwerfungsverhältnis dient auch im Innern des 
Staates der Organiſation der Verwaltung. Durch Geſetzgebung oder 
Verordnung wird das geſammte Staatsgebiet in Sprengel getheilt 
und feſtgeſetzt, daß jeder in demſelben Weilende den daſelbſt beſtellten 
Organen unterworfen ſei. Dadurch werden ſowohl die Staatsorgane 
als auch die Staatsbürger mit einem beſtimmten Territorium ver- 
knüpft, lokaliſirt, wobei der Grad dieſer Lokaliſirung allerdings ein 
ſehr verſchiedener ſein kann. Die intenſivſte Verknüpfung des Menſchen 
mit dem Boden weiſt das Mittelalter auf. Nicht nur iſt der Unterthan 
direkt an die Scholle gebunden (glebae adscriptus), auch das Staats⸗ 
organ ſelbſt iſt es: die Organſtellung des öffentlichen Funktionärs iſt 
mit dem Grundeigenthum erblich vereint. Die Rechtsentwicklung ſeit 
dem Mittelalter zeigt eine fortwährende Lockerung der Verbindung 
des Menſchen mit der Scholle. Das intenſivſte Band öffentlichrechtlicher 
Natur iſt heute das Heimatsrecht, indes nur mehr von geringer 
Bedeutung, da nur Armenpflege und militäriſche Stellungspflicht auf 
dieſem Unterwerfungsverhältnis baſirt ſind. In der Mehrzahl der Fälle 
iſt die Zuſtändigkeit ſtaatlicher Organe auf das Domizil begründet, 
das iſt auf jenes Verhältnis zwiſchen Perſon und Gebiet, dem zufolge 
die Perſon ſich an einem Orte niederläßt mit der Abſicht, dauernd 
daſelbſt zu wohnen. In einzelnen Zweigen des Rechts tritt an Stelle 
des Wohnſitzes der Sitz des Unternehmens, die Niederlaſſung, der Sitz 
der Vereinsleitung u. dgl. Dieſe Verhältniſſe ſind beſonders für die 
Rechtspflege ausſchlaggebend. Im öffentlichen Rechte überwiegt die Unter⸗ 
werfung des Unterthanen unter die Organe des Aufenthaltsortes. 
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Je mehr durch Freizügigkeit und Nieder laſſungsrecht die Löſung 
des Menſchen von der Scholle fortſchreitet, umſo verwickelter werden 
die örtlichen Kompetenzbeſtimmungen, umſo mehr iſt die Unterwerfung 


‚unter lokaliſirte Staatsorgane vom Zufall abhängig, umſo ungegliederter 


erſcheint das Chaos der Staatsbürger. Dabei wächſt die Zahl der 
ſtaatlichen Aufgaben und Organe, ſo daß das Territorialprinzip nicht 
mehr ausreicht. Im Mittelalter find die Inſaſſen Eines Gebietes 


Einem Herrn dauernd unterworfen und dieſes Verhältnis 


iſt erblich. Die intenſivſte Territorialregelung iſt zugleich die ein⸗ 
fachſte und überſichtlichſte. Aber wie an Stelle der konſtanten und 
homogenen, lokaliſirten Maſſe der Unterworfenen ein Gemiſch von 
Heimatberechtigten, Anſäſſigen und Ortsanweſenden trat, ſo löſte den 
Einen Erbherrn eine Reihe öffentlicher Organe mit vorübergehender 
Miſſion ab, neben die örtliche Kompetenz trat die ſach liche. Die 


weltliche Gewalt ſcheidet ſich von der geiſtlichen, die Geſetzgebung von 


der Verwaltung. Das Realprinzip tritt in Wirkſamkeit. Derſelbe 
Staatsbürger unterſteht in einer Reihe von Angelegenheiten dieſem 
Organ, in einer andern Reihe jenem. In kleinen Gemeinweſen wie in 
den mittelalterlichen Städterepubliken kann das Realprinzip das einzige 
Gliederungsverhältnis ſein, ohne daß eine Eintheilung in lokale 


Sprengel erfolgt. Im modernen Großſtaate aber konkurriren beide 


Prinzipien; die Rechtspflege und Verwaltung iſt durchgehends getrennt 
(Realprinzip), für beide Staatsaufgaben beſteht aber eine getrennte 
Gebietseintheilung in Gerichtsbezirke und Verwaltungsbezirke (Terri⸗ 
torialprinzip). Immer iſt eines der beiden das grundlegende, konſtitutive 
Prinzip, das die Sonderung herſtellt, das andere, das organiſatoriſche 
Hilfsprinzip, nach dem die Untergliederung erfolgt. 

Im Allgemeinen dient das territoriale Prinzip der Gliederung 
der Unterthanen, das reale der Gliederung der Staatsorgane. Im 
erſten Falle ſind alle in demſelben Gebiete Weilenden denſelben 
Organen unterworfen, im zweiten der Einzelne in verſchiedenen 
Angelegenheiten verſchiedenen Organen. Es kann aber der Fall 
ſein, daß nur ein beſtimmter, nicht gebietlich geſonderter Theil der 
Unterthanen, ein Kreis von Perſonen, beſtimmten Organen unter⸗ 
ſtellt iſt. Der auffälligſte Fall dieſer Art iſt die Militärverwaltung. 
Militärperſonen ſind ohne Rückſicht auf ihren Aufenthalt einem ganz 
anderen Behördenorganismus unterſtellt als Zivilperſonen. Aus dem 
geſtaltloſen Chaos der Staatsbürger ſcheiden hier vorerſt ohne Rückſicht 
auf Gebiet und ſachliche Angelegenheiten eine Reihe von Perſonen mit 
ganz beſtimmter individueller Qualifikation aus. Dieſe individuelle, 
perſönliche Verſchiedenheit trennt ſie von den übrigen und vereinigt ſie 
zu einem Perſonalverband, innerhalb deſſen Ueber- und Unterordnungs⸗ 
verhältniſſe gegeben ſind. Hier iſt die weiteſte Löſung des Menſchen 
von der Scholle vollzogen, die Gliederung erfolgt hier nach dem Per— 
ſonalprinzip. Daß es bei der Heeresverfaſſung vollſtändig zur 
Anwendung gekommen, iſt nur natürlich, da das Heer ganz und gar 
vom Gebiete gelöſt und beweglich ſein muß. 

So lange die Menſchen nicht ſeßhaft waren, war für ſie eine 

28* 
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andere Organiſationsform nicht denkbar als die in Perſon alverbänden. 
Solche waren die Gentilverbände der älteſten Zeit. Beim Uebergange 
zum Ackerbau wurde das Territorium nach Perſonalverbänden, nach 
Gentes und Stämmen vertheilt, ebenſo war die Militärverfaſſung eine 
gentile. Die reine Agrikulturepoche ſetzte an Stelle der perſönlichen 
Verbände gebietliche, an Stelle der perſönlichen Unterwerfung des 
Sklaven unter den Dominus den glebae adscriptus. Das in der 
zweiten Hälfte des Mittelalters erſtarkende ſtädtiſche Handwerk und 
Händlerthum aber bildet zur Verwaltung des freien Gemein weſens 
Perſonenverbände, Zünfte, Gremien u. a. und arbeitet einer 
neuen Organiſation der Geſellſchaft nach wirtſchaftlichen Gruppen an 
Stelle der Geſchlechter- und Territorialgruppen vor. Das Naturrecht 
und der Abſolutismus allerdings zerſtört zunächſt ſowohl die vorge— 
fundenen territorialen Gebilde auf dem Lande als auch die perſonalen 
in den Städten und ſetzt an deren Stelle die bloße Beziehung zwiſchen 
dem einen Individuum und dem Staate. Der Zuſtand vollſtändiger 
Löſung iſt aber zugleich der status nascendi für neue Kryſtalliſations⸗ 
formen. Im Rahmen des Großſtaat⸗-Gebietes erheben ſich zunächſt die 
perſönlichen Verbände der politiſchen Parteien und wirt⸗ 
ſchaftlichen Klaſſen, die vorerſt rein politiſch, die Rechtsentwicklung 
immer mehr in die Bahnen der Gruppenbildung und des Gruppenrechtes 
drängen. Abermals entſtehen neue geſellſchaftliche Organiſationsformen, 
welche ſtaatliche Agenden in Selbſtverwaltung durchführen und die 
territorialen Verbände in ihrer Wirkſamkeit ablöſen.. 

So hat der Staat die bis dahin verwalteten Kultusagenden 
den Religionsgeſellſchaften abgetreten, viele Angelegenheiten wirtſchaft— 
licher Natur den Handels-, Gewerbe- und Landwirtſchaftskammern, 
Agenden der Gewerbeverwaltung den neu errichteten Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaften der Handwerker, theilweiſe die Gerichtsbarkeit und Verwaltung 
in Standesangelegenheiten den Advokaten-⸗ und Aerztekammern, die 
ſonſt den Gemeinden zuſtehende Krankenpflege den verſicherungspflich— 
tigen Mitgliedern der Arbeiterkrankenkaſſen u. ſ. w. Das einſt nur 
im Völkerrechte bekannte Perſonalitätsprinzip kommt immer mehr auch 
in der inneren Staatsverwaltung zur Geltung, beſonders da die Arbeits⸗ 
theilung in der Geſellſchaft und im ſtaatlichen Behördenſyſtem immer 
fortſchreitet und ganz parallel verläuft. Je mehr ein Arbeitszweig ſich 
ſpezialiſirt, umſo mehr auch die auf ihn bezügliche Verwaltung, umſo 
mehr muß ſich das Verhältnis heraus bilden, daß einer beſtimmten 
wirtſchaftlichen Perſonengruppe beſtimmte Verwaltungsorgane gegen— 
überſtehen. Und darin eben beſteht das perſonale Gliederungsprinzip.“) 


4) In der richtigen Erkenntnis dieſer Entwicklungsrichtung hat Synopticus 
in ſeiner bekannten Broſchüre die Organiſirung der Nationalitäten in Perſonal⸗ 
verbänden vertreten. Wer die obigen Ausführungen durchdenkt, wird zu keinem 
anderen Ergebnis kommen können. Das nationale Kulturleben hebt ſich vielleicht 
mit Ausnahme des religiöſen Lebens am weiteſten ab von den bodenſtändigen 
Daſeinsbedingungen. Die Volkswirtſchaft ſteht ihnen viel näher, hat daher viel 
intenſivere Beziehungen zum Gebiete. Doch iſt von ihren Zweigen nur die 
Landwirtſchaft ganz und gar an den Boden gebunden. Handwerk, Induſtrie und 
Handel ſind ſchon bedeutend unabhängiger von ihm. Dabei iſt nur die eine Seite 
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Für die Staatsthätigkeit bedeutet die perſonale Gliederung der 
Unterthanen zugleich eine fachliche Ausgeſtaltung der Verwaltung, 
da ſie die größte Spezialiſirung erfordert. Vom Standpunkte des ſtaat⸗ 
lichen Organs aus betrachtet, deckt ſie ſich mit der Realtheilung. Nur 
in Stadtſtaaten allein iſt ſie ausreichend. Im modernen Großſtaate 
aber iſt immer eine territoriale Untergliederung der Perſonenverbände 
erforderlich. So gliedert ſich der Militärkörper in Korps⸗, Ergänzungs⸗ 
und Stationskommanden. Die Militärverfaſſung unterſcheidet trotz 
der ſtändigen Mobilität des Heeres neben den mobilen auch ſtabile, 
territoriale Kommanden. Die Religionsgeſellſchaften gliedern ſich in 
Diözeſen, Dekanate und Kultusgemeinden — welchen Namen immer 
dieſe Gebilde führen mögen — alle Kammern und Genoſſenſchaften haben 
ihre Sprengel. Und daraus ergibt ſich, daß das Gebiet zwar nicht 
überall der konſtitutive Faktor der Gliederung, aber überall in gleicher 
Weiſe als organiſatoriſcher von hoher Bedeutung und durchgängig 
nothwendige Baſis alles ſtaatlichen Lebens iſt. Der einmal ſeßhaft 


gewordene Staat iſt und bleibt eine bodenſtändige Organiſation, wenn 


man ihn auch nicht wie Ratzel mit den bodenſtändigen Pflanzen- und 
Thierfamilien als Organismus in Beziehung ſetzen will.) 

Wir haben alſo geſehen: Um ſein Millionenvolk beherrſchen zu 
können, organiſirt es der Staat in Gebietsverbänden. Dieſe ſind theils 
nichts als ſolche, alſo die Geſammtheit des Volkes im Sprengel, ſei 
es nach Aufenthalt oder Domizil oder Heimatsberechtigung; theils 
aber ſind ſie in erſter Linie Perſonalverbände, die in territoriale Unter⸗ 
verbände ſich gliedern, theils Perſonenmehrheiten des Gebietes mit ein⸗ 
heitlichen Realintereſſen ohne einheitliche Sonderorganiſation. Nach 
dieſen Verbänden ſpezialiſiren ſich die Gebote und Verbote, die Organe 
und Aufgaben des Staates, ſie und nicht die geſtaltloſen Maſſen der 


der Produktion, das Kapital, an den Standort mehr oder weniger gefeſſelt, die 
Lohnarbeit aber durchaus nicht. Es entſpricht alſo ganz und gar der Natur der 
Dinge, wenn die kapitaliſtiſchen Klaſſen und unter dieſen beſonders die agrikolen 
und gewerblichen, gebietspolitiſchen Strebungen viel zugänglicher ſind, als die 
Arbeiterſchaft, wenn die erſteren ein territoriales, letztere ein perſonales Natio⸗ 
nalitätsideal hegen. Die Ideologie der Menſchen iſt eben ganz und gar durch ihre 
wirtſchaftliche Lage bedingt. | 

5) Auch die körperſchaftlich organifirten Nationalitäten könnten nicht außer- 
hall des Gebietes leben. Man hat die von Synopticus und mir (Akademie 1898/99) 
vertretene Körperſchaftstheorie witzigerweiſe eine „Löſung außerhalb des Raumes“ 
genannt, als ob durch dieſelbe der Nation gleichſam der Boden unter den Füßen 
weggezogen würde und ſie alſo in der Luft ſchwebe. Obige Ausführungen zeigen, 
daß dieſer Einwand ganz und gar hinfällig iſt. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß 
die Nationalitäten ſich in Kreiſe, Bezirke und Gemeinden gliedern müſſen, daß 


fie in ihrem Gebiete mehr als heimatsberechtigt (vgl. oben S. 434) fein müffen. 


Aber von der nationalen Vollberechtigung bis zur ſtaatlichen Territorial⸗- 
hoheit iſt ein weiter Sprung. Beſäßen die Nationalitäten die volle Gebiets⸗ 
hoheit in ihren Kreiſen, ſo wäre jeder Andersſprachige daſelbſt einem Nichtöſter⸗ 
reicher gleichgeſtellt und politiſch ſowie national rechtlos. Das liegt nicht einmal 
im Intereſſe der Nationalitäten, iſt auch ganz und gar undurchführbar. Die Terri⸗ 
torialhoheit bedeutet den abſoluten Sprachenzwang und ſchließt ein Recht der 
Minoritäten aus. Wo dieſe ihr Recht behalten, iſt der Satz: „Wer im Gebiete 
weilt, iſt dem Rechte und alſo auch der Sprache unterworfen“, und damit die 
Gebietshoheit nicht mehr wirkſam. 
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Individuen bilden das Volk und das Staatsganze. Der Staat regiert 
15 beherrſcht ſie entweder unmittelbar durch von ihm beſtellte Organe 
(Staatsbeamte), oder, wo die Verbandsintereſſen mit den Staats⸗ 

intereſſen parallel laufen, durch die Uebertragung der ſtaatlichen 
Funktionen auf die Verbände, durch Selbſtverwaltung. Neben den 
ſelbſtverwaltenden Gebietsverbänden (Gemeinden, Kreiſen, Ländern) 
ſtehen die ſelbſtverwaltenden Perſonalverbände (Kammern, Genofjen- 
ſchaften, Krankenvereine, Kirchen u. ſ. w.) mit ihren Gebietsſprengeln „). 

Sind nun dieſe Gebietsſprengel von der Staatsgewalt willkürlich 
beſtimmt oder gibt es gewiſſe natürliche Geſetze, welche der Staats- 
gewalt beſtimmte Konfigurationen vorſchreiben? Welcher Art ſind dieſe 
Geſetze und wie werden ſie in Oeſterreich beobachtet? 

Zunächſt iſt das eine zu betonen, daß alle Sprengel ju riſtiſch 
frei von der Legislative oder der verordnenden Staatsgewalt geſchaffen 
werden. Sie beſtehen immer nur kraft Rechtens, ſie ſind nie durch die 
Natur der Dinge oder die Geſchichte unmittelbar geſetzt. Ebenſowenig 
wie das Recht Naturgebilde, kann die Natur Rechtsgebilde ſchöpferiſch 
erzeugen. Rechtliche Freiheit iſt dabei lange noch nicht faktiſche Willkür. 
| Auch der Geſetzgebungswille ift motivirt und nezeſſitirt wie der 

individuelle. Welche Momente für den Staatswillen man bei den innerftaat- 
lichen Gebietseintheilungen beachten ſoll und muß, das lehrt uns die 
Diſziplin der „inneren Gebietspolitik“ — oder ſollte es vielmehr 
lehren. Denn wie oben erwähnt, iſt dieſe Diſziplin gar nicht gepflegt. 
Sie iſt gleichſam die Architektonik des Staates, die Lehre vom inneren 
Aufbau desſelben, allerdings nur die eine Seite dieſer Lehre. Die 
Baukunſt hat zwei Dinge zu berückſichtigen, einmal den zu bebauenden 
Boden und dann die Regeln des Bauens ſelbſt. Und ſo iſt die ſtaat— 
liche Gebietseintheilung auch von zwei Rückſichten beherrſcht: Erſtens 

von der Rückſicht auf die Natur des Staatsbodens, der natürlichen 

Gebietskonfiguration, wobei ihr die politiſche Geographie als Hilfs— 
wiſſenſchaft dient, zweitens von der Rückſicht auf die innerlichen Er⸗ 
forderniſſe der Verwaltungsorganiſation, wobei ihr die Verwaltungs⸗ 
lehre die Geſichtspunkte liefert. 

Die natürliche Gebietskonfiguration iſt durch geographiſche, 
ethnographiſche, ſoziologiſche und ökonomiſche Thatſachen gegeben. Die 
ne. beſteht in der richtigen Verwertung dieſes Thatſachen⸗ 
materials 


) Es gehört mit zu den Mißverſtändniſſen, welche die Broſchüre des 
Synopticus hervorgerufen hat, daß man in ihren Ausführungen nichts als eine 
ſchiefe Analogiſirung der Nation und der Konfeſſion ſah. Theilweiſe wurde dies 
dadurch verurſacht, daß der Autor es unterließ, auf die zahlreichen anderen Per— 
ſonenverbände hinzuweiſen, die Träger ſtaatlicher Rechte ſind, und mehr Gewicht 
auf den Parallelismus zwiſchen konfeſſionellen und nationalen Kämpfen, die Be- 
deutung des Gebietes in dieſer Frage (cuius regio illius religio) und die endliche 
Beſeitigung der kirchlichen Territorialhoheit legte. Die Kirche, die größte Grund 
beſitzerin, iſt heute nicht mehr Grundherrin. Sie hat nicht die reale, wohl aber 
die ſtaatsrechtliche Beziehung zum Boden verloren. Aehnlich würde ſich das Ver— 
hältnis der Nationalitäten geſtalten: Sie wären ebenſo ſeßhaft wie ihre Glieder 
ſeßhaft ſind, ſie beſäßen, aber beherrſchten nicht ihr Gebiet. 
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Oro⸗ und hydrographiſche Einheiten ſind oft weit davon entfernt, 
auch paſſende politiſche Einheiten zu bilden. Oft, aber nicht immer ſind 
Waſſerſcheiden auch ſinngemäße Grenzen des Staates, ſelten ſolche des 
Verwaltungsſprengels. Auch die Sprachgrenze iſt dort, wo ſie ein 
wirtſchaftlich⸗einheitliches Gebiet in unregelmäßigen Windungen durch⸗ 
ſchneidet, ganz und gar ungeeignet, ein politiſches und wirtſchaftliches 
Verwaltungsgebiet von einem andern zu ſondern. In der über— 
wiegendſten Zahl der Fälle ſind die geſchloſſenen ökonomiſchen Gebiete 
auch paſſende Sprengel. Sie werden gebildet durch 


1. Die natürlichen Siedlungseinheiten: Gehöft und Ortſchaft, 
Dorf, Stadt und Großſtadt, dieſe find die unterſten natürlichen Ein: 
heiten. Die Summe der Verwaltungsaufgaben, die ihnen zugewieſen 
oder in ihrem Rahmen vom Staate erfüllt werden kann, richtet ſich 
ganz nach ihrer Größe und Geſchloſſenheit. | | 

2. Die lokalen Marktgebiete, die durch das Zuſammentreffen der 
Vizinalwege in einer größeren Ortſchaft, durch den Umſatz landwirt— 
ſchaftlicher Konſumgüter gegen Handwerksartikel und Waren der 
Kleinhändler gebildet werden. Sie umfaſſen meiſt eine Landſtadt oder 
einen Markt (die Unterſcheidung iſt heute keine natürliche, ſondern 
eine übrigens bedeutungsloſe juriſtiſche) ſammt den umliegenden Ort— 
ſchaften. Man kann ſie am zweckmäßigſten Wochenmarktgebiete nennen. 

3. Die größeren Jahrmarktgebiete. Hier ſtrömen in der Regel 
die Ausfuhrgüter des Bezirkes zur Verfrachtung zuſammen, die Ein— 
fuhrgüter an die Detail- und Kleinhändler auseinander und treffen 
ſich die Landſtraßen. Das Zentrum dieſer Gebiete iſt die Provinzſtadt. 

Die Eiſenbahnen haben die bis dahin ziemlich regelmäßigen und 
abgerundeten Marktdiſtrikte zerriſſen und verſchoben und ganz andere 
ökonomiſche Konſtellationen geſchaffen, denen ſich wohl der Verkehr, 
nicht aber die politiſche Verwaltung ſo raſch anpaſſen konnte. 

4. Die Handels- und Verkehrsknotenpunkte und | 

5. die großen Verkehrszentren, deren Charakteriſirung hier ganz 
unterbleiben kann. 


Um ſie herum liegt ein arrondirtes, in den wichtigſten Zweigen 
der Wirtſchaft ſelbſtgenügſames Land, das in ſeiner Gänze gar nicht 
homogen iſt und es nicht ſein kann. Es iſt ein ſehr verbreitetes Vor— 
urtheil, daß eine geographiſche Einheit mit gleichartigen Wirtſchafts— 
verhältniſſen auch eine politiſche Individualität bilden könne. Nicht das 
Zentrum eines homogenen Bodens zieht den Verkehr an, ſondern die 
Berührungslinie zweier ſich ergänzender Gebiete. Dort wo das Mittel: 
gebirge in die Ebene, das Kornland in den Rayon der Viehzucht, das 
induſtrielle in das agrariſche Gebiet übergeht, liegen die Tauſchpunkte, 
dort fließen die Verkehrsadern zuſammen ). Die Verſchiedenheit des 
Bodens differenzirt ökonomiſch, der Verkehr aber reintegrirt die ge— 
ſchiedenen Volkstheile. Der Staat ſtrebt nothwendig nach Selbſtgenüg— 
ſamkeit. Die wechſelſeitige Abhängigkeit läßt korrelate Gebiete nicht 


7) Ratzel, S. 649. 
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zur Ruhe kommen, bevor ſie nicht durch Vertrag oder Eroberung 
eins geworden. | 

Jeder weiß, daß die ethnographiſche Siedelung nach ganz anderen 
Geſichtspunkten erfolgt iſt als nach verkehrswirtſchaftlichen. In der Zeit 
der geſchloſſenen Haus- und Gutswirtſchaft ohne äußeren Kontakt war 
kein Hindernis für eine miſchungsweiſe Beſiedelung des Gebietes vor 
handen. Dörfer und Städte bildeten andersſprachige Enklaven. Durch 
Freizügigkeit und Verkehrswirtſchaft wurden insbeſondere die Klein⸗ 
ſtädte raſch aſſimilirt, während die Dörfer in ihrer Abgeſchloſſenheit 
der Aſſimilirung einen weit mächtigeren Widerſtand entgegenſetzten. 
Größere Städte haben dagegen die zuſtrömenden Fremden leichter auf— 
geſogen, wenn ſie nur einigermaßen Anlehnung an ein geſchloſſenes 
Sprachgebiet hatten. Im Allgemeinen haben die raſch hereinbrechende 
Verkehrswirtſchaft und die durch dieſelben geſchaffenen Wirtſchafts— 
einheiten die ethnographiſchen Unterſchiede in dem Zeitalter der allge: 
meinen Schulpflicht nicht überwinden können. Es klafft ein Riß zwiſchen 
wirtſchaftlicher und ethniſcher Gliederung, der nur durch weitgehende 
Doppelſprachigkeit überwunden werden kann, und die ſtaatliche Ge— 
bietseintheilung und Organiſation der Nationalitätenſtaaten überhaupt 
zu einem der ſchwierigſten Probleme machts). 

Dieſe wenigen Andeutungen über die natürliche Gebietseintheilung 
müſſen hier genügen. Sie bildet die Grundlage, auf der der ſtaatliche 
Behördenorganismus aufgebaut iſt. Jede Abweichung von dieſer Baſis 
bedeutet für die Bevölkerung eine Laſt, unter Umſtänden direkte Rechts⸗ 
verweigerung. Sie zwingt uns ſtaatliche Behörden mit Weg-, Zeit- und 
Geldverluſten aufzuſuchen oder durch bezahlte Mittelsperſonen anzu: 
gehn. Ueberwiegen die Opfer gegenüber den erhofften Rechtsvortheilen, 
ſo ſind Reſignation und Abneigung gegen die ſtaatlichen Inſtitutionen 
die Folge. Die Unüberſichtlichkeit und Unverſtändlichkeit, die Beſchwer⸗ 
lichkeit der Staatsverwaltung entfremdet ſie dem Volke und erzeugt 
jene Staats müdigkeit, die ſo leicht in Feindſeligkeit über: 
geht. Für bie Staatsverwaltung ſelbſt ergibt ſich eine Unſumme innerer 
Reibungswiderſtände, die mit der Zeit abſolute Ohnmacht hervorrufen 
können. Das Staatsgebäude iſt ſo ein unwohnliches, verbautes und 
verſtelltes Heim, das durch tauſendfache quälende Hinderniſſe klein⸗ 
lichſter Art die Bewohner zur Verzweiflung bringt. 

Gehen wir nun über auf die inneren Regeln der ſtaatlichen 
Architektur, die durch die Natur des Staates ſelbſt gegeben ſind und 
oft eine Abweichung von der natürlichen Gliederung des Volkes 
nöthig machen. | | 

Die Einrichtung der Behörden und Aemter muß ſich, abgejehen 


8) Ein günſtiger Umſtand iſt dabei der, daß der unausweichliche ökonomiſche 
Kontakt einen fakt iſchen Zwang zur Doppelſprachigkeit erzeugt und dieſe als 
nothwendig erſcheinen läßt, ſo daß der Staat bei einer den wirtſchaftlichen 
Gebietskonfigurationen angepaßten Territorieneintheilung durch den 
Zwang zur Doppelſprachigkeit der Bevölkerung keine Laſt aufbürdet. Wer ſich im 
Geſchäfte verſteht, der verſteht ſich auch vor Gericht. Vgl. meine Abhandlung über 
„Die Theorien zur Löſung der Nationalitätenfrage“ in der Akademie, Ig. 1898/99. 


il 


von gewiſſen allgemeinen Erforderniſſen, richten nach der Natur der 
ſtaatlichen Thätigkeit: ihrer formalen Beſchaffenheit und ihren mate⸗ 
riellen Aufgaben. Der Staat nimmt wahr, urtheilt und will wie der 
Einzelne. Seine Organe — und das ſind Behörden und Volksvertreter 
— verfolgen die ſozialen Geſchehniſſe, beobachten die Thatſachen des 
öffentlichen Lebens und verarbeiten ſie zu Vorſchlägen und Anträgen. 
Sie verhalten ſich inſoweit rezeptiv. In berathenden Kollegien — 
parlamentariſcher und bureaukratiſcher Natur — bildet ſich ein öffent: 
liches Urtheil, das zum Beſchluß und zur Willensäußerung, zur Ge⸗ 
ſetzgebung und Verordnung führt. Die Willensdurchführung, die Exeku⸗ 
tive, iſt die produktive That des Staates, während er ſich in 
allen anderen Funktionen rezeptiv oder paſſiv verhält. Der allgemeine 
Lauf der ſtaatlichen Willensbildung iſt der, daß die allgemeine, gene- 
relle Regelung abſtrakter Thatbeſtände, die Geſetzgebung und 
Verordnung), den Staatsbürgern und Staatsorganen jene Normen 
gibt, nach denen ſie in jedem konkreten Einzelfalle vorzugehen haben. 
Die für die Staatsbürger verbindlichen Normen, die Geſetze, inter⸗ 
eſſiren uns hier weniger als die für die Verwaltungsorgane verbind⸗ 
lichen Verordnungen.!) Der Staat erläßt nicht nur generelle 
Normen für abſtrakte Thatbeſtände, er zieht auch jeden einzelnen, kon⸗ 
kreten Thatbeſtand, der rechtlich relevant iſt, vor ſein Forum. Auch 
hier gibt es die oben erwähnten drei Formen für ſeine Thätigkeit: 
1. Er nimmt wahr und beobachtet, 2. er urtheilt, 3. er greift 
durch ſeinen Willen ein. 

Die beobachtende Thätigkeit muß lokal ſein. Sie muß ſich an 
das Gebiet anpaſſen, d. h. in engen, noch überſehbaren Sprengeln vor 
ſich gehen. Alle Beobachtungen müſſen an einem Zentralpunkte zu⸗ 
ſammenlaufen, um dort geprüft und verwertet zu werden. Für ſie 
ergibt ſich das Erfordernis vieler Lokalſtellen und einer Zentralſtelle, 
die allen übergeordnet iſt. 

Die urtheilende Thätigkeit der Staatsorgane iſt eine verſchiedene, 
je nachdem ein bloßes Urtheil über Thatſachen (A iſt in X geboren 
worden) oder ein Urtheil, welches einen generellen Rechtsſatz auf die 
einzelne konkrete Thatſache anwendet (A hat den B getödtet und da⸗ 
durch das Verbrechen des § 134 begangen). Im erſten Falle iſt das 
Staatsorgan Urkundsperſon, im zweiten Falle Richter. Die Beurkun⸗ 
dung erfordert nur eine einzige, örtlich nahe Amtsperſon, nur eine 
Lokalſtelle. Eine Zuſammenfaſſung der vielen kleinen Sprengel zu 
höheren und höchſten Gebietseinheiten iſt hier ganz ſinnlos. 

Anders bei dem richtenden Staat, ob er nun in Zivil-, Straf- 
oder Verwaltungs-Rechtsſachen urtheilt. Gäbe es weder einen That-⸗, 
noch einen Rechtsirrthum, dann wäre eine richtende Lokalſtelle genug, 
und Jahrhunderte lang mußte fie ausreichen. Der Fortſchritt der Rechts— 


8 Vgl. für das 1 90 Bernatzick, Rechtſprechung und materielle Rechts⸗ 
kraft, S 12 Jellinek, Syſtem, S. 20 ff. 
10) Die Frage der Autonomie, als eine Verfaſſungsfrage, liegt ebenfo wie 
. außerhalb des Rahmens dieſes verwaltungstheoretiſchen 
ufſatzes 
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entwicklung brachte zunächſt eine überprüfende Inſtanz. Wenn aber dieſe 
die urſprüngliche Entſcheidung verwarf oder änderte, war die Sache 
noch ſchlimmer: Nun ſtand Sentenz gegen Sentenz, jede zu Gunſten 
der anderen Partei. Erſt die dazutretende dritte Inſtanz bewirkte, daß 
zwei Entſcheidungen gegen eine ſtanden und die Frage erledigt war, 
ohne daß ſich das Bedürfnis einer nochmaligen Ueberprüfung heraus— 
ſtellte. Selbſt in geſchloſſenen Stadtſtaaten, in denen Gebietsrückſichten 
ausgeſchloſſen find, erſtanden drei Inſtanzen für die Rechtspflege. 
. In räumlich ausgedehnten Staaten wird die Inſtanzenfrage auch 
zur Gebietsfrage. Die Unterinſtanz muß lokal ſein, die Mittel- und 
Oberinſtanz kann es nicht ſein. Die Mehrzahl der Rechtsfälle ſind in 
der unterſten Inſtanz erledigt, ein geringer Theil wird an die zweite 
ein noch geringerer an die dritte gezogen. Die Oekonomie der 
Staatsorganiſation erfordert eine Verringerung der Oberinſtanzen. Die 
höhere Entſcheidung aber ſoll eine beſſere ſein: beſſer aber iſt fach— 
mäßiger, fachmäßiger aber iſt ſo viel wie ſpezialiſirter. Aus all dieſen 
Rückſichten tritt an Stelle des Einzelrichters der erſten Inſtanz das 
Kollegium, ſteigt die Zahl der ſtimmführenden Richter (3:5: 7), 
gliedern ſich die Gerichtshöfe in eine ſteigende Zahl von Fachſenaten. 
Große Kollegien aber find bei der Verminderung der Rechtsfälle nur 
in großen Sprengeln ausreichend beſchäftigt. Die oberſte Inſtanz aber 
muß im Intereſſe der Rechtseinheit eine Zentralſtelle ſein. So erweiſen 
ſich für die Rechtspflege drei in regelmäßiger Progreſſion anwachſende 
Inſtanzen zweckmäßig, die alle drei die nämliche Funktion ausüben: 
Die Entſcheidung der vor ihr Forum gebrachten Rechtsfälle. Die 
Funktion iſt überall die gleiche, nur tritt an Stelle des Einzelrichters 
das Kollegium, an Stelle des weniger Erfahrenen der Erfahrene, an 
Stelle des Univerſaljuriſten der Spezialiſt, an Stelle des bedächtigen 
und aufſtrebenden jungen Mannes der ſichere und unabhängige Greis. 11) 
Andere Organiſationsgeſetze gelten für die beurkundenden und die 
entſcheidenden Organe des Staates und wieder andere für den in jedem 
konkreten Fall zur That berufenen, die „verfügenden Organe“, 
die durch individuelle Gebote und Verbote, durch Machtverleihung 
und Machtentziehung in das ſoziale Getriebe unmittelbar und ſpontan 
eingreifen. Das Charakteriſtiſche dieſer Thätigkeit iſt gegenüber der 
Geſetzgebung und Verordnung die konkrete Durchführung. — dort 
Norm, hier That —, gegenüber der Beurkundung und Entſcheidung 
die ſpontane Thätigkeit — dort von der Partei provozirtes logiſches 
Urtheilen, hier die Partei zwingendes reales Wollen. N 
Jedes Handeln iſt beherrſcht von einem Zwecke. Unſicherheit und 
Vielheit der Zwecke bringt zerfahrenes Handeln. Die Zerfahrenheit 
des Staates geht immer zurück auf eine Mehrheit der Wollenden oder 
des Wollens. So wahr der Staat ſeiner ganzen inneren Natur nach 
eine Einheit ſein muß — die Millionen ſeiner Unterthanen zu einer 
Einheit zuſammenzufaſſen iſt er eben da — ſo gewiß muß die Exe— 
11) Vgl. hiefür und für das Folgende die trefflichen Ausführungen von 
Dr. Karl Brockhauſen, Organiſation und Inſtanzenzug der politiſchen Behörden 
in Oeſterreich: Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung, Jahrg. 1899, S. 87 u. ff. 
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kutive einheitlich ſein. Komplizirt iſt nur der Prozeß der ſtaatlichen 
Willensbildung, eine Mehrheit von Geſetzgebungsfaktoren ver— 
mitteln den Beſchluß. Der Beſchluß der Legislative iſt zugleich der 
Entſchluß der Exekutive zu handeln. Der handelnde Staat, 
das iſt nach Lorenz von Stein die Verwaltung, bedarf der einheit- 
lichen zentralen Leitung. „ 

Jede That iſt an Ort und Mittel, an die Realitäten gebunden. 
Darum muß die Verwaltung zugleich lokaliſirt und ſpezialiſirt ſein. 
Iſt das leitende Verwaltungsorgan nothwendig zentral, ſo iſt das 
durchführende nothwendig lokal. So ergeben ſich uns zwei Inſtanzen 
für die verfügende wie für die beobachtende (oben S. 441) Thätig⸗ 
keit des Staates, d. i. für die Organe der politiſchen Ver⸗ 
waltung: 1. Unterinſtanz — Beobachtung und Durchführung, 2. Ober- 
inſtanz — Verarbeitung des beobachteten Thatſachenmaterials zu Be- 
ſchlüſſen und Hinausgabe der Direktiven. | 

So gilt denn für die politiſche Verwaltung ein ganz anderes 
Organiſationsprinzip als für die Rechtſprechung: Hier drei gleichartige 
Inſtanzen mit progreſſiver Steigerung derſelben Funktion, dort aber 
2 Inſtanzen mit gänzlicher qualitativer Verſchiedenheit der Funktion. 
Eine Mittelinſtanz ſchiebt ſich erſt bei Staaten mit großem Territorium 
ein, ſie iſt nur ein Hilfsmittel der Verwaltung, ein aushelfendes 
Zwiſchenglied. Sie ſammelt und ſichtet die Beobachtung der unter— 
ſtellten Lokalinſtanzen, geſtaltet ſie zu Anregungen und Anträgen, 
über die der Zentralinſtanz die Beſchlußfaſſung vorbehalten iſt. 
(Vermittlung nach oben.) Sie übernimmt die Direktiven der Zentral⸗ 
leitung und gibt fie den ausführenden weiter, ſie kontrolirt ihre Durch— 
führung. (Vermittlung nach unten.) Auch dieſe Thätigkeit der Zwiſchen— 
inſtanz iſt qualitativ verſchieden von der der Zentral- und Lokalinſtanzen 
und erfordert eine ihrer Natur angemeſſene Größe und Abgrenzung 
des Sprengels. 

Die verſchiedenen Thätigkeitsformen der Staatsorgane entſprechen 
lange nicht der Trennung von Geſetzgebung, Rechtſprechung und Ver— 
waltung. In vielen Fällen verwalten die Richter, in allen Verwaltungs⸗ 
Rechtsſachen richten die Verwaltungsbeamten. Nichſtdeſtoweniger treffen 
die entwickelten Organiſationsmaximen für die Einrichtung der ge— 
trennten Gewalten zu, nur iſt die Verwaltungs-Rechtspflege von der 
Verwaltung im engeren Sinne zu trennen und der bürgerlichen Rechts— 
pflege analog zu behandeln. Es kann mir nicht beifallen, zu glauben, 
dieſe Maximen ſeien ein erſchöpfendes „Syſtem der inneren 
Staatsorganiſation“, das ich weder geben kann noch will. Hier 
kam es nur darauf an, diejenigen Grundſätze der Staatsorganiſation 
hervorzuheben, die in der „inneren Gebietspolitik“ von Be⸗ 
deutung ſind, um auf dieſem Wege einen Maßſtab für die Kritik der 
öſterreichiſchen Gebietseintheilung zu gewinnen. 

So viel iſt wohl überzeugend dargethan, daß die inneren Organi— 
ſationsprinzipien der Staatsverwaltung beſtimmte Gebietskonfigurationen 
fordern, die nicht von Natur aus durch die Siedlungsweiſe, die ethno— 
graphiſchen, ökonomiſchen und hiſtoriſch⸗politiſchen Gebietsindividualitäten 
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gegeben ſind, daß alſo die jeweilige Gebietseintheilung ein Kompromiß 
zwiſchen Menſchen und Natur, zwiſchen Staat und Boden iſt. Um 
ſo glücklicher das Gemeinweſen, in dem der Staat frei und leicht aus 
dem Boden herauswächſt. Oeſterreich befindet ſich freilich nicht in dieſem 
beneidenswerten Zuſtande. Deſto nothwendiger aber iſt es, die peinlichſte 
Aufmerkſamkeit auf die ſtaatliche Gebietseintheilung zu wenden und 
durch die Beſeitigung unnöthiger Widerſinnigkeiten dem b und 
Staate Raum und Bewegungsfreiheit zu ſchaffen. 

Indes ſind nicht nur die Thätigkeitsformen, en auch die 
Zwecke des Staates gebietspolitiſch bedeutſam. Aus der Univerſalität 
der Staatszwecke ſind einzelne ausgeſchieden und bilden die Zweige 
der Fachverwaltung. Die politiſche Verwaltung im engeren Sinne um⸗ 
faßt alle diejenigen Staatsaufgaben, die nicht in ſpezielle Reſſorts 
übergegangen ſind. Die Reſſorttheilung begegnet großen perſönlichen 
und ſachlichen Schwierigkeiten, insbeſondere iſt es unmöglich, ſie bis in 
die kleinſten Gebiete durchzuführen. Daraus entſpringt die Eigenthüm⸗ 
lichkeit, daß die unterſte Inſtanz, bei uns die Bezirkshauptmannſchaft, 
eine univerſale Verwaltungsbehörde iſt, die alſo nicht fachlich ſein kann. 
Fachlichkeit und Spezialiſirung iſt aber ein abſolut anzuſtrebender Vor⸗ 
zug der Verwaltung. Je größer der Sprengel, um ſo fachlicher kann 
die Verwaltung ſein, die Zentralſtelle aber muß am meiſten ſpezialiſirt 
und gegliedert fein. Das Syſtem der möͤglichſt fachlichen Gliederung 
der Zentralſtellen, das Real oder Miniſterialſyſtem iſt ebenſo zweck⸗ 
mäßig, wie das Provinzialſyſtem unzweckmäßig iſt. Letzteres beſteht in 
ſeiner Reinheit nur mehr bei der Kolonialverwaltung. Kein Hindernis 
und Opfer kann zu groß ſein, dem Staate und Volke die Vortheile des 
Realſyſtems zu ſichern. 

Das Poſtulat der Fachlichkeit beſchränkt ſeine Geltung nicht auf 
die bloße Reſſorttheilung in den Zentralſtellen. Es verlangte die 
Theilung des Fachminiſteriums in Fachdepartements, es erſtreckte ſich 
auch auf die Zwiſchen- und Lokalſtellen und iſt bei den letzteren be⸗ 
ſonders wichtig. 

Keine Amtsſtelle iſt für das Volk von ſolcher Wichtigkeit wie 
die Unterinſtanz, die Lokalſtelle. Denn dieſe iſt der Berührungspunkt 
des Staates und Volkes, hier wird die Staatsthätigkeit zur ſozialen 
Funktion. Was unter ihr liegt, iſt das außerrechtliche, nichtſtaatliche 
Geſellſchaftsleben, durch ſie greift der Staat in dasſelbe ein. Für die 
überwiegende Mehrheit des Volkes iſt die erſte Inſtanz der ausſchließ⸗ 
liche Repräſentant des Staates: Durch ſie geht das Volksleben in 
ſtaatliches Daſein, das Staatsbewußtſein in das Volk über. Nicht 
einmal die Volksvertretung, die abſtrakte, ferne, unverſtandene Para— 
graphenfabrik iſt für die Steigerung und Schwächung des Staats- 
bewußtſeins, für die Staatsfreudigkeit und Staatsverdroſſenheit der 
Bürger ſo wichtig, wie die nahe, in den tauſend Nöthen des Lebens 
gebrauchte und geſuchte erſte Inſtanz. Die Verwaltung iſt das tägliche 
Brot der Staatlichkeit und die Lokalſtelle ihr Hauswart. Dieſer Umſtand 
iſt es, der den Unterthanen den Abſolutismus und die Deſpotie 
erträglich macht, während der bureaukratiſche Hochmuth, auch wenn er 
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parlamentariſch iſt, ſie zur Revolte treibt. Nichts iſt ein größerer 
Segen für Staat und Volk als eine perſönlich und ſachlich vollkommene 
Lokalverwaltung. 

Freilich läßt ſich eine durchgehende fachliche Gliederung der 
unterſten Inſtanz aus den angeführten Gründen nicht erreichen. Die 
Trennung der Juſtiz von der Verwaltung iſt der erſte Anſatz. In der 
Juſtizpflege aber ſehen wir einen weiteren Fortſchritt, der außerordent⸗ 
lich nachahmenswert erſcheint. Sie ſcheidet geringfügige und wichtigere 
Angelegenheiten. Die erſteren betreffen die Maſſe des Volkes, letztere 
nur die wirtſchaftlich mächtigeren Klaſſen, denen die Raumüberwindung 
keine in Betracht kommenden Koſten ſchafft. Die geringfügigen Ange⸗ 
legenheiten ſind den nahen Bezirksgerichten, die wichtigen den nicht 
allzu entfernten Gerichtshöfen zugewieſen. Im Allgemeinen iſt der Betrag 
von fl. 500 die Scheidelinie. 

In vielen Verwaltungsſachen ſtehen viel größere Beträge in 
Frage. Von der Genehmigung einer gewerblichen Betriebsanlage, von 
einer Betriebseinſtellung hängt oft das Wohl und Wehe Tauſender 
ſowie die künftige Wohlfahrt ganzer Diſtrikte ab. Aus dieſer Rückſicht 
ſind neben den lokalen erſten Inſtanzen beträchtlich größere Sprengel 
mit fachmänniſch gegliederten, kollegialen Behörden als erſte In⸗ 
ſtanzen in nahezu allen Staaten errichtet worden. Denn nicht die 
Nähe der Perſonen ſchlechtweg, 'ſondern die Anpaſſung an das zu 
verwaltende Objekt ſtaatlicher Fürſorge iſt das Poſtulat der Organi- 
ſation. Für die Agenden der perjönliden Verwaltung bedeutet dieſe 
Anpaſſung allerdings die Nähe der Perſon. Für die ſachliche, ins⸗ 


beſondere die wirtſchaftliche Verwaltung ſind Sprengel nöthig, 
die mindeſtens ſo weit reichen als die Einflußſphäre des Sachgutes 


oder des Wirtſchaftsbetriebes. Nur dann iſt der Verwaltende die Trag⸗ 
weite einer Maßregel zu beurtheilen und ſie durchzuführen imſtande. 
Dadurch komplizirt ſich die Gebietsfrage außerordentlich. Je 
fachgemäßer die Verwaltung, umſo nothwendiger erſcheint für jeden 
Verwaltungszweig eine eigene, ihm ſpezifiſche Territorieneintheilung! 
Außer den fachlichen Geſichtspunkten kommen für die Lokalver⸗ 
waltung auch perſönliche in Betracht. Welche Qualifikation iſt nöthig 
für den Träger jener heiklen und ſo wichtigen Miſſion der Verknüpfung 
und Verſöhnung von Staat und Volk, der Vereinbarung der Laſten 
und Segnungen der Staatlichkeit, die s ermöglicht, Opfer ohne Zahl 
zu nehmen, weil man dem Einzelnen unerreichbare Förderung bringt? 
Es gibt gar keine andere Garantie für eine wahrhaft 
gute und ſegensreiche Einrichtung der unterſten Ver⸗ 
waltungsinſtanz als die Selbſtverwaltung.!) Man wendet 
gegen ſie ein, daß die allgemeine Entwicklung auf immer fortſchreitende 
Arbeitstheilung hinweiſe, der Staatsdienſt alſo immer mehr Beruf 


12) Wie kritiſch man der Autonomie gegenüberſtehen muß, ebenſo offen muß 
man ſich für die Selbſtverwaltung erklären, allerdings der Selbſtverwaltung auf 
Grund klarer und durchgebildeter Geſetze, welche willkürliche Reglementirung und 
eigennützige Verwendung öffentlicher Mittel zum Vortheil einer Klaſſe oder Klique 
ausschließen. Dieſe Selbſtverwaltung iſt beſtimmt, ftaatliche Aufgaben durch 
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werden müſſe und Spezialkenntniſſe erforderlich mache, die dem Laien 
fehlen müſſen. Aber gerade oben wurde gezeigt, daß die unterſte In⸗ 
ſtanz nothwendig univerſal, alſo nicht fachlich gegliedert iſt, daß vom 
Bezirkshauptmann gan keine fachliche Ausbildung vorausgeſetzt wird 
— wer thäte das auch? — außer der juriſtiſchen. In Sachen der 
Gewerbe- und Sanitätsverwaltung iſt er ganz natürlich ebenſo Laie 
wie der Selbſtverwalter in juriſtiſchen. Das Ausmaß der Jurisprudenz, 
das die lokale Selbſtverwaltung erfordert, iſt heute wahrlich nicht 
größer als — die Dienſtinſtruktion für Gendarmen. Wo größere Rechts- 
kenntniſſe und Fachbildung nöthig iſt, dort liegen nicht mehr Agenden 
der Lokalverwaltung, ſondern wichtige Agenden erſter Inſtanz vor, 
die den größeren Verwaltungskörpern vorzubehalten ſind. Und in 
dieſen finden ſich auch die nöthigen Juriſten, Aerzte und Techniker, 
deren fachmänniſches Gutachten den Selbſtverwalter ebenſo gut oder 


ſchlecht informirt wie der Bezirksarzt den Bezirkshauptmann. 


Die ſtaatliche Mittelinſtanz iſt nach dem oben Erwähnten nur 
Vermittlungs⸗ und Kontrolinſtanz. Was bei dieſen Funktionen die 
Selbſtverwaltung ſoll, iſt ganz und gar unerfindlich. Nur die lächer— 
liche Verquickung von Autonomie, Selbſtverwaltung und bundesſtaat⸗ 
lichen Elementen in Oeſterreich vermochte die Natur aller drei in einem 
unheimlichen Zwitterding, Kronland genannt, zu verbilden. 

Kehren wir zurück zur Frage der Gebietseintheilung. Die Ein⸗ 
theilungsprinzipien find immer vielfältiger geworden und das Poſtulat 
der Fachlichkeit der Verwaltung wie der Anpaſſung der Territorien an 
dieſelbe ſcheint eine unendliche Verwicklung des Gebietsnetzes zu ver: 
langen, das die Staatsorganiſation unüberſichtlich und ſchwerfällig ge⸗ 
ſtalten müßte. Dazu kämen noch die zahlloſen Perſonenverbände mit 


ihrer perſonalen Verwaltung! Die Maxime der Oekonomie der 


Staatsorganiſation, der Konzentration der perſönlichen und 
ſachlichen Mittel, ſowie das Bedürfnis der Bevölkerung 
würde ein ganz anderes Ergebnis erwarten laſſen. Für Staat und 
Volk iſt es von höͤchſter Wichtigkeit, alle Behörden gleicher 
Stufe an einem Sitze vereinigt zu finden. Denn alle 
Staatsorgane gleicher Stufe müſſen in immerwährendem Kontakte 
ſtehen, ſie ſind in allen Angelegenheiten auf einander angewieſen, und 
das Volk, das ſie in Anſpruch nimmt, kann ohne Zeit- und Geld⸗ 
verluſt nicht von Ort zu Ort wandern und mit Kourier und Land: 
karte ſein Recht ſuchen. Wie bei jedem Organismus muß der Diffe- 
renzirung wieder die Integration folgen, wenn nicht die Gliederung 
zugleich Zerfall ſein ſoll. | 

Und dieſe Integration ift nicht nur möglich, fie ijt in den meiſten 
Fällen auch naturgegeben. Wie mannigfaltige Geſtaltungen das ſoziale 
Leben aufweiſt, immer bleibt es eine Einheit, in der ſich alle Phäno⸗ 


nichtſtaatliche Funktionäre durchzuführen und müßte die Spaltung der 
Agenden unterſter Inſtanz in den ſtaatlichen, übertragenen und eigenen Wirkungs⸗ 
kreis vermeiden, eine Spaltung, die einen koſtſpieligen Dualismus der Verwal⸗ 
tung, einen theueren Selbſtverwaltungsapparat mit geringfügigen, die Koſten nicht 
werten Agenden und blos den Schein eines Selfgovernments erzeugt. 
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mene wechſelſeitig ergänzen. Der Verkehr zieht die Induſtrie, dieſe den 
Verkehr nach ſich. Eine zweckmäßig territorialiſirte Induſtrieverwaltung 
muß der Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ganz parallel 
laufen. Ein Induſtriebezirk weiſt eine ganz ſpezialiſirte Art des Agrar- 
betriebes auf. Dieſe Komplikation der Verhältniſſe macht die Aufgabe 
zwar ſchwierig, den ſcheinbaren Widerſpruch aber auch lösbar. Eines 
jedoch iſt ſofort klar: Die koloſſalen wirtſchaftlichen Umwälzungen 
unſerer Zeit laſſen kein Erſtarren der Gebietseintheilung zu, ſie 
zwingen uns, fortwährend zu prüfen, ob unſere innere Verwaltung 
mit ihnen gleichen Schritt hält, ob alle Wandlungen der Geſellſchaft 
auch eine ſolche ihrer ſtaatlichen Organiſationsform zur Folge hatten. 
Dieſer Umſtand macht die „innere Gebietspolitik“ zu einem wichtigen 
Zweig der politiſchen Wiſſenſchaft überhaupt und zu einem bedeutenden 
Faktor der öſterreichiſchen Politik insbeſondere. | 

Prüfen wir mit den gewonnenen Maßſtäben an der Hand unjerer. 
Statiſtik die öſterreichiſche Gebietseintheilung. 


II. Die innere Gebietspolitik in Oeſterreich. 
1. Ortſchaft und Gemeinde. 


Die kleinſte Gebietseinheit, die Ortſchaft, iſt die — offene oder 
geſchloſſene — Anſiedlungsform des Volkes. Sie iſt ein natürliches, 
kein rechtliches Gebilde. Die politiſche Gemeinde deckt ſich nicht 
mit dieſer Siedlungseinheit.“! “) Bei vorherrſchendem Dorfſyſtem iſt 
ſie von Natur aus gegeben, wenn auch die Zugehörigkeit von Ein— 
ſchichten (Gehöften und Einſiedelungen) zweifelhaft ſein kann. Als 
Ortſchaft des Hofſyſtems kann nur ein Komplex von Wohnſtätten 
angeſehen werden, in dem die allen zerſtreuten Höfen gemeinſamen 
ſozialen Bedürfniſſe der Religion, Bildung und Geſelligkeit zur Be: 
friedung gelangen. Kirche, Schule und Wirtshaus bezeichnen hier das. 
Zentrum der ſonſt getrennten Höfe. Dieſe einfachſten natürlichen Ge— 
bietsformen der Ortſchaft ſind unſerer Verwaltungsorganiſation nicht, 
durchaus zu Grunde gelegt, da die in ihnen vorhandenen perſönlichen 
und ſachlichen Verwaltungsmittel bei der Kleinheit der Ortſchaften in 
der Regel nicht ausreichen. Die heutige Rechtsſtellung der politiſchen 
Gemeinde führt auf das proviſoriſche Gemeindegeſetz vom 17. März 
1849 zurück, welches im § 1 beſtimmt, daß in der Regel die als ſelbſt⸗ 
ſtändiges Ganze vermeſſene Kataſtralgemeinde als Grundlage der Ge— 
meindeautonomie zu dienen habe. Die Vereinigung mehrerer Steuer: 
gemeinden zu einer politiſchen (§ 3) wurde geſtattet, nicht aber die 
Trennung. Von dieſem Rechte wurde indes wenig Gebrauch gemacht. 
Eine andere Grundlage haben die ſehr großen, aus vielen Ortſchaften 
zuſammengeſetzten Gemeinden des ſüdlichen Staatsgebietes. Als dieſes 
in den erſten Dezennien des Jahrhunderts den durch die Franzoſen— 
herrſchaft errichteten Staatengebilden angehörte, traten an Stelle der 


13) Vgl. zu dem Folgenden: Miſchler, Die Anſiedlungs⸗ und Wohnver— 
hältniſſe in Oeſterreich. Statiſtiſche Monatsſchrift, 1883. 
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alten Gemeinden durch ſtarke Zuſammenlegung derſelben Kommunen, 
ſo daß zwei Drittel ihrer Zahl die Selbſtändigkeit verloren. 

Erſt das Gemeindegeſetz von 1862 geſtattet auch die Trennung 
von Gemeinden, u. zw. wegen der in vielen Ländern beſtehenden Klein⸗ 
heit der Gemeinden zu ihrem Nachtheil. 

Nach der Volkszählung des Jahres 1890 zählt Oeſterreich 
58.891 Ortſchaften, dagegen nur 30.736 Steuergemeinden und 28.058 
Ortsgemeinden und Gutsgebiete. Scheiden die 5293 Gutsgebiete aus, 
ſo bleiben 22.765 politiſche Gemeinden. Die durchſchnittliche Bewohner⸗ 
zahl einer Ortſchaft iſt 400, die durchſchnittliche Fläche 5¼ km?, die 
Zahl der Wohnhäuſer 54. Ein ſolcher Gebietsverband iſt offenbar 
für Verwaltungszwecke unbrauchbar. Indes ſind dieſe Zahlen nur 
Durchſchnitte des ganzen Reiches. Die Durchſchnittszahlen für 
Oberöſterreich weiſen beiſpielsweiſe nur 119 Einwohner, für Kärnten 
122, für Mähren dagegen bereits 678, für Schleſien 846, für die 
Bukowina 1096, für Niederöſterreich 655 Einwohner auf. Von den 
rund 59.000 Ortſchaften der Reichsrathsländer haben 47.634 weniger 
als 500 Einwohner und nur 250 mehr als 5000, unter dieſen nur 
100 Ortſchaften mehr als 10.000 Einwohner. 

Obwohl nun die politiſche Gemeinde im Durchſchnitt aus 
2—3 Ortſchaften beſteht, 10— 11 km? und 800 bis 900 Einwohner 
in 120 Häuſern zählt, iſt auch fie nicht geeignet, die finanzielle Be⸗ 
laſtung zu ertragen und ihre Aufgaben durchzuführen, was uns noch 
klarer werden wird, wenn wir dieſe Durchſchnitte auflöien. Von den 
22.765 Ortsgemeinden (ohne die Gutsgebiete) haben 20.228 weniger 
als 2000 Einwohner und weniger als 280 Häuſer, etwa 300 politiſche 
Gemeinden haben über 5000 Einwohner. Aber ſchon die 20.000 weniger 
als 2000 Bewohner zählenden Gemeinden liegen hoch über den Durch⸗ 
ſchnitt von 850 Bewohnern, es muß alſo ſehr viele Gemeinden mit 
weit geringerer Bewohnerzahl geben.“) 

ö In Steiermark, das im Jahre 1890 im Ganzen 1454 Gemeinden 
zählte fanden ſich 2 mit weniger als 100 Einwohnern, 90 
mit 100 —200 Einwohnern, 213 mit 200 - 300 Einwohnern, 226 mit 
300— 400 und 205 mit 400 — 500 Einwohnern. Die Hälfte aller 
Gemeinden des Landes hatte ſomit weniger als 500 
Einwohner! t) Es liegt auf der Hand, daß von ſolch' kleinen Be⸗ 
völkerungsgruppen eine Selbſtverwaltung nicht durchgeführt werden kann. 

Man ſage nicht, daß hier natürliche Siedlungsthatſachen vor- 
liegen, an denen ſich nichts ändern laſſe. Allerdings erfolgt die Sied⸗ 
lung nach kleinen Bevölkerungsgruppen: 81⅝ der Ortſchaften umfaſſen 
weniger als 500 und 93% weniger als 1000 Einwohner; ein Drittel 
der Bevölkerung wohnt in dieſen kleinſten Ortſchaften, und mehr als 
die Hälfte in ſolchen von höchſtens 1000 Einwohnern. Dieſe Hälfte 
der Bevölkerung ſteht außerhalb des Stromes der Zeit, außerhalb 


14) Die Volkszählungswerke gliedern die Gemeinden mit weniger als 200 
„5 alſo ungefähr 90% aller Gemeinden, nicht mehr in kleinere Größen- 
ategorien! 

15) Miſchler im öſterreichiſchen Staatswörterbuch, Bd. I., S. 579. 
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des Bannkreiſes der modernen Kultur, faſt außerhalb der Politik und 
des Staates. Aber die politiſche Gemeinde iſt ja doch von vorneherein 
in Oeſterreich keine natürliche Einheit, ſie iſt im Durchſchnitte ſchon 
aüs 2 oder 3 Ortſchaften zuſammengeſetzt, in Görz und Gradiska 
aus 4, in Krain aus 9—10, in Dalmatien aus 10— 11, in Iſtrien aus 
12— 13, in Oberöſterreich und Kärnten aus 13—14 Ortſchaften. 16) 
Und dabei geſtattet das Reichsgeſetz noch die Trennung der politiſchen 
Gemeinden und findet thatſächlich eine fortſchreitende Zerlegung der- 
ſelben ſtatt. Der letztere Umſtand beweiſt, daß berechtigte Intereſſen 
vorhanden ſein müſſen, von denen dieſe Sonderungstendenz getragen 
wird, und daß das Gemeindegeſetz in dieſem Punkte von falſchen Ge 
ſichtspunkten ausgeht. Zu dieſem Schluſſe iſt man umſo eher berechtigt, 
als die Verſuche, größere Gemeinden zu bilden, faſt durchwegs geſcheitert 
ſind: So ordnet das krainiſche Landesgeſetz vom 2. Jänner 1869, 
Nr. 5 L.⸗Gæ⸗Bl., die Durchführung von Hauptgemeinden zu 3000 Ein: 
wohnern an, und das niederöſterreichiſche Landesgeſetz vom 16. April 
1874, L.⸗G.⸗Bl. 26 ermöglicht die Bildung von Verwaltungsgemeinden, 
d. h. die Vereinigung von in ihrer Selbſtändigkeit zu erhaltenden 
Ortsgemeinden zur Führung beſtimmter Geſchäfte, beide Geſetze ohne 
Erfolg. Faſt allenthalben überwiegt die Sonderungstendenz. 
Die Urſache liegt nun darin: Die Gemeindeordnung geht von 

der nicht einmal durchſchnittlich zutreffenden Fiktion aus, daß die Ge— 

meinde natürliche, territoriale Siedlungseinheit ſei und beſtimmt dar— 
nach die Kompetenz nach einem dem Geſetzgeber vorſchwebenden Größen— 
bilde der Ortſchaft. Denn jede Kompetenz muß der materiellen und 
geiſtigen Leiſtungsfähigkeit des Trägers derſelben angepaßt ſein. Der 
mittlere Ortſchaftstypus, der dem Geſetzgeber vorſchwebte, iſt ſo gut 
wie gar nicht real. Und fo kommt es, daß ein komplizirter Verwal: 
tun gsmechanismus für Zwerggemeinden geſchaffen wurde, und daß die 
Kompetenz immer auf der ſtillſchweigenden Vorausſetzung der einheit— 
lichen, geſchloſſenen Ortſchaft beruht. Wo die Gemeinde ſich aus mehreren 
Ortſchaften zuſammenſetzt, muß ſich die Bevölkerung immer dadurch 
beſchwert erachten, daß ortſchaftliche Funktionen von Ortsfremden 
beſorgt werden, und daher auf eine Zerlegung der Gemeinde hinar⸗ 
beiten. Die ganze Theorie des eigenen Wirkungskreiſes 
ſetzt die geſchloſſene Siedelung, die natürliche Einheit 
voraus. Ein Natur⸗ und Grundrecht wie das pouvoir municipal 
der Konſtituante und der belgiſchen Verfaſſung kann ſich begrifflich nur 
an Naturgebilde, nicht an ein Geſchöpf der Geſetzgebung knüpfen. Und 
ein ſolches Naturgebilde kann die politiſche Gemeinde Oeſterreichs nicht 
genannt werden. Es bleibt nichts übrig als dieſe Fiktion, ſowie die 
Fiktion des eigenen Wirkungskreiſes, die theoretiſch ja ſchon längſt 
überwunden iſt, preiszugeben und einerſeits der Ortſchaft beſondere, 
je nach ihrer Größe geſtaltete Befugniſſe einzuräumen, andererſeits aus 
mehreren wirtſchaftlich zuſammenhängenden Ortſchaften Gemeinden mit 
ausreichendem Gebiet und Volk rechtlich zu ſchaffen, die ſich alle dem 
vom Geſetzgeber gewählten Größentypus nähern. 


16) Miſchler, Stat. Monatsſchrift 1883, S. 490. 
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Alle lokalpolizeilichen Agenden der Gemeinde find an die Ort— 
ſchaft gebunden, ſo die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums, die 
Geſinde⸗ und Arbeiterpolizei, die Sittenpolizei. Dagegen iſt das Bau-, 
Geſundheits⸗ und Armenweſen, ſelbſt das Feuerlöſchweſen wegen der. 
ökonomiſchen Anforderungen nicht mehr ortſchaftsweiſe zu regeln. Eine 

genaue Unterſuchung der Kompetenzen müßte der Regelung derſelben 

vorangehen. Für kleine Ortſchaften iſt die Organiſation in Vertretung, 
Ausſchuß und Vorſtand viel zu umſtändlich. Für ſie genügt die Wahl 
von zwei oder drei Funktionären. Die neu zu ſchaffende „Landge⸗ 
meinde“ müßte 2000 Einwohner im Mindeſten zählen und dem⸗ 
entſprechend viele Ortſchaften umfaſſen. Die Zahl dieſer Land ge⸗ 
gemeinden dürfte ſo der Anzahl der Märkte entſprechen, der 
Marktflecken wäre der Vorort der Gemeinde, an ihn ſchlößen ſich die 
umliegenden Dörfer und Weiler. Sie bilden, wenn auch nicht der 
Siedlung, ſo doch der ökonomiſchen Struktur nach, eine Einheit. Auch 
dort, wo das Höfeſyſtem, dieſe vera crux der Gemeindeverwaltung 
beſteht, ſind immer in regelmäßigen Abſtänden größere geſchloſſene 
Orte eingeſtreut, die ſeinerzeit das Marktrecht hatten: In dieſen Ge⸗ 
bieten würde an Stelle der „Ortſchaft“ die Gehöferſchaft mit modi- 
fizirten Befugniſſen treten, ſo daß ſich für alle Theile des Staates 
eine halbwegs homogene Gebietskonfiguration unterſter Kategorie ergäbe 
und eine „Landgemeindeordnung“ wenigſtens als Rahmengeſetz für den 
ganzen Staat ermöglichte. 

Denn eine beſondere Landgemeindeordnung benöthigen wir ſtatt 
der Gemeindeordnung, die für Großſtädte, Kleinſtädte, Dörfer und 
willkürlich zuſammengefaßte Gehöfte gilt. Und dieſe Landgemeindeord⸗ 
nung müßte auf alle Sonderheiten Rückſicht nehmen: auf die Offen⸗ 
heit und Geſchloſſenheit der Ortſchaften, auf deren Größe und Stellung 
innerhalb der Gemeinde, auf die Stellung des Vorortes, der ange— 
gliederten Ortſchaften und der Einſchichten. Eine ſolche Gemeinde würde 
durch ihren Umfang und ihre Mittel erſt eine wahre ſoziale Selbſt— 
verwaltung ermöglichen und die in ihren Dörfern iſolirten und in ihrer 
Iſolirung verwahrloſten Volksſchichten, die Hälfte unſeres Volkes, 
über die Kirchthurmsgeſichtsweite hinausheben. Sie. würde auch eine 
organiſche Eingliederung der Gutsgebiete ermöglichen. 

In Ländern, denen der Großgrundbeſitz einerſeits, der Parzellen⸗ 
beſitz anderſeits ſeine Signatur aufdrückt, geſtaltet die Theorie vom 
eigenen Wirkungskreis natürlicher Siedlungsverbände die Selbſtver⸗ 
waltung zum lächerlichen Zerrbilde. Ein Häuflein mittelloſer Häusler, 
deren Wirtſchaftsbaſis gar nicht in ihrem Siedlungsraume, 
ſondern außerhalb desſelben, in der Lohnarbeit auf dem herrſchaftlichen 
Gute liegt, daneben ein Großgrundbeſitzer, der mit der wöchentlichen 
Lohnzahlung jedes ſoziale Band mit ſeinen Hinterſaſſen gelöſt erachtet, 
theilen ſich in der Selbſtverwaltung, deren Beruf es iſt, ſoziale Inſti⸗ 
tution zu ſein: Hier die Mittel ohne Pflicht, dort die Menſchen ohne 
Mittel, hier Mangel am Willen, dort am Intellekt. 

In Galizien waren die vormals herrſchaftlichen, d. i. jene Be— 
ſitzungen, mit denen das Jurisdiktionsrecht verbunden geweſen war, 
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auch nach der Verwaltungsreform des Jahres 1849 thatſächlich nicht 
in den Verband der Ortsgemeinde einverleibt worden und dieſer blos 
faktiſche, nicht auch rechtliche Zuſtand wurde durch das galiziſche Geſetz 
vom 12. Auguſt 1866 ſtabiliſirt und in eine legale Inſtitution ums 
gewandelt. Obwohl dieſes Geſetz die Eigenſchaft der Gutsgebiete nur 
auf die ehemals grundherrlichen Güter einſchränkte, wurden thatſächlich 
immer neue Gutsgebiete vom Gemeindeverbande ausgeſchieden. Erſt 
das Geſetz vom 21. März 1888 ſtellte feſte Regeln auf. Dieſes exi⸗ 
mirte die alten Grundherrſchaften ſchlechtweg, die widerrechtlich — 
man nennt dies auf polniſch „faktiſch“ — hinzugekommenen nur dann, 
wenn ſie eine Jahresſchuldigkeit an Grund: und Hausſteuer von min⸗ 
deſtens — fl. 25 zu tragen haben, und macht die Bildung neuer Gut3- 
gebiete !“) von einem Landesgeſetze abhängig. Das Bukowinaer Landes⸗ 
geſetz vom 14. November 1863 enthält ähnliche Beſtimmungen wie das 
galiziſche vom Jahre 1866, macht jedoch mancherlei Einſchränkungen. 

Die Organe des Gutsgebietes ſind der Beſitzer und der Vorſtand 
(Geſchäftsführer). Außer der Mitgliedſchaft zum Herrenhauſe iſt der 
Beſitz eines Gutsgebietes der einzige Fall im modernen Staatsrechte, 
in dem ein Privatrechts verhältnis, privatrechtlicher Ver⸗ 
trag und erbrechtliche Sukzeſſion zugleich der Berufungsgrund 
zu ſtaatlicher Organſtellung und öffentlicher Funktion iſt. 18) Der Beſitzer 
hat die Stellung des Gemeindeausſchuſſes, der von ihm beſtellte Vorſteher 
die des Gemeindevorſtands, übt ſeine Funktion aber nur an Stelle des 
Beſitzers, der ſie auch perſönlich ausüben kann. Sämmtliche Gutskörper 
eines Gemeinderayons — auch wenn ſie verſchiedenen Beſitzern gehören, 
bilden zuſammen das Gutsgebiet, jo daß bald Monarchie, bald Adels- 
republik vorliegt. 

Das Gutsgebiet hat innerhalb ſeines Umfanges alle Pflichten 
und Leiſtungen einer Gemeinde zu erfüllen, es hat auch nahezu alle 
Rechte der Gemeinde, auch das Polizeiverordnungsrecht, nur das 
Polizeiſtrafreht wird von der politiſchen Bezirksbehörde aus— 
geübt. Der Unternehmer eines landwirtſchaftlichen Groß- oder auch 
Mittelbetriebes iſt ſeinen Arbeitern gegenüber alſo zugleich Obrigkeit, 
Polizei. Dadurch wird die „Selbſt“ verwaltung in ihr gerades Gegen— 
theil verkehrt, in die Verwaltung über die andern. Und dieſer 


Fall iſt der beſte Beleg für den Satz, daß die Selbſtverwaltung nur 


dort und in ſolchen Angelegenheiten ſtatthaben kann, in denen eine 
Intereſſengleichheit vorliegt, während über widerſtreitende Intereſſen 
nur einer richten darf, der zentrale, von den Intereſſen der Allgemein⸗ 
heit oder wenigſtens überwiegenden Mehrheit durchdrungene Staat. 
Die in Mähren beſtehenden Gutsgebiete find vom Gemeinde⸗ 
verbande nicht ausgeſchloſſen, ſie haben nur das Recht der eigenen 
Geſchäftsführung mit eigenen Mitteln in folgenden Angelegenheiten: 
a) die Erhaltung der Wege, die Flurpolizei, b) die Bau- und Feuer⸗ 
polizei, c) die Veranſtaltung freiwilliger Feilbietungen. Ein ſolches 


17) Gluth im öſterr. Staatswörterbuch, Bd. I, S. 984. 
18) Das Monarchenrecht iſt verwandt, jedoch ein Ding sui generis. 
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Ausmaß von Selbſtverwaltung entſpricht vollſtändig ihrem Weſen. 


Wie die Thatſache, daß bald das Dorf-, bald das Höfeſyſtem Si 
in einer Landgemeindeordnung zum Ausdrucke kommen muß, ſo kann 
auch die ſpezifiſche Siedlungsweiſe bei vorherrſchendem Großgrundbeſitz 
nicht unbeachtet bleiben. Ihre organiſche Eingliederung in den Ge: 
meindeverband bringt auch ihre differenzielle Behandlung mit ſich. Nur 
darf die Selbſtverwaltung nicht Klaſſenherrſchaft werden. 

Und dieſer Umſtand zwingt zur Erörterung der Frage, inwieweit 
eine erweiterte Gemeinde Trägerin von Selbſtverwaltungsbefugniſſen 
werden darf. Ohne Zweifel iſt ſie kein homogenes Gebilde mehr. Und 
deshalb iſt Vorſicht nöthig. Ein eigener Wirkungskreis, ein ver⸗ 
antwortungsloſes Handeln nach eigenem Ermeſſen, iſt a limine abzu- 
weiſen, überall iſt ein Handeln als Staatsorgan auf Grund 
der ſpezifizirteſten Geſetze und die Heranziehung der gebiet- 
lichen und perſonalen Unterintereſſenverbände (der heutigen „Kon⸗ 
kurrenzen“) zur Erledigung ihrer internen Angelegenheiten Voraus⸗ 
ſetzung einer gedeihlichen Arbeit. Iſt die Vertretung aber gewählt 
aus den Jutereſſenverbänden, dann iſt ſie ob ovo voreingenommen: 
eine Intereſſenvertretung in der Gemeinde wird nothwendig zum Organ 
der Klaſſenherrſchaft. Die Verwaltung durch die Intereſſenten iſt 
etwas völlig anderes als die Intereſſen-Vertretung. Die Ver⸗ 
waltung der Geſammtgemeinde kann nur durch die Repräſentanten der 
geſammten Gemeindeinſaſſen erfolgen, alſo nothwendig auf der Grund— 
lage des gleichen Wahlrechtes aller, und dieſe Repräſentanten müſſen 
auf Schritt und Tritt an die Geſetzes vorſchrift, die Richterin der 
widerſtreitenden Klaſſen, gebunden ſein. Für die Autonomie bleibt kein 
Raum außer der ſtatutariſchen und reglementariſchen Feſtſetzung 
interner Angelegenheiten homogener Gruppen. 

Perſonalkonkurrenzen ergeben ſich innerhalb der Gemeinden auch 
dort, wo Nationalitäten gemiſcht wohnen. Die praktiſche Durchführung 
des Perſonalitätsprinzips innerhalb der Gemeinde macht nicht die ge⸗ 
ringſten Schwierigkeiten 19). 

Von der Verwaltung der Landgemeinden muß die der Land— 


ſtädte ſich deutlich abheben. Unſere Geſetzgebung unterſcheidet Dörfer, 


Märkte und Städte. Dieſe alt überkommene und nur ſelten auf neue 
Verleihung zurückzuführende Bezeichnung eines Ortes als Stadt— 
oder Markt ſteht mit den thatſächlichen Bevölkerungsverſchiebungen 
nicht mehr im Einklang. Es weiſen zahlreiche Dörfer mehr Einwohner. 
auf als 2000, dagegen eine erhebliche Zahl von Städtchen und Märkten 
weniger als 2000 Einwohner. Infolge dieſer thatſächlichen Verſchieden⸗ 
heiten gieng es auch nicht an, Rechtsfolgen an dieſe ſinnlos gewordene 
Qualifikation zu knüpfen, ſie iſt mit Ausnahme von Wahlprivilegien 
rechtlich bedeutungslos geworden. 

Wir haben 47.634 Ortſchaften mit weniger als 500 Ein⸗ 
wohnern, und nahe an 10.000 mit 500 —2000. Ungefähr 4 oder 5 

19) Vergleiche über die Konkurrenzen überhaupt: Miſchler im Oeſterreichiſchen 


Staatswörterbuch, Bd. I, Seite 726 ff, und die nationalen Konkurrenzen ins⸗ 
beſondere: Payer in dieſem Bande, S. 206 ff. 
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der kleinen Weiler vereinigt mit je einer der größeren ländlichen Dit: 
ſchaften würden rund 10.000 gleichartige Landgemeinden geben. An 
ſie ſchlößen ſich zirka 1200 Ortſchaften mit 2000 bis 10.000 Ein⸗ 
wohnern, die Landſtädte, und an dieſe ungefähr 100 Städte mit 
mehr als 10.000 Einwohnern, denen ein eigener Magiſtrat zu be— 
willigen wäre. 100 Magiſtratsſtädte, 1200 Land ſtädte und 
10.000 Landgemeinden bildeten ſo die fundamentale 
Organiſationsform des Volkes. Für jede dieſer Gruppen iſt 
eine geſonderte Gemeindeordnung mit Berückſichtigung ihrer natürlichen 
Eigenart noͤthwendig, für die unter einander beſonders differenzirten 
Magiſtratsſtädte iſt die Verleihung ſpezieller Statute nöthig, um den 
Eigenarten einer jeden gerecht zu werden. 

67 Perzent der Bevölkerung wohnen in Landgemeinden, 17 Per⸗ 
zent in Landſtädten. Für die erſteren gilt vollſtändig, für die letzteren 
zum größten Theile der Satz, daß die Kommune die einzige Bethäti⸗ 
gungsform des Gemeinſinns, die einzige Schule des Staatsbewußt— 
ſeins, der einzige Berührungspunkt mit dem modernen Kulturleben 
bildet. Und deshalb iſt eine Reform der Gemeindeverfaſſung für uns 
wichtiger als alle Verfaſſungsfragen, es ſei denn, daß ohne Ver— 
faſſungsumwälzung eine radikale Gemeindereform nicht durchführbar 
erſcheint. | | 


2. Die Staatsbehörden erſter Inſtanz. 


An keinem Punkte der Staatsorganiſation zeigt ſich eine ſolche 
Zerſplitterung und Richtungsloſigkeit wie in der Einrichtung der erſten 
Inſtanz, ohne daß innere Gründe dafür vorlägen. Von einem har⸗ 
moniſchen Aufbau und der Möglichkeit eines reibungsloſen Zuſammen⸗ 
wirkens der Behörden gleicher Stufe kann auf dieſem Felde keine 
Rede ſein. Vor allem iſt nicht eine und dieſelbe Gebietseinheit zugrunde 
gelegt, ſondern ohne zwingende Rückſicht auf die fachlichen Bedürfniſſe 
für jeden Verwaltungszweig eine eigene Formation gewählt. 

Die ſinngemäßeſte Eintheilung weiſen die Juſtizſprengel auf: in 
der Juſtizorganiſation wurde die nothwendige Scheidung in geringfügige 
und wichtige Angelegenheiten durchgehends durchgeführt. Das Staats- 
gebiet der Reichsrathsländer zerfällt am 1. Jänner 1899 in 938 Gerichts⸗ 
bezirke (im Volkszählungsjahre 1890 in 924) 20). Die durchſchnittliche Größe 
eines Gerichtsbezirkes beträgt 324 km?. Iſt das Gebiet ein arron- 
dirtes und der Amtsſitz nahe dem Zentrum gelegen, ſo beträgt die 
Entfernung des äußerſten Punktes vom Sitze des Bezirksgerichtes 
10 km oder 2 Wegſtunden und iſt es den entfernteſten Bewohnern 
möglich, innerhalb eines Tages zum Amte und zurückzukommen. Aller— 
dings beſtehen auch da große Raumverſchiedenheiten. Die Größenver— 
hältniſſe ſchwanken (von den ſtädtiſchen Bezirksgerichten abgeſehen) 
zwiſchen 214 km? (Schleſien) und 652 km? (Bukowina). Die durch⸗ 
ſchnittliche Bevölkerung iſt 25.861 Bewohner für das Reich. Die 

20) Da die Bevölkerungs- und Gebietsdaten nur für die Zeit der letzten 


allgemeinen Volkszählung nachweisbar ſind, ſo muß hier und im Folgenden die 
Anzahl der Sprengel im Jahre 1890 zugrunde gelegt werden. 
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Landesdurchſchnitte weichen ſehr von einander ab: Salzburg 8675, 
Tirol 12.313, Böhmen 26.439, Niederöſterreich 31.315, Weſtgalizien 
37.122, Bukowina 40.412. Mit Ausnahme der öſtlichen Staatsgebiete 
iſt die größere Bevölkerungszahl in der Regel auf Gebiete mit großer 
Bevölkerungsdichtigkeit zurückzuführen, ſo daß ſich mit Recht behaupten 
läßt, daß unſere Gerichtsbezirke eine bequeme und paſſende Gebiets— 
formation erſter Inſtanz ſind. 

Auch die Gerichtshofſprengel ſind durchaus zweckentſprechend. Wir 
haben 71 ziemlich gleichmäßige Kreisgebiete (1890: 68) mit durch⸗ 
ſchnittlich 4412 km?. Eine beträchtliche Abweichung bildet nur Kärnten 
mit 10.327 km? einerſeits und Trieſt mit 76 km? andererſeits. Alle 
ſonſtigen Abweichungen ſind durch die Bodenbeſchaffenheit bedingt. Der 
Umfang der Kreisgerichtsſprengel hat den Vortheil, daß in den kleineren 
Ländern der Sprengel mit den Landesgrenzen zuſammenfällt, während 
in den übrigen Ländern ſich eine natürliche Gliederung mit Berück— 
ſichtigung der Sprachgrenzen und der topographiſch-ökonomiſchen Zu- 
ſammengehörigkeit herausſtellt. Sie gehen faſt durchwegs auf die alte 
thereſianiſche Kreiseintheilung zurück und haben ſich völlig in das 
Volksbewußtſein eingeprägt. Zahlreiche freie Verbände, wie Feuerwehr-, 
Turnverbände, landwirtſchaftliche Vereine ꝛc. haben dieſe Formation 
gewählt, auch die Wahlkreiſe der V. Kurie gehen auf ſie zurück, ſoweit 
nicht Rückſichten der Wahlgeometrie dagegen waren. — Die Volkszahl 
beträgt ½ Million. Die Abweichungen vom Durchſchnitte des Ge⸗ 
biets und der Bewohner ſind von geringerem Belang, weil die Kreiſe 
weniger vom Umfange des Territoriums als von der Verkehrsleichtigkeit 
abhängig ſind, nur mit einer kleineren Schichte der Bevölkerung zu 
thun haben und die Perſonalzuſammenſetzung des Beamtenkörpers 
leicht mit der Anzahl der Agenden in Einklang geſetzt werden kann. 

Wie zweckmäßig die Gerichtseintheilung iſt, ebenſo unzweckmäß ig 
iſt die politiſche, die Bezirkshauptmannſchaft. 

Daß dieſe nicht den Bedürfniſſen des Volkes angepaßt iſt und 
nicht unter thätiger Mitwirkung des Volkes verwaltet, daß ſie bureau⸗ 
kratiſch iſt, iſt erſt das ein e Uebel; daß fie noch dazu bureaukratiſch 
ſchlecht organiſirt iſt, das macht ſie erſt ganz unerträglich. Denn ſo 
dient ſie nicht dem Volke und ſeiner Entwicklung, ſie dient auch 
nicht dem Staate, das heißt dem Prinzip der „Ruhe und Ordnung“, 
der Regelmäßigkeit und Beſtändigkeit, dem Prinzip des Beharrens. 
Durch ihre Schwäche ermuthigt ſie die Revolte und iſt wie jeder 
Schwächling in der Repreſſion grauſam. Das aber liegt nicht in den 
Perſonen, ſondern in der Inſtitution ſelbſt. Und doch hat kein Staat 
jo viel an ſeinen Verwaltungseinrichtungen herumreformirt als Oeſter⸗ 
reich, in ganz gleichen Intervallen wie an der Verfaſſung. Bis 1848 
haben wir zehn Gubernien und eine leidliche Kreisverfaſſung (in 
Böhmen ſechzehn Kreiſe), der Kremſirer Verfaſſungsentwurf ſtellt die 
alten Kronländer wieder her und ſchlägt eine wirkſame Kreisverfaſſung 
auf neuer Baſis vor. Er wird nicht Geſetz. Die oftrogirte Verfaſſung 
1849 modifizirt dieſe Organiſation bedeutend, tritt aber nicht in 
Wirkſamkeit. Die Verwaltungsorganiſation im Jahre 1849 und 1850 
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ſchafft Bezirkshauptmannſchaften, ſehr mächtige Kreisregierungen (in 
Böhmen ſieben) und ohnmächtige Statthalter, die nationale 
Abgrenzung iſt Eintheilungsprinzip. Am 31. Dezember 1851 wird 
der ganze Plan umgeſtoßen, die Kreisregierungen und Bezirkshaupt⸗— 
mannſchaften werden 1855 aufgelöſt, Bezirksämter für Verwältung 
und Rechtſprechung, ſchattenhafte Kreisämter und allmächtige Statt- 
haltereien geſchaffen, das Prinzip der nationalen Abgrenzung wird 
wieder verwiſcht. 1859 beginnt abermals ein neues Regime, die Auf- 
hebung der Kreisämter wird beſchloſſen und allmälig durchgeführt, ihre 
Kompetenz auf die Statthaltereien übertragen. Das Jahr 1862 bringt 
uns die autonome Verwaltung der Landesausſchüſſe, dieſes Zerrbild 
einer wahren Selbſtverwaltung, das einen theuren Dualismus der 
Verwaltung zur Folge hat. Das Jahr 1865 bringt die Reaktivirung 
der Bezirkshauptmannſchaften im Verordnungswege für einige Kron— 
länder, das Jahr 1868 im Geſetzgebungswege für alle. Die Kreisein— 
theilung verſchwindet bis auf kümmerliche Reminiszenzen. Seit 1868 
findet keine grundſtürzende Neuerung mehr ſtatt, wohl aber eine be- 
ſtändige Aenderung der Sprengel. Die Verfaſſungskämpfe laſſen die 
Verwaltungsfrage mehr in den Hintergrund treten, obwohl die Ver— 
kehrtheit der politiſchen Eintheilung immer mehr erkannt wird. 

Wir haben gegenwärtig 342 Bezirkshauptmannſchaften neben 
33 Städten mit eigenem Statut. (327 Bezirkshauptmannſchaften 1890.) 
Die durchſchnittliche Größe einer Bezirkshauptmannſchaft beträgt 
917 km? (324 km? ein Gerichtsbezirk), die Volkszahl 64.739 (25.861 
ein G.⸗B.). Der Wegradius macht 17 km oder 3½ Wegſtunden, die 
Hin⸗ und Rückreiſe 7 Stunden bei günſtigſter Lage. Noch anders 
erſcheint das Bild, wenn man den Durchſchnitt auflöſt: 55 Bezirks- 
hauptmannſchaften haben einen Flächeninhalt bis 500 km?, 162 von 
500 bis 1000, 75 von 1000 bis 1500, 24 von 1500 bis 2000 und 
11 ſogar über 2000 km? (Wegradius 25 km oder 5 Wegſtunden !). 
Es gibt eine nicht unbeträchtliche Zahl von Bezirkshauptmannſchaften, 
bei denen eine Amtshandlung einen großen Theil des Volkes zwei 
Arbeitstage koſtet. Man muß eben berückſichtigen, daß weder das Ge— 
biet immer arrondirt, noch der Amtsſitz zentral gelegen, noch der 
Straßenzug immer ein gerader iſt. Was die Volkszahl des Sprengels 
betrifft, ſo haben 30 Bezirkshauptleute das Kommando über je 30.000 
Einwohner, 74 über 30 bis 50.000, 122 über 50 bis 75.000, 69 
über 75 bis 100.000, 32 ſogar über mehr als 100.000 Einwohner. 
Im Staatsdurchſchnitte gebietet ein Bezirkshauptmann über 69 
Gemeindevorſteher, in Galizien über 84, in Böhmen über 86, in 
Niederöſterreich über 94. Ein Gerichtsbezirk umfaßt dagegen nur 24 
Gemeinden. 

Oben wurde ausgeführt, daß verwalten etwas weit anders 
iſt als richten. Der Richter wartet die Parteien ab, der Verwalter 
aber muß wahrnehmen, beobachten, an Ort und Stelle 
handeln. Er muß die Menſchen kennen und das Gebiet, um einen 
Einblick in die ökonomiſchen Bedürfniſſe zu erlangen, um zu rathen, 
zu unterſtützen und vorzubeugen. Regieren iſt Vorausſehn, Verwalten 
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nicht minder. Wie aber fol ein Funktionär 100.000 in einem Gebiete 
von 2000 km2 gehöftweiſe vertheilte Menſchen „verwalten“? Natürlich 
beſchränkt man ſich unter ſothanen Umſtänden auf die Erledigung des 
Einlaufs und weil Revolten u. dgl. nicht vorher angezeigt zu 
werden pflegen, iſt man auf hinterherige „Repreſſion“ angewieſen. 

Sit die Bezirkshauptmannſchaft für die Ueberzahl ihrer Angeleg en⸗ 
heiten zu groß, ſo iſt ſie zu klein für alle wichtigen, was ſich insbe— 
ſondere in Gewerberechtsſachen offenbart. Während in Privatrechts— 
ſachen von mehr als fl. 500 der kollegial organiſirte Gerichtshof 
erſter Inſtanz in fachlich gegliederten Senaten entſcheidet, beſchließt über 
die Genehmigung einer induſtriellen Betriebsanlage ein — ſagen wir 
einſeitig juriſtiſch gebildeter Einzelbeamter auf Grundlage des Gut— 
achtens des Bezirksarztes, obwohl das Wohl eines ganzen Diſtriktes 
von dem Gedeihen der Induſtrie abhängen und große Kapitalien bei 
der Sache auf dem Spiel ſtehen können. Die Angelegenheiten der 
wirtſchaftlichen Verwaltung erfordern dringend eine kollegiale fach⸗ 
männiſche Entſcheidung durch eine Behörde erſter Inſtanz, die analog 
den Kreisgerichten einen größeren Sprengel überſieht und in Folge 
ihrer Größe auch fachmänniſch zuſammengeſetzt ſein kann.“) 

Für die Behörden erſter Inſtanz iſt weiter ein perſönliches 
Erfordernis die vollſtändige Vertrautheit mit Menſchen und Dingen, 
mit den Bedürfniſſen des Volkes und Ortes, die nur bei demjenigen 
vorausgeſetzt werden kann, der im Orte aufgewachſen und durch die 
Schule des Lebens mit ihm verwachſen iſt, dem die Thätigkeit im Bezirk 
abgeſchloſſener Selbſtzweck iſt. Jeder Weg, jede Mauthſchranke, jedes 
Gewerbe haben für den Bezirk eine individuelle Bedeutung. Und gerade 
die Bezirkshauptmannſchaft iſt nur eine kurze, raſch genommene Vor— 
ſtufe für aufſteigende ariſtokratiſche Geſtirne, die durch die Abſonderung 
ihres Standes und die Kürze des Aufenthaltes verhindert ſind, die 
thatſächlichen Verhältniſſe nur zu erfaſſen, umſomehr Anſtoß zu geben, 
den Gewerbefleiß zu ermuntern und die Kräfte des Volkes zu entfeſſeln !?) 
All dieſen Anforderungen kann nur die vernünftig eingerichtete Selbit: 
verwaltung des Bezirkes genügen, die alle geringfügigen erſtinſtanzlichen 
Geſchäfte des Staates zu führen hat. 

Faſſen wir unſer Urtheil über die politiſche Bezirkseintheilung 
zuſammen: Sie iſt räumlich, ſachlich und perſönlich verkehrt, ein 
Organiſationsfehler von der Art, daß man ſich verwundern muß wie 
er gemacht werden konnte. Ein Erklärungsgrund dafür iſt allerdings 
da: Sie erfolgte 1868, die preußiſche Kreisordnung erging aber erſt 
1872, wir konnten ſie alſo nicht — abſchreiben. Es haben ſich indes 
alle neueren Inſtitute von der politiſchen Bezirkseintheilung losgelöſt 


21) Hier kann nur auf die Enqudten der Prager, Pilſener und Wiener 
Handels- und Gewerbekammer, ferner auf die Artikel in der Zeitſchrift für Ver— 
waltung 1899 von Kobatſch, Induſtrie und Verwaltung, S. 102, und von Caſpaar, 
Vorſchläge zur Reorganiſation der politiſchen Verwaltung, S. 98, verwieſen werden. 
— Vgl. auch Beil. Nr. 3 zu den Sitzungsprotokollen der Handels- und Gewerbe— 
kammer in Prag: Antrag auf Reorganiſation der Gewerbebehörden. 

22) Vgl. in dieſem Bande, Seite 213 ff. 
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und an die Bezirksgerichtsſprengel angelehnt, ſo die Straßenkonkurrenz⸗ 
bezirke, die Verpflegsſtationen, die Armenbezirke, die Militärtax⸗ 
kommiſſionen, die Bezirkskrankenkaſſen, die Schubkonkurrenzen ꝛc. Es 
herrſcht eine wahre Flucht der Geſetzgebung und Bevölkerung vor der 
Bezirkshauptmannſchaft. Zwar bemüht ſich die Regierung, ihre Zahl 
zu vermehren, ohne die ſachlichen und perſönlichen Mängel zuzugeben. 
Es wäre eine koſtſpielige und für die wichtigſten Kompetenzen noch 
verkehrtere Sache, die Bezirkshauptmanuſchaften, wie ſie ſind, auf 
die Zahl der Gerichtsſprengel zu erhöhen. Gefordert muß werden eine 


Reform des Adminiſtrativverfahrens von Grund aus, die Einführung 
der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit; durch dieſe würde ſofort eine 


totale Auskehrung aller unfähigen Elemente, des bureaukratiſchen 
Papierregiments und der Vetternwirtſchaft erfolgen, das Verfahren ver- 
billigt und die Beſtellung von Einzelfunktionären an allen Gerichts- 
ſitzen erleichtert werden. Dieſer Einzelfunktionär hätte mit zwei aus 
Bezirksvertretungen zu wählenden Schöffen die Verwaltungs-Rechts⸗ 
ſachen, allein die Verwaltungsſachen durchzuführen. Er wäre der 
ernannte Vorſtand des gewählten Bezirksausſchuſſes. Alle wichtigen, 
einer fachmänniſchen Entſcheidung unterliegenden Agenden aber ſind 
auf die Kreisbehörde zu übertragen. N | 

Von den übrigen erſten Inſtanzen ſchließt ſich ein Theil an die 
Bezirksgerichts-, ein Theil an die Bezirkshauptmannſchafts-, ein Theil 
an die Kreiseintheilung an, während manche ganz und gar eigene 
Wege gehen. Die Bezirks vertretungen folgen in Böhmen und 
Steiermark den Gerichtsbezirken — eine bezeichnende Thatſache bei der 
innigen Beziehung zwiſchen der politiſchen Behörde und ihnen — in 
Galizien dagegen den Bezirkshauptmannſchaften. Für manche Ange⸗ 
legenheiten ſind dieſe autonomen Gebiete (wegen des überragenden Ein⸗ 
fluſſes der Stadt in dieſem engen Raume) wieder zu klein. Alle Um- 
ſtände weiſen auf die Nothwendigkeit von Kreisvertretungen hin. 

Die Finanzverwaltung der direkten Beſteuerung hat eine 
eigene Gebietsanordnung nicht hervorgebracht. Die 905 Steueramts— 
bezirke entſprechen den 938 Gerichtsbezirken, eine Verſchiedenheit be⸗ 
ſteht nur in Galizien; die 350 Steuerbehörden erſter Inſtanz und die 
23 Steueradminiſtrationen der Städte entſprechen den Bezirksha upt- 
mannſchaften, beziehungsweiſe den Statutsſtädten. Für die indirekte 
Beſteuerung beſtehen 52 Finanzbezirksbehörden als erſte Inſtanz, welche 
theilweiſe den Kreiſen analog ſind. Die Abweichungen von dieſen ſind 
ganz unbegründet. Ihre Vermehrung auf 71 würde nicht mehr per— 
ſönliche Auslagen verurſachen, ſie würden ſich bequem der Kreis— 
behörde angliedern. 

Die Baubezirke gehen ihre eigenen Wege. Auf einen der 
112 Baubezirke entfallen je 3 Bezirkshauptmannſchaften, 8— 9 Be⸗ 
zirksgerichtsſprengel. Auch ſie ließen ſich wohl ohne Schwierigkeit auf 
die Kreisorganiſation reduziren. Die Sanitätsbezirke (343) und 
die Sprengel der vom Staate beſtellten Thierärzte (317) decken ſich 
faſt mit den Bezirkshauptmannſchaften (342). Die 439 Schulbezirke 
nehmen einen kleineren Raum ein. 


Sana 
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Hinſichtlich der humanitären Verwaltung iſt die Regelloſig⸗ 
keit Regel. Die Bezirkskrankenkaſſen, die nach dem Geſetz (§ 12) den 
Sprengel eines Gerichtsbezirks haben ſollen, zählen heute 566 (ſtatt 
938), Waiſenhäuſer zählt man 204 (eines auf zwei Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften), Verſorgungsanſtalten 1516 (4—5 in einer Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft), Armeninſtitute 10.894. Letztere Zahl iſt inſofern 
intereſſant als fie der von uns gewonnenen Zahl von Selbſtver⸗ 
waltungskörpern (Landgemeinden, Landſtädte) nahezu gleichkommt. Das 
iſt ein Beleg dafür, daß ſo ausgeſtaltete Gebilde die größte Eignung 
zur Armenpflege haben. Ferner haben wir 205 öffentliche und 408 
private, zuſammen 613 Krankenhäuſer (2 Bezirkshauptmannſchaften 3 
im Durchſchnitt), 39 Irrenanſtalten (2 Kreiſe eine), ferner 18 öffent⸗ 
liche Gebäranſtalten, ebenſoviele Taubſtummeninſtitute und 12 Blinden- 
inſtitute. 

Aus dieſen Daten leuchtet die durch Unvollkommenheiten und 
Verſchiebungen nur ſchlecht verdunkelte Geſtalt der Kreisverfaſſung 
hervor. Die Kreisſtadt wäre der Sitz des Kreisgerichtes, des in fach— 
liche Senate gegliederten politiſchen Kreisamts, der Kreisvertretung, 
der Finanzbezirksbehörde, der Baubehörde, eines Kreisſanitätsorgans 
und mancher humanitären Anſtalt. Würde die Beſorgung der humani— 
tären Verwaltung den Kreiſen überlaſſen, ſo würde dies eine ganz 
gleichmäßige Vertheilung von Wohlfahrtsanſtalten über das flache 
Land zur Folge haben. Da im Reichsdurchſchnitt auf einen Kreis 
3 Gymnaſien, 2 Realſchulen und 2 Lehrer- oder Lehrerinnenbildungs⸗ 
anſtalten entfallen, alſo immer genug, um in gemiſchtſprachigen Kreijen 
beide Nationalitäten zu berückſichtigen, ſo wäre der Kreis geradezu die 
naturgegebene Formation zur Beſorgung des Mittelſchulweſens. Auch 
hier würde er eine gleichmäßige Vertheilung der Bildungsmittel auf 
das ganze Land bewirken. Dazu kämen im Kreiſe durchſchnittlich 
2 bis 3 Handels-, 12 gewerbliche, 2 landwirtſchaftliche und zirka 
30 ſpezielle Lehranſtalten. Die Kreisverfaſſung enthielte die ſicherſte 
Garantie, daß keine Nation und kein Gebiet vernachläſſigt wurde.?) 


3. Die Mittelinſtanz. 


Zwiſchen Kreis und Kronland ſchiebt ſich ein ſpezifiſches Mittel- 
gebilde ein: der Bezirk der Handels- und Gewerbekammern mit einem 
durchſchnittlichen Flächeninhalte von 10.000 km? und mehr als 
800.000 Einwohnern, der Größe nach das franzöſiſche Departe⸗ 
ment. Seiner Natur nach muß dieſes Gebiet eine wirtſchaftliche Ein- 
heit ſein: denn zur Vertretung wirtſchaftlicher Intereſſen iſt die 
Handels⸗ und Gewerbekammer berufen. Allerdings ſind es Induſtrie⸗ 
und Handelsintereſſen und die Frage iſt offen, ob dieſes Territorium 
auch das geeignetſte Subſtrat der Landwirtſchaftskammern wäre. Der 
Durchſchnittsgröße nach gewiß. Die induſtrielle Arbeiterſchaft folgt der 
Induſtrie: Die Organiſation der Arbeiterkammern müßte ſich jeden⸗ 
falls den Handelskammern anſchließen. 


23) Ueber die nationale Organiſation des Kreiſes, ſiehe Payer a. a. O. 
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Indeß führt nichts ſo ſehr irre wie ein Durchſchnitt. Die Gebiets⸗ 
formation zeigt ungeheuere Differenzen: Disharmonie iſt ja die allge⸗ 
meine Signatur unſerer Verwaltung. Von der Trieſter Kammer 
abgeſehen, die nur 95 km? zählt, ſteigt der Flächeninhalt von 2000 km? 
(Raguſa), 2600 km? (Feldkirch) auf bis zu 20.000 km? (Wien) und 
39.300 km? (Lemberg) und die Bevölkerungszahl von 100.000 
(Raguſa) auf 2,660.000 (Wien) und 2, 930.000 (Lemberg). Wie 
immer iſt auch auf dieſem Organiſationsfelde die natürliche Geſtaltung 
verfälſcht durch die kleinlichſten Geſichtspunkte der Wahlgeometrie. Der 
ganze Staat trägt das Stigma politiſcher Falſchmünzung auf der 
Stirne, es wäre zu wundern, wenn ein Gebiet ausgeſchloſſen wäre, 
es iſt vielmehr nicht zu wundern, daß blos unſere Zivilgerichtsver— 
faſſung faktiſch davon ausgeſchloſſen iſt, da ja in der Frage von Mein 
und Dein die bürgerliche Geſellſchaft keinen Spaß verſteht. — Wäre 
die Handelskammerorganiſation gleichmäßiger, ſo wäre ſie das geeig— 
netſte Subſtrat für eine Neugeſtaltung der ſtaatlichen Mittelinſtanz. 

Dieſe iſt das Kronland. Dieſes vereinigt in ſich eine doppelte 
Funktion: Es iſt oberſtes Selbſtverwaltungsgebiet und ſtaatliches 
Mittelgebiet: in beiden Funktionen ungeeignet. Muß man es wirklich 
noch erwähnen, daß man irgend einem Staatsorgane Kompetenzen 
nur in dem Ausmaß zuweiſen kann, das ſeinen räumlichen, ſachlichen 
und perſönlichen Verwaltungsmitteln entſpricht? Darf man ſo Selbſt— 
verſtändliches jagen? Aber iſt es nicht gewiß, daß gerade das Selbit- 
verſtändliche bei uns nie — geſchieht? Denn was ſich ſelbſt verſteht, 
macht ſich leider nicht ſelbſt, man muß es auch durchführen. Dabei. 
läßt uns ſchon unſer Oeſterreicherthum im Stiche. Es genügt uns 
doch, daß wir etwas einſehn — oft iſt ja auch das nicht der Fall — 
aber niemand findet bei uns die Kraft, das wirklich zu thun, was er 
für nothwendig hält. Wir ſind im Staatsleben das, was der Alko— 
holiker im privaten: Er moraliſirt — und trinkt. Wir raiſonniren und 
legen die Hände in den Schoß, um zu warten, bis der Ruſſe oder 
Preuße oder der Ungar oder meinetwegen der Papſt kommt und uns 
inſtallirt, daß wir bequemer wohnen. Jeder Thatwille, jeder Wille, 
Staat zu ſein, iſt in uns erloſchen oder nie vorhanden geweſen, 
da uns ja andere immer den Staat nach ihrem Gutdünken vorpräparirt 
haben. Wir thun als wären wir hierzulande nur Hotelgäſte für eine 
Nacht, denen der Wirt Tiſch, Bett und Kerze hergeſtellt. Wir ſchimpfen 
über dieſe „Wirtſchaft“, es fällt uns aber nicht ein, irgend einen 
Seſſel zu rücken. Vergeſſen wir denn ganz, daß wir als Volk hier 
wohnen und hauſen müſſen, wenn uns auch der — Preuße holte? 

Ja, die Kronländer, dieſe „hiſtoriſch politiſchen Individualitäten“! 
Iſt etwa Galizien oder Tirol eine hiſtoriſche, iſt Böhmen eine „poli— 
tiſche“ Individualität, dieſer ſiameſiſche Zwilling der Politik? Indeß, 
laſſen wir die trübſelige Hiſtorie und die trübſeligere Gegenwarts— 
politik und kehren wir zurück zu den Ziffern der Statiſtik. 

Dem Geſetzgeber, der die Kompetenz der Landtage feſtſetzt, muß 
ſich — es iſt ja anders gar nicht denkbar — einen Durchſchnittstypus 
vorſtellen, dem er. das Ausmaß anpaßt. Wie aber ſoll ein ſolcher an- 
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wendbar ſein auf Kronlandsgebiete, deren eines nahezu tauſendmal 
größer iſt als das andere (Galizien —Trieſt), und auf Bevölkerungs⸗ 
gruppen, deren eine 62mal jo groß iſt als die andere (Galizien —Vor⸗ 
arlberg)? Der durchſchnittlichen Volkszahl entſpricht Steiermark, dem 
Gebietsdurchſchnitt Niederöſterreich. Wenn nun dieſen Muſterkronländern 
die Kompetenz angemeſſen wird, ſo iſt noch immer nicht geholfen: Noch 
immer ſteht Böhmen mit dem dreifachen, Galizien mit dem fünffachen 
Gebiet, erſteres mit der vierfachen, letzteres mit der fünffachen Volks⸗ 
zahl über dem Mittel, und abwärts iſt das Verhältnis noch ungünſtiger. 
Alle Unruhe in unſerer Verfaſſung, das fortwährende Auf- und 
Niederſchieben der Kompetenzgrenze kommt nun daher, daß man einmal 
dieſe, einmal jene Größe zugrunde legt und immer wieder zu unhalt— 
baren Konſequenzen kommt, da nun die Regelung auf andere nicht 
paßt. Dieſe fortwährenden Verſuche, endlich doch die Quadratur des 
Zirkels zu finden, werden nachgerade ſchon lächerlich. Wollen wir ein 
Staat ſein, ein „bodenſtändiger Organismus“, ſo müſſen wir das all⸗ 
gemeine Geſetz der Organismen, das Geſetz der Korrelation und Pro— 
portionalität der Glieder anerkennen. Man denke dabei nicht an mecha⸗ 
niſche Gleichmacherei. Die „Bodenſtändigkeit“ ſchließt eine ſolche ganz 
aus. Aber jenes vernünftige Kompromiß zwiſchen Natur und Staat 
müſſen wir anſtreben, das die Natur nicht verleugnet, den Staat aber 
noch möglich macht. | 
| Abgeſehen jedoch von der Ungleichheit. Von vorneherein muß die 
Frage geſtellt werden: Iſt es im Prinzipe denkbar, daß dieſelbe 
„Gebietskonfiguration zugleich ſtaatliche Mittelinſtanz und Selbſtver— 
waltungskörper iſt. Und darauf gibt es nur eine Antwort: Nein! Wir 
haben oben gehört, daß Selbſtverwaltung an zwei Bedingungen geknüpft 
iſt: 1. innere Intereſſenharmonie im Verband, 2. äußeres Zuſammen— 
fallen dieſer harmoniſchen Intereſſen mit dem allgemeinen Staatsintereſſe. 
Die innere Harmonie iſt nur in kleineren Gebietsverbänden gegeben. 
Darum treten eben in größeren Gebieten die Perſonal verbände, 
die Berufsgruppen und Klaſſen auf mit dem Anſpruch auf Selbſtver⸗ 
waltung ihrer Gruppenintereſſen, ſoweit ſie intern ſind: Darum hat 
man ja Handels-, Gewerbe-, Landwirtſchafts⸗ und Arbeiter, Aerzte⸗ 
und Advokatenkammern! Daher die Ausbildung des Genoſſenſchafts— 
weſens, daher die wirtſchaftlichen und politiſchen Parteien! Welch' 
ſeltſames Mißverſtändnis, in Rieſengebieten Gebietsverbände als Selbſt⸗ 
verwaltungskörper zu konſtituiren, in denen nicht eine Verwaltung 
eigener Angelegenheiten, ſondern nur Parteikampf und Partei⸗ 
herrſchaft ſtatthaben kann! Der ewige Landtagskrakehl 
iſt ein organiſches Produkt unſerer Inſtitutionen, nicht 
etwa landesübliche Unart. Er iſt in kleinen national⸗- homogenen Länd⸗ 
chen einfach nicht da. Wie aber ſtellt man ſich vor, daß in einem 
gemiſchſprachigen Lande irgend wer „ſelbſt“ verwaltet? Die Majorität 
herrſcht über die Minorität. Herrſchen iſt und kann nur fein aus⸗ 
ſchließliche Prärogative des Staates! | | 
Die ſtaatliche Mittelinſtanz hat aber gerade die Aufgabe, mirt: 
ſchaftlich verſchiedene aber konnexe Gebiete zuſammenzufaſſen, die Einheit 
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des ſozialen Lebens zu garantiren trotz des Auseinanderſtrebens der 
Intereſſen und die Widerſtrebenden niederzuzwingen. Unſere 
ganze Verfaſſung iſt ein einziges großes Mißverſtändnis! 

Sind nun unſere Kronländer wenigſtens als Mitteli n ſt a nzen 
denkbar? Rufen wir uns in Erinnerung zurück, was die Mittelinſtanz 
im Staate ſein ſoll: Nach oben Anregung und Antragſtellung, nach 
unten Vermittlung und Kontrole. Dies als verwaltende Inſtanz. Es 
iſt 5 ſie Mittelſtelle als zweite Inſtanz zu nennen, da ſie ganz 
und gar verſchiedene Funktionen ausübt als die Lokal⸗ und Zentral⸗ 
ſtelle. Als Verwaltungs gericht aber muß fie proportional eingegliedert 
ſein — nicht etwa zwiſchen Bezirkshauptmann und Miniſter — ſondern 
zwiſchen dem Verwaltungsgericht erſter Inſtanz und dem Verwaltungs: 
gerichtshof, und kollegial organiſirt werden in dem ziffermäßigen Ver⸗ 
hältnis 3:5:7! 

Nichts von alledem iſt unſere Statthalterei. Sie iſt nach dem 
Syſtem der Realtheilung gegliedert und zwar in den großen Kron— 
ländern reichlicher gegliedert als das Miniſterium, in dem das Pro- 
vinzialſyſtem noch nicht überwunden iſt! Die Prager Statthalterei 
zählt 18 Departements, alſo mehr Fachabtheilungen als das Miniſterium 
des Innern. Welches Ungethüm von einer Behörde iſt beiſpielsweiſe 
dieſe Prager Statthalterei! Sie zählt nahe an 400 Beamte und hat ein 
Budget von über ½ Million, alſo mehr als das Kultus-, Handels⸗ 
oder Ackerbauminiſterium! Und für das Thun und Laſſen dieſer akten⸗ 
ſchreibenden Armee iſt der eine Statthalter verantwortlich. Dieſer 
Rieſen⸗Tintenbetrieb erledigt im Jahre eine Viertelmillion Geſchäftsſtücke, 
das macht für den Statthalter per Tag 750 Akten! Und dabei, ſagt 
man, geht der Herr noch jagen! Wie ſoll ein Miniſterium einen ſolchen 
Betrieb überwachen, kontroliren? Die Statthalterei iſt ein undurch— 
dringliches Gemäuer, hinter dem jede Vetternwirtſchaft, jede autokra⸗ 
tiſche Willkür möglich iſt. Von den Vorgängen im Innern erfährt die 
Zentralſtelle nur, wenn ein Rekurs erhoben wird. Wie iſt ein ver⸗ 
antwortliches Miniſterium und eine parlamentariſche Kontrole daneben 
denkbar? Welchen Sinn aber hat ein Miniſterium als dritte, über— 
prüfende Inſtanz, wenn ſie nicht noch fachmänniſcher zuſammengeſetzt 
iſt als die zweite? 

Indeß, nehmen wir die Statthalterei hin wie ſie iſt, ver⸗ 
gleichen wir die einzelnen Mittelſtellen mit einander. Sofort ſchwindet 
wieder der Nimbus der Fachlichkeit. Bekanntlich weicht in einzelnen 
Gebieten die politiſche Landesſtelle von der „ hiſtoriſch-politiſchen 
Individualität“ ab. Tirol und Vorarlberg unterſtehen der Statt⸗ 
halterei in Innsbruck, Trieſt, Görz und Gradiska, Iſtrien dem Statt⸗ 
halter in Trieſt. Man hat alſo allzugroße Unterſchiede trotz des Kron⸗ 
landsfanatismus vermieden. Und das Reſultat? Nach dem Staatsvor⸗ 
anſchlag für 1900 hat die Landesſtelle in Salzburg 18 Konzeptsbeamte 
(3 Räthe), die küſtenländiſche 39 (9 Räthe), die niederöſterreichiſche 
102 (16 Räthe), die galiziſche 211 (28 Räthe), die böhmiſche 223 
(32 Räthe), die größte alſo eine zehnmal ſo ſtarke Fachgliederung 
als die kleinſte! Wenn ich alſo in der Mittelſtelle beiſpiels weiſe als 
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Induſtrieller Fachlichkeit erwarte, ich finde ſie nicht in Salzburg. Ja, 
wo denn? Das Miniſterium hat ja keine ſtarke Fachgliederung! Man 
kann das Blatt drehen und wenden, wie man will: Nirgends ein Syſtem, 
nirgends Ordnung. Allenthalben dasſelbe — Mißverſtändnis. 


Wo alſo iſt der Ausweg? In keinem Lande der Welt findet 


man ſo große Selbſtverwaltungsgebiete, aber auch in keinem ſolche 


Mittelgebiete der Staatsverwaltung. „Das Königreich Bayern kommt 


Böhmen an Bevölkerung faſt gleich, iſt aber in acht Regierungsbezirke 
getheilt, wovon der größte (Oberbayern) 1'186 Millionen Einwohner 
und der kleinſte (Oberpfalz) 546.834 Einwohner umfaßt. In Preußen 
ſind die Provinzen bekanntlich in Regierungsbezirke getheilt, welche 
die eigentlichen territorialen Verwaltungseinheiten bilden, der größte 
(Düſſeldorf) umfaßt 22 Millionen; 10 Bezirke haben über 1 Million, 
die übrigen 22 unter einer Million Einwohner, darunter einige mit 
einer Bevölkerung von 200 — 300.000 Einwohner. Die franzöſiſchen 
Departements ſind bekanntlich nicht ſehr ausgedehnt, ein einziges umfaßt 
mehr als 10.000 km? und von Paris abgeſehen hat nur ein Depar⸗ 
tement über 1 Million, alle übrigen ſtehen in den Hunderttauſenden“ 
u. |. w. 24) Kurz, man muß kleinere Mittelgebiete der Staatsverwal⸗ 
tung ſchaffen und nach inneren Gründen und Analogie der anderen 
Staaten ſind die Handelskammergebiete im Durchſchnitt die geeig⸗ 
neten Territorien. Sie ſind geeignete Kontrol- und Inſpektionsgebiete. 
In ihnen kann auch die den Mittelinſtanzen eigenartige Form der 
Antheilnahme an der Staatsverwaltung realiſirt werden: Was in der 
Lokalverwaltung das Selfgovernment, das iſt an der Mittelſtelle der 
Konſeil: Die Organiſationsformen der Intereſſengruppen, die Kammern 
und Genoſſenſchaften, die ſonſtigen wirtſchaftlichen und techniſchen Ber: 
bände haben als fachmänniſche Beiräthe und als richtende Schöffen in 
Verwaltungs: und Verwaltungsrechts-Sachen zu fungiren. So kann 
die Mittelinſtanz ohne eigenen Status von Fachmännern in jedem Falle 
fachlich entſcheiden und kommt dabei auch der nicht beamtete Fachmann 
zum Worte. Die Zentralſtellen aber ſind mit Fachbeamten auszuſtatten, 
die durch ihre Stellung parteiliche Beſchlüſſe der Mittelſtelle korrigiren 
und durch ihre Präjudizien allmählig die Verwaltungsrechtspflege 
in ſichere Bahnen leiten. 

Ueber das Durchſchnittskronland erhebt ſich eine noch größere, 
die in Wahrheit hiſtoriſche Gebietskonfiguration, die die Kronländer 
vereinigt und theilt und ſo Provinzen gleicher Größe herſtellt, das 
alte thereſianiſche Gubernium und ſein Sprengel. Aller Kronlands⸗ 


chauvinismus hat es nicht vertilgen und verwiſchen können. Die heutigen 


Oberlandesgerichtsſprengel ſchließen ſich dieſer Gebietsform an, auch 
die 10 Poſt⸗ und Telegraphendirektionen weiſen nur geringe Abände- 
rungen derſelben auf, ebenſo die 10 Aichinſpektorate. Die 9 Korps— 
und Landwehr-Kommandens) ſind ihrer Raum- und Bevölkerungsgröße, 


24) Plener, Zeitſchrift für Volkswirtſchaft ꝛc. 1899, S. 259. 

25) Die militäriſche, kirchliche, Wahlkreis- und Bergbezirks-Eintheilung muß 
infolge beſchränkten Raumes außer Beachtung bleiben. Bezüglich der erſten ſei 
hier nur bemerkt, daß die Abweichung der Ergänzungsbezirks- und Korps⸗Ein⸗ 
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wenn auch nicht der Abgrenzung nach den Grubernien gleich. Die hervdr— 
ſtechendſten Züge des modernen Großſtaates, Heer, Rechtspflege und 
Verkehr, ſehen wir in dieſer hiſtoriſchen Formation ausgeprägt. Nur 
Dalmatien fügt ſich nicht derſelben ein, da es ja hiſtoriſch und geo⸗ 
graphiſch nur ein unorganiſches Anhängſel des Staates iſt. Auch das 
geſchloſſen ſloveniſche, ſowie das allzugroße böhmiſche Territorium würden 
eine Berückſichtigung erfordern. Mit dieſen Modifikationen ließe ſich eine 
gleichmäßige militäriſch⸗politiſche Provinzialeintheilung ſchaffen, welche 
die oben erwähnten Agenden zu realiſiren hätte. Die ſchematiſche Gliede⸗ 
rung in Provinzen, Handelskammerbezirke, Kreiſe und Bezirke ent⸗ 
ſpricht ganz dem preußiſchen Schema Provinz, Regierungsbezirk, Kreis 
und Amtsbezirk, dieſes Schema ringt ſich heute ſchon aus dem 
Wirrwarr des Gebietsnetzes los, es handelt ſich nur um den be— 
wußten und planmäßigen Ausbau vorhandener Anſätze, um Syſtem 
und Ordnung. 

Wie unſer Staat heute organiſirt iſt, und das glaube ich erwieſen 
zu haben, iſt er eine Summe von Rudimenten, die nicht ſterben, von 
Neubildungen, die nicht leben können. Alle modernen Staaten haben 
ſich durch revolutionirende Kriege oder kriegeriſche Revolutionen von 
dem Ballaſt der Geſchichte befreit. Wir hatten Krieg und Revolution, 
aber ihre einigende und befreiende Bewirkung iſt ausgeblieben. Unſere 
Generation wäre berufen, das Verſäumte in friedlicher Arbeit nachzu— 
holen. Es fehlt ihr das Wiſſen und noch mehr der Wille. 


Citerariſche Anzeigen. 


195. Ludwig Gabillon. Tagebuchblätter. — Briefe. — Er⸗ 
innerungen. Geſammelt und herausgegeben von Helene Bettel— 
heim⸗Gabillon. Mit 6 Porträts und 7 Abbildungen. Wien. Reit. 
Leipzig. Hartleben. 1900. VIII, 312 S. fl. 3°30. 

1896 beſchloß Ludwig Gabillon ſein thaten- und erfolgreiches 
Künſtlerleben. Mehr als 52 Jahre war er Schauſpieler geweſen, über 
42 Jahre hatte er im Verbande des Burgtheaters, immer in vorderſter 
Reihe, geſtanden, dauerndes Andenken in der deutſchen Theatergeſchichte 


theilung von der politiſchen eine eminente Gefahr im Mobilifirungsfalle bedeutet. 
Vielleicht der größte Organiſator der Neuzeit, Napoleon I., wußte ſehr wohl, wie 
ſehr die Raſchheit der Mobiliſirung, der Ergänzung und des Nachſchubes vom 
Zuſammenwirken der Zivil⸗ und Militärbehörden abhängig iſt. War der état de 
guerre erklärt, ſo ging die Zivilverwaltung ipso jure auf den militäriſchen Stations⸗ 
kommandanten über. Dazu iſt nothwendig, daß ſich zivile und militäriſche Terri⸗ 
torien und Amtsſitze decken. Es gibt bei uns Korps, deren Kommandanten mit 
zwei oder drei Landeschefs erſt briefliches Einvernehmen pflegen müſſen, in Fällen 
wo jede verlorene Stunde eine verlorene Schlacht bedeuten kann. Ebenſo müſſen 
die Ergünzungsbezirks⸗ Kommandanten ſich an eine zuſammenhangloſe Zahl von 
Bezirkshauptleuten wenden, wo eine perſönliche Rückſprache mit dem Kreishaupt- 
mann genügte, da die Zahl der Kreiſe der der Erg.⸗Bez.⸗Komm. faſt gleichkommt. 
Dieſe Andeutungen genügen, um die Befürchtung zu rechtfertigen, daß wir auch 
in Zukunft — zu ſpät kommen werden. 
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ſich erobert als Hebbel's kongenialer Hagen in den „Nibelungen“, als 
Schöpfer und Meiſter des „Gabillon⸗Faches“. Schon deshalb gebürt 
ſeiner Perſönlichkeit eine Lebensbeſchreibung, wie ſie ſeinen großen 
Vorgängern und Kollegen Lange und Anſchüutz, wie ſie feiner Frau 
Zerline Gabillon⸗Würzburg zutheil geworden. Die Tochter des Künſtler⸗ 
paares hat mit Sammlerfleiß und Finderglück eigene Aufzeichnungen 
Gabillons, ſeine kernigen, launigen Briefe, Jugend⸗ und Freundes⸗ 
erinnerungen in einem echten Künſtlerbuche vereinigt, das uns Gabillons 
reiche, geſegnete Wirkſamkeit, ſeine trüben Jugendſchickſale und ſein 
ſtetes Vorwärtsſtreben, die Kameraden, Direktoren und Dichter, die 
hundert und aberhundert Perſönlichkeiten, denen er in ſeinem Berufe, 
auf Feriengängen und in der Geſellſchaft begegnete, farbig und an⸗ 
ſchaulich, ernſt und munter, leibhaftig vor Augen führt. Seine mecklen⸗ 
burgiſche Heimat mit ihren Fritz Reuters würdigen Originalen, ſeine 
romantiſchen Anfänge bei der Wandertruppe, ſeine Lehrjahre unter 
Julius Moſen, ſeine höchſt ergötzlichen Abenteuer an den Hofbühnen 
von Kaſſel und Hannover, ſeine Leiſtungen unter Laube, Halm, Dingel⸗ 
ſtedt, Wilbrandt, Förſter, Burckhard, ſeine markigen Charakteriſtiken 
dieſer Direktoren und ſeiner ee Kameraden Anſchütz, Baus 
meiſter, Wolter, Sonnenthal u. ſ. w., feine Beziehungen zu Grill: 
parzer, Betty Paoli, Bodenſtedt, Wilbrandt u. ſ. w., das und anderes 
mehr ſichern dem Werke beſonderen Antheil in Gabillons alter und 
neuer Heimat. Neben dieſem hiſtoriſchen Reiz und Wert ſeiner Briefe 
und Aufzeichnungen kommt das rein Menſchliche nicht zu kurz. Gabillon 
war ein Lebenskünſtler, wie wenige, der fröhlichſte Geſellſchafler, ein 
Jagd⸗ und Naturfreund, wie ſelten einer, ein Meiſter alle jerien⸗ 
luft, der Behagen um ſich verbreitete, wo immer er ſich zeig'.. Einen 
Hauch dieſes ſeines belebenden Geiſtes verſpürt man, wenn man Ga- 
billons Tochter auf ihren Gängen zur traulichen Rückersdorfer Jagd⸗ 
hütte des Vaters oder in das von Gabillon erbaute Blockhaus am 
Grundlſee oder zu ſeinen Künſtlerfeſten folgt, bei denen Anſchütz und 
Julie Rettich, die Haizinger und La Roche, Makart und Bauernfeld, 
die beſte Alt⸗ und Neu⸗Wiener Geſellſchaft ſich gern und oft zuſammen⸗ 
fanden. So wirkt das Buch, gewinnend wie einſt der lebendige Gabil⸗ 
lon, durch den rechten Wechſel von Arbeitsernſt und Genußfreude, 
erquickend für Geiſt und Gemüth, eine Gabe, ſo recht geſchaffen, über⸗ 
all wo die deutſche Zunge klingt, Ludwig Gabillon willkommen zu 
heißen als Feſtgeber und Hausvater, als ganzen Mann und ganzen 
Künſtler, als ganzen Autor und als ganzen Humoriſtiker. 

196. Aus den Lehr⸗ und Wanderjahren des Lebens. 
Geſammelte Gedichte, Brief- und Tagebuchblätter. Aus den Jahren 
1884 bis 1899. Von u ve, Berlin. F. Fontane & Ko. 
1900. XI, 179 S. M. „geb. M. 

Das Buch bildet, wie in einer Keinen außerordentlich intereſſanten 
Vorrede bemerkt iſt, eine Art Gegenſtück zu Flaiſchlens Projagedicht- 
ſammlung „Von Alltag und Sonne“ und enthält Gedichte aus dem 
Zeitraum der letzten fünfzehn Jahre. Es bildet ſo eine Art kleines 
Lebenswerk und hat mit ſo vielen alljährlichen konventionellen Gedicht⸗ 
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büchern kaum etwas zu thun. Die Sammlung gibt in fortlaufender 
Linie die Entwicklung einer in ſich ſelbſt immer klarer und feſter werdenden 
Perſönlichkeit, die ſich vom Leben nicht unterkriegen läßt, die dem Kampf 


mit ihm aber nicht aus dem Wege geht und ſich ins Reich der Träume 


flüchtet, ſondern den Krieg aufnimmt und ſich durchzwingt. Es iſt ein 
Buch aus dem Herzen von Hunderten heraus entſtanden voll trüber 
Tiefe aber ebenſo voll heller Höhe. Wir möchten gerne, wenn es uns 
der Raum geſtattet, noch ausführlicher darauf zurückkommen. 

197. Gefühlsklippen. Novellen von Emil Roland. F. Ton: 
tane & Ko. 1900. 241 S. M 3. 

„Die Geſchichte einer Beziehung“, „Die Erzieherin“ und „Ver— 
ſchloſſene Heimkehr“ — dieſe drei Novellen vereinigt Emil Roland unter 
dem Titel „Gefühlsklippen“. Das Haupt-Motiv in jeder Erzählung 
iſt das Scheitern einer Hoffnung, das Verſinken eines Glückstraums 
— verzichten, entſagen. — Sämmtliche Arbeiten liefern den Beweis 
einer hohen kunſtleriſchen Reife. — Aus dem nuanzenreichen Dialog, 
der Schilderung des Milieus empfindet der Leſer mit beſonderem Behagen 
die feine und weltmänniſche Bildung des Verfaſſers. Die intereſſanten 
Vorwürfe wirken in der fein abgetönten Behandlung um ſo reizvoller. 
— Den größten Raum in dem Buche nimmt „Die Erzieherin“ ein, 
in der die Begabung Emil Rolands ganz beſonders glücklich zum 
Ausdruck kommt. | | Ä | 

198. Der beſchleunigte Fall. Roman von Carl Baron 
Torreſani. 2. Auflage. Dresden und Leipzig. E. Pierſon. 1899. 
1. Bd.. 253 S. 2. Bd. 401 S. M. 8. | 

as Sujet dieſes Romanes des feit einem Dezennium zu den 
beliebteß en Belletriſten zählenden Autors iſt aus den Kreiſen der „Schwarz— 
gelben Rteitergeſchichten“ entnommen, führt uns in die Tage der „ſchönen, 


wilden Lieutnantszeit“ zurück und bildet inhaltlich zu letztgenanntem 


Buche ein wohlgelungenes Pendant. Doch ſteht das Werk techniſch 
bedeutend höher als jene Erſtlingsſchöpfung, da das bei Torreſſani 
immer reizvolle Rankenwerk der Epiſoden zu Gunſten der von Anfang 
bis zu Ende ſtraffer durchgeführten und pſychologiſch tiefer fundierten 
Haupthandlung ſtark beſchnitten iſt, ſo daß die Kompoſition als Ganzes 
einen geſchloſſenen Eindruck macht. Das Problem dieſes Romans: in 
einer durch die Verhältniſſe bedingt geweſenen Vernunftehe das Erwachen 
und Wirken echten und rechten Herzensleidenſchaft an zwei eigenartigen 
Charaktern zu zeigen, iſt ebenſo geſchickt geſtellt, wie fein durchgeführt 


und beweiſt aufs neue, wie ſcharf der Blick Torreſanis für das 


kameradſchaftliche und geſellſchaftliche Milieu iſt, in das hinein er ſeine 
Figuren ſtellt. Von bewunderungswürdiger Sicherheit iſt wieder die 
Zeichnung der einzelnen Charaktere und von großer Eleganz die Diktion, 
die durch ihre prägnante Ausdrucksweiſe ſich vortheilhaft von der 
ſtiliſtiſchen Dutzendware abhebt. 

199. Der geiſtliche Führer, welcher die Seele frei macht und 
ſie auf dem inneren Wege zur Erlangung vollkommener An⸗ 
ſchauung führt und der reiche Schatz innerlichen Friedens. 
Niedergeſchrieben von Dr. Michael de Molinos, Prieſter. Gedruckt 
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im Jahre 1699. Ueberſetzt aus dem Engliſchen von Georg Priem. 
Mit einer Einleitung vom Verfaſſer der „Lotosblüthen“. Leipzig. 
Wilhelm Friedrich. XIV, 134 S. | g 
Michael des Molinos war einer vornehmen aragoniſchen Familie 
entſproſſen. Er wurde am 21. Dezember 1627 geboren, ſtudirte Theo- 
logie und veröffentlichte 1675. ſein Buch, das in ſechs Jahren zwanzig 
Auflagen erlebte und in verſchiedene Sprachen überlegt wurde. Es 
erſchien dem päpſtlichen Stuhl als ketzeriſch. De Molinos wurde vor 
die „heilige Inquiſition“ gefordert und am 3. September 1687 mußte 
er öffentlich die in ſeinem Buche niedergelegten Anſichten widerrufen. 
Er entgieng dadurch dem Feuertode, blieb aber bis zum Ende ſeines 
Lebens (1697) in enger Kerkerhaft. Seine Lehre ſchien den Prieſtern 
gefährlich, weil ſie darauf ausging, ſie und ihre Vermittlung über— 
flüſſig zu machen. Kurz zuſammengefaßt, iſt der Inhalt dieſer ſeiner 
Lehre folgender: „Wenn Gott, wie jeder Chriſt zugeben muß, alleinig, 
allgegenwärtig und in allen Dingen das wahre und höchſte Weſen iſt, 
ſo iſt er auch unſer wahres und höchſtes Selbſtbewußtſein, welches 
ewig, allumfaſſend und grenzenlos iſt, und es bedarf keines äußerlichen 
Vermittlers zwiſchen uns und unſerem wahren Selbſtbewußtſein; 
ſondern es handelt ſich nur darum, dieſes in uns ſchlummernde Gottes— 
bewußtſein erwachen und ſich entfalten zu laſſen, was durch den Ein— 
fluß der göttlichen Gnade (den heiligen Geiſt der Selbſterkenntnis) 
geſchieht. Hiezu iſt vor allem nöthig, das Herz und die Gedanken rein 
von allem Eigendünkel, Leidenſchaften und ſelbſtſüchtigen Begierden zu 
halten. In einem liebevollen und geläuterten Herzen offenbart ſich die 
Wahrheit von ſelbſt. Prieſter und Lehrer können uns nur Führer zum 
Lichte fein, nicht aber die göttliche Gnade an uns verſchenken oder ver: 
kaufen.“ Das Buch iſt nicht allein religionsgeſchichtlich intereſſant, 
ſondern es iſt auch ein ſchöner Beitrag zur Entwicklung des menſch— 
lichen Geiſtes, ſo daß ſein Wiederabdruck ſehr am Platze war. 

200. Das dritte Reich. Ein Berliner Roman von Johannes 
Schlaf. Berlin. F. Fontane & Co. 1900. 341 S. Mk. 5. 

Dieſer Berliner Roman iſt wohl die erſte von allen Leiſtungen 
der neuen Generation auf dem Gebiete des Romans, die eindring— 
lich und erſchöpfend darthut, wie die naturwiſſenſchaftlich-moniſtiſche 
Weltanſchauung und wie die anarchiſtiſch-individualiſtiſchen Theorien 
der Stirner und Nietzſche im Guten wie im Böſen auf die neue Gene— 
ration gewirkt haben. — Der Verfaſſer vermeidet hierbei jeden Dok⸗ 
trinarismus und iſt in jeder Beziehung mit ſchönſtem Gelingen beſtrebt, 
die objektive, farbige Plaſtik des Lebens zu erreichen und ſeinen Stoff 
mit tiefdringender und feinſpüriger Pſychologie auszuholen. — Die 
tiefe pſychologiſche Myſtik, mit der er ſich in die verborgenſten Gänge 
des Seelenlebens wagt, erinnert an die Kunſt eines Doſtojewski. Trotz— 
dem zeigt der Roman ſich frei von jedem ausländiſchen Vorbild und 
bewahrt eine reine, ſpezifiſch deutſche Nuance. Die Eigenſchaft, die 
Schlaf von der Kritik bereits ſo oft nachgerühmt wurde und die vielleicht 
ſeine verdienſtvollſte und fruchtbarſte, daß er einer der deutſcheſten und 
nationalſten Dichter der neuen Generation ſei, beſtätigt ſich in dieſem 
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Romane wieder auf das glänzendite!. Bewunderungswürdig iſt die aus⸗ 
geglichene und ſichere Harmonie, in welche der Autor ſeinen ſo diffizilen 
und nuancenreichen, in vieler Hinſicht ſo heiklen Stoff zu zwingen 
wußte; die klare und ſichere Herrſchaft der Sprache über alle dieſe 
ſchwierigen und modernen Elemente des Themas; dieſe Sprache, die 
fi) oft zu einem großen und hinreißenden lyriſchen Pathos ſteigert, 
das ſich doch nirgends überſteigt; dieſe Sprache, die die Nervenmenſchen. 
der modernen Weltſtadt und ihre verwickelten ſeeliſchen Konflikte mit 
geſundeſter Objektivität und mit meiſterhafter Anſchaulichkeit zu geſtalten 
weiß, ohne durch eine gewiſſe moderne Nervoſität der Darſtellung zu 
peinigen. Ein anderer großer und bedeutſamer Vorzug dieſes Romanes 
iſt es, daß er ſich von jeglichem Peſſimismus frei zu halten weiß. 
Gewiß im Bereich der modernen Produktion eine äußerſt ſeltene und 
dankenswerthe Erſcheinung! — Denn, wenn ſchon die eigentliche Haupt: 
perſon des Romans, der Doktor Emanuel Lieſegang, eine jener 
ſchwankenden Hamlet- und Uebergangsnaturen iſt, die an dem Konflikt 
zwiſchen zwei Weltanſchauungen zu Grunde gehen, in dieſem beſonderen 
Falle an der Idee des „Uebermenſchen“ und des „dritten Reiches“: 
ſo iſt dieſe Geſtalt doch eigentlich ohne jede Peinlichkeit und Kränk— 
lichkeit gezeichnet. Xiefegang geht zu Grunde, aber nicht ohne ſich vorher 
zu der Höhe einer einheitlichen und ſtarken Weltanſchauung empor: 
gerungen zu haben, die das Leben auch noch über den Tod und über 
alles Unglück perſönlichſten Schickſals hinaus bejaht! — Zudem hat 
der Dichter zwei Perſonen zu Lieſegang in Kontraſt geſetzt, den Chemiker 
Horn und Olga Wrede, die ſo erfreulich geſund, menſchlich und 
rüſtig auf dem ſicheren Boden einer neuen moniſtiſchen Wektanſchauung 
ſtehen, daß es eine wahre und herzhafte Freude iſt. Die Charakter- 
zeichnung iſt von großer, zielbewußter Sicherheit; mit aller Feinheit, 
mit aller reichen Differenzirtheit jener modernen Mittel, die gerade 
Schlaf als einer der erſten für unſeren deutſchen Roman und unſer 
neues Drama ſelbſt geſchaffen. Jede einzige Geſtalt des Romans zeigt 
eine Anſchaulichkeit und Lebenswahrheit, daß ſie ſich den beſten Erzeug— 
niſſen der Romanliteratur an die Seite ſtellen dürfen: es ſind Menſchen, 
lebendige Menſchen! 

201. König Jerome Napoleon. Ein Zeit und Lebensbild nach 
Briefen: 1. der Frau von Sothen in Kaſſel an meine Großmutter, 
2. des Reichskanzlers von Dalberg an meinen Großvater, 3. und 
meines Vaters als weſtfäliſcher Garde de Corps an ſeine Eltern, 
ſowie anderen Familienaufzeichnungen bearbeitet von Moritz von 
Kaiſenberg, Herausgeber der Memoiren der Baroneſſe Cäcile 
Courtot de Ciſſey. Leipzig. Schmidt & Gunther. 1899. XV., 331 S. 
Mk. 750, eleg. geb. Mk. 10. 

Der Verfaſſer der im vorigen Jahre erſchienenen Courtot'ſchen 
Memoiren, welche trotz des Für und Wieder in der geſammten in- und 
ausländiſchen Preſſe einen außergewöhnlichen Erfolg gehabt haben, 
lüftet in der Vorrede des obigen Werkes den Schleier und verräth den 
wirklichen Namen ſeiner Heldin. Sie hieß: „Cecile Eliſabeth de Ciſſey“ 
(der Familienname iſt Courtot de Ciſſey), und war die Schweſter des 
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Biſchofs von Auxerre. Dieſelbe flüchtete während der großen franzö⸗ 
ſiſchen Revolution und lebte acht Jahre, mit ſeiner Großmutter, der 
Frau von Alvensleben, auf das innigſte befreundet, in dem Hauſe 
ſeiner Großeltern, wo ſie auch ihr Bruder häufig beſuchte. Deſſen 
Unterſchrift unter ſeinen Briefen lautete: „J. B. Biſchof von Auxerre.“ 
So viel zur Aufklärung über jenen Namen. Während jenes Buch 
Erinnerungen aus ſeinem mütterlichen Nachlaß bot, iſt es heute eine 
ſolche aus den von ſeinem Vater und Großvater hinterlaſſenen Pa⸗ 
pieren. Das Buch ſchildert eine Zeit, die ſich an die jenes anderen 
Werkes anſchließt, die Zeit der Erniedrigung unſeres deutſchen Vater: 
landes, insbeſondere der zuſammengeſchweißten Lande, die man damals 
das Königreich Weſtphalen nannte. Von ſeinem luſtigen König Jerome 
wird darin erzählt, und ein Bild der ganzen Epoche gegeben. Sein 
Großvater ſtand als Gerichtspräſident und Mitglied der Reichsſtände 
in Dienſten des Königs. Sein Vater aber war einer von Jéromes 
treuen Garde du corps. Wir wünſchen, daß beide Aufzeichnungen 
ſowie das ganze Werk, das auf Briefen von Angehörigen ſeiner Familie 
aufgebaut iſt, das gleiche Intereſſe finden möge, wie es die Memoiren 
der Baroneſſe de Courtot gefunden haben. 

202. Eyſen. Deutſcher Adel um 1900. Roman von Georg . 
herr von Ompteda. Berlin. E. Fontane & Co. 1900. 1. Bd. 
372 S. 2 Bd. 297 S. Mk. 10. 

Die Literatur am Ende des Jahrhunderts sel das Beſtreben, 
ein möglichſt getreues Geſammtbild des geiſtigen, kulturellen und ſozialen 
Lebens des ablaufenden Säkulums zu geben und zwar nicht blos mit 
Hilfe der wiſſenſchaftlichen kritiſchen Methode, ſondern auch im Rahmen 
von Dichtungen mit beſtimmtem ſozialen Hintergrund. Einzig in dieſer 
Literatur dürfte das neue Werk Georg von Omptedas daſtehen, eine 
Arbeit die in der Form eines Romans ein Bild des deutſchen Adels 
um die Jahrhundertwende gibt. — Ompteda behandelt in „Eyſen“ 
nicht das Schickſal eines Helden, ſondern einer ganzen Geſellſchafts— 
klaſſe. Um ein weit verzweigtes Geſchlecht handelt es ſich und mit der 
Genialität eines großen weitſchauenden Künſtlers weiß der Verfaſſer 
in dieſer Familie die einzelnen Typen des Adels mit feſten, ſcharf 
umriſſenen Strichen zu zeichnen. Da ſitzt wie Heine ſagt, „der hoch— 
geborene Kämpe auf ſeinem Turnierroß und behauptet keck die mittel- 
alterliche Zote, daß durch adelige Zeugung ein beſſeres Blut entſtehe 


als durch bürgerliche Zeugung, er vertheidigt die Geburtsprivilegien“. 


„Aus ſeinen eignen Reihen erhebt ſich ein Streiter, der Stück vor 
Stück ſeine beſtialiſchen und aberwitzigen Behauptungen und die übrigen 
noblen Anſichten herunterſchlägt“. — Der leichtſinnige Offizier, der 
durch ſeine Paſſionen ſeine Familie ins Unglück ſtürzt und von den 
vornehmen Verwandten fallen gelaſſen wird, die verarmte Stiftsdame, 
der feudale Landjunker, ſie alle ſind vertreten als Mitglieder Derer 
von Eyſen. Und wie in ihren Reihen die Abtrünnigen zu finden ſind, 
die den veralteten Standpunkt des Adeligen erkannten und ſich als 
moderne Menſchen in Kunſt, Wiſſenſchaft. und Induſtrie bethätigen, 
ſo zeichnet ferner Ompteda mit leiſer Ironie den Bürgerlichen, der ſich 
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einzudrängen verſteht in die exkluſiven Kreiſe, deſſen Stolz und Traum 
die Krone über dem Monogramm iſt. Die große Schwierigkeit, die 
weitverzweigte Familie um eine Handlung zu gruppiren, hat der Ver⸗ 
faſſer mit ſeltenem Geſchick überwunden. Noch mehr als dieſes tech⸗ 
niſche Kunſtſtück muß die Meiſterſchaft anerkannt werden, mit welcher 
die einzelnen Typen lebenswahr und lebenskräftig gezeichnet ſind. In 
dieſen Charakteriſtiken ſteckt der eminent kulturhiſtoriſche Wert der 
Arbeit, die kein Roman im landläufigen Sinne iſt, ſondern mit Recht 
das gibt, was Ompteda will: ein Bild des Deutſchen Adels um 1900. 
— Aber keine Parteilichkeit beeinflußt dieſes Bild: es iſt keine ver⸗ 
letzende Kritik des Adels — das Buch hat, um den Stuttgarter Philo— 
ſophen Fr. Th. Viſcher zu zitiren „erzürnte Liebe“ geſchrieben. Vor 
uns entrollt ſich ein groß angelegtes und packend ausgeführtes Zeit⸗ 
gemälde. Es iſt die Leiſtung eines vornehmen Künſtlers, der über den 
Parteien ſteht, mit offenem Auge ſieht und mit warmem Herzen ſchafft, 
der uns mit jedem neuen Werke beweiſt, daß auch als Künſtler für 
ihn der Wahlſpruch lautet: noblesse oblige. 

203. Zwei Novellen. Von Karl Federn. Berlin. Gebr. 
Paetel. 1899. 287 S. | 

Die erſte Novelle heißt: „Irrwege“. Sie ſchildert den Lebens⸗ 
lauf eines ſenſitiven, künſtleriſch begabten Mannes, der im Suchen 
nach dem Weibe ſich ſelbſt zu verlieren droht und in die Myſterien 
des größten Schmerzes taucht. Seine komplizirte, leicht verwundbare 
und tiefe Natur vermag ſich gegen die brutalen Realitäten des Lebens 
nur ſchwer zu behaupten und als er ſie überwunden, hat er auch viel 
Lebenskraft ſchon verbraucht. Aber gerettet hat er ſich ſeine Kunſt, die 
er ernſt und heilig betreibt. Dem Dichter gelingt es mit den echteſten 
Mitteln einer keuſchen Darſtellung uns den Helden ganz nahe zu 
bringen. Noch beſſer und ergreifender als „Irrwege“ iſt die zweite 
Novelle: „Verbrecher“. Hier iſt eine Frau die Hauptperſon. Sie iſt 
an einen Mann verheiratet, der, innerlich roh, ſich äußerlich als der 
Träger aller edlen Ideen drapirt. Er hat ſie als ein armer Menſch 
geheiratet, weil ſie reich iſt. Und obwohl er über die Verwandten 
ſeiner Frau, die Geſchäftsleute, fortwährend ſchimpft, und ihr Geld 
verachtet, unterläßt er nicht, es fleißig anzunehmen. In der Sommer⸗ 
friſche lernt das unglückliche Weib, das ebenſo ausgezeichnet iſt durch 
Adel des Geiſtes wie der Seele, einen ihr kongenialen Mann kennen 
und lieben. Die Sehnſucht der beiden zu einander iſt übergewaltig. Da 
verunglückt der Gatte und ſie können ſich heiraten. Das Unglück ge— 
ſchieht vielleicht unter Mitwirkung, vielleicht blos infolge einer Unter- 
laſſung des Liebhabers. Hätte dieſer rechtzeitig helfend eingegriffen, ſo 
hätte es vielleicht vermieden werden können. Daher der Titel der No⸗ 
velle. Der Schluß, der das neue Leben der beiden beſchreibt, hat etwas 
von traumhaft⸗verlorener Schönheit. 

204. Guy de Maupaſſants Geſammelte Werke, frei 
übertragen von Georg Freiherrn von Ompteda. 40 Lieferungen 
à 50 Pfg. oder 10 Bände à Mk. 2. Verlag von F. Fontane & Ko. 
Berlin W. 35. Lieferung 33 — 40. 
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Nunmehr liegt der neunte und zehnte Band des Unternehmens, 
abgeſchloſſen vor. Zum erſten Mal erſcheint hier Maupaſſants be- 
rühmteſter Roman „Bel-ami“ zu jo wohlfeilem Preis (Mk. 2 broſch., 
Mk. 275 geb.), dabei zum erſten Mal in einer Ueberſetzung, die dem 
ausgezeichneten franzöſiſchen Kunſtwerk als eine gleichwertige ſelbſt— 
ſtändige Leiſtung gegenüberſteht. Es iſt, als ob Ompteda mit beſon— 
derer Liebe ſich in dieſe Arbeit verſenkt hätte, denn er bietet geradezu 


Ausgezeichnetes in der einfachen Natürlichkeit, dem Glanz der Sprache 


und der farbenprächtigen Darftellung, jo daß man das Buch wie einen 
deutſchen Originalroman erſten Ranges lieſt. Und dabei bleibt Bel-ami, 
das ſehr charakteriſtiſch mit „Der Liebling“ überſetzt iſt, vielleicht das 
franzöſiſchſte aller franzöſiſchen Bücher, ein Kultubild aus der dritten 
Republik, das bei aller ſatiriſchen Schärfe den Stempel unbedingteſter 
Wahrheit trägt; und zwar einer ſo typiſchen Wahrheit, daß heute nach 
zwanzig Jahren die Geſtalten des Romans wie nach bekannten Modellen 
des Tages gearbeitet zu ſein ſcheinen. Selten hat ein Dichter tiefer 


und unerbittlicher hineingeleuchtet in die Seele einer verrotteten, deka- 


denten Geſellſchaft und ſelten hat ein Dichter einen für ſeine Zeit und 
ſein Volk ſo charakteriſtiſchen Typus geſchaffen, wie Maupaſſant in 
dem gewiſſenloſen Streber und Genußmenſchen Duroy, dem heute noch, 
und nicht blos in Frankreich, die Welt gehört. Der zehnte Band ent— 
hält „Ein Menſchenleben“. Auch hier muß wieder die Ueberſetzung 
als muſterhaft gerühmt werden. Mit dieſen zehn Bänden iſt die erſte 
Serie der Geſammtausgabe geſchloſſen. | 

205. Politiſche Geſchichte Deutſchlands im neunzehnten 
Jahrhundert von Georg Kaufmann. Erſtes bis viertes Tauſend. 
Berlin. G. Bondi. 1900. XI, 706 S. Mk. 10. (4. Band der von 
Paul Schlenther herausgegebenen Sammlung: „Das 19. Jahrhundert 
in Deutſchlands Entwicklung“). 

In flotter, friſcher und geiſtvoll belebter Schilderung der Ver— 
hältniſſe und der handelnden Hauptperſonen, von denen ſo viele noch 
in unſere Zeit hineinragen, zeigt der Verfaſſer, wie die politiſche Ent⸗ 
wicklung Deutſchlands im neunzehnten Jahrhundert ein zweifaches Ziel 


erreicht hat. In den Einzelſtaaten iſt der patriarchaliſche Abſolutismus, 


der den Staat vorzugsweiſe als eine Summe von Intereſſen des 
regierenden Hauſes betrachtete, durch einen höheren Begriff des Staates 
und durch eine ſtärkere Ausprägung der Rechtsordnung in der Form 
der konſtitutionellen Monarchie beſeitigt, und aus dem völkerrechtlichen 
Verein des deutſchen Bundes iſt das Deutſche Reich gebildet worden. 
Es wird deutlich, wie beide Prozeſſe miteinander im Zuſammenhang 
ſtanden und begleitet und bedingt wurden durch große Fortſchritte auf 
den Gebieten des wirtſchaftlichen wie des geiſtigen Lebens und der 
geſellſchaftlichen Ordnung. Kaufmann weiſt nach, wie Ackerbau, Handel 
und Gewerbe nach Beſeitigung der Feſſeln überlebter Geſellſchafts— 
ordnungen und Wirtſchaftsformen und der Hinderniſſe der Kleinſtaaterei 
eine ungeahnte Entwicklung nahmen, wie dieſe Fortſchritte und ihre 
Hemmungen in Wechſelwirkung mit den geiſtigen Strömungen der Zeit 
ſtanden, deren Kampf nicht weniger lebhaft war als der politiſche und 
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wirtſchaftliche Kampf des Jahrhunderts. Im Gegenſatz zu der Auf: 
klärung und den humaniſtiſchen Idealen, welche die Periode von Leſſing 
und Kant bis auf Goethe und Schleiermacher beherrſchten, erhob ſich 


| eine geiſtige Richtung, die auf dem Gebiete der Schule und der Kirche 


pietiſtiſchen Eifer, dogmatiſchen Zelotismus und die Neigung erzeugte, 
die Geheimniſſe des Denkens und Empfindens durch die gröbſten 
Symbole und Formeln zu erfaſſen und zu beherrſchen. Die Erfolg— 


nn loſigkeit des in den mittleren Dezennien ſiegesgewiß fortſchreitenden 


Materialismus führte dieſer Neuromantik die Maſſe der Enttäuſchten 
zu, und da ihr auch die politiſchen Verhältniſſe zu Hilfe kamen, ſo 
brach ſie hervor und geberdet ſich ſeitdem, als habe ſie die Herrſchaft 
auch im Reiche des deutſchen Geiſtes. Wer an die Macht der Wahr: 
heit glaubt und eine Vorſtellung davon gewonnen hat, wie das Leben 
unſeres Volkes die geiſtige Freiheit nicht entbehren kann und nach jeder 
Unterdrückung wieder erzeugt, der wird über den Ausgang des Kampfes 
nicht zweifelhaft ſein; aber noch geht er fort, und das erſchwert es, 
manche bedeutende Vorgänge und Perſönlichkeiten ganz zu verſtehen. 
Eine ähnliche Schwierigkeit beſteht den ſozialen Kämpfen gegenüber. 
Aber die Bewegung, die Karl Marx lange Zeit mit gewaltiger Geiſtes— 
und Willenskraft beherrſchte, iſt über ihn hinausgelangt, und ein er— 
heblicher Theil ſeiner Gedanken iſt — freilich in mannigfaltigen Modi⸗ 
fikationen — auf die Gegner übergegangen, das beſte Zeichen des ſieg— 
reichen Vorwärtsſchreitens. Wie ſich durch das Ineinandergreifen dieſer 
Elemente und Prozeſſe aus den Trümmern des heiligen römiſchen 


| 5 Reichs der deutſche Staat der Gegenwart und ſein geſellſchaftlicher 


Zuſtand entwickelte, hat Georg Kaufmann in überſichtlicher und an— 
ſchaulicher Weiſe gezeigt, und fo iſt ein im Ganzen freies und unbe. 
fangenes Werk entſtanden, das aus der jüngſten Vergangenheit des 
deutſchen Volkes und Reiches eine Brücke ſchlägt in die nächſte Zukunft 
hinein und dazu beitragen wird, alle guten und edlen, die Menſchheit 
und die Kultur fördernden Keime aus der geſchichtlichen Entwicklung 
des neunzehnten Jahrhunderts auf das zwanzigſte zu übertragen. Es 
wird helfen, vorübergehende oder nur ſcheinbare Gegenſätze des politi— 
ſchen Lebens auszugleichen und die Probleme zeitgemäß umzugeſtalten. 
So wird das Buch nicht nur in anziehender Weiſe über die Thaten 
der Eltern und Voreltern den Enkel belehren, ſondern ihm auch eine 
Richtſchnur werden für ſein eigenes Verhältnis zur Gegenwart. 
206. Volkswirtſchaftliche Studien aus Rußland. Von 


Dr. Gerhart v. Schulze-Gävernitz. Leipzig. Duncker & Humblot. 


1899. VIII, 618 S. Mk. 12:60. | 
Eine Anführung der Kapitelüberſchriften gibt zugleich den Plan 
des Buches wieder: J. Der ältere Merkantilismus. II. Die mittelruſſiſche 
Baumwollinduſtrie. III. Die Slavophilen und die Panſlaviſten. IV. Die 
Handelspolitik der achtziger Jahre. V. Agraria. VI. Zur Währungsreform. 
Das Buch hält mehr als der beſcheidene Titel beſagt. Es gibt zum 
erſten Male in deutſcher Sprache eine Darſtellung der Entwicklung 
der ruſſiſchen Induſtriewirtſchaft. Der Verfaſſer beginnt mit der Zeit 
der gutsherrlichen Fabriken und ſchließt mit der Erörterung einer der 
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gegenwärtig brennendſten Fragen der Finanzreform. Ein ausführl iches 
Kapitel (133 S.) beſchäftigt ſich mit der Landwirtſchaft. Das Werk 
des Freiburger Profeſſors iſt eine überaus wertvolle Bereicherung 
unſerer wiſſenſchaftlichen Literatur und verdient, als eine mühſame und 
viele nicht immer gleich zuſammen vorhandenen Vorbedingungen er⸗ 
heiſchende Arbeit durchaus Anerkennung und Lob. 

207. Das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen im 
Großherzogthum Heſſen in den Jahren 1873-1898. Darm⸗ 
ſtadt, J. C. Herbert, Hofbuchdruckerei 1899. 10 Bogen Großfolio mit 
graphiſchen Tafeln und einer Karte M. 6. 

Herausgegeben iſt das Werk von der Verbandsdirektion des 
heſſiſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbandes, und die Veran— 
laſſung zur Herausgabe war das Jubiläum des Verbandes im Jahre 1898. 

Der Umſtand, daß das deutſche landwirtſchaftliche Genoſſenſchafts— 
weſen gewiſſermaßen in Heſſen ſeinen Urſprung, jedenfalls aber ſeit 
Beſtehen des Allgemeinen Verbandes in Offenbach in Heſſen ſeine 
Zentrale hat, macht das Werk auch allen fernerſtehenden Genoſſen⸗ 
ſchaftern und ſpeziell denen aus der Landwirtſchaft beſonders intereſſant. 

Es bietet ſowohl durch ſeinen hiſtoriſchen Inhalt als durch die 
ſtatiſtiſchen Nachweiſe über die Entwicklung der heſſiſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften ſehr viel Belehrendes, und ſowohl die 
Stenogramme der Vorträge beim Jubiläum als die Einzeldarſtellungen 
über Gründung, Organiſation und Entwicklung einer Anzahl Spar⸗ 
und Darlehenskaſſen (7), Molkereien (4) und Bezugsgenoſſenſchaften 
(4) erhöhen den belehrenden Inhalt weſentlich. 

Die graphiſchen Darſtellungen machen die ſtatiſtiſchen Tabellen 
anſchaulicher und verſtändlicher, und ſo können wir das Werk allen 
Landwirten, die Intereſſe für Genoſſenſchaftsweſen haben oder erwerben 
wollen, nur dringend empfehlen, empfehlen es aber auch ſonſtigen Ge— 
noſſenſchaftern und Volkswirten als eine Urquelle über die Entwicklung 
der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsſache. Max May. 
| 208. Nur Weib. Novellen von Klaus Rittland. Berlin. 

F. Fontane & Ko. 1900. 372 S. M. 5, geb. M. 6:50. 

Wenn es noch ein Geheimnis wäre, daß ſich hinter dem Pſeudonym 
„Klaus Rittland“ eine junge Frau verbirgt, dieſe Novellen würden es 
nicht verrathen, trotz dem Geſammttitel, der ja den Schluß zuläßt, daß 
es ſich darin hauptſächlich um Frauenſchickſale handelt. Man iſt heutzutage 
zu ſehr daran gewöhnt, die federführenden Frauen mit ihrer Kunſt und 
ihrer Beredſamkeit für die Entweiblichung des Weibes kämpfen zu ſehen, 
als daß man ohne weiteres annehmen könnte, eine Frau würde heute 
den Muth haben, gegen dieſe Amazonen ihre Stimme zu erheben und 
für das „Nur⸗Weibthum“ ihres Geſchlechtes eine Lanze zu brechen. Und 
doch iſt Klaus Rittland eine ſolche Frau, und ihre Novellen, ſo modern 
in Form und Charakteriſtik ſie ſind, bilden ein wertvolles Beiſpiel der 
naturgemäßen Reaktion, die eine Folge jeder Ueberſpannung iſt. — Ihre 
Bekanntſchaft mit vielen fremden Ländern, ihre große Welt- und 
Menſchenkenntnis ermöglicht es der Verfaſſerin, ihre Probleme in 
farbenreiche Schilderungen einzukleiden und ſo nach allen Richtungen hin 
dem Geſchmack und Anregungsbedürfnis des Leſers Rechnung zu tragen. 


Für den Inhalt verantwortlich: Engelbert Vernerſtorfer. 
Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei, Wien, VIII. Breitenfeldergaſſe 22. 
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